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Die  Romanisirtmg  des  Civilprocesses  in  der  Stadt 

Bremen. 

I.  Einleitung. 

In  Adolf  Stölzels  „Das  gelehrte  Richterthum  in  den  deutschen 
Territorien“  ist  die  bunte  Entwicklung  untersucht  worden,  welche 
das  frühere  deutsche  Gerichtswesen  mit  seinen  mannigfachen 
Mischungsverhältnissen  römischer  und  deutschrechtlicher  Ele- 
mente darbietet.  An  die  sorgfältigsten  Detailuntersuchungen 
über  die  Receptionsgeschichte  des  römisch -kanonischen  Rechts 
in  Hessen  schliesst  sich  eine  von  allgemeineren  rechtshistorischen 
Gesichtspunkten  ausgehende  Darstellung  der  in  deutschen  Stadt- 
und  Landrechten  wiederkehrenden  Durchgangs-  und  Entwick- 
lungsstufen auf  dem  Wege  der  Romanisirung.  Dabei  ist  die 
Fülle  der  concreten  Gestaltung  in  den  einzelnen  Rechtsgebieten 
besonders  betont  und  die  Weiterführung  der  Untersuchung  für 
kleinere  Rechtsgebiete  als  wünschenswerth  erklärt  worden. 

In  der  nachfolgenden  soll  versucht  werden  für  eines. der 
kleinsten  Territorien,  für  die  mittelalterliche  Stadt  Bremen  mit 
einem  Flächenraum  von  etwa  100  Hektar  die  Verdrängung  des 
alten,  einheimischen  Gerichtsverfahrens  durch  den  römisch- 
kanonischen Process  zu  schildern : eine  vielleicht  zu  unbedeutende 
Arbeit,  wenn  nicht  die  kräftige  Selbstständigkeit,  mit  welcher 
sich  das  kleine  befestigte  Gemeinwesen  inmitten  des  erzbischöf- 
lichen und  später  schwedischen  Machtbereiches  behauptet  hat, 
auch  seinem  Privat-  und  Processrecht  eine  gewisse  Eigenart  und 
Selbstständigkeit  im  Werden  und  Wandel  aufgedrückt  hätte.  Es 
war  meine  ursprüngliche  Absicht,  die  Umbildung  des  bürger- 
lichen Processrechts  auch  in  Hamburg  und  Lübeck  mit  heran- 
zuziehen, was  dem  Gegenstände  ein  erhöhtes  Interesse  gegeben 
haben  würde,  uin  so  mehr  als  die  Stellungnahme  des  Rathes 

Kiihimann,  Clvilproceea  in  Bremen.  1 
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und  der  Gemeinde  der  drei  Städte  zu  den  fremden  Rechten  sich 
in  drei,  für  das  deutsche  Reehtsbewusstsein  in  der  Receptions- 
periode  typischen  Formen  ausspricht.  Die  Arbeit  würde  aber 
länger  dauernde  Studien  in  den  Archiven  Hamburgs  und  Lübecks 
erfordert  haben,  wozu  mir  die  Müsse  fehlte. 

In  Lübeck  schrieb  1555  der  Rath  an  das  Reichskammer- 
gericht: „Demnach  ist  an  E.  E.  Gn.  unser  Ritt’,  sie  wollen  in 
Fällen  und  Sachen,  darin  wir  nach  unser  Stadt -Lübsch- Recht 
und  alte  löbliche  Gewohnheit  geurtheilet  und  erkandt  haben,  bei 
solcher  unser  Erkenntnis»  und  Stadt-Lübsch-Recht  und  Gewohn- 
heit lassen,  dieselben  Urtheile  confirmiren  und  approbiren,  und 
uns  darüber  mit  Kayserliche  Rechte,  die  wir  nicht 
ertragen  mögen,  nicht  beschweren  lassen.“1)  Bei  der 
1586  erfolgten  Revision  des  Stadtrechts  stand  man  noch  auf 
demselben  Standpunkt  und  gestattete  dem  römischen  Recht  nur 
einen  geringen  Einfluss. 

In  Hamburg  erklärte  dagegen  schon  Bürgermeister  Langen- 
beck  in  seiner  Glosse  zum  Statut  von  1497,  dass  die  kaiserlichen 
Rechte  anzuwenden  seien,  „wo  unse  ghesette  effte  wanheyde 
keren,  de  me  ok  darna  scholl  boghen  unde  duden  als  me  even- 
kamelikest  mach ,“  *)  und  in  die  reformirten  Statuten  von  1605 
hat  das  römische  Recht  nach  dem  Vorbild  der  Nürnberger 
Reformation  in  sehr  erheblichem  Maasse,  ohne  ernstlichen  Wider- 
stand der  Bürgerschaft  Eingang  gefunden. 

Bremen  nimmt  eine  Mittelstellung  zwischen  den  beiden 
Schwesterstädten  ein.  Allerdings  wurde  schon  1532  in  Artikel 
19  der  „Neuen  Eintracht,“  dem  Grundgesetz  des  Bremischen 
Staatsrechts,  in  Aussicht  genommen,  falls  Einiges  im  Stadtbuch 
als  reformbedürftig  erscheinen  sollte,  „dat  sodannes  na  Rade  der 
H ochgelehrdcn  unde  Verstendigen  veraendert,  verlengert, 
vermindert  unde  verbetert  möge  werden“ ; zu  einer  Reformation 
kam  es  aber  erst  im  Jahre  1606  durch  den  Bürgermeister  Heinr. 
Krefting,  welcher  das  römische  Recht,  indess  in  sehr  schonen- 
der, gewissermassen  decorativer  Weise,  in  einer  neuen  Redaction 
des  Stadtrechts  — Statuta  reformata  genannt  — zur  Geltung  zu 
bringen  suchte.  Jedoch  die  Bürgerschaft  lehnte  die  Vorlage  ab 
und  beschloss  bei  dem  alten  Rechte  zu  bleiben,  was  ihr  aber 


')  Kraut,  Grundriss  zu  Vorlesungen  über  das  Deutsche  Privatrecht. 
5.  Auflage.  S.  52.  No.  28. 

*)  Julius  Goldfeld,  lieber  das  Hamburg.  Gütorrecbt.  Hamburg  1888. 
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wenig  hnlf.  Die  Ueberzeugung  der  Juristen  von  der  subsidiären 
Verbindlichkeit  und  in  complexu  Reception  des  römischen  Rechts 
war  durch  die  Universitätslehrer  eine  so  allgemeine  geworden, 
dass  der  Rath,  nachdem  der  Weg  der  Gesetzgebung  sich  als 
nicht  gangbar  erwiesen,  dasselbe  als  auf  dem  Wege  des  Gewohn- 
heitsrechts recipirt  ansah.  Den  Niederschlag  dieser  Doctrin  zeigt 
der  Codex  glossatus,  das  vom  erwähnten  Bürgermeister  Krefting 
1805  und  1606  glossirte  Stadtrecht  von  1433,  dem  sich  weitere 
Glossen  der  Rathmänner  Johann  Almers  (f  1637)  und  Joh. 
Wachmann  (f  1659)  anschliessen : Quod  in  statutis  non  est  ex- 
pressuiu  id  relinquitur  dispositioni  juris  communis.  Omne  statutum 
recipit  interpretationem  extensivam  ex  jure  communi  et  quidem 
ita  ut  quam  minime  deroget  legi  scriptae.  *) 

Die  älteste  Codification  des  Stadtrechts  von  Bremen  fällt  in 
die  Jahre  1303 — 1307.  Aber  schon  vor  1246  hatten  die  städtischen 
Willküren  ihre  Aufzeichnung  gefunden,  mussten  jedoch  in  diesem 
Jahre  auf  Anfordern  des  Erzbischofs  Gerhard  II.  wieder  zurück- 
genommen werden.  In  der  von  der  Stadt  bei  dieser  Gelegenheit 
ausgestellten  obligatio  archiepiscopo  et  capitulo  praestita  ’)  zeigt 
das  städtische  Gewohnheitsrecht  bereits  manche  Abweichung  vom 
landgerichtlichen  Processrecht , die  im  Gesetzbuch  von  1303 
wiederkehren , vermehrt  sind  und  so  deutlich  hervo?lreten , dass 
Bürgermeister  Dietrich  Smidt  *)  in  seiner  Schrift  „de  cura  mulie- 
rum  Bremensiam  (1770  verfasst)  meint: 

„Non  equidem  nego,  speculum  Saxonicum  in  his  et  vicinis 
terris  uti  et  in  aliis  Saxoniae  provinciis  non  exiguam  statim  post 

ejus  publicationem  consecutum  esse  auctoritatem agnosco 

porro  nonnulla  in  statutis  patriis  occurrere  quae  in  Repkovii 
speculo  quoque  leguntur.  Verum  ut  tacenm  plerosque  legum 
nostrarum  articulos  cum  eo  minime  convenire , ea  quae  conveni- 
entiam  aliquam  habent  non  tarn  ipsi  speculo  quam  potius  com- 
munibus  Germaniae  inferioris  maxime  moribus  et  consuetudini- 
bus  quas  et  speculo  insertas  esse  novimus  originem  suam  debent.4) 


*)  Codex  glossatua.  Ms.  Seite  293,  192. 

’)  Bremisches  Urkundenbach,  Band  I.  No.  234. 

*)  Smidt,  de  cura  mulierum  Bremensium,  abgedruckt  bei  Gildemeister, 
Beiträge  zur  Kenntnis«  des  vaterländischen  Rechts.  Band  IL  S.  68. 

*)  Damit  stimmt  im  Wesentlichen  auch  die  neueste  rechtsgeschiohtliohe 
Forschung  überein.  R.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  S.  623. 

„Eike  erreichte  seinen  Zweck,  das  gemeine  Sachsenrecbt  darstellen  su 
wollen,  nicht  ganz,  weil  er  daB  Recht  seiner  ostfälisohen  Heimath  eben  fiir 

1* 
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Von  den  drei  (Jodifikationen  des  Stadtrechts,  der  von  1303 
(1307  vollendet),  1428  und  1433,  intereseirt  uns  nur  die  letztere. 
Die  im  Stadtbuch  von  1428  enthaltene  systematische  Anordnung 
des  Stoffes  ist  wiederaufgegeben  und  die  Artikel  in  zwei  grosse 
Abtheilungen  zusammengestellt,  von  denen  die  erste  106  Statuten 
enthält  mit  einem  Anhang  von  fünf  Strafgesetzen,  die  zweite  10 
möne  Ordele  (aus  Entscheidungen  abstrahirte  Rechtssätze). 
Die  proccssrechtlichen  Vorschriften  gehören  zum  grösseren  Theile 
der  zweiten  Abtheilung  an ; zum  mindern  den  Statuten.  Der 
Inhalt  stimmt  im  Wesentlichen  mit  dem  des  ältesten  Stadtrechts 
überein.  Es  fehlen  in  der  dritten  Redaktion  60  Statuten  und 
Ordele;  neu  hinzugekoramen  sind  9 Statuten  und  5 Ordele,  von 
denen  Stat.  89,  Ord.  1,  2,  3 für  das  Processrecht  erwähnens- 
werth.  Aus  dem  Hamburger  Recht  sind  45  Statuten  und  Ordele 
entlehnt,  und  etwa  18  dieser  beiden  Stadtrechten  gemeinsamen 
Bestimmungen  lassen  eine  Kenntniss  des  Sachsenspiegels  un- 
zweifelhaft erscheinen:  einige  von  ihnen  wiederholen  seine  Be- 
stimmungen wörtlich,  andere  dem  Sinne  nach,  noch  andere  modi- 
ficiren  oder  enthalten  blosse  Anklänge. ') 

Eür  das  Processrecht  kommen  insbesondere  die  nachfolgen- 
den Ordele  in  Betracht: 


Or3.  12. 

Sachsenspiegel  1.  III. 

12  § 1. 

« 21. 

rt 

l.  ii. 

5 § 1. 

n 29. 

n 

l.  i. 

60  § 1. 

„ &8- 

w 

l.  ii. 

60  § 1.  2. 

„ 60. 

n 

l.  iii. 

5 § 3-6. 

„ 73. 

n 

1.  iii. 

39  § 1.  2. 

das  gemeine  Sachsenrecht  hielt,  und  die  vielfachen  Abweichungen  insbe- 
sondere des  westfalischen  Rechts  überging. 

In  dem  geistvollen  Verfasser  stecken  Gegensätze,  die  er  nicht  zu  ob- 
jectiver  Ausgleichung  zu  bringen  wusste; Auf  der  einen  Seite  Vor- 

liebe für  das  Alte,  auch  wenn  es  den  Rechtsanschauungen  der  Zeit  nicht 
mehr  entsprach;  andrerseits  trieb  es  ihn.  noch  in  Fluss  befindliche  Rechts- 
Anschauungen  als  hergebrachtes  Recht  darzustellen.“ 

*)  Ueber  den  Grund  der  Reception  und  ob  sie  direkt  aus  dem  Ham- 
burger Recht  stattgefunden,  siehe  Donandt,  Versuch  einer  Geschichte  des 
Bremischen  Stadtrechts,  Bd.  II  S.  366  ff.,  sowie  Post,  Entwurf  eines 
gemeindeutschen  und  hanscstadtbreinischen  Privatrechts.  Bd.  I.  S.  45. 

„Für  eine  endgiltige  Entscheidung  der  Frage  würde  eine  weit  genauere 
Vergleichung  der  Rechte  des  niedersächsischeu  Kreises  nothwendig  Bein  als 
bis  jetzt  gemacht  ist.“ 
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Ord.  96.  Sachsenspiegel  1.  II.  36  § 1,  4,  5. 

„ 98.  „ 1.  III.  89. 

„ 100.  „ 1.  II.  35,  37  § 1. 

Es  wird  erforderlich  sein,  den  Civilprocess  von  1433  im 
Zusammenhänge  vorzuführen,  um  seine  allmählige  Romanisirung 
verfolgen  zu  können.  Keineswegs  soll  die  Darstellung  eine  er- 
schöpfende sein;  alles  Detail  bleibt  ausgeschlossen,  die  wichtigsten 
Coutroversen  werden  nur  angedeutet,  diejenigen  Punkte  dagegen 
besonders  markirt  werden,  an  welche  die  Reception  späterhin  an- 
ktiüpft.  Neben  dem  Gesetzbuch  sind  die  Schedungen  von  1330 — 1363 
zu  berücksichtigen,  welche  dem  Codex  von  1303  von  der  Hand  der 
urtheilenden  Rathsherren  beigefügt  und  von  Donandt  in  seiner  vor- 
trefflichen Abhandlung  „Der  bremische  Civilprocess  im  14.  Jahr- 
hundert“ (Brem.  Jahrbuch  Bd.  V.)  ausgenutzt  sind.  Aus  der  Zeit 
von  1363 — 1418  haben  wir  leider  nur  8 Entscheidungen,  da  die 
unruhigen  Zeiten  das  Gesetz  von  1330,  welches  den  urtheilenden 
Rathsherren  die  Einschreibung  ihrer  Rechtssprüche  vorschrieb, 
in  Vergessenheit  gerathen  Hessen.  Aus  den  Jahren  1418 — 1433 
fehlen  alle  Aufzeichnungen.  Im  Stadtrecht  von  1433  wird  die 
Anlegung  eines  „Schedebuches“  angeordnet,  worin  die  Parteien 
die  Rechtsspriiche  gegen  eine  Gebühr  an  den  Schreiber  des 
Raths  eintragen  lassen  können.  Wir  besitzen  solcher  Ein- 
tragungen seit  1435  eine  grosse  Anzahl;  sie  werden  weniger 
seit  1541,  in  welchem  Jahre  ein  Niedergericht  eingesetzt  wurde, 
gegen  dessen  Urtheile  an  den  Rath  appellirt  werden  konnte, 
welcher  von  jetzt  an  als  die  erste  Instanz  in  Sachen  über  200 
Gulden  erkannte.  Vom  Jahre  1564  an  sind  die  Protokolle  des 
Nieder-  und  Obergerichts  erhalten.  Weder  Schedebuch  noch 
Gerichtsprotokolle  sind  gedruckt.  Manches  ist  aus  ersterem 
anhangsweise  zu  rechtshistorischen  Arbeiten  veröffentlicht  worden. 
Beide  bilden  neben  den  Schedungen  aus  dem  14.  Jahrhundert 
und  einigem  in  den  fünf  Bänden  des  Bremischen  Urkundenbuchs 
enthaltenen  Processstoff  das  Hauptmaterial  dieser  kleinen  Arbeit. 
Zu  bedauern  ist,  dass  die  Zeit  von  1363 — 1435  so  ausserordent- 
lich spärlich  an  Rechtssprüchen  ist;  und  noch  mehr,  dass  Pro- 
cessschriften  und  Akten  bis  zum  sechszehnten  Jahrhundert  nur  in 
sehr  geringen  Resten  bis  jetzt  haben  aufgefunden  werden  können. 

Für  das  bessere  Verständniss  des  Gerichtsverfahrens  wird 
zunächst  ein  kurzer  Blick  auf  die  Gerichtsverfassung  sowie  auf 
die  Doppelgerichtsbarkeit  des  Vogtes  und  des  Rathes  zu  werfen 
sein.  Hierin  spiegelt  sich  der  politische  Kampf  zwischen  dem 
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Erzbischof  und  der  Stadt  wieder,  welcher  von  dem  wichtigsten 
Einfluss  auf  die  rechtsgeschichtliche  Fortbildung  dee  Civilpro- 
cesses  und  Strafprocesses  gewesen  ist.  Während  anderswo  erst 
die  Bekanntschaft  mit  den  fremden  Rechten  die  Grundsätze  des 
alten  volksgerichtlichen  Verfahrens  und  zwar  fast  stets  durch 
Anordnung  oder  Beihülfe  der  landesherrlichen  Behörden  und  oft 
gegen  den  Willen  der  Gerichtseingescssenen  verwandelt  und 
verdrängt  hat,  lieBsen  in  Bremen  Ruth  und  Gemeinde,  die  erz- 
bischöflichen  Gerechtsame  stets  restrictiv  auslegend,  keine  den 
Anforderungen  der  Zeit  entsprechende  Fortbildung  des  alten 
Verfahrens  zu,  sahen  vielmehr  mit  Befriedigung  das  unter  dem 
Rathhausbogen  gehegte  echte  Ding  mehr  und  mehr  der  Vergessen- 
heit anheimfallen.  Dagegen  richtete  der  Rath  das  eigene,  in  der 
Rathsstube  gehaltene  Gericht  den  Bedürfnissen  des  städtischen 
Verkehrs  entsprechend  ein  und  brachte  in  seinen  Schedungen 
gar  manche  Fortbildung  zum  Ausdruck,  ohne  römisch- kano- 
nisches Proccssrecht  zu  kennen  oder  zu  berücksichtigen. 

Kaiser  Otto  I.  hatte  durch  das  Marktprivileg  von  965  und  das 
Immunitätsprivileg  v.  967  die  volle  Grafenge  walt  in  der  Stadt  Bremen 
demErzbischof  übertragen,  welcher  die  darin  liegende gesammteGe- 
richtsgewalt  durch  einen  Vogt,  Anfangs  aus  den  Ministerialen,  später 
aus  den  Bürgern  erwählt,  ausüben  liess : nemoque  inibi  aliquam  sibi 
vindicet  potestatem  nisi  praefati  pontifleatus  archiepiscopus  et  quem 
ipse  ad  hoc  delegaverit. ')  Die  Bildung  eines  Stadtrathes  (consules), 
welcher  1225  zuerst  urkundlich  genannt  wird,*)  war  das  Ergeb- 
niss  einer  langsamen  politischen  Bewegung,  deren  Ursprung  sich 
nicht  verfolgen  lässt.  Wahrscheinlich  tagte  er  Anfangs  noch  unter 
dem  Vorsitze  des  Vogts,  von  dem  er  erst  seit  dem  Ende  des 
13.  Jahrhunderts  unabhängig  wurde.  Aus  seiner  Befugnis», 
in  Gemeinschaft  mit  diesem  die  Anwendung  von  falschem  Maas» 
und  Gewicht  zu  strafen  und  hierfür  die  Hälfte  der  Bussen, 
gleichwie  bei  Körperverletzungen  und  Beleidigungen  für  die 
Stadtkasse  einzuziehen,  erwuchs  seine  mit  dem  Vogtsgericht 
thatsächlich,  nicht  rechtlich  concurrirende  Gerichtsbarkeit.*) 
Den  Bürgern  erschienen  die  consules  als  die  weisesten  der  Ge- 
nossen, welche  die  Rechtsüberzeugungen  am  besten  bewahrten 
und  am  klarsten  zum  Ausdruck  brachten;  der  Rath  war  ihnen 
eine  gar  häufige  Compromissinstanz.  Schon  1246  bestätigte  Erz- 

')  Bremische»  Urkundenbuch,  Band  1.  No.  11.  12. 

’)  Bremisches  Urkundenbach,  Band  I.  No.  138. 

>)  Bremisches  Urkundenbuch,  Band  I,  No.  234  nnd  240. 
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bischof  Gerhard  II.  die  gebräuchliche  Uebung,  wenn  der  Urtheil- 
finder  am  Vogtsgericht  „dubitut  vel  ignorat  sentcntiac  qualitatcm 
. . . . petat  inducias  ad  certum  terminum  inira  quem  Consilium 
consulum  et  aliorum  discretorum  valeat  requirere.“  ’)  Und  an 
diese  Uebung  anknüpfend,  forderte  der  Vogt  in  schwierigen 
Fällen  den  Rath  nicht  selten  direkt  zur  Findung  eines  Urtheils 
auf.  „Dat  ordel  quam  up  de  ratman“  heisst  es  dann  in  den 
Entscheidungen.  Der  Rath  war  alleinige  Vollstreckungsinstanz 
fiir  die  Urtheile  des  Vogtsgerichts,  und  daraus  hatte  sich  1330 
bereits  eine  Berufungsinstanz  entwickelt.  Bei  dem  mündlichen 
Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  war  es  nichts  Seltenes,  dass  der 
Besiegte  behauptete,  das  vom  Sieger  zur  Vollstreckung  gebrachte 
Urtheil  habe  einen  anderen  Sinn  als  wie  der  Gegner  meine,  um 
hierdurch  den  Rath  indirekt  zur  Nachprüfung  des  Rechtsstreites 
zu  veranlassen.  Kam  diese# zu  der  Ueberzeugung,  dem  unter- 
liegenden Theile  sei  Unrecht  geschehen,  so  weigerte  er  die  er- 
betene Vollstreckung.  Von  solcher  Weigerung  war  es  kein  weiter 
Weg  zur  Reformation  des  gesprochenen  Urtheils.5)  Dagegen 
gelang  dem  Rath  auch  im  folgenden  Jahrhundert  der  Erwerb 
einer  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  erster  Instanz  noch  nicht.  Denn, 
heisst  es  auch  im  Ordel  3 des  Gesetzbuches  von  1433:  wenn 
Jemand  klagen  will  „dat  scal  he  dou  vor  uuses  hcren  vogede, 
cd  der  vor  den  ratmannen  unde  anders  nerghene“  so  ist  dabei 
die  stillschweigende  Voraussetzung,  dass  der  Beklagte  nicht  die 
Einwendung  erhebt:  hc  wolde  gan  vor  mines  heren  voget  und 
woldc  dar  ant worden,  in  welchem  Fall  Kläger  vor  das  Gericht 
der  vier  Bänke  verwiesen  wird.8) 

Ueber  das  Verfahren  am  Vogtsgericht  ist  handschriftliches 
Material  nicht  vorhanden;  das  gedruckte  ist  spärlich,  namentlich 
in  civilprocessualischer  Hinsicht.  Die  Ordele  ergeben  ein  an  den 
sächsischen  Rechtsgang  sich  anlehnendes  Verfahren,  in  welchem 
aber  die  Schöffen  fehlen:  de  voget  is  weldich  enes  ordels  to 
vragende  weme  he  will  (Ord.  30.)  Das  Fragen  und  Einbringen 
des  Urtheils  war  wohl  in  ähnlicher  Weise  geregelt,  wie  im  Richt- 

')  -Bremisches  Urkundenbuch,  Band  I.  No.  234. 

*)  „Es  wäre  ganz  unerklärlich,  ja  unverantwortlich  gewesen,  wenu  der 
Rath  sein  Exekutionsrecht  nicht  auf  diese  Weise  benutzt  hätte,  in  einer  Zeit, 
wo  alles  um  sich  griff  und  die  Stadt  keiu  besseres  Ziel  kannte  als  Be- 
freiung von  den  erzbischöflichen  Rechten.“  (Donandt,  Versuch  einer  Geschichte 
des  bremischen  Stadtrechts,  Bd.  I,  Seite  155.) 

*)  Eine  ausführliche  Entwickelung  der  Civiljurisdiction  des  Käthes 
findet  sich  bei  Donandt,  Stadtrecht,  Bd.  I,  Seite  148 — 166. 
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steig  Landrecht:  de  vogcd  scal  hören  vor  richte  twyer  manne 
wort  unde  enen  man  twyschen  erer  twyer  rechte  vraghen  en 
recht  ordel  (Ordel  29). 

Wenn  auch  das  Gesetzbuch  von  1433  nur  das  Gericht  des 
Vogts  als  das  einzige  ordentliche  Gericht  kennt,  so  war  zu  dieser 
Zeit  dessen  Ansehen  bereits  im  Schwinden  und  die  folgenden 
Jahrhunderte  führten  das  allmähligc  Absterben  herbei.  In  den 
reformirten  Statuten  Kreftings  (1606)  freilich  werden  noch  die 
meisten  Bestimmungen  über  die  vogteiliche  Gerichtsbarkeit  als 
aus  „altem  Herkommen“  stammend  wiederholt,  aber  in  der  so- 
genannten Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis  von  1646, 
einer  Streitschrift  des  Bürgermeisters  Meier  gegen  die  Krone 
Schweden,  welche  als  Landesherr  des  Erzstiftes  Bremen  der  Stadt 
ihre  Reichsunmittelbarkeit  bestritt,  heisst  es  bereits:  „dass  der 
Vogt  noch  vor  weniger  Zeit  auf  d(p  alten  Echtedings-Tagen  an 
gewohnter  Stelle  an  der  Gassen  zwischen  des  Rathhauses  Pfeilern 
gegen  den  Markt  gesessen  und  auf  einem  fürgespannten  Baum 
ein  klein  hölzern  Haus , auf  dessen  einer  Seite  ein  Bischoff  auf 
einem  Stuhl  sitzend,  auf  der  andern  das  jüngste  Gericht  gemalt 

ist  freilich  den  Kindern  zu  Bremen  bekannt,  weil  der 

Vogt,  wenn  er  sich  also  inaniter  und  ohne  das  Geringste  zu  ver- 
richten habend  vor  20,  30,  40  und  mehr  Jahren  hero  präsentiret 
mehr  Ansehen  von  Kindern  als  Männern  gehabt.“  *) 

Streitige  bürgerliche  Sachen  wurden  gewiss  schon  in  dieser 
Zeit  kaum  mehr  vor  dem  Vogt  erörtert.  Auch  die  Verlassung 
der  Immobilien,  bei  welcher  sich  am  kräftigsten  die  Erinnerung 
an  seine  Gerichte  als  die  alten  echten  Dinge  erhalten,  nahm  der 
Rath  im  17.  Jahrhundert  als  ein  ihm  ebenfalls  zustehendes  Recht 
in  Anspruch;  nur  in  der  Criminaljurisdiction  behauptete  sich  der 
Vogt  in  der  alten  Befugniss  ein  Noth-  und  ein  Halsgericht  zu 
hegen:  ersteres,  um  den  entflohenen  Mörder  friedlos  zu  erklären; 
letzteres  um  nach  geschehener  Inquisition  des  Missethäters  durch 
den  Rath  und  Anweisung  zur  Schuldigsprechung  die  formelle 
Verurtheilung  durch  den  Scharfrichter  zu  erwirken.  An  kümmer- 
lichen Resten  der  Civiljurisdiction  blieben  dem  Vogt  nur  noch: 
die  Befugniss,  Arreste  anzulegen,  in  einfachen  Schuldsachen 
Zahlungsbefehle  zu  erlassen  und  gewisse  Mitwirkungshand- 
lungen bei  der  Exekution  in  Immobilien.  Während  der  letzten 
Jahrhunderte  nahm  wohl  kein  Bürger  mehr  seine  richterliche 


')  Assertio  libertatis  reipublicae  Bremensis.  S.  752. 
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Gewalt  in  Anspruch.  Die  Angriffe  Schwedens  auf  die  Reichs- 
unmittelbarkeit der  Stadt  Hessen  ihn  als  eine  feindliche  Macht 
innerhalb  der  Stadtmauern  erscheinen,  und  nur  diejenigen  Ein- 
wohner, welche  in  den,  am  ehemaligen  Mittelpunkt  der  erz- 
bischöflichen  Macht,  am  Dom  und  an  der  Domshaide  gelegenen, 
unter  schwedischer  und  später  unter  hannoverscher  Oberhoheit 
gtehenden  Häuserbezirken  wohnten,  mochten  hin  und  wieder  in 
liquiden  Schuldsachen  seine  Hülfe  anrufen  und  Zahlungsgebotc 
von  ihm  erbitten,  welche  dann  freilich  im  17.  Jahrhundert  nach 
den  wenigen  Beispielen  zu  urtheilen  in  römisch-rechtliche  Formen 
eingekleidet  wurden.  Ihre  Prätensionen  freilich  auf  den  Umfang 
ihrer  Gerichtsbarkeit  vom  Jahre  967  gaben  die  Vögte  nicht  auf, 
aber  um  sie  durchzusetzen  fehlte  ihnen  der  kräftige  Beistand 
ihrer  Landesherren.  So  blieb  es  bei  leeren  Protesten  gegen  die 
Uebergriffe  des  Käthes,  welche  im  Zeitalter  des  Zopfes  vom 
Stadtvogt  Zierenberg  in  seiner  Abhandlung  „Von  der  Stadt* 
vogtey“  (1723)  mit  komisch  wirkender  Weitläufigkeit  noch  ein- 
mal zusammengestellt  und  verstärkt  wurden.  1803  schlossen  der 
Reichsdeputationshauptschluss  und  die  sich  daran  knüpfenden 
Verträge  mit  Hannover  jede  fremde  Staats-  und  Gerichtsgewalt 
in  Stadt  und  Gebiet  aus,  nnd  damit  verschwand  auch  der  Vogt, 
die  Reliquie  aus  der  Zeit  des  alten  volksgerichtlichen  Verfahrens. 


II.  Der  bürgerliche  Process  von  1433. 

A.  Gericht,  rngeliorsamsverfahren.  Gerichtsstandschaft. 

Fürsprecher. 

Im  Stadtbuch  ist  das  Verfahren  vor  dem  Vogtsgericht  und 
dem  Rathsgericht  nicht  getrennt  behandelt,  nur  einzelne  Ab- 
weichungen des  letzteren  werden  hin  und  wieder  hervorgehoben. 
Vergleicht  man  aber  die  Rathsschedungen  mit  den  Ordelen, 
welche  das  Vogtsgericht  betreffen,  so  zeigt  sich  klar,  dass  die 
Praxis  des  Rathes  keineswegs  mit  dem  Processrecht  vor  den  vier 
Bänken  übereinstiramt.  Aus  dem  Gedanken,  der  Rath  sei  eine 
freiwillig  angerufene  Compromiss-  oder  Austrägalinstanz,  floss  der 
weitere,  dass  es  dem  Ruthe  nun  auch  freistehe  die  Formen  des 
Verfahrens,  das  Aeusscre  der  Gerichtsverhandlung  nach  eigenem 
bestem  Wissen  zu  gestalten.  Den  Schutz  vor  richterlicher  Will- 
kür, den  man  vor  dem  Vogtsgericht  im  Formalismus  fand,  ge- 
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währte  vor  dem  Rathsgericht  das  Vertrauen  auf  die  Rcchtskunde 
und  Unparteilichkeit  der  Weisesten  der  ätadtgenossen. 

Die  Ladung  geschieht  vor  das  plcnum  des  Käthes,  vor  die 
im  „sittenden  stol“  versammelten  Herren.  Nach  einem  Gesetz 
aus  dem  Jahre  1330,')  wo  der  Rath  auf  114  Personen,  wahr- 
scheinlich in  Folge  des  Eindringens  der  Zunftgenossen  in  das 
regierende  Collegium  angewachsen  war,*)  konnte  die  Entscheidung 
an  eine  Commission  von  8 Rathsherren  abgegeben  weiden,  eventuell 
genügten  auch  6 oder  4,  wenn  die  übrigen  im  Eide  Sitzenden 
(es  waren  38  Personen,  also  */»  des  Rathes)  wegen  zu  naher 
Verwandtschaft  mit  den  Parteien  abgelehnt  wurden.  In  die 
Sammlung  von  1433  hat  dieses  Gesetz  keine  Aufnahme  gefunden. 
Die  Kämpfe  um  den  Antheil  am  Stadtregimcntc,  welche  in  der 
Verfassung  uud  den  revidirten  Stututen  von  1428  zum  Abschluss 
gekommen  schienen,3)  entbrannten  sofort  von  Neuem.  Sic  endeten 
1433  mit  dem  Siege  des  alten  Rathes,  der  ein  vulinechtiger  wurde 
und  dessen  28  Mitglieder  (4  Bürgermeister  und  24  Rathsherren) 
lebenslänglich  im  Amte  blieben  und  sich  selbst  ergänzten.  Alle 
halbe  Jahre  führte  die  eine  Hälfte  die  Regierung:  der  sitzende 
Rath;  das  gesammte  Collegium  hiess  die  Wittheit.  Seit  1433 
werden  die  Namen  der  Rathsherren  in  den  Schedungen  nicht 
mehr  genannt,  es  heisst  einfach : de  rad  schedede  vor  recht. 

Drei  Mal  im  Jahre  wird  ein  echtes  Ding  durch  den  Vogt 
abgehalten.  Ob  bestimmte  Gerichtstage  für  den  Rath  existirt 
haben  , darüber  verlautet  Nichts.  Donandt  meint  mit  guten 
Gründen,  dass  jedenfalls  alle  6 Wochen,  wenn  seitens  des  Vogtes 
ein  Goding  gehegt  worden , auch  der  Rath  versammelt  gewesen 
sei,  um  es  den  streitenden  Parteien  zu  ermöglichen  aufs  Rath- 
haus zu  gehen  und  Rechtsbclchrung  zu  erbitten.  Eine  ausser- 
gerichtliche  Ladung  vor  das  Gericht  des  Vogts  war  für  den 
Beklagten  nicht  verbindlich;  sein  Frohnbote  musste  drei  Mal 


‘)  Oclrichs,  Sammlung  alter  und  neuer  Gesetzbücher  der  freien  Stadt 
Bremen.  S.  65. 

a)  v.  Hippen,  Aus  Bremens  Vorzeit.  No.  2. 

Geschichte  des  Kaths  und  der  demokratischen  Bewegungen  bis  1438. 
S.  31. 

*)  „Ein  höchst  merkwürdiges  Werk,  welches  die  Forderungen  der 
Demokratie  mit  den  Bedürfnissen  der  Verwaltung,  Rechtspflege  und 
Politik,  soweit  mau  heute  zu  beurtheilen  vermag,  in  ausgezeichneter  Weiso 
vereinigte.“ 

v.  Hippen,  S.  46  a.  a.  O. 
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laden , das  letzte  Mal  unter  Zuziehung  von  zwei  Bürgern  (Ord. 
33.)  Dagegen  sind  in  Ord.  1 vier  Ladungen  vorgeschrieben, 
wenn  Kläger  seine  Sache  vor  das  Gericht  des  Rathes  bringen 
will.  Zum  ersten  Mal  „ene  slichte  vorbodinge,“  zum  zweiten 
and  dritten  Mal  bei  ein  bezw.  zwei  Mark  Strafe:  „to  der  verden 
vorbodinge  welker  nicht  en  kumpt  de  scal  der  sake  verlustig 
wesen.“  — Die  erste  Ladung  schloss  das  stillschweigende  Prä- 
judiz in  sich,  falls  Beklagter  im  ersten  Termin  nicht  ausdrücklich 
erkläre,  er  wolle  vor  das  Gericht  des  Vogtes  gehen,  unterwerfe 
er  sich  der  Competenz  des  Rathsgerichts. ') 

Der  ungehorsam  Ausbleibende  gilt  als  sachfällig.  Ist 
die  Klage  vor  dem  Vogt  anhängig,  so  erlassen  die  zwei  bei- 
sitzenden Rathsherren  auf  Antrag  des  Klägers  einen  Pfändungs- 
befehl und  zwar  innerhalb  14  Tagen.  Ist  der  Beklagte  in  mobi- 
libus  nicht  pfandbar,  so  geht  die  später  näher  zu  beschreibende 
Zwangsvollstreckung  in  sein  Immobile  vor  sich.  So  lange  der 
Verkauf  der  Pfänder  und  die  Einwcldigung  in  das  Immobile 
noch  nicht  geschehen,  steht  es  dem  Schuldner  fernerhin  frei  vor 
Gericht  zu  treten  und  die  Sache  wiederaufzunehmen;  aber  dann 
ist  stets  „de  clegere  des  negere  der  sculdc  edder  der  sake  de  he 
vornomet  heft  myt  synes  sulves  hant  up  den  hilgen  to  beholdene 
den  des  eme  de  andere  were  to  entgande“  (Ord.  33.)  Diese 
Bestimmung  hatte  auch  für  das  Verfahren  vor  dem  Rathsstuhl 
Gültigkeit. 

Eine  Beschränkung  der  Gerichtsstandschaft  findet  in 
folgenden  Fällen  statt:  1)  Jünglinge  unter  18,  Mädchen  unter 
15  Jahren  werden  durch  ihren  rechten  Vormund  vertreten. 
2)  Frauen  sind  unbedingt  processfähig  (Ord.  44);  sie  bedürfen 
keines  Vormundeszur  Klage,4)  wohl  aber  zum  Abschluss  aller  ausser- 
gerichtlichen  Geschäfte  (Ord.  38),  Empfangnahme  von  Schenkungen 
ausgenommen  (Ord.  39).  Die  vormundschaftliche  Genehmigung, 
welche,  sobald  Frauen  aus  eigenen  aussergerichtlichcn  Geschäften 
klagen  oder  verklagt  werden,  ausdrücklich  in  den  Schedungen 
hervorgehoben  wird,  war  aber  schon  im  15.  Jahrhundert,  nach- 
dem die  Vormundschaft  der  rechten  Erben  gefallen,  zu  einer 
blossen  Formsache  geworden,  da  die  Frauen  sich  den  curator 
Beins  selbst  wählen  durften,  während  bei  Handelsfrauen  und 
Wittwen,  welche  das  Geschäft  des  Mannes  fortsetzten,  die  Be- 

’)  Scheüung  149. 

’)  Sched.  21;  38;  51  u.  s.  w. 


12 


Stellung  überhaupt  nicht  nothwcmlig  war.  3)  Tonsurirte  Welt- 
geistliche  werden  wohl  nur  mit  Genehmigung  ihres  geistlichen 
Oberen  vor  dem  Vogt  oder  Rath  haben  Recht  nehmen  und  geben 
dürfen;  nicht  tonsurirte  dagegen  sind  gerichtsstandfähig,  wenn 
sie  einen  bremischen  Bürger  als  Bürgen  stellen,  welcher  bei  der 
Vollstreckung  ganz  an  ihren  Platz  tritt.1)  (Ord.  85.) 

Die  Parteien  (sakewolden)  erscheinen  entweder  allein,  oder 
mit  einem  Fürsprecher  (vorspraken).  'Das  Recht  der  „Erholung 
und  Wandlung,“  sowie  die  Befugniss:  en  man  mot  ok  wol  dre 
achte  hebben  er  he  antwort  gift  (Ord.  29)  wird  vor  dem  Raths- 
gericht von  den  Parteien  wohl  selten  in  Anspruch  genommen  sein. 

Die  Fürsprecher  wählte  man  aus  den  Geschworenen.  Ihnen 
gebührte  ein  Honorar  (Ord.  34),  wofür  eine  Taxe  nicht  bestand. 

B.  Klagen  und  mündliche  Verhandlung. 

1.  Allgemeines. 

Das  Verfahren  vor  dem  Rathsstuhl  näherte  sich  einigermassen 
unserer  heutigen  mündlichen  Verhandlung.  Wenn  Beklagter  sich 
der  Gerichtsbarkeit  des  Rathes  einmal  freiwillig  unterworfen  hatte, 
Hess  dieser  die  Parteien  die  streitigen  Punkte  in  zwangloser  Rede 
und  Gegenrede  vor  sich  erörtern,  gab  Fristen  für  weitere  Er- 
klärungen oder  verlangte  solche  stehenden  Fusses,1)  übte  das 
Fragrecht, 8)  ertheilte  Injuncte, 4)  ordnete  Sequestrationen  an6) 
und  fällte  ein  Beweiserkenntniss, 8)  ein  bedingtes 7)  oder  unbe- 
dingtes Endurtheil8)  mit  kurzer  Wiedergabe  des  Thatbestandes 
und  mit  kurzer  rechtlicher  Motivirung.  Wo  für  die  Ansprüche 
der  Parteien  Artikel  des  Stadtbuches  sprachen,  wurden  diese 
angeführt:  „bat  um  een  stucke  in  dem  boke  to  lesende,®)  und 
ebenso  gründet  der  Rath  darauf  seine  Entscheidung,  z.  B.  so  scal 
he  beteren  also  des  stades  bok  sprict.“  10) 


’)  Schedung  35. 

>)  Sched.  23  b. 

*)  Schedebuch  Fol.  30a,  No.  1. 
‘)  Schedung  16. 

*)  Schedobuch  Fol.  löa,  No.  2. 
6)  Schedung  9ö. 
q Schedung  93. 

')  Schedung  229. 

”)  Schedebuch  Fol.  22  h,  No.  2. 
'")  Schedung  117. 
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Mit  dem  Sachsenspiegel  können  die  Klagen  unterschieden 
werden:  in  clage  umme  scult  — uppe  gut  — umme  ungericht. 
Aus  der  Klagbitte  muss  hervorgehen,  ob  Beklagter  angesprochen 
werden  soll  „myt  nochhaftige  breven,  tugwerdigen  luden  ofte  myt 
ener  slichten  clage.1)  Der  Beweis  wird  in  der  Regel  anticipirt 
und  mit  dem  Klag-  und  Klagebeantwortungsvortrag  verbunden. 

Auf  eine  Widerklage  braucht  Kläger  sich  nicht  einzulassen: 
mer  he  schall  benomen  wo  mennighe  schult  he  eme  (dem  Bekl.) 
gheven  wille;  also  ob  und  inwieweit  er  des  Beklagten  Gegen- 
forderungen anerkennt.  (Ord.  12.) 

2.  Klagen  um  Schuld.  Insbesondere  Geldschuld. 

a.  Schlichte  Klage. 

So  we  den  andern  sculdiget  myt  ener  slichten. clage  ane  tuch 
de  scal  unde  mach  bekennen  unde  vorsaken  (Ord.  18). 

Das  vorsaken  kann  schlicht  oder  motivirt  geschehen.  Erste- 
renfalls  mag  Beklagter  „syn  recht  donu,  das  Bestehen  der  Schuld 
eidlich  ableugnen;  letzterenfalls,  wenn  Beklagter  Bedenken  trägt 
die  Beurtheilung  des  Schuldigseins  auf  sein  eigenes  Gewissen  zu 
nehmen,  kommt  es  zu  weiteren  Erörterungen  unter  den  Parteien. 
Begründet  Beklagter  seine  Zahlungsweigerung  damit,  die  Schuld 
sei  überhaupt  nicht,  oder  doch  nicht  in  der  Weise  entstanden, 
wie  Kläger  behaupte  (qualificirtes  Geständniss),  so  ist  er  zum 
Eineid  befugt;*)  Einreden  aber,  welche  die  Schuld  als  später 
wieder  aufgehoben,  oder  noch  nicht  fällig,  oder  als  in  ihrem  Be- 
stände verändert  darstellen,  dürfen  einer  schlichten  Klage  gegen- 
über niemals  schlicht  sein:  „magh  he  tughen  ene  sette  sone, 
(nachträglicher  Vergleich),  unde  vorguldene  scult  (Zahlung),  unde 
leddich  unde  los  (Erlass),  he  scal  wesen  leddich  unde  los  (Ord.  7). 
Ebenso  wenig  die  Einrede  der  Schenkung ! (Ordel  66.) 

b.  Klage  mit  Zeugen.  Spricht  Kläger  den  Beklagten 
mit  Zeugen  an,  so  muss  er  entweder  bekennen  „oder  doghen 
(zugeben)  den  tuch  unde  also  alse  men  eme  vortuget,  also  schal 
he  lesten  unde  gelden“  (Ordel  9). 

Ein  Besiegen  des  Gegners  durch  directen  Gegenbeweis 
„weddertughen“*)  ist  ausgeschlossen.  Will  Beklagter  sich  mit 

*)  Scbedebach  Fol.  54b,  No.  3. 

’)  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter.  Band  I. 
S.  447. 

Donandt,  Civilprocess.  S.  70. 

*)  Schedung  137. 
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Einreden  vertheidigen,  so  muss  er  der  Klage  gegenüber  erklären 
„dat  he  dar  nenen  tugh  umine  doghen  wel;‘)  also  die  Klage- 
thatsachen  nicht  bestreiten,  dagegen  ftir  seine  zerstörlichen  Ein- 
reden seinerseits  Zeugen  vorführen.  Ein  Abwarten,  ob  Kläger 
seinen  Beweis  fuhren  werde,  um  dann  erst  mit  dem  Beweis  der 
Einreden  hervorzutreten,  ist  nicht  statthaft.1) 

Ueber  die  Klage  aus  Urkunden  siehe  den  Abschnitt 
Beweis  verfahren . 

c.  Bei  Klagen  um  sonstige  Schuld,  wo  der  Rechts- 
grund  meistens  ein  Gelöbniss  des  Beklagten  sein  wird,  sei  es, 
dass  er  in  eigenem  Interesse  (lovet  im  engern  Sinn)  oder  im 
fremden  (borget)  gelobt  habe,  z.  B.  ein  Immobile  aufzulassen, 
eine  ausgebürgte  Sache  vor  Gericht  zu  bringen,  eine  Sache  zu 
übergeben , Leistung  eineB  Schuldversprechens  u.  s.  w.  kommen 
die  gleichen  Grundsätze  zur  Anwendung.*)  Macht  der  Beklagte 
vom  versaken  Gebrauch,  so  ist  wohl  kein  Zweifel,  dass  er  schuldig 
ist,  die  etwa  empfangene  Gegenleistung  zurückzugeben. 

3.  Klagen  um  Gut. 

a.  Gewere  und  Besitz.  Gewährschaft. 

In  den  Ordelen  und  Schedungen  kehrt  der  Ausdruck  Were 
in  mannigfacher  rechtlicher  Bedeutung  wieder,  als  rein  thatsäch- 
licher  Besitz  „duve  ofte  rof  an  synen  weren“  (Ord.  100),  als 
vom  Recht  gebilligter  Besitz  „oldere  were,4)  vredesame  were,*) 
hebbende  were  (Ord.  5);  ebenso  geläufig  ist  aber  den  Quellen 
das  Wort  und  der  Begriff  „Eigenthum,“  welcher  in  Ord.  10  so- 
gar in  einen  Gegensatz  zum  thatsächlichen  Besitz  gebracht  ist: 
kome  en  ander  unde  spreke  de  varende  have  in  den  weren  de 
si  syn  echtliken  eghen.  *)  Befragt  „in  wat  weren  he  dat  hadde“ 
muss  die  Purtei  den  Erwerbsgrund  specialisieren,  ob  in  „erffliker 
in  kopes  edder  in  weddeschattes  were“. 


*)  Sehedung  38. 

’)  Sehedung  19. 

*)  Stat.  24  „wat  de  borget  unde  lovet  “ Ord.  26.  Sohed.  80,  81, 
83,  123. 

4)  Schedung  32. 

•)  Sohedebuch  Fol.  63  a,  No.  2. 

“)  Scheel,  v.  1404,  bei  OelrichR.  S.  162. 

Schedebuch.  Fol.  11a,  No.  1. 
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Für  da«  b re  mit- ehe  Recht  dürfte  die  Auffassung  Planck’s  die 
zutreffendste  sein,  wonach  Gewere  bald  rechtmässiger  Besitz, 
bald  Recht  zu  besitzen,  bald  Besitz  bedeutet. 

Auch  bei  Klagen  auf  Gut  ist  die  schlichte  Klage  nicht  aus- 
geschlossen, obschon  bei  Immobilien  und  Immobiliarrechten  der 
Natur  des  Anspruchs  nach  weniger  häufig  als  das  Ansprechen 
mit  Zeugen  und  Urkunden. ') 

Ein  selbstständiges  Vertheidigungsrecht  aus  dem  blossen  Be- 
sitz wird  nicht  gewährt,  aucli  der  ruhige  Besitzer  muss  dem 
Angreifer  deu  Rechtsgrund  seines  Besitzes  nachweisen;  so 
Sched.  32:  „mach  X des  vullenkomcn  dat  he  hebbe  de  olderen 
were  unde  dat  de  waterlosinge  dor  Monickemeyers  erve  oldinges 
hebbe  gan  unde  dat  de  waterlosinge  von  rechte  dar  dore  scole 
gan 

„Doch  bleiben  dem  gewaltsam  Entwerten  die  processualischen 
Vortheile  des  Besitzes  trotz  der  Besitzentsetzung  gewahrt  und 
fand  zur  Vorbereitung  des  Eigcnthumsprocesses  eine  Unter- 
suchung der  Besitzfrage  statt,  welche  die  Zuschreibung  der  Rolle 
des  Beklagten , ja  mitunter  die  Restitution  des  Besitzes  noch 
während  des  obschwebenden  Processes  zum  Ergebniss  haben 
konnte.“  (Brunner  in  Holtzendorff’s  Encyklopädie.  4.  Auflage. 
S.  248.) 

So  klagt  in  einer  Scbedung  von  1459  (Schedebuch  17  b, 
No.  1)  der  Testamentsvollstrecker  von  Hinrik  Steding  gegen 
Frederick  Goldsmidt,  welcher  kurz  nach  dem  Ableben  des 
Steding  Kisten  und  Kasten  mit  Gewalt  geöffnet  und  daraus 
Gold,  Geschmeide  und  Papiere  weggetragen  hat.  Er  vertheidigt 
sich  damit,  dass  er  nur  das  genommen,  was  ihm  gehöre.  Aber 
der  Rath  gebietet:  wat  he  dor  hadde  genommen  dat  scholde  he 
deger  unde  al  hude  offte  morghen  wedder  up  de  stede  bringen.  *) 

Lässt  sich  aus  den  beiderseits  vorgetragenen  Behauptungen 
über  das  Besitzrecht  am  Gut  nicht  ersehen,  wer  besser  berechtigt, 
so  entscheidet  der  thatsächliche  Besitz : he  were  neger  in  einem 
bcsitte  to  blyvende  wen  id  eme  yemand  were  afflowynnende 
(Schedeb.  Fol.  77  a,  No.  2 (1505).  8)‘ 

')  Stat.  41. 

Sched.  No.  145  (Mobilien). 

Schedeb.  Fol.  8b,  No.  2. 

*)  Schedebuch  Fol.  26  a,  No.  3. 

*)  Schedeb.  Fol.  15a,  No.  2. 

Schedeb.  Fol.  21  b,  No.  3. 
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Für  den  Mobiliar-  wie  für  Immobiliarverkehr  ist  die  Uebernahme 
der  Gewährschaft  gleich  wichtig:  So  wor  en  den  anderen  scul- 
deget . . . umme  en  erve  edder  ummeandergut,  tut  des  de  andere 
upenen  warend,  des  warendesiuothe  wol  bruken.  (Ord.  19.)  Beijedem 
Verkauf  eines  Immobiles  ist  sie  vom  Verkäufer  zu  übernehmen. 

Hat  Beklagter  einen  „gichtigen  warend,“  so  übernimmt  dieser 
den  Rechtstreit:  unde  Frederik  toech  dat  vord  up  Werner  Rech- 
tervelde dat  he  eme  dat  sulve  hus  vry  und  quyt  vorkoffl  hedde, 
zo  dat  in  unsem  boke  gescreven  steyt.  Des  Werner  ok  zo  vor 
uns  bekande,  he  wolde  Frederik  des  vry  unde  quit  waren.  *) 

Erscheint  der  warend  nicht  oder  versakt  er,  so  ist  die  Ver- 
teidigung des  Gutes  für  den  Beklagten  verloren.*) 

b.  Klagen  um  unbewegliches  Gut.  Rechte  Ge were. 

Die  Voraussetzungen  der  rechten  Gewere  giebt  Ord.  5 in 
der  Antwort  des  Beklagten  wieder:  dat  erve  . . . dat  se  syn 
echtlik  eghen  unde  hebbe  dat  beseten  jar  unde  dach  un  hebbet 
an  nut  unde  in  gelde  unde  in  hebbender  were  ane  rechte  bi- 
sprake;  mach  he  des  aldus  vullenkomen,  so  is  he  des  neghere 
to  beholdene,  denn  id  yement  van  eme  mochte  winnen.  Der  Er- 
werbsgrund für  das  echtlik  eghen  (Auflassung,  Erbgang)  braucht 
nicht  ausdrücklich  angegeben  und  bewiesen  zu  werden.8) 

Beruft  sich  Beklagter  aber  nur  auf  die  were  von  jar  und 
dach,  nicht  auf  echtlik  eghen,  so  ist  ihm  die  were  nicht  dienlich; 
er  wird  ausdrücklich  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  es  dem 
Gegner  gegenüber  eines  Beweises  bedürfe,  „dat  de  sulve  groden 
von  den  Ledenser  lande  verkoft,  vorgheven,  vorsett,  vorlaten 
were  als  recht  is  . . . . konde  he  aver  des  nicht  bewisen  so 
hadde  he  dar  nene  were  an  (Schedebuch  Fol.  19  a 3,  1460).  Wer 
sich  dagegen  nur  auf  echtlik  eghen,  nicht  auf  die  Were  von  Jahr 
und  Tag  beruft,  der  hat  selbdritt  zu  beweisen  „dat  dat  stucke  sin 
echtlik  eghen  is  unde  sin  vader  dat  emegeervcrt  hebbe“  (Sched.  187). 

Der  Käufer  eines  Immobile  aber  kann  sich  jedem  Gläubiger  des 
Verkäufers  gegenüber  darauf  berufen,  dass  er  durch  Auflassung 

>)  Sched.  No.  176. 

Schedeb.  Fol.  14a,  No.  1. 

Schedeb.  Fol.  29a,  No.  2. 

*)  Planck,  Band  I,  S.  547. 

„Doch  wird  er  auf  eine  Beweisführung  seiten«  de«  Klägers  wenigstens 
dann  bestehen  können,  wenn  er  au  sich  zur  Vertheidigung  des  Gutes,  wie 
z.  B.  der  Käufer,  dem  gerichtlich  aufgelassen  ist,  berechtigt  war.“ 

s)  Planck,  Band  I,  S.  652.  Sched.  No.  182. 
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erworben  und  der  Gläubiger  den  Beispruch  gegen  die  Veräusserung 
binnenJahrundTag  unterlassen,  sich  also  versch  wiegen  habe(Ord. 71). 
c.  Klagen  um  bewegliches  Gut. 

Den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen  beherrscht  der  Grund- 
satz: Hand  muss  Hand  wahren.  So  welk  man  dem  anderen 
lenet  syn  perd  ofte  cleyt  ofte  welkerhande  gud  id  sy  unde  to 

welker  wis  he  dat  uth  synen  weren  let  myt  synem  willen 

de  mach  dar  nene  vorderinge  of  hebben  sunder  uppe  den  deme 
he  id  legede  offte  satte  (Ord.  58). 

Von  den  verstärkten  Klagformen  kommen  vor: 

aa.  Klage  bei  handhafter  That. 

De  handadighe  dat  is  so,  wor  en  man  mit  der  open  baren 
scult  ofte  mit  der  vorvluchtigen  dat  vorwunnen  wert  ....  unde 
en  ander  ofte  he  duve  ofte  rof  an  synen  weren  heft  dar  he 
sulven  den  slotel  to  dreget  unde  oft  men  dar  na  vraghet  dat  he 
des  vorsaket  (Ord.  100).  — Breunich  de  Wesselere  de  brochte 
enen  man  vor  gerichtc  vanghen  unde  bunden  unde  gaf  em 
scult  dat  he  em  hadde  nomen  schalen  unde  lode  de  he  bi  sic 
hadde  in  deme  richte  de  silve  man  unde  clagere  dat  he  de  sil- 
vera  schalen  unde  de  lode  emc  nomen  hadde  ')  (Sched.  67.) 

Beweis:  selbsiebent  analog  dem  Sachsenspiegel  Landrecht 

(I  66  § 1). 

So  we  over  den  anderen  dach  ofte  over  den  drudden 
duve  ofte  rof  de  emc  ghenomen  is  unde  under  eneine  anderem 
vint  de  dat  openbare  gekoft  heft  unde  unhalinghe  hevet 
den  en  mach  me  neuer  handadighen  dat  sculdighen  unde  he 
des  tuch  hevet  (Ord.  96.  S.  Sp.  II  36,  § 1.) 

Es  wird  dem  Beklagten  gestattet  seinen  Besitz  zu  recht- 
fertigen.  Kann  er  das  nicht,  so  ist  die  geringste  Folge,  dass  er 
die  Habe  an  den  Kläger,  welcher  schwört,  dass  die  Habe  „eme 
afghcstolen  oder  afgherovet  sy“  herausgeben , die  weitere  Folge, 
dass  er  auf  Erfordern  von  der  Anschuldigung  des  Diebstahls  oder 
Raubes  sich  reinigen  muss.  (Ord.  96.) 

bb.  Ane vangsklage.  Den  „anevang“  finde  ich  nur  ein- 
mal erwähnt  in  Ord.  55.  Der  Verkäufer  des  Pferdes  haftet  dem 
Käufer  „vor  Unrechten  anevang“.  — Die  Sache  ist  aber  deutlich 
ausgesprochen  in  den  Ordelen  95,  98,  101.*) 

')  Sched.  Seite  164  bei  Oelrioh«. 

(Sched.  uppe  deverye.) 

*)  Ord.  98.  S.  Sp.  60,  § 1.  2. 

Ord.  101.  S.  Sp  I 60,  § 1. 

Kühiniunn,  CWilproce«»  in  Bremen.  2 
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Der  Beklagte,  welcher  mit  der  Sache  dem  Kläger  vor  Ge- 
richt zu  folgen  hat,  kann  sich  verschieden  vertheidigen: 

1)  er  habe  die  Sache  erzeugt  oder  das  Thier  auferzogen, 
„dat  he  id  gethogen  hebbe“  (Ord.  101). 

2)  er  habe  sie  im  offenen  Kriege  erbeutet,  „in  openbarn 
orlige“  (Ord.  101).  Beides  hat  Beklagter  durch  Zeugen  zu  be- 
weisen. 

3)  er  habe  sie  nur  aus  Versehen  mitgenommen  (Ord.  98). 

Hier  ist  durch  Zeugen  zu  beweisen  „dat  he  id  openbarc 

gehat  hevet“  und  zu  schwören,  „dat  he  des  nicht  en  wiste  dat 
id  syn  ei“  — . 

4)  Er  habe  sie  auf  offenem  Markte  gekauft:  dat  schal  he 
sweren  unde  he  verlust  syne  penninge  de  he  dar  umme  gaf  unde 
de  andere  scal  sweren  allcne  dat  id  eine  afgherovet  ofte  af- 
gestolen  sy  (Ord.  96). 

5)  Beklagter  beruft  sich  auf  einen  Geweren : seghet  he  aver 
dat  id  eme  geven  sy  so  schall  he  synen  warent  vorebringhen 
....  unde  en  deyt  he  des  nicht  de  schade  is  syn  unde  he  is 
des  gudes  en  def  (Ord.  96). 

C.  Beweisverfahren. 

1.  Allgemeines. 

Von  den  Charakterzügen  des  Beweissystems  im  Sachsen- 
spiegel : 

1)  Die  Partei  beweist  der  Partei,  nicht  dem  Gericht.  2) 
Gegenstand  des  Beweises  ist  die  Parteibehauptung  in  ihrer 
juristischen  Passung,  nicht  die  derselben  zum  Grunde  liegende 
Thatsache.  3)  Der  Beweis  ist  ein  einseitiger,  daher  ein  directer 
Gegenbeweis,  sowie  die  Verbindung  von  Hauptbeweis  mit  in- 
directem  Gegenbeweis  ausgeschlossen.  4)  Der  Beweis  ist  ein 
Vortheil,  keiue  Last.  Wer  behalten  will,  der  Angegriffene,  ist 
näher  zum  Beweise  als  derjenige,  welcher  abgewinnen  will,  der 
Angreifer, 

fehlen  dem  bremischen  Processrecht  No.  1 und  2.  Das 
Gericht  des  Raths  steht  selbstständig  urtheilend  über  den  Par- 
teien, ihm  ist  die  Ueberzeugung  von  der  Wahrheit  der  streitigen 
Thatsachen  zu  verschaffen.  No.  3 und  4 sind  nur  noch  zum 
Theil  zu  erkennen.  Der  ausgedehnte  Gebrauch  des  Zeugen-  und 
Urkundenbeweises  führte  mit  Nothwendigkeit  zutu  materiellen 
Beweissystem  und  zur  Umkehrung  der  Beweislast.  Ja  Donaudt 
meint  sogar,  das  bremische  Recht  habe  im  bewussten  Gegensatz 
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zum  Sachsenrecht  den  Vortheil  des  Beweises  umgekehrt  und 
dem  Kläger  zugewiesen,  was  dem  Einfluss  des  fränkischen 
Rechts  zuzuschreiben  sei.  *)  Aber  ein  so  allgemein  gefasster 
Gegensatz  zum  sächsischen  Beweisprincip  tritt  in  den  Ordelen 
und  Schedungen  nicht  hervor.  Allerdings  findet  sich  mehrfach 
die  Formel,  dass  Jemandem  der  Beweiss  gebühre  „na  deme  dat 
he  en  clagere  is,“  Doch  in  den  allermeisten  Fällen  nur  bei 
Incidentstreitigkeiten  s)  zuweilen  in  dem  Sinne,  dass  bei  gegen- 
seitigem Beweisanerbieten  des  Klägers  Zeugen  vorgehen,*) 
hin  und  wieder  auch  in  bedeutungslosen  VV endungen  der  Partei- 
vorträge. 4) 

Ich  habe  aus  den  Ordelen  und  Schedungen  nicht  den  Ein- 
druck gewonnen , als  ob  sich  daraus  eine  einheitliche  Beweis- 
theorie ableiten  Hesse.  Einige  allgemeine , ausnahmslose  Grund- 
sätze sind  allerdings  vorhanden.  So  die  bereits  angeführten,  dass 
Kläger  seinen  Anspruch  vom  ünschuldseid  des  Beklagten  ab- 
hängig machen  kann,  dass  letzterer,  wenn  er  einer  Klage  um 
Schuld  gegenüber  seine  zerstörlichen  Einreden  beweisen  will,  die 
Klagethatsachen  zugestehen  muss  ; ferner,  dass  Handfesten  (öffent- 
liche vom  Rath  besiegelte  Urkunden)  den  Vorrang  vor  allen 
übrigen  Beweismitteln  haben;  endlich,  dass  der  Beweis  des 
Schadens  durch  Zeugen  ausgeschlossen  ist.  Im  Uebrigen  ist  in 
den  Ordelen  für  eine  grosse  Reihe  von  Fällen  die  Beweisver- 
theilung  geregelt;  theils  im  Sinne  des  Sachsen  rechts,  theils  im 
Sinne  unserer  heutigen  Auffassung,  dass  Jeder  die  thatsächlichen 
Behauptungen , durch  welche  er  dem  Gegner  etwas  abgewinnen 
will,  zu  beweisen  hat.  Das  Nähere  wird  bei  den  einzelnen  Be- 
weismitteln zu  erörtern  sein.  Häufig  treten  diese  mit  einander 
in  Collisidn  und  nur  in  dem  Sinn  ist  der  Beweis  ein  einseitiger, 

')  Donandt,  Civilproceas.  S.  73. 

’)  So  Sched.  102,  wo  Kläger  zu  beweisen  hat,  dass  ein  vor  dem  Vogts- 
gericht  gefundenes  Urtheil,  sowie  er  es  behauptet,  wirklich  gefunden  ist. 

Kläger  beweist,  dass  Beklagter  das  von  diesem  bestrittene  Ueetändniss 
„he  hadde  anders  neen  bewys“  vor  dem  Rath  abgelegt  hat,  (Schedebuch 
Fol.  28b,  No.  1)  oder  dass  Beklagter  einen  echten  Tag  nicht  gehalten  hat, 
(Schedebuch  Fol.  19  a,  No.  2.) 

Ferner  Schedung  19  und  22. 

*)  Z.  B.  Schedebuch  Fol.  60  b,  No.  2. 

•)  Z.  B.  Schedebuch  Fol.  28  b,  No  1. 

„unde  sy  gegenwardich  een  cleger  . . . also  lmpede  her  Dannei  sin 
bewys  scbole  vorgan  unde  settede  dat  bi  den  rad  in  dat  recht.  — 

Vergl.  auch  Planck,  Gerichtsverfahren.  Bd.  II.  S.  168. 

2* 
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das»  weddertugen  ausgeschlossen  sind,  während  anderen  Beweis- 
mitteln gegenüber  ein  directer  Gegenbeweis  geführt,  und  Haupt- 
beweis mit  indirectem  Gegenbeweis  verbunden  werden  darf.  Auch 
in  den  älteren  Schcdungen,  obschon  selten,  finden  sich  beim  ITr- 
kuudenbeweise  Collisionen. 

Scheel.  132.  (1339.)  Die  Gebrüder  Rike  klagen  aus  einer 

Handfeste,  wonach  die  Wittwe  Noweke  ihnen  ihr  gesammtes 
Vermögeu  hinterlassen  hat,  gegen  Frau  llsebe  Pingel,  der,  eben- 
falls in  einer  Handfeste,  3 Mark  Renten  aus  einem  Hause  von 
der  Verstorbenen  vermacht  sind.  Es  entsteht  die  Frage:  wer 
man  dhe  ersten  hantvesten  scole  holden  eder  de  testen.  Der 
Rath  entscheidet  sich  für  die  erste  Alternative. 

Sodann  einige  andere  Schedungen  aus  späterer  Zeit  als 
Beispiele : 

a.  Urkunde  gegen  Urkunde. 

Schedebueh  Fol.  1 b,  No.  2 (1435).  Kläger  beweisen  durch 
eine  Handfeste , dass  eine  Verwandte  des  Beklagten  ihnen  „ere 
hu»  dar  se  (Kläger)  nu  gegenwardich  innewonet  gegheven;“ 
Beklagte  legen  einen  sog.  swarenbreef  vor,  wonach  sie  Beispruch 
gegen  die  Uebergabe  (wahrscheinlich  auch  gegen  die  Lassung) 
erhoben  haben.  Entscheidung:  Na  deme  dat  de  hantfeste  en 
jar  unde  veer  weeken  elder  were  wen  de  vorgescr.  sworenbreef 
so  scholde  de  hantfeste  by  macht  bliven. ') 

b.  Zeugen  gegen  Augenschein  und  Herkommen. 

Schedebuch  Fol.  71a,  No.  2.  (1497).  Der  Gang  eines 

Wasserlftufs  ist  durch  Augenschein  und  Herkommen  bewiesen. 
Dem  Beklagten  wird  aufgegeben  den  Nachbar  „des  nergen  war 
mede  vorhindern  — id  en  were  denn  dat  Dethardt  £Bekl.)  be- 
teren  bewys  hadde  dat  id  dar  so  nich  hen  lopen  scholde,  des 
mochte  he  geneten.“  Die  Zeugen  werden  über  das  Gegenbe- 
weisthema verhört;  „dat  sodaune  water  doreh  sin  hus  einen  gang 
nicht  en  hadde  — welke  tuge  dan  up  sodannc  waterlosinge  nicht  eyn- 
drachtliken  tugeden  dat  dat  water  nicht  dorch  Dethardes  hus  sinen 
gang  hebben  scholde.  Ferner  Schedebueh  70  b,  No.l(1505):  Parteien 
streiten  sich  über  die  Mitbenutzung  eines  Ganges.  Entscheidung: 
schulden  besytter  beider  erven  des  ganges  samptlik  bruken  id 
en  were  sake  dat  Johann  Sobbc  bewisen  kondc  dat  de  besitters 


')  Ferner:  Schedebueh  Fol.  2tib,  No.  1 (1467). 
Schedebueh  Fol.  4b  a,  No.  2 (U79). 
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des  Paecheborgschcn  lins  des  ganges  gcbruket  itaildcn 
gnaden. 

Der  Gedanke,  dass  die  Beweisführung  ein  Vortheil,  tritt  in 
den  jüngeren  Urtheilen  mehr  und  mehr  zurück. 

Sehedebuch  Fol.  61a,  No.  4 (1486).  Kläger  verlangt  ge- 
wisse Güter  vom  Beklagten  auf  Grund  einer  testamentarischen 
Verfügung  von  Lüder  v.  Hasbergcn  heraus.  Beklagter  weigert 
sich  mit  der  Behauptung,  er  besitze  einen  Theil  dieser  Güter  in 
koep  weren,  einen  anderen  in  pendischer  were.  Entscheidung: 
Dat  Arndt  (Kläger)  scliolde  bcwysen  dnt  sodanne  vorbenomedo 
guder  sin  hadden  gehört  deme  ghenneu  de  de  gudere  gegeven 
hadde  unde  schulde  sich  denne  dar  ummc  gan  also  id  ymtne 
rechte  mochte  geboren. 

Schedebuch  Fol.  33  a,  No.  3 (1469).  Beklagte  bestreitet 
ihre  Passivlegitimation.  Die  Sache  gehe  ihre  Kinder  an,  von 
denen  sie  längst  abgetheilt  sei.  Klägerin  bestreitet  die  ge- 
schehene Abtheilung;  Entscheidung:  So  scliolde  Bartcke  (Bckl.) 
dat  bewisen  unde  schulde  dann  darumme  gan  als  recht  were. 

Dem  Sachsenrecht  entspricht  der  Grundsatz  des  Ordcls  22: 
So  wor  cn  den  anderen  sculdiget  tnnme  scaden  . . . unde  vor- 
saket  he  des  scaden  he  mach  myt  syneme  rechte  untgan,  men 
en  mach  nenen  senden  tuglien  uppe  nenen  man.  Anders 
dagegen,  wenn  der  Schadenstiftendc  das  Gut  vertrage-  oder  sonst 
rechtmässig  in  seinen  Weren  hat  oder  er  die  Schadenhaftung 
vertragsmässig  übernommen  hat.  (Ord.  78). 

2.  Die  einzelnen  Beweismittel. 

a.  Eineid  der  Partei. 

Der  Eid  der  Partei  weicht  insofern  vom  ünschuldseid  des 
Sachsenspiegels  ab,  als  er  nicht  eine  rechtlich  formulirte,  eidlich 
erhärtete  Behauptung  des  Nichtschuldigseins  ist,  vielmehr  ein 
mehr  oder  minder  speciell  gefasstes  Leugnen  der  dem  Angriffe 
zu  Grunde  liegenden  Thatsachen.  Beispielsweise  soll  Beklagter 
in  Sched.  103  (1438)  schwören,  „dat  dat  perd  sin  si ,“  in  einer 
Schedung  Fol.  16  b,  No.  3 „dat  sin  sone  mit  eme  neenen  andeel 
noch  copenschup  an  einem  gude  nicht  en  hadde.“  *) 

Der  Ausdruck  der  Ordele  und  Schedungen  für  die  Schwur- 
bcreclitigung  ist  ein  sehr  mannigfacher:  syn  recht  don  — vore 

')  Aehnliche  auf  die  Klagethntsachen  gerichtete  Formulirung: 
Schedeb.  Kol.  8 b,  No.  2. 
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stan  myt  rechte  — myt  einem  rechte  untgan  — syn  geld  holden 
up  den  billigen  — u.  s.  w. 

1)  Schwur  de«  Angegriffenen  (Beklagten): 

a.  Er  schwört  «ich  von  den  schlicht  vorgetragenen  Angriffs- 
behauptungen der  Klage  frei. 

b.  Er  beschwört  sein  Nichtkönnen,  wenn  dadurch  ein  Thun 
oder  Unterlassen  entschuldigt  werden  soll. 

a.  Ein  ihm  verpfändetes  oder  in  Hut  gegebenes  Pfand  sei 
ohne  seine  Schuld  zu  Grunde  gegangen,  oder  an  Werth  ver- 
ringert worden.  Ord.  56,  57. 

ß.  In  allgemeinerer  Eorm  spricht  Ord.  60  denselben  Grund- 
satz aus:  unde  is  it  ve  ofte  quick,  stervet  id  deme  den  id  to 
holdene  dan  was  he  en  schal  dar  nene  not  umme  liden  dar  he 
id  sweren  mach  dat  id  ane  syne  scult  sy  doet  ghebleven. 

y.  Das  ihm  zur  Aufbewahrung  gegebene,  geraubte,  ge- 
stohlene, verbrannte  Gut  habe  er  mit  dem  seinigen  verloren  und 
der  Verlust  sei  ohne  seine  Schuld  geschehen  (Ord.  60). 

c.  Er  beschwört  in  Vertragsverhältnissen  bei  feststehen- 
der Schadeneersatzpflicht  den  Betrag  des  Schadens;  so  der 
Pfandschuldner  (Ord.  56),  der  Commodatar  (Ord.  59),  der  Hirte, 
welcher  da«  Vieh  nicht  vollzählig  zurückbringt  (Ord.  8). 

d.  Er  beschwört  die  Einrede  der  noch  nicht  fälligen  Schuld 
für  eine  Zahlungsfrist  von  nicht  länger  als  12  Wochen  (Ord.  25). 

e.  Die  verklagte  Herrschaft  schwört,  dass  sie  dem  Dienst- 
boten bereits  den  ihm  gebührenden  Lohn  gezahlt  habe  (Stat.  74). 

2)  Schwur  des  Angreifers  (Klägers): 

a.  Der  Wirth  beschwört  den  Betrag  rückständiger  Kost- 
schuld für  1 Jahr  (Ord.  24). 

b.  Der  Dienstbote  den  Nichtempfang  des  Miethsgeldes 
(menasle)  von  4 Schillingen  (Stat.  74). 

c.  Der  Vermiether  die  Miethe  eines  halben  Jahres,  falls  der 
Miether  flüchtig  geworden.  (Ord.  99.  Stat.  47).  *) 

3)  Nach  Ordel  50  und  51  beschwört  der  klagende  oder  ver- 
klagte Pfandgläubiger,  welcher  ein  weddeschat  in  seinen  Weren 
hat,  den  Betrag  der  Pfandsumme.  — (Sched.  161.) 


')  Donamlt,  Civilprocess.  S.  77.  und  Stadtrecht,  Theil  II.  S.  324. 
rechnet  auch  dahin  den  Kentengläubiger,  welcher  den  Betrag  der  rück- 
ständigen Rente  beschwört,  was  sehr  wahrscheinlich,  wenn  auch  eine  aus- 
drückliche gesetzliche  Vorschrift  dafür  nicht  aufzuweisen  ist. 
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b.  Zeugen. 

Zwei  Zeugen  genügen  in  der  Regel,  um  die  Behauptung  des 
Beweisführers  zu  vulkomen.  Eine  besondere  Zeugenklasse  bilden 
die  Geschworenen,  des  Lesens  und  Schreibens  kundige,  vom 
Kath  aus  den  angesessenen  Bürgern  gewählte  Männer,  welche  in 
allen  Schuldsachen,  die  sich  höher  als  eine  Bremer  Mark  (etwa 
Mk.  50 — 60)  belaufen,  allein  zur  Zeugnissablcgung  berufen  sind.') 
Vielleicht  war  hierbei  ein  doppelter  Gesichtspunkt  massgebend : 
einmal  beim  Abschluss  wichtiger  Rechtsgeschäfte  sich  durchaus 
zuverlässige  Männer  für  den  Beweis  zu  sichern,  andererseits  dem 
altsächsischen  Grundsatz,  dass  in  allen  aussergerichtlich  abge- 
schlossenen Schuldverträgen  der  Angesprochene  durch  Zeugen 
nicht  überführt  werden  könne  (S.  Sp.  I.  18  § 2)  eine  schwache 
Erinnerung  zu  bewahren.  Erst  1433  wird  es  untersagt  Ge- 
schworene aus  dem  Rath  zu  wählen,  was  bis  dahin  gebräuchlich 
gewesen. 

Bei  Immobiliarrechten,  Streitigkeiten  über  die  Were,  insbe- 
sondere über  Nachbarverhältnisse,  aber  auch  bei  solchen  Forde- 
rungen, worüber  der  Natur  der  Sache  nach  Geschworene  nichts 
auszusagen  vermögen,  werden  auch  andere  Personen  als  Zeugen 
zugelassen:  so  zwei  borgere  unbesproken  eres  rechtes;*)  während 
bei  Streitigkeiten  über  Grundbesitz  ausserhalb  des  Stadtgebiets 
die  Parteien  „in  de  kunscap  dar  de  guder  belegen  sind“  ge- 
wiesen werden.*)  Endlich  kommen  Ohren-  und  Augenzeugen 
im  modernen  Sinne  vor.  In  Schedung  Fol.  17  a 1 (1459)  be- 
zeugt der  Schiffsführer  „myt  synen  schepes  kindern  unde  ok  mit 
einen  coepluden  de  eine  gevrachtet  unde  de  vracht  gegeven 
hadden  . . . dat  he  up  den  sulveu  schepe  schepherr  were.“  Im 
Schedebuch  Fol.  28  a,  No.  1 (1466)  führt  Kläger  Zeugen  dafür 
vor,  dass  Beklagter  die  Hälfte  des  Erlöses  aus  einem  für  gemein- 
schaftliche Rechnung  gemachten  Weingeschäfte  nicht  heraus- 
gegeben hat.4)  Die  Zeugenvernehmung  geschieht  öffentlich  in 
Gegenwart  der  Parteien. 


')  Statut,  öö,  56. 

>)  Ord.  62.  Ord.  26.  Stat.  43. 

’)  Schedung  No  80. 

Schedebuch  Fol.  21  b,  No.  3 (1463). 

Schedebuch  Fol.  15  a,  No.  2 (1458). 

*)  Schedebuch  Fol.  4b,  1 (1437),  auswärtige  Zeugen:  der  Kaufmann 
zu  Bergen  und  der  Kath  zu  Lübeck. 
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Die  nächsten  Verwandten  waren  zeugnissunfähig.  Uagen 
des  Beweisführers  an  de  drudden  linien,  d.  h.  Geschwisterkinder 
sowie  Onkel  and  Neffe  müssen  auf  Verlangen  des  Beklagten 
einen  „vored  don  dat  se  dat  don  dor  rechtes  willen  unde  nicht 
dor  machschup“  (Ord.  17). 

Ueber  die  Zeugnissfähigkeit  der  Frauen  schweigen  die 
Quellen.  Donandt  nimmt  an , die  Grundsätze  des  Sachsen- 
spiegels hätten  sich  im  Stadtrecht  unverändert  erhalten.  (Brem. 
Civilprocess.  S.  93.) 

Begreiflich  ist  es,  dass  im  Rechtsleben  einer  Handelsstadt 
das  Erforderniss  der  Gerichtsgenossenschaft  und  Standesgleich- 
heit nicht  festgehalten  werden  konnte.  Eine  Reihe  von  Ordelen 
treffen  besondere  Bestimmungen  bei  Processen  zwischen  Bürgern 
und  Gästen.1)  Verträge  mit  handelsbefreundeten  deutschen 
Städten  und  Stämmen  schufen  Erleichterungen,  *)  ja  selbt  An- 
klänge an  ein  internationales  Privatrecht  zeigt  Ord.  46:  wenn 
bremische  Bürger  in  einer  auswärtigen  Stadt  processiren  und  es 
zum  Zeugenbeweis  kommt,  so  soll  dieser  Gültigkeit  haben:  so 
id  tuget  werde  na  des  stades  rechte  unde  de  radmannc  van  der 
stad  eren  openen  bref  dar  up  geven  wo  de  sake  ghetuget  sy. 

Gesetzliche  Beweisvertheilung  beim  Zeugenbeweise. 

1)  Der  Angegriffene  (Beklagte)  hat  Beweis  durch  Zeugen 
zu  führen: 

a.  Wenn  er  die  Einrede  der  Zahlung,  des  Erlasses,  des 
Vergleichs  (Ord.  7),  der  Schenkung  (Ord.  66),  der  noch  nicht 
fälligen  Schuld  (Ord.  25)  vorbringt. 

b.  Wenn  er  behauptet,  dass  er  bei  Gelegenheit  seines  Neu- 
baues für  das  Immobile  des  Klägers  auf  dessen  Grund  und 
Boden  Sicherheitsmassregeln  habe  treffen  wollen,  was  ihm  von 
diesem  untersagt  worden,  w esshalb  er  für  die  an  sich  nicht  be- 
strittene Schädigung  des  klägerischen  Immobile  nicht  aufzu- 
kommen habe  (Ord.  95). 

c.  Wenn  der  überlebende  Elterntheil,  der  für  eine  Schuld 
des  Sohnes  auf  dessen  Samtgutantheil  in  Anspruch  genommen 
wird,  behauptet,  die  Abtheilung  sei  bereits  geschehen  und  zwar 
bevor  die  Schuld  des  Sohnes  entstanden  (Stat.  24). 

')  Ord.  40.  41.  42. 

*)  ßrem.  Urkundenbuoh,  I,  No.  119. 

Brem.  Urkundenbach,  II,  No.  68. 

Brem.  Urkundenbuch,  II.  106.  106. 
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d.  Wenn  die  Herrschaft  gegenüber  der  Klage  des  vor  Ab- 
lauf der  Dienstzeit  entlassenen  und  nicht  voll  abgelöhnten  Ge- 
sindes behauptet  „he  en  hebbe  id  vorbord  rayt  losheyde“  (Bos- 
heit) (Stat.  80). 

2)  Der  Angreifer  (Kläger)  hat  Beweis  mit  Zeugen  zu 
führen : 

a.  Wcnu  Beklagter  die  Einrede  der  abgeurtheilten  Sache 
vorschützt  und  Kläger  behauptet  „id  sint  andere  pennynge.“  — 
De  clegere  scal  cu  vortughen  dat  id  andere  penninge  edder 
ander  sulver  sy  aldus  scal  id  gan  umme  allerleye  sake 
de  desser  like  wys  to  clage  komet  (Ord.  6). 

b.  Dass  Beklagter  ein  Schadensersatzversprechen  gegeben 
hat  und  dass  der  Schaden  wirklich  eingetreten  ist  (Ord.  78). 

c.  Wie  viele  von  den  Viehstücken  fehlen,  welche  der 
Kläger  von  dem  Hirten,  dtm  er  eie  in  Hut  gegeben,  zurück- 
verlangt (Ord.  8). 

d.  Dass  die  beim  verurtheilten  Schuldner  gepfändete  Fahr- 
habe sin  echtlikc  egen  sei  und  zwar  bevor  „he  (der  gepfändete 
Schuldner)  beclaget  wurde  von  den  dar  men  ene  vore  panden 
scholde“*)  (Ord.  10). 

e.  Dass  die  beim  verstorbenen  oder  dingflüchtig  geworde- 
nen Miether  Vorgefundene  Fahrhabe,  woran  sich  der  Vcrmiether 
für  den  Miethpreis  schadlos  halten  will,  sein  Eigenthum  sei,  wo- 
zu 2 Bürger  genügen  „den  dat  witlik  sy“  (Stat  43). 

c.  Parteieid  mit  Zeugen. 

Der  beim  „getüch  umme  gud  oder  umme  gewere“  im  Sachsen- 
spiegel1) wohl  ausnahmslose  Grundsatz,  dass  nach  vorange- 
gangenem Zeugniss  die  Partei  ebenfalls  zu  schwören  hat,  findet 
sich  im  Stadtbuch,  soviel  ich  sehe,  nur  in  einigen  Ueberbleibseln. 
Stat.  41:  Wenn  ein  unbewegliches  oder  bewegliches  Gut  zweien 
nach  einander  verkauft  oder  verpfändet  ist,  so  soll  derjenige, 
welcher  den  ersten  Kauf  beweist,  seine  Behauptung  ausserdem 
noch  eidlich  erhärten.  Ferner  in  2 älteren  Schedungen.  Sched. 
90  (1337):  einem  Kläger  ist  bei  einem  Eigenthumsstreit  über 
seine  Mauer  mit  dem  abgehörten  „tughen  geholpen“;  trotzdem 
aber  wird  entschieden:  „so  mach  he  ok  de  vorenomeden  muren 
vor  ein  echtlik  eghen  mit  eines  enes  hant  uppe  den  hilligen 
holden.“  Sched.  187  (1343):  Kläger  soll  eelbdritt  mit  zwei 

■)  Schedebuch  Fol.  69»,  No.  1 (1495). 

* ) Homeyer,  Sächsisches  Landrecht.  Kegist.  S.  565. 
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Bauern  in  der  kunscap  beweisen,  dass  ein  ländliches  Grundstück 
„ein  echtlik  eghen  si  unde  sin  vuder  dat  eme  geervet  hebbe.“ 

Ueber  den  Beweis  bei  Incidcntstreitigkeiten  siehe  Ab- 
schnitt: Beweisverfahren  (II  C 1),  bei  der  hand  haften  That 
und  Anefangs  k läge,  siehe  mündliche  Verhandlung  (II  B 3 c; 
aa,  bb),  bei  der  rechten  Gewere,  siehe  Abschnitt  Klagen  um 
unbewegliches  Gut  (II  B 3 b). 

d.  U rk und enbe weis. 

In  den  .Rathsentscheidungen  des  14.  und  15.  Jahrhunderts 
bilden  die  Urkunden  das  häufigste  Beweismittel.  Sie  /eigen, 
dass  schon  jetzt  der  Schwerpunkt  des  Verfahrens  darin  liegt, 
dem  Gericht  einen  objektiven  Beweis  der  Streitpunkte  zu  unter- 
breiten und  es  Beklagtem  nicht  mehr  freisteht,  wo  Urkunden 
vorgelegt  werden  „myt  einem  slichten  nein“  davon  zu  kommen. 

1)  Üeffentliche  Urkunden. 

a.  Die  Eintragungen  in  das  Schedcbuch  und  das  Las- 
sungsbuch. 

b.  Die  vom  Rath  besiegelten  Urkunden:  des  stades  hant- 

festen  oder  des  rades  breef.  Die  verschiedenartigsten  Rechts- 
geschäfte werden  in  die  Handfestenform  gekleidet:  Verkäufe 

über  Immobilien,  Rentenkäufe,  Servitutenbestellungen,  Erbthei- 
lungen,  Testamente,  Ehe  vertrage  u.  s w. 

c.  Die  vom  Rath  transsumirten  Urkunden,  insbesondere  die 
transsumirten  sworenbreve.  Die  von  den  Geschworenen  be- 
siegelten Privaturkunden,  sog.  „sworenbreve“  hatten  an  sich 
keine  Beweiskraft;  diese  wurde  ihnen  erst  durch  das  vor  Gericht 
abgelegte  Zeugniss  der  Geschworenen  gegeben. 

Noch  in  einer  Entscheidung  aus  dem  Jahre  1496  wendet 
die  Beklagte  mit  Erfolg  die  Einrede  vor:  de  sworenbreev  scholde 
er  nynen  schaden  doen  wente  de  sworen  doet  weren  de  den  breev 
besegelt  hadden.  (Schedeb  Fol.  70  b,  No.  1). 

Wurde  eine  Handfeste  dem  Gerichte  vorgelegt,  so  handelte 
cs  sich  allein  um  deren  Echtheit  und  das  Vorhandensein  der 
Formerfordernisse.  Um  diese  zweifellos  festzustellen,  wird  der 
Produkt  gefragt:  „oft  eme  ok  in  dem  breve  unde  segele  was 
scheide“  (Schedebuch  Fol.  64  b No.  2).  *) 

Nach  erfolgter  Feststellung  geschah  die  Verurtheilung  des 
Angesprochenen  dem  Inhalt  der  Handfesten  gemäss.  Sie 
machten  vollen  Beweis  und  brachen  jedes  andere  Beweismittel: 

')  Schedcbuch  Fol.  36a,  No.  1 (1470). 
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hantfesten  scal  men  holden  so  sc  luden  unde  inholden. ') 
(Schedung  82). 

Bei  Privatverträgen , welche  in  die  Form  von  Handfesten 
gebracht  werden  sollten,  wurde  geprüft,  ob  ihr  Inhalt  dem  Stadt- 
rechte entspreche.  Dritte  Personen  konnten  Beispruch  erheben 
und  die  Handfesten  blieben  eine  Zeitlang  beim  Rathe  liegen,  che 
sie  dem  Antragsteller  ausgehändigt  wurden,  ßben  wegen  dieser 
causac  cognitio  wird  später  im  Process  die  Rechtsbeständigkeit 
des  in  den  Handfesten  enthaltenen  Geschäfts  keiner  weiteren 
Prüfung  unterzogen.  Beklagter  war  gewissermassen  confessus  in 
jure,  und  mit  Recht  macht  Höpken  auf  die  Aehnlichkeit  des 
Bremischen  Processes, s)  wenn  die  Klage  sich  auf  Handfesten 
stützte,  mit  dem  mittelalterlichen  Executivprocess  aufmerksam : *) 
eine  Aehnlichkeit,  welche  in  der  kurzen  Zahlungsfrist  (innerhalb 
der  Dwernacht)  besonders  hervortritt.  — 

2)  Privaturkunden. 

Ein  Beweis  mittelst  Privaturkunden  ist  dem  Sachsenspiegel 
völlig  fremd.  Auch  in  den  Schedungen  des  14.  Jahrhunderts  ist 
kein  Fall  auzutreffen,  dass  eiue  Privaturkunde  mit  dem  Siegel  des 
Ausstellers  gegen  diesen  beweiskräftig  wäre.  Aber  schon  um  die 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts  wird  sie  zu  einem  gebräuchlichen 
Beweismittel.  Schedeb.  Fol  15  a,  1.  (1458):  Kläger  macht  aus 
einem  Geschwornetibrief  eine  Restforderung  geltend.  Beklagter 
zeigt  eine  Quittancie  mit  des  Klägers  Siegel  vor,  wonach  Alles 
bezahlt  sei;  Kläger  erkennt  sein  Siegel  an:  nademe  Gerd  des 
ingesegels  tostunde  so  scholde  Luder  van  den  vorscr.  40  Mark 
quitt  unde  noetlos  wesen  unde  blieven.  In  einer  andern  Schedung 
Schedebuch  Fol.  22  a,  No.  1 (1463)  klagt  Borcherd  Vagt  gegen 
Luder  Hals  aus  einem  Brief,  worin  Beklagter  versprochen,  32 
Ochsen  dem  Rath  zu  Bremen  zu  liefern  „von  Claus  Holstes 
wegen.“  — Luder  Hals  lässt  antworten  „he  hopede  nademe 
de  vorscrev.  breef  up  Borcherde  nicht  enheelde  so  were  he  ok 
ßorcherde  derwegen  nicht  plichtig  to  antwordende.“ 

Der  Rath  entscheidet:  „Na  deme  des  erben.  Luders  bref 
up  Borcherde  (Kläger)  nicht  en  spreke  so  en  were  Luder  ein 
derwegen  nicht  plichtig  to  antworden.  Id  en  were  denne  dat 

')  Schedebuch  Fol.  26  No.  2 (1465). 

*)  Höpken,  Bremisches  Pfandrecht  am  liegenden  Gut. 

Brem.  Jahrbuch.  Bd.  VH. 

3)  HeusBler,  Zur  Geschichte  des  Kxecutivprocesses. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  Bd.  VI. 
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Clawes  Holste  van  dem  rade  to  Bremen  ummu  sodanne  Oasen 
gemacnd  werde;  denn  mochte  me  Luder  Halse  uuime  sodanne 
Uesen  na  lüde  eines  brevee  beschuldigen  unde  anlangen. ') 

e.  Augenschein,*) 

ein  Beweismittel,  zu  dem  der  Rath  häufig  in  Nachbar- 
streitigkeiten ex  officio  griff:  „dar  wi  denne  willen  bysenden 
unde  de  dar  laten  beseen  unde  de  beiden  dar  eene  tyt  to  leggen 
unde  so  dar  denne  mit  rechte  over  vorscheden.“  (Schedebuch 
Fol.  19  a 1 (1460). 


D.  l'rtheil  und  Berufung. 

1.  Urthcil. 

Die  Befragung  des  Raths  seitens  der  Parteien:  „wat  dar 
rechtes  umme  si“  fuhrt,  indem  wir  hier  von  Zwischenurtheilen 
absehen,  entweder  zu  einem  Beweienrtheil  in  der  Form  eines 
bedingten  Endurthcils  oder  zu  einem  unbedingten  Endtfrtheil, 
wodurch  Beklagter  entweder  ohne  voraufgegangenen  Beweis  ver- 
urtheilt,3)  oder  Kläger  mit  der  Klage  abgewiesen4)  oder  endlich 
der  Beweis  für  geführt  oder  nicht  geführt  erkannt  wird.  Nicht 
selten  ist  das  Urtheil  noch  in  die  ältere  Form  eines  Weisthuins 
einer  Rechtsbelehrung  gekleidet.6) 

Für  das  bedingte  Endurtheil  giebt  Ordel  5 die  allgemeinere 
Formulirung:  „mach  he  des  (nämlich  die  rechte  Gewere)  aldus 
vullenkomen  , so  is  he  des  neghere  to  beholdene  den  id  yement 
van  eme  mochte  winnen.“  Speciellere  in  vielfachen  Schedungen 
z.  B.  83  „also  mögen  Thedewart  offtc  Otto  der  vorbenomeden 
wort  (Wurt)  vullenkomen  so  scal  de  vorbenomede  Henrik  ein 
cre  holt  gelden.“*) 

Ein  Endurtheil  mit  Würdigung  des  Beweisergebnisses  in 
Sched.  124:  „also  na  des  stades  boke  unde  na  tughen  de  hir 

’)  Schedebuch  Fol.  32b,  No.  1 (1468). 

Schedebuch  Fol.  51b,  No.  1. 

Schedebuch  Fol.  84  a,  No.  2. 

*)  Schedebuch  Fol.  14  b,  2 und  3.  (1457). 

>)  Sched.  63.  132.  144. 

•)  Sched.  177. 

Schebeb.  Fol.  64  b,  No.  3 (1490). 

.so  scholde  Wale  der  clage  noetloes  wesen.“ 

4)  Sched.  197.  220.  226. 

•)  Ferner  Sched.  19.  32.  69.  204  u.  s.  w. 
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vore  tughet  hebbet  unde  na  Willekens  unde  Gertrudes  bekennt- 
nisse,  den  se  dan  bebbet,  echte  lüde  sint,  ao  acal  Johann  unde 
Henric  van  Haren  geven  Williken  eren  brodere  verteyn  mark 
ingcldes  alao  dar  voreacreven  ia.“ 

Nach  Ord.  1 aoll  daa  ürtheil  innerhalb  8eche  Wochen  ge- 
sprochen sein. 

Die  Schedungen  bis  1363  werden  von  den  Rathsherren  selbst 
dein  Codex  von  1303  nachgefügt  sein:  „na  deme  achede  dat  de 
ratmanne  dhe  vor  uns  hebbet  gewesen,  achededen,  unde  in  uaer 
stades  bok  hebbet  gescreven.“  (Sched.  66). 

Im  Ord.  2 des  Stadtbuchs  von  1433  ist  dann  verordnet: 
„wat  aake  kumpt  vor  den  rad  de  ae  myt  rechte  scheden, 
wil  de  cleger  ofte  de  antworder  de  achedinge  des  radea  in  dat 
bok  gescreven  hebben,  so  scal  de  rad  de  schedinge  acriven 
laten  ....  unde  dar  scal  men  deme  scrivere  mogelik  scritton 
geven.“  — 

2.  Berufung. 

Ueber  den  Rath  als  Berufungsinstanz  ist  in  der  kurzen 
Schilderung  der  Vogtsgerichtsbarkeit  das  Nöthige  gesagt  worden. 
Die  Berufung  fand  nicht  nur  gegen  die  im  Vogtsgericht  gefunde- 
nen Urtheile,  sondern  auch  gegen  die  „Findungen“  im  Land- 
gebiete durch  die  Dorfgenossen  statt,  wovon  ich  aber  erat  im 
16.  Jahrhunderte  Beispiele  getroffen  habe.  Es  wird  dies  damit 
Zusammenhängen , dass  erst  in  dieser  Zeit  die  Territorialhoheit 
des  Rathes  über  die  Gohen  des  Landgebiets,  welche  sich  aus 
einer  Reihe  nach  und  nach  erworbener  Einzelrechte,  theils  privat- 
rechtlicher, theils  öffentlich  rechtlicher  Natur  zusammensetzt, 
Abschluss  und  Festigkeit  erlangt  hat. 

Wurde  das  Urtheil  bestätigt,  so  kam  der  Name  des  Urtheil- 
finders  zum  Ausdruck:  in  deser  sake  heft  Heyneke  de  Scildere 
en  recht  ordel  vunden;  wurde  es  geändert,  so  nannte  man  ihn 
nicht,  auch  war  er  frei  von  Busse:  „des  is  de  schände  vor 
syneu  bruke,“  wie  es  in  dem  Recht  von  Oldenburg,  das  mit 
dem  Stadtrecht  von  Bremen  bewidmet  war,  heisst.  ’) 

Eine  Berufung  vom  Rath  an  den  Erzbischof  war  der  Natur 
der  Sache  nach  ausgeschlossen,  ao  lange  der  Gedanke  der  Com- 
promissiustanz  noch  lebendig.  Ob  die  Rechtsbelehrung  an  Olden- 
burg und  die  ebendaselbst  verhängte  Strafe  „dat  he  sprack  boven 

’)  Ostrichs  Seite  837. 
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des  rades  schedinge,“  Bezug  hat  auf  eine  Berufung  an  den  Erz- 
bischof oder  auf  eine  dem  Gericht  trotzende  Weigerung  des 
Beklagten,  dem  Urtheil  des  Rathcs  Genüge  zu  thun,  bleibe  da- 
hin gestellt. 

Seit  1541,  als  der  Rath  eine  förmliche  Gerichtsbarkeit  erster 
Instanz  erlangt  hatte , wurde  hin  und  wieder  von  den  Parteien 
versucht  an  den  Erzbischof  zu  appelliren, ')  wogegen  der  Rath 
aber  auf  das  heftigste  sich  wehrte  und  z.  ß.  in  der  Schedung 
des  Jahres  1570  erklärte: 

„als  wüsste  der  Rath  solcher  muthwilligen  Appellation  nicht 
zu  deferiren.“  — 

E.  Zwangsvollstreckung  und  vorsorglicher  Zwang. 

1.  Zwangsvollstreckung. 

Die  regelmässige  Zahlungsfrist  beträgt  14  Tage.’)  Handelt 
es  sich  um  „leende  penniughe  unde  bewisede  penninge, s)  so  ist 
„over  dwernacht“  zu  zahlen.4)  (Ord.  34.) 

Der  Vogt  hat  keine  Exekutionsgewalt.  Die  Zwangsvoll- 
streckung liegt  allein  dem  Rathe  ob.  Nach  Ablauf  der  Zahlungs- 
frist kommen  Vogt  und  Kläger  aufs  Rathhaus  und  bringen  das 
Zahlungsgebot  zur  Anzeige.  Kläger  bezeugt  mit  zwei  Bürgern 
„dat  dat  bot  des  vogedes  gescheen  is  unde  de  vertevnacht  umme 
körnen  sint;“  der  Rath  giebt  sodann  dem  Kläger  Pfänder  „ute 
den  weren“  des  Beklagten.  Sind  keine  Mobilien  da  „ofte  hevet 
he  nen  erve  so  scal  man  eme  (Kläger)  richten  myt  dem 
manne.“  — Beklagter  wird  in  Sclmldknechtschaft  gegeben. 
(Ord.  34.  73.) 

Handelte  es  sich  nicht  um  eine  Geldzahlung,  sondern  um 
eine  sonstige  Leistung,  so  erzwang  sie  der  Rath  durch  Geld- 
strafen. s) 

Das  Pfändungsverfahren  bei  Mobilien  ist  im  Stadtbuch  nicht 
näher  beschrieben,  doch  dürfen  wir  annehmen,  dass  nach  Ana- 


’)  Assertio  libertatis  reipublicae  iiremensis.  S. 
*)  Sched.  20.  81. 

*)  bewisen  — anweisen,  überweisen,  designare. 
4)  d.  h.  innerhalb  24  Stunden,  eine  Zeit,  worin 
Quere  kommt. 

•)  Sched.  144.  Sched.  150. 


830. 


nur  eine  Nacht  in  die 
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logie  der  Veräußerung  eine«  versetzten  Pfandes,  wie  solche  in 
einer  Urkunde  von  1496  vorkommt,  verfahren  wurde.') 

Hatte  der  Schuldner  keine  Mobilien , «o  bat  der  Gläubiger 
den  Rath  ihn  zu  Kisten  pfandesrecht  in  das  Immobile  ein- 
zuweisen,*) das  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischenpausen  vor 
dem  Vogtsgericht  aufgeboten  wurde.  Nach  Ablauf  der  Frist 
wies  der  Vogt  durch  Urtheil  in  einem  vor  dem  Grundstück  ge- 
hegten Dinggericht  den  Gläubiger  zu  Kistenpfandesrecht  in  das 
Grundstück  ein.  Dieser  erlangte  dadurch  die  Rechte  eines 
Faustpfandgläubigers,  also  Besitz,  aber  nicfet  das  Nutzungsrecht.*) 
Auf  weiteres  Anrufen  des  Rathes  wird  durch  dessen  Mandat  der 
Gläubiger  ermächtigt  sich  in  das  Eigenthum  des  Erbes  einweisen 
zu  lassen,  was  durch  ein  viermaliges  Aufgebot  in  vier  echten 
Dingen  durch  den  Vogt  geschieht.  Während  der  einjährigen 
Aufgebotsfrist  kann  der  Schuldner  das  Immobile  wieder  einlösen, 
jeder  andere  Gläubiger  Beispruch  erheben;  (Ord.  71)  nach  ihrem 
Ablauf  wird  der  Gläubiger  vom  Vogt  in  denselben  Formen  wie 
das  erste  Mal  zu  Weichbildsrecht  eingewiesen,  d.  h er  wird 

zum  Eigenthümer eme  geweldigt  wurde  to  syneme 

egeadome  also  alse  stades  recht  is,  wie  es  in  Ord.  70  heisst.4) 
Nie  erscheint  mehr  als  ein  Gläubiger  als  Verfolger  des  Immobile. 
War  Jemand  besser  berechtigt  als  der  verfolgende  Gläubiger,  so 
konnte  er  wälirend  des  Laufes  des  Verfolgverfahrens  Einweisung 
in  das  Erbe  verlangen ; ein  gleich-  oder  schlechter  berechtigter, 
den  verfolgenden  Gläubiger  nur  mittelst  vollständiger  Befriedi- 
gung seiner  Forderung  auskaufen. 

Doch  trat  durch  Vereinbarung  der  Parteien  nicht  selten  an 
die  Stelle  des  eben  geschilderten  Verfahrens  Veräusserung  des 
Immobile  und  Befriedigung  der  einzelnen  Forderungen  nach 
ihrem  Range  aus  dem  Erlöse,  wie  zahlreiche  Einschreibungen 
des  Lassungsbuches  ergeben.*) 

Die  Frage,  wie  sich  das  eben  geschilderte  gegen  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  in  den  Schedungen  und  Urkunden  (vor  Allem 

')  s.  H.  A.  Schumacher,  Das  bremische  Kistenpfandrecht  am  liegen- 
den (jut.  Brem.  Jahrb.  Bd.  I.  S.  238. 

’)  Urkunde  von  dem  Kistenpfandesrechte  (1494).  Oelrichs  S.  631. 

Verfolgbrief  von  1482  bei  Höpken,  Pfandrecht  am  liegenden  (lute. 

Brem.  Jahrb.  Bd  Vit  S.  295. 

»)  Planck.  Bd.  II.  8.  353.  A.  M.  Höpken,  Pfandr.  S.  97. 

*)  Schedeb.  Fol.  21a,  No.  3 (1462). 

s)  Lassungsbuch  Fol.  72  b.  (1453). 
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Oelrichs  S.  1531)  bezeugte  Verfahren  aus  dem  früheren  ent- 
wickelt hat,  worin  Kistenpfandrecht  und  Weichbildsrecht  nur 
Vertragspfandrechte  zu  bedeuten  scheinen,  welche  schliesslich  zu 
einer  Ueberweisung  des  Erbes  an  den  Gläubiger  führen,  ist  sehr 
controvers.1) 

2.  VorsorglicherZwang. 

Unter  den  Fällen  freiwilliger  Sicherstellung  für  die 
Erfüllung  einer  Schuld  oder  gelobten  Verbindlichkeit  nimmt  im 
Stadtbuch  das  Einl&ger  eine  Hauptstelle  ein;  sodann  die  Ver- 
pfändung fahrender  Habe  (Ord.  51),  über  deren  Renlisirung  eine 
Urkunde  von  1496  Belehrung  giebt.  *)  Nachdem  das  Pfand  an 
drei  verschiedenen  Gerichtstagen  aufgeboten  , wird  es  vom  Vogt 
dem  Gläubiger  to  huse  unde  to  hove  angestellt,  dem  Pfand- 
schuldner die  Einlösung  noch  bis  zum  folgenden  Tage  Vorbe- 
halten. Erfolgt  sie  nicht,  kann  der  Gläubiger  das  Pfand  vor 
syn  egen  holden.  Am  bedeutsamsten  für  den  mittelalterlichen 
Rechtsverkehr  ist  die  Immobiliarverpfändung  (Ord.  47.  48)  in 
der  Form  der  älteren  und  neueren  Satzung.  Bei  ersterer  hat 
der  Pfandgläubiger  keine  Veräusserungsbefugniss  und  eine  Ein- 
weldigung  zum  Eigenthum  findet  nicht  statt;  bei  letzterer  führt 
die  Realisirung  auf  den  soeben  geschilderten  Weg  der  Zwangs- 
vollstreckung.*) 

Für  die  erzwungene  Sicherstellung  kommt  zunächst 
die  Befugniss  des  Klägers,  das  Erscheinen  des  Beklagten  oder 
das  Vorbringen  der  angesprochenen  Sache  vor  Gericht  durch 
Bürgenstellung  zu  erzwingen  in  Betracht.  Ord.  56:  „so  tve  dem 
anderen  borget  vor  richte  to  bringen;“  Ord.  37:  „so  wor  en 
man  borghet  en  dink  vor  richte  bringen  dat  varende  have  si.“  *) 


')  Siehe  Donandt,  Civilprocess  S.  145. 

„Wenn  in  der  Sammlung  von  1433  die  alten  Ordelo  über  das  Pfand- 
recht noch  Aufnahme  gefunden  haben,  «o  mag  das  darin  seine  Erklärung 
finden,  dass  damals  der  Nichtgebrauch  noch  nicht  das  Alter  erreicht  hatte, 
dessen  er  zu  derogatorischcr  Reife  für  bedürftig  gehalten  wurde.“ 

’)  ßrem.  Jahrbuch.  Bd.  I.  S.  238. 

•)  „Auch  in  Bremen  ist  somit  der  überall  wiederkehrende  Grund- 
gedanke der  Satzung  unschwer  wieder  zu  erkennen:  für  den  Fall  ausbleiben- 
der Lösung  wird  das  Erbe  dem  Satzungsempfänger  für  die  Klagsumme 
verkauft.“ 

(Planck,  Gerichtsverfahren.  Bd.  II.  S.  354). 

‘)  Schedung  148. 
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Sodann  der  Arrest  oder  Kummer,  welcher  aussergericht- 
lich  ohne  vorherige  Erlaubnies  des  Richters  gegen  die  Person 
oder  das  Vermögen  des  Schuldners  ergriffen  werden  kann,  wo 
Gefahr  im  Verzüge  ist.  Gegen  Stellung  zahlungsfähiger  Bürgen 
„de  also  vele  erves  heft  also  sin  clage  wert  ie“  (Ord.  76)  muss 
der  Arrest  aufgegeben  werden.  Nur  wo  die  fahrende  Habe  beim 
Besitzer  festgehalten  und  Raub  oder  Entwendung  behauptet  wird, 
darf  der  Kläger  die  Bürgschaft  zurückweisen. 

Gegen  einen  erbgesessenen  Bürger  ist  kein  „bekümmern“ 
zulässig  (Ord.  73). 

Die  Ausführung  des  Arrestes  geschieht  durch  den  Boten  des 
Rathes  oder  des  Vogts  (Sched.  148). 

Einer  der  häufigsten  Fälle  des  bekummems  fand  statt,  wenn 
das  Gut  eines  Auswärtigen  sich  in  der  Hand  eines  Bürgers  be- 
fand,1) während  der  sog.  Repressalienarrest,  welcher  den  Bürger 
für  die  Schuld  des  Mitbürgers  auswärts  haftbar  macht,  durch 
Verträge  beschränkt  und  an  die  Voraussetzung  verweigerter 
Justiz  geknüpft  war. 

Gegen  den  flüchtigen  Schuldner  war  Vorsorge  durch  einen 
allgemeinen  dinglichen  Arrest  getroffen  (Ord.  87). 

Der  Arrestgläubiger  war  verpflichtet,  den  Arrest  baldmög- 
lichst gerichtlich  zu  rechtfertigen:  he  scal  komen  to  deme 

negestcu  dinge  vor  gherichte  unde  claghen  uppe  dat  gud;  ver- 
säumt er  diesen  und  den  darauf  folgenden  Gerichtstag,  so  hat 
er  jedes  Mal  4 Schilling  Busse  zu  zahlen,  versäumt  er  auch  den 
dritten  „dat  gut  scal  wesen  los  van  eme“  (Ord.  76).  *)  Durch 
das  fortgesetzte  gerichtliche  Verfahren  wird  dann  schliesslich  die 
Arreet-Massregcl  in  eine  des  Exekutiouszwanges  umgewandelt. 

Beim  Zusammentreffen  mehrerer  Gläubiger  im  Fall  einer 
Ueberschuldung  finden  sich  die  einfachsten  konkursrechtlichen 
Grundsätze  ausgesprochen  im  Ordel  99.  Nachdem  der  Vermiether 
aus  den  verkauften  Mobilien  seine  Miethe  vorweg  genommen, 
was  übrig  bleibt,  „dat  scholen  de  anderen  hebben  ghelik  de  id 
myt  rechten  tugen  wynnet  marck  marckelike.')  Ord.  87: 
„men  scal  dar  affgelden  mark  by  marke  lik.“ 


■)  Brem.  Urkundenbach  Bd.  II.  No.  ß. 

’)  Schedung  166. 

*)  R.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte.  § 715. 

„Von  grosser  Bedeutung  wurde  die  allmähliche  Ausbildung  des  Konkurt- 
processes  in  den  Städten.  Anfangs  hatte  die  Priorität  der  Beschlagnahme 

JfüMwaitM,  CivüprooeM  io  Breineu.  3 
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Die  Frage,  ob  das  soeben  skizzirte  Processrecht  die  Kraft 
zur  Fortbildung  aus  sich  selbst  hätte  schöpfen  können,  wird, 
glaube  ich,  zu  bejahen  sein.  Es  war  beweglich  genug,  um  auch 
ohne  Durchsetzung  mit  dem  römisch-kanonischen  Recht  den  an 
Ausdehnung  gewinnenden  und  damit  feiner  werdenden  Verkehrs- 
verhältnissen sich  anzuschliessen.  Auf  die  selbstständige  Fort- 
bildung des  Beweises  durch  Privaturkunden  und  auf  die  Um- 
bildungen in  der  Vertheilung  der  Beweisführung  ist  schon  früher 
hingewiesen  worden.  Hier  mag  noch  beispielsweise  die  originelle 
Entwickelung  der  Verpfändung  von  Immobilien  durch  Handfesten 
und  der  damit  verbundene  Haudfestenprocess  angeführt  werden, 
die  sich  ganz  unabhängig  von  römischen  Rechtsgedanken  ge- 
staltet haben;  ferner  die  Codifikation  der  Zwangsvollstreckung  in 
der  Exekutionsordnung  von  1641  und  das  recipirte  Hamburger 
Schiffsrecht  von  1292  in  Verbindung  mit  den  sonstigen  vom 
statutarischen  Recht  abweichenden  seerechtlichen  Bestimmungen 
der  Ordele  22,  63  bis  65 :‘)  zu  geschweigen  von  den  gewohn- 
heitsrechtlichen Weiterbildungen  den  Gebieten  des  rein  materiellen 
Rechts.  Nicht  weniger  sehen  wir  aber  auch  in  den  Schedungen 
feinere  Fragen  des  Obligationenrechts  behandelt,  für  deren  Be- 
urtheilung  man  im  Sachsenrecht  vergebens  die  Anhaltspunkte 
suchen  würde.  In  Sched.  188  (1343)  schuldet  Richard  v.  Motseledem 
Joh.  Tute  eine  Geldsumme.  Joh.  Duckel  hat  sich  dem  Schuldner 
gegenüber  erboten  für  ihn  zu  zahlen.  Muss  Tute  diese  Zah- 
lung annehmen?  „Will  Johann  Duckel  Johann  Tuten  alsuke 
bereditige  don  alse  Richard  eme  lovet  heft  dat  mach  he  wol  don.“ 
Ist  ein  Vertrag  gültig,  wodurch  ein  Bruder  seinen  beiden  anderen 
Brüdern  verspricht,  ein  Weib  nur  mit  ihrer  Zustimmung  zu 
nehmen,  und  wenn  er  ohne  diese  heirathe,  sich  mit  jährlich 
14  Mark  Rente  zu  begnügen  und  sonst  Nichts  vom  väterlichen 
Erbgut  zu  beanspruchen?  Der  Rath  entscheidet:  „So  scal 
Johann  und  Hinric  van  Haren  geven  Willekin  eren  brodere 
verteyn  mark  ingeldes  also  dor  vorscreven  is“  (Sched.  124. 
1339). 


für  die  Rangordnung  der  Gläubiger  entschieden,  allmählich  kam  man  aber 
dahin,  die  sämmtlichen  Gläubiger  als  eine  Genossenschaft  zu  behandeln, 
was  ihre  Befriedigung  nach  Markzahl  zur  Folge  hatte.“ 

*1  Ord.  22.  „liier  shiprecht  heft  ander  recht  von  schaden.“ 

Sched.  221  (1345),  Schiffsfracht;  ebenso  Schcdcb.  Fol.  20b,  No.  2 
(U61)  und  Schedeb.  20a  No.  1 (1460),  Havarie  betr. 
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1512.  Schedebuch  Fol.  84  a,  No.  2. 

Hier  handelt  es  sich  um  eine  Klage  aus  einer  m&schup 
(societas)  auf  Rückzahlung  des  besonderen  Einschusses  in  ein 
kaufmännisches  Geschäft  von  Seiten  Martin  Grashorns,  der  zu- 
gleich mit  Dietrich  Woken  dem  Henrik  Knust  Geld  ins  Geschäft 
gegeben,  dass  er  laut  Zerter  „in  orer  dryer  beste  scholde  in 
kopenschup  handteren  unde  vorkeren.“  Zwei  andere  Schedungen 
behandeln  das  Verhältniss  des  Bankiers  zu  seinem  Geschäfts- 
bevollmächtigten und  des  letzteren  zu  Dritten. 

1482.  Schedebuch  Fol.  52  b,  No.  1. 

Hermann  v.  Münster  verklagt  Johann  v.  Varle  auf  Zahlung 
von  60  Mark,  welche  letzterer  von  Hinrik  v.  Steen  empfangen, 
um  sie  an  Lüder  v.  Varle,  einen  Bankier,  dessen  Erbe  Kläger 
geworden,  abzuliefern. 

Johann  v.  Varle  stellt  nicht  geradezu  in  Abrede,  die  60  Mk. 
von  Steen  empfangen  zu  haben,  behauptet  aber:  „he  en  hadde 
van  heim  Hinrike  Steen  neen  gelt  gehalt  dar  he  Hermen  wes 
van  pleghen  wer.“ 

Der  Rath  entscheidet. 

„Nach  deme  dat  selige  Lüder  v.  Varle  een  wesseler  was 
unde  hadde  der  lüde  gelt  tho  truwer  hand  by  sick,  hadde  Johann 
denne  na  Luders  bevele  wes  gehalt  und  gebrocht  dar  id  eme 
bevalen  were  sine  schulde  meede  to  betalende.  Det  mochte 
Johann  geneten  unde  noetlos  wesen.  Wolde  averst  Hermen 
Johann  beschuldigen  dat  he  wes  gehalt  hedde  van  einer  eghen 
wegen  edder  wes  hedde  dat  Hermen  edder  Luders  erven  to 
queme  dar  scholde  Johann  to  antworden.“ 

1483.  Schedebuch  Fol.  55  b,  No.  2. 

Hier  verlangt  derselbe  Herrn,  v.  Münster  von  Detmar  v.  Sulen 
eine  Summe  Geldes,  welche  dieser  Lüder  v.  Varle  schuldig  ge- 
worden sei,  wogegen  Detmar  seine  Schuld  von  Mark  15  nur  an 
den  Geschäftsbevollmächtigten  Joh.  v.  Varle  zahlen  will.  Der 
Rath  meint  ebenfalls  das  dem  Joh.  v.  Varle  von  Lüder  v.  Varle 
ertheilte  schriftliche  Mandat  „inholdende  upboringe  und  uthgevent, 
itliker  schulde“  sei  auch  nach  dem  Tode  des  letzteren  noch 
gültig.  „Na  dem  male  dat  selige  Lüder  eyn  wesseler  was  unde 
de  lüde  dat  ere  in  loven  by  eme  setten,  so  scholde  Johann  so- 
danne  schult  als  15  mark  de  noch  by  Dethmare  van  Sulen 
weren,  dree  mark  by  Johann  Hollmann,  veer  Rhinesche  gülden 
by  Johanne  tor  Welmen,  unde  wat  noch  by  Spalder  vlatende 
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(flieseend)  were  (fehlt:  eincassiren)  hieraff  scholde  Joh.  v.  Varle 
entrichten  so  verne  also  dat  kerede  na  lüde  der  cedelen.“ 

Kur  ini  geringen  Mass  werden  Erwägungen,  das  einheimische 
liecht  reiche  nicht  mehr  aus  oder  stehe  im  Widerspruch  mit  dem 
Rechtsbewusstsein,  die  Aufnahme  des  römisch-kanonischen  Rechts 
bewirkt  haben.1)  Diese  kritische  Stimmung  wurde  erst  lebendig 
als  sich  Rathsherren  und  Fürsprecher  durch  das  Studium  der 
fremden  Rechte  von  deren  absoluter  Vortrefflichkeit  überzeugt 
hatten  und  sie  als  Massstab  ansahen,  der  an  die  Zweckmässigkeit 
und  Vernünftigkeit  der  einheimischen  Satzungen  zu  legen  sei. 
Damit  soll  aber  keineswegs  gesagt  sein,  dass  die  Aufnahme  des 
römischen  Rechts,  insbesondere  des  römisch-kanonischen  Rechts, 
ein  Akt  des  Beliebens  für  den  Rath  gewesen  wäre,  der  ebenso 
gut  hätte  unterbleiben  können.  Ein  so  kleines  Territorium,  wie 
die  bremische  Reichsstadt,  konnte  sich  kaum,  als  draussen  im 
Reiche  der  Process  der  Reception  zu  einem  gewissen  Abschluss 
gekommen,  der  Nachfolge  entziehen,  um  so  weniger  als  bei  der 
Ausdehnung  des  Handels-  und  Schifffahrt  Verkehrs  auch  der  gegen- 
seitige auswärtige  Rechtsverkehr  sich  mehr  in  einauder  verflocht. 
Die  besten  juristischen  Kräfte  der  Stadt  setzten  ihre  Thätigkeit 
ein,  um  den  Process  der  Reception  durchzuführen  und  Hessen 
das  einheimische  Recht  zur  Seite  liegen,  das  in  seinem  proces- 
sualen  Theile  einem  langsamen  Absterben  entgegen  ging.  Wie 
die  Kunsthistoriker  das  Verdrängen  der  Gothik  in  Deutschland 
durch  die  Renaissance  beschreiben:  zuerst  ein  langsames  ITeber- 
ziehen  der  gothischen  Formen  mit  Ornamenten  und  dekorativen 
Einzelheiten , sodann  deren  Durchdringung  mit  den  neuen 
constructiven  Elementen , so  wird  man  sich  auch  den  Process 
der  Reception  in  Bremen,  insbesondere  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren vorzustellen  haben.  Zunächst  treten  einige  römische  Aus- 
drücke an  die  Stelle  der  deutschen,  sodann  werden  Bruchstücke 
aus  dem  römisch -kanonischen  Recht  und  den  Reichskammer- 
Gerichtsordnungen  dem  einheimischen  Rechte  angefügt,  insbe- 
sondere in  dessen  Lücken  eingefügt;  endlich  wird  dieses  durch 
Aufnahme  von  Grundsätzen  und  Processeinrichtungen,  theils  aus 
der  Theorie  der  gemeinrechtlichen  Schriftsteller,  theils  aus  den 
Reichskammer- Gerichtsordnungen  genommen,  mehr  und  mehr 
verdrängt,  so  dass  die  alten  Formen  immer  unkenntlicher  werden 
und  wir  schliesslich  (im  18.  Jahrhundert)  einem  völlig  veränderten 


>)  Stobbe,  Geschichte  der  deutschen  Uechtsquelleu.  Bd.  I.  S.  087. 
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Verfahren,  dem  gemeinen  Civilproceas  in  particulürer  Gestalt, 
gegenübe  rstehen. 

Der  weitere  Gang  der  Untersuchung  würde  nun  der  sein 
müssen:  die  Umwandlung  dieses  reindeutschen  Processverfahrens 
in  das  römische  in  allen  Stadien  zu  verfolgen.  Es  wäre  zu  be- 
schreiben, wie  ein  Theil  der  alten  Processinstitute  und  Vorschriften 
in  Vergessenheit  geräth,  ein  anderer  durch  romanistische  Einflüsse 
umgebildet,  ein  dritter  durch  die  Lehren  des  gemeinen  Processes 
völlig  verdrängt  wird.  Wenn  man  sich  nicht  verdriessen  lässt 
die  weit  über  100  Fascikel  der  Obergerichtsprotokolle  seit  1563 
durchzusehen,  so  möchte  es  auch  wohl  gelingen,  die  vollständige 
Aufzehrung  des  älteren  gerichtlichen  Verfahrens  durch  die  römisch- 
kanonischen Lehren  und  den  allmähligen  Aufbau  des  neuen  Pro- 
cessrechts  in  allen  Einzelheiten  zu  schildern ; aber  es  würde  dieser 
mühevollen  Darstellung  gerade  die  interessanteste  Partie  und  die 
Beantwortung  der  schwierigsten  Frage  fehlen:  wann  ist  diese 
oder  jene  römisch-kanonische  Processinstitution  zuerst  im  prak- 
tischen Rechtsleben  zur  Anwendung  gekommen?  Denn  die 
eigentliche  Geburtsstätte  des  fremden  Rechts  für  Bremen  ist  die 
Zeit  von  etwa  1520  bis  1570,  und  leider  für  diese  wichtigste  Zeit 
fliessen  die  Quellen  nur  spärlich. 

Sicher  ist,  dass  um  1530,  aus  welcher  Zeit  wir  die  ersten 
Berufungen  an  das  Reichskammergericht  besitzen , die  Anwälte 
den  gemeinen  Process  als  recipirt  ansahen  und  in  seinen  Formen 
vor  dem  Rath  verhandelten.  Dieser  freilich  war  nicht  so  rasch 
bei  der  Hand,  sich  der  römischen  Weisheit  anzubequemen,  und 
in  den  Entscheidungen  des  Schedebuchs  vermeidet  er  es  durch- 
aus auf  römische  oder  kanonische  Vorschriften  und  Gesetzesstellen 
die  Entscheidung  zu  stützen ; bringt  es  vielmehr  seit  den  vierziger 
Jahren  des  16.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  in  den  Urtheilen 
stillschweigend  zum  Ausdruck , dass  diese  oder  jene  Process- 
institution  beispielsweise  das  Litisconsortium , die  Adcitatio,  der 
Beweis  zum  ewigen  Gedächtniss  u.  s.  w.  in  das  einheimische 
Recht  Aufnahme  gefunden  habe. 

Die  Schedungen  seit  1530  liefern  nun  die  ersten  Zeugnisse 
für  die  Reception;  daneben  die  Vorakten,  welche  in  den  an  das 
Reichskammergericht  gelangten  Processen,  erwachsen  sind.  Leider 
sind  diese  nur  in  geringer  Zahl  vorhanden.  Von  1532  bis  1600 
sind  nahezu  100  Appellationsprocesse  erkannt  worden.  Weitaus 
der  grösste  Theil  der  Akten  ist  aber  vernichtet,  und  nur  etwa 
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ein  Dutzend  ausführlicher  Verhandlungen  hat  von  mir  benutzt 
werden  können. 

So  bieten  die  Quellen  für  die  erste  Zeit  durchaus  nichts 
Vollständiges  und  dies  um  so  weniger,  als  manche  Urtheile  des 
Schedebuches  nur  dürftig  in  Thatbestand  und  Begründung  sind. 
Der  vorhandene  Stoff  genügt  nicht,  um  daraus  eine  lückenlose 
Transformation  des  deutschen  in  den  römisch-kanonischen  Process, 
eine  Nachweisung,  wann  dessen  einzelne  Institute  zuerst  aufge- 
treten sind,  zu  geben.  Ich  muss  mich  darauf  beschränken, 
typische  Fälle  mitzutheilen , aus  denen  das  Receptionsbestreben 
des  gelehrten  Anwaltsstandes  mit  besonderer  Anschaulichkeit 
hervortritt,  sowie  aus  den  Entscheidungen  des  Schedebuches  und 
aus  den  früheren  Obergerichtsprotokollen  das  langsamere  Nach- 
folgen und  Umbilden  der  alten  Processformen  seitens  des  Raths- 
gerichts etwa  bis  1575  möglichst  vollständig  zu  verfolgen.  Von 
da  an,  kann  man  sagen,  hat  sich  das  Rathsgericht  im  Ganzen 
und  Grossen  der  Auffassung  des  Anwaltstandes  accomodirt,  und 
die  neuen  Formen  bleiben  in  fester  Uebung. 

Die  nach  1575  sich  fortsetzende  in  der  „Gerichtsordnung  der 
Kayserl.  freien  Reichsstadt  Bremen“  von  1751  zum  Abschluss 
kommende  Reception  soll  nur  in  ihren  Hauptpunkten,  wie  sie  in 
der  Gesetzgebung  in  die  Erscheinung  tritt,  behandelt  werden. 

Vorerst  mögen  aber  sowohl  die  vorbereitenden  als  die  haupt- 
sächlich wirksamsten  Momente  für  die  Receptionsgeschichte  vor- 
geführt und  durch  Einführung  von  Urtheilen  und  gerichtlichen 
Verhandlungen  lebendiger  gestaltet  werden. 


III.  Momente,  welche  die  Reception  vorbereitet  und 
vermittelt  haben. 

1.  Das  geistliche  Recht. 

Man  hat  das  kanonische  Recht  wohl  die  Brücke  genannt, 
auf  welcher  das  römische  Recht  in  die  deutschen  Gerichte  cin- 
gezogen  ist.  Auch  in  Bremen  wie  überall  in  den  grösseren 
Städten,  zumal  in  den  Bischofssitzen  richtet  seit  dem  frühesten 
Mittelalter  neben  dem  Volksgericht  das  geistliche  Gericht,  hier 
aus  den  Dignitäten  des  Domstiftes  und  der  beiden  Collegiatstifter 
St.  Anagarii  und  St.  Stephani,  oder  aus  sei  es  durch  den  Papst, 
sei  es  durch  den  Erzbischof  delegirten  Richtern  gebildet. 
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Die  weitgreifenden  Competenzcn  der  geistlichen  Richter  auch 
in  weltlichen  Sachen  brachten  — ganz  abgesehen  von  den  Send- 
gerichten — den  Rath  und  die  einzelnen  Bürger  mit  ihnen  in 
mannigfache  Berührung.  Weil  ein  Haus  auf  geistlichem  Grund 
und  Boden  (Wedem)  steht  wird  vom  Ansgariicapitel  gegen  den 
bremischen  Bürger  Arnold  Doneldey  eine  Spolienklage  vor  dem 
Erzbischof  angestellt,  welcher  den  Abt  des  St.  Paulsklosters  und 
den  Archidiakon  von  Badein  zu  Richtern  delegirt.  Ersterer 
erklärt:  „Item  nos  Werimbertus  abbas  antedictus  interloquendo 
pronuntiamus  nos  acta  judicialia  nolle  sigillare  nisi  accedente 
consensu  partis  utriusque,“  und  später  „appellationi  ob  reverentiam 
sedis  apostolicae  deferimus.“ 

Gegen  den  Archidiakon  macht  die  eine  Partei  geltend,  dass 
er  suspekt  sei,  worauf  die  andere  erwidert:  exceptio  de  judice 
suspecto  post  confessionem  in  jure  factam  locum  non  habere.“ 
— Brem.  Urkundenbuch  Bd.  II.  No.  22.  23.  27.  (1303).  — Der 
Rath  schuldet  dem  Domcantor  eine  grössere  Summe  und  ver- 
kauft, um  sich  die  Mittel  zur  Tilgung  zu  verschaffen,  ein  der 
Stadt  gehöriges  Grundstück,  denn : „saepius  ad  civitatem  Osna- 
burgensem  citati  fuimus  ad  judicium  ecclesiasticum  ad  instantiam 
dornini  Frederici  Odilie  propter  debita“  (Brem.  Urkundenbuch 
Bd.  III.  No.  178).  Wegen  einer  Forderung  des  Bischofs  von 
Oesel  muss  erst  das  Interdict  über  die  Stadt  verhängt  werden, 
ehe  der  Rath  sich  zur  Bezahlung  entschliesst.  Nachdem  diese 
geschehen  und  der  Domdekan  das  Interdict  gelöst  hat,  wird 
Quittung  ertheilt:  „omni  metu,  dolo,  fraude,  vel  errore  penitus 
exclusis  recognoscimus  presentibus  publice  et  expresse  protestando 

nos  recepisse  etc (Brem.  Urk.  Bd.  IV.  No.  52.  1385). 

Excommunicationen  bremischer  Bürger  wegen  nicht  bezahlter 
Rentenschulden  sind  nichts  seltenes;1)  ebenso  wenig  Zeugen- 
citationen  vor  den  geistlichen  Richter,  wo  ein  Notar  das  Protocoll 
führte  und  die  abweichenden  Procedurformen  den  Citirten  zum 
Bewusstsein  kommen  mussten.  So  heisst  es  in  einem  Notariats- 
instrument über  ein  Zeugenverhör  vom  Vertreter  des  klagenden 
St.  Ansgariicapitels:  produxit,  exhibuit,  et  extraxit  quasdam 
positiones  et  articulos  petens  testes  prnenominatos  examinari 
super  articulis  infrascriptis  (Brem.  Urkundenbuch  IV  No.  110 


*)  Brem.  Urk.  Bd.  II  No.  662. 
Brem.  Urk.  Bd.  IV  No.  668. 
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1389).  *)  — Um  1370  schreibt  der  bremische  Bürger  Diedrich 
Wenke  an  seinen  Oheim,  den  Dekan  zu  St.  Ansgarii,  ihn  wegen 
einer  ungerechten  Citation  vor  dem  Official  der  Bremer  Dom- 
propstei zu  vertreten:  Domine  decane,  avuncule  mi  dilecte,  con- 
queror  vobis  graviter  quod  ego  sum  citatus  per  officialem  prae- 
positurae  Bremensis  ad  respondendum  in  ecclesia  Bremens)  sancti 
Willehadi.  Et  ipse  nullam  causam  legitimem  habet  contra  me 

et  vult  me  gravare  indebite Sitis  semper  pro  me,  quod 

non  praeveniat  me  per  sententiam  (Brem.  Urk.  Bd.  III  No.  487). 

Eine  direkte  Einwirkung  der  Normen  des  geistlichen  Rechts 
auf  die  Rechtsprechung  des  Raths  ist  allerdings  nicht  nachweis- 
bar. Aber  eben  jenes  geschilderte  Uebergreifen  geistlicher  Juris- 
diktion in  weltliche  Angelegenheiten  macht  cs  zweifellos,  dass 
der  Rath  recht  wohl  von  jenem  besonderen  Gerichtsverfahren  in 
den  geistlichen  Curien  unterrichtet  war,  gleichwie  auch  in  den 
vielen  von  ihm  ausgestellten  lateinischen  Urkunden  mancherlei 
Spuren  römischen  Rechtes  anzutreffen  sind. 

Einige  Beispiele:  Brem.  Urkundenbuch: 

I.  No.  334  (1267)  „cautio  fklejussoria.“ 

I.  No.  281  (1278)  „unde  cum  ultimae  voluntatis  tcstatoris 
debeat  esse  stilus  über,  idest  testamenti  ordinatio 
u.  s.  w. 

I.  No.  407  (1282)  „renunciare  omni  juri  et  actioni.“ 

II.  No.  206  (1320)  ,justo  emtionis  titulo.“ 

II.  No.  318  (1330)  „et  coram  nobis  renunciavit  doli  mali, 
pecuniac  non  numeratae,  ac  quibusübet  aliis 
juris  vel  facti  exceptionibus  ac  sui  et  ordinis  sui 
privilegiis  quibus  dicta  venditio  rescindi  posset.“ 

IV.  No.  178  (1361)  „praecavere  de  evictione.“ 

Ja  sogar  Spuren  des  von  Stintzing  wohl  zuerst  hervor- 
gehobenen Einwirkens  der  Jurisdiktion  des  Beichtstuhls  treten 
uns  iin  Urkundenbuche  entgegen  Bd.  I.  No.  155  (1230):  zwei 
Beichtväter  werden  für  das  Domcapitel  bestellt,  an  welche  sich 
die  Priester  der  Diöcese  in  Zweifelsfällen,  wenn  ihnen  solche  bei 
der  Bussgerichtsbarkeit  aufstossen,  wenden  können. 

Bd.  IV.  No.  264  (1400):  Erzbischof  Otto  bevollmächtigt  den 
Bauherrn  und  Dekan  des  Doms  in  Bestätigung  einer  alten 
Gewohnheit , Beichtväter  zu  wählen , welche  im  Stande  sind , in 


')  Weitere  Cit&tionen: 
Brem.  Urk.  II.  549. 
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Beichtfällen  zu  entscheiden,  wo  es  sich  um  gestohlene  und  ge- 
raubte Güter,  um  wucherischen  und  anderen  unerlaubten  Gewinn 
handelt,  denen  in 

Bd.  IV.  No.  177  (1396)  gebrochene  Gelübde,  Beleidigungen 
der  Eltern , leichtsinnige  Eide  hinzugefügt  werden.  Sind  die 
Beschädigten  oder  deren  Eltern  nicht  mehr  am  Leben : „bona  in 
usum  fabricae  nostrae  ecclesiae  sunt  convertenda.“  Es  war 
nicht  eine  völlig  neue  Welt  von  Bechtsausdrücken  und  Rechts- 
begriffen,  in  welche  man  eintrat,  als  die  Reception  in  den  welt- 
lichen Gerichten  der  Stadt  ihren  Anfang  nahm;  aber  ihre  feind- 
liche Stellung  zum  Erzbischof  erklärt  es,  wesshalb  sie  sich  mög- 
lichst gegen  die  geistlichen  Gerichte  abschloss  und  ihren  Proce- 
duren  im  Rathhause  keinen  Eingang  verstattete.  Einiges  aus 
einem  schriftlichen  Process  des  Jahres  1496  möge  das  Verhältniss 
beider  Gerichtsbarkeiten  veranschaulichen  und  zugleich  einen 
Beleg  dafür  bieten,  wie  frei  von  allen  römisch-rechtlichen  Ein- 
flüssen sich  zu  dieser  Zeit  noch  die  Verhandlungen  halten. 

Die  Bauherren  der  Capelle  St.  Nicolai  beanspruchen  von 
den  Vicarien  des  Doms  eine  in  deren  Besitz  befindliche  Hand- 
feste, lautend  auf  Mark  100  Rentencapital,  welche  ihnen  ge- 
stohlen sei.  Sie  wenden  sich  dieserhalb  mit  ihrem  Anspruch 
zunächst  an  das  Domcapitel: 

„Na  der  tyt  begerde  wy  eyn  cappittel  unde  synt  wedder  myt 
den  vicarien  vor  dat  cappittel  gekamen  unde  begerden  noch  unser 
bantfeste  wedder,  offte  eren  waren  vor  to  bryngende. 

Dar  helft  uns  mester  Reynert  yn  gheantwort  van  erentwegen, 
wente  he  was  do  er  vorprake,  se  haddcn  eyne  hantfeste  unde  se 
dachten  darmede  to  manende.  Darup  hebben  wy  geantwort  de 
hantfeste  is  uns  affhendich  geworden,  unde  spreken  se  an  vor  duve. 

Dar  hefft  sick  eyn  werdich  cappittel  up  beradeu  unde  ge- 
antwort, id  were  eyne  scharpe  szake  und  pynlick,  unde  erer 
domheren  weren  nycht  vele  by  der  hant,  wy  mosten  de  szake 
levesten  laten  wente  uppe  eyne  ander  tydt. 

Dar  na  synt  wy  wedder  vor  dat  w.  cappittel  myt  denn 
vicarieszen  gekamen  unde  noch  de  hantfeste  vor  duve  angespraken. 
Dar  helft  mester  Reynert  uns  yn  geantwort  van  erentwegen,  se 
hebben  der  hantfeste  nycht  unde  hebben  se  gans  vorsaket  unde 
weten  ock  van  der  hantfeste  nicht,  myt  velen  anderen  worden. 
So  hefft  uns  mester  Reynert  vorgestelt,  wy  scholden  unse  recht 
unde  unrecht  stellen  by  dat  w.  cappittel,  wes  se  dar  aver  scheden 
weren,  offte  he  szodane  hantfeste  vorbrochtc.  Des  wolde  wy  to 
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der  tyt  nycht  docn,  wente  eyn  e.  radt  weren  unse  heren. 
Dar  yn  geantwort  wart,  so  en  wüsten  se  ock  nycht  van  unser 
hantfeste. 

Nicht  lange  dar  na  wolde  wy  de  hantfeste  hebben  vor- 
kundigen laten  na  unser  Stadt  rechte,  wente  wy  wüsten  nycht, 
wor  wy  unser  handfeste  scholden  war  werden,  na  dem  male,  dat 
se  de  vicarisze  hadden  vorsaket.  Do  quam  mester  Reynert  to 
den  buwmesteren  to  sunte  Nicolawesz  unde  sede  he  hadde  szo- 
dane  hantfeste;  he  wolde  uns  so  vele  don,  alsze  en  e.  radt  szede, 
wat  recht  were.  So  duncket  uns  ser  dorlyken  van  eynem  wysen 
manne,  szodanne  duve  antoncmende,  der  me  doch  — szo  wy 
hapen  — myt  rechte  nycht  vordegedingen  kan,  wente  he  wüste 
woll,  dat  wy  se  vor  deme  w.  cappittel  vor  duve  angespraken 
hebben  unde  <lar  vorszeket  wart.  So  stelle  wy  dat  noch  by  den  e. 
radt  ynt  recht,  he  sy  plichtich,  desulfften  hantfeste  vor  den  e. 
radt  to  bryngende  unde  dat  ydt  den  dar  umme  ga,  alse  eyn 
recht  ys. 

Ersamen,  vorsichtigen,  wolwisen,  leven  heren.  So  is  unse 
demodige  bede  unde  beger,  juwe  ersamheit  desse  szake  wolden 
annemen  unde  helpen  uns  des  to  eynem  ende,  wente  men  desse 
szake  nicht  anders  myt  der  warheit  kan  vorbryngen.  *) 

2.  Die  Reformation  und  die  Kirchenordnung  von  1584. 

Im  Jahre  1534  schuf  sich  die  informatorische  Bewegung 
eine  neue  Form  der  Lehre  und  der  Verfassung  in  „Der  eren- 
triken  Stadt  Bremen  christlike  ordeninge  na  dem  hilligen  Evan- 
gelio,“  wodurch  der  geistlichen  Jurisdiktion  ein  Ende  gemacht 
wurde.  Zunächst  in  Ehesachen:'2) 

Die  Prediger  sollen  den  Eheleuten  geistlichen  Bath  spenden 
und  die  Güte  versuchen  „overst  wenn  ydt  hader  saken  werden 
edder  ergernisse  andrept,  so  schollen  se  nicht  voTtvaren,  sondern 
tho  der  Overichkeit  wysen  der  de  Eesaken  (alse  ein  utwendig 
wertlick  dinck)  underworpensyn,  alse  dat  bewisen  so  vele  Keyser- 
like  recht  dar  aver  gesteh.“  Und  ferner  im  Abschnitt:  Van 
richters  der  Eesaken:  Unde  were  wol  nütte  dat  etlike  Ratles 
personen  mit  eynem  yn  den  rechten  ervaren  dar  tho  verordnet 

')  Abgedruckt  bei  HÖpken,  Pfandrecht  am  liegenden  Gut  (Brem. 

Jahrb.  Bd.  VII.  S.  298). 

*)  Brem.  Kirchenordnung  von  1534.  S.  15. 

Abschnitt:  Van  Eesaken. 
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worden  (dewile  de  official  rouwet)  de  solche  unde  ander 
saken  yn  frundtschop  edder  rechte  scheyden.  — 

Sodann : hyrumme  wenn  de  Erbar  Radt  den  openbareu 
Eebrok  ernstlik  straffede  na  Gades  wordt  — welckere  straffe  nicht 
ys  van  Christo  upgehoven  dar  mit  aver  eyn  stemmet  dat  gesette 
des  Kaysers  Constantini  libro  Pandectarum  43  titulo  ad  legem 
Juliam  de  adulterio  et  stupro.  ‘) 

15.  Schedebuch  Fol.  173a,  No.  1. 

„Dat  de  rad  na  beleringe  der  gelerden  wolden  Jacob 
und  Anna  sine  husfrowen  an  der  ehe  gescheden  hebben,  idoch 
also  wanner  he  sick  mit  ener  anderen  in  den  ehestand  wedder- 
umme  begeven  wolde  dat  he  dar  mede  nicht  fortfahren  scholde 
he  hadde  denn  tovoren  den  presiderenden  borgermester  ange- 
spracken  darmcde  id  geschehe  wo  sick  egen  unde  geboren  wolde.“ 
Schon  vor  dem  Erlass  der  Kirchenordnung  war  in  den 
reformatorischen  Bewegungen  die  Zehntgerichtsbarkeit  der  Kapitel 
auf  den  Rath  übergegangen. 

In  einigen  Schedungen  versuchen  die  Meier  des  Landgebiets 
diese  Rechtsstreitigkeiten  nunmehr  aij  ihre  eigenen  Dorfschafts- 
gerichte zu  ziehen,  aber  erfolglos.  In  Schedebuch  Fol.  130a, 
No.  2 (1538)  replicirt  das  klagende  Stephani -Kapitel  gegen  die 
Meier  in  Walle,  (einem  nahe  bei  Bremen  gelegenen  Dorfe), 
welche  einen  Schmalzehnten  nicht  weiter  zahlen  wollten  und 
behauptet  hatten  nicht  schuldig  zu  sein  vor  dem  Rath  Recht  zu 
nehmen,  „da  sie  ihre  eigenen  Gerichte  hätten“:  „dat  de  Waller 
aver  dike,  dämme,  wege,  Stege,  vorwundynge  sunderlike  gerichte 
hadden“,  nicht  aber  über  ihre  und  der  Erffexen  (Erbgesessenen) 
Güter. 

Der  Rath  erkennt,  dass  des  Capitels  Zehnten:  „langeher 
vor  dem  gestlicken  gerichte  gefordert  unde  dat  capittell  sick  des 

alse  nu  uppe  den  rad  tho  Bremen  tho  rechte  angebaden 

unde  beswerlik  wer  dat  de  meente  over  erve  und  guder  densulfften 
ervexen  tostendich  unde  behorich  myt  rechte  ordelen  unde  ir- 
kennen  scholden,  derhalven  scholdcn  de  von  Walle  deine  ge- 
dachten capittel  uppe  ore  ansprake  vor  dem  rade  tho  Bremen 
thor  antworde  unde  to  rechte  stan.“*) 


')  ßrem.  K.  Ordnung  von  1534.  8.  32. 

Abschnitt:  Von  der  Overichheit  unde  erem  ampte. 
’)  Ebenso:  1533  Schedebuch  Fol.  131a,  No.  1. 
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3.  Das  Rcichskanimergerldit  und  die  Kanimergericht.s- 
ordnnngen. 

Die  Schaffung  dieser  obersten  Appellationsinstanz  hat  mehr 
als  alles  andere  zur  Anpassung  des  heimischen  Rechtes  an 
römisch  - kanonische  Vorschriften  beigetragen.  Sowohl  der  Be- 
stimmung der  Kammergerichtsordnung  von  1555  (Theil  II 
Titel  1 § 1)  wonach  in  den  Gerichten  „vermöge  gemeiner 
Rechten  ordentlich  und  förmlich  gehandelt  und  procedirt  werden 
sollte,“  als  den  Beweisauflagen  der  Kammerrichter,  welche  die 
Theorie  von  der  fundata  intentio  in  jure,  namentlich  kleineren 
Staaten  gegenüber  in  ihren  Urtheilen  mehr  und  mehr  zum  Aus- 
druck brachten,  musste  der  Rath  sich  allmähiig  anbequemen. 
Je  häufiger  die  Appellationen  an  das  höchste  Reichsgericht 
wurden,  um  so  mehr  musste  Richtern  und  Anwälten  daran  ge- 
legen sein  ihre  Universitätsweisheit  in  das  einheimische  Recht 
hineinzutragen.  Die  erste,  welche  ich  in  den  Archivakten  ge- 
funden, stammt  aus  dem  Jahre  1532.  Von  da  an  nehmen  sie 
rasch  zu.  Zur  selben  Zeit  finden  wir  auch  schon  Erkenntnisse 
erster  Instanz  des  R.  K.  G.  in  Landfriedensbruchsachen,  wo 
der  Rath  selbst  Processpartei  war,  und  diese  offen tlichrechtlichen 
Streitigkeiten  haben  dann  ihre  Rückwirkung  auf  das  Verfahren 
in  späteren  privatrechtlichen  Händeln  geübt.  Jene  politischen 
Processe  entwickelten  sich  aus  dem  gerade  gegen  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  kräftiger  werdenden  Selbstständigkeitsdrange 
der  Stadt  gegenüber  dem  Erzbischof,  aus  der  Ausdehnung  der 
Handels-  und  Schiftfahrtsbeziehungen  und  der  dadurch  hervor- 
gerufenen (Konflikte  mit  den  kleineren  benachbarten  Dynasten, 
endlich  und  vor  Allem  aus  dem  durch  die  Reformationsbewegung 
verursachten  Kämpfen  nicht  nur  gegen  den  geistlichen  Ober- 
herrn, sondern  auch  gegen  Kaiser  und  Reich.  Die  Reformations- 
zeit ist  es,  die  Jahre  1530 — 1540,  in  welcher  das  römische  Recht 
beginnt,  seine  Spuren  dem  einheimischen  kräftig  aufzuprägen 
und  der  Rath  bemüht  ist  die  tüchtigsten  graduirten  Rechts- 
gelehrten als  Syndici  in  seine  Dienste  zu  nehmen.  Der  Freund 
Luthers,  Dr.  Hieronimu»  Schurff,  (Syndikus  1524)  vertrat  Bremen 
in  dem  Vergleichs  versuch  mit  dem  Erzbischof  und  dem  Dom- 
capitel  auf  dem  Capitelhause  zu  Bremen  vor  den  versammelten 
Räthen  des  Herzogs  Heinrich  von  Braunschweig,  wo  der  Erz- 
bischof mit  der  Beschuldigung  gegen  den  Rath  hervortrat,  dieser 
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habe  in  seine  „Obrigkeit  und  Fürstenthum“  eingegriffen  und 
das  Domcapitel  in  seinen  „Herrlichkeiten“  verkürzt.1) 

Syndikus  Dr.  Johann  v.  d.  Wyck,  derselbe,  welcher  so  er- 
folgreich Reuchlin  gegen  Hoogstraten  in  Rom  vertheidigt  hatte, 
führte  die  Verhandlungen  Bremens  bei  den  Schmalkaldischen 
Bundesverwandten  und  Unterzeichnete  später  den  Nürnberger 
Religionsfrieden.  Magister  Michaelis,  Rathssekretär  (1527),  dem 
wir  hernach  als  beliebten  Anwalt  in  bürgerlichen  Processen 
wieder  begegnen  werden , wurde  vom  Rath  1539  an  den  Kur- 
fürsten von  Sachsen  und  an  die  Herzoge  von  Lüneburg  abge- 
sandt, um  ein  Rechtsgutachten  darüber  zu  erbitten,  ob  der  Rath 
zur  Hinrichtung  des  Seeräubers  Franz  Behni  und  seiner  Genossen 
befugt  sei,  worunter  sich  „grote  hense“  befanden,  denen  vom 
Junker  Balthasar  von  Esens  ein  Kaperbrief  auf  bremische  Schiffe 
ertheilt  worden.*)  Im  Jahre  1530  begegnet  uns  v.  d.  Wyck  im 
Beginn  der  aufständischen  Bewegung  der  104  Männer,  bei  der 
es  sich  um  schwierige  Eigenthumsfragen , die  Gemeindeweide 
betreffend,  handelte,  welche  zum  Theil  von  Geistlichen  und 
Bürgern  ohne  genügenden  Besitztitel  in  Privatbesitz  genommen 
war.*)  1524  hatten  die  Bürger  mit  stillschweigender  Genehmigung 
des  Raths  gewaltsam  das  St.  Pauli  - Kloster  niedergerissen,  aber 
das  Reichskammergericht  befahl  dem  Rathe  mittelst  Pönal- 
mandats Wiederaufbau  und  Restituirung. 

1530  processirte  man  gegen  den  Grafen  Antonius  von  Olden- 
burg wegen  der  von  ihm  an  der  Weser  angelegten  Festung 
Ovelgönne;  1533  gegen  den  Grafen  Enno  von  Ostfriesland  wegen 
widerrechtlicher  Beschlagnahme  von  Schiffen,  während  der  lang- 
wierige Rechtsstreit  gegen  Bnlthasar  v.  Esens , 1539,  *)  durch 
Achtserklärung  des  Reichskammergerichts  beendet  wurde,  welches 
Bremen  in  des  Junkers  Herrschaften  immittirte. 


')  Bremischen  Jahrbuch  II.  Serie  1.  Band.  Seite  17,  No.  10. 

*)  Brera.  Jahrb.  Bd.  XV.  v.  Bippen,  Bremens  Krieg  mit  Junker 
Balthasar.  S.  48.  „Es  ist  auch  ein  Zeichen  der  veränderten  Weltlage,  die 
Bremen  aus  der  ehemaligen  Isolirtheit  gehoben  und  zu  einem  lebendigen 
(iliede  der  Nation  gemacht  hatte,  dass  der  Rath  sich  jetzt  bewogen  fand, 
sich  Rechtsgutachten  von  Kursachsen  und  Lüneburg  über  die  Frage  zu  er- 
bitten, ob  er  zur  Hinrichtung  der  Seeräuber  befugt  sei.“ 

*)  Duntze,  Brem.  Gesch.  Bd.  111.  S.  78. 

*)  S.  Brem.  Jahrb.  XV.  W.  v.  Bippen,  Bremens  Krieg  mit  Junker 
Balthasar  v.  Esens. 
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Alle  diese  Verhandlungen  und  Processe  politischer  Natur, 
von  denen  noch  eine  ganze  Reihe  aufgeführt  werden  könnte, 
mussten  nicht  weniger  dazu  beitragen  sich  mit  des  Reiches  be- 
schriebenen Rechten  bekannt  zu  machen  und  ihre  Subsidiarität 
anzuerkennen,  als  die  Verhandlungen  mit  den  Erzbischöfen  wegen 
Verbesserung  der  Rechtspflege,  welche  1517  mit  den  drei  Städten 
Bremen,  Stade,  Buxtehude  dahin  zum  Abschluss  kamen,  dass 
ein  Hofgericht  jährlich  ein  Mal  in  Stade  und  ein  Mal  in  Bremen 
gehalten  werden  solle,  während  1533  zu  Basdahl  mit  dem  Erz- 
bischof Christoph  .die  Vereinbarung  getroffen  wurde,  im  Falle 
Zwistigkeiten  zwischen  ihm  und  der  Stadt  entständen,  solle 
„solches  auf  die  Gliedmassen  gewiesen  werden,  die  sich  bei 
einer  Universität,  Doktor  oder  anderen  Rechtser- 
fahrenen  mögen  belehren  lassen  und  in  drei  Monaten  darüber 
Recht  sprechen.“ 

Mit  besonderem  Nachdruck  ist  die  wegen  ihrer  Theilnahme 
an  dem  schmalkaldischen  Kriege  geächtete  und  im  Jahre  1554 
aus  des  Reiches  Acht  genommene  Stadt  in  der  Aussöhnung  mit 
Karl  V.  von  diesem  auf  ihre  Pflicht  sich  dem  Kammergericht 
zu  unterwerfen  hingewiesen  worden: 

„Zum  dritten  dass  sie  der  Justitien  und  fürnemblich  Ihr. 
Maj.  Kammergericht,  so  im  heil.  Reich  aufgerichtet, 
Gehorsamb  leisten,  auch  ihre  Gebürniss  zu  Unterhaltung 
derselben,  erlegen1)  solle.“ 

Die  Kammergerichtsordnungen  bildeten  vor  Allem  den  Stoff, 
aus  dem  die  vermeintlichen  Verbesserungen  des  gerichtlichen 
Verfahrens  genommen  wurden.  Aber  nur  langsam  und  all- 
mählig  w'urden  Processgrundsätze  und  Processformen  recipiert, 
nicht  nach  voraus  entworfenem  Plan  und  zum  geringsten  Theil 
auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung,  vielmehr  prout  res  incidit,  je 
nach  Lage  des  Falles,  nach  Einsicht  und  Ansicht  der  Urteilen- 
den. Im  Codex  glossatus  ist  cs  schon  zum  Dogma  geworden: 
in  dubio  omnia  judicia  sequuntur  stilum  camerae 
Imperialis. 

4.  Das  Kechtsstudiuni  auf  deutschen  Hochschulen. 

„Unter  den  entscheidenden  Momenten,  welche  zur  Reception 
des  römischen  Rechts  in  Deutschland  geführt  haben,  nimmt  das 
Eindringen  des  gelehrten  Richterstandes  in  die  deutschen  Gerichte 

•)  A«sertio  libertatis  Reipublicae  Bremensis.  S.  971. 
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die  erste  Stelle  ein.“  (Stölzel,  Entwickelung  des  gel.  Richter- 
thums, Vorrede  S.  V.) 

Diese  Worte  gelten  auch  für  das  bremische  Rathsgericht; 
nur  sind  sie  dahin  zu  erweitern,  dass  die  gerichtliche  Thätigkeit 
der  Rathsschreiber,  der  Syndici  und  der  Anwälte  für  die  An- 
fangsperiode der  Reception  eine  gleich  wichtige  gewesen  ist. 

Dem  Einfluss  der  Einzelpersönlichkeiten  im  Rathe,  je  nach- 
dem ihre  Ueberzeugung  von  der  gesetzlichen  Gültigkeit  des 
fremden  Rechts  eine  mehr  oder  minder  ausgeprägte  war,  wird 
es  zuzuschreiben  sein,  wenn  dessen  Spuren  in  den  Entscheidungen 
vom  dritten  Jahrzehnt  des  16.  Jahrhunderts  bis  zum  Anfang 
des  17.  bald  mehr  bald  minder  deutlich  hervortreten. 

Wir  besitzen  ein  Verzeichniss  der  Rathsherren  von  1225 
an.  *)  Durch  eine  Vergleichung  mit  den  gedruckten  Matrikeln 
der  von  den  Hansestädten  aus  im  Mittelalter  hauptsächlich  be- 
suchten Universitäten  Erfurt,  Rostock,  Wittenberg  kann  bei  den 
nachstehend  Aufgeführten  ein  Universitätsstudium  — höchst- 
wahrscheinlich wird  es  das  der  Rechtswissenschaft  gewesen  sein 
— nachgewiesen  werden.  Gewissheit  lässt  sich  darüber  nicht 
erlangen,  da  die  älteren  Immatrikulationen  über  die  Fakultät 
bekanntlich  keinen  Aufschluss  geben. 


a.  Erfurt.*) 

1)  Johann  v.  Minden 

Studienjahr. 

1417 

Erwfchlt  mm 
Rathaherrn. 

1428 

2)  Hermann  Toke 

1418 

1455 

3)  Hinrich  Wulf 

1421 

1433 

b.  Rostock.*) 

1 ) Heinrich  Zierenberg 

1473 

1500 

2)  Johann  Brand 

1477 

1502 

3)  Johann  v.  d.  Trupe 

1484 

1509 

4)  Johann  Havcmann 

1498 

1524 

(erster  Richter  des  Nieder- 
gerichts  1541) 

5)  Lüder  Hals 

1498 

1531 

*)  Roller,  Versuch  einer  Geschichte  der  Stadt  Bremen.  1800.  Theil  III. 
*)  Krause,  Studenten  aus  Bremen  und  Verden  auf  der  Universität 
Erfurt  1392—1440  im  Archiv  d.  V.  f.  Bremen  und  Verden.  Heft  II.  1886. 

*)  A.  Hofmeister,  Die  Matrikel  der  Universität  Rostock  I.  Mich.  1419. 
- Mich.  1499. 
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Wittenberg.  *) 

Studienjahr. 

ErwILhlt  lum 
Kathaherm. 

1) 

Heinrich  Trupe 

1504 

1534 

2) 

Arnold  Esich 

1518 

1533 

3) 

Detmar  Kenkel 

1527 

1549 

4) 

Erich  Hoyer 

1538 

1562 

5) 

Hermann  Schumacher 

1553 

1566 

6) 

Heinrich  Winkel 

1553 

1562 

7) 

Johann  Brand 

1557 

1577 

Der  erste  Doctor  juris  im  Rathe  war  der  unter  c.  No.  4 
genannte  Erich  Hoyer;  bis  1600  sitzen  ausser  ihm  darin  nur 
folgende  graduirte  Juristen: 

Johann  Brand  (No.  7). 

fleinr.  Krefting  (Rathsherr  1591). 

Eberhard  Bornhorst  (Rathsherr  1595). 

Im  vierzehnten  und  bis  in  das  fünfzehnte  Jahrhundert 
wurden  die  Stadtschreiber  und  die  notarii  civitatis  aus  den 
Reihen  der  Geistlichen,  meist  den  Kapiteln  der  Collegiatstifter 
entnommen.  Einige  von  ihnen  führen  den  Titel  Magister. 

Johannes  Hotnatel,  (scriba)  Ganonicus  an  St.  Willehadi. 
ürk.  B.  III.  461.  1. 

Magister  Giselbert,  (scriba)  ürk.  B.  III.  147. 

Eilert  Pingel,  (scriba)  Scholastikus  an  St.  Ansgarii.  Urk. 
B.  III.  194. 

Magister  Johannes  (notarius  civitatis)  Urk.  B.  II.  27. 

Reynerus  dictus  Salun  clericus  Bremens«  dioecesis  protonotar. 

Urk.  B.  IV.  33.  336. 

Der  Rath  verwandte  sie  zur  Aufnahme  von  Protokollen  und 
Niederschreiben  der  Urtheile,  zur  Beglaubigung  und  zum  Ab- 
schluss von  Rechtsgeschäften,  sowie  zur  auswärtigen  Process- 
führung. 

Mit  dem  Erstarken  der  Rathsgewalt  wurde  die  als  Nebenamt 
geübte  Thätigkeit  eine  selbstständige.  Der  Schreiber  und  Notar 
wird  zum  Sekretär,  dem  später  der  Syndikus  zur  Seite  tritt:  beide 
ständige  Beamte  des  Raths.  Im  Verzeichniss  bei  Roller  (Theil  III, 
S.  422)  wird  als  der  erste  Syndikus  Barthold  Meyenborgh  (1492) 
genannt;  1496  Magister  Johann  v.  Reyne,  1515  Icbernus  Grote, 
doctor  juris  canonici  et  licentiatus  juris  civilis.  Von  da  an  sind 
fast  sämmtliche  Syndici  graduirte  Juristen.  Einige  der  Sekretäre 


')  C.  K.  Foerstemaun , Album  Academiae  Vitebergeosis  ab  anno  1&02 
uaque  ad  annum  1500  (Leipzig  1841).  — 
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und  Syndici  (Magister  Michaelis,  Dr.  Johann  Schaffenrath)  be- 
trieben daneben  die  Anwaltspraxis,  und  bedarf  es  nur  der  Her- 
vorhebung dieser  Thatsache,  um  die  Bedeutung  jener  Mittels- 
personen ftir  die  Receptionsgeschichte  zu  erkennen. 

Die  gesuchtesten  Anwälte  in  der  Zeit  von  1530 — 1580  waren: 
Magister  Michaelis,  Magister  Laesterpage,  Dirk  Wieting,  Hans 
Fredeland , denen  sich  späterhin  Johann  Almers  (der  Glossator) 
anschliesst.  Eine  der  wenigen,  aus  früherer  Zeit  im  Schedebuch 
Fol.  124a,  No.  2 in  extenso  erhaltenen  Verhandlungen  (1532) 
möge,  da  sie  ein  besonders  anschauliches  Bild  von  der  Wirk- 
samkeit der  Parteivertreter  in  der  Beförderung  der  Reception 
bietet,  hier  zur  Mittheilung  kommen. 

Arend  van  Reddelsen  Wittwe  klagt  gegen  Beke  Loose  Ehe- 
frau aus  einem  Schwarenbrief,  wonach  sie  glaubt  Alleineigen- 
thümerin  eines  zur  Erbschaft  ihres  verstorbenen  Schwiegervaters 
gehörigen  Hauses  zu  sein.  Beklagte  (Schwester  des  verstorbenen 
Arend  v.  R.)  antwortet  durch  ihren  Fürsprecher  „in  scrifflen:“ 
zunächst,  dass  von  den  Erben  des  Vaters  des  verst.  Arend  Bei- 
spruch gegen  die  im  Schwarenbrief  bekundete  Lassung  erhoben; 
sodann,  dass  das  Erbe  ihr  zum  Brautschatz  gegeben  sei.  Weil 
dieses  nun  die  Eigenschaft  des  fundus  dotalis  habe,  so  meint  der 
Anwalt:  „so  hadde  doch  desulffte  fundus  nha  bescreven  Keyser- 
rechte  nicht  konen  iffte  mögen  alieneret,  vorandert,  iffte  vorpendet 
werden,  iffle  se  ock  schone  dar  inne  vorwilliget  hadde  . . wo  se 
eick  des  tho  den  hochloffliken  Keyser  Rechte  getagen  wulde 
hebben;  tho  deme  so  werdet  ock  causa  dotis,  wo  dusse  gestaldt 
oren  brutschadt  unde  medegiffte  belangede,  pia  et  favorabilis  dat 
se  schole  enen  ideren  gunstich  sin  im  rechte  genompt,  derwegen 
ock  de  loweliken  Romeschen  Keyser  den  frouwen  mennigerleye 
privilegia,  gunste  und  frigheide  gegeven  hebben,  unde  in  sunder- 
heyt  dat  in  solcken  saken  dar  inne  ock  de  jegendeel  gelikmetige 
bewysinge  gefordt  hebben,  de  richtere  de  saken  vor  de  frouwen 
ordelen  unde  scheden  scholen  dar  van  in  den  versibus  stat 
testamentum,  libertas,  conjugium,  dos  si  sint  aequales  <jui  producant 
utrimque  des  se  sick  avermals  tho  den  gelerden  und  rechten 
getagen  wulde  hebben.“ 

Der  Rath  erklärt  denn  auch:  „des  huses  vorlatinge  unde 
allent  wes  daruth  gefolget  schole  tho  rechte  krafftlos  unde  macht- 
los sin  unde  bliven,“  freilich  nicht  mit  der  Motivirung,  weil  die 
römischen  Kaiser  den  fundus  dotalis  besonders  privilegirt  hätten, 
sondern  weil  der  Lassung  rechtzeitig  beigesprochen  und  weil  der 

JTüMmatm,  Civüproces«  in  Bremen.  4 
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Beklagten  „vor  (1er  giffte  des  vorgerorden  swarenbrevea  dat  hua 
to  brutachatt“  mitgegeben  sei. 

Der  von  Stintzing  in  aeiner  populären  Literatur  des  röm.- 
kanoniachen  Rechts  so  treffend  geschilderte  Unterschied  in  dem 
Studiengange  des  gelehrten  Juristen  und  des  halbstudirten  Prak- 
tikers, nicht  minder  die  Geringschätzung,  womit  jener  auf  diesen 
herabzublicken  pflegte,  tritt  hie  und  da  in  ergötzlicher  Weise  in 
den  Procesavorschriften  zu  Tage,  welche  zugleich  ein  Beispiel 
von  dem  grobkörnigen  Tone  geben,  worin  die  Parteivertreter  mit 
einander  verhandelten. 

1553  in  S.  Johann  Schlüter  c/a  Gesche  tor  Molen  meint 
Dierk  Wieting,  der  Beklagten  Anwalt,  Franz  v.  Andorp,  des 
Klägers  Vertreter,  habe  seine  Wissenschaft  aus  dem  Markulf 
und  dem  Reineke  Fuchs  geschöpft.  „Wenn  er  aber  statt  der- 
selbigen  über  den  codicem  Juatiniani  geloffen,  Nase  und  Maul 
aufgethan,  den  Text  recht  angesehen  oder  sonsten  der  Sachen 
vernünftiglichen  nachgedacht,  würd  er  sich  eines  Anderen  be- 
dacht Die  Vertheidigung  der  Rechte  seiner  Klientin 

schliesst  Wieting  mit  den  Worten:  Ist  Wunder,  dass  sich  An- 
walt solchen  Tand  vorzugeben  auch  in  sothaner  heller  klarer  Sache 
also  gröblich  zu  calumnieren  nicht  scheuet , die  guten  frommen 
Jungfrauen  mit  seinen  Ränken  in  Jammer  und  Not  wider  oeffent- 
lich  Recht  und  Billigkeit  unschuldiglichen  zu  fuhren  sich  under- 
messen  mag,  und  wenn  es  die  Meinung  haben  sollte,  dass  sich 
der  Juristen  etzlicher  sothane  tückische  Anschläge,  des  Rechtes 
vergessend,  annehmen  wollen,  ist  kein  Wunder,  dass  der  gemeine 
Pöbel  so  gar  schimpflich  von  dem  Rechte  redet,  aber  solche 
Leut  sind,  sothanes  herrlichen  Namens  nicht  würdig,  Inhalts  1.  1 
ff.  de  just  et  jure ; wer  auch  besser  es  wäre  auch  jegentheils 
Anwalt  bei  seinem  Kaufhandel  und  Weinschenken  blieben,  wenn 
er  also  der  Jurisprudentien , damit  arme  Unschuldige  wider 
öffentlich  Recht  zu  erdrücken,  missbrauchen  wollte.“ 

1555  in  8.  Jost  Beren  & cons.  c/a  Gesche  tor  Mohlen  be- 
merkt der  klägerische  Anwalt  Dierk  Wieting  ironisch  auf  eine 
Bemerkung  des  Magisters  Johann  Barkey,  dass  er  falsch  citirt 
habe,  „er  sei  in  nener  hogen  Schole  in  sncris  leguni  studiis 
ertogen was  ihm  die  Replik  einbringt,  „denn  so  Anwalt  nicht 
in  sacro  legum  studio  erzogen,  scholde  he  gedacht  hebben:  ne 
sutor  ultra  crepidam  — allegatis  fallimur  saepe,  quare  fontes 
inspiciendi  sunt.“  Das  fährt  Wieting  gewaltig  in  die  Krone,  der 
nun  durch  ein  seitenlanges  Bombardement  mit  Stellen  aus  dem 
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corpus  juris,  dem  Bartolus  und  den  Commentarien  de«  Oldendorp 
seine  Quellenkunde  zu  beweisen  sucht.  — 

Die  Schriftsätze  in  denjenigen  Processen  vor  dem  Raths- 
gericht, die  später  an  das  Reichskammergericht  gelangten,  zeigen 
vollständig  deutlich,  dass  die  Anwälte  um  1540  bereits  die 
Formen  des  gemeinen  Processes  durchgehend  in  Anwendung 
bringen  und  in  den  Quellen  und  Schriftstellern  gründlich  be- 
wandert sind,  was  sie  durch  eine  beängstigende  Fülle  von 
passenden  nnd  unpassenden  Citaten  an  den  Tag  zu  legen  suchen. 
Ihr  Wissen  ist  kein  blosses  Gedächtnisswissen , welches,  wie  es 
uns  in  der  populären  Literatur  jener  Zeit  entgegentritt,  nur  das 
für  die  Gerichtspraxis  Unentbehrliche  umfasst;  sie  beherrschen 
ihren  Stoff  und  haben  eine  systematische  Kenntniss  des  römischen 
und  kanonischen  Rechts , welche  sich  freilich  den  juristischen 
Gedankengängen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  entsprechend 
gar  häufig  in  schiefen  Analogien  und  weitläufigen  Gemeinplätzen 
niedergelegt  findet. 

5.  Die  peinliche  Halsgerichtsordnung  Karls  V.  (1532.) 

Dieses  Reichsgesetz,  welches  die  richterliche  Gewalt  so  häufig 
auf  den  Rath  der  Rechtsverständigen  verweist  und  die  Aktenver- 
senduug  an  eine  Universität  unter  Umständen  anordnet,  hat  nament- 
lich in  den  kleineren  Territorien,  wo  die  rechtsgelehrten  Beamten 
nur  spärlich  vorhanden,  die  Reception  kräftig  gefordert  und  be- 
schleunigt. Dies  war  um  so  leichter  da  möglich , wo  wie  in 
Bremen,  in  den  Formen  des  Accusationsprocesses  procedirt 
wurde  und  Ankläger  und  Beschuldigter  in  gleicher  Weise  mit 
einander  stritten  wie  im  bürgerlichen  Verfahren. 

Die  Klage  wurde  wie  eine  Civilklage  angebracht,  Kriegs- 
befestigung verlangt.  Beweis  angeboten  u.  s.  w. 

Da  man  um  die  wichtigsten  Güter  stritt,  so  lag  es  nahe, 
dass  hier  die  Anwälte  es  sich  ganz  besonders  angelegen  sein 
liessen,  die  Kaiserlichen  Rechte  heranzuziehen  und  die  Befragung 
derjenigen  zu  verlangen,  welche  ihrer  am  kundigsten  seien. 

Dafür  mögen  zwei  strafrechtliche  Fälle  als  Beispiele  heran- 
gezogen werden. 

1565.  Graf  Anton  zu  Oldenburg  c/a  den  Gefangenen 
Gabriel  v.  Olden. 

Der  Graf  Anton  klagt  gegen  Gabriel  v.  Olden,  welcher 
in  Bremen  gefangen  sitzt , eines  an  des  Grafen  Gut  ver- 
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übten  Gelddiebstahle  verdächtig.  Der  Gefangene  bestreitet  seine 
Schuld:  „Anwalt  des  Gefangenen  rcproducirte  seine  hierbevor 

schrifftlich  eingebrachte  wider  des  Herrn  Klägers  intentirte 
Klage,  Verantwortung  und  Exceptiones  und  dieweil  dieselbigen 
relevantes  bat  ohme  mit  denselbigen  zu  der  bewisung  zuzulassen 
und  ihme  zu  des  Behuf  Commissarien  zu  verordnen.“ 

Klägerischer  Anwalt  führt  eine  Reihe  von  Indicien  für  die 
Schuld  des  Gefangenen  vor:  „bat  vermöge  der  Peinlichen 
Halsgerichtsordnung  den  Beklagten  mit  seiner  eingewandten 
Bewisung  nicht  zuzulassen,  sondern  vermöge  der  Ordnung  zu 
der  peinlichen  Frage  zu  schreiten.“ 

1567.  Das  Fräulein  zu  Jever  wider  den  Gefangenen 
Lammertz. 

Ein  Einwohner  von  Jever  ist  wegen  eines  dort  verübten 
Verbrechens  auf  Ansuchen  seiner  Landesherrin,  des  Freifräuleins 
zu  Jever,  vom  Rath  in  Bremen  ins  Gefangniss  geworfen  worden. 
Der  Gefangene  behauptet  seine  Unschuld  und  verlangt  seine 
Freilassung. 

Dierk  Wieting  für  die  Klägerin  hat  indicia  übergeben , wo- 
gegen Magister  Laesterpage  für  den  Beklagten  Deklaration  über- 
giebt  und  bittet  sie  mit  den  indiciis  zu  conferiren.  Betont,  dass 
noch  keine  Klage  eingereicht  sei,  deshalb  eine  Litiscontestatio 
auch  noch  nicht  erfolgen  könne. 

Der  Anwalt  der  Klägerin  bittet  um  ein  Duplikat  der  Dekla- 
ration, drei  Wochen  Zeit  zur  Antwort  und  Ernennung  von 
Commissarien  ad  probanduin,  denen  er  seine  Positionen  aufgeben 
werde. 

Magister  Laesterpage  bemerkt,  Duplikat  sei  noch  nicht  über- 
geben, da  er  die  „intentirte  Klage  noch  nicht  gehört  habe,  dass 
sie  aber  ex  responsionibus  mit  fliesse  oder  geschöpft  werde,  solle 
allein  judici  zu  erwegen  und  darauf  zu  erkennen  übergeben 
sein  vermöge  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung.“ 

Da  wegen  der  fehlenden  Klage  noch  keine  litiscontestatio 
habe  stattfinden  können , sei  Dirk  Wieting  noch  nicht  dominus 
litis  geworden,  wofür  eine  Anzahl  römischer  Stellen  citirt  werden. 
„Derowegen  vermöge  sollicher  Rechte  Dirk  Wieting  ante  litis 
contestationem  nit  könne  substituirt  werden.“  Dirk  Wieting 
dringt  noch  einmal  auf  eine  Copie  der  Deklaration  und  will  im 
Beweistermin  sein  Constitutorium  einbringen. 
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6.  Die  Privilegien  Karls  V. 

Das  erste  der  Stadt  am  15.  Juli  1541  ertheilte  Privileg  stellte 
neben  da«  plenum  des  Raths,  welches  von  jetzt  an  nur  in  Sachen  über 
200  Goldgulden  erkennen  sollte,  ein  Kaiserliches  Niedergericht, 
bis  zu  200  Goldgulden  zuständig,  welches  mit  zwei  oder  drei 
erfahrenen  verständigen  Personen  aus  dem  Rath  zusammt 
einem  Rechtsgelehrten  zu  besetzen  sei.  Gegen  dessen  Ent- 
scheidungen ging  die  Berufung  an  den  Rath.  Wo  dieser  in 
erster  Instanz  entschieden , konnte  an  das  Reichskammergericht 
appellirt  werden,  jedoch  nur,  wenn  der  Streitgegenstand  mindestens 
600  rheinische  Gulden  werth  war.  *) 

Das  am  22.  November  1554  ertheilte  zweite  Privileg  sollte 
die  Berufung  an  das  Reichskammergericht  an  einige  erschwerende 
Voraussetzungen  knüpfen,  indem  es  dem  Appellanten  den  Ge- 
fährdeeid sowie  cautio  de  lite  prosequenda  auferlegte,  worin  das 
Versprechen  einbegriffen,  „dass  er  im  Fall,  wenn  seine  Appel- 
lation an  berührtem  Uuserm  Kayserlichen  Kammergericht  für 
Frevel  und  muth willig  erkannt  würde,  alsdann  gedachtem  Rath 
der  Stadt  Bremen  fünfzig  Goldguldcn  zu  Straf  erlegen  und  ent- 
richten wolle.“  *) 

1.  Kanzlciordiniiigen,  Proeuratorenordnnngen, 
gemeine  Bescheide. 

Die  durch  langjährige  Uebung  im  Volksleben  festgewurzelten 
und  im  Stadtbuch  fixirten  Grundsätze  des  materiellen  Rechts 
einseitig  zu  ändern,  wäre  dem  Rath  kaum  möglich  gewesen. 
Nicht  allzuschwer  mochte  es  ihm  aber  fallen,  die  doch  nur  in 
sehr  unbestimmten  Umrissen  und  meist  nur  für  das  Vogtsgericht 
anwendbaren,  in  den  Ordelen  enthaltenen  Formen  des  gericht- 
lichen Verfahrens,  sowie  die  Gerichtsverfassung  ohne  die  Ge- 
nehmigung der  Bürgerschaft  weiterzubilden.  Von  der  Verord- 
nungsgewalt, die  ihm  seit  dem  Niederwerfen  des  Aufstandes  der 
104  Männer  in  der  „Neuen  Eintracht“  (1534)  als  vollmächtigem 
Rath  gegeben,  hat  er  jedoch  bis  zum  Anfang  des  17.  Jahr- 
hunderts nur  massigen  Gebrauch  gemacht  und  zwar  eigentlich 
nur  um  Kanzleieinrichtungen  zu  schaffen,  die  Verhältnisse  der 
Procuratur  zu  regeln,  das  Verfahren  bei  Appellationen  an  feste 
Formen  zu  binden. 


’)  Das  Privileg  ist  abgcdrnckt  in  der  Assertio  libertatis.  8.  397. 
*)  Assertio  libertati«.  S.  380. 
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1558.  Erlass  einer  Kanzleitaxe. ') 

1579.  Erste  Kanzleiordnung,  durch  welche  eine  förmliche 
Kanzlei  eingerichtet  wird,  „in  welcher  sowohl  gemeiner  Stadt 
uns  obliegende  Sachen  als  auch  andere  Privat-  und  Bürgerhändel 
nach  Nothdurft  ordentlich  und  fleissig  expediert  werden  sollen.“ 

Drei  Sekretäre  werden  ernannt,  deren  erstem,  dem  Raths- 
sekretär  eine  regelmässige  Registratur  zur  Pflicht  gemacht  ist. 

1608.  Zweite  Kanzleiordnung.  Die  Sekretäre  sollen  sich 
dahin  befleissigen,  dass  sie  orthographice  schreiben  und  das 
Hochdeutsch  nicht  mit  sächsischer,  wie  auch  das  Sächsische  nicht 
mit  hochdeutscher  Sprache  vermengen. 

1619.  Dritte  Kanzleiordnung.  Erweiterung  der  früheren; 
insbesondere  wird  auf  grössere  Beschleunigung  und  bessere  Ord- 
nung gedrungen.  Ein  Dr.  juris  wird  der  Kanzlei  als  Director 
vorgesetzt.  Er  hat  „emsig  danach  zu  trachten,  dass  alle  Mis- 
siven  in  feinem  anmuthigen  und  wohl  aneinander  hangenden 
Stil  angefertigt  werden.“ 

Die  Procuratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläufigen  Sachen 
ihre  Recesse  dem  Gerichtssekretär  in  Schriften  übergeben,  in  den 
übrigen  und  gemeinen  mündlichen  Recessen  soll  ein  Protokoll 
geführt  werden. 

Zum  ersten  Mal  wird  hier  des  Zeugenrotulus  gedacht,  der 
in  14  Tagen  oder  zum  längsten  in  4 Wochen  fertig  gestellt 
sein  soll. 

1632.  Vierte  Kanzleiordnung.  Sie  wiederholt  im  Wesent- 
lichen nur  die  Bestimmung  der  früheren  mit  einigen  Erweite- 
rungen. 

1596.  Erste  Procuratorenordnung. 

Die  Procuratoren  sollen  des  gerichtlichen  Processes  ziemlich 
(geziemend)  erfahren  und  zu  solchem  Amt  von  dem  Rath  tüchtig 
erkannt  sein. 

1604.  Zweite  Procuratorenordnung,  (Gerichts-  und  Pro- 
curatorenordnung genannt). 

Wiederholung  der  ersten  in  erweiterter  und  verbesserter 
Gestalt. 

Die  gemeinen  Bescheide  sollen  späterhin,  soweit  sie  für 
das  Processrecht  wichtig,  bei  der  Vorführung  seiner  einzelnen 
Fortbildungen  berücksichtigt  werden. 

’)  Rathsdenkclbuch  S.  113. 
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IV.  Die  Statuta  reformata  und  der  Codex  glossatus. 

Vielleicht  geht  man  nicht  fehl,  wenn  inan  die  1606  von 
Bürgermeister  Krefting  (1562 — 1611)  entworfenen  Statuta  refor- 
mata in  Verbindung  bringt  mit  dem  1603  revidirten  und  romani- 
sirten  Hamburger  Stadtrecht,  welches  dem  bremischen  Reformator 
als  Vorbild  gedient  haben  mag.  Freilich  kann  sein  Entwurf 
weder  an  wissenschaftlicher  Bedeutung,  noch  an  Geschicklichkeit 
in  der  Verschmelzung  römischer  und  deutschrechtlicher  Elemente 
mit  der  Hamburger  Revision  verglichen  werden.  Aber  Kreftings 
Arbeit  ist  eben  nur  ein  Entwurf,  an  dessen  Umarbeitung,  deren 
er  jedenfalls  als  späteres  Gesetzbuch  bedurft  haben  würde,  nach 
seiner  Verwerfung  durch  die  Bürgerschaft  man  nicht  mehr  dachte. 
Oie  näheren  Umstände,  wodurch  diese  zu  der  Ablehnung  des 
Entwurfs  veranlasst  worden , sind  noch  sehr  wenig  aufgehellt. 
Die  älteren  Chronisten  haben  nur  die  ganz  kurze  Notiz,  dass  im 
Jahre  1606  der  von  Krefting  verfasste  Entwurf  eines  verbesserten 
Stadtrechts  von  der  Bürgerschaft  abgelehnt  worden  sei.  Die 
Erzählung  bei  Duntze  leidet  an  starken  inneren  Unwahrschein- 
lichkeiten. ')  Hier  wird  berichtet,  der  Rath  habe  durch  seinen 
Sekretär  Caspar  Glandorp  die  statuta  reformata  der  Bürgerschaft 
vorlesen  lassen , welche  Bedenkzeit  erbeten  , was  ihr  jedoch  ab- 
geschlagen sei.  Auf  einem  späteren  Bürgerkonvente  habe  der 
Rath  erklärt,  kraft  der  Neuen  Eintracht  sei  er  ohne  Genehmigung 
der  Bürgerschaft  zur  Verbesserung  des  Stadtrechts  befugt;  wenn 
er  die  Bürgerschaft  befrage,  thue  er  ein  Uebriges.  Nach  aber- 
maliger Verlesung  habe  die  letztere  wiederum  abgelehnt,  worauf 
der  Rath  von  seinem  Vorhaben  abgestanden,  „um  weitere  Unge- 
legenheiten zu  vermeiden.“  Das  Verhältniss  der  Statuta  refor- 
mata zum  bisherigen  Recht  formulirt  Krefting  in  den  Eingangs- 
worten dahin,  dass  etliche  Stücke  des  Stadtbuchs  niemals  iu 
Gebrauch  gewesen , etliche  in  Abgang  gekommen , etliche  dem 
Sinne  nach  sehr  zweideutig  und  ungewiss,  etliche  missbräuchlich 
angewendet  seien  — daher  eine  christliche  Reformation  hoch  von 
Nöthen.  In  Fällen  aber,  welche  im  verbesserten  Stadtbuch  nicht 
entschieden  seien  „und  darover  keine  beständige  Gewohnheit 
vorhanden“  sollen  die  Bürger  und  Einwohner  „den  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  und  Rikes  Constitutionen  und 
Affscheden  sich  vermat  verhohlen.“  — 


■)  Duntze,  Der  freien  Hansestadt  Bremen  Geschichte.  Bd.  HI.  8.  485. 
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JKrcfting  hat  seine  Statuten  in  6 Titel  zerlegt. 

Titulus  I handelt  de  jure  publico. 

Titulus  II  de  processibus. 

Die  übrigen  vier  haben  privat-  und  strafrechtlichen  Inhalt. 
Ein  für  die  Erkenntniss  des  praktischen  Hechts  weit  wich- 
tigeres Werk  ist  jedoch  das  von  Krefting  glossirte  Stadtrecht 
von  1433.  Schon  vor  1590  hatte  er  den  Statuten  und  Ordelen, 
die  er  in  4 Hauptabtheilungen  zerlegte,  eine  Glosse  in  nieder- 
deutscher Sprache  hinzugefdgt.  1605  und  1606  war  die  Um- 
arbeitung und  Erweiterung  in  eine  hochdeutsche  Glosse 
vollendet.  Dieser  Codex  glossatus  zerfällt  in  die  gleichen  Titel, 
wie  die  Statuta  reformata.  Jeder  Titel  hat  eine  Anzahl  Para- 
graphen, denen  die  Statuten  und  Ordele  von  1433  eingereiht  sind, 
woran  sich  die  Glossen  schliessen. 

Der  Inhalt  des  zweiten,  für  dass  Processrecht  wichtigen 
Titels  möge  hier  folgen. 

Titulus  II  tle  processibus. 

§ 1.  de  manuum  injectione.  Ord.  77. 

§ 2.  de  arreatis.  Ord.  76. 

§ 3.  de  lege  Aquilia.  Ord.  75. 

§ 4.  qui  habent  legitim,  pers.  standi  in  jud.  Ord.  85. 

§ 5.  de  citatione.  Ord.  32. 

§ 6.  de  in  jus  vocando.  Ord.  1. 

§ 7.  8.  de  dilationibus  et  quomodo  proced.  in  contumaciam. 
Ord.  33.  29. 

§ 9 — 11.  de  fidejussoribu8.  Ord.  35.  36.  37. 

§ 12.  de  exceptione  oblationis.  Ord.  72. 

§ 13.  de  compen8ationibus.  Ord.  16. 

§ 14.  de  reconventione.  Ord.  12. 

§ 15.  16.  de  laudatione  auctoris.  Ord.  19.  82. 

§17.  de  confessionibus.  Ord.  44. 

§ 18.  19.  de  jurejurando.  Ord.  18.  24. 

§ 20.  de  dilationibus.  Ord.  25. 

§ 21.  de  probationibus.  Ord.  6. 

§ 22 — 41.  de  testibus  et  de  juratis.  Ord.  4.  7.  9.  17.  26.  38. 

39.  40.  41.  42.  43.  45.  46.  81.  91.  Stat.  55.  56.  89. 

§ 42.  43.  de  sententiis.  Ord.  2. 

§ 44.  45.  de  officio  praefecti.  Ord.  29.  30. 

§ 46 — 48.  de  executione  rei  judicatae.  Ord.  10.  23.  34. 

§ 49.  de  bonis  auctorit.  judicis  possidendis.  Ord.  31. 
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§ 50.  de  solutionibus.  Ord.  34. 

§51.  de  executionibus.  Ord.  73. 

§ 52 — 54.  de  proscriptis  non  readmittendis.  Stat.  64.  Ord. 
88.  89. 

Die  Glossen  wurden  später  von  den  Rathsherren  Johann 
Almers  (1567--1637)  und  Johann  Wachmann  (1592 — 1659)  ver- 
vollständigt, deren  Beispiel  spätere  Rechtegelehrte  gefolgt  sind, 
eo  dass  die  Handschriften  vielfach  von  einander  abweichen. 
Kaum  wird  es  möglich  sein,  die  freilich  sehr  wenig  relevante 
Frage  nach  dem  geistigen  Eigenthumsrecht  an  den  verschiedenen 
Glossen  zu  beantworten.  Auch  unter  denjenigen,  von  denen  man 
bisher  annahm,  dass  sie  von  Wachmann  und  Almers  herstammten, 
sollen  manche  anderen  Ursprungs  sein. 

Die  theoretischen  Grundanschauungen  der  Glossatoren  der 
Statuten  sind  in  der  Glosse  zum  zweiten  Statut  kurz  zusammen- 
gefasst. „Denn  obwohl  kein  Regiment  mit  besseren  Satzungen, 
Rechten  und  Ordnungen  als  mit  beschrevenen  Kaiserlichen 

Rechten  versehen  werden  kann dennoch  ist  allen  Städten 

und  Communen  statuta  aufzurichten  und  nach  Gelegenheit  einer 
jeglichen  Gemeine  zu  Zeiten  etwas  wider  gemeine  Kaiserl.  Rechte 
zu  verordnen  in  Rechten  verurlaubet,  so  man  durch  solche 
Satzungen  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten,  auch  anderer 
Herren  Recht  und  Jurisdiktien  keinen  Abbruch  oder  Schaden 
zufügt , cujuslibet  loci  peculiaria  statuta  jus  commune  tollunt, 
Bl.  in  1.  cunctos  populos  C.  de  summ.  Trinit.  et  fide  Cathol.  1.  an 
in  tot.  C.  de  aedif.  privat.  Hon  enim  eaedem  leges  omnibus 
politiis  aptae.  Aristot.  lib.  3.  politica  cap.  12.  Sunt  autem 
statuta  toleranda  primum  si  rationi  sint  consentanea.  Nam  con- 
suetudinibus  et  statutis  etiam  antiquissimis  potest  objici  irratio- 
nabilitas  et  quod  nutriat  peccatum.  c.  ex  parte  ubi  Abb.  de 
consuet.  quia  lex  debet  esse  rationabilis  sancta  et  honesta,  c. 
erit  autem  4 distinct.  1.  convenire  ff.  de  pact.  dotal  etc  etc. 

Dieweil  aber  auch  viel  Statuta  in  Abgang  kommen,  etliche 
auch  mit  den  göttlichen  und  natürlichen  Rechten  nicht  überein- 
stimmen, so  wird  bei  Leistung  des  Eides  (nämlich  der  Raths- 
herren) dies  temperamentum  noth wendig  adhibirt,  soweit  es 
nämlich  noch  in  Gebrauch  und  den  göttlichen  und  natürlichen 
Rechten  nicht  zuwider  ist 

Und  muss  die  Erklärung  theils  aus  den  sächsischen  (woraus 
die  Statuten  meistentheils  ihren  Ursprung  haben)  furnemlich  aber 
aus  gemeinen  beschriebenen  Rechten  genommen  werden.  Certum 
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tarnen  est  nullam  aliam  Saxonici  juris  auctoritatem  in  hac  repu- 
blica  unquaru  fuisse,  quam  quatcnus  id  receptum  et  comprobatum 
est;  eoque  in  quibus  id  receptum  non  est  sempcr  jus  commune 
observatum  et  adhuc  in  viridi  observantia  esse.  Et  merito  quia 
nidicia  subaiterna  sequi  debent  jus  et  morem  supremi  sui  judicii 
quo  appellatur.  Debere  omnes  civitates  consuetudinem  et  leges 
Eomae  sequi  quae  est  caput  orbis  terrarum  non  ipsam  alias 
civitates.  C.  de  vet.  Jur.  Enucl. 

Kurz  sei  hier  unter  Bezugnahme  auf  die  Bemerkungen  in 
Abschnitt  I über  das  Verhältnis«  des  Stadtrechts  zum  Sachsen- 
spiegel hervorgehoben,  dass  diese  im  Codex  aufgestelltc  Theorie, 
das  sächsische  Recht  habe  nur  Gültigkeit  „quam  quatenus  id 
receptum  et  comprobatum  est“  keineswegs  schon  in  den  Process- 
verhandlungen  des  16.  Jahrhunderts  hervortritt.  Hier  berufen 
sich  die  Anwälte  nicht  selten  auf  einen  Artikel  des  Sachsen- 
spiegelsais einer  dem  römischen  Rechtgleichwerthigen  Rechtsquelle. 
So  1538  des  Beklagten  Anwalt:  „und  wiewohl  die  Kinder  den 
gemeinen  beschriebenen  Rechten  nach  der  Zeit  minderjährig  ge- 
wesen sein  sollen,  so  ist  doch  nach  dem  sächsischen  Recht  der 
Sohn  mündig  gewesen  nach  Art.  23  lib.  1 und  Art.  42  lib.  1 
Landrecht;“  und  1540  verlangt  ein  Anwalt  von  den  Klägern 
die  Klagegewere  „dass  Bekl.  nach  Endschaft  dieser  rechtlichen 
Förderung  dieser  Sachen  halben  von  Niemand  anders  sollte  be- 
sprochen oder  beklaget  werden,“  obschon  eine  Klagengewere  dem 
Sladtrecht  ganz  unbekannt  war. 

Ueberall  ist  die  Glosse  bestrebt  das  bremische  Recht  als 
möglichst  wenig  abweichend  vom  römischen  Recht  hinzustellen, 
indem  per  fas  et  nefas  Vermittelungsversuche  und  Analogie- 
schlüsse gemacht  werden.  Die  Ueberweisung  des  Pfandes  zu 
Kistenpfand-  und  Weichbildsrecht  wird  z.  B.  mit  der  immissio 
ex  primo  et  secundo  decreto  verglichen : „und  ist  dieses  gemeinen 
beschriebenen  Rechten  nicht  unähnlich,  zuförderst,  indem  sie 
verordnen,  wenn  schon  die  Pfände  mit  Urtheil  und  Recht  ange- 
griffen werden,  sie  demnach  nicht  alsobald  verkauft,  vielweniger 
den  creditoribus  vollkommlich  übergehen,  sondern  dem  Schuldner 
dieselben  zu  lösen  eine  gute  Zeit  vergünstiget  wird.“1) 

Eine  Fülle  mühsam  erworbener  und  ziemlich  verworrener 
(Jniversitätsgelehrsamkeit  hat  das  einheimische  Recht  überwuchert 
und  ihm  die  Kraft  neue  Schösslinge  zu  treiben  genommen.  Citate 

’)  Codex  glossatua  z.  Ordel  14.  S.  202. 
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aas  dem  corpus  juris,  dem  Sachsenspiegel,  den  sehr  hoch  ge- 
haltenen chursächeischen  Constitutionen,  den  Crtheilen  des  Leip- 
ziger Schöffenstuhls  wechseln  mit  solchen  aus  der  Rechtsliteratur. 
Bartolus,  Baldus,  die  späteren  Italiener  Petrus  Ravennas,  Prosper 
Farinacius,  die  Franzosen  Cujacius  und  Donellus,  die  Kameral- 
schriftsteller  werden  citirt,  vor  Allem  aber  die  sächsischen  Pro- 
cessualisten , Math.  Wesembeck,  Math.  Coler,  Hartmann  und 
Modestinus  Pistoris  stark  excerpirt.  Bei  der  Erläuterung  von 
allgemeinen  selbstverständlichen  Rechtsgrundsätzen  liefern  Plato, 
Aristoteles,  Cicero,  Plutarch  u.  A.  den  philosophischen  und 
rhetorischen  Schmuck. 

„Zu  Athen  hatte  ein  ftirnehmer  Bürger,  Aristides  genannt, 
einen  seiner  Feinde  und  Missgünstigen  verklaget  und  nachdem 
die  Richter  die  Klage  gehört,  seien  sie  dem  Verklagten  auf  vor- 
gebrachte Klage  alsobald  zu  condemnircn  geneigt  gewesen,  in 
sonderlicher  Betrachtung,  dass  sie  des  Klägers  Aristides  als  eines 
frommen  und  aufrichtigen  Mannes,  so  wegen  seiner  Frömmigkeit 
der  rechtfertige  Aristides  genannt,  angebrachten  Worten  und 
Vorbringen  traueten.  Aber  Aristides  hat  nicht  zulassen  wollen, 
dass  sein  Gegcntheil  unverhörter  Sache  verurtheilet  werden  solle, 
sondern  hat  selber  von  ihnen  gebeten , dass  die  Richter  ihn  erstlich 
vor  Recht  heischen  und  seine  Verantwortung  thun  Hessen 
(Plutarch  in  vita  Arist.)“1) 

Eine  Anzahl  von  Ordelen  ist  überhaupt  nicht  glossirt,  wo- 
raus zu  schliesscn,  dass  die  3 Rathsherren  sich  einer  praktischen 
Anwendung  derselben  nicht  erinnerten ; andere  erhalten  den  Zu- 
satz „obsoletum  et  irrationabile“  — „obscurum  satis“  — „super- 
fluum  videtur.“  — 


V.  Der  bremische  Civilprocess  im  sechzehnten 
Jahrhundert. 

Wie  wohl  überall  so  auch  in  Bremen  treten  in  den  Process- 
verhandlungen  und  Urtheilen  lateinische  Rechtsausdrücke  an  Stelle 
der  deutschen,  oder  werden  promiscue  mit  ihnen  gebraucht,  schon 
zu  einer  Zeit,  welcher  die  Anwendung  des  römisch- kanoni- 
schen Rechts  in  den  weltlichen  Gerichten  noch  fremd  war:  aber 
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doch  nur  in  sehr  kärglichen  Spuren  und  in  relativ  später  Zeit. 
Sobald  diese  häufiger  werden,  sind  es  eben  nicht  mehr  blosse 
Uebersetzungen  und  Redewendungen;  es  treten  Begriffe  zu  Tage, 
welche,  im  einheimischen  Recht  fehlend,  nicht  nur  die  Rechts- 
sprache, sondern  auch  die  Rechtsinstitute  zu  bereichern  bestimmt 
sind.  Beispiele  einiger  weniger  Uebersetzungsspuren  aus  der 
rein  deutschen  Periode  sind:  Termin  (1484),  Compromiss  (1484), 
Contract  (1491),  Exceptionen  (1496),  Principalschuldner  (1511), 
absolveren  (1519). 

Das  erste  Beispiel , wo  sich  die  Partei  auf  eine  römisch- 
kanonische  Processinstitution  beruft,  finde  ich  in  einer  Schedung 
von  1517.  Schedebuch  Fol.  87b,  No.  1. 

Johann  Brand  Wwe.  will  die  Lassung  gewisser  Güter  in 
das  Erbebuch  einschreiben  lassen,  wogegen  Bürgermeister  Brand 
Widerspruch  erhebt:  Dat  were  litiscontestatio  unde  hangende 
ployt.  Ein  anderer  Rechtsstreit  (Principal  - Hovetsake  genannt) 
ist  nämlich  unter  denselben  Parteien  anhängig  und  die  Wwe. 
Brand  versucht  durch  die  Lassung  der  Güter  pendente  lite  die 
Rechtslage  des  Gegners  zu  verschlechtern. 

Den  ersten  Hinweis  auf  die  geschriebenen  Rechte  finde  ich: 
1538  Schedebuch  Fol.  139  b,  No.  1. 

„Unde  wes  uth  den  bescre venen  rechten  unde  der  Stadt 
boke  van  beydent  syden  angctagen  unde  allegeret.“  — Aber 
ich  bin  überzeugt,  dass  schon  weit  früher  seitens  des  Raths 
und  der  Anwälte  Bezugnahmen  in  ähnlicher  Form  werden  aus- 
gesprochen sein. 

Ausbildung  der  Schriftlichkeit. 

Die  Verdrängung  des  Mündlichkeitsprincips  durch  schriftliche 
Processführung  ist  sehr  langsam  vor  sich  gegangen.  Noch  in 
einer  Rathsentscheidung  von  1598  wird  erklärt,  es  stehe  den 
Parteien  frei  schriftlich  oder  mündlich  zu  processiren. 

Doch  ordnete  die  Wittheit  durch  Gemeinen  Bescheid  vom 
9.  Dec.  1562  an: 

„dass  hinfüro  kein  schriftlicher  process  zugelassen  sein  solle  in 
Sachen  so  nicht  über  20  bremer  mark  sich  erstrecken.“1) 

In  der  Sache  Claus  v.  Dorn  gegen  Johann  Gerdes  berichtet 
1538  der  Rath  an  das  Reichskammergericht,  welches  die  Akten 
eingefordert: 


’)  Kathsdeukolbuch  Fol.  118. 
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„Dass  bei  uns  in  bürgerlichen  Sachen  nach  alter  gewonheit 
keine  gerichtliche  klag  in  schrifflen  übergeben  wird,  es  sei 
denn  dass  der  beklagte  gegenteil  derselben  in  schrifffen  beger; 
also  ist  auch  in  dieser  sach  die  klag  nicht  schriftlich  dann 
mündlich  fürgetragen;  sunder  und  allein  die  excepcion,  replik, 
duplik,  triplik  in  Schriften  übergeben  worden.  Als  aber  nach- 
mals nach  beschehenem  beschluss  unde  anhaltung  um  urteil 
wir  die  akten  besichtiget  und  die  klage  nicht  schriftlich  dabey 
gefunden  ist  doch  klägern  (Streitgenossen  des  Dorn)  mit  einer 
interlocutorien  auferlegt  worden  ihre  klage  unde  libell  in 
Schriften  einzubringen,  haben  demnach  dieselbe  letzte  schrift- 
lich übergebene  articulirte  klage  hierher  zu  anfang  setzen 
müssen ; dieweil  wir  um  langheit  der  zeit  seit  anfang  dieser 
handlung  der  mündlichen  klag  nit  so  genau  uns  haben  erinnern 
mögen,  folgt  dieselbe  klage  von  wort  zu  wort  wie  sie  vorbracht.“ 
Ebenso  bemerkt  1542  der  Rath  in  einem  Bericht  an 
das  Reichskammergericht  in  S.  Havemann  & cons.  gegen  Joh. 
Munsaen  etc.: 

„und  wiewol  in  solchen  obgeraeldten  Sachen  vor  uns  nichts 
schriftlich  gehandelt  worden,  davon  viel  acta  colligiret  mochten 
werden “ 

Dem  weitläufigen  schriftlichen  Processiren  war  der  Rath 
noch  auf  lange  hinaus  abgeneigt.  Gemeiner  Bescheid  vom 
12.  Mai  1608: 

„Dass  etzliche  Advokaten  und  Procuratoren  sich  ge- 
lüsten lassen  ....  dass  sie  selbstmüthig  und  eigenen  Gefallens 
grosse  schriftliche  Processe  einfuhren  und  dadurch  mehr  das 
jus  als  das  factum  disputiren,  dabei  auch  oftmals,  wenngleich 
in  statutis  klare  dispositiones  vorhanden,  dennoch  dieselben 
Vorbeigehen  und  die  Sachen  ex  jure  communi  et  saxonico, 
welche  man  von  ihnen  zu  lernen  nicht  von  Nöthen  hat,  weit- 
läufig disputiren  und  das  factum  mehr  verwirren  als  deutlich 
Vorbringen,  Alles  zu  grosser  Beschwer  des  Gerichts  und  ge- 
meiner Bürgerschaft  und  Aufhaltung  der  heilsamen  justitia“ 

Und  noch  in  der  Gerichtsordnung  von  1751  wird  zur  Ab- 
kürzung der  Processe  vorgeschrieben,  dass  die  Anwälte  höchstens 
zwei  leges  oder  doctores  zur  Begründung  ihrer  Rechtsaus- 
führungen citiren  dürfen  (Tit.  VII  34). 

Nachdem  eine  regelmässige  Protokollführung  und  Registratur 
durch  die  Kanzleiordnungen  eingerichtet,  gestaltete  sich  der 
modus  procedendi  in  dreifacher  Form: 
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1)  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär  nimmt 
den  Hauptinhalt  in  kurzer  Form  zu  Protokoll. 

Beisp.  Anno  1567  am  15.  Sept. 

Vorm  Obergerichte  der  Stadt  Bremen. 

Arend  Freytag  c/a  Helmike  Bothe  übergiebt  Sentenz  und 
Citation  auf  Mark  700.  Excipiendo  Helmike  neben  Uebergebung 
Quittung  und  anderen  Vorwenden  erbietet  sich  im  freien  Markt 
vermittelst  endlicher  Abrechnung  zu  bezahlen. 

Decretum:  ist  Helmike  peremtorius  terminus  praefigirt  zwischen 
hier  und  Martini  zu  bezahlen. 

2)  Die  Parteien  verhandeln  mündlich  und  der  Sekretär 
nimmt  den  gesammten  Inhalt  der  Vorträge  zu  Protokoll. 

Rathsentscheidung  in  S.  Brun  Reimers  gegen  Bürgermeister 
Joh.  Brand  1571. 

Dieweil  allhier  gebürlich  wenn  de  ein  oder  de  andere  deel 
schriflllich  to  handeln  begerde,  dat  alsodann  de  andere  ent- 
wedder  so  langsam  reden  dat  it  in  de  feder  gefatet  werden 
konnte  edder  averst  schrifftlich  handeln  mochte,  als  scholde 
darum  Brun  Reimers  seine  klage  ok  entweder  so  langsam 
Vorbringen,  dat  se  in  de  feder  gefatet  werden  mochte,  edder 
averst  dem  borgemeister  eine  schriftliche  klage  thostellen. 

3)  Die  Parteien  verhandeln  durch  Ueberreichung  von  Schrift- 
sätzen, welche  der  Sekretär  registrirt. 

Beisp.  Anno  1567  den  17.  Febr. 

Producta.  1.  Exceptio  des  ehrsamen  und  weisen  Herrn 
Lüder  Lüders  ratmann  zu  Bremen,  Verklagten  c/a  des  vermeinten 
Klägers  Friedrich  Hemminges  übergebenes  vermeintes  Klaglibell. 

Terminus  6 hebdo. 

2.  Exceptiones  et  responsiones  cum  annexis  defensionalibus 
Lüder  Hilmerschen  c/a  Friedrich  Hamming. 

Terminus  idem  qui  supra. 

In  verwickelteren  Rechtsstreitigkeiten  behielt  eich  der  Rath 
vor  ein  schriftliches  Verfahren  anzuordnen. 

Zuerst  1487.  Schedebuch  Fol.  62  a No.  1. 

Dat  de  upgemeldten  parthen  eyn  jewelik  sine  ansprake  de  he  syck 
to  dem  druddendele  des  gudes  vormende  to  hebben  de  in  den 
acht  dagen  to  paschen  dar  negest  volgende  by  vorluste  der  sake 
scryfftlik  scholde  bringen  unde  over  antworden  dem  rade. 
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Sodann  1509.  Schedebuch  Fol.  80  a No  3. 

Up  dat  Roleff  cnkede  (genau)  Johannis  antwort  weten  mochte 
scholde  he  syne  clage  in  sc. ri fiten  avergeven.  Dar  scholde 
Johann  scrifftliken  up  ant  worden. 

Die  häufiger  werdenden  Berufungen  bewirkten  natürlich  in 
erster  Linie  die  Zunahme  der  schriftlichen  Processe.  Ein  be- 
sonders stark  romanistisch  gefärbtes  Beispiel  eines  Erkenntnisses : 
1561.  Schedebuch  Fol.  227b  No.  1. 

In  saken  Johann  Fockeu  u.  s.  w.  helft  ein  rad  beydersits  acta 
primae  et  secundae  instantiae  ok  dat  examen  testium  mit  flite 
vorlesen  unde  mit  allen  oren  uramestenden  nottruftichlick  er- 
wägen unde  nademe  bofunden.  *) 

In  weitläufigeren  und  bedeutendere  Streitobjecte  betreffenden 
Processen,  namentlich  in  denen,  wo  eine  künftige  Berufung  an 
das  Reichskammergericht  zu  erwarten,  bewegen  sich  die  Anwälte 
im  artikulirten  Verfahren  und  versuchen  die  Formen  des 
reichskammergerichtlichen  Processes  zur  Geltung  zu  bringen. 
Articuli  und  positiones  finde  ich  zuerst  erwähnt: 

1540  in  S.  Dietrich,  Anton,  Heinrich  v.  Heimburg  c/a 
Bürgermeister  v.  Heimburg  Wwe.  (Reichskammergerichtsakte.) 
Kläger  verlangen  von  der  Beklagten 
„dass  sie  demselbigen  articulirten  klaglibell  antwurten  und  den 
krieg  befestigen  solle,  danach  auf  die  Positionen  alle  und  jeg- 
lich insonderheit  durch  das  wort  glaube  oder  nicht  glaube  wahr 
sein  vermittelst  eines  leiblichen  cides  genugsam  antworte.“ 

Die  Reihenfolge  der  Processhandlungen  ergiebt  sich  deutlich 
aus  den  Schlussbitten  der  Klagen , deren  Form  fast  immer  die 
gleiche: 

1548.  Herrn,  v.  Dorn  & cons.  c/a  Bürgermeister  Dietrich  Hoyer. 
Bitt  dass  meine  klage  anzunehmen,  den  gegenteil  zur  antwort 
anzuhalten,  litem  zu  contestiren,  das  juramentum  calumniae  zu 
thun,  über  nachfolgende  artikel  und  positiones  recht  zu  sprechen 
....  doch  nit  in  gestalt  und  meinung  libelli  sollemnis,  einer 
zierlichen  klage  sed  talis  qualis  simplicis  et  summariae  impetra- 
tionis  et  querelae. 

1570.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Johann  Gröninges 
c/a  Dirk  Wikbold. 

Nunmehr  des  beclageden  itzo  eingekommene  defensional-artikel 
eher  unde  bevor  he  tho  den  vorgebrachten  positional- artikeln 

')  Ferner:  1549.  Schedebuch  Fol.  1691)  No.  1. 

Obergericbtsentscheidung  vom  31.  Mai  1568. 
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seine  responsionen  avergeven  nicht  to  tolaten  sundern  he  des 
radee  vorigen  besched  folge  to  leisten  schuldig  sy. 

Fast  regelmässig  wurden  bei  Ueberreichung  der  Positionen 
und  Responsionen  die  juramenta  dandorum  et  respondendorutn 
geleistet,  und  danach  dann  gewöhnlich  die  Positionen  und  Re- 
sponsionen mündlich  wiederholt. 

1567.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Porteuer 
& cons.  c/a  Martin  Ficken. 

Kläger  haben  den  geforderten  eid  dandorum  wirklich  zu  leisten 
und  ihre  eingebrachte  klage  vermittelst  derselbigen  eide  zu 

wiederholen dass  alsdann  beclagter  in  vierzehn 

tagen  sub  poena  confessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten  von  rechtes  wegen  anzuhalten.  *) 

Lttlsconteatation  und  Einreden. 

Auf  ein  bedeutsames  Einlenken  in  die  Kammergerichtsformen 
weist  die  immer  grössere  Wichtigkeit  hin,  welche  man  dem  Zeit- 
punkte der  Kriegsbefestigung  beilegte. 

1552.  Schedebuch  Fol.  183  a,  No.  1. 

Beklagter  animo  contestandi  litem  sede,  dat  he  de  klage  nicht 
gestendich  were. 

1652.  Schedebuch  Fol.  182  b,  No.  2. 

Up  ferner  ingebrachte  und  gerichtlich  producerde  acten  .... 
erkennet  ein  rad  dat  de  beclageden  ungeacht  orer  vorgewendeten 
witluftigen , articulerden  und  langen  inrede  den  gerichtlicken 
krieg  up  der  cleger  angestelde  clage  to  bevesten  scliuldich, 
doch  onen  ohre  bestendige  und  rechtmetige  exceptiones  vor- 
beholden. 


■)  Die  Ausdrücke  articuli  und  positiones  werden  untermischt,  gebraucht. 
Unter  positiones  sind  meistens  diejenigen  Artikel  zu  verstehen,  bei  denen 
die  Partei  hofft  durch  die  Responsionen  der  Gegenpartei  und  die  Special- 
calumnieneide  (jur.  dandorum  et  respondendorum)  vom  Beweise  befreit  zu 
werden.  Siehe  Gaill.  Practic  Observat.  lib.  1 Obs.  79  (abgedruckt  bei 
Bergmann,  Rinleitung  in  die  Praxis  der  Civilprocesse  S.  211).  Etai  Dd.  inter 
positiones  et  articulos  differentiam  constituant,  quod  positiones  ad  eum 
potissimum  effectum  fiant , ut  per  confessionem , puta  responsionem  partis 
adversae,  ponens  ab  onere  probandi  relevetur;  — — articuli  vero  eo  spectent, 
ut  negata  testibus  vel  instrumentiß  probentur;  et  ideo  positiones  praecedere, 
articulos  autem  sequi  debere ; tarnen  ea  differentia  in  praxi,  maxime  in 
Camera  tarn  accurate  non  observatur. 
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Nicht  nur  die  eigentlich  processhindernden  Einreden,  sondern 
auch  die  nach  cap.  1 in  VI to  (2.  3)  privilegirten  exceptiones  rei 
judicatae,  transactae,  finitae  befreiten  von  der  Streiteinlassung. 

1551  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Hoyer,  Vassmer  & Howide  Erben 
meint  eine  der  letzteren , indem  sie  die  exceptio  transactionis 
vorschützt,  die  Klage  sei: 

„a  liminibue  judicii  silentio  inhalts  der  gemeinen  beschriebenen 
rechte  und  deren  lehrer  zu  repelliren  — in  maassen  denn  solche 
peremtorische  exceptionen  in  rechten  viel  und  hoch  privilegiret 
und  befreiet  sin.“ 

Kläger  bestehen  aber  auf  die  Streiteinlassung;  doch  ent- 
scheidet der  Rath: 

„Dat  upgemeldte  nagelatene  wittwe  schuldig  sy  up  de  inge- 
komenc  klage  den  gerichtlichen  krieg  to  befestigen,  it  were 
denn  dat  se  de  transaction  der  in  erer  exceptionschrift  gedacht 
were  wusste  dortodon  unde  wo  recht  to  bewisende.“ 

Beklagte  vermag  den  Beweis  ihrer  Einrede  nicht  zu  führen: 
„Unde  befinde  darup  de  rad  der  beclageden  exceptio  un- 
wesentlik  derwegen  vor  recht,  dat  he  den  clegern  up  de  clage 
tho  antworden  unde  den  krieg  to  bevestigen  schuldich  sy.“ 
1548  in  S.  Herrn,  v.  Dorn  c/a  Bürgermeister  Diedr.  Hoyer, 
Diedr.  Vassmer  & Howide  Wwe.  haben  sich  Beklagte  zu  ge- 
summter Hand  dem  Kläger  verpflichtet  7017  Mark  Lübisch  für 
geliefertes  Wachs  zu  zahlen.  Sie  behaupten  als  correi  debendi 
hafteten  sie  nur  zu  */„  und  hätten  das  beneficium  divisionis. 
Uebrigens  seien  sie  zu  einer  Kriegsbefestigung  nicht  verpflichtet, 
da  ihnen  eine  processhindernde  Einrede,  die  des  wucherlichen 
Vertrages,  zur  Seite  stehe.  Der  Vertrag  sei  desshalb  wucherlich, 
weil  der  Käufer  nicht  de  praesenti  zu  zahlen  im  Stande  gewesen 
und  der  Verkäufer  darum  seine  Waare  höher  und  theurer  ange- 
schlagen und  verkauft  habe.  Entscheidung  des  Raths:  die  beiden 
Bürgermeister  seien  ein  Jeder  nur  zu  seinem  Antheil  zu  be- 
sprechen (die  verklagte  Howide  Wwe.  hatte  besondere  Einreden); 
sobald  dies  geschehen,  solle  über  die  Frage,  ob  der  Vertrag 
wucherlich  sei,  entschieden  werden. 

Um  die  Processführung  straffer  zu  gestalten,  erliess  das 
Kaiserliche  Niedergericht  am  25.  Sept.  1604  einen  Gemeinen 
Bescheid,  offenbar  in  Berücksichtigung  der  Bestimmungen  der 
Kammergerichtsordnung  von  1555  (Theil  III  Titel  24  und  27), 
wodurch  die  Eventualmaxime  zur  theilweisen  Einführung  gelangte. 

Kiiktmann,  Cirilproceti  in  Bremen.  5 
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„Es  sollen  hinfüro  alle  und  jede  Procuratoren,  so  sich  künftig- 
lich  vor  dem  Kaiserl.  Niedergericht  gebrauchen  lassen  wollen, 
schuldig  und  gehalten  sein  jeder  Zeit  so  ofte  si  ante  litis  con- 
testatinnem  exceptiones  dilatorias  vorzuschützen  haben , wie 
dann  auch  die  post  litis  contestationera  habende  exceptiones 
peremtorias,  alle  zugleich  auf  ein  Mal  vorzubringen  mit  der 
ausdrücklichen  Verwarnung  so  ferne  sie  solches  nit  thun  und 
erstlich  etzlich  einzuwenden  unterlassen,  hernachter  aber  die- 
selben anzeigen  würden,  dass  sie  damit  als  nicht  gehört,  und 
dadurch  ihren  Principalen  an  ihren  Rechten  vernachtheilt  sei 
denselben  ihren  dahero  verursachten  Schaden  zu  refundiren 
und  zu  erstatten  schuldig  seien.“  — 

Widerklage. 

Im  Codex  glossatus  wird  zugegeben,  dass  das  Stadtrecht  eine 
Widerklage  in  Ordel  12  verbiete  und  im  Widerspruch  mit  den 
gemeinen  Rechten  höchstens  die  Einrede  der  Compensation  zu- 
lasse. 1569  berichtet  der  Rath  an  das  Reichskammergericht  in 
S.  Heinrich  Trupe  c/a  Johann  Trupe,  wo  Beklagter  eine  Wider- 
klage in  Form  des  gemeinen  Rechts  angestellt  hatte,  das  Stadt- 
recht schreibe  vor,  Keiner  sei  dem  anderen  auf  seine  Recon- 
vention  zu  antworten  schuldig,  er  sei  denn  zuvor  von  ihm  mit 
Urtheil  und  Recht  vollkommen  geschieden.  Aber  es  scheint  doch 
nicht  immer  so  streng  damit  genommen  zu  sein.  Den  Anwälten 
bot  der  simultaneus  processus  eine  wünschenswerthe  Gelegenheit, 
die  Thatsachen  künstlich  untereinander  zu  verbinden,  was  der 
Rath  nur  dann  untersagte,  wenn  parteiseitig  Widerspruch  gegen 
das  Nebeneinandergehen  von  Klage  und  Widerklage  eingelegt 
wurde. 

1569  in  S.  Hinr.  Bockstöver  c/a  Gerd  Bockhovet  hat  Kläger 
principicll  Nichts  gegen  eine  Widerklage  einzuwenden,  verlangt 
nur  cautio  pro  reconventione  und  „dass  Convention  und  recon- 
ventio  pari  passu  ambuleren  mochten.“ 

„Worauf  der  Rath  entscheidet: 

Belangend  de  reconventionsklage  dewile  sich  cleger  dartho  ganz 
milde  erbede,  dat  danach  dem  beelageden  up  sin  erbedent  ge- 
boren wolde  sine  wedderelage  dem  cleger  thotostellen. 

Schon  1540  in  S.  Dietrich  & Anton  v.  Heimburg  c/a  v. 
Heimburg  Wwe.  trägt  Beklagte  ihre  Widerklage  vor,  ohne  dass 
von  den  Klägern  widersprochen  wird,  und  1573  erklärt  der  Rath: 
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Hebben  vor  dem  radc  Johann  Seiners  & cons.  de  geforderde 
cautionem  judicio  sisti  item  up  ohre  reconventionsklage  allhir 
in  rechten  to  antworden  myt  handtastinge  praesteret. *) 

Das  Verhältniss  zwischen  Widerklage  und  Einrede  kommt 
in  einer  Obergerichtsentscheidung  aus  dem  Jahre  1566  in  S. 
Klamp  c/a  Mussler  zum  Ausdruck. 

Beklagter  gesteht  den  Saldo  (Slate- Schluss)  einer  Anzahl 
von  Rechnungsposten  zu,  behauptet  aber,  es  stecke  ein  Posten 
Geld  darin , den  Kläger  ihm  gestohlen  habe.  Er  mache  dies 
nicht  als  Widerklage,  sondern  exceptive  geltend 
„als  ein  post  so  in  dersulvigen  rekenung  de  he  darneffen  in- 
lede  mede  begrepen  wäre.“ 

Kläger  stellt  den  Diebstahl  in  Abrede  und  behauptet  bei 
der  Rechnungsablage  habe  Beklagter  Nichts  davon  gesagt,  dass 
ein  gestohlener  Geldposten  in  Abzug  zu  bringen  sei.  Es  findet 
eine  Rechnungslegung  vor  einem  Kommissar  statt,  deren  Resultat 
ist,  dass  allerdings  in  des  Klägers  Rechnung  ein  Posten  stecke, 
welcher  dem  Beklagten  gestohlen,  aber  es  sei  „disputirlik  oft 
und  wat  gestalt  mit  edder  ohne  des  beclagten  schuld  und  vare 
— derowegen  dem  cleger  sine  insage  dagegen  billich  vorbe- 
holden“  d.  h.  iu  einem  künftigen  Process,  indem  Beklagter 
zunächst  verurtheilt  und  sein  Gegenanspruch  zum  besonderen 
Verfahren  verwiesen  wird. 

Adcitatio  und  laudatio  auctoris. 

Die  Adcitation,  an  die  früher  so  häufige  Beiladung  des 
warend  anknüpfend,  wird  zuerst  1558  Schedebuch  Pol.  200a 
No.  1 erwähnt. 

1560  Fol.  217  b No.  1 verlangen  die  klagenden  Testaments- 
erben von  den  Executoren  Inventarisirung  der  Erbschaft,  indem 
sie  die  Legatarien  haben  bciladen  lassen.  Der  Rath  findet  es, 
trotz  des  Widerspruchs  der  Beklagten  ganz  in  der  Ordnung  „dat 
ok  de  legatarien  richtlik  to  citiret  und  densulvigen  aflfschrift  (der 
Klage)  davon  angeboden.“*) 


')  Ferner:  Obergerichtaentacheidung  vom  7.  Febr.  1569. 

Obergerichtaentacheidung  vom  19.  Jan.  1570. 

*)  1568.  Schedebuch  Fol.  200  a,  No.  1. 

1552.  Schedebuuh  Fol.  180  b,  No.  ö „ok  de  vorkoper  de  tho  der 
behoff  gerichtlik  verbodet  weren.“ 

5* 
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Der  Uebergang  von  der  Wahrmannschaft  zur  laudatio 
auctoris  war  leicht  zu  finden.  Der  Codex  glossatus  sagt  zu 
Ord.  19: 

Und  dies  hat  insonderheit  Statt,  (nämlich  die  Processaufnahme 
durch  den  dazu  citirten  warend),  wenn  der  Beklagte  vorwendet 
hat,  Cut  oder  Ding,  warum  er  verklagt  wird,  sei  nicht  sein, 
sondern  eines  anderen,  so  es  ihm  nur  gelehnt  oder  in  Ver- 
wahrung gegeben  habe,  welches  in  Rechten  nominatio  auctoris 
genannt , und  für  eine  rechte  declinatoriam  exceptionem  ge- 
halten wird;  denn  in  solchem  Fall  wird  der  Beklagte  alsbald 
der  Klage  entlastet  und  davon  absolviret  und  wird  wider  den- 
jenigen, deme  das  Gut  oder  Ding  zustehet  der  Process  trans- 
feriret  und  gerichtet  werden. 

Fortdauer  der  schlichten  Klage.  Aufhliren  der  verstärkten 
Klagformen. 

Der  Gegensatz  zwischen  einer  schlichten  Klage  und  einer 
mit  Beweismitteln  fundirten  hat  sich  mit  äusserster  Zähigkeit  in- 
mitten der  so  wenig  dazu  passenden  römisch-kanonischen  Process- 
theorie  erhalten.  So  noch  Krefting  in  stat.  ref.  29  „wenn  aber 
ein  Theil  den  anderen  mit  s lichter  Klage  beschuldigt“;  ebenso 
viele  Beispiele  aus  dem  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts, 
wo  Kläger  erklärt , er  stelle  eine  schlichte  Klage  an  und  der 
Rath  dem  Beklagten  aufgiebt  „sich  der  slichten  clage  mit  syneni 
ede  to  untleggende.“ 

Die  processualischen  Eigenthümlichkeiten  bei  der  Anefangs- 
klage  und  Klage  auf  handhafter  That  scheinen  sich  schon  früh 
verloren  zu  haben.  In  den  Schedungen  des  sechszehnten  Jahr- 
hunderts findet  sich  davon  Nichts  mehr,  und  zu  Kreftings  Zeit 
war  die  Bedeutung  des  Unrechten  Anfangs  in  Ord.  55  gänzlich 
aus  der  juristischen  Erinnerung  geschwunden.  Stat.  ref.  69: 
„So  jemand  binnen  unser  Stadt  verkofltt  ein  Perd,  dat  scholl  he 
vor  dat  Hövetsick,  vor  Staarblindt  und  dat  sick  dat  sulvige  nicht 
verfangen  hebbe  (d.  h.  zu  viel  Wasser  oder  Futter  auf  ein- 
mal verschlungen)  dree  Dage  und  Nächte  warende  wesen  und 
nicht  lenger.“ 

Titulus.  Hand  wahre  Hand. 

An  Stelle  des  so  bedeutsamen  Begriffs  der  Were  tritt  der- 
jenige des  Titels. 

1544.  Schedebuch  Fol.  157  a,  No.  1. 
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Beklagter  soll  den  Titel  des  Besitzes  an  einem  Grundstück 
nachweisen : „titull  d.  h.  offt  he  id  ohme  unde  sinen  vorfaren 
vor  enen  pantschilling  vorsattet  edder  ertlich  vorkofFt  wer,  ofFte 
wo  he  dar  angekonien  unde  dat  to  bewisen  in  der  besten  form 
so  to  rechte  nodig.“ 

1554  behauptet  der  Anwalt  des  Beklagten  in  S.  Jost  Bere 
& cons.  c/a  Gesche  tor  Molen 

„dass  beclagte  das  fragliche  haus  ullo  aliquo  von  ihrem  seligen 
vater  inne  habe  denn  solo  emtionis  titulo.“ 

1533.  Schedebuch  Fol.  129  b,  No.  2. 

Kläger  verlangen  von  den  Beklagten  Edition  eines  Testaments. 
Diese  wenden  ein,  Kläger  wären  „plichtig  oren  tytell  mit  rechte 
to  bewisende  dat  se  miterven  weren.“1) 

Der  Grundsatz  „Hand  muss  Hand  wahren“  beherrscht  nach 
wie  vor  den  Rechtsverkehr  beweglicher  Sachen,  aber  die  roma- 
nistische Doctrin  schränkte  ihn  auf  die  Fälle  ein,  wo  der  Vindi- 
kant  die  Sache  verliehen  oder  versetzt  hatte  und  Hess  im  Uebrigen 
eine  Vindikation  aus  dritter  Hand  zu. 

Glosse  zu  Ord.  58  im  Codex  glossatus: 

Et  ad  alios  contractus  puta  locationem  et  conductionem  ex- 
tendi  non  potest,  quia  in  statutis  et  legibus  exorbitantibus  a 
generalibus  regulis  non  proceditur  de  similibus  ad  similia.  Ad 
depositi  contractum  id  quoque  litigatores  extendere  studuerunt; 
sed  senatus  contrarium  pronuntiavit  anno  1610  Dec.  13  in  Sachen 
Reinhard  Römers  c/a  Berend  Knoop  & Hinrich  Stuven  Wwe. 

Kontumacial  verfahren. 

Sehr  auffallender  Weise  blieben  auch,  nachdem  durch  das 
Privileg  von  1541  die  Gerichtsverfassung  in  so  bedeutsamer 
Weise  geändert  und  der  Rath  zu  einer  wirklichen  Processinstanz 
geworden,  die  vier  Citationen  bestehen,  welche  einem  Kontu- 
macialnrtheil  voraufgehen  mussten.  Ja  noch  in  den  Erläuterungen 
zur  Gerichtsordnung  von  1751  heisst  es: 

Bisher  ist  bekanntlich  am  Obergericht  die  erste  (Station  sim- 
pliciter, die  zweite  bei  ein  Bremer  Mark,  die  dritte  bei  zwei 
Bremer  Mark,  die  vierte  sub  poena  confessi  erkannt,  und  wenn 
der  Citat  zum  vierten  Male  ungehorsamlich  ausgeblieben  lis 
pro  affirmative  contestata  reus  in  contumaciam  pro  confesso 
gehalten  und  condemniret  worden. 

’)  Ferner:  1546.  Schedebuch  Fol.  161b,  No.  1. 

1568.  Schedebnch  Fol.  199  a,  No.  8. 
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Beim  Niedergericht  wurde  sogleich  die  dreimalige  Citatioa 
durch  die  Praxis  eingeführt. 

Allmählig  traten  schriftliche  Citationen  an  die  Stelle  der 
mündlichen, 

1541.  Schedebuch  Fol.  147  a,  No.  1. 

Darup  erkande  e.  e.  rad  vor  recht:  nademe  Johann  Rode 
etlich  mal  to  dusser  sake  citiret  worden  unde  nu  jungst  by 
vorlus  der  sake,  wo  dat  de  wedderingebrachte  citation  nawisede  — 

Dagegen  1520  Schedebuch  Fol.  95a,  No.  1 
noch  mündliche  Citation. 

Besitotreit  und  summarisches  Verfahren. 

Besitz  und  Eigenthum,  Besitzstreit  und  Eigenthumsstreit 
scheiden  sich  mehr  und  mehr  von  einander. 

1539.  Schedebuch  Fol.  143  b,  No.  2. 

Es  handelt  sich  um  den  Besitz  an  einem  Zaun.  Zeugen  be- 
kunden einen  Jahrelang  fortgesetzten  unbehinderten  Gebrauch 
seitens  des  Beklagten.  Dem  Kläger  wird  aufgegeben  dem 
Gegner  „an  syner  lange  gebrukeden  und  bewiseden  pos- 
session  solange  unbehindert  vorbliven  to  laten  dat  he  ohne 
mit  rechte  darut  entsettet.“ 

1561.  Schedebuch  Fol.  222  b,  No.  4. 
soll  Kläger  schuldig  sein 

„de  geromede  interruptio  possessionis  to  bewisen.“ 

1563.  Schedebuch  Fol.  240  a,  No.  1. 

In  streitigen  possessionssachen  Hermann  Vassmer  C/a  Carsten 
Steding  dewile  de  angetagene  possession  twivelhaftig  und  darut 
fernere  widerung  to  befaren 

erkennt  e.  e.  rad: 

dat  beide  cleger  und  beclagede  sick  solker  possession  tho 
entholden  beth  so  lange  ahne  witluftige  utforinge  erkennet 
welkem  deil  de  possessio  intorumen  oder  to  inhibiren  sy  und 
darup  ein  deil  dem  anderen  das  gepandete  gud  ahne  einige  ent- 
geltcniss  folgen  to  laten  schuldich. 

Rathsentscheidung  vom  9.  Nov.  1598. 

und  habe  e.  e.  rad  darinnen  das  possessorium  und  petitorium 
unterschieden , wie  denn  in  solchen  und  dergleichen  Sachen  das 
eine  vor  dem  andern  billig  muss  erörtert  werden. 

Die  Bekanntschaft  mit  einem  summarischen  Verfahren 
im  Gegensatz  zum  ordentlichen  kann  hiernach  nicht  bezweifelt 
werden. 
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So  heisst  cs  auch  in  eiuer  Obergerichtsentscheiduug  vom 
3.  Febr.  1571: 

„unde  in  causa  possessionis  summarisch  to  procederen.“ 

Ferner  Obergerichtsentscheidung  v.  1567,  worin  gesagt  wird, 
in  causa  fisci  solle  summarisch  procedirt  werden,  wonach  der 
summarische  Process  auf  Besitzstreitigkeiten  nicht  beschränkt 
geblieben  zu  sein  scheint.  ’) 

Processkautionen. 

An  Stelle  der  Gerichtsbürgschaft  tritt  das  Kautionensystem. 

1545.  Schedebuch  Fol.  159  a,  No.  1: 
cautio  de  judicio  sisti. 

1558.  Schedebuch  Fol.  201b,  No.  1: 
cautio  de  rato. 

1568.  Mai  3.  Rathsentscheidung, 
cautio  judicatum  solvi. 

1569.  Rathsentscheidung  v.  5.  Mai: 
cautio  de  reconventione. 

und  in  zahlreichen  späteren  Entscheidungen. 

Beweisrerfahren. 

Allgemeine  Grundsätze. 

Schon  bei  Besprechung  des  Beweisverfahrens  von  1433  ist 
angedeutet,  dass  der  germanische  Grundsatz:  jede  Partei  hat  die 
Bcfugniss  ein  ihr  von  der  anderen  Partei  angriffsweise  abge- 
strittenes Recht  als  ein  ihr  zustehendes  besseres  Recht  zu  er- 
weisen, sich  in  den  römisch-kanonischen  umzubilden  beginnt: 
jede  Partei,  welche  einen  selbstständigen  Angriff  oder  Gegen- 
angriff macht,  ist  verpflichtet  diejenigen  noch  zweifelhaften 
Thatsachen  zu  erweisen,  welche  zunächst  und  wesentlich  zur 
* Begründung  dieses  Angriffs,  Gegenangriffs  u.  s.  w.  erforderlich 
sind.  Für  diese  Umbildung  mögen  die  nachfolgenden  Schedungen 
als  Belege  dienen,  in  denen  der  Beweis  zu  einer  Last,  zu  einer 
Pflicht  wird,  indem  man  dem  auf  dem  Satz  actore  non  probante 
reus  absolvitur  beruhenden  römischen  Beweisrecht  näher  und 
näher  tritt. 


■)  Ferner:  1669.  Schedebuch  Fol.  212b,  No.  3. 

1566.  Schedebach  Fol.  242»,  No.  1. 

1669.  Nov.  3.  Obergerichtseutscheidung. 
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1523.  Schedebuch  Fol.  102  b,  No.  3. 

Aleke  Volkenharst  verlangt  von  ihrem  Bruder  Hinrich 
v.  Weyge  gewisse  Güter  heraus,  welche  ihr  von  ihrer  Mutter 
urkundlich  geschenkt  seien.  Beklagter  entgegnet:  1)  Aleke  sei 
bereits  bei  Lebzeiten  der  Mutter  vom  Sammtgut  abgetheilt;  er 
sei  noch  unabgetheilt  und  habe  als  nächster  Erbe  Anspruch  auf 
die  streitigen  Güter.  2)  Diese  Güter  seien  ihm  von  der  Mutter 
überdies  geschenkt  worden.  Diesen  Einreden  erwidert  Aleke : 
Beklagter  werde  ebenso  gut  wie  sie  abgetheilt  sein,  da  ihre 
Mutter  sich  zum  zweiten  Male  verheirathet  habe,  welchenfalls 
eine  Abtheilung  nach  dem  Stadtrecht  zu  erfolgen  habe.  Wenn 
sein  Stiefvater  ihn  in  Einkindschaft  aufgenommen  habe  „so  were 
he  plichtig  dat  to  bewiseu.“ 

Hirup  de  borgermester  fragede  Hinrick  v.  Weyge  offte  he  ok 
:ner  bewises  wolde  bruken , alse  he  vorhen  vorgebracht  unde 
angetagen  hedde;  hirup  gcmelte  Hinrick  ledt  seggen  „Neyn 
he  hapede  he  hadde  bewyses  genoch,  und  stelde  dat  ok  bi 
den  ers.  rad  to  rechte.  Hirup  e.  e.  rad  na  berade  affsede 
vor  recht:  nademe  Hinrick  v.  Weyge  na  rechte  nicht  bewisede 
dat  he  unaffgedelet  were  unde  Aleken  de  guder  van  orer  moder 
erst  geven  weren,  so  scholde  de  erste  giffte  vorgaen  unde  by 
macht  bliven  na  lüde  unses  bokes.  — 

1533.  Schedebuch  Fol.  129  b,  No.  2. 

Kläger  wollen  aus  einem  Testament,  das  in  Händen  der 
Beklagten  gegen  diesen  einen  Erbanspruch  geltend  machen. 
Beklagter  weigert  Herausgabe  des  Testamente 

„wenthe  de  beklagede  wer  nicht  echuldich  syn  bewys  iflfte 
origen  al  deme  k legere  vortobringen  syck  dar  uth  tho  grün- 
dende“ — 

und  der  Bath  entscheidet:  Beklagter  sei  nicht  eher  pflichtig  das 
Testament  hcrauszugeben  „er  se  (Kläger)  bewiset  hebben  dat  se 
medeerven  sin;  dar  ohnen  de  rad  uppe  to  körnende  dinxstedach 
ene  tyt  to  lede  na  orem  begerthe.“ 

Die  Begriffe  des  Hauptbeweises,  Gegenbeweises  und  Einrede- 
beweises bilden  sich  aus. 

a.  Hauptbeweis  und  Gegenbeweis. 

1533.  Schedebuch  Fol.  126  b,  No.  1. 

Kläger  Johann  Droste  verlangt  vom  Bekl.  Diedrich  Witsegel, 
dass  dieser  den  Besitz  einer  Bude  aufgebe.  Bekl.  beweist  durch 
von  den  Domherren  besiegelte  Urkunden  sein  Recht  des  Gebrauchs 
und  Besitzes. 
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Entscheidung:  So  konde  de  rad  gedachten  Dyderik  Witsegel 
der  vorgerorden  boden  myt  rechte  nicht  entsetten,  so  averst 
Johan  Droste  jenich  bewis  dar  entjegens  upbringen  konde,  des 
scholde  idt  alsedenne  darumme  gan  wo  sick  tho  rechte  wolde 
egen  unde  geboren. 

1558.  Schedebuch  Fol.  203  a,  No.  1. 

Entscheidung  des  Raths:  Unde  hebben  wy  de  beclageden  offt 
se  wes  mehr  unde  bestendigeres  jegen  der  cleger  geforede 
tugen  uthsage  edder  personen  hedden  desgeliken  ok  so  se 
ander  jegenbewis  Vorbringen  wolden  noch  sos  wecken  tid  to 
erkandt  unde  ingerumet. 

b.  Einredebeweis. 

1559.  Schedebuch  Fol.  214  a,  No.  4. 

Lüder  Gottfried  & Cons.  c/a  die  Feldbaucrn  des  Stellerfeldes. 
Die  Kläger  appelliren  gegen  ein  Urtheil  des  Landgerichts,  wo- 
nach ihre  gutsherrlichen  Güter  sch  warenpflichtig  seien.  Weder 
ihren  Vorfahren  noch  ihren  Meiern  sei  die  Schwarenschaft  auf- 
erlegt; nur  der  letzte  Meier  Arend  Wise  habe  es  zu  ihreu,  der 
Gutsherren  Schaden  zugelassen,  dass  die  bäuerliche  Gemeinde 
die  Güter  für  schwarenpflichtig  erklärt  habe.  Die  Feldbauern 
entgegnen:  die  ganze  Feldmark  sei  früher  sch  warenfrei  gewesen 
und  erst  späterhin  die  Schwarenschaft  auf  die  einzelnen  Güter 
gelegt  worden. 

Entscheidung  des  Raths:  Dewil  de  veltburen  sulvest  bekanden 
dat  de  ganze  veitmarke  etwan  (früher)  frig  gewesen  so  sy  den 
appellanten  nicht  nodich  ohre  frigheit  to  bewisen  unde  were 
deshalven  ovel  sententieret  unde  wol  appelleredt;  konden  averst 
de  veltburen  bewisen  dat  vor  des  lesten  meigers  Arend  Wisen 
tiden  swarenschup  van  der  hove  (hufe)  geholden,  scholde  up 
der  parthien  ferner  Vorbringen  gescheen  wes  recht  is. 

1557.  Schedebuch  Fol.  195  a,  No.  1. 

Na  Widerreden  unde  wedderreden  wart  der  Howideschen  up- 
gelecht  in  acht  dagen  cessionem  bonorum  laut  voriger  gefelle- 
der  sententien  to  bewisen. 

1565.  Schedebuch  Fol.  242a,  No.  2;  Verwerfung  einer  Einrede: 
Dat  de  beclagtinue  ohrer  vorgebrachten  inrede  unangesehen  den 
clegerinnen  de  beclagede  kothwere  (Köthnerhaus)  alee  ohr  ange- 
ervede  erve  folgen  to  laten  schuldich. l) 

')  Ferner:  1536.  Schedebuoh  Fol.  133a,  No.  t. 

15Ö2.  »Schedebuoh  Fol.  182b,  No.  2. 
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Das  Beweiaverfahreu  verliert  mehr  und  mehr  seine  Form- 
losigkeit. Beweistermine  werden  angesetzt  oder  Beweisfristen 
gegeben. 

Obergerichtsentscheidung  vom  14.  April  1567. 

Auf  erfordern  Dirk  Wietings  von  wegen  seines  principalen 
Johann  Lüders  ist  von  e.  e.  rad  dem  gegenteil  Frederik 
Harmening  terminus  probatorius  als  heuer  über  acht  dage  an- 
gesetzt worden. 

In  einer  anderen  Obergerichtsentscheidung  v.  29.  Nov.  1568 
wird  dem  Kläger  aufgegeben 

„binnen  veertein  dagen  wo  recht  to  bewisen  uude  hirneffen  dem 
beclageden  sine  jegenbewisunge  des  vorhergedachten  Antfeldes 
Unvermögenheit  halven  yn  sodanne  frist  ok  vortobringen  fry 
stan  unde  scholde  also  dann  in  solliker  sake  ferner  ergan  wat 
recht  is. 

Wenn  schriftlich  processirt  wird,  überreicht  der  Probant 
Beweisartikel,  der  Probat  Interrogatorien. 

1558.  Schedeb.  Fol.  208  a,  No.  1. 

Pastor  und  Einwohner  zu  Debbestedt  processiren  vor  dem 
Rath  gegen  den  Vogt  und  das  Kapitel  zu  Lehe,  (beide  Orte 
unterstanden  der  Zeit  der  Territorial-  und  Jurisdictionsgewalt 
des  Raths)  um  den  Besitz  an  Haide  und  Wisch,  und  bitten  um 
Ansetzung  eines  Beweistermins  zu  Bederkesa.  Hier  werden  vor 
einem  Kommissar,  dem  Beweisartikel  und  Interrogatorien  über- 
geben werden,  die  Zeugen  abgehört.  Dem  Rath  wird  das  Proto- 
koll über  das  Zeugenverhör  zugestellt  „samt  deme  so  beide  parte 
darup  schrifftlich  ingelecht  unde  pro  et  contra  disputeret.“ 

1578.  Obergerichtsentscheidung  v.  20.  April. 

Dieweil  beclagter  der  clage  nicht  gestendig  und  daneben  be- 
gehrt dass  nach  form  der  rechte  der  beweis  vom  cläger  ge- 
führet  werden  möchte,  also  sollen  demnach  zu  solchem  behuf 
herr  Brun.  Reiners  und  herr  Heinr.  Salomon  zu  commissarien 
verordnet  sein,  vor  denen  cläger  seine  beweisartikel  einbringen, 
auch  beclagter  dagegen  seine  interrogatorien  übergeben  und 
alsdann  mit  abhörung  der  zeugen  nach  form  der  rechte  solle 
verfahren  werden. 

Das  Interlocut  wird  wesentlicher  Bestandtheil  des  Verfahrens. 

1558.  Schedebuch  Fol.  202  a,  No.  1,  wo  bewiesen  werden 
soll  „na  lüde  unde  inholde  der  interlocutorien  in  dusser  sake 
hiebevor  am  15.  juli  1557  gefeliet.“ 

Mitunter  in  allgemein  sächsischer  Form. 
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1559.  Schedebuch  Fol.  209  a,  No.  2. 

Beklagter  schuldig  sine  excepcion  to  bewisen. 

1569.  Obergerichtsentscheidung  v.  21.  April. 

Dass  beclagter  von  dieser  clage  notlos  unde  absolveret  sin 
schölle,  idt  könnten  denn  cleger  den  grund  ihrer  clage  to 
rechte  genugsam  bewisen. 

Mitunter  in  speciellerer  Fassung.  *) 

Die  probatio  in  perpetuam  rei  meinoriam  findet  sich  zuerst 
in  einer  Entscheidung  des  Niedergerichts  v.  8.  März  1567.  So- 
dann in  einer  Entscheidung  des  Obergerichts  v.  25.  Juli  1579. 
Und  dieweil  auch  kleger  hierneben  begert  etliche  zeugen  ad 
perpetuam  rei  memoriam  zu  verhören,  so  sollen  dazu  herr 
ratmann  Gröning  und  herr  Johann  Brand  deputeret  und  ver- 
ordnet sein. 


Gesetzliche  Bewelsverthellung. 

Sämmtliche  Ordele,  welche  eine  gesetzliche  Beweisvcrtheilung 
enthalten,  führt  der  Codex  glossatus  noch  als  geltendes  Recht 
auf,  aber  bei  vielen  ohne  jede  Glosse  oder  mit  nichts  sagenden 
Bemerkungen,  woraus  zu  schliessen,  dass  die  Praxis  sich  an  die 
Beweisbestimmungen  nicht  mehr  kehrte.  In  den  Entscheidungen 
trifft  man  nur  noch  auf  vereinzelte  Spuren,  so 
1528.  Schedebuch  Fol.  114a,  No.  2. 

Hermann  Berchmann  hat  Hübe  Brandes  eine  Summe  Geldes 
in  Verwahrung  gegeben.  Beklagte  behauptet,  sie  könne  dieselbe 
nicht  zurückerstatten,  da  sie.  ihr  gestohlen  sei. 

Entscheidung:  Dar  de  fruwe  mit  orem  rechte  na  lüde  des 
stadtbookes  war  maken  unde  bevestigen  wulde  dat  ore  de 
vorgerorden  negen  unde  twintigeste  halve  bremer  mark  myt  dem 
oren  weren  entforet  und  gestalen  wurden,  des  mochte  se  geneten 
unde  dar  mede  der  angestalten  tosprake  notlos  sin,  idt  en  were 
deune  dat  ore  de  gedachte  Hermen  etwas  anders  künde 
averbewisen ; des  deeulff'te  Hermen  do  vort  gefraget  ifft  he  der 
frouwen  recht  wolde  hebben,  wortho  he  „Nen“  sede  unde  dar 
mede  wech  ginck.  (Vgl.  Ord.  60.)  — 

Characteristisch  ist  die  Interpretation,  welche  der  Glossator 
dem  Ordel  51,  wonach  der  Pfandbesitzer  die  Höhe  der  Pfand- 


')  So  z.  B.  Obergerichtsentscheidung  v.  17.  Jan.  1569. 

Obergerichtsentscheidung  v.  10.  Febr.  1569. 
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schuld  zu  beschwören  hat,  zu  Theil  werden  läset.  Er  erblickt 
darin  eine  dem  beneficium  Gordiani  gleichlautende  Bestimmung; 
welches  Benefiz  einen  der  wenigen  Belege  für  die  Annahme 
bieten  dürfte,  dass  das  römische  Recht  den  Bedürfnissen  des 
Handels  in  den  grösseren  Städten  entgegengekommen  sei. 

„Dies  Statut  wird  verstanden  nicht  allein  de  pecunia  ob  quam 
pignus  nexum  sed  de  alia  pecunia  quam  simpliciter  debitor  ac- 

cepit Quod  enim  hic  sit  genuinus  sensus  inde  colligitur 

quod  alioquin  illa  extensione  qua  piguus  porri  gitur  ad  pecunias 
juramento  probatas  non  fuisset  opus  und  solches  um  soviel  mehr, 
dass  quoad  primum  debitum  und  wann  es  simpliciter  de  probatione 
debiti  verstanden  werden  sollte,  davon  ein  besonder  statutum, 
nämlich  das  vorhergehende  Ordel  50  vorhanden,  weilen  aber  in 
diesem  51.  Ordel  etwas  mehr  statuiret,  so  deutet  man  es  noth- 
wendiger  etwas  largius  ad  evitandam  superfiuitatem  und  damit 
man  dasselbe  etwas  näher  auf  das  gemeine  Recht  zu  ferner 
Decision  üblicher  Fälle  zu  appliciren  habe,  praesertim  quia  alias 
omne  statutum  recipit  interpretationem  extensivam  ex  jure  com- 
muni  et  quidem  ita  ut  quam  minimum  deroget  legi  scriptae.“  — 

In  den  Kreftingschen  reformirten  Statuten  haben  die  folgen- 
den der  den  Beweis  normirenden  Ordele  und  Statuten  nur  mit 
unbedeutenden  Modificationen  Aufnahme  gefunden : 

Ordel  10  als  statutum  reformatum  43. 


,,  56 
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>> 
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76. 

Die  folgenden  Statuten  dagegen  enthalten  bedeutsame  Aender- 
ungen  in  der  Beweisvertheilung : 

In  stat.  ref.  90  (Ord.  57)  hat  der  Commodatar,  welcher  die 
bei  ihm  niedergelegte  Sache  verloren,  zu  beweisen,  dass  es  ohne 
seine  Schuld  geschehen.  Vermag  er  es  nicht,  wird  Kläger  zum 
Beweis  des  Ersatzwerthes  zugelassen.  Gelingt  ihm  derselbe  nicht, 
kommt  Beklagter  zum  Schätzungseide. 

In  stat.  ref.  93  (Ord.  8)  wird  der  Deponent  zum  Schätzungs- 
eide für  die  vom  Depositar  verlorene  Sache  zugelassen,  wenn 
dieser  den  Empfang  vorher  fälschlich  abgeleugnet  hat. 

In  stat.  ref.  94  (Ord.  59)  hat,  wenn  ein  in  Verwahrung  ge- 
gebenes Pferd  beim  Depositar  verschlechtert  oder  untergegangen 
ist,  der  Deponent  zu  beweisen,  dass  es  durch  Schuld  des 
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Depositars  geschehen  ist.  Vermag  er  diesen  Beweis  nicht  zu 
fuhren,  kommt  der  Depositar  zum  Eide,  dass  er  das  Thier  wie 
ein  ordentlicher  Hausvater  gleich  dem  seinigen  gehalten  habe. 

In  stat.  ref.  101  (Ord.  51)  kommt  das  Gordianisehe  Pfand- 
privileg zum  Ausdruck. 

In  stat.  ref.  82  (Ord.  71)  wird  der  Text  des  Statuts,  dass 
der  Dienstbote  den  Nichtempfang  seines  Miethgeldes  beschwören 
kann,  dahin  geändert,  dass  er  die  Höhe  des  Miethlohnes  be- 
schwören darf,  während  die  auf  Zahlung  des  rückständigen 
Lohnes  verklagte  Herrschaft  eidlich  die  geschehene  Zahlung  zu 
bekräftigen  hat. 


Die  einzelnen  Beweismittel, 
a.  Zeugenbeweis. 

Die  Geschworenen  als  privilegirte  Zeugenclasse  sind  schon 
im  Anfänge  des  sechszehnten  Jahrhunderts  verschwunden.  Im 
Codex  glossatus  heisst  es  bei  Ord.  7 „Heutigen  Tages  und  bei 
Menschengedenken  hat  man  sie  nicht  mehr;“  und  bei  Ord.  9: 
„Was  aber  das  Stadtbuch  de  materia  testium  disponiret,  das  ist 
mehrentheils  gar  in  desuetudinem  kommen  und  hat  das  Uebrige 
in  gemeinen  beschriebenen  Rechten  eine  viel  richtigere  Maass 
und  Ordnung  als  in  den  Statuten.“ 

Das  Verhör  der  Zeugen  geschieht  bald  vor  dem  Gericht 
selbst  in  Gegenwart  der  Partei,  (so  noch  7.  Juli  1603  vor  dem 
Obergericht)  bald  vor  einem  Kommissar  (29.  Mai  1598).  Diese 
Praxis  giebt  Statut,  ref.  26  bei  Krefting  wieder:  „Wenn  de  Pro- 
cess  to  Bewis  und  Gegenbewis  gelanget,  schälen  de  Tügen  also- 
bald  entweder  summarie  vor  Gericht  edder  na  Gelegenheit  und 
Wichtigkeit  der  Saken  nach  Form  und  Ordnung  gemeiner  Rechten 
mittelst  besonderer  Commission  abgehöret  werden.“  Vom  alten 
Rechtssatz  „men  en  mag  nenen  scaden  tügen  up  neuen  man“ 
Bagt  die  Glosse  zu  Ord.  22:  Was  aber  diesfalls  von  den  säch- 
sischen Rechten , in  denen  sie  so  liederlich  ohne  Noth  mit  dem 
Eide  umgehen,  zu  halten  sei,  ist  zuvor  bei  dem  18.  Urtheile 
ausgeführt  worden.  Itaque  quum  hoc  statutum  conscientiis  sit 
perniciosum  hodie  non  est  in  usu. 

So  bereits  1529.  Schedeb.  Fol.  117  a,  No.  2. 

Beklagter  wird  verurtheilt  eine  dem  Kläger  rechtswidrig 
genommene  Lade  mit  wichtigen  Werthdocumenten  wieder  zurück- 
zugeben : 
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Unde  den  schaden  so  he  darb)-  geleden  unde  he  uppe  dcn- 
sulven  Johannes  (den  Beklagten)  mit  rechte  bringen  konde, 
schulde  he  ohme  leisten  unde  betalcn. 

Ferner  156t).  Schedebuch  Fol.  218  b,  No.  1 in  8.  Johann 
Bollmann  c/a  Hinr.  Beer. 

Bekl.  hat  vom  Kläger  eine  Parthie  Waid  gekauft  in  vier 
Terminen  zu  bezahlen.  Zwei  Terminzahlungen  werden  einge- 
klagt,  wogegen  Beklagter  excipirt:  die  Waare  sei  rainderwerthig; 
der  vom  Kläger  geforderte  Kaufpreis  betrage  mehr  als  der 
Marktpreis  einer  gleich  guten  Waare  in  den  Niederlanden,  er 
wolle  einen  Abzug  vom  Kaufpreis  machen.  Kläger  replicirt: 
Beklagter  habe  die  Waare  als  von  guter  Beschaffenheit  und 
contractsmässig  empfangen ; ob  sie  inzwischen  Schaden  gelitten, 
wisse  er  nicht.  Wenn  die  Waare  noch  vorhanden,  möge  sie 
durch  Sachverständige  besichtigt  werden  und  wolle  er  sich 
eventuell  einen  Abzug  gefallen  lassen , wofür  er  einen  Bürgen 
stellt. 

Entscheidung:  Dat  Hinrick  Beer  de  twe  verflatene  termine 
na  lüde  einer  hantschriffk  in  14  dagen  to  betalende  schuldig;  ange- 
sehen dat  he  einen  schaden,  so  he  jenigen  bewisen  wurde  edder 
wat  de  wede  ringer  in  der  prove  konde  befunden  werden  ut  dem 
nastandem  reste  ok  an  dem  borgen  den  Johann  Bollmann  ohme 
to  stellen  erbodich  wol  hebbe  to  erhalende. 

Vor  dem  17.  Jahrhundert  habe  ich  einen  Zeugenrotulus  nicht 
erwähnt  gefunden:  die  Aussagen  wurden  durch  den  Secretär 
protocollirt  und  die  Anwälte  der  Parteien  erbaten  sich  davon 
Abschriften. 

b.  Beweis  durch  Urkunden.  Edltionsptllcht. 

Dass  der  schon  im  fünfzehnten  Jahrhundert  nicht  seltene 
Beweis  durch  Privaturkunden  immer  häufiger  wird,  bedarf  kaum 
der  Erwähnung.  Aus  dem  reichen  Material  will  ich  nur  eine 
species  facti  herausheben:  einmal,  weil  sie  noch  aus  ziemlich 
früher  Zeit,  andererseits,  weil  sie  auch  für  die  Ausbildung  des 
materiellen  Rechts  einen  nicht  unwichtigen  Beitrag  liefert. 

1519.  Schedebuch  Fol.  89  b,  No.  1. 

Margarethe  Sloteiborg  c/a  Hinrik  Howide  & Arend  Goltsraede. 

Die  Beklagten  haben  sich  für  eine  Forderung  der  Klägerin 
gegen  Mathäus  Bremer,  gross  395  Gulden,  acht  Tage  nach 
Pfingsten  1517  in  Bremen  zu  zahlen  verbürgt.  Der  Klage  setzen 
sie  entgegen:  der  grösste  Theil  der  Schuld  müsse  bereits  abgezahlt 
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sein;  genau  wieviel,  werde  sich  aus  einer  Handschrift  ergeben, 
welche  Johann  Schröder,  Anwalt  der  Klägerin,  im  Besitz  habe. 
Aus  dieser  ergiebt  sich,  dass  214  Gulden  abgezahlt  sind  und 
Klägerin  den  Schuldner  mit  der  Zahlung  des  Restes  befristet 
hat  „twischen  dyt  und  nyen  jahr.“  Der  Anwalt  der  Beklagten 
beantragt  diese  von  der  Klage  loszusprechen,  da  Klägerin  einen 
neuen  Vertrag  mit  dem  Schuldner  Mathäus  Bremer  geschlossen 
habe,  zu  dem  die  Bürgen  nicht  zugezogen  seien.  Die  Ent- 
scheidung des  Raths  lautet: 

Unde  de  borgen  tor  tydt  alse  acht  dage  na  pinxten  allene 
gelavet  hadden  unde  so  ok  Johann  Schröder  unde  de  Slotel- 
borgesche  erem  schuldenere  Mathäus  lenger  tydt  gegeven 
hebben  ....  dar  de  borgen  nicht  by  geeschet  ok  darin  nicht 
gevulbordet  hebben  sin  de  borgen  nicht  wyder  to  holdende 
vorplichtet  sunder  to  absolverende.  — 

1563  streiten  sich  die  Anwälte  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Hermann 
Vassmer  in  langen  lateinischen  Ausführungen  über  die  Pflicht 
der  Beklagten  ein  Testament  zu  ediren.  Vassmer  behauptet: 
quod  reus  non  tenetur  edere  actori  instrumenta  ad  intentionem 
suam  fundandam.  Kläger  berufen  sich  auf  lex.  1 dig.  lib.  29 
tit.  III  „Omnibus  quicunque  desiderant  tabulas  testamenti  in- 
spicere  vel  etiam  describere,  inspiciendi,  describendique  potestatem 
facturum  se  praetor  pollicetur.“  und  verlangen  Einsicht  entweder 
ex  interdicto  de  tabulis  exhibendis  oder  ex  edicto  per  officium 
judicis. 

1598,  März  20  trifft  das  Obergericht  die  Entscheidung,  es 
sei  Rechtens,  dass  der  eine  Part  dem  anderen  communia  in- 
strumenta ediren  müsse. 


c.  Beweis  durch  Eid. 

Im  Zusammenhang  mit  dem  altbremischen  und  tief  im 
Rechtsbewusstsein  haftenden  Unterschied  der  schlichten  Klage 
und  Klage  mit  Zeugen  steht  die  Beweisführung  durch  den  Eid, 
welche  noch  bis  in  das  siebzehnte  Jahrhundert  hinein  sich  vom 
Unschuldseide  nicht  völlig  zu  trennen  vermocht  hat.  Bis  dahin 
habe  ich  denn  auch  die  im  altdeutschen  Beweisrecht  völlig  aus- 
geschlossene Eideszurückschiebung  in  keinem  Urtheil  oder  Partei- 
vortrag gefunden.  Abgesehen  von  diesen  lebendigen  Erinnerungen 
war  cs  aber  ein  zweiter  und  vielleicht  noch  mehr  ins  Gewicht 
fallender  Grund,  wesshalb  das  juramentum  a parte  parti  in 
judicio  delatum  in  Bremen  keine  Wurzel  fassen  konnte.  Muther 
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führt  in  seiner  „Gewissensvertretung  im  gemeinen  deutschen 
Recht“  aus,  dass  überall,  wo  das  Positionalverfahren  mit  den 
juramentis  dandorum  et  respondendorum  Eingang  gefunden  hatte, 
dem  Schiedseid  nur  eine  geringe  practische  Bedeutung  zukommen 
konnte.  Eis  hatte  keinen  Sinn , dem  Beklagten , der  das  jura- 
rnentum  respondendorum  geleistet,  noch  obendrein  den  Wahr- 
heitseid  zuzuschieben,  da  Kläger  bestimmt  erwarten  musste,  es 
werde  auch  dieser  zu  geinern  Nachtheil  ausgeschworen  werden; 
überdies  durfte  der  Richter,  um  die  Leistung  unnöthiger  Eide 
zu  vermeiden,  dem  Nebeneinandergebrauch  des  juramentutn  res- 
pondendorum und  des  juramentum  delatum  nicht  geneigt  sein. 
In  der  bremischen  Praxis  spielten  aber  die  Gefährdeeide  eine 
grosse  Rolle.  Zunächst  wurde  regelmässig  das  juramentum 
calumniae  generale  verlangt,  meistens  gegenseitig. 

1545.  Schedebuch  Fol.  159  a,  No.  1. 
ünde  so  obgedachter  anwalt  juramentum  calumniae  vam  jegen- 
dele  to  donde  begeret,  wan  dan  he  sodans  vor  gedan,  dat  denn 
de  beclagede  desgeliken  to  donde  ok  plichtich.  *) 

Sodann  der  Specialcalumnieneid,  nachdem  die  positiones  und 
responsiones  vorgebracht  wTorden. 

1567.  Obergerichtsentscheidung  in  Sachen  Hermann  Portener 
& Oons.  c/a  Martin  EHcken. 

Kläger  haben  den  gefurderten  eid  dandorum  wirklich  zu 
leisten  und  ihre  eingebrachte  klage  vermittelst  desselbigen 
eides  zu  wiederholen  ....  dass  alsdann  beclagter  in  14  tagen 
sub  poena  coufessi  seine  richtige  antwort  vermittelst  eides 
respondendorum  einzubringen  und  alsdann  solchen  eid  wirklich 
zu  leisten. 

Aber  wenn  auch  nicht  im  Positionalverfahren  processirt  wird, 
so  ist  doch  niemals  von  einer  Rückschiebung  des  Eides  die  Rede. 
Die  Parteien  operiren  entweder  mit  dem  Begriff  des  juramentum 
calumniae,  oder  dem  des  alten  Unschuldseides  in  der  Ueber- 
setzung  „juramentum  purgatorium“;  oder  endlich  sie  verlangen 
über  eine  relevante  Thatsache  eine  Erklärung  des  Gegners  medio 
juramento. 

Wo  wir  heute  jedenfalls  eine  Relation  des  Eides  erwarten 
würden,  unterbleibt  solche. 

')  1545.  Schedebach  Fol.  159b,  No.  2. 

1541.  Rathsentacheidung  in  S.  Dirk  Wietiag  o/a  Kloster  St.  Pauli. 
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1550.  Schedebuch  Fol.  172  a,  No.  1. 

Das  Fischeramt  behauptet  mit  schlichter  Klage,  Beklagter 
habe  innerhalb  ihres  Fischbereichs  gefischt  und  dadurch  ihre 
Gerechtsame  verletzt.  Beklagte  gestehen  die  Rechtsverletzung 
durchaus  nicht  zu,  wollen  aber  nicht  schwören,  werden  daher 
der  Klage  gemäss  verurtheilt.  Von  einer  Relation  des  Eides  ist 
keine  Rede. 

Obergerichtsentscheidung  in  Sachen 

Dirk  Sanders  c/a  Joh.  Groning  v.  3.  Febr.  1569. 

Kläger  klagt  eine  Geldschuld  ein;  Beklagter  behauptet 
Zahlung.  Probando  schiebt  er  nun  aber  nicht  dem  Kläger  Eid 
zu,  den  dieser  leistet  oder  zurückschiebt,  sondern  Kläger  leistet 
auf  Verlangen  des  Beklagten  das  juramentum  calumniae  speciale, 
dass  seine  Klagbehauptungen  richtig  seien.  Die  Klage  war 
schlicht  angestellt.  Nach  dem  alten  Beweisrecht  hätte  Be- 
klagter durch  seinen  Eid  das  streitige  Rechtsverhältniss  erledigen 
können.  Das  wäre  auch  jetzt  noch  Rechtens  gewesen , hätte 
Beklagter  nicht  vorgezogen  bei  dieser  einfachen  Sachlage,  wo 
Thatsache  und  Rechtsbehauptung  vollständig  sich  deckten,  durch 
das  aus  dem  fremden  Recht  entnommene  juramentum  calumniae 
den  Rechtsstreit  durch  den  Eid  des  Klägers  erledigen  zu 
lassen.  Beklagter  erklärt  ausdrücklich,  dass  er  „tho  verhodinge 
des  darup  folgenden,  ohme  dem  beclageden  gelikesfalls  to  rechte 
toerkannten  juramenti  litis  decisorii  (offenbar  der  vom  Beklagten 
über  das  Rechtsverhältniss  zu  leistende  Unschuldseid,  da  Kläger 
schlicht  geklagt  hatte)  offt  wol  de  angetogen  schulde  einmal 
betalet,  he  dennoch  desulvige  nochmals  to  erleggende  erbodig.“ 

In  anderer  Weise  wird  eine  behauptete  Zahlung  erwiesen 
in  S.  Claus  v.  d.  Lüh  c/a  David  Davos  vom  23.  Juli  1601. 

Beklagte  schützen  die  Einrede  der  Zahlung  vor.  Kläger 
bestreiten  die  letztere,  verlangen  aber  nun  nicht  den  Beweis  der 
Zahlung,  sondern  das  juramentum  calumniae  vom  Beklagten,  das 
dieser  zu  leisten  bereit  ist,  wodurch  also  auch  die  Sache  selbst 
entschieden  und  erledigt  ist. 

1603,  Juni  20.  Johann  Herde  Wwe.  c/a  Walter  Herde. 

Klägerin  will,  da  der  von  ihr  benannte  eine  Zeuge  nicht 
plenc  probiren  könne , dem  Beklagten  Alles  in  sein  Gewissen 
schieben , nämlich , ob  er  seinem  Sohn  nach  der  Hochzeit  nicht 
abgezogen,  was  er  ihm  früher  vorgestreckt.  Beklagter  verlangt 
das  juramentum  calumniae  von  der  Klägerin , worauf  der  Be- 
scheid  des  Rathes  erfolgt: 

fötMiiuiJut,  Civilprocea»  in  Bremen.  6 
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Wenn  de  Herdesche  dat  juramentum  malitiae  geleistet,  so  mot 
he  (Bekl.)  ok  den  eid  leisten. 

Von  einer  Eidesrelation  auch  hier  nicht  die  Rede! 

1601,  Juli  28,  zeugt  Hermann  Bielefeld  vor  dem  Rath  ein, 
dass  er  eine  Citation  dem  Beklagten  übergeben  habe.  Dieser 
bestreitet  es  und  erbietet  sich  das  juramentum  purgatorium  zu 
leisten. 

1601  in  S.  Sogestrade  c/a  Havemost  wird  seitens  des  Klägers 
vom  Beklagten  medio  juramento  eine  Erklärung  verlangt,  dass 
dieser  das  Haus  für  sich  und  mit  seinem  eigenen  Gelde  zu  kaufen 
beabsichtigt  habe. 

(üanz  besonders  lehrreich  ist  eine  Processgeschichte  aus  dem 
Jahre  1600,  worin  die  Beweisführung  durch  Eid  in  den  wechselnd- 
sten Bedeutungen  auftritt. 

3.  November.  Hermann  Breuning,  vertreten  durch  Johann 
Almers  (den  Glossator),  beansprucht  aus  einer  letzt  willigen  Ver- 
fügung  der  Johann  Völlers  Ehefrau  Mark  800  und  verschiedene 
Kleinodien.  Diese  Verfügung  sei  von  dem  nach  seiner  Ehefrau 
verstorbenen  Johann  Völlers  in  seinem  Testamente  bestätigt. 
Zunächst  werde  Edition  dieses  Testaments  verlangt  „quod  testa- 
mentum  non  tanturo  heredi  sed  Omnibus  quorum  interest  edi 
debet.“ 

Beklagter  durch  seinen  Anwalt  Bentheim  vertreten,  gesteht 
die  Existenz  einer  derartigen  letzt  willigen  Verfügung  zu,  be- 
streitet, dass  Völlers  sie  in  seinem  Testament  bestätigt  habe. 
Edircn  könne  er  dasselbe  nicht,  weil  Völlers  es  kurz  vor  seinem 
Tode  vernichtet.  Es  existirten  nur  noch  einige  zerrissene 
Scharteken.  Ueberdies  habe  Völlers  mit  seiner  Ehefrau  als  ihre 
Tochter  sich  mit  dem  Beklagten  Hast  verheirathet,  einen  Vertrag 
geschlossen  (eine  „ Eheberedung“  wird  er  in  den  Akten  genannt), 
wonach  seiner  Ehefrau  freigegeben  über  800  Mark  zu  verfugen, 
falls  sie  nach  ihm  (Völlers)  versterben  würde.  Diese 
Bestimmung  sei  im  Testament  bestätigt. 

10.  November.  Dem  Beklagten  wird  vom  Rath  zunächst 
der  Editionseid  auferlegt: 

Dass  Johann  Hast  dat  testament  to  ediren  schuldig  so  gut  als 
das  bei  der  heredität  vorhanden  und  schal  he  solkes  up  den 
notfali  myt  sinera  rechte  holden. 

20.  November.  Kläger  verlangt,  dass  Beklagter  und  dessen 
Ehefrau  sich  medio  juramento  darüber  erklären,  dass  sie  das 
Testament  nicht  selbst  vernichtet  und  dass  Joh.  Völlers  von 
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ihnen  nicht  zur  Vernichtung  angestiftet',  sondern  dieselbe  proprio 
motu  vorgenommen  habe.  Beklagter  ist  bereit  das  jummentum 
calumniae  zu  leisten,  will  aber  auch  vom  Kläger  einen  gleichen 
Eid  geleistet  wissen.  Dieser  weigert  sich , wird  aber  gerichts- 
seitig dazu  angehalten. 

1.  December.  In  diesem  Termin  leistet  Kläger  zunächst  das 
juramentum  calumniae.  Sodann  erinnert  der  Herr  Bürgermeister 
als  Vorsitzer  des  ßathsgerichts  daran;  dass,  was  das  juramentum 
purgatorium  anbetrifft , Beklagter  und  dessen  Ehefrau  schwören 
sollen : 

1)  Dass  sie  das  Testament  nicht  zerrissen  — dass  sie  nicht 
Rath  und  That  dazu  gegeben,  dass  es  zerrissen  sei. 

2)  Dass  sie  auch  nicht  gewusst,  dass  die  clausula  darinnen 
so  den  Brautbriefen  (das  ist  die  zwischen  Völlers  und  Ehefrau 
geschlossene  sog.  Ehebcredung)  entgegen. 

Beklagter  und  Ehefrau  leisten  diesen  Eid.  Kläger  verlangt 
jetzt  Abhörung  des  Testamentsschreibers  Koch,  welcher  bezeugt, 
dass  er,  ausdrücklich  von  Völlers  dazu  beauftragt,  eine  Klausel 
hineingesetzt  habe,  wodurch  die  letztwillige  Verfügung  seiner 
Ehefrau  (also  ohne  die  Bedingung  in  der  Eheberedung)  bestätigt 
sei.  Sodann  beruft  sich  Kläger  darauf,  dass  aus  dem  Vertrage 
(Eheberedung)  zwischen  Völlers  und  Ehefrau  Dritte  keine  Rechte 
herleiten  könnten.  Diese  Eheberedung  sei  durch  das  Ableben 
beider  Kontrahenten  ganz  ausser  Kraft;  die  darin  enthaltene 
Bedingung  sei  nur  zu  Gunsten  des  Völlers  aufgenommen.  Nach- 
dem dieser  verstorben,  habe  Niemand  an  deren  Aufrechterhaltung 
ein  Interesse  oder  ein  Recht. 

Der  weitere  Verlauf  der  Sache  ist  nur  in  lückenhaften  Mit- 
theilnngen  vorhanden.  Man  sollte  annehmen,  dass  aus  der  Inter- 
pretation der  vertragsmässigen  Vereinbarung  zwischen  Völlers  und 
seiner  Ehefrau  die  Entscheidung  allein  hätte  getroffen  werden 
können.  Aber  Wortlaut  und  Sinn  derselben  scheint  kein  ganz 
klarer  gewesen  zu  sein : denn  der  Rechtsstreit  wird  schliesslich 
durch  ein  (Jrtheil  der  Juristenfacultät  zu  Marburg  vom  2.  De- 
zember 1602  von  einem  juramentum  litis  decisorium  des  Klägers 
oder  juramentum  suppletorium  in  seiner  Endentscheidung  ab- 
hängig gemacht. 

In  Sachen  u.  s.  w. 

erkennen  und  sprechen  wir  Bürgermeister  und  Rath  der  Stadt 
Bremen  allem  Fürbringen  nach  auf  vorgehabtem  Rath  der  Rechts- 
gelehrten für  Recht: 

6* 
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schwöre  Kläger  einen  leiblichen  Eid,  dass  weiland  Johann 
Voller«  eheliche  Hausfrauen  selige  der  Zeit  als  gedachter 
Hast  sich  mit  seiner  Hausfrau  Gesche  ehelich  ingelassen 
die  von  ihrem  Ehemann  ihr  eingewilligten  Mark  800  ihre« 
Gefallens,  ob  sie  gleich  vor  oder  nach  ihm  (ihrem  Ehe- 
mann) mit  Tode  abginge  durch  einen  letzten  Willen  oder 
sonst  zu  verwenden  ihr  Vorbehalten,  auch  hernach  als  das 
Concept  der  Eheberedung  verlesen  hiervon  nicht  abge- 
wichen, noch  des  sich  ausdrücklich  begeben  habe,  dass  auf 
solchen  erstatteten  Eid  Beklagter  ihm  Kläger  die  ver- 
machten M.  800  zusammt  den  Kleinodien  folgen  zu  lassen 
schuldig  sein  soll. 

V.  R.  W. 

Dass  diese  Urtel  den  Rechten  und  Akten  gemäss  bekennen 
wir  decanus  und  andere  doctores  der  Juristenfacultät  in  der 
Universität  Marpurgk  urkundlich  mit  unsrer  Facultät  Ingesiegel 
versiegelt. 

Es  lässt  sich,  wie  bemerkt,  aus  dein  Akteninhalt  nicht  er- 
sehen, ob  dieser  Eid  ein  Schiedseid  oder  richterlicher  Ergänzungs- 
eid ist.  Soviel  ist  aber  sicher,  dass,  wenn  auch  die  Praxis  des 
16.  Jahrhunderts  sich  davor  scheute,  das  römische  Eidsystem 
völlig  zu  acceptiren,  die  gelehrten  Juristen  sehr  bald  darauf  die 
Delation  und  Relation  als  modus  probandi  durchgesetzt  haben. 

Bei  Krefting  stat.  ref.  29  kommt  bereits  die  römisch-kanonische 
Auffassung  von  der  Eidesdelation  voll  zum  Ausdruck : 

„Wenn  averst  de  eine  part  de  anderen  mit  schlichter  Klage 
beschuldiget  is  dejenige  de  also  beschuldigedt  werdt  up  Erkendt- 
nuss  des  Gerichts  entweder  to  schweren , edder  den  Eidt  den 
anderen  to  referiren  und  wedder  to  toschuven  edder  doch  den 
Bewis  up  sick  to  laden,  dejenige  averst,  dem  de  Eidt  refererirt 
ward,  denselben  ohne  Wedderrede  to  leisten  schuldig  “ 

Ebenso  in  der  Glosse  zu  Ordel  18: 

„Obwohl  aber  das  Stadtbuch  wie  auch  das  Sachsenrecht  da- 
von keine  Meldung  thut,  dass  der  Beklagte  so  mit  schlichter 
Klage  beschuldiget  wird,  wenn  er  selbst  nicht  schwören  will, 
den  Eid  dem  Kläger  anheim  zu  schieben  befugt  ist,  so  ist  es 
ohne  Zweifel  dieses  Textes  Meinung  und  wird  in  wohlbe- 
stallten Gerichten  nicht  anders  gehalten.  Textus  juris  Saxonici 
nullam  de  relatione  faciunt  mentionem;  usu  tarnen  relatio 
recepta  est. 
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Fachin.  lib.  1 different.  52. 

wegen  der  grossen  Unbilligkeit  und  Ungerechtigkeit,  so  da- 
raus entstehen  würde,  wenn  in  eines  jeglichen  Klägers  Macht 
stünde  seines  Gegentheils  Gewissen  mit  dem  Eide  zu  be- 
schweren und  sich  nicht  zu  befürchten  hätte,  dass  der  Eid  ihm 
selbst  wieder  heimgeschoben  werden  könnte;  zu  geschweigen, 
dass  alle  Btatuta,  so  sie  nicht  etwas  den  kaiserlichen  Rechten 
ausdrücklich  entgegen  verordnen,  allezeit  den  Kaiserrechten 
gemäss  ausgeleget  und  verstandet!  werden  müssen. 

In  der  That  ist  durch  den  Einfluss  der  sächsischen  Praxis 
die  Relation  in  den  gemeinrechtlichen  Ländern  üblich  geworden, 
wozu  namentlich  der  citirte  Ingolstädter  Professor  Andreas 
FachineuB  durch  ausführliche  theoretische  Erörterungen  beige- 
tragen hat.  (Vgl.  Muther,  Gewissensvertretung  § 29). 

Auch  der  Beweis  durch  Gewissensvertretung  verdankt  den 
sächsischen  Juristen  seine  Ausbildung.  Im  Codex  glossatus  wird 
seine  Zulässigkeit  noch  als  zweifelhaft  behandelt,  welche  aber 
richtiger  zu  bejahen  sei: 

an  reus  juramento  sibi  delato  possit  confidentiam  suam  pro- 
bationibus  liberare?  Et  posse  semper  aequius  visum  est  per 
ea  quae  notat  Coler.  decis.  123.  Berlich.  part.  1.  concl.  21.  22.  23. 

Das  richterliche  juramentum  suppletorium  ist  schon 
vor  der  Zeit  des  Codex  glossatus  in  Uebung. 

1538.  Schedebuch  Fol.  140,  No.  1. 

Lutke  Heineken  to  Zelle  c/a  ’Joh.  Misselke  to  Bremen. 

Bekl.  hat  von  Klägers  Vater  Weizen  gekauft,  worauf  er 
noch  86  Gulden  Rest  schulden  soll.  Er  beruft  sich  auf  ein  be- 
stehendes Kontokurrentverhältniss  „des  se  ok  malkanderen  ene 
rekenschup  gemaket“  — wonach  er  noch  höchstens  4*/j  Gulden 
schulde : „des  sick  Johann  Misselke  to  synem  rekenboke  wolde 
getogen  hebben , darinne  sodans  egentliken  geschreven  unde  be- 
funden wurde,  vorhapede  dat  datsulvige  rekenbok  dar  inne  orer 
beyder  handelinge  mit  klarer  antoginge  des  jahres  unde  dages 
angetekent  in  dussem  falle  bewysen  muchte.“ 

Worauf  Kläger  entgegnet: 

„Dat  Misselkes  rekenbook  ohme  sulvest  to  vordele  nichtes 
bewisen  künde,  so  stcllcde  he  doch  en  sodans  to  des  beklage- 
den  gewissen  unde  beschuldigede  ohne  mit  ener  slichten  klage 
unde  wart  alsovort  de  sake  van  beyden  siden  to  erkanntenisse 
des  Erbaren  Rades  gestellet. 
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Dieser  entscheidet: 

„Ifft  wol  Johann  Misselke  mit  synem  rekenboke  nicht  fullen- 
komentlik  bewysen  mochte  wie  angetogen  unde  he  doch  mit  ener 
slichten  klage  beklaget  wurde,  wolde  uu  Job.  Misselke  to  besta- 
dinge  sines  rekenboke«  mit  synem  ede  beholden  dat  de  angetogene 
rekenschup  twusken  ohme  unde  des  klegers  zeligen  vadere  up  be- 
nanntem jahre  nn  dage  gesoheen  were,  dar  ahne  se  van  beyden  delen 
dosulvest  (damals)  genoge  gehat  hadden  des  mochte  he  geneten. 
Der  Eid  wird  dann  vom  erkrankten  Beklagten  in  seinem 
Hause  geleistet: 

„Dat  de  handel  so  vorberoret  und  in  synem  rekenboke  vortekent 
warhafftich  also  unde  nicht  anders  gescheen  were.“ 

1569,  Febr.  14  wird  einer  verklagten  Parthei  durch  das 
Obergericht  in  supplementum  probationis  der  Eid  zuerkannt. 

TTrtheil. 

Die  im  älteren  Bremischen  Recht  schon  zu  mannigfacher 
Ausbildung  gelangten  Arten  der  Urtheile  bestehen  fort,  während 
im  Tenor  wie  in  den  Entscheidungsgründen  mehr  und  mehr 
römische  Ausdrücke  zu  Tage  treten.  Die  alte  Form  „darup 
schedede  oder  scde  de  rad  vor  recht“  hält  sich  noch  einige  Zeit 
neben  der  um  1540  aufkommenden:  „erkande  de  rad  na  gehol- 
denem  berade  vor  recht.“ 

Die  Rechtskraft  des  Urtheils  erscheint  zuerst: 

1551.  Schedebuch  Fol.  176b,  No.  2,  wo  es  heisst,  es  sei 
nicht  appellirt  worden,  die  Sache  daher  in  rem  judicatam  er- 
gangen.“ 

Sodann  Obergerichtsentscheidung  vom  28.  März  1569. 
Beklagter  habe  durch  Desertion  der  Appellation  das  Urtheil 
voriger  Instanz  „in  syne  krafft  ergan  laten.“ 

Was  aber  am  Besten  das  Verschwinden  der  Ueberzeugung, 
das  Recht  sei  aus  dem  Volksbewusstsein  zu  schöpfen,  characteri- 
sirt,  ist  das  (etwa  seit  1550)  Aufhören  der  früher  so  häufigen  Er- 
wähnung, dass  der  urtheilende  Rath  in  Ungewissheit  Uber  das 
Recht  sich  an  die  Gesammtheit  des  Raths  — an  die  Witheit  — 
gewandt  habe  und  nunmehr  entscheide  „na  ryper  beleringe  myt 
der  witheit“  oder  „na  rade  unde  vulbord  der  ganzen  witheit.“  — ') 
Jetzt  wendet  sich  der  Rath  in  Zweifelsfragen  an  seinen  gelehrten 

')  Schedebuch  Fol.  73  a,  No.  3 (1500). 

Schedebuch  Fol.  74a,  No.  2 (1603). 

Schedebuch  Fol.  79a,  No.  3 (1507). 
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Stadtschreiber  oder  Syndicus,  welcher  auch  nicht  selten  die  Ur- 
theile  concipirt,  wie  z.  B.  1553  in  S.  Gebr.  Frese  c/a  Vassmer 
der  - Syndicus  Rollwagen.  Hier  handelt  es  sich  um  Edition 
eines  Testaments , welchem  Gesuch  ex  edicto  de  tabulis  exhi- 
bendis  nach  den  Ausführungen  von  Rollwagen  stattzugeben  sei. 
1539  wandte  sich  der  Rath  an  seinen  Stadtschreiber  Magister 
Martin  Michaelis  mit  der  Frage,  ob  er  zur  Herausgabe  der  See- 
räubern abgejagten  Beute  an  ihre  Eigner  verpflichtet  sei.  Dieser 
bejahte  die  Frage  auf  Grund  römisch -rechtlicher  Deductionen. 
Die  Seeräuber  und  ihr  Ausfertiger  Junker  Balthasar  v.  Esens 
hätten  die  geraubten  Güter  nicht  usucapiren  können,  denn  sie  waren 
malae  fidei  possessores.  Michaelis  führt  die  Sätze  an:  juris  est 
manifesti,  oportere  illuin,  qui  praescribit  in  nulla  temporis  parte 
conscientiam  habere  rei  alienae  und  usucapionem  non  habere 
locum  in  rebus  furtivis  et  vi  possessis.  Die  den  Seeräubern  ab- 
genommenen  Güter  kann  der  Rath  nicht  behalten  „sofern  ein 
rath  der  seroverye  von  serovern  begangen  nicht  wille  deelhafftich 
und  medeschuldich  geachtet  werden.“  „Dan  de  apenbaren 
beschrevene  rechte  ordenen  unde  setten,  dat  de  schuld  unde 
dat  laster  der  vorfaren  verhaften  unde  bosweren  ock  den  na- 
folger  in  den  guderen,  so  unrechtferdigh  erlanget  synt,  ut  c.  de 
acqui.  poss.  in  1.  vitia,  dar  de  keyser  secht:  vitia  possessionum 
a majoribus  contracta  perdurant  et  succcssorem  auctoris  sui  culpa 
comitatur.  ’) 

Schliesslich  ist  auf  das  Aufkommen  der  Aktenversendung  an 
eine  Juristenfacultät,  als  auf  eines  der  wichtigsten  Entwickelungs- 
momente in  der  Geschichte  des  Civilprocesses  hinzudeuten.  Die 
erste  finde  ich  1567  in  S.  Hans  Griepenstroh  c/a  Albert  Klamp 
u.  Johann  Wiggers,  wo  den  Parteien  anheimgegeben  wird  sich 
das  (Jrtheil  einer  Juristenfacultät  zu  erbitten.  Griepenstroh  hat 
Arrest  auf  eine  Ladung  Weizen,  die  sich  bei  Weselow  befindet, 
gelegt.  Der  Arrest  ist  gegen  Bürgschaft  wieder  aufgehoben. 
Nun  wendet  sich  Kläger  mit  der  Bitte  an  den  Rath  die  Bürgen 
möchten  doch  angehalten  werden  durch  Rücksprache  mit  Wese- 
low die  Sache  zur  gerichtlichen  Entscheidung  zu  bringen  „dat 
in  der  langwierigen  sake  ein  mal  sententiiret  werden  mochte.“ 
Entscheidung:  Dat  de  beclagede  mochte  mit  Weselowen  spreken 
dat  de  acta  rotuliret  unde  up  eine  Universität  verschicket  werden 


')  W.  v.  Bippen,  üotachalk  Remlinckrad  als  Seeräuber,  Brem.  Jahr- 
buch ßd.  XV,  S.  86. 
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mochten  edder  vorerst  vor  Weselowen  tor  sake  antworden.“  — 
Ebenso  1567,  Dec.  5,  in  S.  Frederik  Hennings  c/a  Johann 
Luders,  wo  der  Rath  erkennt:  Dass  demnach  die  beiderseits 
eingekommenen  acten  numehr  auf  eine  unparteiische  Universität 
vermöge  vorigen  interlocuts  zu  verschicken  seien  und  ist  zu  dem 
Behuf  terminus  ad  rotulandum  auf  künftigen  dienstag  angesetzet. 

Das  Drtheil  in  dieser  Sache  ist  am  3.  Febr.  1568  von  der 
Universität  Erfurt  gefällt  worden. 

1570  soll  in  S.  des  Grafen  Anton  von  Oldenburg  c/a  die 
gemeinen  Creditoren  von  Marten  Heraeling  Wwe.  das  Urtheil 
einer  Juristenfacultät  eingeholt  werden  „dieweil  von  den  gräf- 
lichen Gesandten  vermerket,  dass  der  Rath  in  dieser  Sachen  vor 
partheilich  und  also  verdächtig  angetogen  werde.“  — 

Rechtsmittel. 

Nachdem  1496  das  Reichskammergericht  gegen  die  Urtheile 
des  Raths  und  1541  der  Rath  gegen  die  Urtheile  des  Nieder- 
gerichts und  der  Gogerichte  Berufungsinstanz  geworden,  war 
die  Nothwendigkeit  neuer  Rechtsbildungen  gegeben.  Dass  man 
gerade  hier  aus  dem  fremden  Rechte,  insbesondere  aus  den 
Kammergerichtsordnungen  schöpfte,  wo  man  durch  keine  Rück- 
sichtnahme auf  älteres  Recht  gebunden  war,  wo  man  gewisser- 
massen  einen  leeren  Raum  vor  sich  hatte,  lag  in  der  Natur  der 
Sache.  Vor  1541  hielt  der  Rath  eine  Berufung  gegen  seine 
Urtheile  noch  für  unstatthaft.  So  schrieb  er  1538  in  S.  Claus 
Dorn  und  seine  Schwester  c/a  Johann  Gerdes  an  das  Reichs- 
kammergericht: 

Und  aber  unser  stadtrecht  und  Statuten  auf  langhergebrachter 
gebrauch  ausdrücklich  vermögen  dass  keinem  urteil  so  von 
uns  zu  jeder  zeit  ausgesprochen  von  einigem  teil  soll  oder  mag 
widersprochen  werden  auch  sonderliche  und  ansehnliche  poen 
solcher  Statutenübertreters  darin  aufgesetzet  ....  so  ist  auch 
der  gleichen  allbereits  der  vorgewandten  appellation  und  der- 
selben devolution  in  s.  Gerhard  Steding  und  Heinr.  Louwen 
wyder  Heinrich  Trupen  von  uns  hiervor  genugsam  und  aus 
beständigen  Ursachen  widerfochten , welcher  sachpunkt  noch 
vor  Eurem  Kaiserl.  Löbl.  Katnmergericht  noch  unentschieden 
hanget  — demnach  so  protestiren  und  bedingen  wir  uns,  dass 
durch  solche  edition  und  Überschickung  dieser  gerichtsacten 
von  obangeregtem  recht,  Statuten  und  althergebrachte  gewon- 
heit  keineswegs  wollen  abgewichen  sein.  — 
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Mit  den  Formen  der  Berufung  scheint  es  1544  noch  ziem- 
lich unsicher  gestanden  zu  haben,  indem  in  S.  Schmalz  c/a 
Vassmer  & Hoyer  auf  die  Bitte  des  Appellanten  um  die  Apostel 
vom  Rathe  der  Bescheid  erfolgt  „dat  de  rad  ome,  wo  he  wusste, 
besched  gegeven,  den  mochte  he  vor  aposteln  annehmen.“ 

Ein  höchst  interessanter  Rechtsstreit  aus  dem  Jahre  1544, 
Schedeb.  Fol.  157  a,  No.  1 giebt  den  Uebergangszustand  der 
Berufungsformen  wieder,  bevor  sich  diejenigen  des  römisch- 
kanonischen Rechts  festgesetzt  hatten. 

Die  Gebrüder  Stedebergen  verklagen  Johann  Rusche  auf 
Rückgabe  eines  zu  Walle  (Dorf  im  Bremischen  Landgebiet) 
belegenen  Kampes  vor  dem  Rath.  . Beklagter  schützt  die  Unzu- 
ständigkeit des  Gerichts  vor  und  der  Rath  verweist  den  Streit 
an  das  Gericht  der  belegenen  Sache.  Hier  in  Walle  „vor  enem 
gehegeden  gerichte  darsunderlik  tho  geheget  unde  gelecht  tho 
rechter  ding  tit  dages“  begründen  Kläger  ihre  Klage  damit, 
der  Kamp  habe  ihrem  Grossvater  als  Erbgut  gehört,  Beklagter 
müsse  den  Titel  seines  Besitzes  beweisen.  Beklagter  excipirt: 
er  habe  den  Kamp  von  seinem  Schwiegervater  ererbt  und  mit 
seiner  Hausfrau  wohl  20—30  Jahre  ruhig  besessen;  Kläger 
hätten  rechtzeitig  gegen  diesen  Besitz  Einsprache  erheben 
müssen.  Kläger  verlangen  dagegen,  dass  Beklagter  seinen  Er- 
werb, insbesondere  die  gerichtliche  Einweisung  beweise.  Der 
Urtheilfinder  entscheidet,  dass  Beklagter  auf  die  Klage  nicht  zu 
antworten  brauche  „da  he  so  mennige  tydt  unde  jar  in  rouw- 
satnen  besitte  hedde  geseten  . . . . idt  en  were  dat  sodane 
camp  by  tiden  der  erbaren  vorsichtigen  herren  (folgen  die 
Namen  der  Richter  zu  Walle)  dar  sulvest  beklaget  were,  so  men 
dat  konde  bekundschuppen  unde  dat  bewisen,  alsdenne  were  he 
schuldich  wider  to  antworden.“  — Dies  Urtheil  wird  seitens  der 
Kläger  an  den  Rath  „gescholden“  und  der  Richter  (ein  Raths- 
herr) bestimmt,  dass  die  Parteien  sich  am  26.  Mai  — am  21.  Mai 
war  das  Urtheil  gefunden  — vor  dem  Rath  einzufinden  hätten. 
Hier  werden  Appellationszedul,  notarielles  Protocoll  über  die 
Verhandlung  in  Walle,  Akten  und  Appellationsschrift  übergeben 
und  der  Rath  entscheidet:  Dat  de  rad  kende  de  vorgerorde 
rechtes  Undinge  by  macht.  Jdoch  konden  de  Stedebergen 

etwes  anders  upbringen  unde  bewisen  des  scholde  id  fernere  dar- 
umme  gan  wo  sick  to  rechte  geboren  wolde. 

Am  6.  Febr.  1551  bestimmte  der  Rath  durch  einen  Gemeinen 
Bescheid,  wer  gegen  ein  Urtheil  aus  den  vier  Gohen  (Landgebiet) 
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appelliren  wolle,  müsse  dies  innerhalb  10  Tagen  dem  Richter 
anzeigen  und  innerhalb  weiteren  vier  Wochen  die  Appellation 
beim  Rathe  anhängig  machen.  Ein  weiterer  Gemeiner  Be- 
scheid vom  9.  Dec.  1562  verordnet:  „dass  in  Appellations- 
Saken  so  aus  den  veer  Gohen  an  den  Rad  geschehen  henforder 
de  Ordelfinder  Klag  und  Andtwort  und  wes  he  samt  der  ge- 
meenen  burschup  darup  tho  Recht  ingebrocht  vor  dem  Rade 
schöle  mündlich  vordragen,  und  alsdann  tho  des  Rades  Erkannte- 
nuss  stan  offte  sodanne  ingewandte  Appellation  na  gestalt  und 
gelegenheit  der  Sake  schriftlich  offte  mündlich  juatiticeret  schöle 
werden,  so  ein  schriftlich  Process  von  jeniger  Parthei  begehrt 
würde.“ 

ln  einer  Schedung  von  1552,  Schedeb.  Fol.  179  b,  No.  1 ist 
von  des  Appellanten  „besweringe“  und  der  „wedderinsage“  des 
Appellaten  die  Rede;  in  einer  Rathsentscheidung  vom  18.  Dec. 
1567  wird  terminus  ad  justificandam  appellationem  angesetzt; 
am  28.  Mai  1569  werden  gravamina  übergeben  „derowegen  he 
(der  Appellant)  dann  interposita  et  pendente  appellatione  dem 
angetogenen  ordel  voll  to  donde  syck  nicht  schuldig  to  syn  er- 
achtede“  wogegen  Appellat  bittet,  die  Appellation  für  desert  zu 
erklären,  weil  sie  nicht  dcbito  tempore  prosequirt  sei. 

Die  stehende  Formel  bei  Urtheilen , welche  in  appellatorio 
ergangen,  ist  dieselbe  wie  beim  Reichskammergericht:  Dat  wol 
sententiiret  unde  ovel  appelleret“  und  umgekehrt. 

Am  23.  Januar  1604  giebt  die  durch  einen  Gemeinen  Be- 
scheid eingeleitete  Gerichts-  und  Procuratorenordnung  eine  ein- 
gehende Regelung  der  Appellation: 

Demnach  ok  mit  den  causis  appellationum  Unrichtigkeiten 
vorfallen,  inderae  de  fatalia  praesertim  introducendae  et  prose- 
quendae  appcllationis  nicht  in  genochsame  Acht  genommen,  noch 
alle  Tid  de  formalia  dergestalt  wo  sich  gehöret,  justiiiceret  werden, 
so  scholl  hinforder  ein  Jeder  so  von  den  Neddergerichten  darvan 

de  appellationes  an  den  Rath  gehen nicht  allein  1)  intra 

decendium  wo  Rechtens  appelleren,  2)  sondern  ok  hernaher, 
wanneer  he  de  appcliation  inforet,  rechtmatigen  schin  Vorbringen, 
dat  he  idt  also  in  sulken  tein  dagen  vortekenen  laten  und  dar- 
beneven,  3)  nach  utgang  der  tein  Dagen  innerhalf  4 Weken  bei 
einem  Erb.  Rade  als  judicibus  appellationis  Citation  uthbringen, 
4)  die  acta  prioris  instantiae  oder  Gerichts  schin  inbringen  und 
wann  vor  des  Vagedes  Gericht  appelleret  dorch  den  Ordelfinder 
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de  Ordcl  viva  voce  altem  Gebruke  nach  intugen  laten  und  also 
de  formalia  justificeren  und  de  gravamina  appellationis  inwenden 
edder  averst  wenn  solches  durch  Ferien  edder  andre  ehehafte 
Orsake  verhindert  wird,  solche  Hinderung  der  Gebühr  ad  proxi- 
mam  danach  beschinigcn  und  so  vele  an  Öhme  dem  Appellanten 
de  Notturft  verhandeln,  in  Verblivung  dessen  alles  oder  eines 
scholl  de  Sake  vor  desert  erkannt  und  mit  schleuniger  Execution 
der  appellerender  Ordele  verfahren  werden.  — 

Da  im  Stadtrecht  von  keiner  Berufung  die  Bede,  schweigt 
auch  der  Codex  glossatus  darüber;  der  Kreftingsche  Entwurf 
regelt  sie  im  Anschluss  an  die  citirte  Procuratorenordnung. 

Die  N ullitätsquerel  findet  sich  zuerst  in  einer  Ruths- 
entscheidung von  1553  Johann  Schlüter  c/a  Joachim  z.  Mühlen; 
Beklagter  behauptet  in  seinem  libellus  appellationis  et  nullitatis, 
das  Urthcil  sei  ex  falsis  causis  in  facto  et  in  jure  geflossen,  dess- 
halb  ipso  jure  nulla,  darum  nur  zum  Ueberfluss  dagegen  appellirt. 

Rathsentscheidung  vom  27.  Nov.  1598: 

Quod  sententia  ob  falsam  causam  in  sententia  (weil  darin  er- 
ror juris  et  facti)  ex  ipsa  nulla. 

Rathsentscheidung  v.  4.  Dec.  1598: 

Was  aber  de  nullitate  angezogen,  dass  dieselbe  sowohl  coram 
ordinario  als  delegato  intra  XXX  annos  ventiliret,  so  hatte 
das  damit  die  Gelegenheit,  dass  solches  statt  hadde,  wenn 
nullitas  evidens  et  manifesta  nimirum  ob  defectum  citationis 
et  jurisdictionis. 

Die  processualische  restitutio  in  integrum  erscheint  zu- 
erst in  einem  Rechtsstreit  vom  3.  Januar  1568. 

Beklagte  sind  vor  dem  Vogtsgericht  contumaces  gewesen. 
Kläger  bitten  Execution  des  Kontumacialurtheils  vor  dem  Rath. 
Beklagte  schützen  vor,  sie  seien  als  Erben  ihres  Vaters  zur 
Reassumtion  des  Processes  nicht  vor  das  Vogtsgericht  citirt 
worden,  desswegen  sei  ihnen  restitutio  in  integrum  zu  gewähren. 
Der  Rath  erkennt  „dass  beclagtcr  gegen  sollichen  process  ob 
allegata  zu  restituiren“  und  möge  Kläger  nach  Verwandlung 
des  Raths  aufs  Neue  wieder  ansuchen. 

Am  4.  Mai  1575  bittet  Bernhard  Scharhaar,  welcher  ohne 
sein  Verschulden  in  contumaciam  verurtheilt  worden  ist  um 
Restitution,  welche  die  gemeinen  Rechte  zuliessen  „quum  absens 
etiam  ad  probabilem  et  necessariam  causam  est  condemnatus, 
sed  quum  citatus  non  est  et  legitime  defendere  non  potuit.“ 
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Zwangsvollstreckung. 

Hier  sind  nur  geringe  Aenderungen  des  alten  Rechtszu- 
standes zu  verzeichnen.  Die  Zahlungsfristen  binnen  der  Dweer- 
nacht  und  innerhalb  14  Tagen  hat  noch  Krefting  im  stat.  ref. 
40  u.  41  beibehalten.  Ebenso  das  Zahlungsgebot  durch  den 
Vogt  und  die  Zwangsvollstreckung  durch  den  Rath  in  stat. 
reform.  49. 

Rathsentscheidung  v.  2.  Dec.  1568. 
helft  vor  e.  e.  rad  Hermann  Erik  de  voget  durch  Lammert 
Hcrmans  und  Hermann  Nebeler  gerichtlich  intugen  laten  dat 
up  anklage  Hermann  Bosse  wedder  Bertold  Krolle  frowen 
beclagtinne  up  131/,  Thaler  betalung  to  rechte  geboden  und  uper- 
lecht  sy  worden  und  nademe  sulkes  also  de  upbemelten  beyden 
tugen  gerichtlich  ingetuget  is  dem  dener  Christoph  darup  de 
execution  to  donde  bevalen  worden. 

Mit  der  Pfändung  in  Mobilien  wurde  der  Rathsbote  durch 
Pfandzettel  beauftragt.1) 

Die  Einweisung  zu  Kistenpfandrecht  nimmt  den  Namen 
immissio  ex  primo  decreto  an,  (designat  custodiam  et  tempus 
intra  quod  pignora  reditni  possunt,  sagt  der  Glossator  Almers); 
die  Einweihung  zu  Weichbildrecht  den  Namen  immissio  e secundo 
decreto. 

In  S.  Vikarien  des  Doms  c/a  Hans  von  Hildensen  1570 
beschliesst  der  Rath: 

Dat  wi  so  den  cleger  in  contumaciam  rei  non  comparentis 
hiermede  ex  primo  decreto  gewiset  habben  willen  in  den  ohme 
verschrevene  güder  — jedoch  männichlichem  in  einen  hebben- 
den  rechten  unschädlich. 

Das  Verfahren  bei  der  Einweisung,  sowie  deren  Rechtswirkung 
hat  sich  noch  nicht  geändert. 

1558.  Schedebuch  Fol.  199  a,  No.  3. 

Albert  Kreyge  hat  die  Hälfte  eines  Hauses  an  Joh.  Esich 
verkauft.  Innerhalb  Jahr  und  Tag  erhebt  Hinr.  Brüggemann 
Wwe.  Einspruch  und  begehrt  auf  Grund  einer  rechtskräftigen 
Forderung  Einweisung  zu  Kistenpfandesrecht.  Esich  erwidert, 
er  habe  das  Haus  gemeinschaftlich  mit  Kreyge  geerbt  und  sei 
zur  Hälfte  Eigenthümer  des  Hauses;  die  andere  Hälfte  habe 


')  Kathaentschcidung  v.  15.  Dec.  1567. 
Kathaentacheidung  v.  24.  Jan.  1569. 
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er  „to  penningen  gesetted“  d.  h.  Kreyge  habe  ihm  die  andere 
Hälfte  überlassen  „unde  wes  he  (Reich)  an  penningen  baven 
de  rentenbreve  des  halven  huses  Albert  Kreyge  hennute  to 
geven  schuldich  were  detsulve  hedde  he  noch  by  sick  gemeynen 
creditoren  tom  besten.“ 

Der  Rath  entscheidet,  Kläger  möge  sich  „gelick  alle  anderen 
creditoren  an  de  penninge  so  Joh.  Esich  noch  by  sick  hedde, 
holden.“  ') 

Arrestprocess,  Exeeutirproeess.  Konkursprocesg. 

1.  Erhebliche  Veränderungen  im  Arrestprocess  haben  die 
fremden  Rechte  nicht  gebracht. 

1561.  Schedebuch  Pol.  231b,  No.  3. 

In  saken  eines  arrestes  up  dusses  jares  ingeforde  deel  kornes 
by  Brnkemannes  to  Oslevshusen  so  Cord  Stenouven  eheliche 
husfrowe  und  zeligen  Marten  Heinelings  nagelatene  wedewe 
hirbevor  up  ore  erfordern  by  dem  rade  erholden  mit  dusscm 
underschede  wo  er  Hinrik  Wagenfeld  dar  intoseggen  edder 
etwes  jegen  vortowenden  dat  ohme  sulkes  tom  negesten  ge- 
richte  scholde  unbenamen  sin  unde  dar  Hinrik  Wagenfeld  darup 
alse  nu  vorwendede:  he  were  des  meygers  als  eynes  legati 
siner  zeligen  weseken  (Base)  in  possessione  begerde  derwegen 
den  arrest  wedderumme  to  relaxeren  mit  widerem,  alse  overst 
de  wedderdeel  ohme  sulker  possession  nicht  gestendich,  hefft  de 
rad  interlocutorie  affgesecht  na  deme  er  Hinrik  Wagenfeld 
nicht  vorbrochte,  darmit  he  sine  geromede  possession  jegen 
des  wedderdeels  vorwenden  bewisede,  so  moste  dat  körn  noch 
ene  tyt  lang  by  deme  meyger  in  arreste  bliven  beth  sick  de 
rad  up  de  ingekamen  petitionscriffl  und  anders  so  darjegens 
avergcven  erkleret  hedde  unde  scholde  alsden  ferner  darinne 
ergan  wat  sick  to  rechte  geboren  wolde.  *) 

Die  in  Ord  76  enthaltene  veraltete  Bestimmung  über  die 
Prosequirung  des  Arrestes  wird,  nachdem  regelmässige  Gerichts- 
sitzungen üblich  geworden,  schon  früh  durch  die  in  der  Glosse 
zum  genannten  Ordel  enthaltene  Bestimmung  ersetzt  sein,  wo- 
nach der  Arrest  solo  14  dierum  lapsu  erlischt,  wenn  gar  keine 
Erwiderung  geschieht.  Krefting  im  stat  ref.  9 verlangt  Recht- 
fertigung am  nächsten  Gerichtstag. 

l)  Ferner:  Kathsentacheidung  v.  6.  Nov.  1557. 

*)  Ferner:  Kathsentacheidung  v.  2.  Jan.  1571. 
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2.  Durch  einen  wichtigen  gemeinen  Bescheid  vom  11.  Januar 
1611  wurde  parata  executio  in  Processen,  wo  es  sich  um  eine 
in  eine  Handfeste  gekleidete  Rentenschuld  handelt,  gesetzlich 
vorgeschrieben : 

Dass  die  Handfesten  hinfüro  paratam  executionem  haben 
sollen,  dergestalt,  dass,  wenn  die  Handfesten  judicio  vorge- 
zeiget  darauf  alsobald  extra  judicium  et  citra  citationem  den 
debitoribus  solutio  angekündiget  und  sofern  keine  erheblichen 
exceptiones  fürgewandt  mit  der  Execution  verfahren  wrerden 
solle. 

3.  Dass  der  Konkursprocess  in  einer  Handelsstadt  schon 
früh  zu  einer  detaillirten  Ausbildung  gelangt,  ist  leicht  erklärlich. 
Schon  in  einer  Rathsentscheidung  vom  12.  Januar  1569  wird 
die  cessio  bonorum  erwähnt: 

Dat  de  beclagtinne  mit  klegern  . . . geborlike  cession  obrer 
guder  vermöge  unser  Stadt  to  donde  schuldich  unde  dat  ok  de 
cleger  darmede  billich  fredlich  unde  sick  gelik  den  anderen 
creditoren  nach  ampart  genogen  late. 

Die  gemeinen  Creditoren  sind  bereits  1567  als  corpus  selbst- 
ständige Processpartei , welche  klagt  und  verklagt  wird.  Der 
Konkursverwalter  steht  ihnen  zur  Seite. 

Rathsentscheidung  v.  1.  März  1567. 

Der  Gläubiger  Thiess  Hansporg  klagt  gegen  die  verordneten 
Curatoren  von  Hinrik  Holinges  nachgelassene  VVittwe  wegen 
einer  rechtskräftigen  Forderung.  Die  Curatoren  erwidern,  sie 
hätten  mit  der  Sache  Nichts  zu  thun,  sie  Beien  vom  Rath 

„der  Holingschen  nach  dotlikem  affgange  ohres  seligen  mannes 
to  curatoren  den  sämmtlichen  creditoren  thom  besten  ex  officio 
deputeret  unde  verordnet  — ok  darup  ferner  anno  1568  den 
2.  august  de  sämratlike  creditoren  und  under  denen  ok  Hans- 
porgen  sub  comminatione  peremtoriali  anhero  convoceren  unde 
eiteren  laten,  de  denn  ok  also  ersehenen,  utbescheden  Thiess 
Hansporg  unde  sich  von  ohnen  nach  ampart  und  vermögen 
des  gudes  contenteren  laten,  weilen  aber  Hansporg  als  contu- 
maciter  uthgebleven  und  sin  recht  so  he  vor  anderen  creditoren 
to  hebben  vermeinet  nicht  tarn  vorschin  gebracht  noch  darge- 
than,  were  he  up  solik  sin  ungehorsamlik  uthbliven  van  den 
sämmtliken  creditoren  mit  sinen  vermeinten  rechten  ausge- 
schlossen.“ 
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Der  Rath  entscheidet: 

Was  denn  de  angetogene  Hansporgsche  priorität  belanget,  dat 
Hansporg  nicht  befoget  derowegen  de  curatoren  to  bespreken 
. . . . dat  he  darumtne  de  sämmtliken  creditoren  to  beclagen 
schuldich  sy. 


VI.  Skizze  der  Weiterbildung  des  bremischen  Civil- 
processes  seit  dem  Codex  glossatus. 

Weder  die  eben  geschilderte  Praxis  noch  der  Codex  glos- 
satos  lassen  die  bekannten  Grundmaximen  des  gemeinen  Civil- 
processes  als  fest  gestaltete  erkennen. 

Das  Eventualprinzip  erscheint  erst  in  seinen  Anfängen,  die 
Mündlichkeit  ist  der  Schriftlichkeit  zum  mindesten  gleichberechtigt, 
die  Oeffentlichkeit  nur  bei  dem  Zeugenverhör  in  Gestalt  des 
selten  und  erst  nach  dem  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  vor- 
kommenden Rotulus  ausgeschlossen.  Aber  seit  dieser  Zeit 
schliesst  sich  das  Verfahren  immer  mehr  der  Theorie  und  Praxis 
des  gemeinen  Processes  an,  dessen  Grundmaximen  allmählig  zur 
vollen  Ausbildung  gelangen.  Der  Besuch  der  Universitäten  wird 
für  die  Juristen  obligatorisch.  Beim  Durchblättern  der  langen 
Reihe  von  Dissertationen  bremischer  Studenten  zeigt  sich  die 
Stoffwahl  auf  das  römische  Recht  und  den  Kammergerichts- 
process  beschränkt.  Seit  1610  war  auch  Gelegenheit  geboten  in 
Bremen  akademischen  Studien  obzuliegen,  in  welchem  Jahre  das 
gymnasium  illustre  in  eine  Universität  mit  vier  Facultäten  nach 
dem  Vorbild  der  Schule  zu  Herborn  umgewandelt  wurde,  welche 
bis  zu  Beginn  dieses  Jahrhunderts  in  kümmerlichen  Resten  fort- 
bestanden hat. ') 

Aus  der  juristischen  Facultät  ergänzte  man  die  rechts- 
gelehrten Mitglieder  des  Raths  und  weitaus  die  meisten  Pro- 
fessoren sind  nachher  Rathsherren  oder  Syndici  geworden. 
Nachdem  1706  der  literarisch  sehr  thätige  Casper  v.  Rheden  an 
die  bremische  Universität  berufen  war,  kam  das  bremische 
Particularrecht  wieder  einigermassen  zu  Ehren,  indem  er  seine 
Schüler  veranlasste  daraus  den  Stoff'  für  ihre  Dissertationen  zu 


')  Iken,  Das  bremische  gymnasium  illustre.  Bremisches  Jahrbuch, 
XJLL  Band. 
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wählen.  Dies  hatte  die  Folge,  dass  auch  die  auf  einer  anderen 
Universität  promovirenden  Bremer  ein  Gleiches  thaten.  Freilich 
wurde  dabei  das  Gebiet  des  particulären  Civilprocesses  nur  in 
den  allerseltensten  Fällen  betreten. 

So  sind  bis  zum  Jahre  1751,  wo  das  gemeine  Processrecht 
in  der  Gerichtsordnung  der  Kaiserlichen  freien  Reichs- 
stadt Bremen  zur  Kodification  gelangte,  die  wesentlichsten 
rechtsbildenden  Momente  für  das  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtsstreitigkeiten  die  Gerichtspraxis  und  das  Juristenrecht  ge- 
wesen , und  nur  in  geringem  Masse  wird  dessen  Fortbildung 
durch  die  Verordnuugsgewalt  des  Rathes  gefordert.  Seit  dem 
Codex  glossatus  sind  daraus  folgende  Publicationen  hervorgegangen : 

1.  Die  Executionsordnung  v.  21.  Juni  1641. 

Sie  bildet  in  fünf  Titeln  in  ganz  vortrefflicher  Weise  das 
ältere  bremische  Recht  weiter  fort,  romanisirt  in  sehr  schonender 
Weise  und  ist  in  einem  relativ  reinen  Stil  geschrieben. 

Titulus  I:  de  exceptione  rei  judicatae.  Die  Execution  muss 
gerichtlich  nachgesucht  und  die  verurtheilte  Partei  dazu  citirt 
werden.  Im  Termin  wird  letzterer  noch  einmal  bei  Strafe  auf- 
gegeben dem  Urtheil  Genüge  zu  thun.  Geschieht  dies  nicht, 
wird  in  einem  weiteren  Termin  bei  dinglichen  Klagen  dem  Ver- 
urtheilten  noch  einmal  eine  ganz  kurze  Frist  gesetzt,  die  Sachen 
herauszugeben , in  diesem  Bescheide  aber  dem  Gerichtsbeamten 
zugleich  die  eventuelle  Execution  anbefohlen.  Bei  Schuldklagen 
steht  es  im  Ermessen  des  Gerichts  ilie  Executoriales  dem  Urtheile 
entweder  einzuverleiben  oder  erst  einen  Antrag  der  Partei  abzu- 
warten. Zuerst  wird  die  Execution  in  die  Fahrhabe  vorge- 
nommen, sodann  in  das  Immobile  mittelst  Ausweisung  und  Ein- 
weisung. An  dritter  Stelle  werden  ausstehende  Forderungen  ge- 
pfändet und  schliesslich  gemäss  der  Ordele  23  und  73  die 
Schuld knechtschaft  verhängt.  Dem  pfändenden  Oreditor  wird 
jus  offerendi  gegenüber  den  Pfandgläubigern  gegeben. 

Titulus  II:  de  cessione  bonorum.  Um  der  Pfändung  zu  ent- 
gehen, kann  der  Schuldner  ein  Inventar  seiner  sämmtlichen  Güter 
errichten  und  um  Ladung  der  Gläubiger  bitten.  Nachdem  er  den 
Offenbarungseid  geleistet,  wird  ein  Commissar  für  die  Realisation 
bestellt,  die  Forderungen  werden  angemeldet;  die  Vertheilung  der 
Masse  erfolgt  pro  rata  aut  jure  suo.  Ihre  nicht  getilgten  Forde- 
rungen bleiben  den  Gläubigern.  , 
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Titulus  III:  de  iramissionum  modo.  Nachdem  die  Pfändung 
erfolgt,  wird  der  Schuldner  wieder  citirt.  Es  erfolgt  sowohl 
bei  Mobilien  als  Immobilien  immissio  ex  primo  decreto  oder  zu 
Kistenpfandesrecht  und  zwar  durch  das  Niedergericht.  Nach- 
dem die  Mobiliarpfänder  drei  Mal  in  vierzehntägigen  Zwischen- 
räumen aufgeboten , erfolgt  durch  das  Niedergericht  Einweisung 
zu  „weldigem  Weddeschatt.“  Bei  Immobilien  ertheilt  das  Ober- 
gericht immissio  ex  secundo  decreto  — Einweisung  zu  Weich- 
bildsrecht 

Titulus  IV : de  adjudicatione  et  distractione  pignorum.  Ein 
Gerichtskommissar  versucht  vor  dem  öffentlichen  Verkaufstermin 
den  Gläubiger  zu  bestimmen  die  Pfänder  zu  einem  gewissen  Werth 
zu  übernehmen.  Erst  wenn  der  Versuch  misslungen,  kann  zum 
Verkauf  geschritten  werden. 

Titulus  V : de  distractione  immobilium.  Es  erfolgt  eine  ge- 
heime Schätzung  und  Versuch  einer  Einigung  ebenso  wie  bei  den 
Mobiliarpfändern.  Nach  Ablauf  eines  Monats  wird  ein  Anschlag 
an  die  Thür  des  Immobile,  des  Rathhauses  und  der  vier  Pfarr- 
kirchen geheftet  und  Verkaufstermin  angesetzt.  Hier  findet  das 
Aufbieten  statt  und  mit  dem  Erlöschen  einer  Kerze  oder  dem 
Ausklingen  des  Glockenschlages  gilt  der  Kauf  vollzogen.  Erfolgt 
ein  zu  niedriges  Gebot,  so  kehrt  der  Kommissar  die  Kerze  um 
und  hebt  den  Termin  auf. 

2.  Die  Kanzleiordnung  v.  169G. 

Die  Bestimmungen  der  früheren  Kanzleiordnungen  sind  darin 
„mit  Fleiss  revidiret,  und  in  reiflicher  Erwägung  jetziger  Zeit 
Gelegenheit  weiter  declariret  und  extendiret.“ 

Bemerkenswerth  ist  die  Regelung  der  Appellationsformalitäten 
und  der  Protokollführung.  In  Betreff  des  Rotulus  heisst  es,  dass 
er  innerhalb  14  Tagen  bis  4 Wochen  auszufertigen  ist  „et  quidem 
juxta  formam  in  novissimo  recessu  Imperii  de  anno  1654.“ 

„Die  Procuratoren  sollen  in  wichtigen  und  weitläufigen 
Bachen  ihre  Recesse  den  Gerichtssekretären  bei  noch  währendem 
Gericht  in  Schriften  übergeben,  in  den  übrigen  Sachen  aber  und 
gemeinen  mündlichen  Recessen  dergestalt  parat  erscheinen,  dass 
sie  der  Partheien  Notturfl  fein,  kurz  und  deutlich  zu  fassen  und 
dermassen  verständlich  vorzutragen  haben,  dass  daraus  die  Sache 
mit  ihren  Umständen  gründlich  eingenommen  und  von  den 
Sekretären  recht  und  genugsam  protokollirt  werden  könne.“ 

Kühtmann,  Clrilprooeis  in  Bremen.  7 


Digitized  by  Google 


98 


3.  Verordnung:  v.  26.  Juni  1711. 

Sie  regelt  einige  in  der  Executionsordnung  nicht  berührte 
Puukte  des  Konkursverfahrens:  Anmeldung  der  Forderungen, 
Geschäftskreis  des  curator  bonorum,  Quinquennales  u.  s.  w. 

4.  Verordnung  v.  14.  December  1716. 

Sie  enthält  Beschränkung  der  Dilationsgesuche  und  der 
restitutio  in  integrum  contra  sententias,  welche  nur  stattfinden 
soll,  wenn  nova  in  facto  vorhanden. 

5.  Revidirtf  und  verbesserte  I’rocuratorenordnung  t.  1721. 

Vorschriften  für  und  Ermahnungen  an  die  Procuratoren 
enthaltend. 

Characteristisch  § 15: 

„Auch  sollen  die  Procuratoren  vor  Gericht  ehrbarlich  und 
mit  gehöriger  Modestie  sich  aufführen,  und  nicht  allein  in  münd- 
lichem Fürtragen  sich  alles  Schmähens,  Scheltens  auch  sonst 
anzüglichen  Redens  gänzlich  enthalten,  sondern  auch  keine 
Schriften,  worinnen  dergl.  Expressionen  (bevorab  so  dieselben 
dem  Gericht  verkleinerlich)  enthalten , einbringen : gestalten  die- 
selbe, wie  oben  gemeldet,  alle  schriftlichen  Handlungen  zu  unter- 
schreiben und  dafür  zu  respondiren  gehalten  sind.“ 

6.  Gerichtsordnung  der  Kaiserlichen  freien  Reichsstadt 
Bremen  von  1751. 

Ihre  Haupturheber,  Bürgermeister  Diedrich  Smidt  und  Syndi- 
cus  Otto,  haben  Erläuterungen  dazu  geschrieben.  Die  Weitläufigkeit, 
der  Formalismus,  der  schwerfällige  Gang  des  gemeinen  Processes 
sind  in  ihr  verkörpert  und  dessen  Reception  ist  durch  sie  zum  for- 
mellen Abschluss  gebracht.  Die  Verfasser  haben  vom  eklektischen 
Standpunkte  aus  gearbeitet  und  sich  bemüht  den  verschiedensten 
processualen  Auffassungen  und  Constructionen  gerecht  zu  werden. 
Es  sind  u.  a.  berücksichtigt  der  jüngste  Reichsabschied,  die 
Kammergerichtsordnungen,  die  sächsische  Praxis,  der  Codex 
Fridericianus,  die  Bremische  Hofgerichtsordnung  (1672);  unter 
den  Schriftstellern  vor  Allem  die  sächsischen  Juristen:  Benedikt 
Carpzov  (f  1666),  Job.  Brunnemann  (f  1672),  David  Mevius 
(t  1670),  Joh.  Sam.  Stryck  (f  1710),  Joh.  Heinr.  Berger  (f  1732); 
aber  auch  auf  diejenigen,  welche  wie  Augustin  Leyser  (t  1752) 
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t-ine  mehr  selbstständige  Stellung  einnehmen  und  welche  wie  Jakob 
Friedr.  Ludovici  (f  1723)  und  Jakob  Friedr.  Seyffert  ^ f 1761) 
strenger  zwischen  sächsischem  und  gemeinem  Process  unter- 
schieden, wird  Bezug  genommen. 

Einigen  für  die  Proceßsentwickelung  besonders  wichtigen 
Punkten  wollen  wir  einen  Augenblick  näher  treten. 

1)  Aus  den  Erläuterungen  bei  dem  Titel  über  Litiscontcstation 
und  Einreden  ersieht  man,  dass  die  Bestimmungen  des  jüngsten 
Reichs  - Abschiedes , welche  die  Eventualmaximen  streng  durch- 
fiihrten,  von  der  Brem.  Praxis  nicht  beachtet  worden  sind: 

„Bei  denen  hiesigen  Gerichten  ist  die  alte  Gewohnheit,  vor 
der  litis  contestation  super  dilatoriis  einen  absonderlichen  process 
zu  fuhren,  die  injungirung  der  litis  contestation  abzuwarten,  und 
die  pereintorische  exceptioues  nach  und  nach  pro  lubitu  beizu- 
bringen, atinoch  geblieben,  daher  umb  desto  nöhtiger  seyn  wird, 
solche  nach  den  Beispiel  anderer  Reichsstände  ubzuschafFcn,  und 
uns  der  Vorschrift  der  in  dem  neuesten  Reichsabschiede  einver- 
leibten Reichs-Gesetzen  zu  conformiren.“ 

2)  Dagegen  wird  die  artikulirte  Klage  trotz  Verbotes  des 
Reiohsabschiedes  zugelassen. 

„In  dem  letzteren  Reichsabschiede  § 34  wie  auch  in  denen 
inehresten  Gerichtsordnungen  der  Stände  werden  auch  die  libelli 
articulati  ausdrücklich  verboten. 

Wird  also  die  Frage  seyn,  ob  dieselben  auch  allhier  zu  ver- 
bieten, oder  vielmehr  tacite  zu  übergehen  und  also  nicht  zu  ver- 
werfen seyn? 

Letzteres  sollte  ich  praeferiren,  weilen  keine  vernünftige 
Ursache  des  Verbots,  in  libello  verschiedene  facta  aus  einander 
zu  setzen,  und  die  periodos  mit  dem  Wort  Wahr  anzufangen, 
wird  können  gegeben  werden;  Und  ist  dem  Carpzovio  P.  1.  C.  2. 
d.  1.  und  anderen  Sächsischen  D.  D.  keineswegs  zuzugeben,  dass 
per  libellum  articulatura  der  Status  causae  involviret  und  dunkel 
werde;  Vielmehr  ist  davor  zu  halten,  dass  durch  separirung  derer 
verschiedenen  factorum  die  Klage  weit  deutlicher  werde.  Welchen 
hiebei  komt,  dass  der  libellus  punctatus  admittiret  wird,  unter 
welchen  und  jenen  aber  kein  ander  Unterschied  ist,  als  dass  die 
periodi  des  libelli  articulati  mit  dem  Worte  „Wahr“  anheben, 
welches  in  dem  Libello  punctato  entweder  ganz  wcggelassen,  oder 
in  numeros  verändert  wird.“ 

3)  Abgeschafft  werden  jedoch  die  positiones  und  die  jura- 
menta  dandorum  et  respondendorura  „Dannenhero  es  sehr  unge- 
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lugt  zu  sein  scheint,  dass  praestito  licet  hoc  dandorum  et  respon- 
dendorum  juramento  das  contrarium  und  zwar  nach  der  D.  D. 
Meinung  absque  crimine  et  poena  perjurii  per  testes,  delationetn 
juramenti  judicialis  oder  sonsten  zu  erweisen  dem  Gegentheile 
frei  bleibet.“ 

Indessen  aber  bleibet  den  Parteien  frei,  die  Klage,  exceptiones 
in  Punkten  zu  verfassen  (welche  allhier  den  Namen  Beschuldig- 
ungspunkte führen)  und  darüber  dem  Gegentheil  das  juramentum 
litis  decisorium  zu  deferiren. 

4)  Das  juramentum  calumniae  generale  wird  nach  Vorgang 
der  Gesetzgebung  Chursachsens  abgeschafft  und  nur  das  jur.  c. 
speciale  beibehalten. 

5)  Für  den  Schiedseid  gelten  vollständig  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts:  „quod  juramentum  deferri  possit  licet  deferene 
nil  probaverit,  vel  probaturus  in  probatione  defecerit  irnmo  nulluni 
omnino  indicium  contra  adversarium  militet“  im  Gegensatz  zur 
sächsischen  Praxis,  wo  der  Gedanke  an  die  Bedeutung  des 
germanischen  Eides  noch  immer  nicht  völlig  überwunden  war. 

„Die  Leipziger  ICti  haben  vormahlen  beständig  gesprochen, 
dass  deijcnige,  welchem  der  Beweis  per  Sententiam  auferleget 
ist,  den  Eid  nicht  deferiren  könne;  weilen  er  kein  Beweismittel, 
sondern  nur  ein  modus  se  liberandi  a probatione  sey;  es  ist 
aber  diese  subtilität  dem  1.  25  § 3.  de  prob,  zuwider.“ 

6)  Abweichend  von  der  Kammergerichtsordnung  v.  1555, 
welche  die  Appellation  gegen  ein  Interlocut  nur  zuläset,  wenn  es 
vim  definitivam  hat  und  damnum  irreparabile  vorhanden,  erlaubt 
sie  die  Brem.  Gerichtsordnung  allgemein: 

„weil  kaum  eine  gravirliche  Sententia  interlocutoria  zu  finden, 
welche,  wan  sie  in  die  Kraft  rechtens  getreten,  nicht  ein  damnum 
per  definitivam  non  reparabile  in  sich  enthält,  wie  solches  eben- 
massig  Böhmer,  d.  § 20  anmerket,  überdem  die  Parteien  nur 
Gelegenheit  haben  würden,  über  die  Frage,  an  Sententia  dam- 
num irreparabile  contineat,  weitläufig  zu  disputiren.“ 

7)  Die  Execution  der  Urtheile  ist  im  Anschluss  an  die 
Executionsordnung  geregelt  aber  bedeutend  vereinfacht.  Die 
immissiones  ex  primo  et  secundo  decreto  „bekanntlich  ein  in- 
ventum  juris  Romani“  die  in  der  Stadt  längst  nicht  mehr  ge- 
bräuchlich, sollen  „tamquam  superflua“  abgestellt  sein. 

8)  In  allen  wichtigeren  Sachen  wird  schriftlich  verhandelt. 
Die  Oeffentlichkeit  ist  völlig  geschwunden.  Die  Zeugen  werden 
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in  Abwesenheit  der  Parteien  vernommen , die  Entscheidung«- 
gründe  der  Urtheile  verschwiegen. 

„An  einigen  Orten  werden  die  rationes  decidendi  der  Urthel 
inseriret,  an  anderen  Gerichten  nicht.  Bei  den  Stadt-Bremischen 
Gerichten  ist  es  nicht  gebräuchlich  gewesen;  und  wird  es  bei 
dieser  observanz  umb  desto  mehr  zu  lassen  seyn,  da  den  Parteien 
und  deren  Advocaten  nur  Anlass  gegeben  wird,  die  rationes  und 
den  Richter  anzugreifen  und  zu  chicaniren.“ 

Sogar  dem  mit  gerichtlichen  Akten  nach  einer  auswärtigen 
Fakultät  gesandten  Canzleiboten  wird  anbefohlen : 

„den  Ort  wohin  er  zu  geben  beordert  ist,  in  Geheim  zu 
halten  und  an  Niemand  zu  offenbaren.“ 

Erst  1799  wagte  der  Rechtsanwalt  Johann  Friedrich  Gilde- 
meister in  einem  Aufsatz  im  Hanseatischen  Magazin  „Ueber  das 
Geheimhalten  der  richterlichen  Entscheidungsgründe“  die  Publi- 
cirung  derselben  zu  befürworten , indem  er  den  allerdings  leicht 
zu  vertheidigenden  Satz  aufstellte,  dass  ohne  diese  von  den 
Parteien  oft  ohne  Grund,  immer  aber  aufs  Geratewohl  zur  Ein- 
legung von  Rechtsmitteln  gegriffen  werde.  Schon  nach  15  Jahren 
erhielt  diese  schüchtern  geäusserte  Meinung  die  gesetzliche 
Sanktion.  Die  Gerichtsordnung  von  1814,  welche  alsbald  nach 
Beendigung  der  französischen  Herrschaft  und  der  Aufhebung  des 
französischen  Gerichtsverfahrens  in  Kraft  trat,  schreibt  in  § 419 
vor:  allen  von  hiesigen  Gerichten  in  Civilsachen  gefällten  Er- 
kenntnissen werden  die  motivirenden  Gründe  beigefügt,“  — 
während  § 8 die  bisherige  Heimlichkeit  des  Verfahrens  aufhebt: 
bei  allen  Civilgerichten  wird  jedermann  der  freie  Zutritt  gestattet.“ 
Im  Uebrigen  stimmt  die  Processordnung  ziemlich  genau  mit 
dem  gemeinen  Processrecht,  wie  es  dem  damaligen  Stande  der 
Wissenschaft  entsprach,  überein.  Doch  war  ihr  nur  die  kurze 
Dauer  bis  1820  beschieden. 

In  diesem  Jahre  wurde  eine  neue  Gerichtsordnung  publicirt 
und  am  6.  Januar  1828  durch  eine  Bekanntmachung  des  Senats 
ein  bleibendes  Personal  für  das  Obergericht  angeordnet.  Bis 
dahin  hatte  die  alte,  schon  bei  Darstellung  des  Civilprocesses 
von  1433  erwähnte  Einrichtung  bestanden,  wonach  der  gesammte, 
in  der  Regierung  befindliche  Rath  das  Rathsgericht,  später  das 
Obergericht  war.  Alle  halbe  Jahr  trat  aus  den  beiden,  im  Eide 
sitzenden,  die  Regierung  führenden  Quartieren  eins  aus  und  ein 
anderes  an  dessen  Stelle.  Erst  1823  wurde  die  wechselnde 
Bildung  des  Gerichts  aus  zweien  im  Eide  sitzenden  Quartieren 
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des  Raths  aufgehoben  und  das  Obergericht  aus  einem  bleibenden 
Personal , bestehend  aus  einem  Bürgermeister  und  zehn  Raths- 
herren, zusammengesetzt,  während  die  Verfassung  vom  21.  März 
1849  dem  Rathe  die  Rechtspflege  gänzlich  entzog,  welche  einem 
von  ihm  unabhängigen  Richtercollegium  von  zwölf  Personen  über- 
tragen wurde,  das  die  Geschäfte  des  Obergerichts,  Untergerichts 
und  Criminaigericht8  selbstständig  unter  sich  vertheilte. 

Die  Gerichtsordnung  von  1820  schliesst  sich  gleichwie  die 
von  1814  eng  an  den  gemeinen  Process  an  und  ist  mit  mannig- 
fachen, ihren  Grundcharakter  schliesslich  ganz  verändernden 
Novellen  bis  zum  1.  October  1879  in  Kraft  geblieben. 
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Vorwort. 


Die  Natur  des  Hechtes,  kraft  dessen  die  nächsten  Erben 
gegen  Yeräusserungen  des  künftigen  Erblassers  Widerspruch 
können,  ist  im  Deutschen  Privatrechte  strittig.  Neue- 
stens  hat  Heusler  hier  einen  Gegensatz  zweier  Rechtsgebiete 
behauptet  und  Schröder  ihm  beigepflichtet.  — Die  Frage  kann 
nur  durch  eine  vergleichende  Gegenüberstellung  beider  Rechts- 
gebiete, nicht  also  in  der  vorliegenden  Untersuchung  erledigt 
werden.  Um  aber  ihrer  Beantwortung  nicht  vorzugreifen,  wurde 
anstatt  des  Ausdruckes  „Beispruchsrecht“  der  Ausdruck:  „Erben- 
wartrecht“ gewählt.  Für  diese  letztere  Bezeichnung  trat  Siegel 
schon  in  seinem  „Deutschen  Erbrechte“  ein,  und  sie  ist  als  von 
der  Wissenschaft  angenommen  zu  betrachten. 

Rechtsvergleichende  Blicke  wurden  mit  absichtlicher  Selbst- 
beschränkung vermieden.  Wir  halten  dafür,  dass  die  Rechts- 
vergleichung in  unserm  Falle  erst  da  einzusetzen  hat,  wo  die 
bodenständigen  Quellen  die  Antwort  versagen,  und  wir  würden 
mehr  erreicht  haben,  als  wir  hoffen  dürfen,  wäre  es  gelungen, 
die  Untersuchung  in  der  That  bis  zu  diesem  Punkte  zu  führen.  — 
Als  der  Verfasser  im  Sommer  1889  die  Berliner  Universität 
aufsuchte,  um  in  die  älteren  Deutschen  Rechtsquellen  näheren 
Eingang  zu  gewinnen,  fand  sein  Bestreben  seitens  der  Professoren 
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Brunner,  Gierke  und  Zeumer  die  möglichste  Unterstützung. 
Die  Einleitung  der  vorliegenden  Studie  konnte  im  darauf  folgenden 
Winter  noch  dem  Seminare  Herrn  Professor  Brunn  er' s vor- 
gelegt werden,  und  der  Verfasser  dankt  dieser  Möglichkeit 
manchen  wertvollen  Rat. 

Es  sei  deshalb  gestattet,  der  Dankesschuld  für  alle  dar- 
gebotene Förderung  an  dieser  Stelle  Ausdruck  zu  geben. 

Wien,  im  März  1891. 


Der  Verfasser. 
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S.  8,  Zeile  6 
S.  13,  Anm. 
S.  CG,  Anm. 
S.  69,  Anm. 
g.  69,  Anm 


von  oben  lies:  von  Erben  anstatt  .einer  Desoendenz“. 

1 füge  hinzu:  S 13. 

6 und  S.  67,  Anm.  3 ist  Meich.  n.  14  und  31  zu  streichen. 
1,  Zeile  14  lies:  verstorbenen  anstatt  „vergabenden*. 

1,  Zeile  1&  lies:  vergabenden  anstatt  .verstorbenen“. 
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Einleitung. 


Bestanden  in  der  ältesten  Epoche  des  Bairischen  Stammes- 
rechtes Veräusserungsbeschränkungen,  welche  in  entgegenstehen- 
den Rechten  der  Erben  ihren  Grund  hatten?  — Sofort  zwingen 
die  Quellen  zu  folgender  Unterscheidung: 

A)  Eine  solche  Beschränkung  bestand  jedenfalls  bei  Ver- 
gabungen zum  Seelenheile.  Dies  ist  unbestritten;  Lex  Baj.  I,  1 
giebt,  abgesehen  von  zahllosen  Urkunden,  die  zweifellose  Ant- 
wort, wenn  auch  dann  bei  jeder  weiteren  Einzelfrage  die  Mei- 
nungen auseinandergehen  *). 

B)  Galt  diese  Beschränkung  auch  für  Veräusserungen  an- 
derer Art?  — 

Diese  Frage  wurde  bisher  in  befriedigender  Weise  nicht 
beantwortet.  Ja,  der  Inhalt  des  bairischen  Volksgesetzes  macht 
eine  aus  ihm  allein  und  direkt  geschöpfte  Antwort,  welche  jeden 
Zweifel  ausschliesst,  vielleicht  unmöglich.  Und  dennoch  enthält 


*)  Lex  Baj.  I 1 lautet:  Ut  si  quis  über  persona  voluorit  et  dederit  res 
suas  ad  ecclesiam  pro  redcmptione  animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione 
sna,  postqunm  cum  filiis  suis  paitivit.  Nullus  eum  prohibeat,  non  rex,  uon 
dux,  nec  ulla  persona  habeat  potestatcm  prohibendi  ei.  Et  quicquid  dona- 
verit,  villas,  terra,  mancipia,  vel  aüqua  pecunia,  omnia  quaecumque  doun- 
verit  pro  redemptione  animae  suae,  hoc  per  epistolam  conünnet.  propria  manu 
sua  ipse,  et  testes  adhibeat  sex  vel  amplius  si  voluerint,  lmponant  manus 
suas  in  cpistola  et  noinina  eorum  notent  ibi,  quos  ipse  rogaverit.  Et  tune 
ipsam  epistolam  ponat  super  altare,  et  sic  tradat  ipsam  pecuniam  coram 
sacerdote,  qui  ibidem  servit.  Et  post  haec  nullam  habeat  potestatem,  nec 
ipse,  nec  posteri  eius,  nisi  defensor  ecclesiae  ipsius  beneficium  praestare 
voluerit  ei,  sed  apud  episcopum  defendautur  res  ecclesiae,  quicquid  apud 
Christianos  ad  ecclesiam  Dei  datum  fuerit. 

Adltr,  Dm  BrbenwartMOht.  X 
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eben  diese  Frage  das  Hauptproblem.  Wird  sie  bejaht,  dann  ist 
erwiesen,  dass  auch  im  Gebiete  des  Bairischen  Stammes  ein 
Recht  der  Proximi  galt,  welches  entweder  ursprünglich  in  dieser 
Gestalt  vorhanden  war,  oder  als  die  Abschwächung  einst  stärkerer 
Rechte  der  Verwandten  zu  betrachten  ist.  — Wird  sie  verneint, 
dann  reduzirt  sich  die  rechtsliistorische  Bedeutung  der  quellen- 
massig  feststehenden  Beschränkung  ungemein:  Die  Erscheinung, 
welche  uns  im  ersten  Falle  als  eine  wichtige  Phase  in  der  Ent- 
wicklungsgeschichte des  Eigentums  gelten  müsste,  wäre  nun  nichts 
mehr  als  das  Product  einer  Gesetzgebuugspolitik,  welche  den  in 
masslosen  Vergabungen  sich  äussernden  Glaubenseifer  massigen 
will.  Mag  dann  auch  für  eine  spätere  Epoche  des  Bairischen 
Rechtes  das  Wartrecht  von  Niemandem  bestritten  werden  — 
eben  die  spätere  Entstehung  dieses  Rechtes,  nach  vorausgegange- 
ner Dispositionsfreiheit,  würde  die  Annahme  widerlegen,  das  Wart- 
recht bezeichne  ein  allgemeines  Durchgangsstadium  auf  dem  Wege 
zum  Individualeigentum. 

Die  Quellen  scheinen  zunächst  jede  direkte  Antwort  zu 
versagen.  Die  Lex  selbst  enthält,  w'enn  wir  von  wenigen 
singulären  Bestimmungen  absehen,  deren  Heranziehung  ange- 
fochten  wird,  nur  Vorschriften  für  die  Vergabung  zum  Seelen- 
heile. Die  Urkunden  der  ältesten  Periode  bringen  fast  aus- 
schliesslich nur  Aufzeichnungen,  welche  die  Kirchen  über  Schen- 
kungen zu  ihren  Gunsten  gemacht  haben.  Nachrichten  über 
Vergabungen  anderer  Art  sind  selten  und  bedürfen  einer  sorg- 
samen Ausscheidung  und  Sammlung,  welche  bisher  unterhissen 
wurde. 

Infolge  dieses  Zustandes  der  Quellen  hatte  die  Literatur 
freies  Spiel.  Insoweit  sie  sich  die  Frage  überhaupt  gestellt  hat, 
beantwortet  sie  dieselbe  verschieden  je  nach  dem  allgemeinen 
Standpunkte,  den  sie  bezüglich  des  Ursprungs  des  Wart- 
rechtes einnahm.  Oder,  um  genauer  zu  sein,  müssen  wrir  sagen: 
Da  die  Geschichte  des  bairischen  Wartrechtes  ältester  Zeit 
bisher  niemals  Gegenstand  einer  Spezialuntersuchung  war,  so 
wurde  diese  erste  Frage,  die  zu  stellen  ist,  von  der  Literatur 
— wenn  überhaupt  — so  doch  nur  nebenbei  beantwortet.  Für 
die  Art  der  Beantwortung  war  aber  dann  fast  allein  massgebend 
die  allgemeine  Stellungnahme  des  Autors  zur  Frage  nach  dem 
Alter  des  Erbenwartrechtes. 
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Mit  einzigem  Hinblicke  auf  die  von  uns  gestellte,  sehr  be- 
stimmte Frage  wollen  wir  nun  teils  der  Zeitfolge  nach,  teils 
in  sachlicher  Gruppirung  — wie  sich  dies  jeweilig  besser  em- 
pfehlen mag  — die  einschlägigen  Schriften  betrachten , um 
daraus  die  Forderung  für  unsere  eigene  Arbeit  zu  gewinnen. 
Vollständigkeit  der  Literaturangaben  ist  weder  beabsichtigt,  noch 
auch  durch  die  eben  abgegrenzte  Aufgabe  geboten. 

Über  die  ältere  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  Jahrhun- 
derts, welche  überwiegend  von  der  Annahme  eines  ursprünglichen 
Gesamteigentums  ausging,  handeln  Duncker1)  und  Zimmerle*) 
in  ausführlicher  Weise.  Diese  älteren  Autoren,  und  nach  ihnen 
zuerst  auch  noch  Eichhorn8)  und  Phillips4)  neigten  dazu  hin, 
das  Wartrecht  als  ursprüngliche  Thatsache  des  Deutschen  Rechtes 
vorauszusetzen.  Ihre  Bemühungen  wendeten  sich  hauptsächlich 
der  juristischen  Konstruktion  dieses  als  bewiesen  angenommenen 
Rechtsverhältnisses  zu. 

Eichhorn  unternahm  dann  den  Versuch,  nicht  blos  die 
Existenz,  sondern  auch  die  Rechtsgrundlage  des  Wartrechtes  zur 
Zeit  der  Volksrechte  aus  den  unmittelbaren  Quellen  festzustellen s). 
Bezüglich  der  Rechtsgrundlage  inte  Eichhorn  freilich,  indem  er 
die  Ansprüche  der  Erben  auf  ihre  Verpflichtung  zur  Blutrache 
zurückführte*).  Die  Frage  der  Existenz  bejahte  er,  äusserte 
sich  aber  bezüglich  der  Beweiskraft  der  einzelnen  Volksrechte 
so  vorsichtig,  dass  wir  (S.  328)  lesen:  „In  den  Volksrechten  und 
Capitularien  kommen  Stellen  vor,  welche  man  dahin  deuten  kann, 


')  L.  Duncker,  Das  Gesamtoigentum,  Marburg  1843,  S.  1 — 23. 

*)  L.  Zimmerle,  Das  Deutsche  Stammgutssystem  nach  seinem  Ur- 
sprünge und  seinem  Verlaufe.  Tübingen  18&7.  S.  91 — 122. 

s)  K.  F.  Eichhorn,  Einleitung  in  das  Deutsche  Privatrecht,  2.  Ausg., 
Güttingen  1826,  S.  407  ff.,  440  ff. 

*)  Phillips,  Grundsätze  des  gemeinen  Deutschen  Privatrechts  1829,  I, 
S.  233,  300  ff.,  II,  S.  194. 

*)  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  4.  Auflage,  I.  Ud. 
1834,  § 67,  dann  in  der  6.  Auflage  dieses  Werkes  1843,  L Bd.,  S.  324  ff.  — 
Eine  Auseinandersetzung  mit  Beselcr’s  inzwischen  erschienener  Unter- 
suchung, von  der  wir  sofort  sprechen  worden,  lehnt  Eichhorn  S.  328  hh.  des- 
halb ab,  weil  Beselcr  Eichhom’s  Ausführungen  in  der  4.  Auflage  nicht  mehr 
berücksichtigen  konnte. 

*)  Vgl.  über  diese  Frage  Brunner,  Sippe  und  Wergeid,  in  der  Zeit- 
schrift der  Savigny-Stiftung,  III.  Bd.  1882,  S.  4 und  öfter. 
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dass  wenigstens  die  Regel  für  die  freie  Befugnis  nicht  nur  zur 
Veräusserung  unter  onerosem  Titel,  sondern  selbst  zur  Schen- 
kung gewesen  sein  müsse.“  — Trotz  dieser  Vieldeutigkeit  der 
Quellen  nimmt  Eichhorn  schliesslich  dennoch  als  Regel  die  all- 
gemeine Veräusserungsbeschränkung  an,  und  sieht  insbesondere 
in  den  Bestimmungen  des  Bairischen  Rechtes  (vgl.  S.  331)  offen- 
bar ein  Privilegium,  welches  Vergabungen  zu  Gunsten  der  Kirche 
erleichtern  soll. 

Dieser  fast  allgemein  herrschenden  Annahme  der  Ursprüng- 
lichkeit des  Wartrechts  trat  nun  zuerst  Beseler  in  seiner  „Lehre 
von  den  Erbverträgen“  (1835)  unter  Heranziehung  eines  grösseren 
Quellenmaterials  entgegen  *).  Beseler  nimmt  für  die  ältere  Periode 
an  „dass  die  Veräusserung  des  Grundbesitzes  ursprünglich  durch 
„die  Erben  nicht  beschränkt  war  und  der  Eigentümer  also  ihrer 
„Einwilligung  nicht  bedurfte,  um  sie  vollgültig  zu  vollziehen; 
„dass  aber  die  Sitte  früh  eine  Ausnahme  von  diesem  Prinzipe 
„macht,  zum  Besten  der  Kinder,  welche  später  auch  auf  ent- 
ferntere Verwandte  ausgedehnt  wurde“  (S.  51).  — Die  Bestim- 
mung des  Bairischen  Gesetzes  scheint  Beseler  als  eine  Vorkehrung 
gegen  masslose  Schenkungen  anzusehen,  getroffen  zu  Ungunsten 
der  Kirche,  da  nach  Beseler's  Ansicht  nur  die  Sitte  ohne  Rechts- 
zwang die  Zustimmung  der  Kinder  verlangte,  während  hier  die 
vorherige  Befriedigung  der  Kinder  gesetzliche  Forderung  ist. 
(S.  57). 

Der  Beweisführung  Beseler's  tritt  zuerst  Pauli  (1837)*)  mit 
der  Behauptung  gegenüber,  die  Veräusserungsbeschränkungen 
durch  Erben  seien  schon  seit  den  ältesten  Zeiten,  aber  nur  in 
Hinsicht  auf  das  ererbte  Gut  Rechtens  gewesen.  Der  Grund 
für  diese  Unterscheidung  sei  in  einer  tief  im  germanischen  Leben 
ruhenden  Ansicht  zu  suchen,  wonach  der  Einzelne  „das  ihm  ohne 
„sein  Zuthun  durch  eine  höhere  Hand  und  in  Folge  des  vom 
„Volksrecht  bestimmten  Erbfalls  Zugefallene  nur  als  ein  ge- 
diehenes Gut  betrachtete,  das  er  auch  seinerseits  dem  Erbgange 
„überlassen  müsse.“  — Wichtig  ist  für  uns  die  energische  Be- 
tonung dieser  Unterscheidung  zwischen  ererbtem  und  selbst- 


’)  G.  Beseler,  Die  Lehre  von  den  Erbverträgen  I.  Theil,  Güttingen  1836. 
*)  C.  W.  Pauli,  Abhandlungen  aus  dem  Lttbiscben  Rechte,  I.  Theil, 
Lübeck  1837,  S.  10  ff. 
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erworbenem  Gute1).  Die  Zeit  der  Yolksreehte  wird  übrigens 
bei  der  Beweisführung  kaum  gestreift. 

Häberlin  (1842)*)  beantwortet  in  seiner  ausschliesslich  auf 
Bairischem  Rechtsboden  sich  bewegenden  Untersuchung  trotz 
sonstiger  Ausführlichkeit  die  Frage  nirgends  direkt;  aber  aus 
dem  Satze  (S.  228);  „leibliche  und  eheliche  Kinder  haben  ein 
„fest  versichertes  Recht  auf  eine  pars  legitima  am  Vermögen 
„des  Vaters,  welche  er  ihnen  selbst  nicht  durch  eine  Schenkung 
„an  die  Kirche  kürzen  darf  . . .“  und  aus  einer  zweiten  Äusse- 
rung (S.  35)  verwandter  Art  lässt  sich  erkennen,  dass  Häberlin 
im  Gegensätze  zu  Beseler  mindestens  den  Kindern  bei  ander- 
weitigen Vergabungen  dieselben  gesetzlichen  Rechte  einräumt, 
wie  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile. 

Gerber  macht  in  seiner  einschlägigen  Dissertation3)  ans 
dem  Jahre  1847  bezüglich  der  Quellen  die  richtige  Bemerkung 
(S.  9):  „Documenta  autem  illa  ideo  quaestionem  non  satis  illu- 
„strant,  quia  fere  omnia  de  traditionibus  ad  ecclesiam  et  monasteria 
„factis  conscripta  sunt  et,  quod  antea  demonstravimus,  tales 
„traditiones  jam  antiquitus  privilegiis  erant  munitae.“  Gerber 
meint  auch,  dass  diese  Privilegien  die  Kirche  begünstigen  wollten, 
und  hält  insbesondere  für  das  Bairische  Recht  die  Existenz  eines 
Wartrechtes  aus  den  Bestimmungen  des  Volksgesetzes  erweisbar 
(S.  8).  Inhalt  und  Umfang  des  Wartrechts  ältester  Zeit  seien 
aber  überhaupt  im  Einzelnen  nicht  festzustellen4). 


■)  Ähnlich  übrigens  schon  E.  Th.  Gaupp,  Das  Schlesische  Landrecht, 
Leipzig  1828,  S.  100  ff. 

*)  C.  F.  W.  Häberlin,  Systematische  Bearbeitung  der  in  Meichelbeck’s 
Historia  Frisingensis  enthaltenen  Urkundensammlung.  I,  Berlin  1842. 

s)  C F.  Gerber,  Meditationes  ad  locum  speculi  juris  Saxonici  Lib.  I 
Art.  LII,  Erlangen  1847. 

*)  ibidem  S.  9:  Nam  pcrsuasum  mihi  est,  ne  valuisse  quidem  unquam 
regulam  constanter  adhibitam,  qua  dubia  illa  remota  fuissent.  Quod  intelliget, 
qui  collectiones  diplomatum  inspexerit  et  singula  inter  se  comparaverit,  quod 
Sydow  accurate  et  diligenter  perfecit.  Inveniet  tum  maximam  differentiam ; 
sunt  documenta,  quae  consonsu  solorum  liberorum,  sunt  quae  fratrum  et  soro- 
rum,  parentum,  patruelium  adeo  et  uxoris  sint  munita.  — Gerber  bezieht  sich 
hier  auf  die  von  Sydow,  Darstellung  des  Erbrechtes  nach  den  Grundsätzen 
des  Sachsenspiegels,  Berlin  1828,  S.  179  ff.,  gegebene  Darstellung  der  „Rechte 
der  Erben  bei  Lebzeiten  des  Erblassers“,  welche  freilich  die  Zeit  der  Volks- 
rechte sehr  wenig  berücksichtigt. 
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Die  durch  Beseler's  Schrift  aufgeworfene  Frage  nach  der 
Ursprünglichkeit  des  Beispruchsrechtes  suchte  Sandhaas  (1852)1) 
durch  besonnene  Überprüfung  der  für  und  wider  angeführten 
Argumente  unter  Beiziehung  der  Gesetzesstellen  der  Lösung 
näher  zu  bringen.  Tn  dieser  Überprüfung  liegt  der  Wert  der 
Schrift.  Der  von  ilun  selbst  mit  Recht  gestellten  Forderung, 
die  einzelnen  Stammesrechte  zunächst  gesondert,  einer  genaueren 
Untersuchung  zu  unterwerfen  (S.  140)  hat  sich  Sandhaas  nicht 
unterzogen.  — Bezüglich  der  Baiern  und  Alemannen  hält  er 
(S.  197)  eine  materielle  „Berücksichtigung“  der  Erben  für 
zweifellos.  Dagegen  neigt  er  „gar  sehr“  zu  der  Meinung,  dass 
auch  Baiern  und  Alemannen  ursprünglich  kein  förmliches  Bei- 
sprnchsrecht  kannten.  Zeugnisse  gegen  das  Beisprachsrecht 
seien  zwar  nicht  vorhanden,  aber  lex  Baj.  I,  1 und  XV.  10 
sprechen  auch  nicht  unbedingt  dafür. 

Zimmerle  (1857)  vertritt  gegenüber  Beseler  und  Sandhaas 
die  entgegengesetzte  Auffassung  und  geht  in  seiner  Annahme 
weit  über  Eichhorn  hinaus2).  Er  nimmt  für  Baiern  (S.  54)  an, 
dass  es  zu  jeder  Schenkung  von  Anfang  an  einer  Zustimmung 
der  nächsten  Erben  bedurfte.  „Eine  gesetzliche  Ausnahme  bildet 
nur  das  Recht  zu  Schenkungen  an  die  Kirche  zum  Heile  der 
Seele,  bei  welchen  die  Verwandten  ihr  Einspruchsrecht  verlieren 
und  nur  die  Söhne  einen  gesetzlichen  Anspruch  auf  Abfindung 
erhalten.“ 

Was  hiermit  behauptet  wird,  kann  richtig  sein.  Quellen- 
mässig  genügend  erhärtet  hat  es  Zimmerle  nicht.  Wir  werden 
auf  seine  Ausführungen  wiederholt  zu  sprechen  kommen. 

Walter  unterzieht  in  seiner  Rechtsgeschichte*)  das  Wart- 
recht einer  eingehenden  Untersuchung.  Sein  Standpunkt  hält 
die  Mitte  zwischen  Eichhorn  und  Zimmerle,  welch  Letzterem  er 
insbesondere  zahlreiche  Irrtümer  nachweist.  Die  Veränsserungs- 
beschränkungen  waren  „tief  im  Gefühl  des  Volkes  lebende  Sitte, 
„wovon  abzuweichen,  keinem  einfiel.  Erst  als  durch  neue  Ver- 
hältnisse eine  freie  Bewegung  angeregt  wurde,  wurde  man  sich 
„derselben  bestimmter  bewusst“  (S.  111).  Die  verschiedenen 

')  G.  Sandhaas,  Germanistische  Abhandlungen,  Giessen  1852. 

*)  Zimmerle  a.  a.  O. 

*)  F.  Walter,  Deutsche  Rechtageschichte,  Bonn  1857,  II.  Bd.,  S.  110 
bis  120. 
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Volksgesetze  zeigen  uns  die  bewusste  Stellungnahme  der  einzelnen 
Stämme  zu  dieser  Frage.  „Bei  den  Baiern  wurde,  ebenso  wie 
„bei  den  Alemannen  vorausgesetzt,  dass  man  mit  seinen  Söhnen 
„abgeteilt  hatte  . . . Doch  wurden  häufig  auch  da,  wo  es  nicht 
„nötig  war,  aus  verwandtschaftlicher  Rüohsicht  oder  um  künftigen 
„Reclamationen  zu  begegnen,  die  Blutsfreunde  als  beratend  zu- 
„gezogen.“  (S.  115).  „Die  Freiheit,  sein  Erbe  an  wen  man 
„wolle,  zu  tradiren,  wurde  durch  die  Capitularien  allgemeines 
„Reichsrecht,  ....  allein  in  die  Sitten  drang  dasselbe  nicht  ein, 
„umsomehr  hielt  das  Verwandtschaftsgefühl  an  seinem  (alten) 
„Rechte  fest.“  (S.  115)  ...  . „Auch  in  Baiern  wurde  (dann) 
„selbst  bei  Traditionen  an  die  Kirche,  wo  es  nach  dem  alten 
„Volksrecht  nicht  nötig  war,  der  Consens  der  Erben  eingeholt“ 
(S.  118). 

Merkel  (1863)1),  der  vor  allen  seinen  Vorgängern  eine  aus- 
gedehnte Kenntnis  insbesondere  der  bairischen  Rechtsquellen 
voraus  hat,  streift  unsere  Frage  nur  (S.  141),  aber  doch  so,  dass 
seine  Meinung  zu  entnehmen  ist.  Es  heisst  hier:  „Da«  Volks- 
„recht  1.  Baj.  I,  1 verpflichtet  wie  das  burgnndische  Gesetz  den 
„Veränsserer  auch  wenn  er  an  kirchliche  Anstalten  veräussert, 
„den  Erbteil  seiner  Kinder  freizulassen.“  Daraus  folgt,  dass 
Merkel  den  Veräusserer  „auch“  bei  anderen  Veräusserungen  als 
an  Kirchen  durch  entgegenstehende  Rechte  beschränkt  erachtet4). 

Ebenso  wie  Zimmerle  über  die  Ansichten  Eichhorn’s  hinaus- 
schritt, so  geht  nun  Lewis  in  der  Richtung  Beseler-Sandhaas 
vor*).  In  seiner  „Succession“  (1864)  heisst  es  (S.  15):  ...  . 
„Das  Erfordernis  der  Abteilung  setzt  die  bairische  lex  bei  Ver- 
gabungen an  die  Kirche,  lässt  jedoch  im  Übrigen  völlige  Dis- 
„positionsfreiheit  über  das  Vermögen  bestehen,  weil  man  hier 
„nur  der  Kirche  gegenüber  Beschränkungen,  wie  sie  angegeben, 
„einführen  zu  müssen  glaubte.“  Als  Beleg  für  die  sonstige  Dis- 


*)  Merkol,  Das  flnnare  im  bairischen  Recht,  in  Ztschr.  für  Rechts- 
geschichte, 2.  Bd.  1863. 

*)  Denselben  Standpunkt  nimmt  auch  Qnitzmann  ein;  die  Mteste 
Rechtsverfassnng  der  Bajuwaren,  1866,  S.  186. 

*)  G.  Lewis,  De  origine  facnltatis  heredibus  in  iure  Gennanico  con- 
cessae  prohibendi  alienationes  rerum  immnbilium,  Berlin  1862.  Derselbe: 
Die  Succession  des  Erben  in  die  Obligationen  des  Erblassers  nach  Deutschem 
Rechte,  Berlin  1864. 
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Positionsfreiheit  führt  er  gegenüber  1.  Baj.  I,  1 den  Titel  VII,  4 
an1).  Zugleich  bekämpft  Lewis  den  Versuch  1.  Baj.  XV,  10  als 
Gegenargument  benützen  zu  wollen3).  Diese  Bestimmung  sei 
aus  der  lex  Wisig.  geschöpft,  unter  dem  Einflüsse  des  Römischen 
Rechtes  entstanden  und  betreffe  das  eheliche  Güterrecht  speziell. 
Wenn  darin  gesagt  ist,  dass  soferne  eiu  Ehemann  mangels  einer 
Descendenz  seine  Frau  bedenkt,  diese  bei  N iclit wiederverheira- 
tung  ungestört  im  Besitze  der  Vergabung  bleiben  soll,  dann 
werde  „der  Mangel  der  Erben  wohl  nicht  aus  dem  Grunde  her- 
„vorgehoben,  wTeil  denselben  in  anderen  Fällen  ein  Widerspruchs- 
„reeht  gegen  Veräusserungen  eingeräumt  war,  sondern  weil  da- 
„mit  die  Verfügung  des  Manues  über  das  ganze  Vermögen  zu 
„Gunsten  der  Frau  motivirt  sein  sollte.“ 

Lewis  geht  somit  weiter  als  Beseler;  er  glaubt  auch  im 
Gegensätze  zu  dem  vorsichtigeren  Sandhaas  die  Frage  aus  den 
bisher  herangezogenen  Quellen  direct  beantworten  zu  können. 
Lewis  gelangt  dann  auf  Grund  derselben  Quellen,  welche  Zimmerle 
benutzt  hatte,  zu  einem  gerade  entgegengesetzten  Resultate  in 
jener  Richtung,  die  Beseler  zuerst  betrat.  Während  aber  Beseler 
der  Meinung  war,  dass  ursprünglich  eine  jede  ausserkirchliche 
Vergabung  durch  die  Sitte  an  die  Zustimmung  der  Verwandten 
gebunden  war,  statuirt  Lewis  vollständige  Dispositionsfreiheit. 

Abermals  — w'ie  früher  bereits  durch  Sandhaas  — erfolgt 
eine  Überprüfung  der  in  der  Streitfrage  von  beiden  Seiten  vor- 
gebrachten Beweisgründe  u.  z.  durch  Pernice  (1867)  in  einer 
Kritik  der  Schriften  von  Lewis,  welche  selbständigen  Wert  in 
Anspruch  nehmen  darf8).  — Pernice  wirft  Lewis  eine  mangel- 


’)  1.  Baj.  VII,  4 lautet:  Ut  nullum  liberum  sine  mortali  crimine  liceat 
inservire,  nec  de  liereditate  aua  expellere,  aed  liberi,  qui  justis  legibus  de- 
serviunt,  sine  impedimento  bereditatia  suae  possideant;  quamvis  pauper  ait, 
tarnen  libertatcm  auam  non  perdat,  nec  hereditatem  auam,  niai  ex  apontanea 
voluntate  alicui  tradere  voluerit,  hoc  potestatem  habest  faciendi. 

s)  . . . 8i  autem  maritus  ejus,  qui  nec  iilios,  nec  Alias,  nec  nepotea,  nec 
pronepotes  nec  ullum  de  propinquis  haket,  8ed  in  uxorem  aut  donationem  aut 
teatamentum  aive  partem  aive  omnea  contulerit  facultatea  et  haec  deincepa 
in  viduitate  peraiatit  et  memoriam  niariti  cum  pudicitia  caatitatia  observat, 
omnia  quae  a marito  ei  aunt  donata  poaaideat  et  ea  in  quem  voluerit  pro 
auo  jure  tranatuudat 

*)  A Pernice,  Bciaprucb8recht  und  Univeraalauccession  im  Deutschen 
liechte,  in  der  Kritischen  Vtjachr.  IV,  1S67. 
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hafte  Benützung  der  Urkunden,  Zimmerte  deren  unkritische  An- 
häufung vor.  Sollte  sich  wirklich  in  Baiem  das  Wartrecht  — 
wie  Beseler  und  Lewis  meinen  — erst  erstmalig  im  9. — 12.  Jahr- 
hundert entwickelt  haben,  so  müsste  diese  Entwicklung  aus  den 
Quellen  ersichtlich  sein.  — Zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  in 
Baiern  ursprünglich  ein  Wartrecht  gegolten  habe,  könne  das 
Yolksrecht  nur  mit  seiner  Bestimmung  der  Abteilung  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen  herangezogen  werden.  ,.Alle  übrigen  Stellen 
„entscheiden  nichts.  Denn  1.  Baj.  VII,  4,  woraus  Lewis  die 
„Freiheit  der  Befugnis  schliesst,  an  andere  als  an  Kirchen  zu 
„veräussern,  bestimmt  zunächst:  Confiscation  solle  den  Erben  des 
„Verbrechers  nie  treffen  und  fügt,  hinzu,  überhaupt  solle  Niemand 
„durch  die  Staatsgewalt  aus  seinem  Grundeigentum  vertrieben 
„werden,  vielmehr  könne  eine  Veräusserung  desselben  nur  aus 
„dem  freien  Entschlüsse  des  Eigentümers  selbst  hervorgehen.  — 
„Hier  war  also  nicht  der  Ort,  die  etwaigen  Beschränkungen  des 
„freien  Entschlusses  aufzuzählen.“ 

Ebensowenig  sei  aber  die  Behauptung  Zimmerle’s  berechtigt, 
zu  jeder  Schenkung  bedürfe  es  der  Zustimmung  der  nächsten 
Erben.  Namentlich  folge  dieser  Satz  nicht  aus  1.  Baj.  XV,  10 
und  hier  schliesst  sich  die  Beweisführung  Pernice  an  die  bereits 
gegebene  von  Lewis  an  (S.  74). 

Als  Ergebnis  seiner  Prüfung  führt  Pernice  an,  dass  die 
Baiem  (ebenso  wie  die  Ribuarischen  Franken)  „eine  die  Rechte 
„der  Erben  beeinträchtigende  Gutsveräusserung  nicht  als  reehts- 
„beständig  erachteten,“  dass  insbesondere  die  Baiern  aber  den 
Zweck  des  Einspruchsrechtes  durch  andere  Mittel  zu  erreichen 
suchten,  nämlich  durch  ein  dem  Römischen  Noterbenrechte  ana- 
loges Recht  (S.  72,  75,  81),  worauf  bereits  Walter  (1855)  und 
Zöpfl  (1858)  aufmerksam  gemacht  hatten. 

Eine  directe  Antwort  auf  die  Frage,  ob  die  entgegenstehen- 
den Rechte  der  Erben  — mochten  sie  welche  rechtliche  Natur 
immer  haben  — in  der  ältesten  Periode  Baierns  nur  bei  Ver- 
gabungen an  Kirchen,  oder  allgemein  galten,  gibt  Pernice  zwar 
nicht;  es  lässt  sich  aber  annehmen,  dass  er,  trotz  der  oben  an- 
geführten Bemerkung  gegen  Zimmerle,  dieses  „Noterbenrecht“ 
gegenüber  allen  Vergabungen  gelten  lassen  will. 

Aus  seiner  Kritik  scheint  sich  folgendes  mit  Sicherheit  zu 
ergeben:  Der  Versuch,  die  Frage  allein  oder  hauptsächlich  durch 
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Interpretation  der  Lex  zn  beantworten,  muss  infolge  der  Viel- 
deutigkeit der  wenigen  in  Betracht  kommenden  Gesetzesstellen 
fruchtlos  bleiben.  Es  ist  daher  nötig,  andere  Rechtsquellen,  vor 
Allem  die  Urkunden  in  systematischer  und  ausgedehnter  Weise 
beizuziehen.  — Ob  freilich  durch  Erfüllung  dieser  Forderungen 
unsere  Frage  nach  der  Allgemeingültigkeit  und  Ursprünglichkeit 
des  Wartrechts  in  Baiern  einer  endgültigen  Entscheidung  zuge- 
führt werden  kann,  steht  dahin.  Der  einzige  mögliche  Weg 
ist  aber  bezeichnet. 

Es  lässt  sich  nun  nicht  behaupten,  dass  bezüglich  der  bairi- 
schen Entwicklung,  über  deren  Wichtigkeit  noch  zu  sprechen  sein 
wird,  sich  irgend  ein  nachfolgender  Autor  die  bezeichnete  Auf- 
gabe gestellt  hätte.  Vielmehr  wurden,  so  oft  das  Bairische 
Rechtsgebiet  in  Frage  kam,  entweder  aus  der  Fülle  der  Ur- 
kunden jene  herangezogen,  welche  den  antizipirten  Standpunkt 
des  Autors  zu  unterstützen  vermochten,  oder  auch:  Es  wurde 
die  Anschauung  zwar  erst  auf  Grund  der  Quellen,  aber  auf 
Grund  einer  unzureichenden  Benützung  derselben  gebildet. 

Wichtig  für  unsere  Frage  ist  fernerhin  keine  Schrift,  welche 
sich  etwa  speziell  mit  ihr  befasst  hätte,  sondern  der  veränderte 
Grnndzug,  welcher  die  gesammte  einschlägige  Literatur  der  neue- 
sten Zeit  kennzeichnet:  Fast  kein  Einziger  der  nun  folgenden 
Autoren  steht  ganz  auf  der  Seite  von  Beseler  oder  Lewis,  son- 
dern es  erfolgte  auf  Grund  neuerer  Deutsch-rechtlicher  For- 
schungen und  unterstützt  durch  die  Ergebnisse  der  Rechtsver- 
gleichung, eine  mehr  oder  minder  vorsichtige  Rückkehr  zur 
älteren,  nunmehr  in  ganz  anderer  Weise  begründeten  Annahme 
eines  ursprünglichen  Gesammteigentums  der  Sippe,  oder  zum 
mindesten  einer  ursprünglichen  Verfangenschaft  des  Gutes  zu 
Gunsten  nächster  Erben. 

Allerdings  sind  in  dieser  Stellungnahme  die  mannigfachsten 
Abstufungen  bemerkbar.  Von  allen  neuesten  Autoren  stehen 
Waitz  und  Stobbe  den  Anschauungen  Beseler-Lewis  am  näch- 
sten und  verhalten  sich  gegenüber  der  neuen  Tendenz  am  meisten 
ablehnend1). 

')  E.  Löning,  Geschichte  des  Deutschen  Kirchenrechtes,  II.  Bd.,  1878, 
S.  681  ff.,  konnte  dem  Zwecke  seines  Werkes  nach  die  Frage  der  Ursprüng- 
lichkeit des  Beispruchsrechtes  übergehen.  Wir  kommen  auf  seine  Ausführun- 
gen im  anderen  Zusammenhänge  zurück. 
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Waitz  (1883)  meint1):  „Ob  auch  ein  eigentümliches  Recht 
„der  Familie  im  weiteren  Sinne,  ein  sogenanntes  Gesammteigen- 
„tum  derselben  anzunehmen,  ist  zweifelhaft.  Dass  die  Verwandten 
„zu  Veräusserungen  an  Fremde  ihre  Zustimmung  geben  mussten, 
„gilt  später  bei  einzelnen  Stämmen  als  Recht.  Dass  es  aber 
„früher  allgemein  war,  und  auf  einen  solchen  Grundsatz  zurück- 
„zuführen  ist,  lässt  sich  nicht  darthun.“  Und  in  anderem  Zu- 
sammenhänge -)  äussert  sich  Waitz(l  882)  bezüglich  des  W artreehts ; 
„dass  in  dieser  Zeit  (der  Volksrechte)  kein  unbedingtes  Wider- 
„spruchsrecht  der  Verwandten  gegen  Veräusserungen  stattfand, 
„ergibt  sich  aus  den  Urkunden  unwiderleglich.  Eben  die  For- 
„meln  . . . sprechen  nie  von  Zustimmung  der  Betheiligten;  wir 
„müssen  jedenfalls  annelnnen,  dass  man  innerhalb  der  Familie 
„frei  über  das  Eigentum  verfügen  konnte.  Allein  auch  Ver- 
gabungen und  Verkäufe  haben  keineswegs  immer  ausdrücklich 
„die  Billigung  der  Verwandten  erhalten.“ 

Stobbe  (1883)*)  stimmt  Sandhaas  in  der  Forderung  bei, 
dass  zwischen  den  einzelnen  Volksrechten  unterschieden  werden 
müsse.  Ist  es  nun  auch  schwer,  diesen  Gelehrten  bei  der  ihm 
eigenen  vermittelnden  Vorsicht  beim  Worte  zu  nehmen,  so  ist  es 
doch  sicher,  dass  Stobbe  die  ältere  Annahme  eines  ursprüng- 
lichen Familieneigentums  verwirft.  Stobbe  hält  das  Beispruchs- 
recht für  das  Product  einer  Reaktion  gegen  schädliche  Veräusse- 
rnngen,  insbesondere  an  Kirchen,  welche  „bei  den  verschiedenen 
„Stämmen  zu  verschiedener  Zeit  und  in  verschiedenem  Umfange 
„eintrat.“  — Bezüglich  des  Baiernrechtes  konstatirt  er  zwar  die 
bei  Vergabungen  an  die  Kirche  geltende  Abteilungspflicht,  fügt 
aber  hinzu:  „Ob  dies  auch  für  Veräusserungen  an  andere  Per- 
sonen gilt,  bleibt  zweifelhaft.“ 

Siegel  hatte  in  seinem  Deutschen  Erbrecht  (1853)4)  von 
dem  Wartrechte  zwar  höchst  ausführlich,  aber  auf  Grund  späterer 
Rechtsquellen  gehandelt,  wodurch  unsere  Frage  keine  directe 

■'i  G.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  III.  Bd.,  1883,  S.  C5. 

*)  Waitz,  ibidem  II.  Bd.,  1.  Abth.,  3.  Auflage,  1882,  S.  286. 

*)  Ü.  Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts,  II.  Bd.,  1883, 
S.  116  ff.  (insbes.  S.  120). 

4)  H.  Siegel,  Das  Deutsche  Erbrecht  nach  den  Rechtsquollen  des 
Mittelalters,  Heidelberg  1863,  S.  U ff.,  S.  88 — 148.  — Derselbe:  Deutsche 
Rechtsgeschichte,  2.  Auflage  1880,  S.  434  ff. 
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Beantwortung-  erfahren  konnte.  Aber  Siegel  gründete  bereits 
damals  das  Wartrecht  auf  die  Deutsche  Rechtsanschanung,  dass 
der  Erbe  zum  Gute  geboren  sei  (S.  89),  und  fügte  hinzu  (S.  90, 
Anm.  363):  „Anerkannt,  wenn  auch  nicht  so  entwickelt  war  dies 
„Recht  des  Erben  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  im  germanischen 
„Rechte  von  Anfang  an.“  Die  Erben  haben  — nach  Siegel  — 
bei  Lebzeiten  des  Erblassers  eine  „Gewere  zur  Anwartung“  (S.  7). 
„Es  ist  dies  ein  wirkliches  seinem  materiellen  Inhalte  nach  be- 
stimmt abgrenzbares  Recht“  — , eine  Auffassung,  durch  welche 
„der  Gedanke  an  ein  Familiengesammteigentum  von  vornherein 
„unmöglich  gemacht  wird“  (S  88). 

In  seiner  Rechtsgeschichte  lässt  Siegel  zwar  ähnlich  w-ie 
Beseler  das  Widerspruchsrecht  aus  der  Sitte  entstehen,  diese  aber 
schon  in  frühester  Zeit  zum  Rechte  werden.  Daran  schliesst 
sich  folgender  Satz  an:  „Als  aber  Verarmung  und  Not  im  6.  und 
„7.  Jahrhundert  viele  Grundbesitzer  zu  Veräusserungen  zwang 
„und  Andere,  besorgt  um  ihr  Seelenheil  zu  Schenkungen  an  Kir- 
„chen  und  Klöster  gedrängt  wurden,  erfuhr  das  Anwärterrecht 
„durch  die  Gesetzgebung  der  fränkisch-kirchlichen  Zeit  eine  Ein- 
schränkung oder  gänzliche  Aufhebung.  — Sobald  jedoch  die 
„Gesetze  in  Vergessenheit  gerieten,  lebte  sofort  der  Erben  Recht 
„mit  seiner  früheren  Wirksamkeit  wieder  auf.“  — Diese  Auffassung 
scheint  die  Annahme  offen  zu  lassen,  dass  in  Baiern  während 
dieser  Zeit  die  Einschränkung  des  Wartrechtes  nur  zu  Gunsten 
der  Kirche  stattfand  und  später  wieder  ganz  wegfiel. 

v.  Inama-Sternegg  (1879)1)  verhält  sich  zwar  ähnlich 
wie  Waitz  zur  Annahme  eines  ursprünglichen  Gesammteigentums 
der  Familie;  aber  er  erklärt  doch  die  Verfügungsbeschränkungen 
„aus  dem  starken  Zusammenhalte,  den  die  Familie  in  allen  Be- 
ziehungen, also  auch  sicherlich  in  vermögensrechtlicher  lange 
„Zeit  hindurch  bewahrt  hat.“  — Daraus  erklärt  sich  v.  Inama 
unter  Anderm  auch  die  Beschränkungen  des  Bairischen  Rechtes 
(S.  102).  Die  Bestimmungen  der  Volksgesetze  und  der  Capitu- 
larien  über  Vergabungen  zum  Seelenheile  insbesondere  scheinen 
ihm  zu  Gunsten  der  Kirche  erlassen  (ebendas.  S.  255  und  289), 
aber  anderen  Orts  finden  wir  uuter  Berufung  auf  1.  Baj.  I,  1 


')  K.  Th.  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte,  I.  Bd., 
Leipzig  1879. 
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den  Satz:  „Schenkungen  unter  Lebenden  wurden  ohne  Beschrän- 
kungen zugelassen“1).  Abgesehen  aber  von  der  Stellungnahme 
dieses  Autors  zu  unserer  besonderen  Frage  kann  v.  Inama  ebenso, 
wie  nach  ihm  Lamprecht  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  das 
Wartrecht  im  Zusammenhänge  mit  der  wirtschaftlichen  Entwick- 
lung betrachtet  und  beleuchtet  zu  haben. 

Bewer  (1880)®)  lässt  die  Bairischen  Schenkungen  unter  der 
Voraussetzung  zu,  dass  die  nächsten  Erben  zustimmen,  Zuwen- 
dungen an  die  Kirche  nur  dann,  wenn  die  Kinder  gesetzlich  ab- 
gefunden sind. 

J.  A.  Tomaschek  (1882)  bespricht  bei  Behandlung  des 
Heimfallsrechtes  das  Wartrecht  nicht  näher,  bietet  aber  eine  be- 
achtenswerte Ausführung,  welche  diesem  Gedankenkreise  ange- 
hört3). Sie  schliesst  mit  dem  Satze:  „Das  Heimfallsrecht  steigt 
„von  der  erblosen  Verlassenschaft  zu  immer  grösseren  Kreisen 
„auf,  um  schliesslich  in  dem  Heimfallsrechte  des  Staates  be- 
ziehungsweise des  Fiskus  seinen  Abschluss  und  Gipfelpunkt  zu 
„finden.  Das  ist  die  einzig  richtige  Ansicht  über  den  Gang  der 
„germanischen  Entwicklung.“  (S.  6).  — Für  unsere  Aufgabe 
lässt  sich  der  Gedanke  dahin  ergänzen,  dass  das  Bodeneigentum 
nach  einem  viele  Jahrhunderte  währenden  Differenzirungsprozesse 
zuletzt  Individualeigentum  wird,  dass  aber  das  Wartrecht  jeweilig 
als  Rest  der  überwundenen  Phase  zurückbleibt.  Das  Heimfalls- 
recht seinerseits  lässt  uns  in  seiner  Stufenfolge  alle  Stadien  der 
Entwicklung  überblicken. 

Brunner  hatte  in  seiner  Deutschen  Rechtsgeschichte  (1887) 
keirffe  Veranlassung,  sich  über  unsere  spezielle  Frage  direkt  zu 
äussern4).  Doch  glauben  wir,  gemäss  seiner  allgemeinen  Stellung- 
nahme Brunner  bei  unserm  Gange  von  Rechts  nach  Links  an 
dieser  Stelle  besprechen  zu  sollen.  — Das  Ureigentum  w’ar  — 
nach  Brunner  — nicht  Sonder-  sondern  Gemeinschaftseigentum. 
Der  Fortschritt  vollzog  sich  durch  den  Übergang  von  der  ge- 


’)  Derselbe:  Die  Ansbildung  der  grosson  Grundherrschaften  in  Deutsch- 
land während  der  Karolingerzeit,  in  Schmoller’s  staats- und  sozialwissensch. 
Forschungen,  Bd.  I,  1,  Leipzig  187S. 

*)  Bewor.  Sala,  Traditio,  Vestitura,  Rostock  1880,  S.  18,  Anm.  2. 

*)  J.  A.  Tomaschek,  Das  Heimfallsrecbt,  Wien  1882. 

4)  H.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  L Bd.,  Leipzig  1887, 
insbes.;  8.  68—64,  71,  78—84,  196—197. 
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meinschaftlichen  zur  Sondernutzung  (S.  58),  und  zwar  verschieden 
bei  Hofstätte,  Ackerland,  Wald  und  Weide  (S.  59).  — Das  Acker- 
land, zuerst  iui  Besitze  des  Geschlechtsverbandes  des  Gaues, 
kommt  später  in  den  Besitz  der  einzelnen  Sippschaft,  aus  der 
die  räumliche  Markgenossenschaft  hervorgeht  (S.  60).  — Die 
Hofstätte  ist  bereits  zur  Zeit  des  Tacitus  Sondereigen  (S.  59). 
— Innerhalb  der  Sippe  bilden  diejenigen,  die  derselben  Haus- 
genossenschaft angehören  oder  angehört  haben,  Eltern,  Kinder 
und  Geschwister  einen  engeren  Verband  (S.  83).  — Die  freie 
Veräusserlichkeit  der  Hufe  dringt  erst  langsam  durch.  Ihr  stand 
zunächst  im  Wege  das  Heimfallsrecht  der  Gemeinde  . . . Wo 
diese  (oder  verwandte)  Beschränkungen  „nicht  existirten  oder 
„beseitigt  waren,  ist  die  Veräusserlichkeit  beschränkt  durch  das 
„Wartrecht  gewisser  Erben  oder  des  Erben  schlechtweg,  oder 
„doch  wenigstens  durch  Rechte  vou  Miterben,  mit  welchen  man, 
„wie  das  häufig  geschah,  in  Erbengemeinschaft  lebte.“ 

Brunner  bringt  somit  das  Wartrecht  doch  wohl  in  eine  Be- 
ziehung zu  der  engeren  Hausgenossenschaft,  welche  sich  inner- 
halb der  Sippe  ausgehildet  hatte.  Wenn  ferner  an  anderem  Orte 
von  den  Volksrechten,  welche  das  Beispruchsrecht  nennen,  gesagt 
wird,  sie  erwähnen  dasselbe  „entweder  als  ein  Recht  der  nächsten 
„Erben  schlechtweg,  oder  doch  gewisser  Erben,  so  zum  mindesten 
„der  unabgeteilten  Söhne“,  so  ist  hier  zweifellos  neben  dem  Bur- 
gundischen  an  das  Bairische  Rocht  gedacht,  und  es  wird  dieses 
Recht  durch  keine  Andeutung  auf  Vergabungen  an  Kirchen  be- 
schränkt1)- 

Jene  Richtung  nun,  welche  die  ältere  Theorie  eines  ursprüng- 
lichen Familieneigentums,  aber  auf  weitaus  tieferer  und  breiterer 
Grundlage  wieder  aufgenommeii  und  teilweise  radikal  weitergeführt 
hat,  ist  durch  die  Kamen  v.  Ainira,  Hensler  und  zuletzt  auch 
Schröder  bezeichnet. 

v.  Amira  hatte  sich  in  seiner  eingreifenden,  wenn  auch  viel 
angefochtenen  Schrift  (1876)  auf  das  Niederdeutsche  Rechtsgebiet 
beschränkt1).  Die  Oberdeutschen  Gebiete  blieben  von  seiner 


')  Urnnner  in  HoltzendorfTs  Encyclopädie  der  Rechtswissenschaft, 
1*90,  S.  987. 

*)  v.  Ainira,  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung  nach  den  Alt- 
niederdeutschen Rechten,  München  1876. 
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Untersuchung  ausgeschlossen.  Zum  Schlüsse  derselben  fanden 
wir  die  Aufforderung,  die  Oberdeutschen  sowie  die  Skandinavi- 
schen Quellen  nochmals  zu  prüfen,  was  unseres  Wissens  seither 
nicht  geschah.  — Neuestens  hat  nun  v.  Amira  seine  Anschauung 
im  Gruudriss  der  Germanischen  Philologie  zusammengefasst1). 
Wir  geben  sie  kurz  wieder,  weil  deren  Vergegenwärtigung  sofort 
einen  Schluss  auf  unsere  Frage  zulässt.  — Die  Blutsverwandten 
„bildeten  noch  in  der  älteren  Zeit  d i e Genossenschaft,  die  Sippe. 
„Die  Gliederung  der  Sippe  beruhte  ursprünglich  auf  dem  Gegen- 
„satz  zweier  Hauptgruppen  oder  Kreise.  . . Der  engere  Kreis 
„war  gebildet  von  Sohn,  Tochter, Vater,  Mutter,  Bruder,  Schwester; 
„der  weitere  von  den  übrigen  Verwandten“  (S.  137).  — Die  Sippe 
ist  nicht  blos  Friedens-  und  Schutz  verband,  sondern  es  bestand 
in  ihr  ein  Gesammteigentum,  dessen  Teilhaberschaft  lange  Zeit 
auf  den  engeren  Kreis  beschränkt  blieb.  Aus  dem  Gesammt- 
eigentum entstand  das  Erbrecht,  das  erst  schrittweise  auch  den 
weiteren  Sippenkreis  ergriff.  „Der  Erbe  wurde  nach  ältestem 
„Recht  durch  den  Tod  des  Erblassers  nur  von  einer  Schranke 
„seiner  Befugnisse  befreit,  indem  er  in  die  Verwalterschaft  des 
„Nachlasses  eintrat,  dessen  Bestandtheile  ihm  schon  bei  Leh- 
rzeiten des  Erblassers  gehörten.  Als  Erbwart  aber  hatte  er, 
„wenn  der  Erblasser  seine  Habe  veräussern  wollte,  gemeinschaft- 
lich mit  demselben  zu  handeln  oder  doch  zuzustimmen“  (S.  1311)- 
— Und  an  anderer  Stelle:  „Das  ehemalige  Gesammteigentum 
„wirkte  nach  im  Wartrechte  der  Erben“  (S.  152). 

Man  sieht,  dass  diese  unbedingt  ausgesprochene  Grund-An- 
schauung über  Wesen  und  Ursprung  des  Erb-  und  Wartrechts 
absolut  keinen  Raum  für  die  Annahme  lässt,  das  Wartrecht  irgend 
eines  Stammes  sei  erst  das  Produkt  einer  späteren  Entwicklung. 
Auch  hatte  v.  Amira  bereits  in  der  erst  genannten  Schrift 
(S.  54  ff.)  gegenüber  Schröder  die  Existenz  des  Beispruchsrechtes 
auch  für  das  Salfränkische  Gebiet  vertheidigt.  — Ob  mit  Recht, 
steht  dahin. 

Wir  mussten  auf  unserem  Gange  von  Rechts  nach  Links 
die  Schriften  v.  Amira's  einschieben,  weil  eine  wichtige  Abhand- 
lung Gierke’s  (1876)  Amira  gegenüber  Stellung  nimmt  und  ein 


*)  Im  Grundriss  der  Germanischen  Philologie  von  H.  Paul,  II.  Bd., 
2.  Abth.,  Strassburg  18‘JO. 
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ursprüngliches  Gesammteigentum  der  Sippe  verwirft1).  — Nach 
Gierke  ist  Ausgangspunkt  des  Deutschen  Erbrechts  nicht  die 
Sippe,  sondern  die  Hausgemeinschaft,  an  deren  Spitze  der  Haus- 
vater steht,  dessen  Verfügung  über  das  Hausvermögen  durch  An- 
rechte der  übrigen  Glieder  des  Verbandes  eingeschränkt  ist. 
Diese  Anrechte  aber  steigern  sich  mit  dem  Tode  des  Hausvaters. 
„Das  Germanische  Erbrecht  gründete  sich  auf  die  Idee  einer 
„Fortdauer  der  Hausverbindung  bei  dem  Fortfalle  seines  Hauptes, 
„in  dessen  leer  gewordene  Stelle  von  selbst  die  nunmehr  obersten 
„Glieder  des  Verbandes  einrücken.  Es  gestand  daher  dem  herr- 
schenden Einzelwillen  unter  Lebenden  nur  eine  beschränkte, 
„über  den  Tod  hinaus  gar  keine  Macht  über  das  Hausvermögen 
„zu.“  — Das  Wartrecht  erscheint  somit  Gierke  als  der  Ausdruck 
dieses  Rechtes  der  Verbandglieder  auf  das  Hausvermögen,  inso- 
weit dasselbe  schon  bei  Lebzeiten  des  Erblassers  zur  Geltung 
kommt,  und  es  wird  nunmehr*)  diesem  Beispruchsrechte  „Ur- 
sprünglichkeit und  Allgemeinheit  zugesprochen“  (S.  478). 

Einen  mit  Gierke  verwandten  Standpunkt  nimmt  in  dieser 
Frage  Huber  (1884)  ein8)  durch  Annahme  eines  ursprünglichen 
Hausvermögens,  wobei  zwar  der  Vater,  nicht  eine  Genossenschaft, 
als  Eigentümer  erscheint,  das  Vermögen  aber  gebunden  ist  durch 
die  Zwecke  des  Hauses,  woraus  sich  als  Konsequenz  die  Unver- 
äusserlichkeit  der  Sors  und  des  späteren  Stammgutes,  und  weiter 
das  Beispruchsrecht  der  Verwandten  ergeben  habe. 

Pappenheim  (1882)  hält  die  Frage  der  Dispositionsfreiheit 
in  der  älteren  Zeit  des  Deutschen  Rechtes  noch  für  eine  offene4). 
Er  selbst  meint,  dieselbe  sei  keine  unbeschränkte  gewesen.  — 
Bezüglich  Baiems  dürfe  die  Bestimmung  der  lex  Baj.  I,  1 ge- 
wiss nicht  als  eine  zum  Schaden  der  Kirche  dienende  Beschrän- 
kung, sondern  sie  müsse  als  Erweiterung  der  Verfügungsfreiheit 
gelten.  — Die  Bestimmung  VII,  4 1.  Baj.  statuire  nicht  die 


’)  O.  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edikt  Chilperich’s,  in 
Ztschr.  f.  Rechtsgesch.  XII,  1876,  S.  ISO  ff.;  vgl.  bes.  S.  481  ff. 

*)  Vgl.  Gierke,  Das  Deutsche  Genossenschaftsrecht  I,  1868,  S.  24, 
wo  Gierke  Beseler  beipflichtete  und  II.  Ud.  1873,  S.  200. 

*)  E.  Huber,  Die  historische  Grundlage  des  ehelichen  Güterrechtes 
der  Berner  Handfeste,  Basel  1884,  S 17  und  öfter. 

4)  Fappenheim,  Launegild  und  Garethinx,  in  Gierke’s  Untersuchun- 
gen zur  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  XIV.  Heft,  1882,  8.  58  ff. 
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Freiheit  zu  disponiren  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Erbrecht, 
sondern  nur  im  Gegensätze  zu  der  in  ihrem  Eingänge  erwähnten 
zwangsweisen  Vertreibung  (ähnlich  früher  schon  Pernice).  Weiteres 
an  anderer  Stelle. 

v.  Amira  am  nächsten  stehen  aber  Heusler  und  neuestens 
auch  Schröder. 

Bei  Heusler  lässt  sich  der  Einfluss  dieser  Gedankenrichtung 
deutlich  verfolgen1)-  Während  Heusler  nämlich  noch  in  seiner 
Gewere  1872  (S.  43,  470  ff.)  der  Meinung  ist,  „es  müsse  sich 
„tür  alle  Deutschen  Stämme  ein  PflichttlieiJsreclit  der  Kinder 
„nachweisen  lassen,  über  welches  hinaus  vollständige  Verfügungs- 
Freiheit  bestand“,  nehmen  seine  „Institutionen“  doch  wol  einen 
ganz  anderen  Standpunkt  ein.  Hier  genüge  die  Hinweisung  aut 
eine  zusammenfassende  Stelle  (II,  S.  54),  wo  es  heisst,  strenge 
genommen  könne  beim  Wartrecht  von  einer  Beschränkung  des 
Sondereigentums  nicht  die  ltede  sein,  denn  das  Wartrecht  ist 
Heusler  „ein  Ausfluss  der  Mitberechtigung  der  Familienange- 
hörigen an  dem  Hausvermügen,  der  Hufe,  der  alten  sors, 
„welche  einer  bestimmten  Haushaltung,  nicht  einem  einzelnen  Ge- 
gossen war  zugewieseu  worden.  Diese  Mitberechtigung  hat 
„sich  in  Süd -Deutschland  geradezu  als  Gemeinderschaft  unter 
„dem  Prinzip  der  gesummten  Hand  entwickelt,  so,  dass  dem 
„Familienhaupt  das  alleinige  Eigentum  von  vornherein  gar  nicht 
„zusteht;  aber  auch  das  Wartrecht  der  Erben  im  sächsischen 
„Rechte,  obschon  formell  und  materiell  juristisch  davon  verschie- 
ben, darf  wol  auf  das  gleiche  Prinzip  zurückgetührt  werden.“ 
Und  an  anderer  Stelle  (II,  S.  528):  „Innerhalb  des  Hauses  han- 
delt es  sich  im  ersten  Anfang  um  gar  kein  Erbrecht,  sondern 
„um  gemeinderschaftiiches  Nachrücken  im  Gesauimtgut,  eventuell 
„Accrescenz  und  auf  diesem  Boden  bleibt  ursprünglich  aller  An- 
„l'all  des  Vermögens.“  Bemerkt  wird  übrigens,  dass  die  Geschichte 
des  Wartrechtes  im  Einzelnen  keineswegs  aufgeklärt  sei  (II,  S.  54). 

Eine  ähnliche  Richtung  nehmen  die  einschlägigen  Schriften 
Schröder's,  wenn  sie  der  Zeitfolge  nach  betrachtet  werden5). 

*)  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872.  Derselbe:  Institutionen 
des  Deutschen  Privatrechts,  Leipzig  1885;  vgl.  bes.  I,  S.  227  ff.  und  II, 
8.  54  ff.,  8.  528  ff. 

*)  R.  Schröder,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  in  Deutschland 
1863  ff.  Derselbe:  Zur  Geschichte  des  Wartrechts  der  Erben,  1870,  in  der 

Adler,  Dm  Erbenwertrecht.  2 
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In  seinem  Lehrbuche  (S.  262)  erklärt  Schröder  selbst,  er  habe 
früher  mit  Sandhaas,  Beseler  und  Lewis  „die  Ansicht  vertreten, 
„dass  jenes  Recht  der  Erben  ursprünglich  nur  bei  den  Sachsen 
„anerkannt  gewesen  sei,  allein  die  nordgermanischen  Rechte  und 
„Ludwig's  Capitular  legibus  add.  von  818  setzen  den  gemein- 
germanischen  Charakter  ausser  Zweifel.“  — Wir  kommen  auf 
das  letztgenannte  Beweismittel  im  nächsten  Kapitel  zu  sprechen, 
aber  es  darf  hervorgehoben  werden,  dass  nunmehr  Schröders 
Auffassung  sich  in  die  Sätze  zusammenfassen  lässt:  „Das  Erb- 
recht war  uneutziehbar  und  beruhte  wol  eher  auf  einem  Ge- 
rammteigentum der  Hausgenossen  als  auf  eigentlicher  Erbfolge“ 
(S.  70)  — „der  Erbe  erwarb  nicht  ein  neues  Vermögen,  das  bis 
„dahin  dem  Erblasser  gehört  hatte,  sondern  das  bisher  von  diesem 
„ausgeübte  Verfügungs-  und  Vertretungsrecht  ging  auf  den  Erben 
„über.“  — Jener  Unterscheidung,  welche  Heusler  zwischen  den 
Rechtsgrundlagen  des  sächsischen  und  süddeutschen  Wartrechts 
machen  zu  müssen  glaubt,  stimmt  Schröder  vollinhaltlich  zu  (S.262). 

Die  letztgenannten  Schriften  bezeichnen  die  in  der  gegen- 
wärtigen Literatur  herrschende  Grundrichtung  deutlich  genug. 
Wie  dringend  aber  eben  mit  Rücksicht  auf  unser  Institut  sich 
die  Notwendigkeit  geltend  macht,  unsere  Kenntnisse  für  jedes 
Stammgebiet  auf  quellenmässige  Grundlagen  zu  stellen,  ergiebt 
sich  daraus,  dass  neuestens  ein  Gelehrter  vom  Range  Ficker's ') 
hauptsächlich  aus  allgemein  entwicklungsgeschichtlichen  und  die 
Verwandtschaft  der  Rechte  in  den  Vordergrund  rückenden  Er- 
wägungen zu  dem  Satze  Vordringen  konnte,  „dass  in  ältester 
„Zeit  der  Anspruch  der  Erben  höchstens  durch  die  Sitte,  jeden- 
falls nicht  durch  das  Recht  geschützt  gewesen  sein  kann“  (S.  274). 
Der  Sitte  wird  in  der  Entwickelung  des  Instituts  eine  Rolle  eiu- 
geräumt,  die  ihr  auch  Beseler,  wenn  auch  mit  minder  tiefer  Be- 
gründung vindieirte.  — Ficker  legt  auf  die  von  ihm  vorgebrachten 
„unmittelbaren  Belege“  nicht  den  Nachdruck  (S.  275),  und  seine 
vorläufigen  Hinweise  in  dieser  Richtung  berühren  nirgends  das 
Bairische  Stammesrecht.  Immerhin  führt  Ficker's  Buch  dem 


Ztschr.  f.  Rechtageach , IX.  Bd.,  S.  410 — 421.  Derselbe:  Lehrbuch  der 
Deutschen  Rechtageschichte,  Leipzig  1H89;  vgl.  bes.  S.  5a,  70,  262  ff.,  317. 

■)  J.  Ficker,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  Ostgernmuischen 
Rechte,  I.  Bd.,  Innsbruck  1891,  S.  229 — 277.  — Vgl.  ausser  der  zitirton 
Stelle  dio  zusammenfassendeu  Sätze  gleichen  Sinnes  S.  229,  253,  263. 
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Einzelforscher  abermals  den  grossen  Zusammenhang  vor  Augen, 
welchem  der  Gegenstand  zugehört  und  mahnt  durch  den  Wider- 
spruch gegenüber  herrschenden  Anschauungen  neuerlich  an  die 
Pflicht  voraussetzungsloser  Prüfung. 


Ein  Rückblick  auf  den  mit  Rücksicht  auf  unsere  Frage 
verfolgten  Gang  der  Literatur  lässt  Folgendes  erkennen. 

Es  fehlt  bisher  an  einer  genügenden  quellenmässigen  Unter- 
suchung des  Wartrechts  in  Baiern’s  ältester  Zeit,  obwohl  die 
Schriften  v.  Amira’s  und  auch  diejenige  FipperV)  eine  solche 
Monographie  nahe  gelegt  hätten,  Sandhaas,  Pernice,  v.  Amira 
und  Heusler  auf  diesen  Mangel  hinwiesen  und  die  neuesten  Aus- 
führungen Heusler's  über  Gemeinderschaft  und  Beispruchsrecht 
zu  erneuerter  Prüfung  der  Frage  geradezu  herausfordem. 

Die  von  uns  gestellte  erste  Frage,  ob  Veräusserungs- 
beschränkungen  in  Baiern  auch  für  andere  Schenkungen  als  die- 
jenigen an  Kirchen  galten,  das  heisst,  ob  überhaupt  das  Beispruchs- 
recht oder  eine  ihm  verwandte  Institution  in  den  älteren  bairischen 
Reehtsqnellen  als  allgemein  geltend  nachweisbar  ist,  wird  von 
der  Literatur  in  den  seltensten  Fällen  direct  beantwortet.  Gegen 
die  Allgemeingültigkeit  haben  sich  mehr  oder  minder  entschieden 
erklärt:  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis.  — Ausdrücklich  als 
zweifelhaft  stellten  die  Frage  hin  Waitz  und  Stobbe.  — Alle 
anderen  Autoren  äussern  sich  entweder  direct  oder  indirect  im 
bejahenden  Sinne,  oder  sie  huldigen  einer  Grundauffassung  über 
die  Entstehung  des  Individualeigentums,  welche  dem  Wartrechte 
mehr  oder  minder  entschieden  die  Stelle  eines  Zwischengliedes 
in  dieser  Entwickelung  zuschreibt. 

Diese  Grundauffassung  mag  noch  in  vieler  Richtung  einer 
Revision  bedürfen,  aber  sie  darf  heute  im  Ganzen  als  die  herr- 
schende gelten,  welche  durch  die  Resultate  der  vergleichenden 
Rechtsgeschichte  unterstützt  wird*). 


*)  C.  Fipper,  Das  Beispruchsrecht  nach  altsSchsischem  Recht,  in 
Gicrke’s  Untersuchungen  zur  Deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte, 
Breslau  1879. 

*)  Vgl.  hier  bos.  J.  Köhler,  in  der  Ztschr.  f.  vergleichende  Rechts- 
geschichte, VI.  Bd.,  ferner  derselbe:  Rechtsvergleichende  Stadien  über  Isla- 

2* 
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Spricht  somit  die  herrschende  Auffassung:  über  die  Entwick- 
lung des  Eigentums  für  die  Bejahung  der  Frage,  so  enthebt  dieser 
Umstand  doch  nicht  der  Verpflichtung  einer  neuen  Behandlung 
des  Gegenstandes,  und  zwar  schon  deshalb  nicht,  weil  das  Wesen 
dieses  Rechtes  in  seinem  Verhältnisse  zum  Sächsischen  Bei- 
spruchsrecht einer  Klarstellung  bedarf1). 

Aber  auch  die  von  uns  hier  für  Baiern  gestellte  Vorfrage 
nach  der  Existenz  und  Ursprünglichkeit  eines  solchen  Wartrechts 
bedarf  einer  nochmaligen  Prüfung:  Wir  sahen,  dass  verschiedene 
Autoren  aus  denselben  Gesetzesstellen  das  Entgegengesetzte 
folgern  konnten,  deshalb,  weil  das  Gesetz  sich  unzureichend 
äussert,  und  wir  mussten  eonstatiren,  dass  bisher  die  Befragung 
der  Formeln  und  Urkunden  zu  keinem  besseren  Ergebnisse  geführt 
hat.  — Es  wird  deshalb  nötig  sein,  das  Quellenmaterial  möglichst 
vollständig  in's  Auge  zu  fassen,  um  einer  Forderung  zu  genügen, 
welche  um  so  berechtigter  ist,  als  ja  die  Untersuchung  nur  wenige 
Jahrhunderte  umfasst. 

Mag  aber  unsere  Untersuchung  zu  welchem  Ergebnisse  immer 
führen,  so  ist  den  Gegnern  der  herrschenden  Anschauung  schon 
jetzt  Folgendes  zu  erwidern:  Sandhaas’  Annahme  einer  indi- 
viduellen Entwicklung  des  Wartrechts  ist  vielleicht  richtig,  und 
die  Untersuchung  hat  deshalb  für  jedes  Stammrecht  besonders 
zu  geschehen.  Deshalb  darf  man  aber  das  einzelne  Rechtsgebiet 
nicht  blos  isolirt  betrachten  und  sofort  bereit  sein  dort,  wo  zwin- 
gende Beweise  fehlen,  eine  ganz  exceptionelle  Entwicklung  an- 
zunehmen. Man  wird  sagen  müssen,  dass,  wenn  für  fast  alle 
anderen  Stämme  die  Veräussernngsbeschränkung  erwiesen  ist, 
eben  für  die  Ausnahme  ein  quellenmässiger  Beweis  erbracht 
werden  müsste.  Ein  solcher  ist  aber  nirgends  erbracht  worden. 
Der  Versuch,  aus  1.  Baj.  I,  1 a contrario  zu  folgen),  dass  jede 
andere  Veräusserung  unbeschränkt  war,  ist  logisch  und  psycho- 
logisch unhaltbar.  In  ihm  steckt  latent  die  Auffassung  unserer 
Epoche,  welche  im  Zweifel  Veräusserungsfreiheit  annimmt,  wäh- 


mitisches  Recht,  das  R cht  der  Berbern,  das  Chinesische  Recht  und  das  Recht 
auf  Ceylon,  Berlin  1889,  u.  a.  0. 

■)  Um  der  Beantwortung  speziell  dieser  Frage  nicht  vorzugreifen,  ge- 
brauchen wir  für  das  Rechtsverhältnis  den  von  Siegel  gewählten  Ausdruck 
„Wartrecht“,  welcher  einer  quellenmässigen  Stütze  nicht  entbehrt,  vgl.  Sie- 
gel, Deutsches  Erbrecht  a.  O.,  S.  7 und  87. 
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rend  jene  ältere  Epoche,  an  die  Gebundenheit  des  Besitzes  ge- 
wöhnt, die  Bestimmung  des  Gesetzes  über  Vergabungen  an 
Kirchen  nicht  der  Freiheit  der  Veräusserung,  sondern  der  all- 
gemeinen Gebundenheit  entgegenstellen  mochte.  — Über  1.  Baj- 
VII,  4 und  deren  Belanglosigkeit  für  unsere  Frage  haben  bereits 
Peraice  und  Pappenheim  entschieden.  Andererseits  verzichten 
wir  vorerst  darauf  1.  Baj.  XV,  10  als  Argument  für  die  herr- 
schende Anschauung  zu  nennen.  Uns  genügt  es  nachgewiesen 
zu  haben,  dass  die  Lex  nicht  a priori  gegen  diese  Annahme 
spricht. 

Ist  dem  so,  und  spricht  die  Entwicklung  anderer  Volksrechte 
für  dieselbe,  so  bleibt  noch  die  Frage  offen,  ob  denn  der  sonstige 
Grund  Charakter  der  bairischen  Rechtsentwicklung  eine  derartige 
Sonderstellung  im  deutschen  Rechtsleben  wahrscheinlich  oder  nur 
möglich  erscheinen  lässt?  — Dies  ist  zu  verneinen:  Baiern  ist 
geradezu  jener  Rechtsboden,  welcher  die  einst  unlösliche  Ver- 
bindung des  Grundbesitzes  mit  der  Familie  vielleicht  am  nach- 
haltigsten bewahrt  hat.  Hier  findet  sich  noch  in  relativ  später 
Zeit  Grund  und  Boden  im  Besitze  von  Genealogien;  hier  herrschen 
die  Gemeinderschaften  vor,  zwar  nicht  allgemein — wie  Heusler 
anznnehmen  geneigt  ist  — aber  doch  wrohl  mehr  als  anderwärts. 
Hier  galt  zur  Zeit  der  Agilolfinger  ein  herzogliches  Zustimmungs- 
recht für  Schenkungen  von  Ländereien,  und  zwar  nicht  blos  bei 
Ländereien,  welche  vom  Herzoge  herstammten,  sondern  mitunter 
auch  bei  anderen  Schenkungen ').  Hier  entwickelt  sich  schliess- 
lich wohl  am  frühesten  das  Familienfideicommiss,),  ein  Institut 
also,  in  welchem  die  früher  mehr  unbewusste  Verbindung  zwischen 
Geschlecht  und  Besitz  sich  zur  bewussten  That  steigert. 

Da  somit  die  Lex  einer  allgemein  geltenden  V eräusserungs- 
beschränkung  mindestens  nicht  widerspricht;  da  ferner  das  Wart- 
recht vielfach  als  gemeingermanisches  Institut  anerkannt  wird; 


')  Vgl.  die  Literatur  darüber  im  nächsten  Kapitel. 

*)  Homeyer,  über  die  Heimat  nacli  altdeutschem  Rechte,  1862,  S.  19. 
— Brunner  in  HoltzcndorlTs  Encyclopädie,  1889,  S.  287.  — H.  G.  Gengier, 
Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Baierns,  I.  Heft,  Erlangen  und  Leipzig  1889, 
3.  176, 178  und  die  daselbst  angeführte  Literatur.  — Einen  anderen  Ursprung 
des  Deutschen  Familienfideicommisses  vertritt  F.  Hof  mann,  zur  Geschichte 
der  Fideicommisse,  Excurse  über  österr.  allg.  Bürg.  Recht,  Beilagen  zum 
Commentar  von  Pfaff  und  Hofmann  (1884),  S.  277  ff. 
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da  schliesslich  der  Grundcharakter  der  Bairischen  Rechtsent- 
wicklung im  gesteigerten  Masse  diejenige  Tendenz  zeigt,  welcher 
das  Wartrecht  dient,  so  halten  wir  schon  jetzt  eine  Ausnahme- 
stellung Baiem's  nahezu  für  ausgeschlossen. 

Immerhin  betrachten  wir  aus  schuldiger  Vorsicht  die  Frage 
für  eine  in  jeder  Hinsicht  offene. 

Die  Untersuchung  wird  folgenden  Gang  nehmen:  Wir  be- 
handeln zunächst  das  Recht  bei  Vergabungen  zum  Seelenheile  und 
beginnen  vorerst  mit  der  Geschichte  dieser  Gesetzgebung.  Sie 
soll  uns  darüber  aufklären,  ob  1.  Baj.  I,  1 die  Kirche  begünstigen 
wollte,  oder  nicht.  Daran  schliesst  sich  die  Darstellung  des 
Rechtes  für  kirchliche  Vergabungen  im  Einzelnen.  Sollte  dann 
auch  wahrscheinlich  geworden  sein,  dass  den  für  die  Vergabung 
zum  Seelenheile  geltenden  Grundsätzen  eine  ausgedehntere  Be- 
deutung zukommen  müsse,  so  wird  von  diesem  Beweismittel  zu- 
nächst kein  Gebrauch  gemacht,  sondern  es  wild  versucht,  auch 
fürdasGebiet  anderweitiger  Vergabungen  eine  selbständige  quellen- 
mässige  Grundlage  zu  gewinnen. 
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I.  Abschnitt. 

Das  Recht  bei  Vergabungen  zum  Seelenheil«. 


1.  Kapitel. 

Die  Geschichte  der  Gesetzgebung. 

Das  Christentum  befestigt  sich  im  Bairischen  Stammesgebiete 
nicht  vor  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts;  die  Entstehung  der  lex 
Bajuvariorum  fällt  nach  Brunn  er ’s,  die  Controverse  wol  ab- 
schliessender Beweisführung  in  die  Jahre  744 — 748  *).  Daraus 
folgt,  dass  die  Geschichte  der  Gesetzgebung  über  Vergabungen 
zum  Seelenheil  nicht  vor  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  eine  quellen- 
massige  Grundlage  gewinnt. 

Aber  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen,  das  im  bairi- 
schen Volksgesetze  Aufnahme  fand,  hatte  zu  jener  Zeit  bereits 
eine  Geschichte  hinter  sich,  welche  auch  dann  wichtig  bleibt, 
wenn  dieses  Recht  im  Alamannischen  und  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine  Strahlenbrechung  erlitten  haben  sollte.  Heusler 
und  Lüning  haben  diese  Vorgeschichte  quellenmässig  beleuchtet3). 
Es  ergibt  sich  daraus,  dass  hier  Grundanschanungen  der  Kirche 
und  des  deutschen  Rechtes  sich  feindlich  gegenüberstehen. 

Salvianus  predigt  im  5.  Jahrhundert,  jeder  möge  Alles  zur 
Befreiung  der  Seele  vor  ewiger  Strafe  dahin  geben.  Auch  die- 
jenigen scheinen  ihm  sündhaft  zu  handeln,  die  sich  verpflichtet 


')  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  I.  Bd.,  S.  813  ff. 

*)  A.  Heusler,  Die  Gewere,  Weimar  1872,  S.  480;  Edgar  Lüning, 
Geschichte  des  deutschen  Kirchenrcchtes,  Strassburg  1878,  I.  Bd.,  S.  220  ff., 
II.  Bd.,  S.  88  ff.,  S.  685  ff. 
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fühlen,  ihr  Vermögen  ihren  Kindern  zu  hinterlassen.  Sie  han- 
deln wider  ihr  eigenes  Heil:  ,.mihi  credite,  nemo  vobis  propin- 
quior,  nemo  conjunctior,  quam  vos  ipsi!“  — Einzelne  Kirchen- 
väter sprachen  sich  zwar  dagegen  aus,  dass  Eltern  ihr  ganzes 
Vermögen  der  Kirche  vermachen  und  es  den  Kindern  entziehen, 
aber  selbst  der  heilige  Augustinus  meinte,  jeder  Gläubige  solle 
die  Kirche  wie  Eines  seiner  Kinder  betrachten1). 

Von  den  Conciliensclilüssen  des  6.  Jahrhunderts*)  behandelt 
unsere  Frage,  nachdem  das  Concilium  Aurel.  I,  a.  511  c.  6 sie 
gestreift  hatte,  das  Coucilium  Aurel.  III,  v.  J.  538  c.  22  näher. 
Es  bedroht  jeden,  der  die  Schenkung  seiner  Verwandten  in  ihrer 
Ausrührung  verzögert  oder  sie  zurückhält  oder  die  eigene  Schen- 
kung widerruft,  spricht  aber  ausdrücklich  von  „oblationibus  Jega- 
liter  dimissis.“  — Das  Concilium  Paris.  III,  a.  557  c.  1 bedroht 
ähnliche  Handlungen  gleichfalls  mit  geistlicher  Strafe,  lässt  aber 
durch  die  Bezeichnung  „injuste  possidens“  die  Auslegung  zu,  dass 
die  Bestimmung  unbeschadet  des  geltenden  weltlichen  Hechtes 
zu  verstehen  sei.  Das  Concilium  Lugdunum  II,  a.  567  c.  2 
dringt  bereits  weiter  vor.  Es  wagt  der  Erneuerung  der  früheren 
Bestimmung  die  Vorschrift  hinzuzufügen:  „ut  etiamsi  quorumque 
religiosorum  voluntas  aut  necessitate  aut  simplicitate  aliquid  a 
legum  saecularium  ordine  visa  fuerit  discrepare,  voluntas  tarnen 
defunctorum  debeat  inconcussa  manere  et  in  omnibus  custodiri.“ 
Schenkungen  an  Kirchen  sollen  also  auch  dann  gelten,  wenn  sie 
dem  weltlichen  Rechte  widersprechen. 

Wenn  es  nun  auch  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  Concilienschlüsse 
ähnlichen  Inhalts  jemals  eine  Sanktion  durch  die  weltliche  Ge- 
setzgebung erhielten8),  so  wild  durch  dieselben  dennoch  deutlich, 
dass  die  Kirche  hier  in  ihren  Anschauungen  auf  Widerstände 
des  Stammesrechtes  stösst,  die  sie  durch  Schaffung  eines  singu- 
lären Rechtes  brechen  möchte. 

Diesen  Gegensatz  enthüllen  uns  die  Stammesrechte  durch 
ihren  Inhalt.  Die  erbrechtlichen  Bestimmungen  derselben  sind 
im  Einzelnen  strittig,  und  eine  Antizipirung  ihres  Inhalts  muss 

*)  Löning,  a.  0.  I,  224,  22G;  über  Salvian  Näheres  bei  Hauck, 
Kirchengoschichte  Deutschlands.  I.  Kd.,  1887,  8.  62  ff. 

4)  Heuslcr,  Gewcre,  S.  480,  Lüning  a.  O.  H,  685  ff. 

*)  Vgl.  die  bei  Lüning  a.  O.  S.  686  zitirte  Coustitutio  Chlotar.  II, 
c.  10  (Mon.  Legg.  I,  2). 


Digitized  by  Google 


25 


an  dieser  Stelle  vermieden  werden,  um  der  Gefahr  einer  petitio 
principii  zu  entgehen.  Es  darf  aber  daran  erinnert  werden,  dass 
Ende  des  6.  Jahrhunderts,  also  zur  Zeit  jener  Conciliensclilüsse 
das  edictum  Chilperici  entstand,  welches  uns  die  damalige  Ge- 
bundenheit des  Grundbesitzes  an  Familie  und  Nachbarverband 
in  zweifelloser  Weise  bekräftigt’);  dass  ferner  die  gleichfalls 
Ende  des  6.  Jahrhunderts  entstandenen  Titel  48  und  4‘J  der  lex 
Ribuaria4)  nur  dem  Kinderlosen  freie  Verfügung  über  das  Ver- 
mögen gestatten8). 

Aus  diesem  Grundcharakter  der  Volksrechte  ergibt  sich  nun 
deutlicher  der  Gegensatz  zu  jenen  Anschauungen,  welche  die 
Kirche  propagirt.  In  der  That  steht  hier  das  deutsche  Familien- 
recht der  Römisch-kirchlichen  Gedankenwelt  gegenüber,  und  es 
kommt  zu  einer  Auseinandersetzung,  zu  einem  Compromisse 


•)  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinenrecht  im  Edict  Chilperich’g,  in  Ztschr. 
für  R.  G.  XII,  430  ff. 

*)  Brunner,  R.  G.  I,  307. 

*)  Heusler,  Gewere  a.  0.  S.  44  und  v.  Amira,  Erbenfolge  a.  0.  S.  f>2, 
Lüning,  a.  O.  II,  682,  Pappenheim,  a.  O 61 ; vgl.  auch  Sandhaas,  a.  O. 
S.  167,  183,  191,  Zimmerle  a.  O.  S.  48  ff. 

Nach  Burgnndischem  Rechte  (tit.  I,  c.  1 und  2,  tit.  24,  c.  5,  tit.  61, 
e.  1,  tit  84.  c.  1,  vgl.  dariiher  Stobbe,  a.  0.  II.  119,  Lüning,  a.  O.  II,  681, 
Zimmerle,  a.  O.  S.  69  ff.,  Lewis,  Succeasion  S.  13,  Pappenheim,  a.  0. 
8.  60,  Brunner  R. G.  I.  337,  Anm.  17  und  neuesten» Fick  er,  a.  O. bes.  S.  271  ff.) 
durfte  die  Sors,  nur  wenn  noch  ein  anderes  Grundstück  vorhanden  war,  ver- 
äussert  werden  (.tit.  84,  c.  1).  In  diesem  Falle  durfte  aber  der  Vater  nur 
nach  Abteilung  mit  den  Kindern  veräussem  (tit.  I,  c.  1),  während  nach 
späterem  Rechte  der  Vater  über  seine  portio  mit  Ausnahme  der  Sors  auch 
ohne  vorherige  Abteilung  verfügen  kann,  vgl.  besonders  Brunner  a.  O.  und 
Pappenheim  n.  O.;  anderer  Meinu.ig  Ficker  a.  O.,  welcher  ilie  Annahme 
Brunner'a,  Titel  I,  1 sei  in  seiner  vorliegenden  Gestalt  jünger  wie  Tit.  51 
und  Tit  24,  6,  ablehnt  und  seine  Beweisführung  auf  dio  Unterscheidung  von 
Consuetudo  und  Lex  stützt. 

Nach  älterem  Langobardischen  Rechte  (Ed.  Rothar  168,  270,  360, 
365)  darf  de1  Vater  seine  Kinder  nicht  sine  justa  causa  durch  Veräusserungen 
enterben,  vgl.  dazu  Pappenheim  a.  O.  — Nach  späterem  Recht  kann  der 
Vater,  der  Söhne  hat,  nur  über  einen  Kopfteil  frei  verfügen,  vgl.  Brunner 
in  den  Mitteilungen  des  Inst,  für  Oster.  Gesch.  II,  10  ff.  — Liutprand 
713 — 736  begünstigte  durch  seine  Gesetzgebung  die  Verfügungen  zum  Seelen- 
heil, vgl.  Brunner,  R.  G.  I,  S.  371. 

Andere  Volksgesetze  werden  in  anderem  Zusammenhänge  berührt 
werden. 
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zwischen  beiden  Kulturmächten.  Massgebend  aber  für  jedes 
Stadium  dieser  Entwicklung  war  die  Frage,  ob  die  Staatsgewalt 
jeweilig  geneigter  war  die  Kirche,  oder  das  hergebrachte  Stam- 
mesreclit  zu  schützen.  Daraus  ergibt  sich  die  Forderung,  dass 
die  Geschichte  dieser  Gesetzgebung  mit  der  Geschichte  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  verbunden  werden  muss. 

Baiern  gehört  wahrscheinlich  seit  den  Zeiten  des  Königs 
Theodebert  I,  534 — 547  dem  fränkischen  Reiche  an,  behauptete 
aber  eine  relativ  selbständige  Stellung.  Das  von  den  Baiern 
besetzte  Land  war  bereits  christianisirt.  Die  unterworfenen 
Wälsclien  waren  Christen,  und  die  Franken,  die  späteren  Be- 
herrscher der  Baiern,  waren  es  gleichfalls.  Im  heidnischen 
Baiernstamine  selbst  aber  findet  das  Christentum  nur  langsam 
Eingang.  Im  7.  Jahrhundert  finden  wir  „eine  wüste  Mischung 
von  christlichen  und  heidnischen  Anschauungen,  doch  in  der  Weise, 
dass  die  letzteren  herrschend  waren“1).  Erst  gegen  Ende  des  7.  Jahr- 
hunderts siegt  das  Christentum  durch  das  Wirken  des  heiligen 
Ruprecht  und  wird  mächtig  gefördert  durch  heimische  Fürsten 
und  fränkischen  Einfluss.  Vor  dieser  Zeit  waren  zwar  von  den 
Franken  wiederholte  Versuche  zur  Christianisirung  ausgegangen. 
König  Theodebert  hatte  die  Erweiterung  seines  Reiches  als  Sieg 
der  katholischen  Kirche  angesehen,  wiederholt  hatten  fränkische 
Glaubensboten  Baiern  durchzogen.  Ja,  aus  einem  im  Jahre  591 
von  Bischöfen  des  Metropolitan  Verbundes  von  Aquileja  an  den 
Papst  gerichteten  Schreiben  ergibt  sich,  dass  zur  Zeit  des  Königs 
Theodebert  die  norischen  Bistümer  vom  Verbände  Aquileja’s  ge- 
löst und  mit  fränkischen  Bischöfen  besetzt  waren2).  Aber  dies 
war  nur  vorübergehend,  und  die  Kirche,  in  Baiern  war  noch  zu 
keiner  festen  Organisation  gelangt.  Im  Anfang  des  8.  Jahrhun- 
derts aber  strebt  die  Curie,  in  Baiern  eine  nur  von  Rom  ab- 
hängige Kirche  einzurichten,  und  dieses  grosse  Werk  wurde  durch 
Bischof  Bonifaz,  den  Begründer  der  Deutschen  und  Wiederher- 
steller der  Westfränkischen  Kirchenorganisation  im  Jahre  739 
vollendet. 


’)  Riezler,  Geschichte  Baierns,  1878,  I.  Bd.,  S.  85  ff.,  vgl.  Hauck, 
a.  O.  I,  S.  324  ff.  Eine  frühere  Befestigung  des  Christentums  vertritt  unter 
Anderem  Friedrich,  Über  die  Zeit  der  Abfassung  von  tit.  I,  10  der  lei 
Baj.  in  den  Sitzungsberichten  der  hair.  Akademie  IV,  1874,  S.  352  ff. 

*)  Lüning,  a.  0.  II,  47,  111  ff.,  Riezler,  a.  0.  S.  90. 
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Der  rasche  Erfolg  des  heiligen  Bonifaz  und  sein  Sieg  über 
alle  widerstrebenden  Elemente  in  Baiem  ist  wol  nur  aus  der 
Mitwirkung  des  bairischen  Herzogs  Odilo  zu  erklären,  der  als 
Mitbegründer  dieser  Organisation  und  als  mächtigster  Förderer 
alles  katholischen  Wesens  in  diesem  Lande  anznsehen  ist1). 

Zur  selben  Zeit  erfuhren  die  Beziehungen  Baierns  zum 
fränkischen  Reiche  wichtige  Veränderungen.  Die  Stellung  Baierns 
gegenüber  Karl  Martell  war  unter  Herzog  Odilo  so  selbständig 
geworden,  dass  bei  der  Reichsteilung  741  über  Baiern  nicht  ver- 
fügt werden  konnte,  und  Baiern  sich  an  der  ersten  germanischen 
Synode  742  nicht  beteiligte.  Den  Söhnen  Karl  Martell's,  Pipin 
und  Karlmann,  gegenüber  tritt  Odilo  feindlich  auf,  verbindet  sich 
mit  Alemannen,  Aquitaniern  und  Sachsen,  wird  aber  743  von 
Pipin  geschlagen  nnd  vielleicht  auf  kurze  Zeit  nach  Frankreich 
abgeführt’).  Baiern  wurde  damals  durch  den  Verlust  eines 
Gebietsteiles  geschwächt  und  geriet  in  gesteigerte  Abhängigkeit 
vom  Frankenreich. 

„Von  da  lebte  Odilo  (f  748)  den  Werken  des  Friedens  und 
suchte  vorzugsweise  die  kirchlichen  Einrichtungen  zu  befestigen, 
welche  mit  seiner  Gutheissung  in  Baiern  geschaffen  worden 
waren“8).  Kaum  irgendwo  geschahen  in  so  kurzer  Zeit  so 
zahlreiche  und  grosse  Klostergründungen,  wie  hier  unter  Odilo. 

In  dieselbe  Zeit  744—748  fällt  nach  den  Forschungen 
Brunner's  die  Entstehung  der  lex Bajuvariorum.  Die  gesteigerte 
Abhängigkeit  vom  Frankenreiche  wird  aus  den  staatsrechtlichen 
Bestimmungen  der  Lex  deutlich:  „Bei  der  Redaktion  derselben 
dürften  Organe  der  fränkischen  Regierung  beteiligt  gewesen  sein“4). 
Die  herzogliche  Regierung  wird  eingeschränkt,  aber  innerhalb 
dieser  Grenzen  kräftig  gewahrt.  „Zugleich  aber  erscheint  diese 

*)  Vgl.  über  seine  Stellung  zur  Kirche,  ausser  Riezler,  a.  0.  S.  106, 
Friedrich  E berl,  Studien  zur  (jeschichte  der  zwei  letzten  Agilolfinger,  1881, 
S.  6 ff.  und  Hauck,  Kirchengescbichte  Deutschlands.  I.  Bd.,  1887,  S.  461. 

’)  Riezler,  a.  O.  81  ff.,  vgl.  damit  Eberl  a.  0.  8.  16. 

*)  Eberl,  a.  O 19. 

4)  Brunner,  R.  0.1,8.317.  — Schröder,  R.  ö.  S.  235  nimmt  die  Ent- 
stehung während  der  vormundschaftlichen  Rogierung  Pipin’s  für  Tassilo  113 
(a.  748 — 752)  an.  Bei  dieser  Annahme  bliebe  aber  das  gewichtige  Argument, 
das  Brunner  aus  den  Beschlüssen  der  Aschheimer  Synode  schöpft,  ausser 
Betracht.  Hier  wird  nämlich  a.  756  die  Lei  dem  Herzoge  Tassilo  gegenüber 
als  „precessoram  vestrorum  depicta  pactas“  bezeichnet. 
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durchgreifende  Staatsgewalt  als  Verbündete  der  Kirche,  deren 
Ansprüche  sie  zu  den  ihrigen  erhebt,  deren  Macht  sie  durch 
ergiebigen  Schutz  der  Gesetze  zu  fordern  sucht“1). 

Es  muss  als  nahezu  gewiss  angenommen  werden,  dass  die 
mächtige  Persönlichkeit  des  Bonifaz  unmittelbaren  oder  mittel- 
baren Einfluss  auf  die  kirchlichen  Bestimmungen  des  Gesetzes 
geübt  hat2),  und  die  von  ihm  kaum  in's  Werk  gesetzte  kirchliche 
Organisation  findet  im  Gesetze  bereits  ihren  Ausdruck.  So  ent- 
stand dieses  Stammesgesetz  unter  dem  Sterne  der  katholischen 
Kirche,  welche,  unterstützt  durch  den  fränkischen  Pipin  und  den 
kirchlich  gesinnten  Herzog  Odilo,  unter  der  Führung  des  grossen 
Bischofs  vom  Lande  Besitz  ergriffen  hatte. 

Es  galt  nun,  den  kaum  christianisirten  Boden  zu  behaupten, 
die  Widerstände,  welche  Bonifaz  in  der  mit  Zähigkeit  bewahrten 
heidnischen  Anschauung  des  Stammes  findet,  zu  überwinden  und 
mit  allen  Mitteln  die  in  das  Volk  gelegten  Keime  christlichen 
Glaubens  zu  fördern. 

Wo  sich  christlicher  Sinn  in  frommen  Gaben  an  Kirchen 
und  Klöster  äusseite,  musste  er  durch  die  Gesetzgebung  unter- 
stützt werden.  Es  ist  ganz  ausgeschlossen,  dass  in  Baiern  bei 
den  damaligen  Verhältnissen  des  Staates  zur  Kirche  ein  Gesetz 
entstehen  konnte  mit  der  Absicht,  den  kaum  erwachten  Glaubens- 
eifer zu  hindern’).  In  späteren  Zeiten  mochte  ein  Übermass  der 

■)  Riezler,  a.  O.  I,  S.  117.  Über  die  kirchenfreundlicho  Tendenz  der 
Vorschriften  ist  die  gesammte  Literatur  über  die  bairischo  lex  einig;  vgl. 
jetzt  Brunner,  R.  0.  I,  S.  316:  »Bei  der  Abfassung  der  kirchlichen  Capiteln 
war  die  Geistlichkeit  thätig  “ 

•j  Riezler,  a.  0.  L S.  117  nimmt  einen  unmittelbaren  Einfluss  des 
Bonifaz  oder  zum  mindesten  des  ihm  ergebenen  hohen  Klerus  an,  ebenso 
Buss-Scherer,  Winfrid-Bonifazius,  Graz  1880,  S.  262.  Büdingor.  Üsterr. 
Gesch.  I.  Bd.,  1858.  S.  103,  A.  4 citirt,  aus  der  Vita  S.  Bonifacii-Willibaldi, 
Mon.  Germ.  Scriptores  II.  346  die  wichtige  Stelle:  »Cuinque  omnia  confirmato 
Christianitatis  ordine  rite  agerentur  et  canonum  essent  jura  in  Bajuariis 
recuperata“,  kann  sich  aber  doch  nicht  entschliossen,  »die  kirchlichen  Zu- 
sätze, welche  das  baierische  Gesetz  erhalten  hat“  in  die  Zeit  Odilo’s  zu  ver- 
legen, auf  welche  die  Stelle  hinweist  Der  starke  fränkische  Einfluss,  der 
in  der  lex  sich  änssert,  zwinge  einen  späteren  Zeitpunkt  anzunehmen.  — 
Hauck,  a.  0.,  II.  Bd.,  1890,  S.  375  glaubt  nicht  an  eine  unmittelbare  Teil- 
nahme des  Bonifaz  an  der  Redaction  der  Lex. 

a)  Dies  nimmt  Lewis,  Succession  S.  15  an,  ohne  bei  seinen  Ausführungen 
das  Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Betracht  zu  ziehen.  Stobbe 
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Opferfähigkeit  Gesetze  dieser  Tendenz  erzeugt  haben.  Unsere 
Epoche  aber  forderte  vom  Gesetzgeber,  der  auf  Seiten  der  Kirche 
stand,  mit  ihr  für  möglichste  Freiheit  bei  Schenkungen  an  Kirchen 
zu  wirken.  So  konnte  es  kommen,  dass,  begünstigt  durch  diese 
Gesetzgebungen  und  angeeifert  durch  das  Beispiel  frommer  Herzoge, 
sich  hier  in  wenigen  Jahrzehnten  ein  kirchliches  Leben  ent- 
wickelte, das  kaum  seines  Gleichen  hatte.  — Es  lässt  sich  nicht 
denken,  dass  unter  der  Regierung  zweier  Herzoge,  die  nicht 
weniger  als  29  Klöster  gründeten1),  ein  Gesetz  geübt  wurde, 
welches  den  kaum  geweckten  Glaubenseifer  des  Volkes  ein- 
zuschränken sucht.  Es  ergibt  sich  somit  schon  allein  aus  den 
Zuständen  von  Staat  und  Kirche  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
Gesetzes,  dass  dessen  erster  Titel  über  Vergabungen  zum  Seelen- 
heile, dieselben  nicht  einschränken,  sondern  fördern  will5). 

Bevor  wir  aber  diese  und  verwandte  Bestimmungen  des 
Bairischen  Gesetzes  besprechen,  ist  es  nötig,  Titel  I.  der  lex 
Alamannorum  richtig  zu  verstehen8),  welcher  dem  Gesetzgeber 
vorlag  und  aus  dessen  Umarbeitung  Titel  I.  der  lex  Baj.  entstand. 


II,  120  lässt  die  Frage,  ob  1.  Baj.  I.  I zu  Gunsten  der  Kirche  erfloss,  in 
Schwebe.  Auch  die  übrigen  Autoren  Uber  das  Wartrecht  fassen  das  damalige 
Verhältnis  zwischen  Staat  und  Kirche  nicht  genügend  ins  Auge. 

*)  In  den  Jahren  710 — 77s  vgl.  Buss-Schcror,  a.  O.  8.  149. 

*)  NachRiezler,  a.  0. 1,  108,  A.  S,  Buss-Scherer,  a.  0.  148,  A.  1, 
Hauck  a.  0..  I.  Bd.  S.  483,  II.  Bd.  S.  397  sind  die  in  Mon.  Germ.  Logg. 

III.  455  ff.  abgedruckten  Synodalbeschlüsse  identisch  mit  den  Beschlüssen 
einer  von  Bonifaz  auf  Befehl  des  Papstes  etwa  um  743  einberufencn  Bairisch- 
Alemannischen  Synode.  Wenn  dies  richtig  ist  — Hefele,  Konziliengesch. 
III,  736  hält  diese  Beschlüsse  allerdings  für  nachhouifazisch  und  Merkel, 
Legg.  III,  237  für  vorbouifazisch  — so  gewinnen  dieselben  für  uns  eine  be- 
sondere Bedeutung,  denn  sie  fallen  der  Zeit  nach  ungefähr  mit  der  Entstehung 
der  Bairischen  Lex  zusammen.  Sie  enthalten  unter  anderen  folgende  der 
Vergabung  zum  Seelcnheile  günstige  Bestimmungen:  4):  ut  oblationes  suas 
adferre  usum  adsumant  atque  pro  se  ipsis  et  pro  parentibus  seu  vivis  sen 
defnnctis  offerre  non  pigeat;  in  quo  magnam  constat  esse  animarum  a delictis 
absolutionem.  — 8):  ut  aelymosinarum  largitatem  diligant,  quod  maximuin 
esse  constat  salutis  aeternae  subsidium. 

*)  lex  Alem.  I,  1 lautet  (vgl.  Mon.  Germ.  Legg.  V,  1,  Lehmanns 
Edition  S.  63):  Ut,  si  quis  über  res  suas  vel  semct  ipsurn  ad  ecclcsiam 
tradere  voluerit,  nullus  babeat  licentiam  coutradicere  ei,  non  dux,  non  comos, 
nec  ulla  persona,  sed  spontanes  voluntato  liceat  christiano  komine  Deo  servire 
et  de  proprias  res  suas  semct  ipsum  redimere.  Et  qui  voluerit  hoc  facere, 
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Dem  Wortlaute  nach  zu  schliessen,  würde  die  lex  Alam.  die 
Kirche  mehr  begünstigen,  als  das  bairische  Gesetz.  Während 
nemlich  letzteres  die  Gültigkeit  der  Vergabung  an  die  vorherige 
Abteilung  mit  den  Kindern  knüpft,  räumt  der  Text  des  Aleman- 
nischen Gesetzes  ohne  weiteren  Beisatz  jedem  Freien  das  Recht 
ein,  die  res  suas  vel  semet  ipsum  der  Kirche  zu  tradiren.  — 
Dass  diese  Bestimmung  die  Schenkungen  an  Kirchen  begünstigen 
will,  ergiebt  sich  wol  aus  der  Existenz  und  der  Fassung  der 
Bestimmung  zur  Genüge  ')•  Begründeter  erscheint  die  Frage,  ob 
in  der  That  die  Alemannische  Kirche  in  diesem  Punkte  be- 
günstigter war,  als  die  Bairische.  Dies  würde  um  so  auffallender 
sein,  als  die  Alemannische  Kirche  zur  Zeit  der  Redaktion  der 
Alemannischen  Lex  schon  weit  befestigter  war,  als  die  Bairische, 
also  einer  erhöhten  Begünstigung  gewiss  nicht  bedurfte.  Heusler 
hat  nun  aus  Alemannischen  Urkunden  nachgewiesen,  dass  die  Ab- 
teilung bei  Vergabungen  in  der  That  stattfand3),  also  die  gleiche 
Rechtsübung  wie  in  Baiern  herrschte,  mit  dem  einzigen  Unter- 
schiede, dass  die  bairische  Lex  von  der  Abteilung  ausdrücklich 
spricht,  während  die  lex  Alam.  sie  stillschweigend  voraussetzt3). 

Hatte  aber  das  Alemannische  Gesetz  bei  Redaktion  seiner 
kirchlichen  Bestimmungen  fränkischeu  Concilienschlüssen  vom 
Anfänge  des  7.  Jahrhunderts  Eingang  gewährt1),  so  muss  an- 
genommen werden,  dass  jene  kirchenfreundliche  Epoche,  in  welche 
die  bairische  Lex  mit  Zugrundlegung  der  Alemannischen  zu 
Stande  kam,  die  Kirche  mindestens  in  gleichem  Hasse  bevor- 
zugte. Das  Gegenteil  wäre  nur  dadurch  zu  erklären,  dass  etwa 
das  bairische  Stammesrecht  die  Anrechte  der  Familie  noch 
strenger  bewahrt  hatte,  der  kirchlichen  Forderung  also  nicht  in 


per  cartam  de  rebus  suis  ad  ecclesiam,  ubi  dare  voluerit,  finnitatem  faciat 
et  testes  »ex  vel  septem  adhibeat,  et  nomina  corum  ipsa  carta  contineat,  et 
coram  sacerdote,  qui  ad  ecclesiam  deservit,  super  altare  ponat,  et  proprietas 
do  ipsas  res  ad  illam  ecclesiam  in  perpetuo  permanent. 

’)  Vgl.  Sandhaas,  a.  O.  S.  184,  Pappenheim,  a.  0.  S.  69,  Gerber, 
a.  O.  S.  8,  Be  wer,  a.  0.  S.  18,  Stobbe,  a.  O.  S.  121,  Zimmert  e,  a.  0.  S.  68. 
Andererseits:  Lewis,  Succession  a.  O.  S.  11,  Pernice  a.  0.  S.  74. 

*)  Housler,  Gewere  a.  O.  S.  45.  Löning  a.  0.  II,  683  ff.  stimmt  zu. 

*)  Der  Grund  mag  in  der  auch  sonst  zu  beobachtenden  grösseren  Aus- 
führlichkeit der  bairischen  Lex  zu  suchen  sein,  der  das  kürzere  Allemanniscbe 
Gesetz  als  Vorlage  diente. 

*)  Jlerkel’s  Ausgabe  in  den  Hon.  Germ.  S.  45,  84. 
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gleichem  Masse  genügen  konnte.  Wir  lassen  dieses  Verhältnis 
zwischen  Alemannischem  und  Bairischem  Familienrechte  dahin- 
gestellt. Uns  kann  genügen,  dass  in  der  Frage  der  Abteilungs- 
pflicht  die  gleiche  Übung  herrschte. 

Auch  das  Westgothische  Gesetzbuch  in  der  Form  der  Leges 
antiquae  wurde  benützt.  Da  aber  der  Titel  I der  1.  Baj.  nicht 
zu  jenen  gehörte,  auf  welche  westgothische  Bestimmungen  von 
Einfluss  wurden1),  so  entfällt  hier  die  Rücksichtnahme  auf  die- 
selben von  selbst2). 

Der  erste  Titel  des  bairischen  Gesetzes  behandelt  in  den 
Kapiteln  1 und  2 die  Schenkungen  an  die  Kirche.  Kapitel  1 
zerfällt  seiuem  Inhalte  nach  in  3 Teile.  Der  erste  Teil  spricht 
von  den  Bedingungen  einer  rechtsgültigen  Schenkung  zum  Seelen- 
heile, der  zweite  von  den  möglichen  Objekten  der  Schenkung  und 
der  rechtsgültigen  Form,  der  dritte  von  den  Rechtsfolgen  der  so 
vollzogenen  Handlung.  Das  zweite  Kapitel  verbreitet  sich  dann 
über  die  weltlichen  und  geistlichen  Folgen  des  Vertragsbruchs. 

Der  erste  Teil  des  ersten  Kapitels  ist  für  uns  der  wichtigste. 
Wir  haben  seinen  Inhalt  bereits  bei  der  früheren  Auseinander- 
setzung vorweg  nehmen  müssen.  Jede  freie  (libera)  Person  soll 
die  Erlaubnis  (licentia)  haben,  das  ihr  eigene  Vermögen  (res  suas) 
zu  ihrem  Seelenheil  der  Kirche  zu  schenken  und  zwar  von  jenem 
eigenen  Anteil  kann  sie  es  thun  (de  portione  sua),  der  sich  nach 
Abteilung  mit  den  Kindern  (flliis)  ergibt8).  Niemand,  wTeder 
König  noch  Herzog,  noch  irgend  eine  andere  Person  soll  die 
Macht  haben,  eine  solche  Schenkung  zu  verbieten.  Erste  Voraus- 
setzung ist  somit  die  Freiheit  der  Person,  „über  persona“  heisst 
es.  Unter  über  ist  hier  der  Stand  der  Freien  jedenfalls  im  Gegen- 
sätze zu  den  im  Gesetze  von  ihm  unterschiedenen  Stande  der 
Freigelassenen  und  Unfreien  zu  verstehen.  Ob  die  nobiles  des 


•)  Vgl.  Roth,  Über  Entstellung  tler  lox  Bajuvariomm,  München  1848, 
S.  33  ff. 

*)  Vgl.  über  die  der  Kirche  günstigen  Bestimmungen  der  lex.  Visig. 
Tit.  I,  c.  1:  Lewis,  Diss.  a.  O.  S.  18,  19. 

')  Ut  si  quis  liber  persona  voluerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclosiam  pro 
redemptione  animne  suac,  licentiam  liabeat  de  portione  sua,  postquam  cum 
filiis  suis  partivit.  Wir  verweisen  auf  den  weiteren  Text  der  Lex,  angeführt 
in  unserer  Einleitung  S.  1. 
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Gesetzbuches1)  hier  den  liberis  beizuzählen  sind,  bleibt  vorerst 
fraglich,  ebenso  auch,  ob  jene  nobiles  oder  liberi,  die  sich  dem 
Könige  oder  Herzoge  commendirt  hatten,  unter  den  „liberi“  mit- 
verstanden  sind1). 

Rührte  das  Gut  vom  Könige  oder  Herzoge  oder  einem  Grossen 
her,  so  bedurfte  die  Schenkung  der  Genehmigung  des  Königs, 
Herzogs,  Grafen  oder  der  dritten  Person,  von  der  das  Gut  em- 
pfangen wurde a).  Auf  diese  Rechtsverhältnisse  weist  die  spätere 
Stelle  hin:  non  rex,  non  dux,  nec  ulla  persona  habeat  potestatem 
prohibendi  ei.  Sie  spricht  damit  aus,  dass  es  Fälle  gibt,  wo  die 
genannten  und  andere  Personen  ein  Widerspruchsrecht  haben4). 
Alle  sonstigen  Güter  darf  der  Freie  der  Kirche  frei  schenken. 
Ist  er  aber  im  Besitze  von  Kindern,  so  muss  er  mit  diesen  ab- 
teilen  und  verfügt  nur  über  seine  portio.  Dass  unter  den  „filiis“ 
mit  denen  abzuteilen  ist,  nicht  blos  die  Söhne,  sondern  auch  die 
Töchter  zu  verstehen  sind,  beweist  schon  der  Sprachgebrauch  der 
Lex.  Sowol  hierüber  als  über  das  Repräsentationsrecht  und  alles 
Nähere  sprechen  wir  bei  Betrachtung  der  Urkunden. 

Der  zweite  Teil  des  Titels  spricht  vom  Gegenstand  der 
Schenkung,  der  bewegliches  und  unbewegliches  Vermögen  um- 
fassen kann*),  und  zuletzt  von  der  Form  der  Schenkung.  Die 
Schenkung  geschieht  in  der  Kirche  durch  traditio  cartae.  Auf 
Veranlassung  des  Schenkers  wird  eine  Urkunde  („epistola“  bei 
den  Baiern)  verfasst:  Signirung  durch  den  Aussteller  ist  nicht 

■)  Vgl.  über  die  nobiles  nach  Bairischem  Recht,  jetzt  bes.  Gengier, 
Beitrüge  ft.  O.  I,  S.  25,  26,  72  etc.  Quitzinann,  a 0.  S.  2s,  31 — 35. 

*)  ÜberCommendationen  in  Baiern  zu  dieser  Zeit  vgl.  Quitzmann,  a.  O. 
S.  38  und  Merkel,  a.  0.,  in  den  Mon.  Germ.  111,  iS.  261». 

*)  Vgl  Brunner  (die  Landscbcnkungen  der  Merovinger  und  der  Agilol- 
finger,  in  den  Sitzungsberichten  der  Berliner  Akademie,  ,1g.  1885,  S.  1173  ff.), 
welcher  den  im  Wesen  der  Deutschen  Schenkung  liegenden  Grund  auf- 
gedeckt hat,  warum  bei  Veräusserung  geschenkten  Gutes  der  Consens  des 
Donators  nötig  war. 

4)  .nec  ulla  persona“  dürfte  doch  wol  auf  die  Krben  hinzielen,  überhaupt 
auf  die  später  genannten  etwaigen  Anfechter  der  Bestimmung.  Der  Einwand, 
dass  in  diesem  Falle  staatsrechtlich  begründete  Anfechtungen  mit  privatrecht- 
lichen  seltsam  verbunden  wären  (Per nice,  a.  O.  S.  74)  scheint  nus  nicht  von 
genügendem  Bolang.  Übrigens  wird  von  uns  auf  dieses  Beweismittel  kein 
Nachdruck  gelegt  werden. 

*)  Vgl.  hierüber  unsere  späteren  Ausführungen  über  Vergabungen 
überhaupt. 
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gefordert.  Eine  Minimalzahl  von  sechs  Zeugen  bekräftigt  die- 
selbe durch  Signirung  oder  Berührung  mit  der  Hand,  und  der 
Schreiber  verzeichnet  die  Namen  der  Zeugen  in  der  Carta. 
Hierauf  tritt  der  Schenker  vor  den  Altar  und  legt  die  Urkunde 
auf  denselben  nieder,  wodurch  erst  die  Schenkung  vollzogen  war1). 
Der  Akt  geschieht  öffentlich;  nicht  blos  in  Gegenwart  des 
Schenkers,  des  Beschenkten  und  der  Zeugen,  sondern  meist  auch 
in  Gegenwart  der  Verwandten  des  Schenkers,  der  Geistliclikeit 
und  vieler  anderer  Personen*). 

Eine  so  vollzogene  Schenkung  soll  nun  — wie  der  Schluss 
des  ersten  Kapitels  und  das  zweite  Kapitel  ausführen  — unan- 
fechtbar sein.  Weder  der  Geschenkgeber,  noch  dessen  Erben, 
noch  irgend  ein  anderer  sollen  die  Schenkung  anfechten.  Der 
Kirche  entfremdete  Schenkungen  sind  zurückzustellen.  Der  Ver- 
letzer aber  verfällt  neben  den  kirchlichen  Strafen  in  eine  poena 
dupli  an  die  Kirche  und  zahlt  dem  weltlichen  Richter  ein  Friedens- 
geld von  drei  Unzen  Gold. 

Diese  Gesetzgebung  bezüglich  der  Schenkungen  an  Kirchen 
seheint  in  den  auf  die  Redaktion  der  Lex  folgenden  nächsten 
Jahrzehnten  unverändert  gegolten  zu  haben.  Die  Begünstigung 
der  Kirche  durch  die  Staatsgewalt  dauert  ungeschwächt  fort. 
Sie  steigert  sich  sogar  dadurch,  dass  das  Herzogtum,  welches 
nun  den  letzten  Kampf  um  sein  Dasein  führt,  sich  die  Bundes- 
genossenschaft mit  der  bereits  mächtig  gewordenen  bairischen 
Kirche  erhalten,  ja  auch  den  Papst  günstig  stimmen  muss  zu 
einer  Zeit,  als  Papst  Paul  I.  sagen  konnte:  „Pipins  Feinde 
sind  auch  die  Feinde  der  Kirche  Gottes  und  die  meinigen“3). 

Das  Verhältnis  Baierns  zum  Frankenreiche  erfuhr  bis  zur 
Katastrophe  von  788  eine  Reihe  von  Veränderungen4).  Nach 
dem  Tode  des  Herzogs  Odilo  (f  748)  kam  das  Land  unter  die 
vormnndschaftliche  Regierung  der  Witwe  desselben,  Chiltrud. 

’)  Vgl.  über  all  dies  Brunner,  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  a.  0.  I, 
231,  253,  254,  271,  272. 

*)  Konnte  wegen  Krankheit  oder  anderer  Ursache  die  Schenkung  nicht 
in  der  Kirche  vollzogen  worden,  so  trat  an  Stello  des  Altars  ein  Reliquien- 
kästchen oder  auch  die  Hand  des  Bischofs;  vgl.  Häberlin  a.  O.  S.  19;  R. 
Hübner,  Die  donationes  post  obitum,  in  üierke’s  Untersuchungen,  Heft 
XXVI,  1888,  S.  41  und  über  Salmaunen  denselben,  ibidem  S.  46  und  106. 

*)  Eberl  a.  O.  S.  40. 

*)  Riezler  a.  0.  I,  S.  84  ff.,  148,  160,  Eberl  23  ff.,  36  ff. 

▲ dler,  Dm  Erbenw*rtrecht.  3 
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Einen  von  Grifo,  dem  Halbbruder  Pipins,  erregten  Aufstand  muss 
der  junge  SohnOdilo's,  Namens  Tassilo,  damit  Wissen,  dass  er  mm 
Baiern  von  Pipin  als  Lehen  empfangt.  Nach  dem  Tode  der 
Chiltrud  (+  754)  wird  König  Pipin  Vormund  des  Tassilo,  und 
und  die  dadurch  gesteigerte  politische  Abhängigkeit  vom  Franken- 
reiche wird  durch  die  Erneuerung  des  Vasalitätseides  757  be- 
siegelt. Dieses  seit  dem  Tode  Odilo's  andauernde  Verhältnis 
gesteigerter  Abhängigkeit  ändert  sich  aber  mit  dem  Abfälle  des 
Herzogs  763.  „Während  sich  nun  Baiern  achtzehn  Jahre  lang 
„völliger  Selbständigkeit  erfreute,  kommen  der  herzoglichen  Macht 
„die  strammen  Gesetze  zu  Gute,  durch  welche  Pipin  die  fränkische 
„Macht  zu  stärken  gedachte  . . . nach  dem  Beispiele  der  Mero- 
„wingerkönige  nennt  sich  Tassilo  vir  inluster,  seine  Herrschaft 
„heisst  und  ist  regnare,  und  auf  eigene  Hand  führt  er  Kriege 
„mit  den  Nachbarn“1). 

Diese  Jahre  des  Friedens  und  thatsächlicher  Selbständigkeit 
763 — 80  benützt  Tassilo  zur  Ausdehnung  seines  Landes  gegen 
Osten  und  zur  Christianisirung  der  ansässigen  Slaven,  während 
die  Kirche  dieses  Streben  mit  grösster  Dankbarkeit  verfolgt2). 
Aber  auch  im  Inneren  erstarkt  die  Kirche  durch  die  Förderung, 
die  ihr  vom  Herzoge  zu  Teil  wird*).  „Episkopat  und  Herzog 
„sind  im  engen  Bunde  thätig,  um  das  religiöse  Leben  iui  Lande  zu 
„wecken,  und  das  Klosterleben,  vom  Herzog  Odilo  sorgsam  ge- 
„pflegt,  treibt  unter  dem  Sohne  neue  Sprossen“4). 

„Die  Bischöfe  rühmten  von  ihm,  dass  er  trotz  seiner  Jugend 
„seinen  Vorfahren  an  kirchlicher  Gesinnung  überlegen  wTar. 
„Sein  ganzes  Verhalten  zeigt,  dass  alle  kirchlichen  Motive, 
„welche  die  Zeit  kannte,  auf  ihn  einwirkten,  und  dass  er  willen- 
los ihrem  Impulse  nachgab.  Die  Förderung  kirchlicher  Stif- 
tungen betrachtete  er  nicht  nur  als  Familientradition,  ihm 
„war  es  ernst  damit,  dass  man  — wie  er  in  einer  Urkunde  für 
„Kremsmünster  sagt  — um  der  ewigen  Liebe  und  des  furcht- 
baren Grauens  halber,  um  dem  Pfuhle  des  Teufels  zu  entgehen 

’)  Riezler  a.  O.  I,  S.  163;  ähnlich  Abel-Sinison  in  den  Jahrbüchern 
des  fränkischen  Reiches,  I.  lid.,  Leipzig  18SS,  S.  51 : „Tassilo  regierte  seit 
seinem  Trcubrueho  gegen  Pipin  (763)  wie  ein  unabhängiger  Kürst.* 

*)  Riezler  a.  O.  I,  S.  155. 

3)  Riezler  a.  O.  I,  S.  160. 

4)  Eberl  a.  0.  S.  48. 
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„und  den  Himmelssaal  zu  verdienen,  Gott  etwas  von  dem  opfern 
„müsse,  was  er  den  Menschen  gespendet  hat.“  Demgemäss  hat 
Tassilo  „freigebiger  und  verschwenderischer  als  irgend  einer 
„seiner  Vorgänger  Klöster  und  Kirchen  ausgestattet“1).  „Durch 
„die  Gesetzgebung  begünstigt  und  von  unbedingter  Verehrung 
„des  Volkes  getragen5),  schwang  sich  so  die  Kirche  mit  jugend- 
licher Kraft  zu  gewaltiger  Machtfülle  empor“3). 

So  beschaffen  war  das  Verhältnis  des  Staates  zur  Kirche, 
so  gesteigert  das  kirchliche  und  religiöse  Leben,  als  die  Synoden 
Veränderungen  am  Rechte  bei  kirchlichen  Schenkungen  Vornahmen. 
War  das  Volksgesetz  des  Jahres  744—748  diesen  Vergabungen 
günstig  gewesen,  so  lässt  sich  annehmen,  dass  die  nun  zu  be- 
sprechende Gesetzgebung  dieselbe  Richtung  weiter  verfolgt  hat. 

Die  weitere  Fortbildung  des  Volksgesetzes  ging  zunächst 
von  den  Synoden  aus.  Die  bairischen  Synoden  jener  Zeit  waren 
Versammlungen  des  Klerus  und  der  weltlichen  Grossen,  die  unter 
Vorsitz  des  Herzogs  über  weltliche  und  kirchliche  Angelegen- 
heiten berieten  und  beschlossen4).  Diese  Versammlungen  spiegelten 
in  ihrer  Verfassung  das  enge  Bündnis  wieder,  welches  zwischen 
kirchlicher  und  weltlicher  Gewalt  bestanden  hat.  Der  Inhalt 
der  Beschlüsse  zeigt  uns,  dass  die  Kirche  geradezu  der  mass- 
gebende Faktor  geworden  ist.  Die  Synode  zu  Aschheim5)  vom 
Jahr  e 756  bespricht  in  ihren  Ratschlägen  an  den  jungen  Herzog 
zwar  nicht  direkt  die  Schenkungen  an  die  Kirche,  aber  sie  unter- 

')  Hauck  a.  O.,  II.  Bd.,  S.  378. 

*)  Nach  Hauck  a.  0.  S.  390  ff.  zählte  damals  das  Bistum  Freising 
mindestens  66  Kirchen.  Etwa  die  Hälfte  derselben  wurde  unter  Tassilo  ge- 
baut und  von  den  Neubauten  geschehen  zwanzig  ausschliesslich  von  Laien. 

*)  Riezler  a.  0.  I,  S.  168. 

*)  Vgl.  über  dieselben  bes.  Qengler  a.  O.  I,  S.  4t  ff.  und  Waitz, 
Deutsche  Verf.-Gesch.  II,  2,  3.  Auflage  S.  180  ff. 

*)  Mon.  Germ.  Legg.  in,  457 — 459;  vgl.  Uber  diese  und  die  folgenden 
Synoden  zuletzt:  Gengier,  a.  0.  S 41  ff.  — von  der  daselbst  zitirten 
Literatur  wurden  benützt:  F.  Sterzinger.  in  den  Abhandlungen  der  kurf. 
bair.  Akad.,  II.  Bd.,  1781,  S.  315  ff.;  A.  Winter,  Die  3 grossen  Synoden 
der  Agilolfingischen  Periode  kritisch  dargestellt  in  den  historischen  Abhand- 
lungen der  k.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  Jg.  1807.  S.  1 ff.;  H.  Schallor,  Die  recht- 
liche Stellung  der  Kirche  iu  Baiern  zur  Zeit  der  Agilolfinger,  Würzburg  1856; 
Hefele,  Konziliengeschichte  UI,  559  ff.;  Eberl  a.  O.  S.  26  ff.;  Gfrörer- 
Weiss,  Zur  Geschichte  deutscher  Volksrechte  im  Mittelalter,  1865;  Riezler 
a.  O.  L S.  168  ff. 

8* 
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sagt  jeden  Eingriff  in  das  kirchliche  Vermögen  auf  das  ent- 
schiedenste und  erinnert  den  Herzog  an  die  Ehrfurcht  seiner 
Ahnen  gegenüber  den  kirchlichen  Satzungen,  welchen  das  ge- 
gesammte  Morgen-  und  Abendland  gehorsam  sei,  und  deren  Be- 
folgung auch  das  geschriebene  Gesetz  seiner  Vorgänger  einschärfe. 
Biese  und  andere  Bestimmungen  der  Synode  zeigen  uns  das  Ver- 
hältnis von  Staat  und  Kirche  auf  das  deutlichste  und  ■ mussten 
daher  Erwähnung  finden1). 

Unmittelbar  beschäftigt  sich  erst  die  weit  spätere  Synode 
von  Dingolfingen  a.  772  mit  unserer  Frage.  Die  Beschlüsse 
derselben  sind  uns  leider  zum  Teile  nur  in  corrumpirter  Form  er- 
halten. Das  verstümmelte  und  unklare  Capitel  5 lassen  wir 
deshalb  zunächst  bei  Seite.  Capitel  2 spricht  von  der  Form 
der  Schenkung.  Capitel  8 setzt  fest,  dass  die  nobiles  das  ihnen 
von  den  Vorfahren  des  Herzogs  geschenkte  Land  behalten  und 
auf  ihre  Descendenz  vererben  dürfen.  Bedingung  ist  Bewahrung 
der  Treue:  die  Vererbung  ist  auf  die  Nachkommen  des  Be- 
schenkten beschränkt,  umfasst  aber  auch  die  weibliche  Descen- 
denz4). 

Das  6.  Capitel  des  Decrets  lautet:  „De  eo  quod,  ut  si  quis 
de  nobili  genere  de  hereditate  sua  voluisset  dare  ad  sanctuarium 
Dei,  in  sua  potestate  esset,  nemo  prohibuisset  nec  mutaret  in 
perpetnum.“  Diese  Bestimmung  bedarf  einer  näheren  Prüfung. 
— Zunächst  ist  sicher,  dass  ebenso  wie  in  lex  Baj.  I.  Hindernisse 
abgewehrt  werden  sollen,  welche  Vergabungen  zum  Seelenheile 
entgegenstehen  können.  Bei  der  Frage  nach  der  Beschaffenheit 
dieser  hier  abgewehrten  Hindernisse  eröffnen  sich  aber  nach 
Allem,  was  wir  wissen,  zwei  Möglichkeiten.  Mit  diesen  Hinder- 
nissen können  entweder  Zustimmungsrechte  des  Herzogs  respective 
anderer  Grossen,  oder  Anwartrechte  der  Erben  gemeint  sein. 

I.  Wir  erwägen  zunächst  die  erste  Möglichkeit.  Consens- 
bedüiftig  waren,  nach  Brunner’s  Forschungen,  Vergabungen 


')  Vgl.  Büdingcr  a O.  S.  115,  llfi.  Büdinger  meint,  man  glaube 
sich  hier  in  die  Zeit  von  Papst  Innocenz  III.  versetzt,  wo  die  Qeistlichkeit 
jhre  Ansprüche  aufs  höchsto  steigern  konnte;  Eberl  a.  O.  S.  26  ff.,  Riezler 
a.  O.  S.  160. 

*)  Vgl.  darüber  Roth,  Geschiehto  des  Benefizialwesens,  18">0,  a.  O. 
S.  243,  Brunner,  Laudsehonkungeu  a.  O.  S.  1187  und  Gengier  a.  O. 
S.  41,  43. 
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entweder  deshalb,  weil  das  Gut  von  einer  Schenkung  herrührte, 
oder  deshalb,  weil  die  Vergabung  von  Seiten  eines  hoino  non 
potestativus  geschehen  sollte.  Die  Notwendigkeit  herzoglichen 
Consenses  beruhte  im  ersten  Falle  auf  der  Beschaffenheit  des 
Gutes,  im  zweiten  Falle  auf  einem  persönlichen  Abhängigkeits- 
verhältnisse des  Donators1). 

Es  lässt  sich  nun  beweisen,  dass  keiner  der  beiden  Fälle 
durch  Capitel  6 unseres  Decretes  gemeint  sein  kann. 

a)  Zunächst  kann  nicht  geschenktes  Land  gemeint  sein, 
denn  das  Decret  spricht  ausdrücklich  von  „hereditas“.  Mag  nun 
dieser  Ausdruck  mitunter  in  den  Quellen  auch  für  geschenktes 
Land  gebraucht  werden*),  so  gilt  dieser  Sprachgebrauch  sicher 
nicht  für  unser  Decret.  Hier  ist  die  hereditas  in  deutlicher 
Weise  von  der  Landschenkung  unterschieden,  von  dem  Gute, 
quodcumque  praestatum  fuisset  nobilibus  intra  Bainvarios  (Cap. 
8).  — Wenn  Capitel  9 die  Fälle  aufzählt,  in  welchen  eine  Con- 
fiskation  der  hereditas  stattfinden  kann,  und  Capitel  1 2 verordnet, 
dass  die  Frau  des  Adeligen,  dessen  hereditas  der  Confiscation 
verfiel,  ihr  Anrecht  auf  die  hereditas  nicht  verliert,  so  ist  diese 
hereditas  des  Adeligen  sicher  nicht  mit  dem  durch  Landgabe 
erworbenen  Gute  des  Cap.  8 identisch,  welches  einem  besondern 
Erbrecht  unterlag  und  den  Adeligen  nur  insolange  blieb  „quamdiu 
stabiles  foedere  servassent.“  Noch  viel  weniger  aber  kann  nach 
allem  Gesagten  im  Capitel  2,  wo  von  Vergabungen  an  Kirchen 
überhaupt  die  Rede  ist,  unter  „hereditas“  geschenktes  Gut  ver- 
standen sein.  Hierzu  kommt,  dass  die  bairische  Rechtssprache 
auch  in  sonstigen  Rechtsquellen  derselben  oder  der  nächst- 
folgenden Zeit  in  gleicher  Weise  unterscheidet:  „Wenn  die  Güter- 
verzeichnisse von  Salzburg  und  Niederaltaich  der  Landschenknng 
die  proprietas  und  die  hereditas  gegenüberstellen,  so  verstehen 
sie  darunter  freies  Eigentum  und  angestammtes  Alod“s). 

b)  Dass  aber  unser  Capitel  auf  Personen  hinzielt,  die  in 
Folge  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  in  ihrer  Veräusserungs- 
freiheit  beschränkt  waren,  wird  durch  die  Bezeichnung  „de  nobili 


Brunner,  Landschenkung™  a.  O.  S.  1183. 

*)  Roth,  Beneficialwesen  a.  O.  S.  229,  Lüning  a.  O.  II,  S.  «66, 
Brunner,  Landschenknngen  a.  O.  S.  1182,  Gcngler  a.  O.  I,  S.  bO. 

’)  Bruuner  a.  0.  S.  1188. 
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genere“  unwahrscheinlich  genug1)-  Die  Urkunden  setzen  bei  den 
nobiles  die  potestas  tradendi  voraus,  weshalb  bei  Erwähnung 
von  veräussernden  Adeligen  häufig  der  Zusatz  „potestativus“ 
fehlt5). 

Ans  dem  Gesagten  folgt  zum  Mindesten,  dass  Capitel  6 des 
Dingolfinger  Decrets  nicht  das  Zustimmungsrecht  beseitigen 
wollte,  welches  sich  auf  Landgabe  oder  auf  ein  persönliches 
Gewaltverhältnis  gründete.  Mit  diesem  Resultat  stimmen  auch 
die  Urkunden  überein.  Dieselben  beweisen,  dass  der  Herzog 
auch  nach  Erlassung  des  Decrets  sein  Zustimmungsrecht  weiter 
geübt  hat®). 

Wenn  aber  das  Decret  keine  Änderungen  in  Consensrechten 
einführte,  welche  in  den  zwei  obgenannten  Rechtsgründen  wur- 
zelten, dann  bleibt  wohl  nur  die  Möglichkeit  offen,  an  Wider- 
spruchsrechte der  Erben  zu  denken. 

II.  Das  Decret  bespricht  — wie  ausgeführt  wurde  — die 
Vergabungen  der  „hereditas“,  im  Sinne  des  freien  Eigentums.  Für 
alles  Weitere  wird  die  Person  des  Vergabenden  wichtig.  Es 
heisst  nemlich:  ut  si  quis  de  nobili  genere  de  liereditate  sna 
voluisset  dare.  — Mag  nun  auch  der  alte  Fünf-Sippenadel  damals 
bereits  im  Hinschwinden  gewesen  sein  und  sich  die  Entstehung 
eines  Dienst-  und  Besitzadels,  der  eine  gleiche  Bezeichnung  in 
Anspruch  nimmt,  vorbereitet  haben4),  so  ist  dennoch  der  Fort- 
bestand der  alten  Geschlechter  urkundlich  erweislich6).  Capitel 
5 unseres  Decrets  selbst  unterscheidet  zwischen  nobiles,  liberi 
et  servi.  Es  kann  deshalb  angenommen  werden,  dass  der  im 
Decrete  vorkommende  Ausdruck  „nobiles“,  um  so  sicherer  aber  der 


*)  Vgl.  über  solche  Abhängigkeitsverhältnisse  Merkel  in  den  Monum. 
Legg.  III,  S.  2C9,  Anm.  2 — 4,  S.  459,  A.  73.  Über  die  Bairischen  „vassi 
und  Adelschalken“  Gengier  a.  0.  S.  44,  45,  die  dort  citierten  Autoren  und 
dazu  das  Decret  Tass.  I,  7. 

*)  Brunner  a.  O.  8.  1180,  Anm.  1. 

*)  Dies  hat  Löning  gezeigt  a.  a.  O.  H,  8.  666,  aber  auch  schon 
Merkel  a.  0.  S.  459,  Anm.  73. 

4)  Gengier  a.  0.  I,  S.  7,  26,  66,  72,  hier  auch  die  Literatur. 
s)  Merkel,  in  der  Zeitschrift  für  R.  G.,  I.  Bd.;  Brunner,  R.  G.  a.  0. 
I,  S.  261;  auch  v.  Amira,  im  Grundriss  der  germ.  Philol.,  n.  Bd.,  S.  113 
nimmt  längeres  Fortbestehen  des  alten  Geburtsadels  in  Baiern  an. 
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Ausdruck  „de  nobili  genere“,  welcher  im  Capitel  1 2 wiederkehrt, 
im  Unterschied  zum  Stande  der  „liberi“  gemeint  ist1). 

Wenn  dies  richtig  ist,  dann  bezieht  sich  unsere  Bestimmung 
ausschliesslich  auf  Vergabungen  seitens  des  Adels.  Abgewehrt 
wird  aber  kein  Zustimmungsrecht,  das  sich  auf  Landgabe  oder 
ein  persönliches  Herrschaflsverhältnis  stützt,  und  daraus  schlossen 
wir,  dass  als  letzte  Möglichkeit  nur  die  Abwehr  der  Erben 
übrig  bleibt. 

In  diesem  Stadium  der  Beweisführung  darf  nun  an  den 
Wortlaut  von  lex  Baj.  I.  1 erinnert  werden:  Ut  si  quis  über 
persona  voluerit  et  dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione 
animae  suae,  licentiam  habeat  de  portione  sua  postquam  cum 
filiis  suis  partivit.  Wir  Hessen  es  früher  dahingestellt,  ob  unter 
der  „Uber  persona“  auch  der  nobilis  mitverstanden  ist.  Nun  aber 
liegt  es  nahe,  dies  zu  verneinen  und  anzunehmen,  Titel  I.  1 habe 
sich  in  der  That  nur  auf  die  statu  liberi  bezogen,  unser  Decret 
aber  neues  Beeilt  durch  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  die 
adelige  hereditas  geschaffen.  Sollte  man  aber  nicht  zugeben,  dass 
Titel  I.  1 mit  der  Bezeichnung  „über  persona“  die  nobiles  aus- 
schliessen  wollte,  so  kann  unsere  Annahme,  das  „nemo  prohibuisset 
nec  mutaret“  des  Dingolfinger  Decrets  beziehe  sich  auf  ein  Wider- 
spruchsrecht der  adeligen  Familie  bei  Veränsserung  aus  der  here- 
ditas, dennoch  zutreffend  sein.  Es  kann  nemlich  vom  Adel  bisher 
ein  solches  Widerspruchsrecht  in  zäher  Festhaltung  überkomme- 
ner Familientradition  weitergeübt  worden  sein,  obwol  lex  Baj.  I 1 
auch  den  Adel  einbegreifen  wollte.  Es  können  auch  Zweifel 
über  die  Anwendbarkeit  dieser  Bestimmung  auf  den  Adel  auf- 
getaucht sein5).  — In  jedem  Falle  stellt  das  Dingolfinger  Decret 
klar,  dass  von  nun  an  die  Übung  eines  besonderen  Widerspruchs- 
rechtes bei  adeligen  Familien  aufhören  solle.  Dass  dieses  nun 
zum  mindesten  klar  gestellte  Recht  der  freien  Vergabung  gleich- 
falls die  vorherige  Abteilung  mit  den  Kindern  zur  Voraussetzung 
hatte,  dafür  sprechen  nicht  blos  die  Urkunden  und  der  im  Decrete 


*)  Waitz,  V.  G.,  II.  Bd.  2.  Aufl.,  S.  294  bezieht  die  Stellen  im  Decret 
auf  die  alten  Adelsgeschlechter;  vgl.  auch  dessen  3.  Aufl.,  II,  I,  S.  372. 

*)  Vgl.  Meichclbcck,  Historia  Frisingensis  I b,  n.  13,  a.  7G5  und 
unsere  daran  sclilicssenden  Ausführungen  im  Capitol,  das  die  Urkunden  der 
Agilolfingerperiode  über  Vorgabungen  zum  Seelenbeile  behandelt. 
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gebrauchte  Ausdruck  „de  hereditate“  ').  Dafür  spricht  auch  die 
Erwägung,  dass  derselbe  Adel,  welcher  die  Familie  vor  Schmäle- 
rung des  Besitzstandes  durch  Veräusserung  an  Kirchen  bisher 
stärker  schützt  als  der  Stand  der  Freien,  nun  nicht  mit  einem 
Male  den  Kindern  ein  geringeres  Recht  eingeräumt  haben  wird, 
als  die  Kinder  der  Freien  besassen. 

Im  Übrigen  kann  bei  den  Worten  „nemo  prohibuisset  nec 
mutaret“  nicht  blos  an  die  adelige  Familie,  sondern  zugleich  auch 
an  den  Herzog  gedacht  sein,  und  zwar  in  einer  Rücksicht,  welche 
mit  dem  damaligen  Familienrechte  im  Zusammenhänge  steht. 
Gengier  hat  auf  die  „nahezu  patriarchalische  Stellung  des  Her- 
zogs in  familienrechtlichen  Fragen“  hingewiesen3),  auf  dessen 
„gleichsam  obervormundschaftliche  Einmischung“  bei  väterlicher 
Erbteilung  und  im  Falle  einer  clericatio*).  Er  nimmt  an,  dass 
auch  Erbländereien  (hereditates),  nicht  blos  vom  Herzoge  stam- 
mendes Gut  mit  dessen  Zustimmung  an  Kirchen  veräussert  wer- 
den konnten4).  — Im  Hinblick  auf  diese  Stellung  des  Herzogs 
würde  unser  Capitel  sagen,  dass  der  Herzog  seine  Zustimmung 
zur  Vergabung  an  Kirchen  dem  Adel  von  nun  an  nicht  mehr 
versagen  darf,  sofern  vorher  der  Bedingung  der  Abteilungspflicht 
genügt  wurde.  Dieser  Annahme  steht  auch  die  Thatsache  nicht 
entgegen,  dass  Fälle  solcher  obervormundschaftlicher  Einmischung 
des  Herzogs  und  der  Übung  seines  Consensrechtes  auch  nach 
Erlassung  des  Dingolfinger  Decrets  vorkamen.  Ein  Gegenbeweis 
w'äre  nur  dadurch  erbracht,  dass  eine  Intervention  des  Herzogs 


*)  So  fasst  schon  Gfriirer-Weiss  diese  Bezeichnung  auf  a.  O.  L Bd., 
S.  425. 

*)  Gonglcr  a.  O.  I,  S.  57. 

*)  Gcngler  a.  O.  I,  S.  CO,  Antn.  6;  vgl.  Häberlin  a.  O.  S.  224  und  die 
im  anderen  Zusammenhänge  näher  zu  besprechenden  von  ihnen  bezogenen 
Urkunden. 

*)  Gengier  a.  0.  I,  S.  60,  Anm.  5.  — Brunner  weist  a.  O.  S.  1182 
darauf  hin,  dass  der  Bonator  oft  auch  hereditas  mit  herzoglicher  Zustimmung 
vergabt,  — S.  1183  darauf,  dass  es  auch  andere  als  die  von  ihm  beleuchteten 
Consonsgriiude  gab,  will  aber  im  Zweifel  die  Consensbedürftigkeit  auf  die 
Herkunft  des  Gutes  zurückgeführt  wissen.  Dieser  Forderung  steht  die  Auf- 
fassung Gengler's  nicht  im  Wege,  sofeme  sie  auf  jene  Fälle  beschränkt 
wird,  in  welchen  die  Quellen  über  eine  quasi  obervormuudschaftliche  Inter- 
vention des  Herzogs  keinen  Zweifel  lassen. 
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unter  Umständen,  welche  den  Voraussetzungen  von  Capitel  6 
widersprechen,  nachzuweisen  wäre. 

Nach  allem  Vorangeschickten  möchten  wir  Capitel  6 des 
Dingolfinger  Decrets  dahin  intrepretiren,  dass  nun  für  Schenkun- 
gen an  Kirchen  dem  Adel  dasselbe  Recht  zu  Teil  wird,  welches 
die  Lex  dem  Stande  der  Freien  gegeben  hatte  ’).  Ist  dies  richtig, 
so  hatte  der  Adel,  der  in  seiner  Stellung  durch  Verkleinerung 
seines  Besitzes  und  wachsende  Abhängigkeit  bereits  gesunken 
war,  der  Kirche  eine  weitgehende  Concession  gemacht,  und  es 
passt  sehr  wol  zu  dieser  Interpretation,  dass  dasselbe  Decret 
dem  Adel  in  den  Capiteln  5,  8,  10  und  12  wichtige  Gegen- 
concessionen  gewährt.  Tassilo,  welcher  die  Bundesgenossenschaft 
der  Kirche  und  des  Adels  in  gleichem  Masse  nötig  hatte,  konnte 
die  Kirche  nicht  begünstigen,  ohne  den  Adel  in  anderer  Rich- 
tung zu  entschädigen. 

Was  schliesslich  das  arg  verstümmelte  5.  Capitel  unseres 
Decretes  betrifft*),  so  wagen  wir  kaum,  uns  für  eine  bestimmte 
Übersetzung  zu  entscheiden,  am  allerwenigsten  einen  mit  not- 
wendiger Willkür  angenommenen  Sinn  zur  Grundlage  weiterer 
Deductionen  zu  machen.  Am  wahrscheinlichsten  erscheint  uns, 
dass  durch  diesen  Artikel  die  vom  Vater  des  Tassilo  geschehenen 
Landgaben  bestätigt  wurden"). 


')  Dins  ist  auch  die  Meinung  Riozlor's  (Gesch.  Baierns  I.  S.  160), 
welcher  allerdings  an  dieser  Stelle  zu  einer  näheren  Begründung  keinen  An- 
lass hatte.  Liiniug  a.  0.  IT,  S.  666  denkt,  trotzdem  er  die  Fortdauer  herzog- 
licher Consense  über  dio  Zeit  des  Decrets  hinaus  nachweist,  an  eino  Abwehr 
herzoglichen  Verbotes. 

*)  Deo  eo  quod  ius  ad  legem,  quam  habuerunt  in  diebus  patris  sni 
nobiles  et  liberi  et  sonri  ejuB,  ita  donaverat,  nt  fimia  tieret. 

*)  Vgl.  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  unter  Karl  dem  Grossen, 
I.  Bd , 1888,  S.  61.  — Sterzinger  a.  O.,  II.  Bd.,  1781,  S.  386  meint,  den 
im  Gesetze  genannten  Fersoneuklassen  werde  das  Recht  eingeräumt,  von 
ihren  Erbgütern,  wenn  auch  der  Vater  noch  lebt,  der  Kirche  so  vieles  zu 
vermachen,  als  sie  wollen.  — A.  Winter  in  historischen  Abhandlungen  der 
kilnigl.  bair.  Akad.,  I.  Bd.,  1807,  S.  79  meint:  .die  Genannten  Bollen  hier- 
nach die  Befugnis  haben,  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  gültige  Geschenke  zu 
machen“.  — Hefele,  Konziliengeschichte,  III.  Bd.,  1877,  8.  610  übersetzt 
aber:  .dass  das,  was  Adelige,  Freie  und  Knechte  gemäss  dem  gesetzlichen 
Recht,  das  ihnen  bei  Lebzeiten  ihres  Vaters  ,resp.  Herrn)  zustand,  verschenkten, 
gültig  sei“.  — Eberl  a.  0.  S.  45:  .Schenkungen,  welche  von  Personen  ge- 
macht worden  seien,  die  noch  unter  väterlicher  Gewalt  standen,  seien,  wenn 
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Überblicken  wir  das  Dingolfinger  Decret  als  Ganzes,  so 
hatte  die  Kirche  in  ihrem  Kampfe  für  möglichste  Freiheit  bei 
Schenkungen  zum  Seelenheile  abermals  an  Boden  gewonnen. 

Die  nun  folgende  Synode  von  Neuchingen  774  beschäftigte 
sich  mit  unserer  Frage  nicht  weiter,  und  wir  haben  von  nun  an 
bis  zum  Untergange  des  bairischen  Herzogtums  keine  gesetzliche 
Veränderung  im  Rechte  bei  kirchlichen  Vergabungen  zu  ver- 
zeichnen. 

Nach  dem  Sturze  Tassilo's  (788)  wurde  Baiern  fränkische 
Reichsprovinz,  wenn  auch  die  Regenten  des  Landes  aus  karolingi- 
schem Geschlecht  sich  „reges-1  nannten1).  In  dieser  Zeit  788 
bis  911  erscheinen  Kirche  und  Staat  innig  verbunden1).  Das 
Königtum  nimmt  für  sich  das  Recht  der  Bischofswahl  in  An- 
spruch und  sichert  sich  dadurch  die  Ergebenheit  der  kirchlichen 
Grossen.  Es  sieht  in  der  Bundesgenossenschaft  mit  der  Kirche 
die  Hauptstütze  seiner  Macht  und  vermehrt  das  kirchliche  Grund- 
eigentum, dem  sich  bei  der  Colonisation  und  Christianisirung  der 
den  Avaren  abgerungenen  Gebiete  neuer  Länderbesitz  eröffnet. 
Den  deutlichsten  Beweis  des  königlichen  Schutzes,  dessen  sich 
die  Kirche  erfreut,  bieten  die  nun  aufkommenden  Immunitäts- 
briefe8). Auch  die  Klöster  werden  mächtig  gefördert.  Wenn 
sich  diese  Förderung  weniger  in  Neugründungen  als  in  Schen- 
kungen an  alte  Klöster  äussert,  so  lag  dies  darin,  dass  Baiern 
bereits  bei  Tassilo’s  Sturz  eine  übergrosse  Anzahl  von  Klöstern 
besass.  Der  mächtige  Einfluss  des  Klerus  auf  die  weltliche  Ge- 
setzgebung zeigt  sich  unter  Anderem  in  der  Zuziehung  der 
Priester  zu  Gerichtstagen,  in  der  Thatsache,  dass  unter  den 
Sendboten  dieser  Periode  regelmässig  Bischöfe  genannt  sind,  und 
in  dem  Übergreifen  kirchlicher  Gesetzgebung  auf  das  Gebiet  des 
Eherechtes  etc. 

Grundlage  der  Rechtsübung  in  Baiern  blieb  auch  während  der 
Karolingerperiode  das  Volksgesetz.  Daneben  beginnen  aber  neue 
Rechtsgrundsätze  als  „mos“,  „usus“,  „ritus“,  sich  im  Volksleben  zu 


sonst  gesetzlich  gemacht,  gültig“.  — Nach  Genglcr  a.  O.  S.  44,  Anm.  12 
könnte  „die  keineswegs  klare  Stelle  im  Decr.  I,  5 eine  erneuerte  Verhaltungs- 
norm ius  ac  lex,  für  die  Adelschalken  bedeuten“. 

•)  Gengier  a.  O.  I,  S.  77. 

*)  Vgl.  Riezler  a.  O.  I,  S.  285  ff. 

*)  Riezler  a.  0.  S.  286. 
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entwickeln  nnd  in  der  Praxis  Wnrzel  zu  fassen1).  Der  Schwer- 
punkt fortbildender  Gesetzgebung  liegt  nun  im  Reiche;  die  Lan- 
desgesetzgebung tritt  mehr  zurück  und  äussert  sich  nur  in  den 
Synoden  der  bairischen  Kirche,  deren  Satzungen  die  kirchliche 
Zucht  zu  fördern  suchen  und  auf  Missbrauche  bei  Verwaltung 
des  geschenkten  Gutes  hinweisen.  So  befiehlt  eine  Provinzial- 
synode zu  Salzburg  „dass  Bischöfe,  Abte  und  Priester  das  ihnen 
übertragene  Kircheneigentum  nur  so  weit,  als  die  kanonischen 
Vorschriften  erlauben,  unter  ihre  Angehörigen  und  Verwandten 
verteilen,  damit  den  Schenkern,  wie  allem  Volke  Gelegenheit  zu 
unzufriedenem  Gemurmel  entzogen  werde“®). 

Von  fränkischen  Reichsgesetzen  weltlichen  Inhalts  käme 
zunächst  das  Capitulare  Baiwaricum  in  Betracht,  „eine  könig- 
liche Instruction  für  bairische  Missi,  die  um  das  Jahr  810  ent- 
standen sein  dürfte“8).  In  demselben  wird  den  Kirchen  ihr  Be- 
sitzstand feierlich  gewährleistet  und  ein  Zusammenwirken  geist- 
licher und  weltlicher  Gewalt  mit  den  Worten  gefordert  „ut  epis- 
copi  cum  comitibus  stent  et  comites  cum  episcopis,  ut  uterque 
pleniter  suum  ministerium  peragere  possint.“ 

Die  gesteigerte  Abhängigkeit  Baiern’s  bewirkte  aber,  dass 
auch  die  allgemeine  Reichsgesetzgebung  auf  sein  Gebiet  An- 
wendung fand.  Der  bairische  Klerus  beteiligte  sich  an  den 
Reichssynoden  des  Jahres  852,  868  und  8754),  und  die  Kirchen- 
gesetzgebung des  Reiches,  die  Capitularia  ecclesiastica  werden 
auch  aufBaiem  Einfluss  gehabt  haben“).  Vor  Allem  aber  tritt 
Baiem  mit  dem  Jahre  788  in  den  Machtbereich  des  Königsrechtes, 
der  allgemeine  Anwendung  findenden  Capitularien8),  und  es  er- 
wächst die  Aufgabe,  den  Inhalt  derselben  in  Bezug  auf  unsere 
Frage  zu  untersuchen. 


')  Gengier  a.  0.  S.  78. 

*)  Logg.  IIT,  S.  473;  vgl.  auch  ibidem  S.  471,  S.  476  a.  799. 

*)  Vgl.  bei  Boretius  Cap.  I,  157,  158,  Brunner  R.  G.  I S.  319,  378, 
Schriider,  H.  G.  a.  0.  S.  235,  A.  61,  Gcngler  a.  0.  I,  S.  85,  91,  Anm.  20. 
*)  Riezler  a.  0.  I,  S.  232. 

*1  Gen  gier  a.  O.  S.  92  ff. 

*)  Über  die  Geltung  derselben  in  Baiem:  Chabert,  Denkschriften  der 
Wiener  Akad.  1852,  a.  O.  S.  133  und  insbes.  Riezler  a.  0.  S.  271,  Gengier 
a.  O.  S.  84  ff. 
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Ihr  Grundcharakter  besteht  in  der  Beförderung  der  Schen- 
kungen zum  Seeleuheile  hei  möglichster  Verhinderung  von  Miss- 
bräuchen. Ihrem  Inhalte  nach  gestatten  sie  nicht  blos  eine  Fest- 
stellung dessen,  was  die  vom  Staate  mächtig  geförderte  Kirche 
in  ihrem  Kampfe  mit  dem  deutschen  Familienrechte  erreicht  hat, 
sondern  auch  Rückschlüsse  auf  dieses  Familienrecht  selbst.  Es 
wird  sich  zeigen,  dass  die  Reichsgesetzgebung  zwar  die  Ver- 
gabungen an  Kirchen  erleichtert  hat,  dass  aber  — mindestens 
in  Rücksicht  auf  Baiern  — nichts  zur  Annahme  zwingt,  dass 
Rechte  der  Familie  eine  wesentliche  Einbusse  erlitten.  Dies  gilt 
von  den  Rechtssätzen  an  sich.  Wenn  die  Kirche  oft  und  mit 
Erfolg  bestrebt  war,  dieselben  zu  umgehen  oder  zu  durchbrechen, 
so  ändert  dies  nichts  an  dem  Grundcharakter  dieses  Rechtes. 
Es  bestätigt  nur,  dass  wir  ihn  richtig  gekennzeichnet  haben  und 
erklärt  zugleich  das  Auftreten  einer  besonderen  Gesetzgebung, 
welche  sich  gegen  diese  Missbrauche  wendet,  dadurch  aber  in 
willkommener  Weise  die  Grenzen  zeigt,  welche  der  Vergabung 
an  Kirchen  gesetzt  waren. 

Fragen  wir  zuerst  nach  jenen  Normen,  welche  das  Recht 
bei  kirchlichen  Vergabungen  änderten,  so  kommen  die  beiden  viel 
besprochenen  Capitularien  von  803  c.  61)  und  818,  819  c.  t>  ■) 


’)  Bei  Boretius  No.  39,  S.  113:  Qui  res  suas  pro  anima  sna  ad  casam 
Dci  tradero  voluerit,  domi  traditioncm  faciat  eoram  testibus  legitimis;  et 
quao  actenus  in  lioste  factae  sunt  traditiones,  de  quibus  nulla  est  quesitio, 
Btabilis  permaneant  Si  vero  aliquis  alii  res  suas  tradiderit  et  in  lioste  pro- 
fectus  fuerit,  et  ille  cui  res  traditae  »mit  iuterim  mortuus  fuerit,  qui  res  suaa 
tradidit,  cum  reversus  fuerit,  adhibitis  testibus  coram  quibus  traditio  facta 
est  res  auas  recipiat;  si  autem  et  ipse  mortuus  fuerit,  heredes  eius  legitim] 
res  traditns  recipiant. 

*)  Bei  Boretius  No.  13«,  S.  282:  Ut  omnis  homo  über  potestatem  habest, 
ubicumque  voluerit,  res  suas  darc  pro  salnte  animao  suae.  — Si  quis  res 
suas  pro  salute  anirnae  suae  vel  ad  aliquam  venerabilem  locum  vel  propinquo 
suo  vel  cnilibet  alteri  tradere  voluerit,  et  eo  tempore  intra  ipsum  comitatum 
fuerit  in  quo  res  illae  positae  sunt,  legitimam  traditionem  facere  studeat. 
Quodsi  eodem  tempore  quo  illas  tradere  vult  extra  euniiem  comitatum  fuerit, 
id  est  sive  in  exercitu  sive  in  palatio  sive  in  alio  quolibet  loco,  adhibeat  sibi 
vel  de  suis  pagensibus  vel  de  aliis  qui  eadern  lege  vivant  qua  ipse  vivit 
testes  idoneos,  vel  si  illos  habere  non  potuerit,  tune  de  aliis  qualesibi  meüores 
inveniri  possiut;  et  coram  eis  rerum  suarum  traditioncm  faciat  et  fideiiussores 
vestiturae  donet,  qui  ei  qui  illam  traditioncm  accipit  vestituram  faciat.  Et 
postquam  liaec  traditio  ita  facta  fuerit,  beres  illius  nullam  de  praedictis  robus 
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in  Betracht,  zu  deren  Würdigung  in  Bezug  auf  unsere  Frage 
wir  noch  das  Capitulare  818,  81 5t  c.  7 heranziehen1). 

Die  beiden  ersten  zunächst  zu  besprechenden  sind  allgemeines 
Reichsgesetz  und  behandeln  die  rechtlichen  Formen  für  Schen- 
kungen an  die  Kirche.  Inwieweit  beide  Capitularien  oder  das 
zweitgenannte  allein  auch  für  Schenkungen  an  dritte  Personen 
Anwendung  finden,  kann  an  dieser  Stelle  ausser  Betracht  bleiben  *). 
Das  erstgenannte  Capitulare  stellt  fest3),  dass  jede  Traditio  zu 
Gunsten  der  Kirche  in  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  ge- 
schehen soll.  Traditionen  auf  der  Heerfahrt  sollen  künftig  un- 
gültig und  nur  die  bisher  vollzogenen  gültig  sein.  Schenkungen, 
die  ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  geschahen, 
waren  somit  für  die  Erben  des  Geschenkgebers  unverbindlich. 
Das  Capitulare  schützte  die  Erben,  indem  es  die  Vergabung  zum 
Seeleuheile  an  die  Grafschaft  band  und  alle  Vergabungen  ausser- 
halb der  Grafschaft,  mochten  sie  auch  die  Erbenrechte  unange- 
tastet lassen,  ausschloss4). 

Die  Neuerung  des  Capitulars  von  818,  81!)  bestand  nun  darin, 
dass  es  auch  dem  in  der  Grafschaft  nicht  Anwesenden  eine 
gültige  Schenkung  durch  die  Trennung  der  Sala  von  der  Investi- 


valeat  facere  repetitionem ; inaupcr  et  ipae  per  so  fidemiuasionem  faciat  eius- 
dem  veatiturae,  ne  hercdi  ulla  occaaio  remaneat  baue  traditiouem  inmutandi, 
sed  potius  neccaaitas  inemnbat  illam  perfieiendi.  Kt  ai  nondam  res  suas  cum 
coheredibua  auis  divisas  habuit,  non  ei  hoc  sit  inpedimento ; sed  cohcres  eius, 
si  sponte  noluerit,  aut  per  comitcm  aut  per  misaum  eius  distringatur,  ut 
divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  defunctua  Uereditatem  snam  voluit  per- 
veniro.  Kt  ai  cuilibet  ecclesiae  eam  tradere  rogavit,  cohereB  eiua  cam  legem 
cum  illa  ecclcaia  de  praedicta  hereditate  lmbcat,  quam  cum  alio  coheredc  buo 
habere  debebat..  Kt  hoc  observetur  erga  patrem  et  ßlium  ot  nepotem  usque 
ad  annoa  legitimoB;  poatoa  ipaae  rea  ad  inuiunitatem  ipaius  ecclesiae  redeant. 

’)  Bei  Boretius  S.  277. 

*)  Vgl.  unsere  Ausführungen  im  Capitel  über  unentgeltliche  Vergabungen 
überhaupt. 

’)  Vgl.  über  den  RcchtBinhalt  dieser  Capitularien  folgende  nach  der 
Zeit  des  Kracheinena  angeführte  Schriften:  Heualer,  (lewere  a.  O.  481  ff.; 
Haiaa,  Traditio  und  Investitnra,  München  1870,  S.  12  ff.;  Lüning  a.  O. 
II,  754;  Sohin,  Zur  Geschichte  der  Auflassung,  in  der  Strasaburger  Fest- 
gabe für  Thfll,  1879,  S.  9;  Brunner,  Zur  Rechtsgeachichte  der  römischen 
und  germanischen  Urkunde,  Berlin  1880,  S.  278  und  290;  Hübner  a.  O. 
8.  02;  Heualer,  Institutionen  I,  237;  Schröder,  R.  G.,  S.  202,  208,  209. 

4)  Vgl.  damit  Heualer,  Gewere  a.  O.  S.  482. 
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tur  in  der  Weise  ermöglichte,  dass  die  Sala  auswärts  vorgenom- 
men und  die  Investitur  verbürgt  wird.  Eine  so  vorgenommene 
Sala  sollte  den  Tradenten  respective  dessen  Erben  verpflichten, 
die  Investitur  nachträglich  innerhalb  der  Grafschaft  zu  voll- 
ziehen '). 

Durch  diese  Bestimmung  war  die  Kirche  offenbar  im  hohen 
Masse  begünstigt.  Das  Hindernis,  das  für  eine  rechtsgültige 
Schenkung  aus  dem  Aufenthalte  des  Donators  ausserhalb  der 
Grafschaft  erwuchs,  war  beseitigt. 

Aber  dasselbe  Capitulare  geht  zu  Gunsten  der  Vergabungen 
in  der  Fremde  noch  um  einen  Schritt  weiter,  indem  es  auch  bei 
noch  ungeteiltem  Grundeigentum  die  Vergabung  der  „res  sua“, 
der  „hereditas  sua“  gestattet  und  die  überlebenden  Ganerben 
zwingt  mit  dem  Bedachten  zu  teilen.  „Ist  eine  Kirche  bedacht, 
so  soll  sie  mit  dem  Vater  des  Erblassers  auf  Lebenszeit,  mit 
dem  Sohne  und  Enkel  desselben  bis  zur  Mündigkeit  im  ganerb- 
schaftlichen  Verhältnis  bleiben,  und  soll  erst  dann  die  Teilungs- 
pflicht eintreten2).“  Somit  ist  beim  Verweilen  ausserhalb  der 
Grafschaft  eine  rechtsgültige  Vergabung  der  res  sua,  und  zwar 
auch  ohne  vorhergeschehene  Abteilung  ermöglicht. 

Fragen  wir  nach  der  Anfechtbarkeit  der  Schenkung  auf 
Grund  etwa  entgegenstehender  Rechte  der  Familie,  so  ant- 
wortet das  Capitulare:  „Et  postquam  haec  traditio  ita  facta 
fuerit,  heres  illius  nullam  de  praedictis  rebus  valeat  facere  repeti- 
tionem  ...  ne  heredi  ulla  occasio  remaneat  hanc  traditionem 
immutandi.“  Aus  der  Geschichte  des  Capitulars  verstanden, 
heisst  dies:  Die  Erben  sind  verpflichtet,  die  Vergabung  trotz 
der  im  Vergleiche  mit  früheren  Vorschriften  (Cap.  803  c.  6) 
modifizirten  Form  und  sogar  bei  noch  fehlender  Abteilung  anzu- 
erkennen. Entspricht  die  Vergabung  den  Vorschriften  dieses 
Capitulars,  so  ist  jede  Einwendung,  welche  die  Erben  wegen 
unzureichender  Form  der  Vergabung,  oder  bei  ungeteiltem  Gut 
wegen  mangelnder  Zustimmung  der  coheredes  geltend  machen 
wollten,  hinfällig.  Nicht  aber  kann  gemeint  sein,  dass  durch  die 
Vergabung  Erben  oder  Ganerben  oder  dritte  Personen  in  ihren 
Rechten  auf  das  Gut  verletzt  werden  durften. 

')  Brunner,  R.  G.  der  Urkunde  S.  278,  279. 

*)  So  übersetzt  Bruunor.  R.  G.  der  Urkunde  S.  290,  Anm.  l den  Schluss 
des  Capitulars;  vgl.  Heus ler.  Inst.  I,  237. 
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Der  Vermalende  ist  in  der  Feme  und  dieser  Umstand  soll 
seiner  Vergabung  nicht  hinderlich  sein.  Er  darf  somit  über  die 
„liereditas  sua“  verfügen,  d.  h.  über  jenes  Vermögen,  über  das 
frei  zu  verfügen  ihm  das  Gesetz  überhaupt  gestattet.  Lebt  er 
noch  in  ungeteilter  Vermögensgemeinschaft,  so  darf  er  das  Resultat 
der  Abteilung  antizipiren.  Er  vermag  somit  seine  portio  frei  zu 
vergaben.  Insoweit  seine  Vergabung  sich  in  diesem  Sinne  auf  die 
„sua  liereditas“,  auf  die  „portio“,  beschränkt,  ist  sie  unanfechtbar. 
Verletzt  sie  aber  fremde  Rechte,  so  muss  sie  ebenso  anfechtbar 
sein,  wie  die  in  der  Grafschaft  geschehene.  Insbesondere  bleiben 
die  der  Veräusserungsfreiheit  entgegeustebenden  Rechte  der  Fa- 
milie durch  dieses  Capitulare  unberührt.  Dies  ergiebt  sich  aus 
der  Analyse  seines  Inhalts.  Es  ergiebt  sich  aber  auch  aus  der 
sehr  nahe  liegenden  Erwägung,  dass  Abwesenheit  wol  Erleichte- 
rung in  der  Form  des  Rechtsgeschäftes  rechtfertigen  mag,  dass 
aber  ein  Gesetz,  welches  die  Verfügungsfreiheit  der  Abwesenden 
erweitert,  gewärtigen  müsste,  dass  zur  Erreichung  dieses  Rechts- 
vorteils die  Abwesenheit  absichtlich  herbeigeführt  würde1). 

')  Die  Frage,  welche  Stellung  diesem  Capitulare  in  der  Goschichte  des 
Erbenwartrechtes  und  des  Rechts  bei  kirchlichen  Vergabungen  zukommt,  be- 
sprachen direct  oder  andeutungsweise  Beseler  a.  O.  8.  53,  Zimmerte  a.  O. 
S.  77;  Lewis,  Dissertatio  a.  U.  S.  42  ff.;  Lewis,  Succession  a.  ü.  S.  19; 
Heusler,  üewere  a.  O.  8.  4S2  ff.;  Uaiss  a.  O.  S.  14  ff„  82,  134.  — 
Brunner  a O.  8.278  und  290;  Heusler,  Inst.  L 237,  II,  69,  71;  Schrö- 
der, Rechtsgeschichte  8.  262  ff.,  268  ff.  — Heusler,  Haiss  und  Brunner  haben 
den  Inhalt  des  Capitulars  haupt- Schlich  für  die  Frage  nach  den  Erfordernissen 
einer  rechtsgültigen  Traditio  untersucht,  Brunner  hat  ausserdem  die  Änderung 
im  Rechte  der  Ganerben  aufgeklärt;  vgl.  oben.  — Beseler,  Zimmerte,  Lewis, 
Haiss  und  Sehroeder  berühren  mehr  oder  minder  eingehend  jenen  Punkt,  der 
hier  besonders  zur  Erwägung  kommt. 

Beseler  nimmt  überhaupt  für  den  Anfang  der  Entwicklung  volle  Ver- 
äusserungsfreiheit an  und  findet  diese  Annahme  durch  das  Capitulare  be- 
stätigt, ohne  auf  dessen  Inhalt  näher  einzugehen.  — Zimmerte  hat  das 
Capitular  in  jeder  Hinsicht  missverstanden.  Er  findet,  es  sei  durch  dasselbe 
die  Möglichkeit  gegeben  worden  .auch  ausserhalb  des  Comitats  der  belcgenen 
Sache  die  Beistimmung  des  Erben  (!)  auf  eine  denselben  rechtlich  verbindende 
Weise  einzuholen.  Die  Abteilung  könne  erzwungen  werden,  nur  soll  die 
Kirche  den  Vergällenden  (!),  sowie,  seine  Söhne  und  Enkel  bis  zur  erreichten 
Volljährigkeit  in  der  Nutznießung  lassen“.  Schliesslich  meint  er,  dass  .da- 
mit einseitige  Verfügungen  ohne  Berücksichtigung  der  Erben  nicht  für  erlaubt 
erklärt  sind“.  — Lewis  behauptet,  das  Capitulare  sei  ein  Beweis  für  seine 
Annahme  vollständiger  Veräusserungsfreiheit,  nicht  blos  zu  Gunsten  der 
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Da  das  vorliegende  Capitulare  eine  Änderung  des  bestehen- 
den Rechtes  nur  für  den  Fall  der  Entfernung  aus  der  Graf- 
schaft der  belegenen  Sache  trifft  und  nachgewiesen  ist,  dass 
durch  dessen  Inhalt  eine  Beeinträchtigung  der  Familie  weder  ge- 
wollt ist,  noch  auch  gewollt  sein  konnte,  so  bleibt  nur  noch  die 
Behauptung  offen,  dass  überhaupt  zu  jener  Zeit  Vergabungen  zu 
Gunsten  der  Kirche  einer  Beschränkung  durch  entgegenstehende 


Kirclie,  sondern  auch  zu  Gunsten  Dritter.  Er  begreift  nicht,  wie  Zimmerte 
bestreiten  konnte,  dass  nach  diesem  Gesetze  Veränsserungen  mit  Umgehung 
der  Erben  (»praeteritis  hcredibus*)  gestattet  seien.  Mag  auch  das  Capitulare 
— wie  Zimmerte  meint  — das  Widerspnichsreebt  der  Erben  nicht  aufbeben, 
so  sei  eine  Aufhebung  deshalb  nicht  nötig  gewesen,  weil  das  Widerspruchs- 
recht nie  bestanden  hat  (ähnlich  Ijewis,  Succession  S 19).  — Wir  unserer- 
seits teilen  die  Meinung  Lewis,  dass  das  Oapitular  über  die  Rechte  der  Ver- 
wandten keine  neuen  Vorschriften  gibt.  Wir  b hanpten  aber,  dass  solche 
Widerspruchsrechte  bestanden  haben,  während  Lewis  dieselben  negirt  und 
eine  Bestätigung  seiner  Auffassung  in  den  oben  citirten  und  gewürdigten 
Worten  des  Capitulare  zu  finden  glaubt.  — Während  nun  Lewis  aus  diesem 
Capitular  ein  Argument  für  allgemeine  Veräusse rungsfreibeit  entnahm,  findet 
Schröder  (S.  292,  A.  7«)  eben  durch  dieses  Capitulare  »den  gemeingennani- 
schen  Charakter  des  Beispruchsrechtes  ausser  Zweifel  gesetzt*,  meint  aber, 
durch  dieses  Gesetz  seien  die  Schenkungen  zum  Heile  der  Seele  allgemein 
von  dieser  Beschränkung  .befreit“  worden  (S.  262  und  daselbst  Anm.  79).  — 
Wir  teilen  diese  Auffassung  nicht.  Das  Capitulare  gestattet  dem  in  der 
Ferne  Weilenden  unter  bestimmten  Formen  die  Vergabung  der  hcroditas  sua 
und  verbietet  die  Anfechtung  des  Rechtsaktes  durch  die  Erben.  Aus  diesem 
Verbote  der  Anfechtung  und  aus  der  Allgemeingültigkeit  des  Capitulare  scheint 
nun  Schröder  zu  folgere,  dass  bis  zu  diesem  Gesetze  dio  „horeditas  sua* 
nach  keinem  der  Volksrechte  ohne  Einwilligung  der  Erben  vergabt  werden 
konnte.  Ohne  nun  den  gemeingermanischen  Charakter  eines  — wie  immer 
beschaffenen  — Wartrechts  bestreiten  zu  wollen,  meinen  wir,  dass  aus  diesem 
Capitulare  der  Beweis  hierfür  nicht  zu  erbringen  ist.  Denn  — wie  oben 
ausgeführt  — wird  liier  nicht  die  auf  ein  Wartrccht  gestützte,  sondern  die 
auf  ungenügende  Form  der  Vergabung  gestützte  Anfechtung  abgewehrt. 
Allerdings  ergibt  sich  aus  dem  Capitulare,  dass  nunmehr  die  „sua  horeditas* 
(portio)  ausserhalb  der  Grafschaft  ohne  Erbenconsens  übertragen  werden 
konnte.  Nicht  aber  ist  bewieson,  dass  für  Vergabung  der  portio  an  Kirchen 
die  Notwendigkeit  des  Erbenconsenses  allgemein  beseitigt  wurde ; denn  das 
Gesetz  will  nur  für  den  Fall  der  Abwesenheit  von  der  Grafschaft  eine  Neuerung 
bringen,  bestätigt  aber  für  andere  Fälle  stillschweigend  den  gegenwärtigen 
Rechtszustand.  — Haiss  a.  O.  S.  134  nimmt  unseren  Standpunkt  ein,  indem 
er  sagt:  »aber  Einwände  aus  der  Nichtbercchtignng  des  Schenkers  zur 
Vornahme  dieser  Schenkung  konnten  immer  noch  von  den  Erben  oder  von 
Dritten  erhoben  werden.* 
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Rechte  der  Familie  nicht  unterlagen1)-  Da  wir  uns  nun  in 
diesem  Capitel  nicht  auf  Urkunden  beziehen  wollen,  so  könnten 
wir  uns  darauf  beschränken,  auf  das  Erfordernis  vorheriger  Ab- 
teilung hinzuweisen,  woran  unseres  Wissens  bisher  durch  keinen 
späteren  Rechtssatz  etwas  geändert  worden  war. 

Ein  in  demselben  Jahre  818  erlassenes  Capitulare*)  klärt 
aber  auch  über  den  Standpunkt  auf,  den  die  Reichsgesetzgebung 
in  dieser  Frage  einnahm.  Das  Gesetz  verbietet  hier,  dass  irgend 
ein  Geistlicher  Vergabungen  annehme,  durch  deren  unbesonnene 
Hingabe  die  Kinder  oder  Propinqui  des  Geschenkgebers  in  ihrem 
Erbe  geschädigt  werden  könnten.  Deutlicher  konnte  in  der  Tliat 
die  Gesetzgebung  nicht  aussprechen,  dass  die  Veräusserungsfrei- 
heit  zu  Gunsten  der  Kirche  jedenfalls  in  dem  gesetzlichen  Erb- 
recht der  Kinder  ihre  Grenze  zu  finden  hat3). 

Allerdings  scheint  ein  Blick  auf  die  etwa  im  Jahre  802  ent- 
standene lex  Saxonum  dieser  Behauptung  zu  widersprechen,  aber 
der  Widerspruch  ist  doch  wol  nur  ein  scheinbarer. 

Die  lex  Saxonum  bringt  die  Bindung  des  Vermögens  an  die 
Familie  am  schärfsten  zum  Ausdruck.  Sie  verbietet  im  cap.  61 
und  62  Veräusserungen  gegen  Entgelt,  sowie  jede  Schenkung  von 
Liegenschaften,  weil  durch  eine  solche  Veräusserung  der  heres 


■)  Pica  ist  die  Ansicht  Lewis;  vgl.  die  vorige  Anmerkung. 

*)  Bei  Boretius  S.  277.  Capitulare  ecclesiasticum  818,  819  c.  7:  Sta- 
tutum  est,  ut  nullus  quilibet  ecclesiasticus  ah  bis  personis  res  deinceps  acci- 
pcre  praesnnmt,  quarum  liberi  aut  propinqui  hac  inconsulta  oblationc  possent 
rerum  propriarnm  exheredari.  Qnod  si  aliquia  deinceps  hoc  facere  tcmptaverit, 
ut  et  acccptor  sinodali  vel  impcriali  sententia  districte  feriatur  et  res  ad 
exheredatos  redcant. 

*)  Dieses  Capitular  stand  bereits  der  Beweisführung  Besoler’s  und 
Lewis’  sehr  im  Wege.  Beseler  a.  O.  S.  59  übersetzt  deshalb  „rerum  pro- 
priarum  exheredari“  mit  „um  das  Eigentum  gebracht  werden“  und  meint, 
es  sei  hier  „nicht  von  der  Entziehung  der  künftigen  Erbschaft  die  Rede, 
sondern  von  der  unbefugten  Vergabung  fremder  Güter“.  Lewis  (Dissertatio) 
8.  44  stimmt  Beseler  zu  mit  dem  Beifügen,  es  wäro  unmöglich,  dass  Kaiser 
Ludwig  hier  Vergnbungen  zum  Seelenheile  in  dieser  Weise  einschränkt,  aber 
im  (früher  besprochenen)  Capitulare  von  818,  819  vollständig  freigibt.  — 
Auch  wir  halten  dies  für  imdenkbar,  finden  aber  keinen  Widerspruch  zwischen 
beiden  Gesetzen.  In  der  That  ergänzen  sich  beide  Gesetze.  Das  Eine  be- 
tont die  Unverletzlichkeit  der  Erbenrechte,  das  zweite  trifft  unter  still- 
schweigender Aufrechterhaltung  dieser  Rechte  Bestimmungen  für  Vergabun- 
gen ausserhalb  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache. 

Adler,  Du  Erben  wartrecht.  1 
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exheres  gemacht  würde.  Ausgenommen  sind  nur  Yeränsserungen 
an  den  König,  die  Kirche  und  Yeränsserungen  bei  echter  Not1). 
Je  stärker  sich  in  diesem  Volksgesetze  die  Rechte  der  Familie 
entwickelt  zeigen,  desto  auffallender  ist  es,  dass  eben  dieses  Volks- 
gesetz die  Kirche  mehr  begünstigt,  als  andere.  Aber  die  Christia- 
nisirung  des  Landes  wurde  aus  religiösen  und  politischen  Gründen 
mit  allen  Mitteln  erstrebt  und  die  Kirche  auf  jede  mögliche  Weise 
begünstigt1).  Diese  besonderen  Umstände  erklären  as,  dass  die 
Lex  Saxonnm  die  Kirche  in  höherem  Masse  begünstigt  und  im 
Unterschied  von  anderen  Yolksrechten8)  auch  Vergabungen  zum 
Seelenheile  gelten  lässt,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Schenker 
„heredein  suum  exheredem  faciat“.  Wenn  aber  nach  Heusler’s 
und  Schröder's  Annahme  das  Sächsische  Wartrecht  von  dem 
der  übrigen  Stammesrechte  dadurch  verschieden  war,  dass  es 
trotz  Abteilung  fortbestand4),  so  war  der  Gesetzgeber  in  der 
Tliat  dazu  gezwungen,  das  überkommene  Familienrecht  zu  durch- 
brechen. Dort,  wo  Abteilungsrecht  Eingang  fand,  konnte  dieses 
dazu  benützt  werden,  umVergabungen  an  die  Kirche  zu  erleichtern. 
Hier,  wo  die  Vergabung  eines  jeden  Vermögensstückes  an  die  Zu- 
stimmung der  Familie  unentziehbar  gebunden  blieb,  konnte  ein 
einziges  Familienglied  jede  Vergabung  unmöglich  machen. 

Wir  lassen  übrigens  dahingestellt,  ob  in  der  Tliat  der  Fa- 
milienvater das  gesannnte  Erbgut  der  Kirche  schenken  durfte, 
oder  ob  in  der  Bezeichnung  „hereditas  sua“  nicht  doch  wie  an- 
derwärts eine  Beschränkung  auf  irgend  einen  gesetzlichen  An- 
teil gemeint  ist  5).  Dieser  Annahme  würde  der  Satz  „ut  heredem 
suum  exheredem  faciat“  dann  nicht  im  Wege  stehen,  wenn  wnr 
annehmen,  dass  nach  Sächsischem  Rechte  die  Veräusserung  eines 


')  Vgl.  bes.  Richthofen's  Anmerkungen  zur  lex  Saxonum.  Mon.  Germ. 
Logg.  V. S. 78 und  v.  Amira,  Erbenfolge  S.  134;  Fipper  a.  O.,  in  Gierke’s 
Untersuchungen,  HL  Heft,  1879;  Beseler  a.  O.  S.  58;  Zimmerte  a.  O. 
S.  39  ff.;  Lewis,  Dissertatio  S.  29  ff.;  Sandhaas  a.  0.  S.  185  etc.;  Gaupp, 
Recht  und  Verfassung  der  alten  Sachsen,  1837,  S.  202  ff. 

*)  Vgl.  auch  das  Capitulare  de  part.  Saxonum  (775 — 790),  c.  15,  bei 
Borctius  a.  0.  S.  G9:  ad  unamquamque  ecclesiam  curte  et  duos  rnansos  terrae 
pagonsens  ad  ecclesiam  rccurrentes  condouant. 

a)  Anderer  Meinung  Richthofen  a.  O.  S.  65. 

4)  Hensler,  Inst.  I,  227,  Schriider,  R.  G.  S.  263. 

5)  Sandhaas  meint  dasselbe,  sucht  es  aber  aus  der  Bezeichnung  „here- 
ditas“ zu  begründen  a.  O.  S.  186. 
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jeden  Vermögensstückes  ohne  Erbenconsens  Rechte  der  Erben 
verletzte.  Die  Erlaubnis  auch  nur  die  „sua  liereditas“  zu  ver- 
äussern,  würde  dann  nach  Sächsischer  Anschauung  in  der  That 
Erben  exheredirt  haben,  und  die  entsprechende  Bezeichnung  iin 
Volksgesetze  dadurch  erklärlich  sein. 

Übrigens  ist  auch  auf  Sächsischem  Rechtsboden  bald  eine 
Reaction  der  Familie  gegen  diese  weitgehende  Begünstigung  der 
Kirche  zu  beobachten,  und  schon  Urkunden  aus  der  ersten  Hälfte 
des  Jahrhunderts  berichten  über  Mitwirkung  der  Familie  bei 
Schenkungen  zum  Seelenheile '). 

Aus  diesen  Gründen,  vor  Allem  aber  wegen  der  besonderen 
Verhältnisse,  die  im  Sächsischen  Stamme  vorwalteten,  kann  aus 
der  lex  Saxonum  nicht  gefolgert  werden,  die  Karolingische  Ge- 
setzgebung habe  im  Allgemeinen  die  Tendenz  befolgt,  die  Kirche 
auf  Kosten  der  Familie  zu  begünstigen. 

Blicken  wir  zurück,  so  hatte  die  Karolingische  Gesetzgebung 
des  9.  Jahrhunderts  durch  ein  allgemeine  Geltung  beanspruchen- 
des Capitulare  Vergabungen  an  Kirchen  nach  der  Richtung  be- 
günstigt, dass  von  nun  ab  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der 
belegenen  Sache  kein  Hindernis  für  eine  unentgeltliche  Tradition 
bilden  sollte  und  die  Tradition  auch  bei  noch  unabgeteilteiu  Gute 
stattfinden  konnte.  Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran 
fest,  dass  durch  die  Vergabung  die  Rechte  der  Erben  unverletzt 
bleiben  müssen*).  Diesen  Satz  spricht  das  schon  erwähnte  Capi- 
tulare von  818,  819  c.  7 aus.  Viele  Vorschriften  unter  Karl 
dem  Grossen  und  seinen  Nachfolgern  wenden  sich  gegen  Ränke 
der  Geistlichkeit,  die  im  Namen  Gottes  die  Unwissenheit  ein- 
fältiger Menschen  benützt  und  diese  und  ihre  Erben  in  Armut 
und  Verbrechen  dadurch  treibt,  dass  sie  sich  ihre  Güter  tradiren 
lässt.  Andere  Bestimmungen  suchen  den  herrschenden  Besitz- 
stand und  das  Recht  der  Erben  nicht  blos  gegen  Unrecht  der 


')  Pornice,  in  der  kritischen  Vtjschr.  IX,  S.  70  hat.  übrigens  darauf 
hingewiesen,  dass  diese  Begünstigung  der  Kirche  später  wegfiel;  ebenso 
v.  Amira  a.  O.  S.  134.  — Am  ausführlichsten  hierüber  Fipper  a.  O. 
S.  «2  ff. 

*)  Vgl.  über  diese  Gesetzgebung  Beseler  a.  O.  S.  57  ff.,  Zimmerte 
a.  0.  S.  79,  Walter,  R.  G.,  1S57,  II,  113  ff.,  Lewis,  Succession  S.  19,  bes. 
aber  v.  Inaina,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I,  S.  244  ff.,  249,  257,  344; 
Vollständigkeit  wird  von  uns  hier  nicht  angestrebt. 

4» 
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Kirche,  sondern  auch  andere  mächtige  Personen  zu  schützen1). 
Gemeint  sind  Bischöfe,  Abte,  aber  auch  der  Comes,  Judex  und 
Centenar.  Es  heisst  — sagt  das  Capitulare  von  811  — dass 
die  Genannten  denjenigen,  der  ihnen  sein  Gut  nicht  freiwillig 
tradiren  will,  zu  Felde  senden  „usque  dum  pauper  factus  volens 
nolens  snum  proprium  tradat  aut  vendat,“  während  andere,  die 
dies  freiwillig  gethan,  unverwehrt  zu  Hause  bleiben  dürfen. 
Dadurch  wurden  aber  diese  Personen  und  ihre  Erben  zu  Bett- 
lern gemacht,  dem  Laster  überliefert  und  die  königliche  Heer- 
folge gemindert5).  Ein  anderes  Capitulare  verordnet  endlich, 
dass  Personen,  welche  das  ihnen  gesetzlich  zustehende  väterliche 
oder  mütterliche  Erbe  (liereditatem  patemi  vel  materni  juris  ad 
se  legibus  pertinentem)  durch  Vergabungen  ihrer  Väter  oder  Mütter 
eingebüsst  haben,  restituirt  werden  sollen8).  — Bei  Bestimmungen 
solcher  Art  kann  der  gekennzeichnete  Grnndcharakter  des  da- 
maligen Rechtes  einem  gegründeten  Zweifel  kaum  unterliegen. 

Das  10.  Jahrhundert  zeigt  uns  unter  Herzog  Arnulf  etwa 
bis  zum  Jahre  920  eine  Wendung  im  Verhältnisse  des  bairischen 
Herzogtums  zur  Kirche.  Im  Kampfe  zwischen  König  Konrad 
und  dem  zur  thatsächlichen  Selbständigkeit  emporgewachsenen 
Herzoge  sehen  wir  die  hohe  Geistlichkeit  auf  Seiten  des  Königs. 
Eine  Synode  zu  Hohenalthaim  ladet  Arnulf  vergebens  vor  und 
verflucht  in  Erwartung  kommender  Dinge  jede  Schädigung  des 
Kirchengutes  als  sacrilegiunri).  Der  Herzog  aber  sucht  in  seinem 
Kampfe  die  zweite  Macht,  welche  eine  Stütze  bieten  könnte,  die 
weltlichen  Grossen  an  sich  zu  fesseln.  Es  findet  ähnlich  wie 
in  den  Tagen  Karl  Martell's  eine  Säcularisation  des  Klostergutes 
statt5)  und  mit  dem  Geraubten  wird  der  Adel  des  Landes  für 
seine  Dienste,  die  er  im  Kampfe  gegen  die  Ungarn  geleistet 
hatte,  belehnt  und  gewonnen.  So  behauptet  der  Herzog  seine 
unabhängige  Stellung.  Erst  unter  König  Heinrich  kommt  es 


*)  „potentiores“ : Capitulare  805  c.  16  (LL.  I,  134);  vgl.  auch  Capitulare 
806  c.  8 (IjL.  I,  144),  Capitulare  809  c.  24  (LL.  I,  1561  ctc. 

*)  Vgl.  Capitulare  de  exp.  exerc.  811  c.  3 (LL.  I,  168;  bei  Boretius 
a.  O.  S.  165). 

9)  Capitularo  o Conciliis  cxc.  826  c.  7,  bei  Boretius  S.  312. 

‘)  Legg.  II,  554 — 60,  Biidinger  a.  0.  S.  234  ff.;  Riezlor  a.  0.  S.  321. 
*)  Riezler  a.  O.  I,  322  ff.;  Biidinger  a.  0.  I,  239  ff.;  üengler 
a.  0.  I,  121,  Aum.  2. 
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zur  Aussöhnung  königlicher  und  herzoglicher  Gewalt,  damit  auch 
zum  endlichen  Frieden  zwischen  Staat  und  Kirche  in  Baiem. 
Eine  Synode  zu  Regensburg  und  der  allgemeine  Landtag  zu 
Dingolfingen,  beide  im  Jahre  932  abgehalten1),  zeigen  uns  die 
bischöfliche  und  weltliche  Gewalt  in  Harmonie.  In  der  Kirchen- 
politik der  Herzoge  aber  erscheint  die  Säcularisation  Arnulfs 
kaum  mehr  als  eine  Episode.  „Herzog  Heinrich  II  lenkt  in  den 
letzten  10  Jahren  seine  Regierung  wieder  völlig  in  die  Bahnen 
eines  Odilo  und  Tassilo“ s),  und  von  Regensburg  geht  unter  Füh- 
rung des  heiligen  Wolfgang  eine  Reform  des  verweltlichten  Kloster- 
lebens aus.  Das  kommende  11.  Jahrhundert  aber  zeigt  uns  unter 
König  Heinrich  dem  Heiligen  eine  Begünstigung  kirchlichen 
Wesens  in  Baiern  und  eine  Überfülle  von  Schenkungen,  die 
Baierns  vergangene  Epochen  weit  übertrifft*). 

Die  Landesgesetzgebung  steht  während  des  10.  Jahrhunderts 
fast  vollständig  stille,  wenn  wir  die  Ranshofener  Beschlüsse  straf- 
rechtlichen Inhalts  ausnehmen4).  Die  lex  Baj.  beginnt  dem  Ge- 
dächtnisse zu  entschwinden  und  bleibt  nur  in  wenigen  Satzungen 
bestehen,  und  an  ihre  Stelle  tritt  ein  langsam  sich  ausbildendes 
Gewohnheitsrecht*).  Zu  den  Rechtssätzen  des  alten  Yolksgesetzes, 
die  in  der  Erinnerung  haften  blieben,  gehörten  zwar  jene  über 
die  Liegenschaftsübereignungen*),  aber  es  bedarf  doch  der  näheren 
Untersuchung,  ob  das  Recht  für  Vergabungen  an  Kirchen  das- 
selbe blieb. 

Für  diese  Zeit,  in  welcher  das  geschriebene  Gesetz  seine 
Geltung  zum  grossen  Teil  eingebüsst  hat,  ist  die  Heranziehung 
der  Urkunden  von  erhöhter  Notwendigkeit,  und  wir  müssen  des- 
halb darauf  verzichten,  über  das  Recht  bei  kirchlichen  Schen- 
kungen und  das  Wartrecht  jener  Zeit  etwas  zu  sagen.  In  jedem 
Falle  war  nach  Abschluss  der  Säcularisationsperiode  das  Verhältnis 
der  weltlichen  Gewalt  zur  Kirche  diesem  Rechte  günstig. 


*)  Legg.  III,  482;  vgl.  Riezler  a.  O.  I,  S.  388;  Gen  gl  er  a.  O.  I,  S.  168. 
*)  Riezler  a.  O.  I,  S.  377. 

*)  Riezler  a.  O.  I,  S.  424  ff. 

*)  Gengier  a.  0.  I,  S.  158,  Riezler  a.  0.  S.  374,  765. 

*)  Geuglor  a.  O.  I,  S.  118,  119,  Riezler  a.  0.  S.  756. 

•)  Gengler  a.  O.  I,  S.  119,  154,  Amu.  40. 
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2.  Kapitel. 

Die  Formeln. 

Eine  wichtige  Erkenntnisqnelle  versprechen  für  das  damalige 
Recht  bei  Schenkungen  an  Kirchen  nach  ihrem  Ursprünge  die 
Formeln  zu  bieten.  Diese  Muster  für  die  Abfassung  von  Ur- 
kunden wurden  zumeist  von  Geistlichen  zusammengestellt.  Nichts 
liegt  also  näher,  als  dass  hier  auf  die  der  Kirche  gewidmeten 
Rechtsgeschäfte  besonderer  Bedacht  genommen  wurde.  In  der 
Thatsind  uns  zahlreiche  Formeln  dieser  Art  überliefert,  und  eben 
aus  diesen  schöpfen  die  Gegner  eines  ursprünglichen  Wartrechtes 
ein  Hauptargument  für  ihre  Anschauung.  Sandhaas'),  sonst  in 
seinen  Folgerungen  sehr  vorsichtig,  meint : „Es  wird  dabei  bleiben 
„müssen,  dass  auch  die  Beschaffenheit  der  Formeln  nur  erklär- 
lich wird  durch  die  Annahme  einer  Nichtanerkennung  des  Ein- 
„willigungsrechtes  der  Erben  in  älterer  Zeit.“  — Beseler, 
Lewis  und  Pernice  sprechen  sich  noch  entschiedener  aus?*) 

Vergegenwärtigen  wir  uns  zunächst  den  Grundcharakter 
dieser  Rechtsquellen,  so  fällt  zweierlei  ins  Gewicht.  Erstens  ist 
zu  beachten,  dass  licht  auf  dem  Boden  eines  jeden  Volksrechtes 
besondere  Formeln  für  die  Rechtsübung  erwuchsen,  sondern  dass 
hier  ein  Geben  und  Nehmen  beobachtet  wird.  Die  bairischen 
Formelsammlungen“),  die  uns  besonders  interessiren,  entstanden 
ebenso,  wie  die  Alamannischen,  unter  fränkischem  Einflüsse.  In 
Baiern  war  besonders  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  für  das 
Formelwesen  thätig.  Er  war  ursprünglich  Freisinger  Mönch, 
dann  Abt  von  St.  Amand  im  Hennegan  und  dürfte  von  hier  die 
sogenannten  formulae  Lindenbrogianae,  die  unstreitig  Salisches 


’)  Sandhaas  a.  O.  177. 

*)  Beseler  a.  O.  51;  Lewis,  Dissertatio  49;  Pernice,  kritische 
Vtjschr.  IX,  76;  ähnlich  Walter,  Deutsche  Rechtsgeschichte  1857,  II.  Bd., 
S.  112;  dagegen  ist  Ziinmerle  a.  O.  68  ff.,  anderer  Meinung,  freilich  — 
wie  Walter  mit  Recht  bemerkt  — aus  ungenügenden  Gründen. 

ZeumerimN.  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichts- 
kunde VI,  41 — 50  und  dessen  Ausgabe  der  Formeln,  Mou.  G.  Legg.  Sectio  V, 
1886;  Schröder,  R.  G.  248—250,  Brunner,  R.  G.  I,  402,  409,  411,  412. 
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Gepräge  tragen,  nach  Salzburg  gebracht  haben,  wo  er  seit  785 
als  Bischof  später  als  Erzbischof  wirkte.  Sowol  die  damals  ent- 
standenen formulae  Salzburgenses  als  auch  die  St.  Emmeramer 
Fragmente  finden  sich  handschriftlich  verbunden  mit  diesen  Lin- 
denbruch’schen  Formeln  und  mit  Formeln  des  Karolingischen 
Marculfs. 

Auch  die  Urkunden  Baierns  zeigen  die  Benützung  der  fränki- 
schen Formeln  sehr  deutlich.  Trotzdem  ist  die  Verwendung  dieser 
fränkischen  Formeln  für  unseren  Zweck  nicht  ohne  Bedenken. 
Da  wir  vorerst  keinen  Grund  haben,  das  Salische  Recht  bei  Ver- 
gabungen mit  dem  Bairischen  zu  identifiziren  und  die  fränkischen 
Formeln  in  den  Urkunden  nur  in  veränderter  Form  Aufnahme 
fanden,  so  können  Schlüsse  aus  den  Formeln  des  Marculf  und 
den  Lindenbruch'schen  Formeln  auf  das  in  Baiern  geltende  Recht 
nur  mit  Vorsicht  versucht  werden.  Die  in  Baiern  bodenständigen 
Formeln  aber,  wie  sie  in  den  Salzburger  Formeln,  den  St.  Emme- 
ramer Fragmenten  und  der  Passauer  Sammlung  vorliegen,  ent- 
halten nur  wenig,  das  hier  in  Betracht  kommt. 

Gibt  somit  das  Gebiet  unveränderter  Anwendung  der  ge- 
nannten Formelsammlungen  zu  weiteren  Fragen  und  Bedenken 
Anlass,  so  erfordert  auch  der  Grundcharakter  dieser  Rechtsquellen 
besondere  Vorsicht,  wenn  aus  dem  Inhalte  derselben  auf  damals 
bestehende  Rechtssätze  Schlüsse  versucht  werden.  Denn  die 
Formel  kann  nur  jene  rechtlichen  Momente  in  Betracht  ziehen, 
welche  bei  dem  betreffenden  Rechtsgeschäfte  immer  Vorkommen 
und  im  Wechsel  der  Verhältnisse  unveränderlich  sind.  Sie  gibt 
das  Knochengerüste  des  Rechtsgeschäftes  und  schliesst  ihrem 
Wesen  nach  rechtliche  Momente  aus,  welche  durch  den  Einzel- 
fall gegeben  je  nach  Beschaffenheit  desselben  sich  ändern.  Erst 
der  Verfasser  der  Urkunde  hat  die  Aufgabe,  die  Formel  zu  in- 
dividualisiren. 

Diese  Erwägung  berechtigt  wol  zur  Folgerung,  dass  recht- 
liche Momente,  welche  in  der  Formel  Aufnahme  gefunden  haben, 
für  den  Anwendungsbereich  der  Formeln  wesentliche  Bestand- 
teile des  betreffenden  Rechtsgeschäftes  waren,  berechtigt  aber 
nicht  aus  dem  Fehlen  eines  rechtlichen  Moments  in  der  Formel, 
auf  das  Fehlen  dieses  Moments  in  der  thatsächlichen  Rechtsübung 
zu  schliessen.  Dieser  Schluss  wird  insbesondere  dann  keine  ge- 
nügende Sicherheit  bieten,  wenn  dieses  rechtliche  Moment  sich 
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seiner  Natur  nach  fallweise  ändert  und  deshalb  jeweilig  einer 
verschiedenen  Fonnulirung  bedarf,  mit  welcher  sich  das  Schema 
nicht  beschäftigen  kann. 

Wenn  somit  Beseler,  Sandhaas  und  Lewis  aus  dem  all- 
gemeinen Fehlen  einer  die  Erbeneinwilligung  erwähnenden  Be- 
stimmung in  den  Formeln  schliessen ’),  dass  eine  solche  Zustim- 
mung überhaupt  niemals  erforderlich  war,  so  bedarf  es  nicht  des 
Hinweises  auf  die  Urkunden,  um  diese  Folgerungen  als  nicht 
beweiskräftig  zu  kennzeichnen. 

Anders  verhielte  es  sich,  wenn  es  richtig  wäre,  dass  der  in 
einer  Formel  des  Marculf  — und  öfter  — vorkommende  Ausdruck 
„absque  ullius  judicis  vel  heredum  nostrorum  exspectata  traditione“ 
so  aufzufassen  wäre,  wie  die  genannten  Autoren  meinen,  in  dem 
Sinne  nämlich,  dass  hier  das  Formular  für  eine  Vergabung  vor- 
liegt, durch  welche  die  Erben  mit  ihren  Ansprüchen,  „ausdrück- 
lich ausgeschlossen  werden.“  Da  inzwischen  diese  Stelle  durch 
Haiss  eine  befriedigende  Erklärung  gefunden  haben  dürfte*), 
so  entfällt  die  Notwendigkeit  weiterer  Erörterung. 

Ebensowenig  wäre  andererseits  mit  Eichhorn3)  aus  der 
Gericlitlichkeit  des  Rechtsgeschäftes  ein  Zeugnis  für  die  still- 
schweigende Einwilligung  der  Erben  abzuleiten,  denn  die  An- 
nahme Eichhorn's,  dass  jede  Übereignung  von  Grund  und  Boden 
im  echten  Ding,  also  auch  in  Gegenwart  der  Erben  stattfinden 
musste,  trifft  nur  für  das  Ribuarische  Recht  zu. 

Da  die  Formeln  eine  direkte  Antwort  auf  die  Frage  nach 
dem  Rechte  der  Erben  bei  Vergabungen  zum  Seelenheil  ver- 
weigern, so  erübrigt  nur  noch  die  Untersuchung,  ob  dieselben  in 
ihrem  Inhalte  den  Ergebnissen  widersprechen,  die  wir  aus  der 
Betrachtung  der  Geschichte  der  bairischen  Gesetzgebung  ge- 
wonnen haben. 

Wir  constatirten,  dass  nach  dem  Volksgesetze  zum  minde- 
sten der  Stand  der  Freien,  nach  Abteilung  mit  den  Kindern,  zum 
Seelenheilo  frei  verfügen  konnten,  dass  das  Dingolfer  Decret 
diese  Befugnis  auf  den  Adel  ausdehnte,  und  dass  das  Capitulare 

■)  Beseler  a.  O.  51,  Sandhaas  a.  0.  171,  Lewis,  Dissertatio  19. 

’)  Nach  Haiss  a.  0.  83,  84  ist  damit  gesagt , dass  der  Bedachte  filr 
den  Fall,  dass  die  Investitur  noch  nicht  geschah,  dieselbe  nicht  abznwarten 
nötig  hat. 

3)  Eichhorn,  Deutsche  Staats-  und  Reohtsgcschichte  I,  S.  335. 


Digitized  by  Google 


57 


von  818,  819  für  den  Fall  der  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der 
belegenen  Sache  Erleichterungen  in  der  Form  der  Schenkung 
und  in  dem  Abteilungsrechte  bei  Ganerbschaft  gewährt  hat. 
Diese  ganze  Gesetzgebung  erschien  als  eine  zu  Gunsten  der 
Kirche  gegebene,  welche  voraussetzen  lässt,  dass  Veräussernngen 
anderer  Art  mindestens  der  gleichen  Beschränkung  durch  ent- 
gegenstehende Familienrechte  unterlagen. 

Von  der  Zustimmung  der  Verwandten  bei  derartigen  Ver- 
äusserungen,  sofern  sie  etwa  notwendig  oder  üblich  war,  haben 
wir  bisher  deshalb  nicht  gesprochen,  weil  die  Betrachtung  der 
Gesetzgebung  hierzu  keinen  Anlass  gab.  Auch  die  Formeln 
zwingen  uns  nicht  zur  Berührung  dieses  Punktes,  und  wir  haben 
uns  damit  begnügt  zu  erweisen,  dass  ihr  Inhalt  diesem  Rechte 
oder  dieser  Übung  nicht  im  Wege  steht. 

Wie  verhalten  sich  nun  die  hierher  gehörigen  Formeln  zu 
dem  Rechtssatze,  dass  jede  Veräusserung  zum  Seelenheil  an  vor- 
herige Abteilung  geknüpft  ist? 

Wir  betrachten  zunächst  die  in  Baiem  selbst  entstandenen 
Formeln.  — In  den  Salzburger  Formeln  finden  sich  zwei  Vergabun- 
gen zum  Seelenheil1).  Nach  der  einen  Formel  schenken  Ehe- 
gatten gesummter  Hand  „aliquas  res  nostras“,  nach  der  zweiten 
heisst  es:  „dono  omnem  rem  proprietatis  meae,  quicquid  de  pa- 
teraa  vel  materna  portione  mihi  contingit  in  loco  illo.“  In  keiner 
der  beiden  Formeln  ist  von  einer  Zustimmung  der  Erben  die 
Rede  oder  auch  nur  ihr  Widerspruch  abgewehrt;  die  zweite  For- 
mel sagt  nur,  das  Gut  soll  dem  Kloster  bleiben  „sine  ullius  ho- 
minis impedimentum  (vel)  contradictionem“.  Die  Grenze  der 
Verfügungsfreiheit  lag  in  den  bei  der  Abteilung  den  Kindern 
gebührenden  Teilen;  sie  durften  nicht  angegriffen  werden.  Es 
liegt  nahe,  dass  die  Schenkung  der  aliquae  res  nostrae  entweder 
von  kinderlosen  Ehegatten,  oder,  wenn  Descendenz  vorhanden 
war,  mit  Zustimmung  derselben  erfolgte.  Im  zweiten  Falle,  wo 
„omnis  res  in  loco  illo“  vergabt  wird,  eröffnen  sich  gleichfalls  die 
Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit,  oder  der  vorher  geschehenen  Ab- 
teilung, oder  der  Zustimmung  der  Kinder  bei  mangelnder  Abteilung. 


>)  Bei  Zeumer,  Formulae  S.  440  n.  4,  S.  441  n.  5;  bei  Rockinger, 
in  den  Quellen  zur  Bairischen  und  Deutschen  Geschichte,  VII.  Bd.,  No.  68 
und  69. 
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Die  Collectio  Pataviensis  enthält  nichts  direkt  hierher  Ge- 
höriges. Die  St.  Emmeramer  Fragmente1)  in  der  ersten  in 
Baiern  entstandenen  Sammlung  bringen  in  der  5.  Formel  die 
bereits  erklärten  Wendungen,  dass  die  Schenkung  „inexspectata 
traditione,  in  Omnibus  conservetnr“ s).  Die  beiden  übrigen  Frag- 
mente8) sind  der  Lindenbruch’schen  Sammlung  und  der  des  Mar- 
culf  entnommen.  Diese  beiden  letzteren  Sammlungen  fränkischen 
Ursprungs  waren  teilweise  von  nachweisbarem  Einfluss  auf  das 
bairische  Urkundenwesen.  Wir  untersuchen  daher  vorsichtsweise 
alle  hier  einschlägigen  Formeln. 

Unter  den  Formeln  des  Marculf  (Liber  I)  kommen  Formel  12 
und  13  für  Baiern  sicher  nicht  direkt  in  Betracht4).  Das  zweite 
Buch  des  Marculf  bringt  zwei  Formeln  für  Schenkungen  unter 
Ehegatten  5).  Es  findet  gegenseitige  Schenkung  des  ganzen  Ver- 
mögens, Leibzucht  des  überlebenden  Teils  mit  Befugnis  von  Ver- 
äusserungen  zum  Seelenheil  und  Rückfall  an  die  Erben  des 
Schenkers  statt.  Voraussetzung  ist  aber  Kinderlosigkeit  der  Ehe. 
Vier  andere  Formeln  des  Marculf  II  betreffen  Schenkungen  be- 
stimmter Vermögensstücke8),  welche  nach  Bairischem  Recht,  so- 
fern sie  aus  der  eigenen  portio  geschehen,  keiner  Erbenzustim- 
mung bedurften.  Von  einer  solchen  ist  auch  in  diesen  Fonnein 
nicht  die  Rede  — was  freilich  ihre  Entbehrlichkeit  nicht  ausser 
Zweifel  stellt  — , sondern  es  wird  in  drei  dieser  Formeln  jeder 
Erbeneinspruch  abgewehrt  und  mit  ewigen  und  zeitlichen  Strafen 
bedroht7). 


■)  Zeumer,  Formnlae  S.  4G3  ff.,  vgl.  über  sie  Zeumer,  N.  A.  VIII, 
601  ff.,  Brunner  R.  G.  I,  412;  Schröder,  R.  G.  S.  248. 

*)  Zeumer  a.  0.  S.  464;  über  die  Wiederkehr  dieser  Wendungen  in 
den  Formeln  vgL  die  Citate  in  Zeumer's  Register  zu  seiner  Ausgabe  sub 
„traditio“  S.  779. 

*)  Bei  Zeumer  a.  0.  n.  1B  nnd  16. 

*)  Bei  Zeumer  S.  60 und  51:  „Proceptum  interdonationis“  vgl.  lei  Rib. 
48  und  Preceptio  de  leseuuerpo  per  manu  regis;  vgl.  lei  Sal.  46. 

s)  Bei  Zeumer  Marc.  II  n.  7 u.  8,  S.  79  und  80;  vgl.  dazu  Schröder, 
Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  1B9,  139. 

*)  Marc.  II,  3,4,6,  6,  vgl.  Zeumer  74 — 79,  vgl.  ausserdem  unsere  Aus- 
führung in  unserem  Kapitel  über  unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt. 

*)  Marc.  II,  3,  4,  6,  a.  0.  n.  3 enthält  die  Wendung:  absque  ullius 
judicis  vel  heredum  nostrorum  eispectata  traditione,  vgl.  oben. 
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Die  Formulae  Marculfinae  aevi  Karolini,  welche  Aufnahme 
im  Salzburger  Formelbuch  fanden,  enthalten  nichts  unseren  Gegen- 
stand direkt  Berührendes,  desto  mehr  aber  die  Formeln  des  Lin- 
denbruch. Von  den  sechs  Formeln  für  Vergabungen  zum  Seelen- 
heil, welche  diese  Sammlung  enthält1),  betrifft  keine  einzige  die 
Vergabung  des  gesammten  Vermögens.  Dies  ergibt  sich  sofort 
durch  die  Bezeichnung  „aliquas  res“  in  zwei  Formeln3),  „aliqnam 
rem  meam“  in  einer  Formel*).  Aber  auch  die  Worte  „omnern 
rem  portionis  meae  in  pago  illo“4)  etc.  und  „omnern  rem  proprie- 
tatis  meae  in  pago  illo“  etc.  lassen  die  Deutung  zu,  dass  der 
Schenker  anderen  Orts  noch  anderes  Grundeigentum  hat.  Es 
ist  deshalb  nicht  nötig,  die  Möglichkeiten  der  Kinderlosigkeit 
oder  der  vorher  geschehenen  Abteilung,  oder  der  Erbenzustim- 
mung  trotz  Schweigens  der  Formel  anzuführen,  um  zu  erklären, 
warum  von  Erbenzustimmung  nicht  die  Rede  ist  und  in  den 
meisten  dieser  Fälle5)  jede  Anfechtung  durch  Erben  gleichfalls 
mit  irdischen  und  himmlischen  Strafen  bedroht  wird. 

Hierher  gehört  auch  die  aus  einem  Formelbuch  stammende 
Freisinger  Urkunde"),  nach  welcher  Jemand  ein  Drittel  seines 
Vermögens  der  Kirche  vergibt,  zwei  Drittel  aber  seinem  Sohne 
für  den  Fall  der  Geburt  und  andere  Vermögensstücke  seiner 
Mutter  vorbehält.  Sollte  er  keinen  Sohn  bekommen  oder  der- 
selbe sterben,  so  fällt  auch  dessen  Anteil  an  die  Kirche.  Der 
Widerspruch  der  Erben  wird  abgewehrt.  Da  hier  die  durch  lex 
Baj.  I 1 geschützten  Rechte  des  Sohnes  gewahrt  sind,  so  ent- 
spricht diese  Urkundenformel  vollständig  unseren  früheren  Aus- 
führungen. 

Die  bisherige  Literatur  hat  insbesondere  auch  aus  den 
Strafklauseln,  je  nach  ihrem  Standpunkte  ganz  entgegengesetzte 


’)  Bei  Zenmer  S.  260  ff.,  nn.  t — 4 and  von  den  Additamentis  die  Formeln  2 
nnd  3,  ebenda  S.  283;  bei  Rockinger  a.  0.  sind  es  die  Formeln  l — 4,  16 
nnd  17. 

*)  Formel  1 und  4,  Zenmer  S.  206  nnd  269. 

*)  Formel  3,  Zenmer  283. 

*)  Formel  2 nnd  3,  Zenmer  267  und  268. 

s)  In  allen  genannten  Formeln  mit  Ausnahme  der  Formeln  3 und  4 bei 
Zeumcr  S.  268,  269. 

*)  Bei  Zeumer  n.  22,  S.  547;  vgl.  Brnnner,  Rechtsgeschichte  der  Ur- 
kunde S.  248,  A.  1:  .Aus  einem  Fonnelbnch  stammt  Meich.  I,  n.  18*. 
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Folgerungen  gezogen.  Wir  verzichten  deshalb  auf  dieses  Beweis- 
mittel und  begnügen  uns  mit  der  kaum  mehr  bestreitbaren  An- 
nahme1), dass  die  Straf  klausein  unmöglich  gesetzlich  bestehende 
Ansprüche  wirksam  hindern  konnten,  sondern  die  Kirche  nur  vor 
mutwilligen  Anfechtungen  schützen  wollten. 

Ergebnis  unserer  Untersuchung  der  Formeln  ist,  dass  die- 
selben zwar  nirgends  bei  Vergabungen  der  Mitwirkung  der  Fa- 
milie Erwähnung  thun,  dass  sie  aber  keinen  einzigen  Fall  be- 
handeln, in  welchem  eine  solche  Mitwirkung  dadurch  gefordert 
wäre,  dass  etwa  durch  die  Vergabung  in  gesetzliche  Ansprüche 
der  Familie  eingegriffen  wurde.  Wenn  in  der  That  aus  dem  In- 
halte der  Formeln  ein  sicherer  Schluss  auf  die  unentbehrlichen 
Bestandtheile  des  Rechtsgeschäftes  gestattet  wäre  — wras  wir 
nicht  einräumen  — so  wäre  aus  diesen  Formeln  nur  der  Beweis 
erbracht,  dass  bei  Wahrung  der  gesetzlichen  Erbrechte  die  Ver- 
gabung zum  Seelenheil  einer  Zustimmung  der  Familie  nicht  bedurfte, 
oder  dass  die  Vergabung  oft  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  ohne  deren  Zustimmung  geschehen  sein 
mochte. 


3.  Kapitel. 

Die  Urkunden. 

A)  Einleitendes. 

Die  Untersuchung  der  Gesetzgebung  und  der  Formeln  führte 
zu  keinem  abschliessenden  Resultate.  Es  sollen  deshalb  im  Fol- 
genden die  Bairischen  Urkunden  beigezogen  werden,  um  die 
bereits  gewonnenen  Ergebnisse  zu  überprüfen  und  zu  ergänzen, 
um  offen  gebliebene  Fragen  zu  beantworten,  oder  der  Lösung 
näher  zu  bringen. 

Aus  lex  Baj.  I,  1:  „Ut  si  quis  über  persona  voluerit  et 
dederit  res  suas  ad  ecclesiam  pro  redemptione  animae  suae. 


■)  Vgl.  Richard  Lüning:  Über  Ursprung  und  rechtliche  Bedeutung  der 
in  den  altdeutschen  Urkunden  enthaltenen  Strafklauseln,  Strassbnrg  1876, 
bes.  S.  60  ff.,  S.  70  und  71. 
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licentiam  habeat  de  portione  sua,  postquam  cum  filiis  suis  parti- 
vit“ folgt: 

1.  a contrario,  dass,  wer  keine  Kinder  hat  — wir  gebrauchen 
zunächst  den  Ausdruck  „Kinder“  ohne  Kritik  — sein  ganzes  Ver- 
mögen an  Kirchen  vergaben  kann,  ohne  damit  in  gesetzlich  an- 
erkannte Rechte  der  Familie  einzugreifen.  Fälle,  in  welchen 
etwa  Kinderlose  ohne  Intervention  der  Familie  vergaben,  sind 
somit  durch  1.  Baj.  I,  1 erklärt.  Zweifelhafte  Fälle,  in  welchen 
ohne  solche  Intervention  eine  Vergabung  des  Vermögens  statt- 
findet, lassen  die  Deutung  zu,  dass  Kinderlosigkeit  vorhanden 
war;  oder,  dass  bei  Vorhandensein  von  Kindern  auf  die  Gefahr 
ihres  Widerspruchs  vergabt  wurde.  Eine  etwa  vorkommende 
Erbenabwehr  darf  dann  auf  illegale  Anfechtung  durch  Verwandte 
bezogen  werden.  Jede  Mitwirkung  entfernter  Verwandten  beim 
Rechtsgeschäft  bedürfte  aber  einer  Erklärung,  welche  innerhalb 
der  zitirten  gesetzlichen  Bestimmung  nicht  zu  finden  ist. 

2.  Für  den  Fall  des  Vorhandenseins  von  Kindern  folgt  aus 
obiger  Bestimmung: 

a)  Der  Vater  kann  nach  Abteilung  mit  den  Kindern  über 
seinen  Anteil  zum  Seelenheile  frei  verfügen. 

b)  Auch  das  Kind  hat  dieses  Recht  bezüglich  der  erhaltenen 
Portio,  freilich  nur  insofern  es  nicht  selbst  wieder  Kinder  hat, 
mit  welchen  es  abteilen  muss;  denn  für  das  Kind  als  Familien- 
vater muss  gleichfalls  1.  Baj.  I,  1 massgebend  sein. 

Da  Vergabungen  der  ganzen  Portio  seitens  der  abgeteilten 
Väter  (Mütter)  oder  Kinder  frei  sind,  so  bedarf  hier  jede  Inter- 
vention eines  Erben  besonderer  Erklärung.  Fälle  der  Vergabung 
eines  Vermögens  ohne  Erbenzustimmung  legen  — wenn  sie  nicht 
sub  1 gehören  — die  Deutung  nahe,  dass  eine  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist. 

Die  Vergabung  des  Kinderlosen  und  der  abgeteilten  Eltern 
und  Kinder  ist  frei.  — Für  alle  diese  Fälle  ist  also  die  Mit- 
wirkung näherer  oder  entfernterer  Verwandten  aus  unserem  Ge- 
setze nicht  zu  begründen.  In  der  That  finden  wir  zahlreiche 
Traditionen  ohne  Zustimmungserklärung.  Aber  wir  finden  auch 
eine  grosse  Anzahl  von  Urkunden,  in  welchen  Erben  mitwirkend 
erscheinen,  ohne  dass  der  Wortlaut  von  lex  Baj.  I,  1 sofort  zur 
Beantwortung  dieser  Erscheinung  hinreicht.  Dieser  Umstand  be- 
darf der  Erklärung. 
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Bleiben  wir  bei  den  Voraussetzungen  von  1.  Baj.  I,  1.  und 
fragen  wir  nach  den  möglichen  Gründen  dieser  Erscheinung,  so 
müssen  wir  zunächst  von  der  Zustimmung  der  entfernteren  Ver- 
wandten ganz  absehen,  denn  dieses  Gesetz  räumt  denselben  keine 
Rechte  ein.  Eine  Mitwirkung  der  Descendenten  aber  kann  vom 
Standpunkte  der  lex  Baj.  I,  1 nur  zwei  Ursachen  haben: 

1.  Sie  kann  sich  dadurch  erklären,  dass  die  Vergabung  eines 
Vermögensteils  oder  des  ganzen  Vermögens  ohne  vorherige  Ab- 
teilung geschehen  soll.  Dann  ist  die  Zustimmung  unumgänglich. 
Durch  dieselbe  begeben  sich  die  Descendenten  des  Rechtes,  die 
Veräusserung  mangels  vorheriger  Abteilung  anzufechten. 

2.  Die  Zustimmung  der  Descendenten  ist  aber  auch  bei  ge- 
schehener Abteilung  und  Beschränkung  der  Vergabung  auf  die 
eigene  Portio  erklärlich.  Durch  die  Zustimmung  bezeugt  in  die- 
sem Falle  der  Descendent,  dass  er  vorher  befriedigt  wurde,  dass 
insbesondere  die  Abteilung  in  gesetzmässiger  Weise  erfolgt  ist. 
Eine  solche  Zustimmung  ist  nicht  notwendig,  aber  sie  ist  nütz- 
lich. Sie  wird  aus  Vorsicht  eingeholt,  um  der  Descendenz  jede 
künftige  Anfechtung  zu  erschweren. 

Keiner  der  beiden  Erklärungsgründe  für  Zustimmung  der 
Descendenten  geht  über  die  Voraussetzungen  unserer  gesetzlichen 
Bestimmung  hinaus.  Beide  Gründe  würden  es  genügend  er- 
klärlich machen,  dass  wir  in  den  Urkunden  so  häutig  der  Mit- 
wirkung von  Descendenten  begegnen.  Ob  freilich  diese  beiden 
Gründe  für  alle  vorkommenden  Fälle  einer  solchen  Mitwirkung 
massgebend  waren,  oder  ob  bei  bestimmten  Fällen  nach  anderen 
Gründen  zu  forschen  ist,  darüber  wird  der  Inhalt  der  Urkunden 
entscheiden  müssen. 

Das  Gesagte  galt  ausschliesslich  für  die  Mitwirkung  der 
nach  dem  Gesetze  abteilungsberecbtigten  Descendenten.  Insofern 
die  Urkunden  eine  Zustimmung  entfernterer  Verwandten  über- 
liefern sollten,  muss  nach  Gründen  gefragt  werden,  welche  ausser- 
halb des  Rahmens  von  lex  Baj.  I,  1 liegen,  denn  diese  Mitwir- 
kung lässt  sich  weder  beim  Vorhandensein,  noch  auch  bei  dem 
Fehlen  von  Descendenten  aus  unserem  zitirten  Gesetze  erklären. 

Untersucht  werden  nur  die  Veräusserungsbeschränkungen  in 
Folge  entgegenstehender  Rechte  der  Erben.  Veräusserungs- 
beschränkungen und  Mitwirkung  dritter  Personen  bei  Veräusse- 
rungen,  welche  nicht  die  Sicherung  eines  Erbrechts  zum  Rechts- 
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gründe  haben,  sind  auszuscheiden,  um  die  Frage  nicht  zu  ver- 
wirren. Ausser  Betracht  bleiben  somit  die  Cousensrechte  des 
Herzogs,  Königs  oder  anderer  Personen,  von  denen  das  zn  ver- 
äussernde  Gut  herriihren  mag:  ausser  Betracht  bleiben  die  Mit- 
wirkung des  Vaters  oder  des  Vormundes  bei  Vergabungen  des 
Hanskindes  oder  Mündels,  und  die  Mitwirkung  des  Ehemannes 
bei  Vergabungen  aus  dem  unbeweglichen  Gute  der  Frau,  die 
eventuelle  Mitwirkung  der  Frau  bei  Gütern  des  Mannes,  der 
Wittwe  im  Beisitze  bei  Vergabungen  der  Kinder  und  die  Mit- 
wirkung der  Kinder  bei  Vergabungen  aus  der  Dos,  oder  dem  der 
Wittwe  zur  Leibzncht  überlassenen  Wittwengute. 

Aus  der  näheren  Betrachtung  auszuschliessen  sind  femer  alle 
Fälle  von  Vergabungen  ans  ungeteilter  Erbengemeinschaft  (Gan- 
erbschaft im  eigentlichen  Sinne).  — Mag  man  nämlich  das  Ver- 
hältnis des  Vaters  zu  den  noch  unabgeteilten  Kindern  wie  immer 
konstruiren,  so  bleibt  es  doch  von  dem  Rechtsverhältnisse  ver- 
schieden, das  zwischen  Erben  stattfindet,  die  kraft  eines  bereits 
realisirten  Erbrechtes  in  die  Erbschaft  eingetreten  sind,  aber  die 
Teilung  noch  nicht  vorgenommen  haben.  Mögen  auch  die  Quellen 
für  beide  Fälle  die  gleiche  Bezeichnung  gebrauchen1),  es  bleibt 
ein  Unterschied  bestehen,  den  wir  hier  nicht  weiter  verfolgen, 
der  aber  nicht  zu  längnen  ist.  Uns  genügt,  dass  im  ersten  Falle 
der  Vater  in  der  Veräusserung  durch  Descendenten  beschränkt 
wird,  also  durch  Personen,  deren  Anrechte  am  Gute  aus  ver- 
wandtschaftlichen Beziehungen  abgeleitet  sind  und  regelmässig 
erst  nach  dem  Tode  des  Vaters  realisirbar  werden;  dass  es  hin- 
gegen im  zweiten  Falle  sich  um  das  Rechtsverhältnis  mehrerer 
Personen  handelt,  die  nach  dem  Tode  des  Erblassers  ihre  Erbes- 
ansprüche zwar  realisirt,  aber  die  Teilung  noch  nicht  vorgenom- 
men haben.  Im  ersten  Falle  lebt  der  Erblasser,  und  wir  wollen 
erfahren,  inwieweit  er  durch  seine  Descendenten,  als  sogenannten 
„coheredes“,  in  der  Veränsserung  beschränkt  ist.  Im  zweiten 
Falle  ist  der  Erblasser  todt.  Es  mag  sein,  dass  das  Verhältnis 
dieser  coheredes  des  zweiten  Falls  dem  der  coheredes  des  ersteu 
Falls  rechtlich  nahe  kommt.  Sicher  ist,  dass  wir  es  hier  zunächst 
nur  mit  dem  ersten  Falle  zu  thnn  haben. 


’)  „Coheredes“  = Ganerbcn  nach  der  altdeutschen  Übersetzung  Capitulare 
818,  819,  c&p.  8;  vgl.  Heusler,  Instit.  I,  230. 
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Nach  dieser  Abgrenzung  des  Untersuchungsfeldes  in  sach- 
licher Richtung,  nach  Entfernung  aller  ihm  ursprünglich  fremden 
Elemente,  welche  zwar  in  jedem  einzelnen  Falle  konstatirt,  zu- 
gleich aber  ausgeschieden  werden  müssen,  betrachten  wir  die  er- 
übrigende Aufgabe  näher.  Einen  sicheren  Ausgangspunkt  ge- 
währten bisher  nur  der  Wortlaut  der  Lex  und  die  daraus  ge- 
wonnenen Folgerungen.  Der  vorliegende  Urkundenstoff  zeigt 
uns  das  Recht  in  seiner  lebendigen  Übung,  aber  auch  in  seiner 
Entwicklung  über  die  Zeit  des  Volksgesetzes  hinaus.  Der  Rechts- 
inhalt der  Urkunden  ist  somit  mit  dem  der  Lex  auf  seine  Über- 
einstimmung zu  prüfen  und  die  Abfassungszeit  der  Urkunden  in 
Betracht  zu  ziehen. 

Die  älteste  datirte  bairische  Urkunde ')  entstand  im  Jahre  743, 
also  etwa  im  Jahre  der  Geburt  unseres  Volksgesetzes.  Für  die 
zweite  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  aber,  also  für  die  Zeit  un- 
geschwächter Geltung  des  Volksgesetzes,  bieten  besonders  die 
hierher  gehörigen  Freising'schen  Urkunden  eine  wichtige  Quelle. 
Da  ferner  Graf  Hundt  nicht  blos  die  Sammlung  Meichelbeck's 
ergänzt,  sondern  für  die  mit  dem  Jahre  788  abschliessende  Agi- 
lolflnger-Periode  ein  vollständiges  Verzeichnis  aller  vorhandenen 
Bairischen  Urkunden  hergestellt  hat,  so  bietet  jede  Untersuchung 
dieser  Periode  die  Beruhigung  möglichster  Vollständigkeit.  Der 
Urkundenstoff  für  die  Karolingische  Zeit  wird  gesondert  be- 
trachtet werden. 

B)  Die  Agilolfing’sche  Periode  bis  788. 

Von  den  bei  Graf  Hundt  für  diese  Periode  verzeichneten 
datirten  und  undatirten  Urkunden2)  erwähnt  nahezu  die  Hälfte 

Eg  ist  die  Urkunde  bei  Meich.  I,  S.  44;  vgl.  Brunner,  Rechtggesch. 
dor  Urkunde,  S.  248,  Anm.  1.  — Die  Entstehungszeit  früherer  Urkunden  ist 
eventuell  erschliessbar,  nicht  aber  sicher  gestellt. 

*)  In  Betracht  kommen:  Meichelbcck:  Historia  Frisigensis,  Tom  1,  1774, 
pars  prima  (nach  der  Seite  citirt);  pars  altera  instrumentaria  (mit  I nach 
den  Nummern  der  Urkunden  citirt';  Graf  Hundt:  über  die  bairischen  Ur- 
kunden aus  der  Zeit  dor  Agilolfinger.  in  den  Abhandlungen  der  historischen 
Classe  der  kgl.  Baierischen  Akad.  dor  Wisseusch.  XII,  1.  Abth.,  München 
1872  (citirt:  Hundt  I);  derselbe:  Die  Urkunden  des  Bistums  Freising  aus 
der  Zeit  der  Karolinger.  Ebendas.  XIII.  Bd„  I.  Abth.,  1875  (citirt:  Hundt  II); 
K.  lloth,  Kozroh's  Renner  über  die  ältesten  Urkunden  des  Bistums  Freising. 
München  1854;  Zahn:  Codex  diplomaticus  Austriaco  — Frisingensis,  in  den 
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nichts  von  einer  Zustimmung  irgend  welcher  Erben1).  — Be- 
trachten wir  diese  Urkundengruppe,  in  welcher  von  einer  Bin- 
dung des  Verfiigungswillens  keine  Rede  ist,  näher,  so  widerspricht 
Nichts  der  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  von  Kinderlosen 
oder  Abgeteilten  herrühren.  In  den  Fällen,  in  welchen  das 
Vorhandensein  von  Kindern  zwar  bezeugt  ist,  eine  Intervention 
derselben  beim  Rechtsgeschäft  aber  weder  aus  dem  Text  der 
Urkunde  noch  aus  der  oft  unvollständig  wiedergegebenen  Zeugen- 
reihe erhellt,  muss  angenommen  werden,  dass  eine  Abteilung  be- 
reits vor  der  Schenkung  im  Sinne  der  lex  Baj.  I 1 erfolgt  ist, 
oder,  dass  die  Vergabung  auf  die  Gefahr  eines  späteren  Wider- 
spruchs der  Berechtigten  geschah.  Übrigens  fehlt  es  in  diesen 
Urkunden  ältester  Zeit,  abgesehen  von  indirecten  Hinweisen, 
welche  oft  durch  die  Bezeichnung  „portio“  gegeben  sind,  nicht 
an  ausdrücklichen  Nachrichten  über  Abteilungen  zwischen  Eltern 
und  Kindern2),  welche  von  Abteilung  zwischen  Ganerben  im 
eigentlichen  Sinne  zu  trennen  sind. 


fontcs  renim  Austriacanim,  Alith.  II,  Bd.  XXXI;  ferner  die  einscklfigigen 
Urkundensammlungen  im  Urkundenbuck  ob  d.  E.,  in  den  Monumentis  Boicis 
und  bei  Pez,  Thesaurus  anecdotum,  Tom.  I,  pars  III;  F.  J.  Kleimayem, 
Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Juvavia,  Salzburg  1784 
und  W.  Hundt,  Metropolis  Salisburgensis,  1713. 

>)  Meich.  I,  S.  48,  52,  54,  Meich.  I,  nn.  4,  5,  8,  10,  16,  20,  26,  27,  28, 
32,  35,  37,  40,  42,  46,  49,  51,  52,  63,  59,  6t,  63,  64,  66,  67,  68,  75,  76,  78, 
97,  98,  99,  100  etc;  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  1,  3,  18,  21,  36,  41,  44,  49,  66,  69  etc. 
Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  8.  14,  41,  58,  60;  Mon  Bo.  VIII,  S.  366.  367  etc; 
Hundt  I,  n.  101,  Anhang  II,  n.  12,  14,  16  etc.  — Im  Falle  von  Meich.  I, 
n.  4 fungirt,  da  der  Schenkor  krank  ist,  sein  Bruder  neben  einem  Dritten 
als  Salmann,  nicht  etwa  als  Zustimmender;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  69.  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  41  erhalten  vor  der  Tradition  des  gesamten  Vermögens  an 
die  Kirche  die  Schwestern  die  Leibeigenen,  ohne  dass  es  nötig  ist,  einen 
gesetzlichen  Anspruch  der  Schwestern  auf  diese  Gabe  anzunehmen. 

!)  Meich.  I,  n.  19  (meam  portionem,  quam  a filiis  sumpsi);  n.  49  (quic- 
quid  ad  portionem  meam  a filiis  meis  receperamV,  n.  54:  hier  findet  unter 
Intervention  des  Herzogs  eine  Revision  der  Abteilung  statt,  welche  Toto  mit 
seinen  Söhnen  vorgenommen  hatte  (vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  2241;  Mon.  Bo 
VIII,  364  : ttadidi  ego  Atto  et  filius  meus  Ammo  omnia,  quae  nobis  in  partera 
contigerant,  quando  divisimus  sum  Albrico  filio;  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  16: 
ego  H.  et  filius  meus  A.  tradimus  totam  hereditatem  nostram,  quod  nobis 
contigit  contra  heredes  nostros  . . . kann  ebenso  wie  die  früher  zitirte  Stelle 
auch  dio  Abteilung  mit  einem  zweiten  Sohne  in  sich  schliessen.  Hierher  ge- 
hört auch  die  Stelle  aus  der  Vita  S.  Corbiniani  (Meich.  I,  Urkdb.  S.  14),  wonach 

441er,  Du  Krbrawutraeht.  6 


Digitized  by  Google 


66 


Die  zweite  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält  Hin- 
weise auf  eine  Intervention  von  Mitgliedern  der  Familie.  Wir 
unterscheiden  1)  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der 
Rücksichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz,  und  2)  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  Nicht-Descendenten 
sind.  Auf  vorkommende  Combinationen  der  hier  unterschiedenen 
Fälle  wird  hingewiesen  werden. 

1.  Fälle  der  Mitwirkung  der  Descendenz  oder  der  Rück- 
sichtnahme auf  eine  erwartete  Descendenz. 

a)  Häufig  vergabt  der  Vater1)  oder  die  Mutter5)  unter  Mit- 
wirkung eines  oder  mehrerer  Kinder,  oder  es  vergaben  beide  Ehe- 
gatten unter  Mitwirkung  der  Kinder3).  Fast  immer4)  lässt  sich 
dann  aus  dem  Inhalte  der  Urkunde  folgern,  dass  keine  Abtei- 
lung erfolgt  war  und  deshalb  die  Zustimmung  der  Kinder  an 
die  Stelle  ihrer  vorherigen  Befriedigung  tritt.  In  besonderen 
Fällen  wird  dies  dadurch  deutlicher,  dass  ein  Vater,  der  zwei 
Sühne  hat,  mit  dem  Einen  abteilt  und  die  Vergabung  gemeinsam 
mit  dem  nicht  abgeteilten  Sohne  vornimmt  “).  Oft  scldiessen  sich 
die  Kinder  nur  mit  ihrer  Zustimmung  an  ®),  öfter  kommt  es  vor, 
dass  Eltern  und  Kinder  communi  manu  vergaben 7).  Es  gibt  aber 

eine  Wittwe  Faust»  „dividens  cnm  filiabus  posessionem“  ihre  portio  dem 
Grimoaldo  principi  tradirt.  — Die  übrigen  Abteilungen  dieser  Periode  be- 
treffen die  Teilung  des  Erbes  zwischen  Geschwistern  oder  zwischen  andern 
Ganerben  im  eigentlichen  Sinne  und  gehören  nicht  strenge  hieher. 

’)  Meich.  I,  nn  7,  14,  24,  41,  44,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  32,  Hundt  I,  n.  75, 
89,  90,  ebendas.  Anh.  II,  n.  8 b,  nn.  11,  14.  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  16. 

*)  Meich.  I,  nn.  21,  30,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  19. 

*)  z.  B.  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  23. 

4)  Meich.  I,  n.  7 tradiren  Adalunc  der  Vater,  omnia  substantia  portionis 
meae  nec  non  et  filii  mei  nomine  Hununc  portiones  suaB  . . . communis 
manibus  meis  et  filii  mei.  Wir  lassen  dahingestellt,  ob  hier  zwischen  Vater 
und  Sohn  die  Abteilung  bereits  geschehen  war. 

sj  Mon.  Bo.  VIII,  S.  364:  tradidi  ego  Atto  simulque  et  filius  meus 
Animo  omnia,  quae  nobis  in  partem  contigerunt,  quando  dirisimus  cum  Al- 
brico,  filio  meo. 

*)  Meich.  I,  n.  14,  21,  30,  31;  Urkdb  ob  d.  E.  I,  19,  cum  consensu  filii, 
oder  ähnlich. 

*)  Meich.  I,  n.  7 (communis  manibus);  n.  24  (una  cum  filio);  n.  44  (simul 
cum  genitore  meo);  n.  56,  67.  — Hundt  I,  n.  75  (commune  cum  filiis  meis); 
Mon.  Bo.  VHI,  S.  634  (simulque  et  filius  meus).  Eine  blosse  Verbindung 
durch  „et“:  Mon.  Bo.  VHI,  365;  Hundt  I.  Anh.  H,  n.  8 b,  n.  11;  Mon.  Bo. 
XXVUL  b,  S.  16. 
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auch  Fälle,  in  welchen  der  Sohn  als  eigentlicher  Geschenkgeber 
erscheint  und  der  Vater  nur  mitwirkend  hinzutritt1).  Auch  hier 
ist  es  wahrscheinlich,  dass  an  Stelle  vorheriger  Abteilung  die 
Mitwirkung  des  Vaters  tritt,  aber  auch  möglich,  dass  die  Ab- 
teilung bereits  erfolgt  war  und  die  Mitwirkung  des  Vaters  zur 
Beseitigung  jeden  Zweifels  hinzukam.  In  den  übrigen  zitirten 
Fällen  wird  das  gesammter  Hand  geschenkte  Gut  als  gemeinsames 
Eigentum  der  Gesammthänder5),  das  mit  blosser  Zustimmung  ge- 
schenkte Gut  als  Eigentum  des  einzelnen  Tradenten  bezeichnet3). 

b)  Fälle  der  Rücksichtnahme  auf  eine  erwartete  Descendenz. 

Wenn  der  Schenkende  Nachkommenschaft  aus  seiner  Ehe 
nicht  für  ausgeschlossen  hält,  so  wird  der  Descendenz,  um  jeder 
Anfechtung  vorzubeugen,  oft  der  ihr  gebührende  Anteil  ausdrück- 
lich Vorbehalten4). 

Die  Thatsache,  dass  dieser  Vorbehalt  nicht  blos  zu  Gunsten 
der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  gemacht  wird5),  lässt  im 


*)  Meich.  I,  n.  <4:  ogo  H.  presbytcr  propriam  hereditatem  siraul  cum  geni- 
tore  meo  L.  dono;  vgl.  übrigens  auch  den  Anfang  von  Meich.  n.  50.  Im 
Falle  von  Meich  n.  34  tradirt  ein  Unmündiger  mit  Einwilligung  seiner 
Mutter  und  seines  Magister;  vgl.  dazu  üäkerlin  a.  0.  225.  — Der  Zustim- 
mung der  Eltern  im  Falle  von  Meich.  I,  S.  08  scheint  ein  anderer  Rechts- 
grund zu  Grunde  zn  liegen:  Der  Sohn  Oadalgar  erhielt  vom  Vater,  bevor 
er  Mönch  wurde,  universam  substantiam.  id  est  comraunem  hereditatem ; nun 
übergibt  der  Sohn  das  ihm  geschenkte  Vermögen  mit  Zustimmung  beider 
Eltern  der  Kirche.  Ihre  Zustimmung  scheint  deshalb  nötig,  weil  sie  nicht 
blos  eine  Abteilung,  sondern  darüber  hinaus  eine  Schenkung  Vornahmen,  deren 
Zweckbestimmung  nach  den  früher  zitirten  Darlegungen  Rrunner’s  nicht 
ohne  Zustimmung  des  Schenkers  geändert  werden  kann. 

*)  Meich.  I,  n.  24  (hereditatem  nostram);  n.  41  (de  jura  propriis  nostris); 
Urkdb.  ob  d.  E.  L,  32  (de  jure  nostro);  Mon.  Bo.  VIII,  S.  304  (omnia,  quae 
nobis  in  partern  contigerunt);  Ilundt  I,  Anh.  II,  u.  8 b (quiequid  emere 
potuimus);  n.  11  ebenda  (hereditatem  nostram);  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  10 
(totam  hereditatem  nostram). 

*)  Meich.  I,  n.  14  (rem  propriam,  quam  genitor  meus  mihi  in  heridatem 
reliquit);  n.  30  (rem  propriam,  quae  in  alode  mihi  patrimonio  ovenerut);  n.  21 
(rem  propriam  etc  ). 

*)  Meich.  n.  12,  n.  18;  Hundt  I,  n.  40,  ebendas  Anh.  I,  n.  11;  vgl! 
auch  Mon.  Bo.  XXVHI  b,  S.  16. 

*)  Meich.  I,  n.  12:  Otilo,  si  filios  vel  ülias  non  procreasset,  hereditatem 
suntn  ex  integro  tradidit.  . . Irminfrid  portionem  suam  tradidit  et  si  ei  nati 
fuerint  filii,  accipient  portionem  suam,  quantum  eis  contigerit.  Es  ist  wahr- 
scheinlich, dass  bei  Irminfrid  unter  den  „filii“  die  fiUae  mitverstanden  sind, 

6* 
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Zusammenhänge  mit  Quellen-Zeugnissen  späterer  Zeit  darauf 
schliessen,  dass  die  gesetzliche  Abteilungspflicht  von  lex  Baj.  I,  l 
nicht  blos  zu  Gunsten  der  Söhne,  sondern  auch  der  Töchter  be- 
standen hat,  der  im  Gesetze  gebrauchte  Ausdruck  „filii“  also 
wol  die  Töchter  in  sich  schliesst'). 

2.  Fälle  der  Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche 
nicht  Descendenten  sind. 

Die  bisher  zur  Sprache  gekommenen  Urkunden  konnten  aus 
dem  Inhalte  von  lex  Baj.  1,1,  vollkommen  genügend  gedeutet  werden. 
Es  fragt  sich,  ob  für  jene  Urkunden,  welche  von  einer  Mitwir- 
kung anderer  Verwandten  berichten,  die  uns  bekannten  Rechts- 
sätze und  Rechtsverhältnisse  ausreichen,  oder  ob  wir  gezwungen 
sind,  nach  anderen  Gründen  zu  forschen.  Mehrere  Urkunden  er- 
wähnen eine  Mitwirkung  der  Geschwister*).  Ein  Bruder  tradirt 
per  consensnm  fratrnm  die  portio,  die  ihm  durch  Teilung  des 
väterlichen  Erbteils  mit  seinen  Brüdern  zugefallen  war.  — Hier 
kann  die  Zustimmung  der  Brüder  den  Zweck  gehabt  haben,  die 


ebenso  wie  Otilo  auch  letztere  bedenkt.  Meich.  n.  18  sagt  zuerst:  „si  nobis 
lilius  ortus  tuerit“,  dann  aber:  „si  infans  ad  vitam  non  venit“.  Hundt  I, 
n.  40  (S.  210)  allgemein:  si  suboles  non  genuissein  und  Mon.  lio.  XXVIII  b 
S.  10  gebürt  nur  insofern  kiehcr,  als  dem  lebenden,  aber  abwesenden  Sohn 
ein  Anteil  gesichert  wird 

')  Derselben  Meinung  ist  Merkel,  in  der  Ztschr.  für  Rechtsgeschichte, 
II.  Bd.,  S.  138;  Sc lirüd er  I,  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I,  114. 
Derselbe  Sprachgebrauch,  wonach  unter  „filii“  die  filiae  einbegriffen  sind,  in 
der  lex  Salica,  59,  de  allodis  § 1,  vgl.  darüber  Gierke,  Erbrecht  und  Vicinen- 
recht  im  Edict  Chilperich’s  a.  0.  S.  440  und  die  dort  genannte  Literatur.  — 
Über  das  Erbrecht  der  Töchter  nach  Bairischem  Rechte  vgl,  jetzt  Opet, 
Die  erbrechtliche  Stellung  der  Weiber  in  der  Zeit  der  Volksrechte,  in  Gierke' s 
Untersuchungen  XXV,  S.  71  ff.  und  die  dort  zitirten  Schriften.  — Opet  nimmt 
für  Baiern  vollkommene  erbrechtliche  Gleichstellung  der  Weiher  an;  vgl.  aber 
Chabcrt  a.  O.  16,  Häberlin  a.  0.  231  und  Gengier  a.  0.  31,  welche  ins- 
besondere bei  der  Succession  in  unbewegliches  Vermögen  eine  Bevorzugung 
der  Söhne  vor  den  Töchtern  für  wahrscheinlich  halten;  ähnlich  Quitzmanu 
a.  O.  188,  vgl.  unsere  Ausführungen  über  die  Vergabungen  zum  Seelenheile 
in  der  Karolingerzeit  und  in  der  Einleitung  über  Vergabungen  überhaupt. 

*)  Lüning  a.  0.  H,  S.  083  hält  im  Gegensätze  zu  Stobbe,  Hand- 
buch n,  120,  Beseler  a.  O.  S.  57,  Häberlin  a.  O.  S.  10,  229,  Lewis, 
Dissertatio,  S.  61,  für  Baiern  ein  Widerspruchsrecht  der  Brüder  bei  Ver- 
äusscrungen  des  Erbgutes  für  wahrscheinlich.  Löning  beruft  sich  hiebei  auf 
zahlreiche  baierische  Urkunden,  lässt  aber  die  Frage,  ob  hier  nicht  ganerb- 
schaftliche  Verhältnisse  Vorlagen,  unberührt. 
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rechtmässig  erfolgte  Teilung  zu  konstatiren 1).  — In  einem  anderen 
Falle  aber  tradirt  ein  Priester  ohne  Zustimmung  der  Brüder: 
„qnod  me  de  fratribns  meis  in  partem  cecidit“  (Meich.  I,  n.  20, 
a.  7fi9),  und  Meich.  I,  n.  39,  a.  773  versuchen  ein  Bruder  und 
dessen  Sohn  vergebens  eine  offenbar  ohne  ihre  Zustimmung  er- 
folgte Vergabung  anzufechten  ’). 

*)  Meich.  I,  S.  53,  a.  757:  propriam  portioncm,  quam  de  fratrilms  meis 
rei'cpi ; ähnlich  anfzufassen  ist  Heich.  I,  n.  60,  a.  770,  eine  Urkunde,  deren 
Hechtsinhalt  durch  Beiziehung  von  Meich.  I,  n.  49  und  I,  n.  132  klar  wird. 
— Eine  nicht  ganz  deutliche  Urkunde  des  Jahres  770  bei  Meich.  I,  n.  19  lautet 
in  ihren  Hauptstellen:  „Ego  Peigiri  tradidi  filiis  meis  praesentihus  atque  per 
consensum  frutrum  rneonim,  imprimis  portionein  territorii  Oadelpcrliti  pro 
rcmedium  aniiuae  ejus,  po.slea  vero  meam  portionein,  quam  a filiis  suinpsi  . . . 
Tradidi  tarn  pro  me  et  gennano  prnedicto,  quam  pro  genitoro  ipso  vocabulo 
ut  germanus,  atque  genitrice  et  filiis  in  possessionem  perpetuain.  — Actum 
per  consensum  filiorum  meoruin  utquo  fratri,  qui  et  ipsi  per  eures  tracti 
sunt“  — Nehmen  wir  das  Wahrscheinliche  an,  dass  nicht  blos  der  Bruder 
Oadalpert,  sondern  auch  die  Eltern  schon  todt  sind,  dass  also  der  mit  „Tradidi“ 
eingeleitete  Satz  nur  die  Tradition  zu  deren  Seelenheil  bedeutet,  so  ist  os 
verständlich,  dass  das  Erbe  des  vergällenden  Bruders,  auf  welches  alle  Brüder 
und  auch  die  Söhne  des  verstorbenen  Bruders  einen  teilweisen  Anspruch  haben, 
nicht  olme  deren  Zustimmung  tradirt  wird.  In  der  Zustimmung  der  Söhne 
zur  Vergabung  der  väterlichen  portio  liegt  ausserdem  eine  Anerkennung  der 
Abteilung.  — Heusler,  Inst.  II,  öS  findet,  dass  hier  gemeiuderschaftlicke  Ver- 
hältnisse zu  Grunde  liegen.  Nach  dieser  Erklärung  müsste  aber  nur  dann 
gegriffen  werden,  wenn  auch  die  Eltern  zustimmen  würden.  Dies  ist  aber 
nicht  der  Fall;  sie  leben  nicht  mehr,  und  für  die  Zustimmung  der  ausdrück- 
lich Genannten  bedarf  es  dieser  Erklärung  nicht.  Würden  aber  die  Eltern 
noch  leben  und  dennoch  nicht  zugestimmt  haben,  dann  wäre  eine  Gemeinderschaft 
um  so  weniger  auzunehmen.  Vgl.  auch  die  ungenauo  Besprechung  der  Ur- 
kunde hei  Häborlin  a.  O.  S.  15.  Löning  a.  O.  führt  diese  Urkunde  als 
Beweismittel  für  ein  Beispruchsrecht  der  Brüder.  Eine  Nötigung  zu  dieser 
Annahme  liegt  — wie  sich  gezeigt  hat  — nicht  vor.  Da  aber  lei  Baj.  I,  1 
von  einem  Wartrechte  der  Collateralen  schweigt,  müsste  der  Urkundoninhalt 
zwingend  sein,  um  ein  solches  Hecht  dennoch  anzunehmen. 

*)  Vgl.  auch  Meich.  I,  n.  10,  a.  754 — 767,  wo  der  Widerspruch  der 
Brüder  ausdrücklich  abgewehrt  wird,  aber  freilich  Einer  der  Brüder  unter 
den  Zeugen  erscheint ; und  Meich.  I,  n.  30,  a.  772,  wo  der  von  der  Schwester 
ahgeteilte  Bruder  ohne  deren  Zustimmung,  wol  aber  mit  Zustimmung  der 
eigenen  Söhne  tradirt;  — Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  19  vergaben  Brüder  und 
Sehwester  gemeinsam  als  Ganerbcn.  — Meich.  I,  S.  79  u.  780:  A.  sirnul  cum 
fratribus  nostris  H.  seu  K.  locnm  nobis  elegimus  commune  hereditate  nostra  . . 
qui  dicitur  Schlirseo  et  ibidem  cellnlam  construximns.  Das  ganerlischaftliche 
Verhältnis  ist  zweifellos;  vgl.  auch  Meich.  I,  n.  46.  — Urkdb.  ob  d.  E.  I, 
S.  32  wird  eiuo  Schenkung  des  verstorbenen  Bruders  firmirt. 
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Von  steigender  Schwierigkeit  aber  wird  die  Auslegung  der 
nun  folgenden  Urkunden,  welche  wir  in  der  Weise  angeordnet 
haben,  dass  sie  fortschreitend  eine  immer  weitere  Entfernung 
von  den  aus  lex  Baj.  I,  1 folgenden  Rechtssätzen  darzustellen 
scheinen. 

Aus  ungeteiltem  Besitze  mag  erklärt  werden  Meicb.  I,  n. 
55,  v.  J.  777,  wo  M.  „omnem  al lodern,  quem  possidere  videbar“, 
der  Kirche  schenkt,  „adsistente  elero,  vel  plebe,  nec  non  et 
generibus  meis  atque  coguatis  consentientibus,  quicquid  ad  ipsum 
nostrae  dilioni  pertinet  locum  . . ebenso  Meich.  I n.  12,  v. 
J.  763,  wonach  eine  Mutter  mit  ihren  zwei  Söhnen  und  zwei  Ver- 
wandten bestimmte  Gitter  ungeteilt  besitzen  (terminum  nostrum, 
portionem  nostram)  und  dieselben  unter  Zustimmung  auch  der 
Nachbarn  (offenbar  zur  Vermeidung  künftiger  Grenzanfechtung) 
gemeinsam  vergaben.  Einer  der  Söhne  und  ein  Verwandter  sind 
verheiratet  und  wahren  deshalb  der  Nachkommenschaft  ihre  Rechte 
nach  lex  Baj.  I,  1 *).  — An  ungeteilten  Besitz  kann  — neben 
anderer  Annahme  — gedacht  werden,  wenn  Meich.  I,  n.  62  (a. 
779)  die  amita,  die  Tante  väterlicher  Seite,  contmuni  mauu  mit 
ihrem  Neffen  tradirt.  Nach  einer  andern  unter  Bischof  Arbeo 
fallenden  Urkunde  (Meich.  I,  n.  80)  vergabt  W.  hereditatem  suam. 
Hierauf  heisst  es:  „Et  haec  sunt  nomina  proximorum  suorum, 
qui  hanc  couvtfhientiam  cum  ipso  W.  fecerunt“.  Dieselben  tra- 
diren  dann  communis  manibus  mit  W.  die  hereditas  an  die  Kirche. 
— Ganerbschaftliche  Verhältnisse  können  hier  zur  Erklärung  ge- 
nügen.— Nach  der  wol  unechten  Carta  fundationis  des  Klosters 
Schäftlarn2)  beginnt  Waltrich  in  propria  hereditate  den  Bau  einer 
Kirche.  Der  sie  weihende  Bischof  fragt  coram  omnibus  eohere- 
dibus,  ob  Einer  derselben  widerspreche:  „Parentibus  consentienti- 
bus“ tradirt  Waltrich  noch  zwei  weitere  Kirchen,  seinen  ganzen 
Besitz  und  sich  selbst.  Das  Oratorium  weiht  W.,  wie  er  sagt, 
„tarn  pro  me,  quam  pro  parentibus  meis  et  coheredibns“  für  ihrer 
Aller  Seelenheil.  Eine  Mitwirkung  der  pareutes,  der  entfernteren 
Verwandten,  tritt  in  dieser  Urkunde  deutlicher  als  irgendwo 
hervor.  Aber  wir  sind  nicht  gezwungen,  den  Rechtsgrund  für 

*)  Meich.  I.  n.  12:  Ego  Reginporht  pari  suffragaDto  gormaiio  noatro 
Irminfrido  atque  genetrice  uostra  A.,  ac  parentibus  nostris  Otiloni  et  Cro- 
soni  etc.,  a.  763;  vgl.  auch  Zahn  a.  O.  n.  1 und  Hundt  I,  Reg.  n.  23. 

*)  Mon.  Bo.  VILI,  363,  vgl.  tiengler  a.  0.  I,  S.  252. 


Digitized  by  Google 


71 


diese  Mitwirkung  in  einem  Widerspruchsrechte  der  parentes  als 
künftiger  Erben  zu  suchen,  wie  lex  Baj.  I,  1 ein  solches  den 
Descendenten  — und  nur  diesen  — gewährt.  Die  Mitwirkung 
der  parentes  im  ersten  Teile  der  Urkunde  kann  den  Zweck 
haben,  zu  konstatiren,  dass  sie  keinen  Einspruch  haben,  ihre 
Mitwirkung  bei  der  zweiten  Vergabung,  ja  vielleicht  auch  bei 
der  ersten  in  ganerbschaftliehen  Verhältnissen  wurzeln  (coram 
omnibus  coheredibus). 

An  die  Möglichkeit  einer  obervormundschaftlichen  Zustim- 
mung der  Verwandten  ist  zu  denken,  wenn  nach  Meich.  I,  n.  92 
(a.  754 — 756)  zwrei  vielleicht  minderjährige  Brüder  eine  Vergabung 
zum  eigenen  Seelenheile  und  zum  Heile  aller  verstorbenen  Fa- 
milieuglieder  „per  licentiam  et  hortamentum  parentum  nostrorum“ 
vornehmen '). 

Aus  ganerbschaftlicken  Verhältnissen  unmöglich  zu  erklären 
ist  aber  die  Mitwirkung  der  weiteren  Familie  in  folgenden  Fällen. 
In  der  Urkunde  bei  Meich.  I,  n.  89  aus  der  Zeit  Arbeo’s  heisst 
es:  „Notum  sit  omnibus  futuris  atque  praesentibus,  proximis  atque 
parentibus  meis,  quod  ego  R.  cum  nepote  meo  H.  simulque  cum 
uxore  mea  P.  hereditatem  nostram  tradidimus.  Die  Vergabung 
gesummter  Hand  mag  in  ganerbschaftlichen  Verhältnissen  wurzeln. 
Die  Anrufung  der  weiteren  Verwandtschaft  geschieht  nicht  um 
ihre  Zustimmung  zu  erwirken,  sondern  es  ist  einfach  die  Bekannt- 
gabe der  Verfügung  an  den  weiteren  Familienkreis,  der  an  der 
Kenntnisnahme  das  grösste  Interesse  haben  musste.  Mit  Recht 
hat  Beseler  auf  die  Wichtigkeit  hingewiesen,  welche  solche  Vor- 
gänge für  die  gesammte  Familie  hatten. 

Nach  einer  anderen  Urkunde  tradirt  Scrot  vor  seinem  Tode 
sein  Allod  mit  Zustimmung  des  Vaters  Toto  der  Kirche.  Nach 
dem  Tode  des  Scrot  firmirt  der  Vater  die  Schenkung  „ceteris 
consentientibus  sobolis,  nec  non  et  parentorum  turba  adstante“*). 
Die  Zustimmung  sowol  des  Vaters  als  der  Kinder  ist  sofort  er- 
klärlich; die  Gegenwart  der  Verwandten  aber  mochte  den  Zweck 


‘)  Nach  Brunner,  Rechtsgeschichte  I,  S.  90  verwandelte  sich  in  den 
meisten  fränkischen  Rechten  die  Gesamtmundschaft  der  Sippe  in  eine  Ober- 
vormundschaft derselben,  vgl.  ebendas.  S.  223;  Schröder,  Geschichte  des 
ehelichen  GUterrechtes  I,  3 und  Rechtsgeschichte  S.  316;  Siegel,  Deutsche 
Rechtsgeschichte.  2.  Aufl.,  S.  364. 

*)  Meich.  I,  n.  50,  a.  776;  vgl.  I,  Meich.  n.  49,  n.  122, 
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haben,  die  Feierlichkeit  der  Handlung  zu  erhöhen;  es  kann  auch 
darin  eine  Billigung  der  Schenkung  seitens  der  Verwandten  ge- 
funden werden,  ohne  dass  aus  dieser  Billigung  das  Recht  eines 
Widerspruchs  bei  Nichtbilligung  folgen  müsste.  — In  einem  ver- 
wandten Falle1)  beruft  der  tödtlich  verwundete  Haliolt  „parenti- 
bus  meis  mihi  Consilium  dantibus“  den  Bischof,  auf  dessen  Rat 
er  eine  Kirche  baut.  Hierauf  tradirt  er  „advocata  conjuge  et 
filio  meo  Arnone  simul  cum  aliis  parentibus  meis,  cum  eorum 
conseusu  et  consilio  et  eorum  manibus  impositis  quicquid  propriae 
hereditatis  videbar  in  loco  praenotato“.  — Nachdem  er  wider  Er- 
warten genesen,  weihen  er  und  seine  Gattin  den  Sohn  Arno  so- 
wie ihr  ganzes  gegen wärtiges  und  künftiges  Vermögen  der  Kirche 
„multis  ibidem  congregatis  praesentibus“.  Obwol  also  diese  zweite 
Vergabung  eine  weit  umfassendere  ist,  ist  hier  von  einer  Mit- 
wirkung der  Verwandten  keine  Rede.  Dieser  Umstand  scheint 
die  von  Beseler  ausgesprochene  Ansicht  zu  unterstützen,  die 
rechtliche  Stellung  der  Verwandten  sei  bei  schwerer  Erkrankung 
oder  Altersschwäche  des  Schenkers  eine  wesentlich  andere  ge- 
wesen2). 

Ein  neues  Licht  fällt  auf  die  Functionen  des  weiteren  Familien- 
kreises durch  eine  viel  zitirte  Urkunde3)  des  Jahres  765.  Poapo» 
ein  nobilis  vir  erzählt,  er  habe  wegen  gewisser  Bedenken  seiner 
Söhne  eine  Versammlung  seiner  Verwandten  einberufen,  welche 
ihm  rieten  seine  hereditas  der  Kirche  zu  schenken.  Er  sei 
dann  mit  seinen  Verwandten  und  fideles  in  der  gleichzeitig  zu 


>)  Meich.  I,  S.  58,  a.  758. 

*)  Beseler  a.  O.  I,  S.  66.  — Wir  bemerken,  dass  in  der  Urkunde, 
Meich.  I,  S.  58  die  Verwandten  nicht  etwa  blos  als  Salmannen  fungiren,  wie 
in  anderen  Fällen,  sondern  beratend  und  zustimmend  hinzutreten,  und  es 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen,  dass  der  Schenker  durch  die  Krankheit  in 
eine  Art  Obervormundschaft  der  Familie  trat  (vgl.  S.  71,  Anm  1). 

*)  Meich.  I.  n.  13,  a.  765  . . . ego  Poapo  vir  nobilis  congregavi  multi- 
tudinem  parentum  meoruin  nobilium  virorum,  per  quandam  dubitationem  filio- 
rum  in  eorum  consiliavi  cum  illis,  sicut.  ipsi  consilium  eorum  milii  per  iidem 
dedcrunt,  ut  hereditatem  meam  doinui  St.  MJtradidissem.  Interea  contigit, 
ut  condictum  ost  publicum  synodum  seu  aliuni  placitum  ad  E.  fieri  et  ego 
P.  veniens  veniebam  cum  parentibus  et  fidelibus  ad  jam  dictum  domum 
S.  M.  et  nnntiavi  consilium  nostrum  — et  coram  omni  clcro  seu  parentibus 
meis  confirmantibus  firmiter  et  in  dubitantcr  tradidi.  — Über  die  Datirung 
nach  Pipin  vgl.  üundt  I,  S.  221,  Anm.  10.  — 
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Freisinn  abgehaltenen  Synode  erschienen,  habe  ihren  gemein- 
samen Beschluss  (consilium  nostrum)  dem  Bischof  verkündet, 
welcher  ihn  guthiess.  — Hierauf  entschloss  sich  Poapo,  dieser 
Vergabung  noch  eine  weitere  hinzuzufügen  (hereditatem  quoque 
meam  in  locis  etc),  aber  in  der  Weise,  dass  ihm  und  seinen 
Söhnen  bezüglich  der  Grundstücke  dieser  letzten  Vergabung  die 
lebenslängliche  Nutzniessung  Vorbehalten  bleibe,  im  Übrigen  aber 
diese  Vergabung  trotz  etwaiger  Bedenken  der  Söhne  fpropter 
quandam  disseptationem  filiorum)  unanfechtbar  sei.  — Abermals 
treten  uns  also  entferntere  Verwandten  gegenüber,  hier  als  ein 
Familienrat,  den  ein  Mann  vornehmer  Abkunft  deshalb  einberuft, 
weil  dessen  Söhne  in  einem  bestimmten  Falle  seine  Dispositions- 
föhigkeit  in  Zweifel  ziehen.  Ans  der  Sachlage  folgt  auf  das  Be- 
stimmteste, dass  diese  Verwandten  durch  ihre  Zustimmung  nicht 
etwa  auf  ein  eigenes  Erbrecht  Verzicht  leisten,  sondern  dass  ihre 
Zustimmung  eine  Zustimmung  ersetzen  sollte,  welche  die  Söhne 
zu  geben  hätten,  aber  verweigern.  Der  Consens  des  Familien- 
rates soll  sowol  den  Schenker  wie  auch  die  beschenkte  Kirche 
über  die  Unanfechtbarkeit  der  Vergabung  beruhigen.  Wenden 
wir  auf  den  Rechtsfall  lex  Baj.  I,  1 an,  so  folgt,  dass  eine  Ab- 
teilung der  Söhne  bereits  geschehen  sein  muss,  dass  aber  die 
Söhne  sich  damit  nicht  befriedigt  glaubten.  Denn,  wäre  noch 
keine  Abteilung  erfolgt,  so  hätte  Poapo  trotz  Familienrates  nicht 
ohne  Zustimmung  der  Söhne  tradiren  können. 

Es  bleibt  aber  noch  eine  andere  Möglichkeit  offen,  dass 
nemlich  lex  Baj.  I,  1 hier  keine  unbestrittene  Anwendung  fand. 
Erst  das  sieben  Jahre  später  erflossene  Dingolfinger  Dekret 
entschied,  dass  auch  der  Adelige  nach  Abteilung  mit  den  Kindern 
frei  zum  Seelenheile  verfügen  könne.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte 
mag  es  zweifelhaft  gewesen  sein,  ob  der  Adelige  nicht  trotz 
Abteilung  an  die  Mitwirkung  seiner  Descendenz  gebunden  sei, 
und  deshalb  mag  Poapo  im  Streite  mit  seinen  Söhnen  den 
Familienrat  zur  Entscheidung  einberufen  haben1).  Zwar  liegen 

■)  Häberlin  a.  ().  S.  14  Rieht  in  dem  vergeblichen  Versuche  der  Sühne, 
die  Vergällung  zu  hindern,  einen  ilewuis  dafür,  „dass,  wenn  auch  die  nächsten 
Erben  hie  und  da  das  Veräusserungsrecht  ihres  Erblassers  bereits  anzufechten 
versuchten,  sie  doch  jetzt  noch  nicht  rechtlich  damit  durchdringeu  konnten.“ 
Häberlin  vergisst  dabei,  dass  damals  den  Sühnen  der  Freien  ein  gesetzlich 
anerkanntes  Kocht  auf  Abteilung  zur  Seite  stand.  Zum  Mindesten  das  gleiche 
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auch  Beispiele  einer  Art  obervorntundschaftliclier  Intervention 
des  Bairischen  Herzogs  vor’).  Poapo  aber  entstammt  einem 
vornehmen  Geschlechte.  Seine  Beziehungen  zu  Tassilo  scheinen 
keine  besonders  guten  gewesen  zu  sein,  denn  Poapo  datirt  seine 
Urkunde  nach  Pipin.  Es  mag  sein,  dass  im  anderen  Falle  der 
Herzog  intervenirt  hätte;  sicher  ist  aber,  dass  sowol  Poapo  als 
die  beschenkte  Kirche  durch  den  Familicnbeschluss  die  Bedenken 
der  Söhne  für  beseitigt  erachten4). 


Recbt  musste  doch  wol  nach  aller  Wahrscheinlichkeit  der  adeligen  Nach- 
kommenschaft zustehen,  und  die  Ent  Wicklung  führte,  wiedas  Dingolfinger  Dekret 
beweist,  hier  nicht  zu  einer  Stärkung  des  Hechtes  der  Nachkommenschaft, 
sondern  zur  Gleichstellung  des  adeligen  Standesreehtcs  mit  den  Rechten  der 
Freien.  Die  adelige  Nachkommenschaft  hatte  offenbar  einst  oin  Widerspruchs- 
recht  gegen  jede  Vergabung.  Dieses  Recht  schwächte  sich  immer  mehr  ab. 
Die  vorliegende  Urkunde  bezeichnet  wol  ein  Stadium  der  Unsicherheit,  welches 
das  Dingolfinger  Dekret  durch  Gleichstellung  mit  dem  Rechte  der  Freien 
beendet,  eine  Gleichstellung,  welche  die  vorliegende  Urkunde  antizipirt.  Vgl. 
voriges  Cap.  S.  39.  — Lewis,  Dissertatio  S.  00  bemerkt  richtig,  dass  hier 
unmöglich  aus  der  Zustimmung  der  weiteren  Familie  ein  Widerspruchsrecht 
abgeleitet  werden  könne.  Auch  wir  halten  ein  auf  das  Verwandtenerbrecht 
gegründetes  Widerspruchsrecht  schon  deshalb  für  ausgeschlossen,  weil  nicht 
abzusehen  ist,  wie  auf  dieser  Grundlage  die  mangelnde  Zustimmung  der 
Söhno.  also  der  nächsten  Erben  umgangen  werden  konnte.  Willkürlich  aber 
ist  die  Annahme,  die  Söhne  hätten  im  Familienrat  die  Vergabung  wegen  nicht 
genügender  Abteilung  bekämpft,  sich  aber  schliesslich  gefügt.  Von  einer 
Anwesenheit  der  Söhne  im  Familienrate  und  von  ilirer  schliesslichen  Unter- 
ordnung unter  den  Familienbeschluss  ist  keine  Redo.  Im  Gegenteil  wird  zum 
Schlüsse  der  Urkunde  des  Widerstrebens  der  Söhne  abermals  gedacht. 

')  Reich.  I,  n.  54  u.  93;  vgl.  dazu  Häberlin  a.  0.  224,  Quitzmann 
a.  O.  S.  130,  Gongier  a.  0.  I.  S.  57;  vgl.  auch  unsere  Bemerkungen  im  vori- 
gen Capitel  S.  40.  — Über  die  allgemeine  Erscheinung  einer  Übernahme 
vormundschaftlicher  Gewalt  durch  den  Herrscher:  Brunner,  Rechtsgesch.  I, 
S-  223;  nach  v.  Amira,  ira  Grundriss  der  germanischen  Philologie,  II.  Bd., 
S.  141,  besonders  bei  den  südgermanischen  Stämmen,  wo  sich  die  Herrscher- 
gewalt stark  entwickelt;  vgl.  auch  Stobbe’s  Deutsches  Privatrecht  IV,  438; 
Schröder,  Rechtsgeschichte  S.  31G,  694;  Kraut,  Die  Vormundschaft  nach 
den  Grundsätzen  des  Deutschen  Rechtes,  1835,  I.  Bd.,  S.  63  ff. 

*)  Über  die  volksrechtlich  bezeugte  Rechtspflege  durch  das  Geschlocht  vgl. 
bes.  Gierke,  Das  deutsche  Genossenschaftsrecht  I,  S.  21  ff.  Gegen  Gierke's 
Auffassung  der  Sippe  als  Rechtsgenossenschaft,  Heusler,  Inst.  I,  258.  Beseler 
a.  0.  S.  04  weist  darauf  hin,  dass  Spuren  eines  Familienrates  besonders 
häufig  in  den  Buir.  Urkunden  wiederkehren  und  zitirt  hier  unsere  Urkunde. 
Vielleicht  gehen  wir  nicht  zu  weit  mit  der  Annahme,  dass  der  Familienrat 
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Es  ist  insbesondere  für  das  Bairische  Rechtssrebiet,  wo  der 
ursprüngliche  Adel  sich  länger  erhielt,  die  Thatsache  urkundlich 
bezeugt,  dass  noch  im  8.  Jahrhundert  uud  auch  darüber  hinaus 
sich  Ländereien  im  Besitze  adeliger  Geschlechter  befinden  und 
Veräusserungen  nur  unter  Mitwirkung  der  Eamiliengenossen  ge- 
schehen1). Die  Möglichkeit  also,  dass  adelige  Geschlechter  ihre 
Familienorganisation  länger  bewahrten,  ja  vielleicht  lebensfähige 
Reste  in  eine  spätere  Zeit  der  Neuorganisation  hinüberretteten, 
scheint  uns  nicht  ausgeschlossen.  — 

Einen  besonderen  Quellencharakter  tragen  der  Indiculus  Ar- 
nonls  und  die  Breves  Notitiae.  Es  sind  zwei  auf  Veranlassung 
des  Bischofs  Arno  und  mit  Erlaubnis  Karl  des  Grossen  Ende 
des  8.  Jahrhunderts  verfasste  Verzeichnisse  über  den  Besitz- 
stand der  Kirche  Salzburg4).  Beide  Verzeichnisse  begnügen 
sich  ihrem  Zwecke  nach  mit  Auszügen  ans  den  damals  im  Be- 
sitze der  Kirche  vorhanden  gewesenen  Traditionsurkunden,  und 
mit  geringer  Ausnahme'1)  ist  uns  der  gesammte  damalige  Ur- 
kundenstoff Salzbnrg’s  nur  in  dieser  Form  erhalten.  Immerhin 
beweist  eine  Durchsicht  dieser  Güterverzeichnisse,  dass  zahlreiche 
Vergabungen  gesummter  Hand  aus  ungeteilten  Besitze  geschehen 
waren.  Andere  Vergabungen  gesammter  Hand  rühren  von  Ehe- 
gatten, andere  von  Eltern  und  Kindern  her4).  Ausserdem  aber 


dos  adeligen  Geschlechtes  sich  gegenüber  der  vordringenden  staatlichen  Ober- 
Vormundschaft  in  seinen  alten  Functionen  behauptet  haben  mag. 

*)  Vgl.  besonders  die  wichtige  Urkunde  bei  Meic.li.  I,  S.  49,  vom  Jahre 
750  Uber  die  Schenkung  der  Geschlechter  der  Agihdfinger  und  der  Fagana: 
Tassilo  consenticutibus  Alfrid  cum  fratribus  suis  et  participibus  eorum  atque 
consortiis.  Reliquas  nutem  partes,  quiequid  ad  gencaloc  iam , quac  vocatur 
Fagana  pertinebat,  tradiderunt  ipsi,  id  sunt  Ragino,  Anulo,  Wetti,  Vurmhardt 
ot  cuncti  participes  eorum.  Vgl.  dazu  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I,  öl; 
Brunner,  Rechtsgesch.  I.  S4;  Gengier  a.  0.  8.  25,  26,  59  und  Hundt  I, 
S.  173. 

4)  Neue  Ausgabe  derselben:  Keinz,  Indiculus  Arnonis  und  Breves  Noti- 
tiae  Salzburgenses,  München  1869,  früher  bei  Kleimayrn,  Juvavia,  Anhang 
S.  18 — 47;  vgl  Gengier  a.  O.  8.  65;  Redlich,  in  den  Mitteilungen  des 
Inst,  für  Oesterreichische  Geschichte,  V.  Bd. 

*)  Vgl.  die  wenigen  erhaltenen  vollinhaltlichen  Urkunden  im  Notizen 
blatt  der  Wiener  Akad.,  VI.  Bd.,  S.  43  und  damit  Keinz  a.  O.  S.  64. 

*)  Die  Fälle  aller  genannten  Arten  der  gesammten  Hand  sind  so  zahl- 
reich, dass  eine  Anführung  übertlüsaig  ist;  besonders  deutlich  wird  u.  A.  das 
ganerbschaftliche  Verhältnis  ausgesprochen  bei  Keinz,  S.  64,  CXH6:  Sacco 
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muss  betont  werden,  dass  die  Zahl  jener  Vergabungen,  welche 
ohne  irgend  eine  ersichtliche  Mitwirkung  dritter  Personen  statt- 
fanden, den  Fällen  erster  Art  nahezu  gleichkommt.  Die  Fälle 
letzter  Art  sind  freilich  bei  der  Unvollkommenheit  der  Wieder- 
gabe des  Urkundeninhalts  an  sich  nicht  beweiskräftig  genug; 
immerhin  ist  zweifellos,  dass  diese  beiden  wichtigen  Rechts- 
quellen an  keiner  Stelle  jenem  Resultate  widersprechen,  welches 
wir  aus  der  Betrachtung  der  vollinhaltlich  überlieferten  Urkunden 
von  Freising,  Passau,  Mondsee  etc.  gewonnen  haben. 

Ein  Rückblick  auf  die  Ergebnisse  aus  den  Urkunden  der 
Agiloltinger  Periode  zeigt  Folgendes; 

Ungefahr  die  Hälfte  der  Urkunden  dieser  Periode  enthält 
Vergabungen  ohne  sichtbare  Zustimmung  dritter  Personen,  was 
durch  Kinderlosigkeit,  oder  vorherige  Abteilung,  oder  Vergabung 
auf  die  Gefahr  künftigen  Widerspruchs  genügend  erklärbar  ist. 
Die  Mitwirkung  der  Descendenz  und  Ascetidenz  erklärt  sich  ent- 
weder durch  das  Fehlen  einer  Abteilung,  oder  sie  bezweckt  die 
Anerkennung  der  rechtmässig  erfolgten  Abteilung.  — Wir  fanden 
ferner  zahlreiche  Fälle  gemeinsamer  Vergabungen  durch  beide  Ehe- 
gatten, die  sich  aus  ehegüterlichen  Verhältnissen  erklären,  und 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Geschwistern  oder  entfemterVerwamlten, 
welchen  nachweisbar  ungeteilte  Erbgemeinschaft  zu  Grunde  lag1). 

Übrig  blieb  aber  eine  Anzahl  von  urkundlichen  Zeugnissen 
über  eine  Mitwirkung  entfernter  Verwandten,  für  welche  die  bis- 
her genannten  Erklärungsgründe  nicht  ausreichen.  Diese  Mit- 
wirkung betliätigt  sich  nicht  in  allen  diesen  Fällen  mit  gleicher 
Energie.  Dort,  wo  sie  blosse  Anwesenheit  ist,  mag  sie  blos 
die  Feierlichkeit  der  Handlung  erhöhen  wollen.  Die  Mitteilung 
der  religiösen  Schenkung  an  die  ganze  Familie  erklärt  sich  ge- 

ot  frater  eius  Vuichelm,  eoruiuque  proxiini  dederunt  propria  sua  . .;  dass 
hier  die  proximi  nicht  etwa  als  Erben  mitwirkten,  ergibt  sich  aus  dem  Wort- 
laute. Überhaupt  findet  sich  in  diesen  Rechtsquellen  nirgends  eine  Mitwir- 
kung entfernter  Verwandten  angedcutet;  vgl.  über  die  Mitwirkung  des  Sohnes 
u.  A.  insbesondere  die  gleichfalls  im  Wortlaute  erhaltene  Urkunde  bei  Keinz, 
ibidem  S.  64,  XCIII,  2.  Die  Vergabung  Beider  geschieht  „absquo  ulla  sepa- 
ratione“;  vgl.  auch  Brunner,  Landschenkuugen  a.  O.  S.  1187. 

■)  Zu  den  bereits  zitirten  Fällen  eigentlicher  Ganerbschaft  kommen 
noch  folgende  in  diese  Periode  fallende  hinzu;  Meich.  I,  n.  60,  n.  76,  n.  82, 
n.  22,  Hundt  I,  n.  108;  I.  Anh.  II,  n.  6,  n.  2,  n.  10,  n.  17;  Mon.  Bo.  XXVIII  b, 
S.  12  etc. 
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nügend  durch  das  Interesse,  welches  die  ganze  Familie  an  der 
Veränderung  des  Besitzstandes  eines  jeden  Mitglieds  haben  musste. 
Ja,  selbst  die  Zustimmung  der  Familie  zum  Yeräusserungs- 
akte  beweist  nicht,  dass  die  zustimmenden  Mitglieder  ein  Wider- 
spruchsrecht hatten,  für  welches  sonst  kein  Anhalt  gegeben  ist. 
Denn  nichts  liegt  näher,  als  dass  durch  diese  Zustimmung  in 
jener  religiösen  Zeit  der  Zustimmende  an  dem  Verdienste  der 
gottgefälligen  Handlung  Anteil  haben  wollte.  Ein  Opfer  war 
von  einem  Mitglied  der  Familie  dem  eigenen  Seelenheile,  oft  auch 
demjenigen  andererer  Familiengenossen  dargebracht  worden. 
Nichts  lag  mehr  im  Siune  der  religiösen  Handlung,  und  schloss 
sich  leichter  an  Erinnerungen  vorchristlicher  Zeiten,  als  dass 
dieser  Opferhandlung  die  ganze  Familie  beiwohnte,  und  zu- 
stimmend an  ihr  Teil  nahm.  Man  vergesse  auch  nicht,  dass  bei 
Kinderlosigkeit  durch  solche  Vergabungen  in  der  That  die  ge- 
setzliche Nachfolge  verkürzt  wurde,  wenn  hier  auch  kein  Pflicht- 
theilsrecht  die  Anfechtung  ermöglichte.  Die  Zustimmung  der 
Verwandten  konnte  in  diesem  Falle  den  um  sein  Seelenheil  Be- 
dachten darüber  beruhigen,  dass  die  Verwandten  diese  Verkürzung 
nicht  als  Härte  empfanden. 

Nachdrücklicher  aber  tritt  der  weitere  Familienkreis  bei  be- 
sonderen Anlässen  hervor,  welche  die  Annahme  nahe  legen,  dass 
die  einstigen  Funktionen  der  Sippe  noch  nicht  erstorben  waren. 
In  Fällen  schwerer  Krankheit  steht  die  Familie  dem  Sterbenden 
mindestens  beratend  zur  Seite,  und  sie  übt  vielleicht  bei  Minder- 
jährigkeit noch  vormundschaftliche  Befugnisse  aus. 

Was  schliesslich  insbesondere  den  Adel  betrifft,  so  scheint 
bei  diesem  der  Zusammenhang  zwischen  Familie  und  Besitz  sich 
länger  erhalten  zu  haben. 

Die  Frage,  ob  Adelige  ebenso  wie  Freie  nach  Abteilung 
mit  den  Kindern  über  ihre  portio  frei  verfügen  konnten,  war 
vor  dem  Dingolfinger  Decret  wohl  noch  eine  offene.  In  einem 
bestimmten  Falle  bedurfte  es  hier  der  Berufung  eines  Familien- 
rates, um  den  Vater  gegen  Anfechtung  der  Söhne  zu  sichern.  Dieses 
beim  Adel  beobachtete  zähere  Festhalten  am  Familienbesitze  und 
an  Familienorganisation  legt  die  hier  nicht  zu  verfolgende  Frage 
nahe,  ob  nicht  adelige  Geschlechter  ein  besonderes  Besitzrecht  und 
eine  besondere  Familienorganisation  in  die  spätere  Zeit  einer  Neu- 
bildung des  adeligen  Familienrechtes  hinübergerettet  haben. 
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C)  Die  Karolinger-Periode  788 — 907. 

Für  die  karolingische'  Epoche  Baierns  fliessen  die  Urkunden 
reichlicher1).  In  Betracht  kommen  insbesondere  Freising2), 
Passau3),  Regensburg4),  Mondsee3),  eine  Anzahl  aus  jener  Zeit 
erhaltenen  Urkunden  von  Salzburg9)  und  Kremsmünster7)  von 
Schäftlarn8)  und  vereinzelten  anderen.  Auch  in  diesem  Jahr- 
hundert überwiegen  noch  die  Schenkungen,  aber  in  immer  wachsen- 
der Anzahl  tritt  an  die  Stelle  der  ganz  unentgeltlichen  Hingabe 
die  Complaeitatio,  und  Beurkundungen  von  Tausch-  und  Kauf- 
geschäften werden  immer  häufiger. 

Wir  betrachten  hier  allein  die  unentgeltlichen  Vergabungen 
an  Kirchen  und  finden,  dass  der  uns  interessirende  Rechtsinhalt 
sich  im  Allgemeinen  wenig  verändert  hat. 

A.  Abermals  enthält  mehr  als  die  Hälfte  der  einschlägigen 
Urkunden  keinen  ersichtlichen  Hinweis  auf  die  Mitwirkung  von 
Verwandten.  Allerdings  kommt  häufig  in  diesen  Fällen  ein  Bei- 
satz: „nemine  contradicente“,  „sine  ulla  contradictione“,  oder 
ähnlich  lauteud  vor,  und  zwar  in  verschiedenem  Zusammenhang. 
Entweder  wird  der  Wille  ausgesprochen,  das  Gut  möge  unange- 
fochten bei  der  Kirche  verbleiben:  „usque  in  perpetuum  et  sine 
ulla  contradictione“ 9).  Dieser  Wille  hatte  dann  selbstverständlich 


*)  Vgl.  nun  bes.  Gengier  a.  O.  I,  S.  106  ff. 

*)  Für  Freising  wurdo  neben  Meichelbeek's  üistoria  Frisigensis  bei- 
gezogen Graf  Hundt:  die  Urkunden  des  Bistums  Freising  aus  der  Zeit  der 
Karolinger,  Nachträge,  Erörterungen  und  Berichtigungen,  in  den  Abhandl, 
der  historischen  Klasse  der  bair.  Akad.,  XIII.  Bd,  1.  Abth.  (zitirt  mit 
Hundt  II).  — Zahn,  Codex  diplomaticus  Austriaco-Frisingensis,  in  den  Fontes 
rerurn  austriacum,  Abth.  II,  Bd.  XXXI  und  Dr.  Karl  Roth,  Kozroh’s  Renner 
über  die  ältesten  Urkunden  des  Bistums  Freisiug,  München  1854. 

Monum.  Boica  XXVIH  b und  Urkb.  ob  d.  E.  I,  435  ff. 

*)  Pez,  Thesaurus  anecdotum  Tom  I,  Pars  III,  Codex  Traditionum  St. 
Emeranensium,  S.  84 — 87  dor  karol.  Zeit  angehörig;  ferner  Annmodi  . . 
libri  II,  ebendas.  S.  191  ff.  das  hierher  Gehörige  . 

»)  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  Bd.,  S.  1 ff. 

°)  Vgl.  W.  Hund,  Metropolis  Salisburgensia  . a.  0.  und  F.  J.  Klei- 
mayern,  Nachrichten  vom  Zustande  der  Gegenden  und  Stadt  Juvavia,  Salz- 
burg 1784,  Anhang  S.  48  ff.  hierher  gehörig. 

»)  Urkdb.  ob  d.  E.  II,  S.  1 ff. 

")  Mon.  Bo.  Vm,  S.  363  ff. 

")  Vgl.  statt  zahlreicher  anderer  Beispiele  z.  B.  Heicli.  I,  n.  152. 
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nur  insoweit  Rechtswirkung,  als  die  Schenkung  in  rechtsgültiger 
Form  geschehen  war  und  nicht  Pflichtteilsberechtigte  verletzt 
wurden.  Die  Äusserung  dieses  Willens  war  aber  deshalb  nicht 
gleichgültig,  weil  dadurch  deutlich  erklärt  wurde,  dass  andere 
gesetzliche  Erben  in  Folge  dieser  Traditio  ihren  sonst  eventuell 
realisirbaren  Anspruch  auf  das  geschenkte  Gut  verlieren  sollen1). 

Der  genannte  Hinweis  auf  das  Fehlen  eines  Widerspruchs 
bezieht  sich  aber  auch  häufig  auf  die  Rechtshandlung  der  Traditio 
selbst:  „nemine  contradicente  tradidit,“  oder  ähnlich*).  Daraus 
könnte  auf  ein  Widerspruchsrecht  geschlossen  werden,  insbeson- 
dere auf  ein  Beispruchsrecht  entfernter  Verwandten:  ein  solches 
Recht  wurde  auch  auf  dieser  Grundlage  behauptet.  — Ein  Zu- 
stimmungsrecht bestand  nun  in  der  That  — wie  ausgeführt  wurde 
— unter  Umständen  bei  geschenktem  und  verliehenem  Gute,  feiner 
in  den  Verhältnissen  geminderter  Verfügungsfreiheit  und  persön- 
licher Abhängigkeit.  Es  bestand  auch  bei  Vergabungen  des 
Vaters  oder  Kindes  aus  unabgeteiltem  Gute,  und  bei  Vergabungen 
aus  ungeteilter  Erbschaft,  sofern  nicht  die  Rechtswohlthat  des 
Capitulare  von  818  zustatten  kam.  Eine  Bindung  des  Ver- 
äusserungswillens  bestand  schliesslich  bei  geschenktem  Gute,  je 
nach  der  Bestimmung  des  Donators. 

Waren  aber  solche  entgegenstehende  Rechte  nicht  vorhanden, 
oder  waren  sie  durch  Zustimmung  der  Berechtigten  beseitigt,  so 
erfolgte  nach  einem  oft  wiederkehrenden  Ausdrucke  die  Vergabung 
„potenti  manu“,  wenn  sich  auch  diese  Bezeichnung  besonders  auf 
das  Fehlen  eines  Abhängigkeitsverhältnisses  bezogen  haben  wird3). 


*)  In  diesem  Sinne  heisst  es  Cod.  Patav.  n.  XXXVI  (a.  899 — 903)  in 
Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  33:  „oa  videlicet  ratione,  nt  post  obitum  vitae  suae 
cum  omni  integritate  ad  S.  Flor,  dominum  redeat  nullo  posterornm  suorum 
sen  propinquorum  contradicentium  obstaculo“. 

*)  Vgl.  statt  zahlreicher  Beispiele  Meich.  I,  n.  205. 

*)  Über  die  Bedeutung  des  Ausdruckes  „homines  potestativi“  im  Indiculus 
Amonis,  den  Breves  Notitiae  und  dem  Breviarius  Urolfi,  vgl.  Brunner,  Land- 
sebenkungen  a.  0.  1179  ff.  und  damit  übereinstimmend  öengler  a.  O.  S.  74, 
Anm.  17,  Bowie  Waitz,  Verfgsch.  IV,  281. 

Nach  Meich.  I,  n.  607  will  Batolt,  nobilis  quidam  vir,  eine  Vergabung 
an  die  Kirche  vornehmen.  Zu  diesem  Zwecke  fragte  er  „coram  omnibus  vi- 
cinis  et  cognatis  suis,  si  potenter  potuisset  res  suas  pro  remedio  animae 
tradere?  et  trina  interrogatione  completa  nullns  ei  contradicere  voluit  nec 
patuit.  Ipse  vero  Katolt  viriliter  circumciuctus,  gladio  suo  stabat  in  medio 
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Ans  dem  Beisatze  aber  „nemine  contradicente,“  oder  selbst  ans 
der  Bemerkung,  dass  bestimmte  Personen  zugestimmt  oder  nicht 
widersprochen  hatten,  folgt  nicht  zwingend,  dass  diese  sich  da- 
durch eines  Widerspruchsrechtes  begaben.  Der  Beisatz  konnte 
auch  nur  den  Zweck  haben,  urkundlich  zu  konstatiren,  dass  diese 
Personen  ausdrücklich  oder  stillschweigend  zugestimmt,  nicht  im 
Sinne  eines  Verzichtes  auf  ein  ihnen  gebührendes  Widerspruchs- 
recht, sondern  in  dem  Sinne,  dass  sie  dadurch  stillschweigend 
erklärten,  dass  ihnen  ein  Recht  des  Widerspruchs  fehle1).  In 
der  Zustimmung  lag  in  diesem  Falle  eine  Anerkennung  der  Gesetz- 
mässigkeit, deren  urkundliche  Aufzeichung  um  so  näher  lag,  als 
in  der  Karolingisehen  Zeit  Anfechtungen  von  Vergabungen  immer 
häutiger  wurden. 

Kann  somit  aus  solchen  Zusätzen  auf  eine  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  kein  sicherer  Schluss  gezogen  werden, 
so  fragt  es  sich,  in  welchen  Fällen  in  dieser  Periode  Schenkungen 
znm  Seelenheile  ohne  Mitwirkung,  oder  ohne  notwendige  Mit- 
wirkung der  Verwandten  geschahen.  Nichts  veranlasst  nun,  die 
Frage  anders  als  für  die  vergangene  Periode  zu  beantworten. 

triclinio  doinus  suac  tradiditqne“  et«,  ;vgl.  Hundt  U.  n.  24,  a.  846  und  Häher- 
lin  a.  O.  S.  22). 

Hundt  II,  n.  45,  a.  8G9,  vergabt  Peretcunda  sanctaemonialis  nach  Be- 
fragung des  Familienrates  potenti  .manu“. 

Später  erfolgt  .inquisitione  facta  a Peretcunda  in  palatio  cornm  Karl- 
mauno, si  aliquis  sibi  contradicere  voluisset  proprictatis  suac  potestatem  ni 
jus  habuisset  tradere  ,ubicumque  voluisset,  eine  Anfechtung  durch  den 
Grafen  Kumlharius.  wird  aber  durch  den  Gegenbeweis  entkräftet,  dass  der 
Vater  der  Peretcunda  und  sie  selbst  das  Gut  vor  dem  Zeit'  unkte  erhalten 
hatten,  in  welchem  Kündbar  behauptete,  dasselbe  geerbt  zu  haben. 

Hier  stützt  sich  also  der  Widerspruch  des  Kundharius  auf  ein  behauptetes 
Eigentumsrecht,  und  die  Vergabung  der  Peretcunda  geschieht  .potenti  manu“, 
weil  jene  Anfechtung  gerichtlich  abgewiesen  wurde. 

Verwandte  Ausdrücke:  .manu  valida“ : bei  Pez  I.  pars  III,  S.  81.  — 
„libenti  animo“:  Meich.  I,  n.  798;  „libenti  manu“:  Meich.  I,  n.  374  und  im  Cod. 
Lnnael . häufig  die  Wendung:  .non  imaginario  jure  nec  null!  cogentes  imperium, 
sed  proprias  pontanea  voluntate“,  vgl.  z.  B.  Urkdb.  ob  d.  E.,  S.  66,  n.  XCIII. 

*)  Dies  wird  deutlich  ausgesprochen  bei  Meich.  I,  n.  289:  si  aliquando 
aut  ego  ipse,  aut  aliquis  de  propinqnis,  aut  ullus  de  heredibus  meis  aliter 
exinde  agero  conatur  vel  teinptatur,  sciat  se  mendacem  esse  coram  Deo  et 
Omnibus  Sanctis,  quia  nullus  in  endein  hereditato  mecum  nullam  habest  po- 
testatem, nisi  tantuimuodo  ego  solus,  propterea  firmatu  facio  trnditionem, 
nuilo  contrailiccute,  vel  potestatem  iu  aliquo  babeute. 
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Die  Vergabung  ist,  abgesehen  von  den  wiederholt  genannten 
sonstigen  Hindernissen,  eine  freie,  wenn  entweder  Kinder  fehlen, 
oder  wenn,  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  die  Abteilung  bereits 
erfolgt  ist.  Eine  solche  der  Vergabung  vorausgegangene  Ab- 
teilung ist  bei  Vorhandensein  von  Kindern,  wenn  ihre  Zustimmung 
zur  Schenkung  nicht  erwähnt  wird,  vorauszusetzen,  ist  aber 
wiederholt  auch  ausdrücklich  bezeugt1).  War  sie  nach  Recht 
geschehen,  so  ist  jeder  Wiederspruch  gegen  die  Vergabung  des 
Abgeteilten  ausgeschlossen4). 

B.  Die  Urkunden,  welche  Hinweise  auf  eine  Mitwirkung 
der  Familie  enthalten,  lassen  sich  wie  früher  in  zwei  Gruppen 
sondern.  1.  Fälle  einer  Mitwirkung  der  Descendenz,  oder  der 
Rücksichtnahme  auf  eine  mögliche  Descendenz.  2.  Fälle  der 
Mitwirkung  von  Familienmitgliedern,  welche  nicht  Descendenten 
sind. 

1.  Wir  betrachten  a)  die  Fälle  direkter  Mitwirkung  der 
Descendenz.  Es  kommen  vor  Vergabungen  der  beiden  Eltern 
unter  Mitwirkung  der  Descendenz,  mitunter  Vergabungen  der 
Mutter  mit  den  Kindern,  am  häufigsten  Vergabungen  des  Vaters 

')  Abgesehen  von  indirekten  Hinweisen  sind  zu  vergleichen : 

Meich.  I,  n.  103:  ego  O.  portionem,  cum  partivi  cum  filio  mco  — ibidem 
n.  113;  n.  182:  Vergabung  nach  Abteilung  mit  der  Tochter;  n.  188:  quando 
cum  filiis  suis  partivit.  — ibidem  n.  202  (ego  O.  et  frater  meus  lt.  nostram 
hereditatem,  quod  partivimus  cum  filiis  nostris);  ähnlich  n.  215,  n.  268,  n.  330: 
quicquid  eum  in  portionem  contra  filios  et  uxorein  accidisset;  n.  339  (quicquid 
contra  filios  suos  contigit)  — Cod.  Patav.  in  Mon.  Bo.  XXVIII  b.  n.  LII, 
S.  45  und  n.  LXXII,  S.  58,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  119  (S.  71):  quod  ego  in 
portionem  meam  contra  filios  meos  tuli ; n.  65  (S.  38)  etc. 

In  den  citirten  Fällen  ist  der  Vater  der  Vergabende.  Das  Kind  ver- 
gabt nach  Abteilung  mit  dem  Vater  in  folgenden  Fällen:  Meich.  I,  n.  441: 
hereditatem  meam,  quicquid  ad  me  legitime  pertinere  deberet  a patre  et 
fratribus  partitum.  Meich.  I,  n.  486:  Totum,  quod  de  patre  et  fratribus  ad 
suam  partem  tulerat.  Hier  stimmen  zur  Bestätigung  rechtmässiger  Abteilung 
Vater  und  Bruder  zu.  — Meich.  I,  n.  558  b:  quicquid  de  patre  vel  fratre  suo 
in  proprietatem  divisum  ab  illis  accepisset.  — Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  126, 
S.  76:  ego  R.  tradidi  me  ipsum  vel  meam  partem,  quod  ego  et  pater  meus 
partiti  sumus.  Von  einer  Zustimmung  des  Vaters  zur  Traditio  geschieht  hier 
keine  Erwähnung. 

*)  Meich.  I,  n.  504  tradirt  der  offenbar  abgeteilte  Vater:  ut  filius  meus 
vel  aliquis  parentum  meorurn  potestatem  non  habeat  illiquid  inde  minorare 
vel  abstrahere;  von  einer  früher  erfolgten  Zustimmung  des  Sohnes  ist  keine 
Sprache  und  dessen  Zuziehung  zu  den  Zeugen  nicht  ersichtlich. 

A dier,  Dm  Erb«nvartrecht.  0 
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unter  Mitwirkung  seiner  Kinder1).  Auch  für  diese  Periode  kann 
angenommen  werden,  dass  die  Descendenz  fast  nur  dann  mitwirkt, 
wenn  nicht  abgeteilt  wurde.  In  Fällen  bewirkter  Abteilung  ge- 
schieht die  Vergabung  regelmässig  ohne  ihre  Mitwirkung3).  Findet 
eine  Mitwirkung  statt,  so  geschieht  sie  zumeist  in  Form  der  ge- 
summten Hand3),  mitunter  auch  durch  einfache  Zustimmnngs- 
erklärung4).  Das  gesammter  Hand  vergabte  Gut  wird  als  ge- 
meinsames Gut  der  Vergabenden  bezeichnet5),  während  in  den 
Fällen  blosser  Zustimmung  das  geschenkte  Gut  als  Eigentum 
des  Tradenten  erscheint*).  Vielleicht  ist  die  Vermutung  erlaubt, 
dass  in  den  seltenen  Fällen  blosser  Zustimmungserklärung  die 


')  a)  Eltern  mit  Kindern:  Meich.  I,  nn.  198,  208,  2C5,  443,  651.  735, 

— in  nn.  179  und  454  Eltern  mit  Toclit  r. 

b)  Der  Mutter  mit  Kindern:  Meich.  I,  nn.  172,  291,  373,  379  (angefochten 
von  den  übrigen  Kindern,  die  nichteingewilligt),  n.  640. 

c)  Vater  mit  Tochter  allein  (Meich.  I,  n.  193);  n.  1S2:  nach  Abteilung 
mit  der  Tochter  vergabt  der  Vater  allein. 

d)  Vater  mit  Söhnen  Hundt  II,  n.  10  b (Renovation  einer  früher  ohne 
Sohnesmitwirkung  geschehenen  Schenkung  unter  dessen  Mitwirkung,  was  öfter 
vorkommt);  Meich.  I,  nn.  105,  114,  137,  179,  185,  195,  212,  276,  322,  414, 
418,  435,  460,  458,  467,  486,  510,  524,  530,  540,  595,  602,  621,  631,  691,  705. 

— Pez  I,  3,  S.  86,  cap.  IX;  Mon.  Bo.  VIII,  S.  373,  n.  XVII,  Urkdb.  ob 
d.  E.  I,  n.  45  (S.  27),  n.  64  (S.  38).  n.  68  (S.  40),  n.  89  (S.  53),  n.  106 
(S.  65),  n.  134  (S.  79);  Mon.  Bo.  VIII,  366  etc.  Meich.  I,  n.  300  vollziehen 
die  dazu  vom  verstorbenen  Vater  bevollmächtigten  propinqui  die  Tradition 
commnni  manu  mit  dem  Sohne  etc. 

*)  Vgl.  ob  n S.  81,  Anm.  1. 

’)  Hundt  II,  n.  10  b,  Meich.  I,  nn.  105,  137,  179,  185,  195,  198,  208. 
265,  276,  290,  322,  373,  414,  418,  436,  443,  458,  467,  510,  524,  530,  640, 
695,  631,  640,  661,  691,  705,  736.  — Pez  a.  O.  S.  86,  cap.  IX;  Mon.  Bo. 
VIII,  n.  17  (S.  373);  Mon.  Bo.  XXVIII  b,  n.  14  (S.  13),  n.  48  (S.  43).  — 
Urkdb.  ob  d.  E.  n.  45  (S.  27),  n.  64  (S.  38),  n.  68  (S.  40),  n.  106  (S.  65), 
n.  134  (S.  79)  etc. 

4)  Meich.  I,  n.  114  (consensit  et  simul  cum  me  confirmavit);  n 486; 
n.  514;  n.  602  (praesente  filio,  cnm  consonsu  cius);  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  89 
(S.  63):  cnm  consensu  filii.  — Im  Falle  von  Meich.  I,  n.  621  vergabt  der 
Sohn  nun  cum  consensn  et  consilio  patris. 

5)  Znhllosc  Bezeichnungen  mit  „hcreditas  nostra“  oder  ähnlich.  Das  ab- 
geteilte Out  heisst  meist  portio,  oft  auch  pars.  — Vgl.  S.  81  Anm.  1 u.  2 
die  Urkunden  über  Abteilungen. 

•)  Die  oben  zitirten  Urkunden  gebrauchen  folgende  Ausdrücke:  Meich.  I, 
n.  114:  hereditatem  mcam  proprium  ulodis;  Meich.  I,  n.  486:  parteni  heredi- 
tatis  suae;  Meich.  I,  n.  602:  omnem  rem  proprietatis  suae;  Urkdb.  ob  d.  E.  I: 
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Abteilung  bereits  erfolgt  war,  und  die  Zustimmungserklärung 
bloss  vorsichtsweise  liinzukatn,  um  jeder  Anfechtung  vorzubeugen. 

b)  Eine  Rücksichtnahme  auf  die  Descendenz  äussert  sich 
sehr  häufig  darin,  dass  der  vorhandenen  Descendenz  der  Frucht- 
genuss oft  in  Form  eines  rückerhaltenen  Beneficiums  Vorbehalten 
wird;  vor  Allem  aber  in  den  hier  in  Betracht  kommenden  Vor- 
behalten zu  Gunsten  einer  möglichen  Descendenz.  Entweder 
wird  die  Vergabung  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  zur  Zeit 
des  Todes  keine  Kinder  vorhanden  sind1),  oder  es  wird  der 
künftigen,  eventuellen  Descendenz  ihre  legitima  portio  Vorbe- 
halten. Die  Descendenz  eidangt  mit  der  Geburt  ein  Recht  an 
dem  elterlichen  Gute.  Es  konnte  fraglich  gewesen  sein,  ob  Ver- 
fügungen zum  Seelenheile  auf  Kosten  dieser  Rechte  einer  erst 
erwarteten  Descendenz  gültig  waren*).  Anfechtungen  solcher 
Vergabungen  mochten  vorgekommen  sein;  der  Vergabende  behielt 
daher  ausdrücklich  den  etwa  nachgebornen  Kindern  die  portio 
vor3).  Dieser  Vorbehalt  wird  auch  zu  Gunsten  der  Töchter  ge- 
macht4), denn  Töchter  gehören  gleichfalls  zu  den  Pflichttheils- 


partcm  bereditatis  mene.  — Meich.  I,  n.  621 : J.  tradidit  proprietatem  suam 
una  cum  consensu  et  consilio  patris  »ui. 

')  z.  B.  Pez,  a.  O.,  Anamodi  über  I,  cap.  71:  si  »i bi  bereu  nou  nascero 
tur;  — cap.  72:  »i  heredem  non  haberet. 

*)  Vgl.  dazu  Heusler,  Iustit.  II,  57,  welcher  auch  für  da»  Iberische 
Recht  den  ausdrücklichen  Vorbehalt  zu  Gunsten  der  nachgeborenen  Sühne 
für  nötig  hält. 

*)  Vgl.  bes.  Meich.  I,  n.  112:  ego  0.  trado  propriain  bereditatein  ineam 
in  loco  A.  ea  ratione,  si  genuerim  de  legitima  uxore  heredes  aliquo».  nt  habe- 
ant  portionein  hereditatis  meae,  quod  cos  legitime  pertinet  in  partein,  mea 
vero  pars  post  obituui  meum  firmiter  sine  ulla  contradictione  firmo  ad  S.  II. 
nullo  contradicente  vel  valente  etc.  — Meich.  I.  n.  115:  Rückgabe  der  portio 
an  den  nach  der  Vergabung  geborenen  Sohn,  dem  diese  portio  vorbebalteii 
wunle;  Meich.  I,  n.  116  wird  ein  ähnlicher  Anspruch  des  Sohnes  abgewiesen, 
weil  der  Anspruch  auf  die  portio  des  Vaters  sich  erstreckt;  ähnlich  Meich. 
I,  n.  124  ^vgl.  Meich.  I,  n.  32  und  Ilundt  I,  n.  51);  vgl.  Meich.  I,  n.  627; 
Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  101  (8.  61):  si  me  filius  nnttis  fuisset,  mediaui  portiouem 
illi  hnbnisset,  et  si  me  non  fnisset  creatus  post  ohiturn  meum  omnia  ad 
monasterinm  . . .;  ebenda  n.  133  (8.  78)  behält  sich  der  Vater,  wenn  er  keine 
Descendentcn  erhält,  die  Verfügung  über  den  ihnen  zugesicherten  Anteil  vor. 

‘)  Die  (Anm.  1)  angeführten  Urkunden  aus  dem  ersten  über  Anamodi 
sprechen  allgemein  von  .heres“.  Meich.  I,  n.  1 12  sagt  »heredes  aliquos* ; ähnlich 
Meich.  I,  n.  627.  — Andere  Urkunden  sprechen  allerdings  nur  vom  filius, 

6* 
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berechtigten1),  wenn  auch  eine  Bevorzugung  der  Söhne  nicht 
ausgeschlossen  erscheint5). 

2.  Fälle  der  Mitwirkung  von  anderen  Familienmitgliedern, 
oder  Personen,  welche  der  Familie  nicht  angehören. 

Die  Mitwirkung  der  Geschwister3),  aber  auch  anderer  ent- 
fernter Verwandten*)  hat  regelmässig  ihren  Grund  in  ungeteiltem 
Erbenbesitz.  Eine  Vergabung  ohne  Zustimmung  des  Gemeinders 


olme  dass  es  deutlich  wäre,  ob  dieser  Ausdruck  nicht  dem  Ausdruck  infans 
oder  suboles  (Hundt  II,  n.  19)  gleichzusetzen  ist.  Vgl.  oben  S.  68. 

’)  Vgl.  die  ganz  allgemein  sprechende  (heredes  aliquos),  früher  zitirte 
Urkunde  Meich.  I,  n.  112  (S.  83,  Anm.  3)  und  bleich.  I,  n.  182:  eine  Ver- 
gabung nach  Abteilung  mit  der  Tochter;  ähnlich  Meich.  I,  n.  622.  — Mon 
Bo.  VIII,  S.  370;  vgl.  ferner  die  (S.  82,  Anm.  1)  angeführten  Vergabungen 
der  Eltern,  des  Vaters  oder  der  Mutter  zugleich  mit  der  Tochter. 

*)  Vgl.  die  Literatur  oben  S.  68,  Anm.  1;  ferner  noch  Graf  Hundt, 
im  Oberbair.  Archiv,  34.  Bd-,  S.  265,  der  von  »erbrechtlicher  Beteiligung* 
der  Töchter  in  den  Grundbesitz  spricht,  nicht  aber  von  gleicher  Beteilung. 
— Opet  hat  (a.  0.  S.  74,  76)  gegen  die  herrschende  Meinung  darauf  hin- 
gewiesen, dass  sich  urkundlich  Geschwister  verschiedenen  Geschlechts  im 
ungeteilten  Bodenbesitze  befinden,  hauptsächlich  aber  darauf,  dass  nach 
Meich.  I,  n.  118  die  Schwester  zugleich  mit  dem  Bruder  Ansprüche  auf  die 
paterna  hereditas  geltend  macht.  Es  handelt  sich  aber  in  dieser  Urkunde 
um  eine  »ecclesia  et  rebus“,  also  jedenfalls  auch  um  bewegliches  Gut.  Der 
etwas  mitgenommene  Text  spricht  später  von  „rebus,  quam  quaeritis*  und 
„habeat  ipsas  res  episcopus  ad  suam  ecclesiam*.  Aber  auch  wenn  obige  Ur- 
kunde sich  auf  unbewegliches  Gut  beziehen  sollte,  so  bezieht  sie  sich  keines- 
falls auf  das  väterliche  Stammgut,  für  welches  auch  noch  in  späterer  Zeit 
Vorzug  des  Mannesstammes  galt.  Gengier,  a.  O.  I,  S.  31  hält  eine  Be- 
vorzugung der  Söhne  vor  den  Töchtern  in  Ansehung  des  Vatergutes  (res 
paternae)  für  wahrscheinlich.  Vgl.  auch  Gengier,  a.  O.  S.  164,  Anm.  42; 
S.  184,  Anm.  12  und  für  die  weitere  Entwickelung  Gengier,  a.  0.  S.  226, 
Anm.  51,  8.  227,  Anm.  53. 

*)  Graf  Hundt  II,  n.  6,  n.  27,  n.  45  b;  Meich.  I,  n.  119,  142,  158,  202 
(zwei  Brüder  teilen  mit  ihren  Kindern  und  vergaben  gemeinschaftlich),  222, 
250,  301,  316,  316,  346  (res  communis  inter  fratres),  347  (Bruder  und 
Schwester),  ehenso  366,  362,  365,  367,  397,  403,  404,  40«,  433,  446,  477, 
555,  644.  865;  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  n.  19,  S.  11;  n.  86,  S.  51;  n.  95,  S.  57; 
Pez,  a.  0.  S.  82,  cap.  III  etc.  Bemerkenswert  ist  der  Eingang  der  Urkunde 
Meich.  L n.  655:  „quia  quidam  germanos  nobiles  viros,  quorum  nomina  Kerolt 
et  Kemod,  qui  cotnmunem  hereditatem  patris  et  matris  suae  habuerunt  non 
inter  se  divisum,  sed  communiter  sine  divisione  usitaverunt,  sicut  amabiles 
fratres  Dei  amore  usitare  debuerunt.“ 

‘)  Insbes  oft  des  Neffen;  Meich.  I.  nn.  89,  218,  352  etc.  oder  des  pa- 
truuB,  z.  B.  Meich.  I,  n.  383. 
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war  ohne  vorherige  Abteilung  ungültig1)-  Über  die  Erleichte- 
rungen, welche  hier  das  Capitulare  von  818  dem  Abwesenden 
gewährte,  wurde  bereits  in  andern  Zusammenhänge  gesprochen. 
War  der  Vergabung  die  Abteilung  vorausgegangen,  so  erfolgte 
erstere  meist  ohne  Einwilligung  des  Abgeteilten,  mitunter  aber 
mit  dessen  Zustimmung,  um  jeden  Zweifel  an  der  richtig  ge- 
schehenen Teilung  zu  beseitigen*). 


’)  Vgl.  dazu  Hcuster,  Inst  I,  236  nnd  dessen  Bemerkungen  daselbst 
zur  Urkunde  lleich.  I,  n.  345.  — Heich.  I,  n.  566  bildet  hiervon  keine  Aus- 
nahme, wie  Heusler  ibidem  S.  23S  meint.  Die  Zustimmung  des  Bruders  ist 
deutlich  ausgesprochen  durch  die  Worte:  „et  convenit  utrosque  ut  ipse  Kerol- 
dus  tradidisset*.  Über  die  Urkunde  Mon.  Bo.  VIII,  363,  welche  Heusler 
gleichfalls  als  Ausnahme  anführt,  vgl.  oben  (S.  70,  Anm.  2).  Wichtig  als  Beweis 
dafür,  dass  bei  Fehlen  ungeteilten  Besitzes  der  Bruder  kein  Widerspruchs- 
recht hatte,  ist  die  Urkunde  bei  Pez,  a.  0.  S.  253,  Anam.  I,  n.  81,  auch 
abgedruckt  bei  Ried  S.  24.  Antarbodus  hatte  den  Bischof  vor  der  Romfahrt 
als  Salmann  bestellt  (omnia  suae  proprietatis  in  proprietatem  donavit),  damit 
dieser  die  Güter  für  den  Fall,  dass  Ersterer  nicht  zurückkehre,  der  Kirche 
tradire.  Ein  Bruder  T.  hatte  zugestimmt  (conlaudans,  ita  bene  esse  et  sibi- 
met  ipsi  placere).  Diese  Zustimmung  können  wir  nach  allem  Gesagten  und 
nach  den  unten  folgenden  Worten  als  keine  notwendige  ansehen.  In  der 
That  stirbt  A.  auf  der  Römerfahrt,  und  der  Bischof  beruft  einen  zweiten 
Bruder  des  A.,  namens  Bernhard  und  den  Sohn  des  Bernhard  et  ceteros  pa- 
rentes,  um  zu  wissen,  utrum  contradicerent  potestati  illi,  quae  jam  in  meis 
(des  Bischofs)  manibus  posita  erat.  Alle  stimmen  zu.  Nun  erscheint  dennoch 
Bernhard  in  placitum  publicum  und  macht  Rechte  auf  die  Vergabung  seines 
Bruders  geltend,  dieselbe  bestreitend  mit  den  Worten : si  inveneris  mihi  unde 
t&les  testes.  qui  hoc  testificent,  quomodo  Antarbot  ita  fecisset,  consentiens 
ero  et  qnod  lex  praeceperat,  faciam.  Hierauf  erscheint  H.  als  Abgesandter 
des  Bruders  T.  als  Zeuge  dafür,  dass  die  Übergabe  zu  Händen  des  Bischofs 
durch  Antarbod  in  Gegenwart  des  T.  geschehen  war,  der  weder  widersprechen 
konnte  noch  wollte  (quomodo  nihil  voluisset  neque  potuisset  contradicere  de 
bis  omnibus.  quae  frater  ejus  in  episcopi  manus  commcndaret  sed  magis  per 
cuncta  cousentiret).  Hierauf  Bernhardus  non  credidit  sibi  etc.  Der  Bruder 
T.  hatte  also  zugestimmt,  weil  er  nicht  widersprechen  konnte,  noch  wollte. 
Dessen  Zustimmung  entsprang  also  keinem  Anwartrechte.  — wodurch  die 
häufige  Bedeutung  des  „consentire“  im  Sinne  blosser  Kenntnisnahme  ins  Licht 
gesetzt  ist.  Aber  auch  der  zweite  klagende  Bruder  macht  die  KUckziehung 
seiner  Klage  allein  vom  Beweise  des  wirklich  geschehenen  Auftrags  an  den 
Salmann  abhängig.  Vgl.  auch  lleich.  I,  n 353. 

*)  Fälle  der  Abteilung  unter  Brüdern:  Meich.  I,  nn.  162,247,  293,  324, 
865,  400,  459,  492,  520,  538,  548,  550.  Urkdb.  ob  d.  E.  I.  n 136  (S.  80). 
Mon  Bo  XXVIII  b,  n.  61  (S.  50),  n.  13  (S.  12).  Mon.  Bo.  VIII,  n.  23 
(S.  376),  n.  26  (S.  377)  etc.  ln  den  Fällen  von  lleich.  L,  nn.  162,  306, 
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Zahlreiche  Urkunden,  welche  eine  Mitwirkung  anderer  Ver- 
wandten l)  oder  dritter  Personen3)  berichten,  haben  jene  gemeinder- 
schaltlichen  Verhältnisse  zur  deutlichen  Voraussetzung,  auf  deren 
häufiges  Vorkommen  Heusler  mit  solchem  Nachdrucke  hin- 
gewiesen hat.  Die  Mitwirkung  der  Gemeinder  bei  der  Vergabung 
beruht  hier  aber  nicht  auf  einem  Verwandtschaftsverhältnisse  der 
Gemeinder,  das  oft  besteht,  oft  auch  nicht.  Diese  Mitwirkung 
beruht  vielmehr  auf  der  Thatsache  ungeteilten  Eigentums  und 
hört  auf,  sobald  die  Teilung  erfolgt  ist.  Der  Umstand,  dass 
alle  diese  Gemeinder  im  gleichen  Rechtsverhältnisse  zur  Sache 
stehen,  während  die  Descendenten  in  der  Geltendmachung  ihres 
Rechtes  an  bestimmte  Voraussetzungen  gebunden  sind  — nämlich 
an  die  Fälle  der  Abteilungspflicht  oder  den  Tod  der  Ascendenten 
— hat  uns  veranlasst  zwischen  diesem  letzten  Verhältnisse  und 
dem  ersteren,  dem  der  eigentlichen  Ganerbschaft,  zu  unterscheiden. 
Das  eine  Verhältnis  entspringt  der  Verwandtschaft,  das  andere 
bestimmten  Rechtsgeschäften  unter  Lebenden.  Wie  weit  diese 
Unterscheidung  reicht,  müsste  sich  aus  näherer  Untersuchung 
des  Abteilungsrechtes  in  beiden  Fällen  ergeben.  Diese  Frage 
betrifft  aber  nicht  direct  die  unserige.  Uns  genügt,  dass  in  den 
Fällen  eigentlicher  Ganerbschaft  die  Mitwirkung  im  letzten 


388  erfolgt  nach  Teilung  mit  den  Brüdern  deren  Mitwirkung  bei  der  Ver- 
gabung. 

’)  Z.  B.  Meich.  I,  n.  102  (ähnlich  Meich.  I,  n.  109):  ego  S.  trndidi 
hereditatem  meam,  et  propinqui  mci  consenserunt  mihi  et  ftrmaverunt  cum 
verbis  eorum,  cum  aediticiis,  cum  reliquiis,  qui  in  nostra  potestate  sunt. 
Meich.  I,  n.  103:  T.  simnl  cum  parente  O.  atque  fratre  C.  partem  hereditatis, 
quam  jure  legitimo  parentum  percipimus,  tradidimus  ego  T.  simul  cum  supra- 
scriptis  heredibus.  Meich.  I,  n.  485:  P.  et  propinqua  ejus  Waltheid,  con- 
venientia  inter  se  facta  de  illomm  causis  propriis,  communis  manibus  ainbo 
pariter  tradiderunt.  Mon  Bo.  XXVIII  b,  n.  10:  ego  ot  fratres  et  proximi 
tradiderunt.  l’ez,  a.  O.,  S.  240:  K.  abbas  et  amita  ejus  ete. 

*)  Zahlreiche  Beweise  für  Gemeindcrschaften  unter  Nicht -Verwandten, 
oder  ohne  dass  ein  verwandtschaftliches  Verhältnis  ersichtlich  wäre:  z.  B. 
Meich.  I,  nn.  111,12s,  129,  139,  151,  167,  172,  173,  183,  201,  204,  231,  234, 
244,  245,  258,  264,  26«,  284,  296,  297,  320,  331,  339,  348,  508,  551,  552 
556,  574,  590,  607,  646,  836,  860,  861,  870,  889,  909.  Mon.  Bo.  XXVIII  bi 
n.  24,  S.  22;  11.  30,  S.  28;  n.  71,  S.  57.  Urkdb.  ob  d.  E.  n.  2,  S.  2,  n.  77, 
S.  46;  n.  128,  S.  75.  Pez,  a.  O.,  S.  86,  cap.  VIII  (commarchiam  nostram), 
dieselbe  Urkunde  abgedruckt  bei  ttied  Cod.  liatisbon.  S.  10  n.  14  etc. 
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Grunde  auf  diesem  gemeinsamen  Verhältnisse  zur  Sache  beruht, 
nicht  aber  auf  sonstigen  verwandtschaftlichen  Beziehungen,  die 
zwischen  den  Gemeindern  bestehen  mögen. 

In  unserer  Periode  finden  sich  jedoch  in  steigender  Anzahl 
Fälle  einer  Mitwirkung  von  Familiengliedern,  welche  aus  ge- 
meinderschaftlichen  Verhältnissen  absolut  nicht  erklärbar  sind. 
Wir  reihen,  ebenso  wie  im  vorigen  Kapitel,  die  Urkunden  derart 
an  einander,  dass  wir  mit  jenen  Urkunden  beginnen,  welche  eine 
Erklärung  aus  besonderen  Umständen  allenfalls  zulassen,  und  zu 
jenen  aufsteigen,  welche  eine  solche  Erklärung  ausschliessen. 

In  einer  Reihe  von  Urkunden  beruft,  ähnlich  wie  in  der 
früheren  Periode,  ein  Kranker,  der  in  der  Kirche  die  traditio 
cartae  nicht  vornehmen  kann,  die  Familiengenossen,  und  gibt 
diesen  selbst  oder  in  deren  Gegenwart  einem  Dritten,  als  Sal- 
manne,  die  Sache  per  wadium  zur  Traditio  an  die  Kirche1).  In 
letzterem  Falle  der  Üebergabe  an  einen  Dritten  geschieht  die 
Zuziehung  der  Familie  zu  dem  Zwecke,  damit  nach  dem  Tode 
kein  Familiengenosse  diesen  Rechtsakt  bestreite,  damit  andererseits 
auch  der  Salmann  durch  das  Mitwissen  der  Familie  unwider- 
sprechbar  gebunden  ist,  den  Auftrag  zu  erfüllen*). 

Andere  Fälle  der  Mitwirkung  von  Familiengliedern  lassen 
sich  auf  das  Bestreben  zurückführen,  die  Feierlichkeit  der  Rechts- 


')  vgl.  dazu  Heusler,  Inst.  I,  § 49.  — Hübner,  a.  0.,  S.  43  ff.  und 
vgl.  über  die  rechtliche  Stellung  der  Familie  in  diesem  Falle  oben  S.  72, 
Anm.  2. 

*)  Mcich.  I,  n.  186:  Chuno  languore  depressus  macht  der  Kirche  eine 
Schenkung:  ego  Chuno  haue  traditionem  feci  coram  parentibus  meis  et  rogavi 
Sindionem  et  Cundherium  proximi  mci  firmare  haue  traditionem  in  altarem. 
— Meich.  I,  n.  300:  Fietto  valida  egritudine  depressus  traditionem  in  mani- 
bus  proximorum  snorum  posuit.  — Meich.  I,  n.  308:  Ego  Frido  valida  infir- 
niitate  vocavi  proximos  et  vicinos  meos  et  in  manns  illorum  totarn  dictam 
rem  per  wadium  posui.  — Meich.  I,  n.  378 : Liutfrid  adpropinquante  fine  vite 
ejus  convocarit  turma  parentorum  atque  propinquorum  ipsius,  inter  quos  etiam 
aderat  Anno  fratcr  ejus  coram  cunctis  eonsilinm  eius  innotuit  ....  vgl. 
auch  Meich.  I,  n.  680.  Nach  Meich.  I,  n.  321  ist  W.  vor  dem  Tode,  und  „con- 
vocata  parentorum  turma  non  modica  ipsam  traditionem  posuit  in  manus 
Sindeo  et  duorum  filiorum  suorum  tertiain  partem  territorii.“  W.  war  nach 
Abteilung  mit  den  Söhnen  zur  Vergabung  zweifellos  berechtigt.  Die  Ver- 
wandten fungiren  nur  als  Zeugen  des, Willensaktes  und  der  Übergabe  an  die 
Salmänner,  nicht  also  zum  Verzichte  auf  ein  Widcrsprucbsrecht,  das  sie  nicht 
hatten. 
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handlung  zu  erhöhen.  Die  ausdrücklich  erklärte  Billigung,  oder 
die  Zustimmung  der  durch  die  Verfügung  oft  benachteiligten  Fa- 
milienmitglieder macht  dieselben  zu  Zeugen  der  Handlung  und 
zu  Teilhabern  an  der  religiösen  Verdienstlichkeit  des  Aktes1). 
Sie  verhindert  endlich  eine  spätere  Anfechtung  seitens  der  Zu- 
stimmenden, woraus  keineswegs  folgt,  dass  der  Widerspruch  der- 
selben irgendwann  rechtlich  begründet  gewesen  wäre*). 

Andere  Urkunden  zeigen  uns  — worauf  bereits  Beseler 
hinwies  — die  Familie  ebenso  wie  in  der  vorigen  Periode  als 
einen  Familienrat  fungiren,  dessen  Zustimmung  der  Vergabende 
vor  der  Veräusserung  einholt.  Auch  in  der  Karoling'schen  Periode 
stossen  wir  hierbei  auf  Urkunden,  die  sich  vielleicht  dahin  deuten 
lassen,  dass  der  Familienkreis  noch  immer  vormundschaftliche 
Befugnisse  ausübte*).  In  anderen  Fällen  aber  wird  die  Familie 
befragt,  ob,  oder  in  welcher  Weise  die  Vergabung  stattfinden 


')  Meich.  I,  142:  Drei  Söhne  vergaben  zum  Seelenhcite  des  Vaters  in 
praesentia  matris  eorum  et  aliorum  plurimorum,  qui  ibidem  de  familia  ad- 
fuenwt;  n.  319:  A.  Witwe  des  comes  C.  firmirt  dessen  Schenkung  adsnmptis 
parontibns  simul  cnm  H.  fratre  ejus  und  fugt  ihren  Anteil  hinzu  oo  modo, 
ut  post  obitum  illins  nullus  inde  licentiam  kabeat  nec  frater  nec  ullus  pro- 
pinquus  ejus.  — n.  324:  Der  Sohn  renovirt  die  Schenkung  des  Vaters  und 
fügt  seiuen  eigenen  Anteil  nnch  Abteilung  mit  den  Brüdern  hinzu  „convo- 
catis  parentorum  tnrinis“  und  (ähnlich  n.  421)  n.  354:  R.  vergabt  „congre- 
gatis  parentibus  et  propinquis  . . . eo  modo,  ut  post  obitum  illius  nullus 
potestatem  liabeat  nlln  modo  contradicere“ ; n 554:  N.  nobilis  fernina  veniebat 
cum  propinquis  et  tradidit.  potestiva  manu;  ähnlich  Meich.  I,  n.  492;  Meich.  I, 
n.  908  (anno  898):  W.  venit  cum  uxore  sua  A.,  aliisque  propinquis  et  amicis 
suis  und  tradirt  zugleich  mit  seiner  Frau  nemine  contradicent«. 

*)  Über  diesen  Sinn  der  Zustimmung  vgl.  die  zitirte  bezüglich  des  zu- 
stimmenden Bruders  gebrauchte  Wendung  conlaudans  ita  bene  esse  et  sibimet 
ipsi  placere  . . qnomodo  nihil  voluisset  neque  potuisset  contradicere  TAnamod. 
n.  81  bei  Dez)  und  Meich.  I.  n.  £07;  et  trina  interrogatione  completa  nullus 
contradicere  voluit  neque  potuit.  Die  ausdrückliche  Zustimmung  im  ersten 
Falle  bedeutet  ebenso  wie  das  Stillschweigen  itn  zweiten  Falle,  dass  Niemand 
widersprechen  kouute  noch  wollte.  Die  Anfrage  dient  zur  Konstatirung  dieses 
Sachverhalts. 

*)  Hundt  II,  n.  45:  Teretkunda  vergabt  consilio  inito  cum  his,  qui 
ei  consilium  dare  debuerunt  manu  potestativa  nemina  contradicente.  Meich.  I, 
n.  382:  E.,  Frau  eines  Unfreien  gibt  „inito  bono  consilio  cum  propinquis  et 
proximis“  ihr  väterliches  Gut  der  Kirche.  — Meich.  I,  n.  453:  matrona  0. 
hatte  ihr  „alodetn  jure  legitimo  posscssam“  vergabt  „cum  consensu  proximorum 
propinquorum  suorum“  und  renovirt  dies  in  gleicher  Weise. 
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solle,  ohne  dass  ein  Fall  geminderter  Handlungsfähigkeit  anzu- 
nehmen ist1),  ohne  dass  aber  auch  nach  allem  Gesagten  an  ein 
gesetzliches  Widerspruchsrecht  der  zu  Rate  Gezogenen  aus  dem 
Titel  einer  rechtlichen  Anwartschaft  zu  denken  wäre. 

Zugleich  mit  der  häufigeren  Zuziehung  der  Familienange- 
hörigen zur  Beratung  lässt  sich  eine  zweite  Erscheinung  beobachten, 
welche  die  erste  zum  Teile  erklären  mag.  Seit  dem  Anfänge 
des  9.  Jahrhunderts  werden  nämlich  Schenkungen,  die  aus  rein 
religiösen  Motiven  entstammen,  immer  seltener’).  Die  meisten 
Schenkungen  sind  auf  eine  Bedingung  gestellt,  behalten  den 
Niessbrauch  vor,  oder  sie  gehen  selbst  dahin,  dass  dem  Schenker 
oder  einem  Dritten  ein  Kirchengut  als  Lehen  zugestanden  wird. 
Letzteres  geschieht  sehr  häufig  bei  Schenkungen  von  Geistlichen, 
die  dann  für  ihre  Verwandten,  hauptsächlich  den  Neffen,  die  Ge- 
währung eines  Lehens  ausbedingen.  — In  allen  diesen  Fällen 
verband  sich  mit  dem  religiösen  Motive  die  Absicht,  für  ein 
Familienmitglied  zu  sorgen,  in  so  entschiedener  Weise,  dass  es 
nicht  Wunder  nehmen  kann,  dass  hier  auch  der  Rat  der  Familie 
gehört  wurde.  Insoweit  die  oft  genannten  Voraussetzungen  er- 
füllt waren,  hatte  der  Geschenkgeber  ein  zweifelloses  Recht  auf 
freie  Vergabung  seines  Vermögens.  Da  er  selbst  aber  zugleich 
mit  der  Vergabung  für  das  Interesse  der  Familie  sorgen  wollte, 


>)  Meich.  I,  n.  30G:  R.  hat.  mit  seinen  Brüdern  abgeteilt,  berat  sich 
(„tractavi“)  mit  diesen  und  den  Parentes,  sein  abgeteiltes  Gut  der  Kirche 
gegen  ein  Beneficium  zu  geben  und  teilt  dem  Bischof  mit  „quod  consiliatum 
habuimus“.  Der  Bischof  nimmt  die  Tradition  an  unter  der  Bedingung,  dass 
niemals  die  Brüder  oder  Verwandten  Widerspruch  erheben.  — Meich.  I,  395: 
H.  hatte  seine  hereditas  vergabt.  Nach  seinem  Tode  will  sein  Neffe  M.  diese 
hereditas  als  Beneficium.  dafür  aber  all  sein  Gui  der  Kirche  geben  Er  bittet 
den  Bischof  darum  „congregata  raultitudine  propriuquorum  et  amicorum'.  — 
Meich.  1,  396:  in  ähnlichem  Fall  consiliavit  K.  cu  > propinquis  ac  aliis  fideli- 
bus,  ut  ipsam  rem  suo  nepoti  impetrasset;  ganz  ähnlich  Meich.  L,  n.  4iu: 
consilio  inito  etc.  — Mech.  I,  n.  41  : coepit  cum  propriis  propinquis  suis 
consiliare  über  die  Versorgung  seiner  amica  und  des  von  ihr  geborenen  Sohnes; 
Meich.  I,  n 238:  ego  A.  cum  consilio  fratris  et  advocati  mei  et  proximornm 
nostrorum  tradidi;  Meich.  I.  n.  441:  una  cum  parentibus  mcis  tractavi; 
Meich.  I,  n.  498:  Isi  ist  kinderlos,  will  vergaben:  tune  placuit  Omnibus 
parentibns  et  amicis  suis  talis  voluntas  . . . eo  quod  legales  filios  non  liabuit 
und  Meich.  I.  n.  705  (anno  825)  inito  consilio  cum  cognatis  et  amicis  quan- 
dam  traditionem  feci  propria  manu  cum  filio  meo. 

*)  Dies  hat  bereits  Hüberlin  S.  24  mit  Nachdruck  betont. 
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so  lag  es  nahe,  vor  der  Tradition  über  die  näheren  Umstände 
derselben  mit  der  Familie  Beratung  zu  pflegen. 

Vergleichen  wir  diese  urkundlichen  Ergebnisse  mit  jenen  der 
Agilolfingischen  Zeit,  so  ergiebt  sich  Folgendes: 

Die  durch  lex  Baj.  I,  1 fixirte  Abteilungspflicht  wird  that- 
sächlick  weiter  geübt.  Dieser  Pflicht  entspricht  ein  Abteilungs- 
recht, dessen  Grundsätze  wir  nicht  nach  allen  Seiten  zu  verfolgen 
hatten.  Das  hierüber  Gebrachte  wird  aber  die  Überzeugung  be- 
festigt haben,  dass  diese  Grundsätze  nicht  blos  für  Schenkungen 
zum  Seelenheile  gegolten  haben  konnten.  Sie  wurzelten  zweifellos 
in  erbrechtlichen  Anschauungen,  die  auch  in  andern  Fällen  — 
wenn  auch  vielleicht  in  modifizirter  Weise  — zur  Geltung  ge- 
kommen sein  müssen. 

Ebenso  wie  für  die  vorige  Periode  ergaben  sich  zahlreiche 
Fälle  der  Mitwirkung  von  Familiengenossen,  welche  durch  lex 
Baj.  I,  1 allein  nicht  erklärbar  sind.  In  dieser  Hinsicht  wurde 
für  die  vorige  Periode  auf  die  Möglichkeit  hingewiesen,  dass  sich 
besonders  in  den  adeligen  Familien  die  alte  Familienorganisation 
erhalten  haben  mag.  Jedenfalls  fand  der  Beginn  der  Karolinger- 
periode den  Familienrat  vor,  und  die  weitere  Entwickelung  konnte 
an  diese  Erscheinung  anknüpfen. 

Im  9.  Jahrhundert  wTar  — wie  wir  später  ausfiihren  werden 
— die  Klasse  des  kleinen  und  mittleren  Grundbesitzes  durch  die 
vordringende  grosse  GrundheiTschaft  nahezu  gänzlich  beseitigt.  Die 
Urkunden,  über  welche  wir  zu  berichten  hatten,  rühren  deshalb  fast 
ausschliesslich  vom  neu  entstandenen  Besitzesadel  her.  In  diesem 
muss  sich  aber  im  selben  Masse,  als  die  Möglichkeit  zur  Ver- 
grösserung  seines  Besitzstandes  abnahm,  das  Streben  nach  Er- 
haltung des  Besitzes  innerhalb  der  Familie  gesteigert  haben1). 
Einen  Fingerzeig  geben  hier  auch  die  besprochenen  Schenkungs- 
urkunden, welche  die.  Versorgung  von  Familienmitgliedern  zum 
deutlichen  Zweck  haben.  In  diesem  Streben  nach  Erhaltung  des 


’)  Vgl.  über  Gegentendenzen  gegen  die  Mobilisirung  des  Grundeigen- 
tums insbes.  die  Ausführungen  von  A.  v.  Miaskowski,  Das  Erbrecht  und 
die  Gruudeigentuinsvcrtoilung  im  Deutschen  Reiche;  I.  Abth.  Leipzig  1SS2, 
S.  16«,  172,  ISO  ff.;  II.  Abth.  Leipzig  1SB4,  S.  5 ff. 
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Besitzes  und  in  der  Abnahme  des  Glaubenseifers  mag  der  Grund 
zu  suchen  sein,  dass  neben  der  Abteilungspflicht,  welche  fortbe- 
stand,  sich  bei  Veräusserungen  zum  Seelenheile  eine  darüber  hinaus- 
gehende Rücksicht  auf  die  Familie  geltend  machte.  Diese  Ent- 
wickelung konnte  an  ältere  Familienorganisationen  anschliessen, 
welche  noch  zu  Beginn  der  Karolingerzeit  zum  Mindesten  in 
Überresten  vorhanden  waren.  Aus  der  Sitte  der  Zuziehung  auch 
entfernterer  Verwandten  mochte  sich  aber  ein  Rechtsanspruch  der- 
selben auf  Zustimmung  entwickelt  haben. 
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n.  Abschnitt. 

Unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt. 


1.  Kapitel. 

Einleitende  Momente. 

Für  die  Frage,  ob  in  ältester  urkundlicher  Zeit  ein  Wart- 
recht der  Erben  galt,  muss  die  allgemeine  wirtschaftliche  Ent- 
wicklung um  so  sicherer  berücksichtigt  werden,  als  die  unmittel- 
baren Rechtsquellen  nur  spärliche  und  strittige  Ergebnisse  zu 
Tage  fördern. 

Die  wirtschaftsgeschichtlichen  Forschungen  v.  In  am  a's1)  ver- 
pflichten, insbesondere  die  Geschichte  desW  artrechtes  imZusammen- 
hange  mit  den  grossen  V eränderungen  zu  betrachten,  welche  die  frän- 
kische und  karolingische  Zeit  in  der  Verteilung  des  Grundbesitzes 
herbeiführte.  Bis  über  die  Zeit  der  Reichsgründung  hinaus  hatte 
sich  nemlich  trotz  des  bereits  ausgebildeten  Sondereigentums  am 
Aekerlande  bei  der  Masse  der  freien  Bevölkerung  eine  gewisse 
Gleichförmigkeit  der  Besitzverhältnisse  erhalten.  Der  Gross- 
grundbesitzer ebenso  wie  der  Besitzlose  sind  Ausnahmen.  Im 
8.  Jahrhundert  aber  ist  bereits  entschieden,  dass  die  grosse 
Grundherrschaft  den  kleinen  Grundbesitz  von  sich  abhängig 
machen  oder  aufsaugen  und  damit  die  alte  Besitzordnung  zer- 
stören wird. 

')  K.  Th.  von  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte, 
I.  Bd.,  IST«  und  ebenderselbe,  die  Ausbildung  der  grossen  Urundherr- 
schal'ten  in  Deutschland  «ährend  der  Karolingerzeit,  in  Sch  mol ler ’s  staats- 
und  sozialwissenschaftlichen  Forschungen,  I.  Bd.,  1.  Heft,  IST«. 
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Es  ist  klar,  dass  auch  das  Grundbesitzrecht  trotz  seines  Be- 
harrungsvermögens von  dieser  mächtigen  Veränderung  in  der 
Bodenverteilung  und  der  sie  begleitenden  Änderung  in  der  so- 
zialen Klassenbildung  nicht  unberührt  bleiben  konnte.  Insbe- 
sondere die  Veräusserungsfreiheit  — die  uns  hier  interessirt  — 
musste  dadurch  wichtigen  thatsächlichen  Veränderungen  unter- 
liegen. 

Lassen  wir  die  Frage  nach  der  ursprünglichen  Form  des 
Grundeigentums  unerörtert1),  so  ist  jedenfalls  sicher,  dass  das 
Grundeigentum  zu  Beginn  der  urkundlichen  Zeit  im  Interesse 
der  Familie  einem  Systeme  von  Beschränkungen  unterlag.  Das 
gesamte  wirtschaftliche  und  soziale  Dasein  der  Familie  war  da- 
von abhängig,  dass  ihr  ein  gewisses  Ausmass  von  Grundbesitz 
erhalten  blieb.  Jede  Entfremdung  des  Erbgutes  durch  letzt- 
willige Verfügungen,  Weibererbfolge,  Verschuldung  und  Execution 
war  daher  ursprünglich  ausgeschlossen. 

Seit  dem  8.  Jahrhundert  aber  ist  eine  Vervielfältigung  der 
Erwerbsarten  von  Grundbesitz  und  ein  wachsender  Grundbesitz- 
verkehr bemerkbar,  und  die  königliche  Gewalt  unterstützt  diese 
Güterbew'egung  dadurch,  dass  sie  bei  Schenkungen  an  die  Kirche 
und  den  König  die  alte  Gebundenheit  des  Erbgutes  lockert  und 
die  Immobilarexecution  einführt*).  Gleichzeitig  wächst  die  Un- 
gleichheit des  Besitzes.  Sie  hatte  von  Anfang  dadurch  bestanden, 
dass  bei  der  Landteilung  secundum  dignationem  geteilt  worden 
war.  In  der  urkundlichen  Zeit  aber  erscheinen  die  Könige, 
Herzoge,  Fürsten  in  noch  grösserem  Massstab  als  Grossgrund- 
besitzer, neben  ihnen  auch  eine  Anzahl  bevorzugter  Familien*). 
Der  Stand  der  Freien  war  zwar  ursprünglich  gleichmässig  mit 

*)  Über  die  reiche  Literatur  zu  dieser  Frage  vgl.  nun  Brunner'B, 
Schröder’s  und  Siegel's  Rechtsgeschichte,  zuletzt  v.  Amira,  im  Grund- 
riss der  germanischen  Philologie,  II  Bd.,  1890.  Hinzu  kam  neuestens  die 
Publikation  von  G.  Schmoller,  Die  älteren  Arbeitsgenossenschaften  und 
die  ältere  agrarische  Familienwirtschaft,  im  Jahrbuch  für  Gesetzgebung, 
Verwaltung  und  Volkswirtschaft.  14.  Jahrg , 1890,  und  schliesslich  Julius 
Ficker,  Untersuchungen  zur  Erbenfolge  der  Ostgermanischen  Rechte,  I.  Bd., 
Innsbruck  1891.  — Die  Gesammtentwicklung  des  Grundeigentums  überschaut 
vergleichend-  A.  von  Miaskowski,  Das  Problem  der  Grundbesitzvertheilung 
in  geschichtlicher  Entwicklung.  Leipzig  1890. 

*)  So  hm.  Die  fränkische  Reichs-  und  Gerichts-Verfassung  I,  117, 

*)  v.  Inama,  W -G-  L 112,  114,  116 
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Grundbesitz  ausgestattet,  aber  bereits  die  lex  Salica  statnirte  die 
Teilung  des  väterlichen  Erbgutes  unter  die  Sühne;  diese  Teilungen 
gewannen  mit  der  eindringenden  Weibererbfolge  an  Ausdehnung 
und  fanden  nur  ein  Gegengewicht  in  der  weit  verbreiteten  Sitte  eines 
Verbleibens  der  Erben  im  ungeteilten  Besitze.  In  Folge  dieser 
Teilbarkeit  des  Besitzes  und  des  mindestens  für  die  Söhne  seit 
Anfang  geltenden  gleichen  Erbrechtes  musste  auch  im  Stande 
der  Gemeinfreien  die  Zersplitterung  und  die  Ungleichheit  des 
Grundbesitzes  zunehmen1)-  Dass  schliesslich  dieser  durch  das 
geltende  Erbrecht  bedrängte  kleine  Grundbesitz  das  hohe  Wer- 
geid und  Busssystem,  die  schwere  Pflicht  der  Heerfahrt  und  die 
Dingpflicht  nicht  ertragen  konnte,  liegt  in  der  Sache. 

Im  gleichen  Masse  aber  mit  dieser  wachsenden  Verarmung 
des  Standes  der  Freien  concentrirt  sich  in  der  karolingischen 
Zeit  der  Grundbesitz  immer  mehr  in  der  Hand  der  grossen 
Grundherrschaft.  Die  königliche  Grundherrschaft  wächst  durch 
die  verstärkte  Geltendmachung  königlicher  Gewalt5);  der  Besitz 
weltlicher  Grossen  durch  Schenkungen  und  Verleihungen  von 
Gütern  und  Benefizien  aus  dem  Krongut,  durch  Rodung  unbe- 
bauten Landes  und  durch  Einbeziehung  von  Kulturland  der 
kleinen  Freien  in  den  grundherrschaftlichen  Wirtschaftsverband. 
Der  kirchliche  Besitz  aber  dehnt  sich  ungemessen  dadurch  aus, 
dass  zu  allen  diesen  Erwerbsarten  die  von  der  Gesetzgebung 
begünstigte  religiöse  Freigebigkeit  hinzutritt. 

Es  ist  richtig,  dass  zu  Beginn  der  Karolingischen  Zeit  auch 
für  den  kleinen  Grundbesitz  scheinbar  die  Möglichkeit  vorlag, 
seinen  Besitz  durch  Rodung  zu  vergrössern.  Aber  die  Rodung 
im  grossen  Style  bedurfte  Arbeitskräfte,  welche  nur  dem  Gross- 
grundbesitze zur  Verfügung  standen*).  Ebenso  waren  alle  Fort- 
schritte in  der  landwirtschaftlichen  Technik  und  der  Organisation 
landwirtschaftlicher  Arbeit  nur  der  grossen  Grundherrschaft  er- 
reichbar. Es  ist  ein  Entwicklungsprozess,  der  lebhaft  an  unsere 
Gegenwart  erinnert:  Massen  Verarmung  verbindet  sich  initdem  volks- 
wirtschaftlichen Aufschwünge  und  ist  dessen  Correlat;  die  Grund- 
herrn missbrauchen  die  Armut,  welche  sie  umgibt,  um  trotz  aller  Ver- 

’)  v.  Inama,  W.-G.  I,  S.  79,  80,  105,  280,  313,  315;  Brunner, 
R.  0.  I,  206;  Schröder,  R.  G.  200. 

*)  v.  Inama,  W.-G.  I,  281  ff. 

*)  v.  Inama,  W.-G.  I,  235. 
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bote  der  königlichen  Gesetzgebung  sich  widerrechtlich  die  Arbeits- 
kräfte und  den  Grundbesitz  der  Freien  dienstbar  zu  machen. 
Selten  aber  bedarf  es  eines  solchen  Zwanges.  Um  nicht  allen 
sozialen  Halt  zu  verlieren,  tragen  die  kleinen  Freien  massenhaft 
ihr  Gut  auf,  und  erhalten  es  als  Benefiziuui  wieder  zurück.  Bei 
ärgster  Not  ergeben  sie  sich  selbst  in  servitium1).  So  konnte 
es  kommen,  dass  zum  Schlüsse  der  Karolinger-Periode  das  kleine 
freie  Grundeigentum  nahezu  verschwunden  ist4). 

Wir  mussten  an  diesen  Entwicklungsgang  deshalb  erinnern, 
weil  die  Frage  nicht  zu  umgehen  ist,  ob  und  in  welchem  Masse 
derselbe  das  Warterecht  der  Erben  berührt  hat.  — Solange  die 
Hufe  nur  den  einfachen  Hausbedarf  der  Familie  zu  decken  hatte 
und  noch  kein  Gegenstand  der  Kapitalbildung  und  Begründung 
einer  sozialen  Stellung  geworden  war,  mochte  eine  Gesetzgebung 
entsprechen,  welche  jedem  Haushalt  das  seinige  durch  Veräusse- 
rungsbeschränkung  sichern  will.  Nun  aber  strebt  Alles  nach  voll- 
kommener Verwertung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  des  Bodens: 
„Nicht  in  der  Festigkeit  und  Unabänderlichkeit  der  bestehenden 
„Eigenthumsordnnng  und  Gütervertheilung  konnte  dieses  Ziel 
„einer  vollkommenen  Verwerthung  der  wirthschaftlichen  Kräfte 
„des  Bodens  erreicht  werden.  Alle  Klassen  des  Volkes  waren 
„vielmehr  an  dem  Gegentheile,  der  Mobilisirung  des  Grundeigen- 
„thnms  interessirt.  Die  Ausdehnung  der  Grundherrschaft,  die 
„Coucentration  vieler  Güter  in  wenigen  Händen  hatte  nur  Aus- 
sicht auf  Erfolg,  wenn  die  rechtliche  Verfügung  über  Grund 
„und  Boden  möglichst  frei  geworden  war,  wenn  Gutserwerb  durch 
„Schenkung  oder  Auftragung,  durch  Kauf  und  Tausch  nicht  mehr 
„durch  Erbrechte  und  Genossenrechte,  durch  Untheilbarkeit  und 
„Unveräusserlichkeit  der  Güter  behindert  war.  Und  ebenso  musste 
„die  freie  Verfügung  über  das  eigene  Gut  demjenigen  erwünscht 
„sein,  der  in  ihm  das  einzige  Mittel  besa^s,  um  sich  die  Gunst, 
„den  Schutz  und  die  Förderung  durch  einen  Mächtigen  zu  er- 
laufen, nachdem  längst  die  Familie  und  die  Genossenschaft  der 
„Markgemeinde  aufgehört  hatte,  ihm  solches  zu  gewähren“*). 

Ob  nun  in  der  Tliat  die  Karolingische  Gesetzgebung  diesem 
Drange  der  Zeit  nachgab  und  die  alten  Beschränkungen  fallen 

')  v.  Inama.  a.  O.  242  ff. 

*)  v.  Inama,  a.  O.  296. 

*)  v.  Inama,  a.  0.  342. 
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Hess  oder  auch  nur  erheblich  lockerte,  bedarf  noch  der  Untersuchung. 
Gesetzliche  Aufrechterhaltung,  ja  selbst  Verstärkung  der  alten 
Beschränkungen  wären  an  sich  mit  dem  geschilderten  Entwick- 
lungsgänge vereinbar.  Unsere  Gegenwart  zeigt  verwandte  Er- 
scheinungen: Was  konnte  ein  Widerspruclisrecht  von  Familien- 
genossen bei  Veräusserungen  oder  Auftragungen  nützen,  wenn 
in  der  That  die  Entäusserung  durch  Allen  offenbare  Not  geboten 
war,  durch  „echte  Not“,  welche  überdies  seit  jeher  den  Veräusse- 
rungswillen  von  jeder  Schranke  entband?  Wenn  die  Familie 
selbst  jeden  wirtschaftlichen  Halt  verloren,  welchen  Halt  konnte 
ihr  Widerspruchsrecht  bieten?  So  mochte  auch  bei  Bewahrung 
der  alten  Beschränkungen  der  Bauernstand  in  die  verschieden- 
sten Abhängigkeitsverhältnisse  gekommen  sein.  Die  später  für 
abhängige  Güter  in  Wirksamkeit  getretenen  Beschränkungen 
mochten  aber  nur  eine  Fortsetzung  und  Verstärkung  des  alten 
Rechtes  gebildet  haben. 

Jedenfalls  ist  die  wichtige  Thatsache  zu  verzeichnen,  dass 
seit  dem  10.  Jahrhundert  die  Traditionsbücher  nichts  mehr  von 
Vergabungen  kleiner  Grundbesitzer  erzählen1).  Fast  alle  diese 
Schenkungen  rühren  von  grossen  Grundherrschaften  her  und  sind 
daher  Rechtsquelle  für  das  Grundbesitzrecht  dieser  herrschenden 
Klasse.  Wenn  es  aber  richtig  ist,  dass  diese  Klasse  Ende  des  neun- 
ten Jahrhunderts  bereits  die  Grenze  ihrer  wirtschaftlichen  Macht 
überschritten  hat  und  um  die  E:  haltung  derselben  besorgt  sein 
muss,  dann  wird  es  verständlich,  dass  diese  Urkunden  von  einem 
steigenden  Einflüsse  der  Familie  bei  Veräusserungen  erzählen 
und  dass  bald  einzelne  Quellen  Ansätze  zu  fldeicoramissarischer 
Bindung  aufweisen. 

Untersuchen  wir,  welche  besondere  Gestalt  diese  allgemeinen 
Entwicklungsmomente  in  Baiern  gewonnen  haben,  um  daran  die 
Frage  zu  knüpfen,  wj^  sich  unter  diesen  und  anderen  Einflüssen 
die  Geschichte  des  Wartrechtes  auf  Bairischem  Rechtsboden  ge- 
staltet haben  mag. 

In  der  vorkarolingischen  Zeit  war  Baiern  im  Ganzen  dünn 
bevölkert,  an  sehr  vielen  Stellen  gänzlich  unbebaut1).  Die  grosse 

*)  V.  Inama,  a.  O.  1,  260. 

*)  V.  Inama,  Grundherraehaft,  S.  25,  27,  33,  44;—  W.-G.  I,  110,  116, 
280.  und  ebendas.  Beilage  I:  über  die  Verteilung  des  Grundbesitzes  in  Baiern 
nach  dem  Indicnlus  Arnonis  und  den  Breves  Notitiae. 
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Grundherrschaft  dringt  langsamer  vor  als  anderwärts.  Grossen 
Grundbesitz  und  weite  Strecken  unkultivirten  Landes  vereinigen 
in  ihrer  Hand  allerdings  die  fränkischen  Könige,  die  Herzoge, 
die  fünf  alten  Adelsgeschlechter  und  einzelne  andere  Grosse. 
Besonders  im  Norden  überwiegt  der  Grossgrundbesitz.  Aber  der 
Reichtum  der  Kirche  ist  in  vorkarolingischer  Zeit  ein  massiger, 
und  im  Süden  überwiegt  der  kleine  Besitz,  dessen  Zei-splitterung 
freilich  immer  weitere  Fortschritte  macht  und  der  wachsenden 
Grundherrschaft  den  Boden  bereitet. 

Diese  Zersplitterung  ist  aber  eine  Folge  des  bairischen  Erb- 
rechtes in  den  Grundbesitz.  Das  bairische  Volksgesetz  setzt  die 
Teilbarkeit  des  Grundbesitzes  voraus '),  gibt  den  Sühnen  gleiches 
Erbrecht  auf  denselben  und  spricht  die  Teilung  des  Grundbesitzes 
unter  den  Söhnen  aus2).  Über  Abteilungen  zwischen  Vater  und 
Söhnen  bei  Gelegenheit  von  Vergabungen  an  Kirchen  berichten 
die  Urkunden  wiederholt.  Die  erste  urkundlich  beglaubigte  findet 
im  Jahre  759  statt8),  aber  die  Vita  Corbiniani  berichtet  schon 
von  einer  Abteilung  zwischen  Mutter  und  Töchtern4).  Die  erste 
Teilung  zwischen  Brüdern  finden  wir  in  einer  Urkunde  von  757”). 

In  Folge  dieser  Teilbarkeit  wächst  notwendig  die  Zersplitte- 
rung des  Grundbesitzes”),  welcher  nur  die  thatsächliche  Übung 
des  Verbleibens  der  Brüder  und  anderer  Familiengenossen  im  un- 
geteilten Besitze  entgegenwirkt. 

Auch  das  Weibererbrecht  ist  jedenfalls  in  bedingter  Weise 
durchgedrungen  *)  und  entfremdet  das  Gut  der  Familie  ebenso, 
wie  ihr  nunmehr  der  Grundbesitz  im  Prozesswege  entzogen  werden 
kann.  In  welchem  grossen  Massstabe  ferner  die  Vergabungen 
zum  Seelenheile  Teilungen  und  Entfremdungen  des  Grundbesitzes 
hervorriefen,  davon  wurde  wiederholt  gesprochen.  Alle  diese 

')  lex  Baj.  I,  1. 

*)  I.  Baj.  tit.  XV,  cap.  9:  ut  fratres  hereditatem  aequaliter  dividant 

res  autom  patemas  aequaliter  dividant  . . 

*)  Meich.  I,  n.  7 ; vgl.  Hundt  L,  Reg.  n.  16,  ddto.  759,  31.  Mai. 

*)  bei  Meich.  I,  2 S.  14,  Cap.  21.  Corbitiian  starb  730,  also  behandelt 
diese  Nachricht  einen  Fall,  der  vor  730  vorkam. 

*)  Meich.  I,  8.  53;  vgl.  Regest,  bei  Hundt  I,  n.  13,  a.  757,  14.  März. 

a)  v.  Inama,  W.-G.  L S.  SO,  313  und  Grundherrscliaft  S.  13. 

*)  Nach  der  früher  erwähnten  Nachricht,  der  Vita  S.  Corbiniani  teilt 
die  Witwe  vor  derTradition  ihre  portio  mit  den  Tächtern  ab;  vgl.  ausserdem 
unsere  Bemerkungen  oben  S.  68  und  84. 

Adler , Das  Erbenwartrecht.  7 
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Umstände  mussten  die  Folge  haben,  die  Verbindung  zwischen 
Besitz  und  Familie  zu  lockern,  das  ererbte  Gut  in  zahlreichen 
Fällen  zu  verkleinern  oder  selbst  der  Familie  zu  entziehen. 

Mit  diesen  Grundbesitzverhältnissen  war  es  aber  immerhin 
noch  verträglich,  dass  ein  Wartrecht  der  Erben  — welcher  Art 
immer  — nicht  blos  rechtlich  galt,  sondern  auch  geübt  wurde  und 
den  Besitzstand  der  Familie  in  gewissem  Masse  sicherte.  Der 
kleine  Besitz  war  noch  nicht  in  die  prekäre  Lage  gekommen, 
dass  ein  solcher  Rechtsschutz  wirkungslos  bleiben  musste. 

Es  fragt  sich  nun,  ob  ein  solcher  Rechtsschutz  in  der  That 
bestand?  Von  Vergabungen  zum  Seelenheile  wurde  bereits  ge- 
sprochen. Die  Untersuchung  ist  aber  auf  Veräusserungen  jeder 
Art  auszudehnen. 

Die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  bairischen  Rechtes  über 
Schenkungen,  die  nicht  dem  Seelenheile  dienen  sollen,  sind  ver- 
einzelt und  bestritten.  Aus  diesem  Grunde  wurde  das  Recht 
für  Vergabungen  zum  Seelenheil  vorangestellt.  Es  ergab  sich, 
dass  die  Gesetzgebung  über  diese  Vergabungen  ihre  Geschichte 
hat,  welche  mit  der  Geschichte  der  Ausbreitung  des  Christen- 
tums und  des  Verhältnisses  von  Staat  und  Kirche  zusammenhängt. 
An  früherer  Stelle  durften  wir  nur  hypothetisch  von  einem  Kampfe 
der  Kirche  mit  dem  deutschen  Familienrechte  sprechen.  Man 
hätte  darin  eine  petitio  principii  finden  können.  Sollte  es  aber  durch 
die  folgenden  Ausführungen  wahrscheinlich  gemacht  werden,  dass 
für  Veräusserungen  jeder  Art  ursprünglich  ein  strengeres  Recht 
galt,  dann  fand  hier  in  der  That  ein  Kampf  von  hoher  Bedeutung 
zwischen  widerstrebenden  Elementen  statt.  Die  Kirche  trat  für 
Veräusserungsfreiheit  ein  und  begegnete  den  Grundanschauungen 
deutschen  Familienrechtes  über  die  Gebundenheit  des  Besitzes. 
Staatliche  Gewalt  und  religiöse  Begeisterung  traten  aber  auf 
Seiten  der  Kirche  und  jene  Gebundenheit  wurde  zu  Gunsten  der 
Kirche  durchbrochen.  Wirtschaftliche  Veränderungen,  von  denen 
wir  einleitend  sprachen,  trugen  dann  dazu  bei,  dass  dieses  von 
der  Kirche  gewonnene  mildere  Recht  auch  bei  Veräusserungen 
anderer  Art  Anwendung  fand. 

Die  Möglichkeit  einer  solchen  Entwicklung  wird  kaum  zu 
bestreiten  sein.  Ihre  innere  Wahrscheinlichkeit  aber  steht  und 
fällt  mit  der  Frage,  ob  ursprünglich  Veräusserungen  durch  Rechte 
der  Familie  beschränkt  waren  oder  nicht.  Verzichtet  man  hier 
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— wie  es  in  dieser  Untersuchung  absichtlich  geschieht  — auf 
das  Hilfsmittel  rechtsvergleichender  Analogie  und  sucht  man  allein 
aus  den  Bairischen  Rechtsquellen  zu  argumentiren,  dann  ist  be- 
züglich des  Ursprungs  der  Entwicklung  ein  zwingender  Beweis- 
gang vielleicht  unmöglich.  Immerhin  wäre  es  wertvoll,  würde 
es  gelingen,  auf  Grund  dieses  bodenständigen  Materials  soweit 
als  möglich  vorzudringen. 

Wir  berufen  uns  nun  ausschliesslich  auf  bereits  erörterte 
Thatsachen,  wenn  wir  es  als  nahezu  gewiss  hinstellen,  dass  — 
verglichen  mit  Vergabungen  zum  Seelenheile  — für  Vergabungen 
anderer  Art  ein  strengeres,  mindestens  aber  ein  gleiches  Recht 
gelten  musste.  Weisen  in  der  That  alle  politischen  und  kulturellen 
Momente  auf  eine  Begünstigung  der  Kirche  hin  und  verbieten 
sie  die  Annahme,  dass  diese  Gesetzgebung  insbesondere  in  Baiern, 
wo  die  Kirche  spät  zum  Siege  kam,  dann  aber  massgebenden 
Einfluss  gewann,  für  Vergabungen  zum  Seelenheil  eine  strengere 
Bindung  schaffen  konnte  als  für  Vergabungeu  anderer  Art  — 
dann  können  wir  auf  andere  Zugeständnisse  des  Lesers  verzichten. 
Wenn  einmal  unwidersprochen  bleibt,  dass  zu  jener  Zeit  des 
heiligen  Bonifaz,  als  unsere  Lex  entstand,  Vergabungen  zum 
Besten  der  siegenden  Kirche  eine  besondere  Rechtswohltat  ge- 
nossen, ja  dass  sie  unter  dem  Gesichtspunkte  der  echten  Not 
betrachtet  werden  mochten '),  dann  müssen  notwendig  Vergabungen 
anderer  Art  mindestens  in  gleichem  Masse  durch  entgegenstehende 
Rechte  der  Erben  gebunden  gewesen  sein. 

Ja,  die  Vergegenwärtigung  der  überwältigenden  Macht,  welche 
damals  das  Christentum  auf  die  Gemüter  übte,  legt  die  Annahme 
nahe,  dass  bei  allen  sonstigen  Veräusserungen  deshalb  eine  strengere 
Bindung  herrschen  musste,  weil  sich  der  Volksgeist  mit  einer 
blossen  Gleichstellung  der  Vergabungen  für  Kirchen  kaum  be- 
gnügt hätte. 

Die  Schenkung  zum  Seelenheile  brachte  dem  Schenker  die 
Gegengabe  der  Erlösung  seiner  Seele5),  brachte  hundertfältigen 


')  vgl.  Sandhaag,  a.  O.,  S.  193;  Zimmerle,  a.  O.,  S.  76. 

*)  Bei  den  Langobarden  wurde  das  remedium  salutis  animac  geradezu 
als  Gegengabe  des  Beschenkten,  als  „Launegild“  bezeichnet  und  behandelt: 
Val  de  Lievre,  Launegild  und  Wadia,  Innsbruck  1877,  S.  10  ff.  und  S.  36 
und  Brunner,  R.-G.,  I,  S.  204,  Anm.  5. 
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irdischen  und  himmlischen  Lolin.  .Sie  war  eine  heilige  Opfer- 
handlung, welche  der  binterbliebenen  Familie  Trost  über  das 
ewige  Schicksal  des  Dahingescliiedenen  gewährte.  Dennoch  fand 
dieses  Opfer  seine  Grenze  in  dem  gesetzlichen  Anrechte  der 
nächsten  Verwandten.  Und  nun  sollen  unentgeltliche  Vergabungen 
anderer  Art,  welche  jeder  religiösen  Sanktion  entbehren  und  von 
dem  Volksgeiste  geradezu  als  familienfeindlich  angesehen  waren1), 
grenzenlos  gestattet  gewesen  sein?  — Wir  halten  dies  für  un- 
möglich. 

Schliesslich  ist  zu  bedenken,  dass  jene  durchgebildeten  Sätze 
über  Abteilungsrecht  und  Abteilungspflicht,  welche  nach  der  Natur 
unserer  Quellen  fast  nur  aus  den  Vergabungen  zum  Seelenheil 
ersichtlich  sind,  das  gesammte  Erbrecht  ergreifen  und  als  Ema- 
nation desselben  erscheinen.  Ist  es  nun  wahrscheinlich,  dass  diese 
Normen  sich  ausschliesslich  auf  dem  beschränkten  Boden  kirch- 
licher Vergabungen  entfaltet  haben  werden  ? 

In  Erwägung  aller  dieser  Umstände  glauben  wir  schon  jetzt 
sagen  zu  dürfen:  Was  durch  lex  Baj.  I,  1 für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  bezeugt  ist  und  für  Beschränkung  der  Veräusserungs- 
freiheit  durch  entgegenstehende  Rechte  der  Erben  spricht  — 
dieses  und  vielleicht  noch  mehr  als  dieses  galt  auch  für  Ver- 
gabungen anderer  Art. 


2.  Kapitel. 

Die  Periode  der  Agilolflnger. 

Es  erwächst  nun  die  Aufgabe,  das  Ergebnis  unserer  allge- 
meinen Erwägungen  an  den  einschlägigen  Gesetzesstellen,  For- 
meln und  Urkunden  auf  seine  Wahrheit  zu  prüfen. 

Zunächst  ist  es  zweifellos,  dass  jene  bei  Betrachtung  der  Ver- 

')  vgl.  Edictns  Rothari  (ed.  Blulime)  cap.  360 : ...  Et  illo,  qui  pulsat 
et  Qunilia  suscipit,  proximioris  sacramcntalis  qui  nascendo  sunt,  debeat  norni- 
nare:  tantum  egt  excepto  illos,  qui  grauem  iuimicitiaw  cum  ipso  qui  pulsat, 
commissam  habet,  id  est  si  ei  plaga  fecit,  aut  in  mortem  consensit,  aut  res 
suas  alii  thinganit,  ipse  non  potest  esse  sacramentales,  quamvis  proximus 
Bit,  eo  quod  inimicus  aut  extraneus  innenitur  esse. 
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gabungen  zum  Seelenheile  festgestellten  Veräusserungsbeschrän- 
kungen,  die  nicht  aus  erbrechtlichen  Beziehungen  entsprangen, 
auch  bei  anderweitigen  Vergabungen  gegolten  haben  müssen. 
Wir  meinen  die  Beschränkungen  aus  den  Abhängigkeitsverhält- 
nissen der  Person  oder  des  Gutes,  die  Beschränkungen,  hervor- 
gegangen aus  der  Qualität  des  Besitzrechtes,  mit  welcher  das 
Gut  an  den  Veräusserer  gekommen  war1)  und  aus  dem  unge- 
teilten Verbleiben  von  Erben  im  Besitze. 

Andererseits  sind  von  jeder  Beschränkung  jene  Vergabungen 
ausgenommen,  zu  welchen  eine  gesetzliche  Verpflichtung  besteht, 
wie  besonders  die  Dosbestellung4).  Durch  den  Willen  des  Ge- 
schenkgebers konnte  wohl  ausserdem  dem  Beschenkten  bezüglich 
des  geschenkten  Gutes  eine  höhere  Veräusserungsfreiheit  gewährt 
werden,  als  ihm  bei  anders  erworbenen  Gütern  zustand“). 

*)  Brunner’s  Landschenkungen,  a.  0.  1176.  Nach  Brunner  (ebendas., 
S.  1178)  findet  sich  in  germanischen  Hechten  der  Grundsatz,  dass  die  Ab- 
sicht des  Veräusserers  nicht  auf  eine  unbeschränkte  Entäusscrung  gellt, 
nicht  blos  bei  der  Schenkung,  sondern  auch  beim  Kaufe.  Vielleicht  dürfen 
die  bei  Behandlung  der  onerosen  Rechtsgeschäfte  näher  zu  besprechenden 
Urkunden  Meich.  I,  n.  157,  n.  310  hierher  bezogen  werden. 

*)  Vgl.  über  die  Bairische  Dos:  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güter- 
rechts I,  09,  129  und  Rechtsgesch.,  S.  307;  Beselor,  a.  O.,  I.  202;  Häber- 
lin,  a.  0.,  220;  vgl.  auch  die  bes.  bei  Schröder  angeführten  zahlreichen  ur- 
kundlichen Belege,  die  einer  Ergänzung  nicht  bedürfen.  — Über  die  Geschichte 
der  Immobiliardos  besonders  So  hm,  in  der  Zeitsehr.  für  Rechtsgeschichte  V. 

Die  Frau  hat  nach  Bairischem  Rechte  Anspruch  auf  eine  standesmässige 
Dos;  vgl.  1.  Baj.  VIII,  14:  „Muliuri  auteffi  dotem  suam  solvet  secundum 
gencalogiam  suam  legitime.“  Nach  Urkunden  der  Agilolfingerzeit  wird  die 
dos  gegeben  „sicut  antiqua  mos  est“  (Meich.  L n.  38).  Die  beiden  Formeln 
bei  Rockinger  n.  7 und  u.  19  lassen  die  dos  in  das  Eigentum  der  Frau  über- 
gehen: habeas,  teueas  atque  possideas,  vel  quiequid  exinde  facere  volueris 
liberam  ac  firmissimam  in  Omnibus  habeas  potestatem  (Rockinger  S.  02, 
ähnlich  S.  79).  In  solchem  Falle  kann  die  Frau  das  geschenkte  Gut  unter 
den  gleichen  Modalitäten  vergaben;  vgl.  dazu  die  Urkunde  Meich.  I,  n.  206, 
wo  die  Frau  das  ihr  in  compositionem  dotis  verliehene  Gut  dem  Sohne  zu 
freiem  verfügbarem  Eigentum  überlässt.  In  wie  weit  trotzdem  bei  Veräusse- 
ruug  einer  solchen  dos  der  Mann  vermöge  seiner  Mundgewalt  mitzuwirken 
berechtigt  war,  ist  eine  andere  Frage;  vgl.  Schröder,  eheliches  Güterrecht  I, 
S.  132,  n.  26.  Erwähnung  von  Dosbestellungen  auch  in  den  Breves  Notitiae 
bei  Keinz,  a.  O. 

ä)  Auch  dies  folgt  wohl  aus  Brunner’s  Beleuchtung  des  deutschen 
Schenkungsbegriffs  und  dürfte  auch  aus  den  bairischen  Quellen  erweisbar 
sein;  vgl.  den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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Für  die  Frage  aber  nach  der  Gebundenheit  des  Besitzes 
durch  entgegenstellende  Erbenrechte  kommt  zunächst  1.  Baj.  I,  1 
in  Betracht. 

Lex  Baj.  I,  1 spricht  nnr  von  Vergabungen  an  Kirchen, 
aber  die  Form,  in  welcher  dies  geschieht,  scheint  für  unsere 
Frage  nicht  gleichgültig.  Sie  stimmt  in  wichtigen  Beziehungen 
mit  der  in  der  lex  Alem.  I,  1 gewählten  überein.  Der  Freie 
soll  die  Erlaubnis  haben  (licentiam  habeat,  1.  Baj.  — liceat,  1. 
Alam.)  sein  Gut  an  die  Kirche  zu  vergaben.  Hätte  diese  Form 
gewählt  werden  können,  wenn  den  beiden  Volksstämmen  Ver- 
äussernngsbeschränkungen  unbekannt  waren?  Aber  es  wird 
hierauf,  wie  zur  Erklärung,  der  Widerspruch  des  Königs,  Her- 
zogs oder  irgend  einer  sonstigen  Person  abgewehrt  (non  rex, 
non  Dux,  nec  ulla  persona  habeat  potestatem  prohibendi  ei)  und 
es  ist  die  Annahme  möglich,  dass  im  ersten  Satze  ausschliess- 
lich an  den  Widerspruch  der  genannten  Personen  und  anderen 
Grossen  gedacht  war,  zu  welchen  der  Schenker  in  einem  Ver- 
hältnisse der  Abhängigkeit  stand ').  Wenn  es  aber  zum  Schlüsse 
von  1.  Baj.  I,  1 und  ähnlich  in  1.  Alam.  I,  2 heisst:  „posthaec 
nullam  habeat  potestatem  (exinde  qniequam  anferre)  nec  ipse, 
nec  posteri  eius  . — dann  muss  doch  wol  in  manchen  Fällen 

ein  Widerspruch  der  Erben  begründet  gewesen  sein. 

Indessen  bietet  das  bairische  Volksrecht  im  Titel  XV,  10  ein 
viel  wichtigeres,  — wie  uns  scheint  — mit  wenig  Grund  ange- 
foehtenes  Beweismittel : 

Das  Westgothenrecht  kennt,  in  Ermangelung  einer  Verwandt- 
schaft usque  ad  septimum  gradum  ein  gegenseitiges  Erbrecht  der 
Ehegatten®).  Das  Bairische  Recht,  das  sich  in  seinem  Ehegüter- 
recht vielfach  an  westgothische  Bestimmungen  anschliesst,  geht 
nicht  so  weit.  Es  enthält  über  die  Ansprüche  der  Wittwe  Fol- 
gendes: Sind  Kinder  vorhanden,  so  erhält  die  Wittwe  einen 
Kindesanteil  zum  lebenslänglichen  Nutzgenuss.  Bei  Tod  oder 
Wiederverheiratung  der  Wittwe  fällt  das  Gut  an  die  Kinder 
zurück.  Es  bleibt  also  der  Familie3).  — Sind  keine  Kinder 


’)  Vgl.  oben  S.  31,  32. 

')*lexWi8.  IV,  2,  c.  11  (Antiqua),  vgl.  Sclirüdor  a.  O.  I,  16J>. 

3)  Mon.  legg.  III,  1.  Baj.  XV,  7 : De  viduis,  quae  post  mortem  mariti 
sui  in  viduitate  pennauet,  aequalem  iuter  tiiios  suos,  id  est  qualeui  unus  ex 
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vorhanden,  so  erhalten  die  nächsten  Verwandten  das  liegende 
Gut  und  die  Hälfte  der  Fahrhabe  (medietas  pecuniae):  die  andere 
Hälfte  der  letzteren  erhält  die  Wittwe,  aber  nur  bis  zu  ihrem 
Tode  oder  ihrer  Wieder  Verheiratung.  Sobald  Einer  dieser  Fälle 
eintritt,  fällt  die  medietas  an  die  propinqui  des  Gatten,  resp.  des 
ersten  Gatten  zurück1)-  Das  Gesetz  sichert  in  dieser  Weise 
nicht  blos  das  liegende,  sondern  auch  das  bewegliche  Gut,  sowol 
den  Kindern,  als  auch  den  entfernteren  Verwandtendes  Ehemannes. 

Aber  auch  dem  Einzelwillen,  der  diese  Bestimmung  durch 
Verfügung  unter  Lebenden  oder  von  Todes  wegen  durchbrechen 
und  der  Gattin  das  Familiengut  einräumen  wollte,  begegnet  das 
Gesetz  durch  das  Verbot  einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens 
oder  eines  Vermögensteiles  an  die  Frau,  sofern  noch  erbberechtigte 
Verwandte  vorhanden  sind.  Nur  wenn  gesetzliche  Verwandte 
fehlen,  darf  eine  solche  Vergabung  stattfinden,  u.  z.  unter  Um- 
ständen mit  der  Wirkung,  dass  die  Wittwe  vollständig  freie  Ver- 
fügung über  das  geschenkte  Gut  erhält*). 


filiis,  usufructuario  habeat  portionem,  usque  ad  tempus  vitae  snae  nsufructuario 
jure  possideat,  vgl.  dazu  ibidem  XV,  8. 

')  ibidem  lex  Baj.  XV,  10:  De  eo,  qui  sine  filios  et  filias  mortuus  est, 
mulier  accipiat  portionem  .suam,  dum  viduitatem  custodierit,  id  est  medietatem 
pecuniae;  medietas  autem  propinquis  mariti  teneant.  Si  autem  mulier  mortua 
fuerit,  aut  alium  maritum  tulit,  tune  quod  proprium  habet,  et  de  mariti  rebus, 
quod  per  legem  ei  dabitur,  accipiat;  ceteras  res  propinqui  prioris  mariti  accipiant. 

Unter  .peeunia“  ist  nach  Merkel’s  Anm.  1,  Legg.  III,  S.  821  das  be- 
wegliche Vermögen  zu  verstehen;  vgl.  ausserdem  Merkel,  ibid.  S.  375,  n.  5. 
Vgl.  über  .peeunia"  ferner:  Sohm,  Der  Prozess  der  lex  Salica,  Weimar  1867, 
S.  23  und  die  dort  zitirten  Stellen  bei  Merkel,  Legg.  III,  S.  48,  n.  16, 
S.  381,  n.  17  und  Richthofen,  ibidem  S.  695,  n.  65;  ebenso  v.  Amira, 
im  (irundriss  der  gerraan  Philol.  a O.  S.  114.  — Hundt  I;  S.  216,  a.  764: 
quod  ego  propria  peeunia  mca  adquisivi  vel  comparavi.  Derselben  Ansicht 
Nissl,  Der  Gerichtsstand  des  Clents  im  fränkischen  Reiche  1886,  S.  184 
und  Schröder,  Rechtsgesch.  8.  259,  n.  55;  — vgl.  aber  Urkdb.  ob  d.  E I, 
S.  21,  a.  776:  pccuuiam  . . . qnae  ibidem  habeo,  curtem  cum  domos,  servos 
et  ancillos,  terra  in  etc.  mobile  vel  immobile;  ferner  1.  Baj.  I,  1:  villas,  terra  ni, 

mancipia  vel  aliquam  pecuniatn et  sic  tradat  ipsam  pecuniam  coram 

sacerdote;  ferner  1.  B.  I,  9:  si  auniin  non  habet,  donet  aliam  pecuniam,  man- 
cipia, terram  vel  quicqnid  habet,  usque  dum  impleat.  In  diesen  Fällen  um- 
fasst peeunia  doch  wol  auch  .terra“,  also  unbewegliches  Gut,  wäre  also  dann 
mit  Vermögen  gleichbedeutend. 

*)  1.  B.  XV,  10  . . . si  autem  maritns  ejus,  qui  nec  filios,  nee  filias, 
nec  nepotes  nec  pronepotes  nec  ullum  de  propinquis  habet,  sed  in  uxorem  aut 
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Die  Meinung,  dass  das  Fehlen  der  Verwandten,  nicht  als 
Bedingung  der  Gültigkeit,  sondern  nur  als  eine  Motivirung  der 
Vergabung  aufzufassen  sei1),  scheint  uus  nicht  begründet.  Es 
ist  vielmehr  ganz  konsequent,  wenn  dasselbe  Gesetz,  welches 
die  kinderlose  Wittwe  aut  den  lebenslänglichen  Besitz  der  Fahr- 
habe beschränkt  und  in  deutlichster  Weise  das  Gut  den  Ver- 
wandten des  Ehemannes  sichern  will,  diese  Verwandte  auch 
gegen  schädigende  Veräusserungen  des  Ehemannes  zu  schützen 
sucht. 

Wenn  aber  die  Familie  gegen  Veräusserungen  gesichert  wird, 
welche  der  Wittwe  zu  Gute  kommen  sollten,  so  erscheint  es  nahezu 
ausgeschlossen,  dass  zur  selben  Zeit  unentgeltliche  Vergabungen 
an  fremde  Personen  erlaubt  sein  konnten*). 

Die  Frage,  auf  welche  Objekte  sich  die  Veräusserungs- 
beschränkung  erstreckt,  ist  aus  den  ältesten  Quellen  kaum  un- 
widersprechbar  zu  erledigen.  Lex  Baj.  XV,  10  spricht  von 
einer  Vergabung  des  ganzen  Vermögens  „facultas“,  oder  eines 
Vermögensteiles,  ohne  sichtliche  Unterscheidung  beweglichen, 
unbeweglichen,  ererbten  und  errungenen  Gutes8).  Lex  Baj.  I,  1 
verlangt  vor  der  Vergabung  zum  Seelenheil  die  Abteilung  mit 
den  Kindern  nicht  blos  in  Rücksicht  auf  das  Erbgut,  sondern 
doch  wohl  auch  in  Rücksicht  auf  alles  unbewegliche  Vermögen 
sainmt  Zubehör1). 


donationem  ant  testamentum  sive  partem  sive  omnes  contulerit  facultatea  et 
haec  deinceps  in  viduitate  persistit  et  memoriam  niariti  cum  pudicitia  eaatitalia 
obaervat,  oninia  quae  a marito  ci  sunt  donutn  possidoat  et  ea  in  quem  voluerit 
pro  suo  jure  trausfundat. 

*)  Lew  is,  Successioti  S.  15;  Pernicea.  O 74.  — Unsere  Ansicht  teilen 
Schröder  a.  0.  100,  Amu.  10;  Sand  huas  a.  0.  1S3;  Zimmerle  a.  O.  S.  53. 
Dass  1.  B.  VII,  4 nicht  — wie  Lewis  a.  O.  meint  — hierher  gehört  und 
etwa  als  Argument  für  allgemeine  Veräusserungsfreiheit  au  verwenden  ist, 
hat  bereits  Pappenlieim  dargetan  (Launogild  und  tiarethinx,  in  Gierke's 
Untersuchungen,  XIV.  lieft,  S so):  „Diese  Stelle  statuirt  die  Freiheit  zu 
dispuniren,  nicht  im  Hinblick  auf  ein  etwaiges  Erbrecht,  sondern  nur  im 
Gegensätze  zu  der  in  ihrem  Eingänge  erwähnten  zwangsweisen  Vertreibung.“ 
Ebensowenig  gehört  1.  B.  XVII,  4 hierher;  vgl.  darüber  Zimmerle  a.  ü.  S.  55. 

*)  Dieselbe  Folgerung  zieht  Saudhaas  S.  Ih3. 

3)  Vgl.  z.  B.  lür  die  Bedeutung  von  facultas  = res:  1.  Baj.  VC,  2:  et 
omnes  facultates  amittant;  ferner  die  Formeln  bei  Zeuiuer  S.  IC,  iS.  20. 

*)  Die  Überschrift  des  Capitels  I,  I lautet:  Ut  si  quis  . . . «lodern 
suum  . . . vel  quaeumque  re  douare  voluerit.  Mag  liier  auch  unter  alod  das 
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Diese  Auffassung  erhält  ihre  Bestätigung  durch  die  Urkunden. 
Dieselben  zeigen,  dass  schon  in  der  frühesten  Zeit,  über  welche 
sie  berichten,  neben  hereditas  und  alod,  also  neben  dem  Erbgute 
das  errungene  Gut,  die  res  adquisita,  die  res  emptica  etc  Gegen- 
stände der  Vergabung  sind')  und  dass  — was  für  uns  hier  am 


Erbgut  verstanden  sein  (über  alod:  vgl  besonder»  Waitz,  Verfassungsgesch. 
II,  2.  Abth.  (3.  Aufl.),  287  ff.  und  „das  alte  Recht“  8.  122  contra  Eich- 
horn, D.  Staats-  und  Ueclitsgesch.  I,  326),  so  wird  dieser  Begriff  durch  den 
Zusatz  „vcl  quacumque  re“  zum  mindesten  auf  das  gesamte  unbewegliche  Ver- 
mögen samt  Zubehör  erweitert.  Vgl.  Nissl  a.  O.  146;  Chabert  &.  0. 
II,  16. 

Eine  Bestätigung  für  nnsore  Auffassung  liegt  in  dem  Eingangs  cap.  1 
gebrauchten  allgemeinen  Ausdruck  „res  suas“,  dessen  Umfang  vielleicht  durch 
die  folgenden  Worte  „villas,  terram,  mancipia,  vel  aliquam  pecuniam,  omnia 
quaecumque  donaverit“  umschrieben  scheint,  welche  auf  das  gesamte  unbeweg- 
liche aber  auch  auf  das  bewegliche  Vermögen  zu  beziehen  sind;  vgl.  aber 
über  den  Terminus  „res“  Sohrn:  R.  und  Ger.-Verf.  I,  420. 

Allerdings  spricht  der  mit:  „Et  quicqnid  donaverit“  beginnende  Satz,  in 
welchem  die  Gegenstände  der  Schenkung  erwähnt  werden,  nicht  mehr  von 
der  Abteilungspflicht,  sondern  von  der  Form  der  Traditio,  welche  an  sich  auch 
Gegenstände  umfassen  könnte,  die  der  Akteilungspflicht  nicht  unterliegen. 

’)  Die  ältesten  Traditionen  sprechen  zwar  fast  ausschliesslich  von  „hcro- 
ditas“:  Meich.  I,  S.  44  (Hundt  I,  n.  2,  a.  743),  Meich.  I,  S.  48  (Hundt  I, 
n.  3,  a.  747),  Meich.  I,  S.  50,  (Hundt  I,  n.  8,  a.  752);  Meich.  I,  S.  52, 
(Hundt  I.  n.  10,  a.  754);  Meich.  I,  S 53  (Hundt  I,  n.  12,  a.  755)  etc.  Die 
wiederkehrende  Wendung  „rem  propriam,  quam  genitor  mihi  in  hereditatem 
reliquit“  spricht  deutlich  dafür,  dass  hier  ererbtes  Gut  geschenkt  wurde. 
Noch  deutlicher  die  Gegenüberstellung  z.  B.  Meich.  I,  S.  52,  a.  754:  rem 
propriam,  qnam  genitor  meus  mihi  in  hereditatem  reliquit,  vcl  quod  post  obi- 
tum  illius  in  eadem  fine  juste  adquisivi;  vgl.  jedoch  Hundt  I,  8.  218,  n.  8: 
quicqnid  emere  potuimus  in  hereditatem  a.  784 — 88.  — Aber  neben  das  Erbgut 
meist  „hereditas“,  oft  auch  gleichbedeutend  „alodis“  genannt  (vgl.  z.  B.  Meich.  I, 
n.  32,  a 772:  propriam  hereditatem,  quam  genitor  meus  mihi  in  alodem 
reliquit;  Meich.  I,  n.  7,  18,  25,  55,  61  etc.)  tritt  als  Schenkungsobjukt  be- 
reits in  der  frühesten  Zeit  das  ndtractum,  lucrum,  die  res  empta  etc.;  vgl. 
Iiiama,  W.-G.  I,  S.  104,  welcher  als  erstes  Beispiel  die  Urkunde  Mou.  Bo. 
28b,  S 39  (Urkdb.  ob  d.  E.  1,  437)  vom  Jahre  600 — 624  zitirt.  Verzichteten 
wir  selbst  auf  diese  Passauer  Urkunde,  deren  Echtheit  zweifelhaft  ist  (vgl. 
Gen  gier,  a.  O.  S.  58),  so  finden  sich  trotzdem  seit  a.  752  (Meich.  I,  S.  50 ) zahl- 
reiche Urkunden,  die  über  Vergaburgen  von  rebus  adquisitis  berichten,  welche 
letztere  der  hereditas  oder  dem  alod  unzweideutig  gegenübergestcllt  werden, 
z.  B.  Meich.  I,  n.  7.  a.  759  (de  nostro  alode  vel  adtracto),  Meich.  I.  n.  25, 
a.  769  (omnia  accidentia  propriae  hereditatis  vel  adquisitione  mca).  Die 
erste  Erwähnung  einer  Vergabung  von  Kaufgut  fanden  wir,  mit  Ausnahme 
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wichtigsten  ist  — beide  Gätergruppen  in  gleichem  Masse  der 
Abteilungspflicht  unterworfen  gewesen  sein  dürften1).  Nur  Güter, 
welche  ausdrücklich  mit  der  Modalität  erworben  wurden,  dass 
über  sie  frei  verfügt  werden  dürfe,  konnten  der  Abteilung  ent- 
zogen werden.  Hiervon  wird  später  näher  die  Rede  sein. 

Da  nun  zum  mindesten  wahrscheinlich  gemacht  ist,  dass 
das  Recht  für  Vergabungen  zum  Seelenheil,  welches  der  Ver- 
äusserungsfreiheit  am  günstigsten  war,  eine  Abteilungspflicht  be- 
züglich allen  unbeweglichen  Gutes  statuirte,  so  muss  geschlossen 
werden,  dass  die  Yeräusserungsbeschränkungen  bei  unentgeltlichen 
Vergabungen  anderer  Art  sich  gleichfalls  auf  unbewegliches  Gut 
jeder  Art  bezogen.  Damit  stimmt  auch  der  früher  herangezogene 
allgemeine  Ausdruck  „facultas“  in  lex  Baj.  XV,  10  überein,  wel- 
cher zum  mindesten  die  V ergabung  irgend  welchen  unbeweglichen 
Gutes  an  die  Ehefrau  verbietet,  so  lange  noch  erbberechtigte 
Verwandte  des  Ehemannes  vorhanden  sind. 

der  oben  erwähnten  zweifelhaften  Passaner  Urkunde  und  der  Stellen  in  der 
Vita  S.  Corbiani  cap.  20  und  21,  bei  Meich.  I,  n.  C für  das  Jahr  760  (tradidi 
propriam  hereditatem  atque  empticam)  und  ferner  fortlaufend  Meich.  I,  n.  8, 
a.  762  etc. 

’)  Es  handelt  sich  darum,  ob  Güter,  die  nicht  durch  Erbschaft  an  den 
Geschenkgeber  gekommen  waren,  in  der  That  im  Sinne  von  1.  Baj.  I,  1 vor 
einer  Vergabung  zum  Seelenheile  der  Abteilnngspflicht  unterlagen.  Diese 
Frage  darf  wohl  unter  Berufung  auf  folgende  Abteilungsurkunden  bejaht 
werden:  Mon.  Bo.  VIII,  S.  864  (vgl  damit  Regest  bei  Hundt  I,  n.  89,  a.  776) 
teilen  Vater  und  Sohn  vor  der  Vergabung  zum  Seelenheilc  mit  einem  zweiten 
Sohne  ab,  und  zwar  nicht  blos  das  Erbgut,  sondern  auch  die  adquisitio.  Es 
heisst  hier:  tradidi  ego  Atto  et  filius  mens  Amo,  quae  nobis  in  partem  con- 
tigernnt,  id  est  mihi  ot  filio  meo  Amoni,  seu  de  hereditate  nostra,  sive  ad- 
quisitione  nostra.  Ferner  Meich.  I,  n.  7,  a.  759  schenkt  Adalunc  seine  portio 
und  die  seines  Sohnes  Hununc.  Wir  haben  somit  hier  das  Resultat  einer 
Abteilung  vor  uns.  Geschenkt  wird  aber  .de  nostro  alode  vel  adtracto“. 
Schliesslich  Meich.  I,  n.  18,  a.  769.  Hier  will  Wurmhart  mit  Rücksicht  auf 
eine  mögliche  Desceudcnz  nur  */ , schenken,  •/,  aber  dem  Kinde  Vorbehalten. 
Es  wird  daher  gleichsam  die  Abteilung  mit  diesem  zukünftigen  Kinde  antizi- 
pirt  und  Wurmhart  tradirt  der  Kirche  „a  die  praesente  de  omni  re  mea  tertiam 
partem  de  alode  de  qualibet  adtracti  mihi  legibus  obvenit“.  Zwei  Drittel 
also  auch  des  errungenen  Gutes  bleiben  dem  Kiude  Vorbehalten.  Dazu  kommt, 
dass  diese  Urkunde  — wie  Brunner  herausgestellt  hat  — einem  Formel- 
buche entstammt,  also  allgemeinere  Anwendung  fand;  vgl.  Brunner,  Rechts- 
geschichte der  Urkunde  I,  248,  A.  1 und  Zentner,  Formulae  546,  647.  — 
Allerdings  spricht  die  Thatsache  der  Einbeziehung  dieser  Güter  in  die  Ab- 
teilung nicht  notwendig  dafür,  dass  dies  gesetzliche  Forderung  war. 
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Es  ergibt  sieh  also  für  die  älteste  urkundliche  Periode 
Baierns  ebenso  wie  für  das  älteste  sächsische  Recht1)  die  Gel- 
tung von  Veräusserungsbeschränkungen  in  Bezug  auf  unbeweg- 
liches Gut  jeder  Art. 

Die  Frage,  ob  die  Abteilungspflicht  bei  Vergabungen  zum 
Seelenheile  und  folgerichtig  die  Veräusserungsbeschränkungen  bei 
anderweitigen  unentgeltlichen  Vergabungen  sich  nicht  ursprünglich 
auch  auf  bewegliches  Gut  bezogen,  wagen  w'ir  nicht  entschieden 
zu  verneinen*).  Die  bereits  besprochenen  Ausdrücke  „facultas“ 
in  lex  Baj.  XV.  10,  „pecunia“  in  lex  Baj.  I.  1 lassen  der  Annahme 
Raum,  dass  in  beiden  Fällen  auch  die  Vergabungen  beweglichen 
Gutes  der  Beschränkung  unterworfen  werden  sollten.  Heusler, 
welcher  eine  ursprüngliche  Gebundenheit  des  beweglichen  Gutes 
ablehnt,  meint  trotz  dieser  Annahme,  dass  die  Anwartschafts- 
rechte des  Erben  auf  Fahrniss  nicht  schwächer  waren  als  auf 
Liegenschaft,  dass  aber  hier  „die  Veröusserungsfreiheit  durch 
die  Forderungen  des  Verkehrs  schlechthin  aufgenötigt  wurde“®). 

Mag  auch  dem  Grundbesitze  zu  jener  Zeit  eine  ganz  be- 
sondere Bedeutung  für  die  Familie  zuzusprechen  sein  und  das 
Recht  für  Fahrhabe  sich  noch  so  verschieden  gestaltet  haben, 
so  beweisen  doch  die  viel  später  auftretenden  Grundsätze  des 
Sachsenspiegels  und  Schwabenspiegels,  wonach  Niemand  am 
Siechbette  fahrende  Habe  ohne  Erbenzustimmung  vergaben  kann4), 
zum  Mindesten  dies,  dass  auch  die  fahrende  Habe  den  Erben 
unter  Umständen  gesichert  werden  sollte.  Es  scheint  somit 
nicht  unmöglich,  dass  dieser  Rechtsgedanke  ursprünglich  einen 
strengeren  Ausdruck  gefunden  hat. 


')  Für  das  altsächsische  Recht  vgl.  Fipper,  a.  O.  S.  45  ff.,  Zimmerle 
S.  86  will  eine  Beschränkung  des  Warterecbtes  anf  Erbgut  für  keines  der 
Volksrechte  gelten  lassen,  ebenso  Stobbe  II,  8.  128,  A.  38. 

*)  Fipper  a 0.  schliesst  für  das  sächsische  Recht  bewegliche  Sachen 
aus,  ebenso  Zimmerle  a.  O.  für  das  Geltungsgebiet  aller  Volksrecbte.  Vgl. 
aber  Pappenheim,  a.  O.  S.  62,  welcher  im  Unterschied  zur  späteren  Ent- 
wickelung bemerkt:  „Die  Volksrechte  machen  keinen  Unterschied  zwischen 
Mobilien  und  Immobilien.  Gegenstand  des  Erbrechts  ist  das  gesamte  Ver- 
mögen des  Einzelnen“. 

*)  Heusler,  Inst.  II,  197. 

*)  Über  das  spätere  Recht  bei  Vergabungen  fahrender  Habe  vgl.  bes. 
Siegel,  Das  deutsche  Erbrecht  S.  71  ff.,  8.  109  ff.;  Ssp.  I,  52,  § 2;  Schwsp. 
(W.)  45. 
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Als  nahezu  sicheres  Ergebnis  der  bisherigen  Untersuchung 
zeigt  sich,  dass  die  unentgeltliche  Veräusserung  unbeweglichen 
GutesjederArtauch  bei  Vergabungen,  die  nicht  zum  Seelenheile 
dienten,  durch  Erbenrechte  beschränkt  war.  Ferner  führt  eine 
strenge  Auslegung  von  lex  Baj.  XV,  10  bezüglich  solcher  ander- 
weitiger Vergabungen  zur  Aunahme,  dass  beim  Fehlen  einer 
Desceudenz  auch  den  weiteren  Verwandten  ein  Widerspruchsrecht 
zukam  und  zu  der  weiteren,  uns  minder  sicher  scheinenden  An- 
nahme, dass  liier  eine  mit  den  Kindern  vorgenommene  Abteilung 
diesen  das  Widerspruchsrecht  deshalb  nicht  entzog,  weil  hier 
etwa  im  Unterschiede  zu  den  Vergabungen  an  Kirchen  auch  die 
Veräusserung  der  „portio  sua“  an  die  Zustimmung  der  Kinder 
gebunden  war1). 


’)  Eine  wichtige  Nachricht  in  der  Vita  S.  Corbiniani  bei  Meich.  I,  2,  S.  14, 
Cap.  21  über  ein  Begebniss,  das  sich  vor  dem  Todesjahre  des  heil.  Corbinian 
(f  730)  ereignet  haben  muss,  lautet:  fuit  iudeque  non  longe  manens  quaedam 
vidua  nomine  Fausta  cum  duabus  filiabus  bonam  habentes  Bubstautiam.  Quae 
Fausta  dividens  cum  filiabus  possessionem,  portionemque  snnm,  Grimoaldo 
Principi  eo  modo  tradidit,  ut  usque  dum  illa  viveret,  oam  tueretur  et  custo- 
diret,  et  ut  post  ejus  excessum  hoc  Bibi  haberet  in  proprium  in  loco  qui  dici- 
tur  Chorzes  cum  Omnibus  ibidem  pertiner.tibus.  Post  ejus  quoque  obitum 
beatns  Corbinianus  dedit  Grimoaldo  Principi  nongentos  auri  solidos,  quos  ei 
dudum  Pippiuus  majordomus  Francorumquo  Prineeps  in  snam  largitus  est 
elymosinam  et  comparavit  hoc  ipsum  in  Chorzes,  et  arabo  pariter  postea  idem 
beatus  Corbinianus  Episcopus  et  Grimoaldus  Prineeps  tradiderant  hoc  Deo 
et  sanctae  Mariae  ad  praedictam  ecclesiain  in  Castro  Frisingense,  ubi  tune 
beatus  Corbinianus  cathedram  tennit  pontificalem.  — Diese  unseres  Wissens 
älteste  Nachricht  über  eine  Abteilung  lässt  dieselbe  zwischen  Mutter  und 
Töchtern  geschehen,  nicht  aus  Anlass  einer  Vergabung  zum  Seelenheile,  son- 
dern anlässlich  einer  Vergabung  an  den  Herzog  zur  Erlangung  seines  Schutzes. 
Da  die  Urkunde  nicht  überliefert  ist,  sondern  nur  die  Nachricht  des  bischöf- 
lichen Verfassers  der  vita  S.  Corbiniani,  so  bleibt  Vieles  zweifelhaft.  Aus 
der  Thatsache  nämlich,  dass  die  Mutter  nach  Abteilung  mit  den  Töchtern 
vergabt,  folgt  nicht,  dass  sie  nach  erfolgter  Abteilung  dieses  Recht  unbedingt 
hatte.  Es  mag  sein,  dass  die  Töchter  zugestiinmt  hatten.  Es  mag  aber 
auch  sein,  dass  Vergabungen  an  den  Herzog,  wie  anderwärts,  ein  günstigeres 
Recht  gleich  den  Vergabungen  zum  Seelenheil  genossen.  Umgekehrt  liosse 
sich  aus  dieser  Nachricht  allein  nicht  mit  Sicherheit  sagen,  dass  vor  jeder 
Veräusserung  zum  mindesten  die  Pflicht  der  Abteilung  bestand.  A priori 
wäre  nicht  ausgeschlossen,  dass  die  Mutter  diese  Abteilung  freiwillig  vor- 
genommen hatte.  Im  Zusammenhänge  aber  mit  allem  im  Texte  Gesagten 
wird  der  Nachricht  eiu  hohes  Muss  ergänzender  Beweiskraft  kaum  bestritten 
werden.  — Über  die  (Quelle  selbst  und  deren  Alter  ist  nun  iä.  ltiezler: 
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Jedenfalls  zeigen  die  Rechtsquellen,  welche  dem  Schlüsse 
des  8.  Jahrhunderts  angehören,  einen  Rechtszustand,  der  darauf 
hinzuweisen  scheint,  dass  das  mildere  Recht  für  Vergabungen 
zum  Seelenheile  nunmehr  auch  für  sonstige  unentgeltliche  Ver- 
gabungen Anwendung  findet. 

Die  zahlreichen  Abteilungen  zu  frommen  Zwecken  konnten 
nmsoweniger  ohne  Einfluss  auf  die  sonstige  Rechtsübung  bleiben, 
als  ja  die  oben  erwähnten  sonstigen  rechtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Faktoren  zu  möglichster  Verfügungsfreiheit  drängten.  Als 
Resultat  dieser  Entwicklung  dürfen  wol  jene  Formeln  betrachtet 
werden,  welche  eine  Änderung  des  in  1.  Baj.  XV,  10  fixirten 
Rechtes  enthalten.  Die  in  Baiern  rezipirten  Formeln  belehren 
nemlicli,  dass  jedenfalls  zur  Zeit  ihrer  Aufnahme  in  Baiern, 
also  gegen  Schluss  des  8.  Jahrhunderts  bei  Schenkungen  unter 
Ehegatten  nur  mehr  auf  die  Descendenten,  nicht  aber  auf  die 
entfernteren  Verwandten  Rücksicht  genommen  wird1). 

Vier  mit  Bairischem  Rechtsgebiete  in  Beziehung  stehende 
Formeln,  zwei  bei  Lindenbruch  und  zwei  bei  Marculf  II  be- 
treffen Schenkungen  unter  Ehegatten,  die  sich  bei  näherer  Be- 
trachtung auf  zwei  typisch  verschiedene  Formeln  reduziren,  nemlicli 
auf  Marculf  II  7 und  Lindenbruch  133). 

„Arbeo’g  Vita  Corbiniani  in  der  ursprünglichen  Fassung“,  in  den  Abhandlungen 
der  kön.  bnyr.  Akad.  III,  CI.  XVIII,  Bd.  l.  Abth.  219  ff.  zu  vergleichen. 
Riezler  bringt  hier  nach  einer  Handschrift  des  Britischen  Museums,  auf  welche 
bereits  Pertz  aufmerksam  gemacht  hatte,  den  Originaltext  der  von  Bischof 
Arbeo  764 — 784  verfassten  Vita  S.  Corbiniani.  Der  bei  Meich.  L,  2 abge- 
druckte Text  entstammt  nach  Riezler  (S.  221  und  225)  einer  im  9.  oder  10. 
Jahrhundert  vorgenommenen  Überarbeitung  des  Originals.  Das  von  uns 
citirte  21.  Kapitel,  das  die  Erwerbung  des  Gutes  Kortsch  bei  Schlanders 
betrifft,  findet  sich  nun  zwar  in  dieser  bei  Meich.  abgedruckten  Überarbeitung 
der  Vita,  nicht  aber  im  Originale.  Trotzdem  hält  Riezler,  S.  242,  „eine  ur- 
kundliche Vorlage  für  den  ganzen  Inhalt  dieses  Kapitels  wahrscheinlich“, 
umsomehr  als  nach  einer  Urkunde  König  Heinrichs  I,  bei  Meich.  I,  S.  163, 
der  König  dem  Bischöfe  Wolfram  die.  Güter  in  Majes,  Chorzes,  Chaeines, 
„praedium  a St.  Corbiniano  quondam  emptum  liactenus  iniuste  nblatum“ 
zurückstellt. 

’)  Hierauf  hat  n.  W.  zuerst  Merkel  hingewiesen  in  Anin.  15  ad  1. 
Baj.  XV,  10,  Legg.  III,  S.  431,  dann  Schröder,  Gesch.  des  ehelichen  Güter- 
rechtes, I.  Bd„  S.  160,  A.  10;  beide  unter  Berufung  auf  Form.  Salzb.  n.  13 
u.  16  bei  Rockinger. 

*)  Die  vier  Formeln  sind  Marculf  II,  n.  7 u.  HbeiZeumer,  S.  79  u.  80, 
ferner  Form.  Sal.  Lindenbrog.  n.  13  bei  Zentner,  S.  276  und  additam.  n.  1 
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In  Beiden  wird  die  Vergabung  mit  dem  Fehlen  einer  Des- 
cendenz  begründet1)  und  der  Widerspruch  sonstiger  Erben  ab- 
gewehrt, also  ihre  Existenz  iu  Rechnung  gezogen,  ohne  dass 
ihre  Zustimmung  erwähnt  würde.  Während  aber  nach  der  Formel 
7 des  Marcnlf  der  Vergabende  sein  gesammtes  Gut  dem  Ehe- 
gatten, jedoch  nur  zum  Nutzgennss  gibt,  und  Rückfall  des  Gutes 
an  die  „nostros  heredes,  qui  tune  propinquiores  fuerint“  fest- 
setzt, schenkt  der  Ehegatte  nach  der  Formel  13  des  Linden- 
bruch das  Gut  zu  Eigentum5),  aber  nicht  sein  gauzes  Gut, 
sondern  nur  einen  Teil  desselben  (de  rebus  suis).  Wir  kennen 
keine  in  Baiern  rezipirte  Formel,  kraft  deren  kinderlose  Ehe- 
gatten sich  trotz  vorhandener  gesetzlicher  Erben  ihr  ganzes  Gut 
zu  vollem  Eigentum  schenken.  Immerhin  muss  in  der  Rezeption 
der  beiden  obigen  Formeln  eine  Abschwächung  jenes  Rechtes 
entfernter  Verwandten  gefunden  werden,  das  in  lex  Baj.  XV,  10 
ausgesprochen  ist,  denn  dieses  Gesetz  lässt  beim  Vorhandensein 
gesetzlicher  Erben  keinen  Raum  für  Vergabungen  einzelner  Ver- 
mögensteile  zu  Eigentum,  oder  für  Vergabungen  des  gesammten 
Nutzgenusses  und  spricht  überhaupt  nur  von  Schenkungen  an 
die  überlebende  AVittwe,  nicht  aber  von  solchen  an  den  über- 
lebenden Ehemann.  Es  scheint  sich  schon  aus  den  obigen 
Formeln  zu  ergeben,  dass  Ende  des  8.  Jahrhunderts  Schenkungen 
unter  Ehegatten  bei  fehlender  Desceudenz  mindestens  in  einem 
gewissen,  nicht  bestimmbaren  Umfange  auch  gestattet  wurden, 
wenn  sonstige  Erben  vorhanden  waren;  dass  aber  bei  Vorhanden- 


ibidem,  S.  282.  Letztere  Formel  ist  mit  wenigen  Änderungen  identisch  mit 
der  vollständigeren  Formel  bei  Mnrc.  II,  7;  und  Marc.  IL  7 unterscheidet 
sich  von  TI,  8 nur  dadurch,  dass  dort  dem  überlebenden  Ehegatten,  der  den 
Fruchtgenuss  des  Vermögens  hat,  vom  Stumme  des  Vermögens  Schenkungen 
zum  Seelenheil  gestattet  sind,  hier  nicht.  Es  bleiben  somit  nur  zur  Gegen- 
überstellung Marc.  II,  7 und  Lindenbruch  13.  Beide  Formeln  enthält  das  Salz- 
burger Formelbuch.  Lindenbruch  18  = Rockinger  13;  Marculf  II,  7 hat 
aber  in  der  kürzeren  Gestalt  von  Addit.  n.  1 Aufnahme  gefunden  = Rockin- 
ger n.  15. 

*)  quod  inter  eos  agnatio  minime  esse  cerneretur  ("Marculf  II,  7)  und 
„dum  et  inter  nos  procreatio  filioruin  minime  esse  videtur"  (Lindenbruch  13). 

*)  omnes  ros.  quas  dedit  et  quas  accepit,  in  suo  iure  vel  dominatione 
recipere  de  best,  habendi,  tenendi,  dandi,  vendendi,  commutandi  heredibusque 
suis  ad  possidendum  relinquendi  liberam  in  omnibus  habest  potestatem,  vgl. 
den  Schluss  dieses  Kapitels. 
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sein  von  Kindern  der  Schenkung  unter  Ehegatten  — sofern  sie 
überhaupt  gestattet  war  — zum  mindesten  eine  Abteilung  mit 
den  Kindern  vorangehen  musste. 

Der  in  beiden  Formeln  wiederkehrende  Hinweis  auf  das 
Fehlen  von  Kindern  ist  geeignet,  die  von  uns  vertretene  An- 
schauung zu  unterstützen,  dass  auch  bei  Vergabungen,  die  nicht 
dem  Seelenheile  galten,  mindestens  die  portio  der  Kinder  un- 
berührt bleiben  musste.  Das  strengere  Recht  der  lex  Baj.  XV. 
10  mag  gemildert  worden  sein,  aber  eine  grössere  Freiheit  als 
lex  Baj.  I.  1 gewährt,  galt  auch  jetzt  nicht.  Eine  nähere  Be- 
trachtung anderer  einschlägigen  Formeln  und  Urkunden  wird 
dies  erweisen. 

Die  bairischen  Rechtsquellen  des  8.  Jahrhunderts  umfassen 
ausser  den  Schenkungen  an  Kirchen  zwei  Gruppen  unentgeltlicher 
oder  sclieiubar  unentgeltlicher  Veräusserungen;  die  erste  Gruppe 
enthält  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie,  die  zweite  Zu- 
wendungen an  Personen  ausserhalb  derselben. 

I.  Von  der  ersten  Gruppe  wurden  die  Fälle  einer  Dos- 
bestellung, sowie  der  Schenkung  unter  Ehegatten  bereits  be- 
sprochen ‘).  In  Betracht  kommen  ausserdem  die  Fälle  der  Erb- 
einsetzung von  Enkeln  verstorbener  Kinder  neben  anderen 
Kindern,  ferner  besondere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere 
Familiengenossen. 

1)  Enkel  von  vorverstorbenen  Kindern  waren  durch  die 
lebenden  Kinder  ausgeschlossen.  Es  galt  auch  im  Bairischen 
Rechtsgebiete  ursprünglich  kein  Repräsentationsrecht.  Eine  in 
die  Salzburger  Compilation  aufgenommene  Formel*)  beweist 
aber,  dass  der  Gross vater  diesen  Enkeln  das  gleiche  Erbrecht 
wie  den  Kindern  geben  konnte,  ohne  dass  von  einer  Zustimmung 
der  auf  diese  Weise  benachtheiligten  Kinder  die  Rede8)  ist.  In 

•)  Vgl.  oben  8.  101,  Anin.  2. 

*)  Rockinger  n.  12:  Carla  qualiter  nepotes  cum  avunculis  suis  in  loco 
paterno  succedere  debeant  = Form.  Lindenbrei  n.  12,  bei  Zeumer  8.  274, 
vgl.  auch  Marctilf  II.  10,  bei  Zeumer  S.  81. 

')  Vgl.  über  das  bairische  Recht:  Chabert,  in  Denkschriften  derWr. 
Akad  a.  O.  IV.  S.  15;  Quitzmann,  a.  O.  186.  — (Über  das  Repräsentations- 
recht in  ältester  Zeit  überhaupt:  Schröder’s  Rechtsgeschichte  8.  322, 
Siegel’s  Rechtsgeschichte  432  und  129,  v.  Amira,  Erbenfolge  a.  O.  S.  123, 
Hausier,  Inst.  II,  579;  neuestens  Ficker,  a.  0.  8.  252  und  öfter;  für 
die  spätere  Entwicklung  Siegel,  D.  Erbrecht  a.  O.  S.  51  ff.). 
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dieser  Verfügung  lag;  nach  damals  bestehendem  Recht  eine  Ver- 
kürzung der  Kinder,  denn  nach  dem  Wortlaute  der  Fonnel  ist 
nicht  anzunehmen,  dass  die  Enkel  wie  anderwärts  auf  die  portio 
des  Grossvaters  gewiesen  wurden,  welche  diesem  geblieben  war1). 

Es  erübrigen  daher  nur  noch  die  beiden  Möglichkeiten,  dass 
etwa  unter  dem  Einllusse  des  Westgothischen  Rechtes,  welches 
das  Repräsentationsrecht  kannte,  sich  im  Bairischen  Stammes- 
gebiete eine  Rechtsübung  zu  Gunsten  der  Enkel  contra  legem 
ausbildete,  oder  die  weitere  Möglichkeit,  dass  die  Zustimmung 
der  benachteiligten  Kinder  zwar  geboten  w’ar  und  geübt  wurde, 
aber  in  der  Formel  nicht  erwähnt  wird*). 

2)  Andere  Zuwendungen  an  Kinder  oder  andere  Familien- 
genossen. 

Nach  einer  einschlägigen  Formel*)  schenkt  der  Grossvater 
seinen  Enkeln  „aliquant  rem“  zum  Danke  für  geleistete  Dienste 
(„pro  servitio  vel  benivolentia“).  Dieser  Fall  gehört  somit  — 
strenge  genommen  — zu  den  entgeltlichen  Vergabungen,  wider- 
spricht übrigens  keiner  unserer  Voraussetzungen,  denn  die  Zuwen- 
dung kann  aus  der  portio  des  Grossvaters  geschehen  sein.  — 
Nach  einer  Bestimmung  der  lex.  Baj.  XV,  !)  können  uneheliche 
Söhne  von  den  erbberechtigten  eine  Gnadengabe  erhalten:  non 
accipiant  portionem  inter  fratres,  nisi  tantum  quantum  ei  per 
misericordiam  dare  voluerint  fratres  eins. 

Schliesslich  berichtet  auch  eine  Anzahl  von  Urkunden  des 
8.  Jahrhunderts  über  solche  Vergabungen  an  Familiengenossen4). 

')  Heusler.  Instit.  II,  5S2.  Für  das  Bairische  Hecht  scheint  die 
obige  Formel  n.  12  eine  solche  Erklärung  auszuschliessen,  denn  es  heisst: 
ipsam  videlicet  portionem,  quam  pater  vester  ille,  si  adhuc  viveret,  hereditäre 
debuerat. 

*)  Der  verwandte  Fall  einer  Krbeneinsetzung  der  Tochter,  Marcnlf  II, 
12,  ist  der  Bairischen  Sammlung  nicht  einverleibt,  vielleicht  aus  dem  Orunde, 
weil  hier  die  Töchter  bereits  den  Söhnen  erbreebtlich  gleichgestellt  waren. 

*)  Formel  14  bei  Kockinger  = Formulae  Sal.  Liudenbr.  n.  14  bei 
Zeumer  S.  270.  Der  Fall  (Marculf  II,  11)  eines  Praecipuums  an  den  Sohn 
ist  der  bairischen  Sammlung  nicht  einverleibt,  übrigens  im  wesentlichen  identisch. 

4)  A 759,  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  41 : Iliho  schenkt  onmein  substantiam 
atque  bereditatem  der  Kirche,  sine  mancipiis,  qui  in  domo  mea  sunt,  ipsas 
mancipias  trado  sororibus  mcis.  — a.  700,  Meich.  I,  n.  0,  Chunipertus  ver- 
gabt der  Kirche  excepto  colone  mmeupante  L.  quem  filio  fllii  mei  tradidi.  — 
a.  769,  Meich.  I,  n.  IS  aus  einem  Formelbuch  stammend  (vgl.  oben  S.  106, 
Anm.  1):  . . , si  nobis  filius  ortus  fuerit  . . . complacuit  nos,  ut  habeat  po- 
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Die  Erwähnung  ist  immer  nur  eine  gelegentliche.  Meist  wird 
über  eine  Vergabung  zum  Seelenheile  berichtet  und  daneben  einer 
solchen  Zuwendung  an  ein  Familienglied  gedacht,  um  auszu- 
drücken, dass  der  betreffende  Teil  des  Vermögens  von  der  Schen- 
kung zum  Seelenheil  ausgenommen  sei.  Dieser  Umstand  erklärt 
es,  dass  wir  über  die  näheren  Umstände  jener  Vergabung  an 
Familienglieder  urkundlich  so  wenig  erfahren.  Keine  dieser 
Nachrichten  widerspricht  aber  unserer  durch  andere  Argumente 
begründeten  Annahme,  dass  diese  Vergabungen  niemals  auf 
Kosten  der  Erbansprüche  der  Descendenten  geschehen  konnten  *). 

II.  Die  zweite  Gruppe  möglicher  Fülle  umfasst  unentgelt- 
liche Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der  Familie.  — Sehen 
wir  von  Vergabungen,  die  einem  Treueverhältnisse  entsprangen, 
ab,  so  ist  es  klar,  dass  Fälle  dieser  Art  zu  der  grössten  Selten- 
heit gehören  mussten. 

testatem  duas  partes  et  mater  mea  de  hereditate  inea,  hoc  est  mansns,  vir 
et  femina  et  mancipii  cum  omuibus  facultatihus  suis;  a 774  bei  Hundt  I, 
S.  216,  n.  3:  ego  Hatpot  rem  propriam,  quam  genitor  mens  Crimuni  in  here- 
ditatem  mihi  reliquit,  dono  ad  ecclesiam  . . . excepto  Aermunto  famulo  nostro 
quem  fratri  nostro  Wicpatone  supra  partein  suam,  quam  sortiebat  contra  me 
donavimus;  a.  779,  Meich.  I,  n.  63,  Toza,  religiosa  femina  ...  in  honore, 
St.  Corbiniani  . . universa  patrimonia  donavit,  excepto  colonias  duas,  welche 
ihre  beiden  Söhne  als  Benefizien  auf  Lebenszeit  erhalten ; a.  760 — 788,  Urkdb. 
ob  d.  E.  I,  S.  10  und  58,  vgl.  Hundt  I,  S.  216,  n.  10:  Ego  Suanahilt  trado  here- 
ditatcm  meam  ad  St.  Michaelem  . . qnae  mihi  senior  meus  Sigipercht  donavit 
cnm  consensu  domino  nostro  Tassiloni.  Nach  dom  Register  zum  Urkunden- 
buch ob  d.  Enns  ist  Suanahilt  die  Tochter  des  Sigiperht,  nach  der  Meinung 
Merkel's,  Legg.IH,  S.  431,  A.  16  dessen  Gattin.  — Mon.  Bo.  VLU,  S.  367,  a.  780: 
A.  presbyter  propriam  hereditatem  suam  tradidit  nepoti  sno  A , quando  illum 
tonsuravit;  a.  784 — 788,  Meich.  I,  n 178,  vgl.  Hundt  I,  S.  218  n.  8:  ego  R.  et 
coniux  mea  0.  tradimus  quicquid  habuimus  in  hereditatem  et  quidqnid  tradidit 
ei  pater  ipsius  in  proprium  cum  licentia  domini  Tassilonis;  a 784—811, 
Meich.  I,  n.  206:  qnaliter  Helmnni  cornes  nxori  suae  Cundpirc  tutem  suam 
habere  constituit,  hoc  est  curtem  in  F.  quicquid  U.  ibidem  habere  videbatur, 
tradidit  uxori  snae  jure  legitimo  ad  compositionem  tutis  illius;  ipsa  cnim 
Cundpirc  eandem  tradidit  curtem  Hadumaro,  tilio  suo  in  propriam  hereditatem 
et  statuit,  ut  ipse  Hadumar  potestatem  de  hoc  curte  habuisset  habendi,  possi- 
dendi  vel  tradendi  ubicumque  voluisset.  Hier  schenkt  also  die  Mutter  ihre 
Dos  zu  freiem  Eigentum;  vgl.  noch  Meich.  I,  n.  182. 

')  Waitz,  Verf.-Gesch.  II,  2.  Abth.,  S.  287  glaubt  aus  der  Nicht- 
erwähnung von  Erbenzustimmnng  in  den  Formeln  des  Marculf  folgern  zu 
können,  dass  zur  Zeit  der  Volksrechte  mindestens  innerhalb  der  Familie  frei 
über  das  Vermögen  verfügt  wurde. 

Adler,  Dm  Erlisnvartreoht.  8 
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Hieher  gehört  zunächst  die  Adoption.  Sie  erscheint  aus- 
drücklich durch  das  Fehlen  einer  Nachkommenschaft  bedingt1). 
Es  werden  nach  der  in  Baiern  rezipirten  Formel  „omnes  res“  zu 
freiem  Eigentum  tradirt  und  jede  Anfechtung  der  Erben  wird 
abgewiesen.  Da  aber  der  Adoptivsohn  die  Pflicht  übernimmt, 
dem  Adoptivvater  Unterhalt  zu  geben,  so  kann  die  Vergabung 
nicht  als  eine  unentgeltliche  betrachtet  werden. 

Bemerkenswert  ist  ferner  die  Einverleibung  einer  Formel 
in  das  Salzburger  Formelbuch,  welche  die  Überschrift  trägt: 
„Traditio,  cuicumque  tradere  voluerit“.  Es  heisst  in  dieser 
Formel:  Dono  tibi  . . . aliquam  rem  meam  in  pago  illo  . . . 
in  ea  vero  ratione,  ut  ab  liac  die  hoc  habeas,  teneas  atque  possi- 
deas,  vel  quicquid  exinde  facere  volueris,  liberam  in  omnibus 
habeas  potestatem2).  Jeder  Widerspruch  der  Erben  wird  abge- 
wehrt und  mit  Strafe  bedroht.  Vorauszuschicken  ist,  dass  die 
Formel  fränkischen  Ursprungs  ist  und  ihr  Vorkommen  in  der 
Compilation  kein  voller  Beweis  für  ihre  ungeänderte  Anwendung 
ist;  dass  ferner  diese  Formel  — da  ja  nirgends  die  Zustimmung  der 
Erben  negirt  wird  — die  Möglichkeit  offen  lässt,  dass  die  Zu- 
stimmung der  Erben  stillschweigend  vorausgesetzt  ist. 

Aber  hiervon  ganz  abgesehen  widerspricht  der  Inhalt  dieser 
Formel  keineswegs  unserer  bisherigen  Annahme,  sondern  bestätigt 
dieselbe.  Betrachten  wir  die  Formel  näher,  so  kann  ihre  Über- 
schrift: „traditio,  cuicumque  tradere  voluerit“  zweierlei  heissen,  sich 
entweder  auf  den  Schenker  oder  auf  den  Beschenkten  beziehen. 
Siebedeutet  entweder,  dass  hier  eine  allgemein  anwendbare  Formel 
vorliege,  anwendbar  nicht  bloss  in  den  erörterten  Spezialfällen, 
sondern  bei  jeder  beliebigen  erlaubten  Schenkung  (—  denn  aus 
dieser  Wendung  auf  die  Erlaubtheit  jeder  Schenkung  zu  schliessen, 
ist  gewiss  unerlaubt).  Oder,  es  ist  mit  der  Überschrift  „cuicumque 
tradere  voluerit“  die  Qualität  des  schenkungsweise  zu  erwerbenden 


')  Form.  Sal.  Lindenbr.  n.  18,  bei  Zeumer  S.  279  = Rockinger  n.  21: 
Dum  igitur  procreationem  iiliorum  minime  habere  videor,  vgl.  auch  Marculf 
II,  13,  bei  Zeumer  S.  83. 

’)  Form.  Sal.  [jnden br.  4,  bei  Zeumer  S.  271  = Rockinger  n.  6;  bei 
Rockinger  ist  sie  überschrieben:  Traditio  cuilibet  homini.  Über  die  Bedeutung 
ähnlicher  Klauseln  in  königlichen  Schenkungsurkunden:  Brunner,  Land- 
schenkungen a.  O.  1192  ff.  — Überhaupt  sucht  das  nun  folgende  in  den  Grund- 
gedanken und  Ausführungen  diesor  Abhandlung  Brunners  seine  Rechtfertigung. 
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Besitzreclites  gemeint  (Brunner).  Dann  soll  damit  gesagt  sein,  es 
liege  hier  die  Formel  für  eine  Schenkung  vor,  kraft  deren  der  Be- 
schenkte die  Sache  tradiren  kann  „cuicumque  tradere  voluerit“. 
Für  die  letztere  Auslegung  kann  der  Umstand  geltend  gemacht 
werden,  dass  in  der  That  der  Text  der  Formel  dem  Beschenkten 
fast  mit  den  Worten  der  Überschrift  freie  Verfügung  über  das 
Gut  gewährt.  — Die  Entscheidung  der  Frage  nach  dem  Sinne 
der  Überschrift  wird  deshalb  leicht,  weil  der  Text  der  Formel 
uns  zeigt,  dass  hier  eine  Vergabung  vorliegt,  welche  dem  Be- 
schenkten freie  Veräusserung  des  Gutes  gewährt.  Würden  also 
unsere  früheren  Ausführungen  die  Möglichkeit  freier  Veräusserung 
allgemein  ansschliessen,  so  würde  diese  Formel  uns  widerlegen. 
Wir  haben  aber  selbst  eine  Keilte  von  Fällen  hervorgehoben,  in 
welchen  Vergabungen  sowohl  an  Familienmitglieder  als  auch  an 
Personen  ausserhalb  der  Familie  unabhängig  von  jeder  Erben- 
zustimmung gestattet  waren.  Ausser  diesen  besonderen  Fällen 
der  Dosbestellung,  der  Schenkung  unter  Ehegatten,  der  Zuwen- 
dung eines  Praecipuums  aus  der  eigenen  portio  an  bestimmte 
Familiengenossen,  der  Adoption  und  der  Schenkung  eines  zu 
freiem  Verfügungsrechte  überlassenen  Gutes '),  welche  unter  den 


')  Es  ist  der  Fall  gemeint,  in  welchem  sich  der  Beschenkte  gemäss  der 
oben  besprochenen  Formel  bei  Rockinger  n.  6 befindet.  Ihm  wurde  das  Gut 
tradirt  mit  der  Rechtsqualität  freier  Veräusserbarkeit.  Will  man  dies  nicht 
dahin  verstehen,  dass  sich  die  Klausel  nur  auf  das  Rechtsverhältnis  zwischen 
Tradenten  und  Empfänger  bezieht  (dieser  Meinung  sind  Bescler,  a.  O.  I,  33, 
Sandhans,  a.  0.  177  und  neuestens  Schröder,  R.  G.  S.  273,  Anm.  127 
u.  129),  so  unterliegt  dieses  Gut  einem  besonderen  Rechte,  und  ist  dadurch 
von  sonstigen  Gütern  des  Beschenkten  unterschieden. 

Jedenfalls  findet  in  zahlreichen  Fällen  die  Vergabung  ausdrücklich  zu 
solchem  Recht  statt,  so  im  Falle  von  1.  Baj.  XV,  10,  wo  der  verwandtenlose 
Ehemann  sein  Vermögen  der  Frau  gibt.  Bezüglich  der  Witt we  heisst  es: 
orania,  quae  a marito  ei  sunt  donata  possideat  et  ea  in  quem  volnerit  pro 
suo  jure  transfundat  [vgl.  auch  1.  Wisig.  IV,  2,  c.  16  über  das  Verfügungs- 
recht der  Frau  über  geschenktes  Gut  und  dazu  Schröder,  Geschichte  des 
ehelichen  Güterrcchteg  I,  139], — In  dieser  Weise  kann  die  dos  bestellt  werden, 
vgl.  die  Formeln  n.  7 und  19  bei  Rockinger,  und  Meich.  I,  n.  206  und  38 
(oben  S.  101,  A.  2).  In  dieser  Weise  lauten  die  Formeln  für  Einsetzung  der 
Enkel  in  das  Erbe,  bei  Rockinger  n.  12;  für  Adoption  Rockinger  n.  21  (et 
quiequid  sibi  dcinceps  ex  his  facere  placuerit  liberam  in  omnibus  liabeat  po- 
testatem;  für  Schenkungen  unter  Ehegatten  Rockinger  n.  13  (habendi,  tenondi, 
dandi,  vendendi,  commutandi  heredibusque  suis  ad  possidendum  ruliuquendi  in 
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erörterten  Voraussetzungen  gestattet  waren  und  bezeugt  sind, 
mag  überhaupt  zu  Ende  des  8.  Jahrhunderts  bei  Fehlen  von 
Kindern  die  Vergabung  ganz  frei  gewesen  sein:  bei  Vorhanden- 
sein von  Kindern  war  sie  zum  mindesten  auf  die  eigene  portio 
beschränkt. 

Die  Betrachtung  des  gesummten  Quellenmaterials  hat  unsere 
aus  allgemeinen  Voraussetzungen  geschöpfte  Annahme  bestätigt, 
dass  das  Recht  für  unentgeltliche  Vergabungen  überhaupt  minde- 
stens eine  gleich  strenge  Bindung  des  Veränsserungswi) lens  ent- 
hielt, als  das  Recht  für  Vergabungen  zum  Seelenheile. 


3.  Kapitel. 

Karolinger  Periode. 

Von  den  wirtschaftlichen  und  sozialen  Zuständen  zu  Beginn 
der  Karolingerzeit,  von  der  steigenden  Macht  geistlicher  und 
weltlicher  Grundherrschaften  einerseits,  der  wachsenden  Ver- 


omnibns  habest  po testatein'):  für  Zuwendungen  an  nepotes:  Rockinger  n.  14; 
vgl.  auch  diu  allerdings  zweifelhafte  Urkunde  aus  dem  Anfang  des  7.  Jahr- 
hunderts, Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  39  = Urkdb.  ob  d.  E.  I,  437,  auf  welche 
v.  Inaina,  W.  G.  I,  S.  106  als  ältestes  Zeugnis  (vgl.  oben  S.  105,  Anm.  1) 
hingewiesen  hat:  ego  S presbyter  donavi  ...  de  proprictate  mea  mancipia 
VII.  et  dimidietatem  terrae  meae  in  II.  und  . . item  ad  locum  Truna  donavi  .... 
tarn  de  alode  quam  et  de  emptione  de  luero  rneo.  Er  vergabt  dieses  Erbgut 
und  wolgcwonnene  Gut:  hac  tarnen  ratione,  ut  dum  advixero  otnnia,  quae 
supra  scripta  sunt,  simul  cum  beneficio  St.  Stephani  mihi  concesso  in  mea 
potestate  consistant,  et  post  obitum  meunt  omnia  emeliorata  ad  Sanctum  Ste- 
phanum revertantur.  Si  quis  autem  hoc  placitnm  emutare  voluerit  aut  in- 
friugere,  volo  habere  potestatem  do  rneo  proprio  dare,  ubicumque  mihi  pla- 
cuerit et  benefioium  quod  nunc  possideo  ad  supradictum  locum  Sti.  Stephani 
revortatur.  — Mit  dem  „dare  ubicumque  mihi  placuerit“  soll  doch  wol  nur  gesagt 
sein,  dass  bei  einer  mutatio  vollständige  restitutio  in  integrum  erfolgt,  dass 
dann  insbesondere  der  Beschenkte  jeden  Anspruch  auf  das  Gut  verliert, 
daher  der  Schenker  darüber  in  demselben  Umfange  verfügen  kann,  als  hätte 
die  Schenkung  nicht  stattgefunden.  Den  Umfang  dieser  Vcrfiigung.sfreiheit 
abzugrenzen,  hatte  diese  Urkunde  gewiss  keinen  Anlass.  Übrigens  hindert 
nichts  anzunehmen,  dass  der  Schenker  kinderlos  war,  oder  aus  seiner  portio 
die  Vergabung  vorgenommen  hatte,  oder  dass  es  ein  mit  dieser  Qualität  des 
Besitzrechtes  geschenktes  Gut  war,  das  er  selbst  wieder  vergabt  hatte;  dann 
konnte  er  allerdings  das  ihm  rückgefallcne  Gut  „daro  ubicumque  placuerit“. 
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armung  und  Abhängigkeit  des  mittleren  Besitzes  andererseits, 
war  bereits  die  Bede.  — Mag  auch  in  Baiern  die  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaft  später  eingetreten  sein1),  so  wächst 
dennoch  seit  dem  letzten  Drittel  des  8.  Jahrhunderts  der  geist- 
liche und  weltliche  Besitz  ins  Ungemessene*).  Die  Folge  dieses 
Prozesses  aber,  das  Verschwinden  der  kleineren  und  mittleren 
Grundeigentümer,  findet  in  den  Bairischen  Traditionsbüchern 
lebendigen  Ausdruck.  Seit  dem  10.  Jahrhundert  berichtet  die 
Sammlung  von  Freising  nichts  mehr  über  Traditionen  aus  mittleren 
Volksklassen,  und  die  dem  Stifte  Freising  seit  dieser  Zeit  ge- 
schenkten Güter  entstammen  fast  ausnahmslos  dem  Vermögens- 
bestande  grosser  Grundherrschaften8). 

Es  frtigt  sich  nun,  ob  das  von  uns  erörterte  Recht  des 
Grundbesitzes  innerhalb  dieser  Umwälzung  bestehen  blieb.  Die 
Möglichkeit  wurde  bereits  gezeigt.  Die  alten  Veräusserungs- 
beschränkungen  mochten  rechtlich  fortbestanden  haben,  aber 
wirtschaftlich  deshalb  machtlos  geblieben  sein,  weil  die  Ver- 
äusserung  an  die  Zustimmung  von  Familiengenossen  geknüpft 
wrar,  welche  auch  für  ihre  eigene  Person  alles  Heil  in  der  Ver- 
äusserung  oder  Auftragung  erblicken  mussten.  Die  Bindung  des 
Einzelnen  durch  die  Familie  mag  geblieben  sein.  Was  konnte  sie 
fruchten,  wenn  die  Familie  als  solche  ihre  Widerstandskraft  ver- 
loren hatte? 

Die  Gesetzgebung  jener  Zeit  ist  in  den  Capitularien  nieder- 
gelegt., aus  welchen  wir  das  damals  geltende  Recht  erschliessen 
müssen.  Es  wird  von  Niemandem  bezweifelt,  dass  die  Reichs- 
gewalt die  geänderte  Besitzordnung  anzuerkennen  und  politisch 
zu  benutzen  gezwungen  war,  aber  es  bleibt  noch  fraglich,  ob  die 
Gesetzgebung  so  weit  ging,  diesen  Verlauf  durch  Aufhebung  der 
Veräusserungsbeschränkungen  zu  beschleunigen,  ob  also  in  Baiern 
ein  Wartrecht  im  gekennzeichneten  Sinne  der  Abteilungspflicht 
rechtlich  weiter  bestand  oder  nicht4).  Diese  Gesetzgebung  hatte 


')  v.  ln  amu,  W.  G.  I,  279,  289  und  die  Tabelle  1 im  Anhänge  das. 
*)  v.  Inama,  ebendaS.  291,  Anm.  2:  Die Nachweisungeu  au»  dem  Frei- 
singiachen  Traditinuscodex,  und  S.  292:  die  Berechnungen  bezüglich  der 
Schenkungen  an  Salzburg  und  Freising. 

’)  v.  Inama,  a.  O.  S.  295  nnd  S.  200,  Anm.  4. 

*)  Walter,  R.  G.,  2.  Aufl.  I,  S.  113  meint  : „Die  Freiheit,  »ein  Erbe,  an  wen 
man  wolle,  zu  tradiren,  wurde  durch  die  Capitularien  allgemeines  Reichsrecht.* 
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— wie  in  anderem  Zusammenhänge  gezeigt  wurde1)  — Vergabun- 
gen an  Kirchen  nach  der  Richtung  begünstigt,  dass  von  nun  an 
die  Entfernung  aus  der  Grafschaft  der  belegenen  Sache  kein 
Hindernis  für  eine  vollgültige  Tradition  bilden  sollte  und  die 
Schenkung  auch  bei  noch  unabgeteiltem  Gute  stattfinden  konnte. 
Andererseits  hielt  diese  Gesetzgebung  daran  fest,  dass  die  Erben- 
rechte durch  die  Vergabung  unverletzt  bleiben  müssen. 

Untersuchen  wir,  ob  dieselben  Bestimmungen  auch  auf  ander- 
weitige unentgeltliche  Vergabungen  Anwendung  fanden  oder 
nicht2). 

Wenn  mit  Recht  bestritten  werden  kann,  dass  das  Capitulare 
von  803,  welches  Vergabungen  zum  Seelenheil  an  die  Grafschaft 
der  belegenen  Sache  bindet,  auch  Vergabungen  andefer  Art  im 
Auge  hat3),  so  scheiut  uns  ein  gleiches  Bedenken  bezüglich  des 
Capitulars  von  818  unhaltbar4).  Dass  die  Überschrift,  welche 
auf  Vergabungen  pro  salute  animae  hinweist  und  von  Schröder 
als  Argument  benutzt  wird,  hier  nicht  entscheiden  kann,  beweist 
der  erste  Teil  des  Capitulars,  welcher  ausdrücklich  auch  von 
anderweitigen  Vergabungen  handelt.  Da  Schröder  dies  zugiebt, 
so  wird  auch  für  alles  Weitere  der  Text  und  nicht  die  Über- 
schrift des  Capitulars  entscheiden.  Nach  dem  Texte  des  Gesetzes 
kann  aber  bei  vorschriftmässiger  Vergabung  aus  ungeteiltem  Gute 
der  Ganerbe  gezwungen  werden  — wie  es  ganz  allgemein  heisst 

— „ut  divisionem  cum  illo  faciat,  ad  quem  defunctus  hereditatem 
suam  voluit  pervenire“.  Es  wird  ferner  in  diesen  Schlusssätzen 


*)  Vgl.  oben  S.  44  ff. 

*)  Vgl.  die  Capitularien  von  803  c.  S,  bei  Boretius  S.  113,  von  818 
c.  6,  bei  Boretins  S.  282;  vgl.  unsere  Ausführungen  oben  S.  44  ff.  und  den 
Wortlaut  der  einschlägigen  Stellen  oben  S.  44,  Anm.  1 u.  2. 

*)  Dass  der  Rechtssatz  auch  für  anderweitige  Vergabungen  galt,  ist 
selbstverständlich.  Fraglich  ist  nur,  ob  ihn  das  Capitulare  nur  für  Vergabungen 
zum  Seelenheil  abeimals  einschärfte.  Überschrift,  Wortlaut  und  Inhalt  des 
Gesetzes  scheint  für  diese  Annahme  zu  sprechen.  Haiss,  Traditio  und  In- 
vestitura  S.  12  ist  zwar  anderer  Meinung.  Aber  in  dem  Satze;  Si  vero 
aliquis  alii  res  suas  tradiderit  etc.  ist  der  alius,  dem  tradirt  wird,  nicht  der 
Bedachte,  sondern  der  Salmann,  der  seinerseits  an  die  Kirche  tradiren  soll; 
vgl.  Hübner,  in  Gierke’s  Untersuchungen,  Heft  XXVI,  S 62. 

4)  Schröder,  R.  G.  S.  209,  Anm.  104.  während  Hübner,  a.  O.  S.  63 
unserer  Meinung  ist,  ohne  freilich  die  in  der  später  erschienenen  Rechts- 
gescluchte  Schröder’s  geltend  gemachten  Gegengründe  gekannt  zu  haben. 
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des  Capitulars  der  Zeitpunkt  für  die  Durchführung  der  Abteilung 
bei  Schenkungen  zum  Seelenheile  besonders  bestimmt,  und  den 
Fällen  ander  Art  stillschweigend  aber  deutlich  gegenübergestellt  ’). 
Daraus  folgt  aber,  dass  unser  Capitular  die  Vergabungen  beider 
Art  im  Auge  hatte  und  regeln  wollte. 

Seit  dem  Jahre  818  konnte  somit  auch  der  von  der  Graf- 
schaft Abwesende  nicht  bloss  Schenkungen  an  Kirchen,  sondern 
auch  an  Verwandte  oder  andere  Personen  in  vollgültiger  Weise 
vollziehen.  Er  konnte  dies  insbesondere  auch  dann,  wenn  er 
noch  in  ungeteiltem  Gute  mit  Ganerben  sass.  Voraussetzung 
war  aber  auch  hier,  dass  durch  die  Vergabung  keine  Hechte 
dritter  Personen,  insbesondere  keine  Erbenrechte  verletzt  wurden. 
Wir  haben  bei  Behandlung  der  Vergabungen  zum  Seelenheile 
nachzuweisen  versucht,  dass  jede  andere  Auslegung  dem  Sinne 
des  Gesetzes  widerspricht,  und  wir  berufen  uns  hier  auf  diese 
Ausführungen. 

Eine  Bestätigung  für  diese  Auffassung  enthalten  jene  bereits 
anderen  Orts  zitirten  Capitularien,  welche  sich  nicht  bloss  gegen 
Missbräuche  seitens  der  Geistlichkeit  wenden,  sondern  auch  gegen 
weltliche  Grosse,  die  durch  Amtsmissbrauch  oder  andere  unlautere 
Mittel  die  kleineren  Besitzer  zur  Veräusserung  oder  Auftragung 
ihres  Gutes  brachten.  Es  soll  verhindert  werden  „ne  forte  paren- 
tes  contra  justitiam  fiant  exheredati"  — und  nach  einem  Capitulare 
von  826  sollen  Kinder,  welche  auf  Betreiben  geistlicher  oder 
weltlicher  Herrn  durch  Vergabungen  ihrer  Eltern  enterbt  wur- 
den, nach  Möglichkeit  restituirt  werden*). 

’)  Vgl.  die  Erklärung  dieser  Unterscheidung  bei  Brunner,  R.  G.  der 
Urkunde  S.  298,  Anm.  1. 

*)  Vgl.  die  bereits  oben  zitirton  Capitularien  von  805  und  826  bei 
Boretius  S.  125  und  S12.  Das  letztberufene  Cap.  VI  des  Capitulars  von 
826  lautet:  »Ut  res  pauperum  vel  minus  potentum  mala  occasione  non  emantur. 
— l’ropter  provisiones  pauperum,  pro  quibus  curam  habere  debemus,  placuit 
nobis,  ut  nec  episcopi  nec  akbates  nec  comites  ncc  vicarii  nee  iudices  nullus- 
que  omnino  sub  mala  occasione  vel  malo  ingenio  res  pauperum  vel  minus 
potentum  nec  emere  nec  vi  tollere  audeat;  sed  quisquis  ex  eis  aliquid  com- 
parare  voluerit,  in  publico  placito  coram  idoneis  testibus  et  cum  ratione  hoc 
faciat.  Ubicumque  autem  aliter  inventum  fuerit,  factum  hoc  omnino  emendetur 
per  iussionem  vestram.“  — Cap.  817,  c.  4 (LL.  I,  214)  spricht  von  dem 
Falle,  wo  Einer  sein  Erbgut  durch  Auftragung  zum  Zinsgut  gemacht  und 
sagt,  dass  dessen  Nachkommen  daran  kein  Recht  hätten,  wenn  es  ihnen  nicht 
ausdrücklich  Vorbehalten  wurde;  vgl.  Walter,  a.  0.  II,  S.  113,  Anm.  8 und 
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Auch  die  Untersuchung  der  Urkunden  der  Karolingischen 
Zeit  bestätigt,  dass  im  9.  Jahrhundert  die  Veräusserungs- 
beschränkungen  rechtlich  dieselben  geblieben  sind.  Diese  Ur- 
kunden bringen  zahlreiche  Fälle  von  unentgeltlichen  Vergabungen, 
die  nicht  zum  Seelenheile  geschehen  waren,  aber  keinen  einzigen 
Fall,  der  nicht  in  die  für  die  Agilolfing’sche  Zeit  herausgestellten 
Gruppen  zu  subsumiren  wäre. 

Es  finden  sich  ohne  Erbenzustimmung: 

I.  Zuwendungen  innerhalb  der  Familie  und  zwar:  1)  die  Dos- 
bestellung und  Schenkungen  unter  Ehegatten  verschiedener  Art1). 
Die  Dosbestellung  war  gesetzliche  Pflicht,  und  soweit  sie  dies 
war,  keiner  Beschränkung  durch  Erben  unterworfen;  andere  Zu- 
wendungen unter  Ehegatten  überschreiten  nicht  den  Rahmen, 
der  durch  die  früher  besprochenen  Formeln  bezeichnet  ist.  Sie 
finden  als  Hingabe  zu  Eigentum  nur  statt,  wenn  keine  Kinder 
da  sind.  Aber  selbst  bei  Vorhandensein  von  Descendenz  werden 
Vergabungen  aus  der  eigenen  portio  gestattet  gewesen  sein. 
2)  Schenkungen  an  andere  Familengenossen,  so  an  die  Mutter8), 


v.  Inama,  W.  G.  I,  S.  344,  Amu.  5.  Aus  diesem  Capitulare  folgt  aber  nicht,  dass 
eine  Auftragung  mit  dieser  Rechtswirkung  zum  Schaden  geltender  Erben- 
rechte geschehen  konnte. 

')  Mon.  B.  XXVIII  b,  S.  25,  a.  788—804:  quod  ei  vir  suus  Engilprecht 
comcs  ad  lcgitimum  dotem  conccssit;  Mon.  I'o.  VIII,  S.  370,  a.  806:  ogoAV. 
trade,  quod  II.  maritu  mens  mihi  in  pattem  dedit;  Meich.  I.  n.  627,  a.  843: 
praeter  id,  quod  uxori  suae  tradidit  ad  justitinm;  ähnlich  Meich.  I,  n.  155. 
Meich.  I,  n.  659,  a.  844:  eine  gegenseitige  Vergabung  des  ganzen  Vermögens 
unter  Ehegatten;  dieselbe  wird  nach  Scheidung  der  Ehe  wieder  aufgehoben. 
Kinder  fehlen  offenbar.  — Andere  Vergabungen  unter  Ehegatten  geschehen 
unter  der  Bedingung,  dass  keine  Descendenz  hinzutritt,  so  Anautod.  I,  n.  71, 
a.  834  und  besonders  n.  72,  a.  833.  — Fälle  von  Bestellungen  einer  Leibzucht 
an  die  Frau  im  Urkdb.  oh  d.  E.  I,  S.  9s,  S.  63,  S.  44,  a.  805  mit  Vorbehalt 
der  Nutzung  am  geschenkten  Gute  für  sich,  Frau  und  Sohn;  ferner  ebenda 
S.  77,  a.  837;  ähnlich  Meich.  I,  n.  319,  n.  363,  n.  609,  n.  699  etc.,  vgl.  über 
all  dies  Schröder,  Gesell,  des  ehelichen  Güterrechtes  1,  S.  129,  A.  17,  S.  159, 
S.  160,  A.  11,  8.  162,  A.  16.  — Anamod.  I,  102  und  II,  13  (vgl.  Schröder, 
a.  O.  S.  162,  A.  16)  sind  Oommutatiouen,  die  mit  Bestellung  einer  solchun 
Leibzucht  verbunden  sind. 

*)  Meich.  I,  n.  591,  a.  836:  ego  S.  presbyter  tradidi  omnes  res  proprie- 
tatis  meae  ad  R.  et  H.  praeter  mancipia  III.  . . hoc  praetermisi  ln&tri  mene. 
Meich.  I,  u.  380:  matrona  Imma  delegavit  . . suam  proprium  hereditatem 
quod  ei  inaritus  suus  ne  II.  ad  justitiam  et  proprietatem  seu  etinrn  ülii  sui 
tradiderunt  in  loco  S. 
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au  den  Sohn1)»  an  die  Schwester1),  an  den  Bruder3),  an  den 
Neffen*),  an  „propinqui“5),  „parentes“®).  In  keinem  dieser  Fälle 
lässt  sich  eine  Verletzung  von  Erbenrechten  der  Descendenz 
nackweisen.  Die  beiden  zitirten  Vergabungen  an  den  Sohn  be- 
stehen in  der  Schenkung  der  Dos  und  bilden  ein  Praecipium,. 
das  der  beschenkte  Sohn  vor  seinen  Geschwistern  voraus  hat 
Dies  konnte  geschehen,  wenn  die  dos  der  Frau  mit  dem  Rechte 
■völlig  freier  Verfügung  übertragen  worden  war7). 

II.  Unentgeltliche  Zuwendungen  an  Personen  ausserhalb  der 
Familie. 


*)  Meich.  I,  n.  162:  Bubo  Diaconus  tradidit  ad  domum  S.  31.  . . partem 
matriä  suae  J.,  eo  quod  mater  eiua  omniii,  quod  ad  justitiam  propriam  do 
marito  accepit,  totum  ex  integro  filio  suo  Ruboni  condonavit.  Diese  Schen- 
kung ist  ein  praecipuum,  denn  K.  hat  noch  Geschwister;  vgl.  Meich.  I,  n.  650; 
n.  382. 

*)  Meich.  I,  n.  506:  quod  quidam  presbyter  nomine  Otlant . . . quicquid  ad 
P.  proprio  heroditatis  seu  adquisitionis  habere  videretur  sororibus  suis  tradi- 
dit, quorum  nomina  L.  et  E.  et  in  manus  P.  centurionis  commendavit.  Hierauf 
tradiren  die  Schwestern  das  Geschenkte  der  Kirche;  Hundt  I,  S.  219,  n.  14, 
a.  804:  nisi  unam  coloninm  dimisi  sorore  nostra,  quae  nominatur  Epa  ad 
suam  vitam;  Meich.  I,  n.  980:  Georgins  tradidit  in  capsam  quicquid  Heimo 
suae  sorori  Tunza  tradidit  in  proprietatem,  quae  et  ipsa  Georgii  uxor  legi- 
times fuit. 

')  Meich.  I,  n.  466,  a.  824:  ego  Keroldus,  diaconus  ot  camalis  fratcr 
meus  nomine  Kernod  hubuimus  inter  nos  communem  pnternnm  et  matcrnam 
hereditatem  firmiter  contiriimtmu  et  traditum  uterque  alio  si  superstos  fuissot 
illi,  quia  Kernod  adrocatus  fuit  fratvis  sui  Keroldi  Diaconi;  proinde  convenit 
illos,  ut  uterque  eorum,  alio  dimitteret  traditionem  quam  antea  factam  habue- 
runt  invicem;  Hundt  II,  n.  46,  a.  870:  Peretkunda  quaedam  sanctimonialis 
tradidit  in  altare  quicquid  preprietatis  visa  fuit  habere  cis  Cumiuos  moutes  . . . 
exceptio  40  hobis,  quas  Managoldo  et  Eginoni  fratribus  suis  tradidit  (Kinder 
fehlen).  Meich.  I,  n.  623:  nisi  quod  A.  frater  meus  mihi  tradidit. 

*)  Meich.  I,  n.  173:  Ego  E.  presbyter  nepoti  meo  trado  ecclesiam  meani 
in  A.  . . . similiter  ad  Dorf  . . . usque  in  flnem  vitae  suae.  Dann  fallun 
dieselben  au  die  Kirche  Meich.  I,  n.  411:  presbyter  H.  vergabt  zum  Seelen- 
heil, nihil  enim  praetermittit,  nisi  parvam  rem,  quam  nepoti  suo  cum  con- 
venientia  episcopi  ad  usum  vitae  tradidit  (811 — 835)  und  öfter. 

s)  Meich.  I,  n.  712,  a.  871 : . . quidam  presbyter  nomine  E.  tradidit  illam 
partem,  quam  sibi  propinquus  ejus  R.  prasbyter  dedit  in  proprietatem. 

e)  Meich.  I,  n.  284:  . babuitqee  Dominus  Atto  episcopus  ...  de  villa 
A.  duas  partes,  et  tertiam  partem  habuit  B.  in  proprietate  ex  condonato 
pareutum  suorum. 

7)  Vgl.  oben  S.  115,  Anm.  1. 
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Die  Urkunden  dieser  Periode  enthalten  für  diesen  Fall  eine 
Reihe  von  Beispielen '),  welche  darin  ihre  Erklärung  finden,  dass 
der  Schenker  entweder  kinderlos  oder  abgeteilt  ist,  oder  ein  Gut 
vergabt,  das  ihm  selbst  zu  freiem  Verfügungsrecht  überlassen 
worden  war5). 


*)  Meich.  I,  n.  431 : Quaedam  matrona  nomine  W.  tradidit  Wolfperto  clerico 
proprictatem  suam  in  loco  S.  et  postea  convcnit  eog  amboa  . . . ut  convenienter 
tradidissent  pro  remedinm  anime  eorum  ipsam  rem;  Meicli.  L,  n.  607.  a.  838: 
Die  oben  besprochene  Schenkung  des  Katolt  au  die  Kirche;  sie  geschieht 
praeter  unam  eoloniam  quam  vasallo  suo  K.  in  proprietatem  tradidit.  Meich. 
I,  n.  665,  a.  848:  Undeo  Diaconus  cuidam  puerulo  ne  Reginolf  proprietatem 
suam  tradidit  in  loco  G.  et  ad  J.  . . et  hanc  traditionem  fecit  Undeo  in 
manns  illius  infantis  et  advocati  sui  Püigrimus.  Hierauf  verlangt  auf  einem 
Placitum  der  Diacon  von  dom  Kinde  und  dessen  advocatus  priorem  sibi  di- 
mittere  traditionem,  quod  ipsi  renuerunt  et  postea  fecerunt  Undco  schenkt, 
dann  diese  zurückerhaltenen  Güter  der  Kirche;  Meich.  I,  n.  711,  a.  861: 
Kegio  tradidit,  quidquid  ei  Dominus  ejus  ne  Katto  condonavit  in  hereditatem. 
Vgl.  auch  Urkdb.  ob  d.  E.  I,  S.  58  und  Meich.  I,  n.  102,  159,  417,  683. 

*)  In  einer  Schenkungsurkunde,  in  welcher  die  Vergabungen  zu  Gunsten 
des  Bischofs,  nicht  der  Kirche  geschieht,  heisst  es,  wol  um  diesen  Gegensatz 
zu  bezeichnen,  vom  Bischof:  „haboat  in  prupriam  alodem  suain  tamquam  de 
patre  suo  in  hereditatem  ei  dimittetur“  (Mon.  Bo.  XXVIII  b,  S.  29,  a.  821) 
und  in  einer  zweiten  Urkundo  vom  beschenkten  Priester:  pro  propria  heredi- 
tate,  quasi  a patre  suo  in  portionem  accepisset  (Meich.  I,  n.  263,  a.  784 — 811). 
Diese  Modalität  der  Vergabung  wollte  offenbar  vollständig  freie  Verfügung 
gewähren,  wie  sic  jeder  Kinderlose  oder  Abgeteilte  über  die  portio  besass. 
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III.  Abschnitt. 


Oncro8e  Veräusserungen. 


Wenn  für  die  älteste  urkundliche  Zeit  die  Zeugnisse  über 
entgeltliche  Rechtsgeschäfte  relativ  spät  und  zuerst  nur  ver- 
einzelt auftreten,  so  liegt  dies  vor  Allem  an  wirtschaftlichen 
Ursachen1)-  Erst  seit  dem  9.  Jahrhundert  führt  die  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaft  zu  ausgedehnten  Tauschgeschäften. 
Insbesondere  sieht  sich  die  Kirche  zur  selben  Zeit,  in  welcher 
die  Schenkungen  zum  Seelenheile  immer  seltener  werden,  ver- 
anlasst ihren  Grundbesitz  durch  Tauschgeschäfte  zu  arrondiren 
und  zu  erweitern,  während  Kaufcontracte  in  Folge  Vorherrschens 
der  Naturalwirtschaft  seltener  bleiben. 

Die  Gesetzgebung  Karl’s  des  Grossen  unterstützte  diese 
wirtschaftlichen  Bemühungen  der  Kirche,  ja  sie  behielt  sich  das 
Recht  vor,  Tauschgeschäfte,  welche  der  Kirche  schädlich  waren, 
rückgängig  zu  machen  *).  Andererseits  schützt  sie  den  durch 


’)  v.  Inama,  W.  G.  I,  104,  216,  297  ff.;  ebenderselbe:  Ausbildung 
der  grossen  Grundherrschaften  a.  O.  S.  91;  Häberlin  a.  0.  S.  44  ff. 

*)  Über  die  königliche  Confirmation  dieser  Geschäfte  vgl.  u.  A.  Häber- 
lin a.  O.  S.  49  ff.  und  v.  Inama,  W.  G.  I,  302,  sowie  das  daselbst  zitirte 
Capit.  Worm.  829,  c.  6 (LL.  I,  351),  worin  es  heisst:  ubicumque  vero  inutiles 
et  incommodae  atque  irrationabiles  factae  sunt  (commutationes),  dissolvantur 
et  recipiat  unusquisque  quod  dedit.  Bemerkenswert  scheint  uns  andererseits 
die  in  königlichen  Confirmationon  kirchlichen  Besitzstandes  vorkommende  Be- 
tonung gesetzmässigon  Erwerbes  als  Voraussetzung  der  Confirmation,  so  z.  B. 
in  der  von  Karl  M.  geschehenen  Confirmation  des  Besitzstandes  Bischof  Amo's 
a.  791:  jubemus,  ut  quicquid  ad  praefatum  episcopum  juste  et  rationabiliter 
pertinet  . . et  Arno  modemo  tempore  tenere  videtur  etiam  et  hoc  quod  in 
antea  ibidem  recto  ordine  largitum  vel  dclegatum  fuerit.  (Juvavia,  Anhang 
8.  50);  und  König  Ludwig  bestätigt  816  derselben  Kirche  . . quae  . . a 
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Armut  Abhängigen  nicht  blos  — wie  bereits  gezeigt  wurde  — vor 
nachteiligen  Schenkungen  und  Auftragungen,  sondern  auch  vor 
nachteiligen  entgeltlichen  Geschäften1).  Vorläufig  geht  es  freilich 
nicht  an,  diese  schützenden  Bestimmungen  in  dem  Sinne  zu  deuten, 
dass  durch  sie  etwa  auch  ein  W artrecht  der  Erben  — welcher 
Art  immer  — geschützt  werden  sollten.  Die  Existenz  eines 
solchen  Wartrechtes,  das  bei  onerosen  Geschäften  wirksam 
war,  müsste  durch  stärkere  Beweismittel  sichergestellt  werden, 
dann  könnte  vielleicht  dem  letztzitirten  Capitulare  und  ähnlichen 
Bestimmungen  der  Wert  einer  Bekräftigung  beizumessen  sein. 

Die  Frage,  ob  auch  bei  onerosen  Yeräusserungen  ein  Wart- 
recht  der  Erben  — welcher  Art  immer  — galt,  ist  sehr  be- 
stritten. Sie  wird  sogar  von  einzelnen  Autoren  verneint,  welche 
sonst  der  Annahme  eines  Wartrechtes  geneigt  sind5). 

Zunächst  ist  klar,  dass  auch  für  onerose  Rechtsgeschäfte 
jene  Beschränkungen  wirksam  sein  mussten,  welche  sich  für 
Schenkungen  aus  den  Verhältnissen  der  persönlichen  Abhängigkeit 


fidelibus  just«  conferuntur  vel  quac  dcinceps  legaliter  collata  fnerint  (Juvavia 
Anhang  S.  66).  Die  letztere  Confirmation  spricht  allerdings  ausschliesslich 
von  Schenkungen. 

’)  Capit.  concilii  Mogontiae  habiti  VII,  a.  826 : ut  re3  pauperum  vel 
minus  potentum  mala  occasione  non  emantur;  vgl.  oben  S.  119. 

*)  Gerber  a.  0.  S.  9 ist  überzeugt,  dass  cs  hierüber  niemals  zu  einer 
constantun  Regel  kam.  Häborlin  a.  0.  S.  76  nimmt  hier  eine  Befestigung 
des  Erbenkonsenseg  erst  seit  dem  13.  Jahrhundert  an.  Stobbc,  Handbuch 
II,  S.  126  meint:  „dass  die  Quellen  zur  Zeit  des  Volksrechtes  wesentlich 
nur  die  unentgeltlichen  Verüusserungen  beschränken.“  — Andererseits  nimmt 
Eichhorn  a.  O.  I,  S.  337  auch  für  onerose  Veriiusserungeu  ein  Wartrecht 
der  Erben  nach  sächsischem  liechte  an,  und  hält  Gleiches  nach  den  übrigen 
Volksrechteu  für  wahrscheinlich.  Fipper  a.  O.  S.  54  ff.  delmt  gleichfalls 
die  Bestimmungen  des  sächsischen  Volksrechtes  auf  entgeltliche  Geschäfte 
aus.  Zimmerte  a.  Ü.  S.  84,  85  meint,  das  sächsische  Volksrecht  erkläre 
dies  ausdrücklich,  die  übrigen  Volksrechte  aber  enthielten  nirgends  eine  Be- 
schränkung ihrer  Bestimmungen  auf  Schenkungen.  Ist  diese  letzte  Behaup- 
tung mindestens  anfechtbar,  so  leidet  seine  Verwertung  von  Urkunden  nicht 
blos  an  dem  Fehler,  dass  die  Urkunden  verschiedener  Stammesrecl  te  auch 
hier  cumulirt  werden,  sondern  dass  auch  für  die  Zeit  der  Volksrechte  die 
Gerichtlichkeit  der  Rechtshandlung  für  obligat  erachtet  wird,  wogegen  bereits 
Walter,  R.  G.  II,  1857,  a.  0.  S.  112  Einwendung  erhob.  Pappenheim 
a.  O.  meint,  dass  onerose  Rechtsgeschäfte  zur  Zeit  der  Volksrechte  dem  Wart- 
rechte  nicht  unterlagen. 
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und  des  ungeteilten  Besitzes1),  sowie  ans  den  Modalitäten  er- 
gaben, unter  w elchen  das  zn  schenkende  Gut  erworben  worden  war. 

Der  Kauf  oder  Tausch  fand  neinlich  regelmässig  in  der 
Weise  statt,  dass  der  Erwerber  des  Gutes  in  dessen  Veräusserung 
durch  keine  entgegenstehende  Rechte  des  Auctors  beschränkt 
war.  Dies  beweisen  sow’ohl  die  Urkunden')  wie  die  später  zu 
besprechenden  Formeln.  Beide  Rechtsgeschäfte  gewinnen  aber 
nur  langsam  eine  feste  Gestalt.  Wir  finden  Urkunden,  in  welchen 


•)  Beispiele  aus  dem  8.  und  9.  Jahrhundert:  bei  Keinz,  Indiculus,  S.  19: 
B.  et  G.  et  P.  vendiderunt  res  eorum  per  licentiam  Tassilonis  ex  causa 
dominica  . . . villa  U . .;  Keinz,  Br.  Notitiae  S.  45:  Arno  episcopus 
concamhiavit  ad  P.  tcrritorium  et  silvam  a tribus  fratrihus;  ibidem  S.  44: 
Wr.  nohilis  femina  tradidit  emtionem,  quam  cnnquisivit  a viris  nobilihus  in  F.; 
Meich.  I,  n.  15:  quod  ego  Arbeo  episcopus  . . . quod  a quodam  monacho  ne 
Egino  propriaiu  hereditatem  ipsius  et  fratris  sui  Reginolti,  quam  Regiuolfus 
his  in  hereditatem  eorum  genitor  reliquit,  comparavi  per  consensum  Domini 
Tassilonis;  donavi  namquc  ei  sicut  ipse  postulaverat  plus  minus  solidos  ex 
St.  Mariae  rebus  CC  et  haec  sunt  testes;  Meich.  I,  n.  2GI:  Nos  germanos 
K.  et.  J.  convenit  nos  tibi  Erchanlmrio  vendere  omnes  res  illas,  quae  ad  nos 
pertinet  in  vico  A.;  Meich.  I,  n.  373:  Engilpoto  propriam  ah, dem  conquisitum 
habuit  in  C,  quam  omerat  a snpradictis  possessoribus.  Meich.  I,  u.  505: 
H.  tradidit  prnpriciatom  suain  quod  comparahat  de  nobilihus  viris  cum  sua 
propria  pecunia,  hoc  est  colouia  una  et  mancipias  III.  . . ut  nee  ipse  vel 
posteri  ejus  sive  parentes  potestatem  halierent,  inde  aliquid  ahstrahere; 
Meich.  I,  n.  573:  qualiter  A.  et  0.  frater  ejus  vendiderunt  propriam  hcredi- 
tatem  suam  ad  Hittono  in  locoF.  — Hierher  gehörig  wol  auch  Meich.  I,  n.  979: 
quod  Waldo  episcopus  et  E.  nohilis  laicus  quandam  complacitatiouem  nullo 
contradicente  potonti  manu  pro  so  suisqtie  parentihus  . . . 

*)  Meich.  I,  n.  724,  a.  857:  Commutatio  inter  Annonem  episcopum  et 
quendam  nohilem  virum  ne  Gros.  Zum  Schluss:  „unde  et  duas  commuta- 
tiones  pari  tenore  conscriptas  inter  se  fieri  rogaverunt,  per  quas  deinceps 
uterque,  quod  ab  altero  accopit,  teueat  atque  possideat  et.  quiequid  exinde  ob 
commoditatem  sui  facere  vel  judicarc  voluerit,  liheram  in  Omnibus  habeat 
potestatem  faciendi;  Mon.  lio.  XI,  424,  a.  858:  . . . ita  deinceps  per  hanc 
nostraiu  autoritatem  praefatus  pincerna  noster  de  ipsis  rebus  potestatem  habeat 
teuere,  possidere,  vendere  vel  quiequid  sibi  libuerit  faciendi  absque  ullins 
contradictioue;  bei  l’ez,  Anamod.  I,  c.  21:  commutatio  . . . ea  videlicet 
ratione,  ut  ipse  ot  posteri  ejus  vel  cuicumque  donare  voluerit,  hereditario 
jure  perpetualiter  possideret;  Meich.  I,  n.  284:  Atto  tauscht  mit  R.,  quodam 
nobili,  welcher  u.  a.  ein  Territorium  gibt,  das  er  in  proprietate  ex  condonato 
parentum  suorum  hat.  Es  geschieht  mit  Vorbehalt  der  kais.  Genehmigung 
und  R.  erhält  das  Getauschte  in  perpetuam  hereditatem.  liliisque  et  posteris 
ejus  etc. 
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der  Pall  vorgesehen  ist,  dass  das  Geschäft  rückgängig  wird1), 
und  Urkunden,  aus  welchen  hervorgeht,  dass  der  Käufer,  welcher 
das  gekaufte  Gut  der  Kirche  schenkt,  geradezu  die  Einwilligung, 
nicht  blos  die  Mitwirkung  des  Verkäufers  nötig  finden  kann*). 
Daraus  darf  vielleicht  gefolgert  werden,  dass,  abgesehen  von 
persönlichen  Abhängigkeitsverhältnissen  und  dem  Falle  der  Ge- 
währleistung, die  Qualitäten  des  Besitzrechtes  nicht  blos  bei 
Schenkungen,  sondern  auch  bei  onerosen  Veräusserungen  eine 
Mitwirkung  des  Auctors  nötig  machen  konnten. 

Die  eigentliche  Frage  dreht  sich  aber  um  Beschränkungen 
in  Folge  entgegenstehender  Erbenrechte,  und  da  keineswegs 
anzunehmen  ist,  dass  bei  entgeltlichen  Vergabungen  schwerere 


*)  Vgl.  z.  B.  bei  Pez  I,  Anamod.  I,  c.  61 : Ambricho  . . . pontifex  et 
quidam  nobilea  viri  Rihho  ejuaque  filiua  Freso  . . . ilinnim  conaenau  baec 
commatatio  convenienter  peracta  est.  Tradidemnt  supradicti  nobilea  ad  S.  E. 
caaam  cum  curte  . . hac  ratione,  ut  ai  quia  hoc  reaolvere  voluiaaet,  quatinus 
8.  Emmerammns  auum  obtineret  et  illi  nobilea  auum  reciperent. 

*)  vgl.  Brunner.Landschenkg.  a.  O.S.  117S;  vgl.ebendaa.  S.  1192note  1. — 
Meich.  I,n.  157(784— 81 1):  qualiterE.  presbyter sou  D.  presbyter  tradiderunt 
propriam  hercditatem  illorum,  quam  adquiaierunt  in  loco  P.:  ipaam  traditioncm 
fecerunt  in  manua  Attonia  epiacopi  cum  licentia  seu  voluntate  Perchthrammi, 
quia  ipse  E.  aeu  D.  eundem  territorium  de  Perhthramo  aeu  patre  illiua  Otoni 
nomine  compara verunt ; vgl.  dazu  Häb erlin  a.  0.  S.  23. 

Meich.  I,  n.  316,  a.  SU — 835:  Qualiter  Wago  capellanua  comparavit  a 
fratruele  ano  Toto  nomine  nnam  coloniam  . . Eo  modo  jam  dictua  Toto  Wagoni 
ipaam  coloniam  tradidit,  ut  accepto  pretio  licuiaset  eum  ipaam  coloniam  ad 
domum  S.  M.  tradere;  ita  enim  et  convenientiam  illorum  pariter  coram  iatia 
teatibua  fecerunt  et  eo  modo  tradidit  Toto  Wagoni  jam  dictam  coloniam.  — 
Hoc  negotium  peractum  atque  conftrmatum  ipse  Wago  et  jam  dictua  Toto 
pariter  pervenerunt  ad  . . . Hittonem  epiacopum  et  narravenmt  ei  hnjua  ne- 
gotii rationem  per  ordinem  et  accesserunt.,  in  illiua  praeaentia  et  communi 
manu  pariter  tradiderunt  jam  dictam  coloniam  ad  altarem  S.  M.  ea  vero 
ratione.  ut  post  illorum  obiturn  ad  . . eeclesiam  aine  ulla  contradictione  fir- 
miter  permanaisaet . . Beide  empfangen  noch  dazu  zwei  andere  bereits  früher 
der  Kirche  geschenkten  Colonien  als  Beneflzium  auf  Lebenszeit;  jeder  Erben- 
widerapmch  von  Brüdern,  Sohn  oder  sonstiger  propinqui  wird  abgewehrt 
Als  erster  der  Zeugen  fungirt  „Toto  auctor  huius  traditionis“. 

Beide  Urkunden  enthalten  Beschränkungen  für  Schenkungen  zum  Seelen- 
heile, entsprungen  aus  der  Modalität  des  Kaufvertrages.  Im  ersten  Falle  scheint 
die  Zustimmung  des  Verkäufers  erforderlich  zu  sein,  damit  der  Käufer  gültig 
vergäbe;  im  zweiten  Falle  bedingt  sich  der  Verkäufer  aus,  trotz  Erhalt  des 
Kaufpreises  das  Gut  zugleich  mit  dem  Käufer  an  die  Kirche  in  der  Weise 
zu  vergaben,  dass  Beiden  der  Nutzgenuss  für  die  Lebenszeit  Vorbehalten 


Digitized  by  Google 


127 


Bedingungen  galten,  als  bei  Schenkungen1),  so  ist  für  Baiern 
die  Frage  dahin  zu  formuliren,  ob  auch  bei  onerosen  Geschäften 
Abteilungspflicht,  oder  bei  mangelnder  Abteilung  die  Zustimmung 
der  Descendenten  erforderlich  war? 

Das  bairische  Volksgesetz  schweigt  davon.  Lex  Baj.  XII. 
2 verfügt,  dass  bei  Immobiliarverkäufen  accepto  pretio  aut  per 
cartam  aut  per  testes  confirmetur  firma  emptio.  Zeugen  waren 
somit  immer  nötig,  nicht  aber  Gerichtlichkeit,  wenn  sie  auch 
thatsächlich  oft  vorkam.  Daraus  folgt  aber  für  uns,  dass  die 
von  älteren  Autoren  (Eichhorn,  Zimmerle)  angewendete  Be- 
weisführung, welche  aus  der  Gerichtlichkeit  des  Rechtsgeschäftes 
auf  die  Zustimmung  aller  Dingpflichtigen,  also  auch  der  Erben 
schliesst,  nicht  stichhaltig  ist. 

Die  Formeln  für  entgeltliche  Verträge  erwähnen  nirgends 
etwas  von  einer  Zustimmung  der  Erben*).  Es  wurde  aber 
bereits  bei  Betrachtung  des  Rechtes  für  Vergabungen  zum 
Seelenheil  gezeigt,  dass  dieser  Umstand  kein  hinreichendes 
Gegenargument  gegen  ein  Wartrecht  der  Erben  bietet,  und 
wir  begnügen  uns  auf  diese  Ausführungen  zu  verweisen.  Eben- 
sowenig bieten  — wie  gezeigt  wurde  — die  Strafklauseln  ein 
zielfiihrendes  Beweismittel.  Wendungen  endlich,  welche  die 
Modalität  fixiren,  unter  welchen  der  Erwerber  das  Gut  erhält 
und  regelmässig  die  freie  Verfügung  über  das  Gut  zusichern, 
beziehen  sich  doch  wol  hauptsächlich  auf  das  Verhältnis  zwischen 

bleibt.  — In  beiden  Fällen  äussern  sich  Qualitäten  des  Besitzrechtes,  die 
dem  Kaufe  des  Gutes  entspringen,  bei  der  Schenkung  desselben  zum  .Seelen- 
heile wirksam.  Für  den  Fall  der  ersten  Urkunde  lässt  sich  also  wol  an- 
nehmen, dass  auch  eine  entgeltliehe  Veräusserung  die  Mitwirkung  des  Auctors 
erfordern  konnte;  vgl.  oben  3.  101,  Anm.  1. 

•)  Schröder  hat  in  seiner  Geschichte  des  ehelichen  Güterrechtes  I, 
S.  ISO  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einwilligung  des  Mannes  die  Frau  in 
älterer  Zoit  nur  zum  Verkaufe  von  Grundstücken  berechtigte  und  dass  erst 
später  auch  Schenkungen.  Freilassungen  und  Tanschverträge  zugegeben 
wurden.  Schröder  beruft  sich  diesbezüglich  auf  Capit.  gener.  vom  Jahre 
783,  c.  11  (Mon.  Leg.  I.  46):  Flacuit  etiam  nobis,  ut  quaecumque  femina 
potestatem  habet  per  comeatum  viri  sui  vendere,  habeat  potestatem  et  donare; 
und  auf  Leg.  Widon.  v.  J.  889,  c.  8 (ibidem  I,  556):  „Concedimus  etiam,  ut 
sicut  mulieres  cum  viris  suis  venumdare  et  donare  res  suas  possunt,  ita  et 
commutare  valeant  ac  famiiiam  suam  liberam  facere.“ 

*)  Bei  Rockingor  a.  0.  nn.  5,  8,  18;  bei  Zeumer  S.  459,  n.  6;  ferner  zum 
Vergleiche  auch  die  Formeln  des  Marculf  II,  nu.  19 — 24,  bei  Zeumer  S.  89  ff. 
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dem  Tradenten  und  dem  Empfänger,  nicht  auf  dasjenige  zwischen 
dem  Empfänger  und  seinen  Erben1).  Wäre  aber  selbst  die  letztere 
Annahme  zutreffend,  dann  wäre  nur  bewiesen,  dass  entgeltlich 
erworbenes  Gut  regelmässig  einem  Wartrechte  nicht  unterlag. 
Bezüglich  des  Erbgutes  bliebe  die  Frage  eine  offene. 

Aus  dem  Vorangeschickten  folgt,  dass  weder  das  Volks- 
gesetz noch  auch  die  Formeln  uns  die  Lösung  zu  bringen  ver- 
mögen. Allgemeine  Erwägungen  bieten  keinen  sicheren  Halt. 
Es  lassen  sich  sowohl  für,  wie  gegen  eine  Abteilungspflicht 
allgemeine  Gründe  beibringen.  Gegen  eine  solche  Abteilungs- 
pflicht bei  onerosen  Geschäften  mag  jenes  von  Schröder  an- 
gezogene Capitulare  sprechen,  ans  welchem  hervorgeht,  dass  die 
Frau,  welcher  freie  Verfügung  über  ihr  Gut  eingeräumt  war, 
zuerst  ihr  Gut  nur  vertauschen  durfte  und  erst  in  späterer  Zeit 
das  Recht  erhielt  dieses  Gut  auch  zu  verschenken.  Daraus  könnte 
gefolgert  werden,  dass  überhaupt  für  entgeltliche  Vergabungen 
auch  bezüglich  des  W arterechtes  eine  mildere  Auffassung  galt.  — 
Für  eine  solche  Abteilungspflicht  spricht  vor  Allem  die  Tbat- 
sache,  dass  in  späterer  Zeit  den  Erben  auch  bei  onerosen  Ge- 
schäften ein  Wartrecht  zukam.  — Sollte  es  uns  gelungen  sein 
in  Rücksicht  auf  unentgeltliche  Vergabungen  eine  gewisse  Stetig- 
keit in  der  Entwicklung  wahrscheinlich  zu  machen,  so  müsste 
der  Mangel  einer  solchen  in  Rücksicht  auf  onerose  Geschäfte 
umso  auffallender  erscheinen. 

Für  eine  Abteilungspflicht  kann  vielleicht  auch  die  That- 
sache  angeführt  werden,  dass  die  im  9.  Jahrhundert  urkundlich 
so  häufig  auftretenden  entgeltlichen  Geschäfte  verschiedener  Art 
zum  Teile  aus  einer  Umformung  der  Schenkungen  zum  Seelen- 
heile entstanden  sind.  Für  diese  letzteren  galten  aber  rechtlich  und 

•)  Vgl.  z.  B.  bei  Bockin  ger  n.  8,  S.  66:  in  ea  vero  ratione,  ut  a die 
praesente  boc  baheas,  teneas  atque  possideas,  vel  quiequid  exinde  facere 
volueria  liheram  ac  firmissimam  Christo  propitio  in  omnibus  habend  potestatem; 
ähnlich  die  Formeln  bei  Kockiuger  n.  5.  S.  69;  n.  18,  S.  78;  bei  Zmimcr 
n.  5,  S.  459:  Kecipicntes  ergo  iubemus.  ut,  quicqnid  pars  iuste  et  rationa- 
biliter  altori  contulit  parti,  deincepa  per  hanc  nostram  auctoritatcin  iure  fir- 
missimo  teneut  atque  possideat,  vel  quiequid  exinde  ob  utilitutem  et  commo- 
ditatem  sibi  facere  Tel  iudicare  voluerit,  libero  in  Hei  ne  perfruatur  arbitrio 
faciendi  quiequid  elegerit;  vgl.  auch  ibidem  S.  89  ff.,  Marc.  II,  n.  19 — 24; 
Tgl.  auch  Beseler  a.  0.  I,  53  und  Sandhaas  a.  O.  S.  177,  welche  derselben 
Meinung  sind;  und  oben  S.  115,  Anm.  1. 
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wurden  geübt  die  Grundsätze  der  Abteilnngspflicht.  Es  ist  da- 
her wahrscheinlich,  dass  sie  auch  auf  jene  entgeltlichen  Geschäfte 
Anwendung  fanden,  welche  sich  aus  der  Schenkung  fast  unmerk- 
lich herausentwickelt  hatten.  Man  kann  diese  Entwicklung  für 
um  so  wahrscheinlicher  halten,  als  ja  — wie  dargethan  wurde 
— die  Rücksicht  für  die  Familie  mit  der  Abnahme  des  Glaubens- 
eifers in  den  Vordergrund  trat  und  sich  nicht  blos  in  der  Übung 
der  Abteilungspflicht,  solidem  auch  in  der  häufigeren  Beiziehung 
des  Familienrates  äusserte. 

Es  scheint  uns,  dass  die  Urkunden  die  Frage  im  Sinne 
dieser  zweitgenannten  Erwägungen  entscheiden.  'Es  finden  sich 
zwar  zahlreiche  Beurkundungen  entgeltlicher  Geschäfte  ohne 
irgend  welche  Erwähnung  einer  Erbeuzustimuniug,  oder  einer 
geschehenen  Abteilung,  und  die  Zahl  dieser  Urkunden  ist  die 
weitaus  überwiegende.  Diese  Erscheinung  wurde  aber  auch  bei 
der  Betrachtung  der  Schenkungen  zum  Seelenheile  constatirt, 
und  es  wurde  dort  wiederholt  darauf  hiugewicsen,  dass  eiue 
ganze  Reihe  möglicher  Erklärungsgründe  für  jeden  dieser  Fälle 
offen  bleibt.  Kinderlosigkeit,  bereits  vollzogene,  aber  urkundlich 
nicht  erwähnte  Abteilung  bildeten  die  wichtigsten  Erklärungs- 
grüude.  Musste  ferner  selbst  bei  Schenkungen  die  Frage  offen 
bleiben,  ob  wolerworbeues  Gut  dem  Wartrechte  unterlag,  so 
scheint  uns  diese  Frage  für  onerose  Geschäfte  noch  viel  zweifel- 
hafter. 

Beweiskräftig  aber  für  die  Thatsache,  dass  zum  mindesten 
das  Erbgut  auch  bei  ouerosen  Rechtsgeschäften  einer  Abteilungs- 
pflicht unterlag,  erscheinen  uns  eine  Reihe  von  Bairischen  Ur- 
kunden, in  welchen  die  Verüusserung  durch  Vater  und  Sohn1), 
oder  Mutter  und  Sohn3)  communi  manu  geschieht.  Wäre  vorher 

')  Meich.  I,n.  145(784 — 811):  Qualitor  Cotescalh  presbyter ...  comparavit 
com  justo  pretio  territorium  a quibuailam  nobilibus  hominibus,  quorum  nomina 
Milo  et  filius  ejus  Deotmar  ...  et  ipsam  ecclesiam  sine  ulla  contradictione 
tradidit  ad  donium  S.  M;  Hundt  II,  n.  30,  a.  851:  Commutatio  domini  Er- 
kauporti  epi  et  Leoberti  laici  . . . e contra  . . . dedit  Leoperht  cum  filio 
suo  Reginberto  . . in  loco  L . . curtem  cum  domo  etc.;  Hundt  II,  n.  35, 
a.  850:  Commutatio  inter  vener.  Annonem  et  quosdam  nobiles  viros  R et  A.  . . 
e contra  dederunt  Keginpato  et  filius  ejus  Alpuni  ex  suo  proprio  . . . 

*)  Meich.  I,  n.  74,  a.  7G4— 784:  De  venditione  vel  emptione,  quod  emerat 
Heres  episcopus  a vcnditnribus  vel  traditoribus  id  est  a Crimperhto  seu  matre 
ipsius  Hiltisnota  territorium  in  loco  C.;  Meich.  I,  n.  172  (a.  784—811):  Ego 
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die  Abteilung  geschehen  — wie  sie  uns  in  einem  allerdings  nicht 
hierher  gehörigen  Falle  bezeugt  ist,  wo  der  in  Ganerbschaft 
lebende  Bruder  sein  Gut  vor  der  entgeltlichen  Veräusserung  ab- 
teilt1) — dann  wäre  die  Vergabung  gesammter  Hand  unnötig 
gewesen8).  Da  aber  eine  solche  Abteilung  in  den  obigen  Fällen 
nicht  stattgefunden  hatte,  so  geschieht  die  unentgeltliche  Ver- 
gabung von  Seiten  der  Eltern  und  Kinder  communi  manu. 

Damit  dürfte  aber  auch  der  Beweis  erbracht  sein,  dass, 
abgesehen  von  echter  Not8),  auch  onerose  Geschäfte  der  Ab- 
teilungspflicht im  Sinne  von  1.  Baj.  I.  1 unterlagen. 


Atto  cpiscopus  in  beneficium  concessi  Deodolto  clerico  rem  propriam  in  loco 
E.  . . . Ipso  quoqne  Deodolt  e contra  tradidit  . . . propriam  hereditatcm 
8uam  . . . quicqnid  in  eodem  vico  so  ipsum  et  matrem  suam  J.  de  propria 
hcreditate  habere  videbantur  . . . manu  commune;  Meich.  I,  895,  a.  875 — 883: 
Dedit  . . episcopus  nobili  viro  E.  matrique  suae  servum  I in  proprietotem 
habendum.  Et  contra  in  recompensatione  hnjus  servi  dedit  praefatus  nobilis 
vir  cum  matre  sua  alium  servum  nomine  H.;  Meich.  I,  n.  1018:  Mutter  und 
Sohn  tauschen  mit  Bischof  Wolfram  und  erhalten  ein  Gut  auf  Lebenszeit. 

’)  Meich.  I,  n.  247,  a.  784 — 811:  Notitia  de  concambione,  qui  fuit  inter 
Ellannodi  et  cuidam  honiine  Offo  . . . dedit  0.  suam  alodem,  quod  partivit 
contra  fratres  suos  in  legalem  portionem  per  manus  advocati  Ellauodi  nomine 
Diudolf  ad  domum  S.  M.  . . tum  denium  Diudolf  advoeatus  et  Reginhart 
conductor  ....  Offoni  duas  colonias. 

*)  Keinz,  Breves  Notitiae  S.  43:  Frideperht  quidam  ibi  vendidit  por- 
tionem suam  Virgilio  episcopo.  Der  Ausdruck  portio  scheint  direct  darauf 
hinzuweisen,  dass  vorher  eine  Abteilung  geschehen  war. 

s)  Über  Veräusserungen  bei  echter  Not  vgl.  Eichhorn  a.  O.  I,  S.  334; 
Brunner,  R.  G.  I,  S.  75,  76;  Schröder,  R.  G.  S.  61,  311;  Stobbe  a.  O. 
II,  S.  127;  Siegel,  Deutsches  Erbrecht  a.  O.  S.  111  ff.;  A.  Schmidt,  Echte 
Not,  Leipzig  1888,  S.  168  ff.;  Zimmerle  a.  0.  S.  198  ff.;  Lewis,  Succession 
S.  60  ff.;  Merkel,  in  der  Zeitschrift  für  R.  G.,  II.  Bd.,  S.  144  und  Gengier, 
Beiträge  zur  Rechtsgeschicbte  Baierns  a.  0.  I,  S.  213. 
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Einleitung’. 

In  den  meisten  grösseren  deutschen  Städten  erzeugte  die 
frühzeitige  und  rasche  Entwickelung  eines  regen  Handelsverkehrs 
schon  in  frühen  Zeiten  handelsrechtliche  Bestimmungen,  welche 
sich  allmählich  in  den  einzelnen  Gebieten  zu  gesonderten  Handels- 
rechten entwickelten. 

Eis  liegt  die  Frage  nahe,  in  welcher  Weise  im  Laufe  der 
•>Zoit  die  auf  den  Handel  bezüglichen  Streitigkeiten  (welche 
natürlich  zu  allen  Zeiten  vorgekommen  sein  werden),  eine  gericht- 
liche Entscheidung  fanden : ob  für  derlei  Prozesse  die  (Jivilgerichte 
zuständig  waren,  oder  ob  und  wann  für  dieselben  besondere  kauf- 
männische oder  Handels-Gerichte  in’s  Leben  gerufen  sind. 

Die  bezüglich  verschiedener  süddeutscher  wie  norddeutscher 
Städte  Angestellten  Untersuchungen  haben  in  der  That  ergeben, 
dass  dort  bereits  frühe  eine  von  der  sonstigen  Civilgerichtsbar- 
keit  getrennte  Handclsgerichtsbarkeit  existirt  hat.1) 

Da  nun  auch  in  üstpreussen  die  Anfänge  von  Handel  und 
Handelsrecht  nachweislich  in  verhältnismässig  frühe  Zeiten  fallen, 

’)  So  lässt  sich  z.  B.  für  Regensburg  durch  Privilegien  von  1207  und 
1280  nachweisen,  dass  dort  ein  sog.  Hansgraf  (hansgravo)  die  Streitigkeiten 
der  einheimischen  und  auswärtigen  KauHoute  zu  entscheiden  hatte.  Vgl. 
diese  Urkunden  bei  Gemeiner:  Regensburgische  Chronik.  I.  Regensburg  1800. 
S.  206,  325.  v.  Maurer:  Geschichte  der  Städteverfaesung  in  Deutschland,  il. 
Krlangcn  1870.  S.  274  Rote  3.  S.  275  Note  9;  die  Urkunde  von  1230  auch 
bei  Gaupp:  deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters.  I.  Breslau  1851.  No.  12. 
S.  167  f,  und  bei  Geugler:  Deutsche  Stadtrechte.  Nürnberg  1866.  S.  372  f. 
Vgl.  ferner  die  Urkunden  von  1281  bei  Gemeiner  S.  415  und  von  1333  (1334) 
eod.  S.  563  und  Freyberg:  Sammlung  histor.  Schriften.  V.  S.  118  f.  — 
Ueber  die  Befugnisse  des  Hansgrafen  und  des  Rats  (in)  der  Hans  s.  auch 
Gemeiner  S.  479.  v.  Maurer  S.  254  f.,  263  f.,  270  et  cit.,  273  f.,  279  f.  Das 
Privileg  von  1230  erwähnt  auch  Fischer:  Geschichte  des  deutschen  Handels. 
Hannover  1786.  I.  S.  335.  — 
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so  läset  eich  mutmassen,  dass  die  heutige  Handelsgerichtsbarkeit 
für  Oatpreuesen  und  speziell  für  Königsberg  keine  Erscheinung 
neueren  Datums  ist,  sondern  auf  eine  Entwickelung  zurückschaut, 
welche  der  Entwickelung  des  Handels  dieser  Provinz  entspricht. 

Ostpreussen  hat  wahrscheinlich  schon  vor  dem  Erscheinen 
des  Deutschen  Ordens,  namentlich  infolge  der  Bernsteingewinnung, 
einen  Handelsverkehr  gehabt;  jedoch  lässt  sich  die  Ausdehnung 
desselben  zu  jener  Zeit  nicht  nachweisen.  Unstreitig  und  auch 
natürlich  ist,  dass  die  Entwickelung  des  Handels  und  der  In- 
stitute desselben  sowie  des  Handelsrechts  hier  eine  viel  spätere 
ist,  als  diejenige  in  dem  übrigen  Deutschland:  man  denke  nur 
daran,  dass  in  Ostpreussen  die  Kaufmannsgilden  erst  im  Anfänge 
des  14.  Jahrhunderts  von  Siegfried  von  Feuchtwangen  oder 
Dietrich  von  Aldenburg  eingeführt  sind1),  und  vergleiche  damit 
das  frühe  Erscheinen  von  Kaufmannsvereinigungen  und  die  schnelle 
Entwickelung  und  Verbreitung  der  Gilden  in  dem  übrigen  Deutsch- 
land.*) 

Bemerkenswert  ist  es  auch,  dass  Siegfried  von  Feucht- 
wangen bestimmte,*)  dass  die  alten  Preussen  zur  Kaufmannschaft 
und  zum  Handel  nicht  zugelassen  werden  sollten,  sondern  nur 
die  neuen  Ansiedler,  welche  aus  dem  Reiche  herzogen. 

Durch  den  Orden  nahm  der  Handel  in  Ostpreussen  in  kurzer 
Zeit  einen  grossen  Aufschwung:  ganz  besonders  haben  sich  die 
Hochmeister  Siegfried  von  Feuchtwangen,  Winrich  von  Knipprode 
und  Ulrich  von  Jungingen  um  die  Entwickelung  des  Handels  ver- 
dient gemacht  und  diesbezügliche  Gesetze  gegeben. 

Da  Ostpreussen  erst  durch  den  Orden  geschriebenes  Recht 
erhalten  hat,  kann  das  Vorhandensein  einer  Handelsgerichtsbarkeit 
auch  erst  nach  der  Unterwerfung  des  Landes  durch  den  Orden 
nachgewiesen  werden. 


*)  Fischer  1.  c. 

*)  Kin  genaueres  Eingehen  auf  diese  Frage  würde  hier  zu  weit  führen. 
Vgl.  Gierke:  Rechtsgeschichte  d.  deutschen  Genossenschaft.  Berlin  1868. 
S.  243  f.,  344  f.  Wilda:  Gildenwesen  im  Mittelalter.  Halle  1831.  S.  223  f. 
255  f.  Brentano:  Einleitg.  z.  Gesch.  d.  engl.  Gewerkvereine.  Leipzig  1871. 
S.  19,  27.  Nitzsch  in  d.  Monatsberichten  d.  Kgl.  Pr.  Akad.  d.  Wissensch. 
z.  Berlin.  1879  S.  4 f.  1880  S.  370  f.  Schröder:  Lehrbuch  d.  deutschen 
Kechtsgeschichte.  Leipzig.  S.  579  et  cit.  und  S.  606  f. 

’)  Vgl.  hierzu  u.  zum  folg. : Fischer:  ßd.  IIS.  143  f.  Falke:  Geschichte 
d.  deutschen  Handels.  Leipzig  1860  II.  S.  120  f.  Hartknoch:  Altes  und 
neues  Preussen.  1684.  Kotzebue:  Prcusseus  ältere  Geschichte  I.  1808.  Waissei: 
Chronik  Königsbergs.  1599.  Erläutertes  Preussen  1724 — 1728  Bd.  1 u.  III. 


Digitized  by  Google 


3 


Bereits  in  der  Mitte  und  in  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts stand  Königsberg  in  reger  Verbindung  mit  England, 
Schottland,  Frankreich,  Spanien,  Dänemark,  Schweden,  Norwegen, 
Livland  und  ganz  besonders  mit  Flandern,  dem  Hauptgebiet  des 
damaligen  Handels,  wo  in  Brügge  die  Königsberger  Grossschäfferei 
ihren  Lieger  stationirt  hatte. 

Bei  dieser  Lebhaftigkeit  des  Handels  muss  sich  entschieden 
das  Bedürfnis  fühlbar  gemacht  haben,  die  aus  diesem  Verkehr 
sich  ergebenden  Streitigkeiten  gleichmässig  zu  regeln  und  zwar 
durch  Personen,  welche  mit  den  einschlagenden  Verhältnissen 
bekannt  waren 

Eine  Urkunde  aus  dem  Jahre  1420,  aus  dem  Rechnungsbuch 
des  Liegers  der  Königsberger  Grossschäfferei  Andreas  Koyan1), 
beweist  uns,  dass  zu  jener  Zeit  in  Brügge  in  Flandern  ein  „ W e 1 1 - 
gericht“  als  Sondergericht  in  Handelssachen  bestand  und  dass 
auch  Königsberger  Kaufleute  vor  demselben  Erledigung  ihrer 
dortigen  Streitigkeiten  nachsuchten,  und  es  ist  jedenfalls  eine 
interessante  und  bemerkenswerte  Thatsache,  dass  Königsberg 
bereits  im  Jahre  1420  von  der  Einrichtung  und  dem  offenbaren 
Nutzen  eines  solchen  Institutes  Kenntnis  gehabt  hat. 

Wenn  nun  trotz  aller  Vermutung  und  Wahrscheinlichkeit 
das  Bestehen  von  Handelsgerichten  in  Königsberg  sich  nur  für 
einen  Zeitraum  von  ungefähr  350  Jahren  bestimmt  nach  weisen 
lässt,  so  mag  das  verschiedene  Ursachen  haben;  es  ist  aber 
keineswegs  dadurch  erwiesen,  dass  solche  Gerichte  früher  nicht 
existiert  haben. 

Die  vielen  Kriege,  unter  denen  das  junge  Ordensland  zu 
leiden  hatte,  und  deren  wechselnder  Ausgang,  verschiedene  Zu- 
fälle und  Unfälle’)  und  nicht  zum  wenigsten  die  früher  herrschende 
Gleichgültigkeit  an  den  vaterländischen  Altertümern  haben  zur 
Vernichtung  des  zu  diesbezüglichen  Forschungen  erforderlichen 
Materials  beigetragen.  Dass  viele  handelsrechtliche  Urkunden, 
namentlich  aus  ältester  Zeit,  verloren  gegangen  und  nur  ein  Teil 
der  einzelnen  Bestimmungen  und  Rechte  erhalten  ist,  ist  unstreitig; 
ist  es  doch  eine  erweisliche  Thatsache,  dass  noch  vor  einigen 

')  Mitgeteilt  von  Sattler  in : Handelsrechnungen  des  Deutschen  Ordens. 
Leipzig  1887.  S.  467. 

*)  Man  denke  an  Feuersbrünste,  von  denen  gerade  Königsberg  oft  heim- 
gesucht ist.  So  gingen  viele  Urkunden  1K8Ö  bei  dem  Brande  des  Lizent- 
hauses  verloren;  so  ist  bekanntlich  die  älteste  ostpreussische  Rechtsurkunde, 
die  erste  kulmische  Handfeste  von  1223,  einem  Brande  zum  Opfer  gefallen. 
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Jahren  eine  grosse  Anzahl  Urkunden  des  Magistratsarchivg  als 
Makulatur  verkauft  wurde,  und  es  mag  ja  über  den  Urkunden, 
welche  die  Geschichte  der  Handelagerichtsbarkeit  berühren,  ein 
besonderer  Unstern  gewaltet  haben. 

Wahrscheinlich  ist  es  auch,  dass  ein  Teil  der  diesbezüglichen 
Urkunden  mit  dem  Ende  der  polnischen  Herrschaft  nach  Polen 
gekommen  ist.1) 

Die  Entwickelung  der  Handelsgerichtsbarkeit  in  der  Stadt 
Königsberg  i.  Pr.  ist  bisher  noch  nicht  einer  eingehenden  Unter- 
suchung unterzogen  worden.  Der  einzige,  welcher  diese  Frage 
berührt,  ist  Meier,  seiner  Zeit  Justizrat  in  Königsberg,  in  den 
„Preussischen  Provinzialblättern“;*)  aber  auch  er  erwähnt  in 
seiner  Abhandlung  aus  der  Zeit  bis  1715  nur,  dass  „in  den 
Jahren  1632,  1642,  1667  und  1670  Wettgerichtsordnungen  ver- 
fasst wurden,  welche  meist  nicht  landesherrlich  bestätigt,  sondern 
nur  von  den  Bäten  der  Stadt  publiziert  seien“  und  charakterisiert 
dann  in  wenigen  Worten  das  Verfahren  vor  den  Wettgerichten: 
weiterhin  finden  sich  bei  Meier  beiläufig,  wie  etwas  Allbekanntes 
und  Allgemein-Feststehendes  die  Worte:  „das  Wettgericht,  welches 
seit  1601  bestand.“3)  Ausserdem  erwähnen  auch  noch  v.  Kamptz,4) 
Flügel4)  und  Hartknoch ")  Wettgerichtsordnungen  (aus  anderen 
Jahren),  so  dass  sich  darnach  solche  Ordnungen  für  ein  Handels- 
gericht von  den  Jahren  1620,  1622,  1632,  1642,  1643,  1667,  1669 
und  1670  ergeben  würden. 

Bei  keinem  dieser  Chronisten  finden  sich  Beweise  oder  auch 
nur  Anhaltspunkte  für  ihre  Behauptungen.  Der  einzige  zuver- 
lässige Beweis  erfolgt  durch  Urkunden  und  ein  solcher  ist  bisher 
nicht  geführt  worden.  — 

I.  Abschnitt. 

Ich  habe  nun,  um  die  Ursprünge  der  Handelsgerichts- 
barkeit in  Königsberg  festzustellen,  das  erhaltene  Urkunden- 

')  Lucas  David  berichtet,  dass  Markgraf  Albrecht  im  Jahre  1525 
ganze  Wagen  voll  Urkunden  nach  Polen  abgebeu  musste. 

*)  Preussiscbe  Provinzialblätter.  3.  Polge.  Bd.  IX.  1864.  S 216  f. 
und  281  f.  — 

*)  eod.  S.  301;  vgl.  auch  S.  303  den  Satz  „das  Wettgericht ist 

von  1601  bis  1809  thätig  gewesen." 

*)  „Die  preussischeu  Proviuzialrechte.“ 

°)  „Chronik  von  Königsberg  i.  Pr.“ 

*)  „Altes  und  neues  Preussen.“ 
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material1)  zusammeDgesucht  und  durchgesehen  ; leider  ist  zwar, 
wie  schon  angedeutet,  der  Erfolg  hinter  den  Erwartungen  zurück- 
geblieben; immerhin  ist  es  mir  gelungen,  einmal:  nachzuweisen, 
dass  die  Angaben  Meiers  über  das  Anfangsjahr  der  Wettgerichte 
(1601)  falsch  sind,  und  dann:  fcstzustellen,  inwieweit  die  von  den 
genannten  Chronisten  gemachten  Angaben  über  die  Wettgerichts- 
ordnungen richtig  und  in  welcher  Weise  sie  erklärlich  sind. 

Was  die  Feststellung  des  Beginnes  der  Wettgerichte  d.  h. 
einer  gesonderten  Handelsgerichtsbarkeit  in  Königsberg  betrifft, 
so  sind  der  Vollständigkeit  wegen  zunächst  zwei  Urkunden  zu 
erwähnen,  welche  für  ihre  Zeit  die  Existenz  von  Wettgerichten 
in  Königsberg  beweisen,  welche  aber  leider  kein  Datum  führen; 
höchstwahrscheinlich  rühren  sie  aus  ungefähr  derselben  Zeit  her, 
wie  die  in  demselben  Urkundenbuche*)  vorher  und  nachher  auf- 
gezeichneten Ordnungen  und  Gesetze  der  Jahre  1525,  1539,  1544 
und  1559.  In  dem  ersten  dieser  beiden  Manuscripte,  einer  Auf- 
zählung der  in  Preussen  geltenden  Rechte,  heisst  es:*) 


')  Das  Urkundenmaterial  ist  folgendes: 

einige  Manuscriptenbände  der  Königlichen  Bibliothek;  eine  Keihe 
von  Manuscripten,  welche  in  mehreren  „gravamina"  betitelten  Bänden 
des  Magistrats-Archivs  enthalten  sind;  mehrere  Bände  auf  die  Wett- 
ordnungen bezüglicher  Manuscripte  des  Staats-Archivs  und  die  von 
mir  auf  der  Bibliothek  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft  Vor- 
gefundenen, jetzt  aber  im  Staats- Archiv  befindlichen  „Protokollbücher“ 
der  Zünfte  im  Kneipbof. 

Von  den  letzteren  ist  das  wertvollste  Material  verloren  gegangen 
und  nur  erhalten  die  Protokollbücher  der  Zunft  der  Kaufleute  von 
1664  an  und  die  der  Mälzenbrsuerzunl't  von  1696 — 1711,  1713 — 1724. 
Die  früheren  Protokollbücher  — es  müssen  solche,  wie  sich  aus  den 
auf  den  erhaltenen  Bänden  befindlichen  Nummern,  welche  diese 
Bände  früher  führten,  nachweisen  lässt,  mindestens  vom  Jahre  1Ö22 
existiert  haben  würden  durch  die  alljährlichen  Wahlvermerke  Auf- 
schluss über  den  Beginn  der  Wettgerichte  gegeben  haben. 

*)  No.  1983  des  Steffenhagen’schen  Kataloges  der  Königl.  Bibi.  Die 
einzelnen  Manuscripte  dieses  Bandes  sind  später  ohne  richtige  Folge  zu- 
sammengebunden: so  ist  z.  B.  „das  kulmische  Recht“  im  Jahre  1532  dort 
niedergeschrieben  und  vor  demselben  steht  eine  Verordnung  aus  dem  Jahre 
1669.  Fast  die  gleichen  Urkunden  wie  No  1983  enthält,  vielleicht  abschrift- 
lich, No.  1887  jenes  Kataloges,  die  sog.  Jura  Ducati  Prussiae  ex  Donat. 
Georg.  Stephan.  Tom  I.  S.  333  u.  921.  No.  17.  Der  Anfang  dieses  Bandes 
ist  1604  geschrieben,  doch  mögen  auch  hier  verschiedene  Manuscripte  zu- 
sammengebunden sein. 

*}  8.  345.  — Bei  dem  augenscheinlich  von  derselben  Hand  geschriebenen 
Manuscripte  S.  342,  343  findet  sich  als  Schriftdatum  der  4.  Januar  1594. 
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„No.  17  Wett  Recht  und  No.  18  Morgenspruch.  Von 
diesen  zweyen  appelliert  man  gemeiniglich  an  die  Kohlkammcr,’) 
anderswohin  würde  es  nicht  gern  gestattet.“ 

Das  zweite  Mauuscript  ist  eine  „Ordnung  wie  manns  zur 
Köhre*)  der  Stadt  Kneiphoff  Königsberg!«  halten  soll“;  dieselbe 
erwähnt  unter  den  Ratsmitglied  cm  auch  die  Wettherrn. 

Neben  diesen  beiden  Urkunden,  deren  Alter  eben  nicht  genau 
festgestellt  werden  kann,  ist  die  älteste  Urkunde,  die  von  einem 
bereits  bestehenden  Wettgerichte  spricht,  eine  im  „Erläuterten 
Preussen“*)  in  Exeerpten  mitgetheilte  Urkunde  aus  dem  Jahre 
1598,  welche  also  beweist,  dass  ein  Wettgericht  — entgegen  den 
Angaben  Meiers  — bereits  vor  1601  in  Königsberg  bestand:  es 
ist  eine  Darstellung  des  damaligen  Bürgermeisters  Michel,4)  welcher 
uns  von  einem  Versuch,  die  bis  dahin  in  den  3 Städten  Königs- 
berg bestehenden  3 Specialwettgerichte  zu  einem  Generalwett- 
gcricht  zu  vereinigen,  und  von  den  sich  daran  knüpfenden  Streitig- 
keiten berichtet. 

Auf  diesen  Streit  bezieht  sich  u.  a.  auch  eine  bisher  noch 
nicht  bekannte  Verabschiedung  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund 
vom  2.  Februar  1613,  welche  uns  auch  die  Ansicht  dieses  Fürsten 
wiedergiebt.  Sie  lautet:  „Und  die  General  Wett  belangende  be- 
finden J.  Chfstl.  Gn.,  dass  sich  keines  Weges  wil  thun  lassen, 
die  Fundation  dieser  3 Städte,  zudem  eine  jede  Stadt  mit  sonder- 
lich Nahmen,  Privilegien  und  Freyheiten  von  alters  hero  ver- 
sehen, in  einen  anderen  Stand  zu  versetzen : sondern  bleibet  billig 


')  Dieselbe  Aufzählung  „ehemals  gegoltener  Rechte“  findet  sich  ge- 
druckt im  „Erläuterten  Preussen“  Bd.  II.  S.  107  und  bei  Schweikart  in 
von  Kamptz:  Jahrbücher  für  preussische  Gesetzgebung.  20.  S.  219;  daselbst 
steht  statt  „Kohlkammer“  „Kahlkammer“.  Es  ist  jedenfalls  eine  damalige 
volkstümliche  Bezeichnung  eiues  Zimmers  im  Schlosse  (vermutlich  der 
Oberratsstube).  — 

*)  d.  i.  hier:  Wahl  der  Mitglieder  des  Rates. 

s)  „herausgegeben  von  einigen  Liebhabern  der  Geschichte  des  Vater- 
landes“. Bd.  III  Königsberg  172ö  S.  234  f.  Hieraus  ist  wieder  ein  Teil 
abschriftlich  mitgeteilt  in  Flügel:  Chronik  von  Königsberg  i.  Pr. 

4)  Die  annalia  mixta  des  Bürgermeisters  Peter  Michel  sind  nicht  er- 
halten. Michel  soll  (a.  a.  O.  S.  220  Anm.)  am  29.  Juni  1557  in  Knobels- 
dorff Prov.  Brandenburg  geboren  sein,  sich  1587  in  Königsberg  als  Kauf- 
mann niedergelassen  haben  und  von  1603 — 1004  Gericbtsherr,  bis  1013  Rats- 
herr, 1614—1617  Vice-Bürgermeister  und  1618 — 1620  Bürgermeister  im 
Kneiphof  gewesen  sein. 
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die  Wette  unterschiedlich  bei  einer  ieden  Stadt  wie  so  lang 
von  alters  hero.‘l1) 

Diese  Worte,  die  aus  dem  Jahre  1613  auf  ein  langes  Be- 
stehen der  Wettgerichte  von  alters  her  hindeuten,  finden  eine 
speziellere  Bestätigung  in  der  letzten  und  wichtigsten  der  hierher 
gehörigen  Urkunden:  es  ist  ein  im  hiesigen  Staatsarchiv  befind- 
liches Schreiben  des  Bürgermeisters  einer  der  3 Städte  an  den 
Kurfürsten  vom  18.  November  1666.  Dasselbe  enthält  folgenden 
Passus : „es  hat  sich  dann  unter  der  Handt  zugetragen,  dass  die 
Gewercke  solchem  nützlichen,  au  ihm  selbst  dem  allgemeinen  Stadt- 
wesen zuträglichen  und  mehr  denn  hundert  Jahre  in  üblichem 
Gebrauch  gewesenen  Wercke  (nämlich  der  Spezialwette)  wider- 
sprochen, bey  der  Churfürstl.  Regierung  es  stutzig  zu  machen, 
ihnen  unternommen  etc.“*) 

Ich  glaube,  es  liegt  kein  Grund  vor,  an  diesen  Worten  des 
Bürgermeisters,  die  jedenfalls  auf  genauer  Sachkenntnis  beruhen 
werden,  zu  zweifeln:  sie  führen  zu  der  Annahme,  dass  spätestens 
1555  drei  Spezialwettgerichte  in  Königsberg  bestanden 
haben,*)  also  mindestens  ca.  50  Jahre  vor  dem  Zeitpunkt,  den 
man  nach  Meier  bisher  als  das  Jahr  des  Beginnes  der  Thätigkeit 
der  Wettgerichte  in  Königsberg  angesehen  hat. 

Genauere  Nachrichten  über  die  Entwickelung  der  Biandels- 
gerichtsbarkeit  haben  wir  erst  seit  dem  Jahre  1598,  zunächst  aus 
der  erwähnten  Darstellung  Michels. 

Königsberg  bestand  bis  zum  Jahre  1724  aus  3 einzelnen 
Städten  Altstadt4),  Kneiphof  und  Löbnicht  mit  vollständig  ge- 
sonderter Verwaltung  und  Einrichtungen. 

Lagen  irgend  welche  Punkte,  Mängel  oder  Beschwerden  vor, 
welche  alle  3 Städte  betrafen,  so  berieten  zunächst  die  Zünfte 
und  Gemeinen  einer  jeden  Stadt  die  Präge  für  sich;  alsdann 
kamen  die  Aelterleute  der  Zünfte  und  die  Gemeinältesten  mit  den 
Vertretern  der  3 Gerichte  und  der  3 Räte  zu  einer  gemeinsamen 


*)  Magistrats-Archiv  71.  A.  Vol.  3.  Dieser  Passus  der  Verabscheidung 
ist  mit  denselben  Worten  citiert  in  dem  Manuscriptenband  über  die  Wett- 
geriebte  im  Staats-Archiv  fol.  259. 

*)  Fol.  108  des  Bandes  betr.  die  Wettgerichte  im  Staats-Archiv. 

*)  In  Danzig  bestand  ebenfalls  ein  Wettgoricht,  wie  ans  No.  1948 
S.  302  f.  des  Steffenhagen’schen  Kataloges  hervorgeht,  spätestens  im  Jahre 
1557 ; vgl.  auch  eod.  No.  1955  S.  8 und  II  S.  172. 

4)  Altstadt  gegründet  1286,  Kneiphof  gegründet  1324(Fundationsurkunde 
von  1327),  Löbnicht  gegründet  1300. 
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Beratung  auf  dem  Altstädtischen  Rathausc  zusammen.  Dorthin 
sind  auch,  so  berichtet  Michel,  „die  3 Gemeinen  am  15.  August  1598 
sämtlich  nebst  den  Gerichten  gekommen  und  haben  begehret, 
dass  eine  General  Wette  soll  gehalten  werden,  dabey  aus  jeder 
Stadt  etzliche  Personen  ausm  Erbahren  Rath,  aus  dem  Gericht, 
danebst  von  Kaufleuten  und  Mältzenbräuern,  sollten  gehalten 
werden.“ 

Dieser  Vorfall  zeigt  die  schon  für  das  Jahr  1595  angedeuteten 
Bestrebungen,  die  bis  dahin  bestehenden  3 Wettgerichte  zu  ver- 
einigen.  Diese  Bestrebungen,  welche  ursprünglich  wohl  nur  von 
einigen  unruhigen  Köpfen  hervorgerufen  waren,  dann  aber  das 
sich  allmählich  geltend  machende  Verlangen  nach  einer  wenigstens 
teilweisen  Einigung  der  3 Städte  widerspiegeln,  wurden  von  den 
Altstädtern,  die  dadurch  ein  Uebergewicht  über  die  anderen 
Städte  zu  gewinnen  hofften , bald  aufs  lebhafteste  vertreten.  Sic 
stellten  daher  das  Verlangen,  dass  die  projektierte  General-Wette 
„in  ihrer  Stadt,  als  in  den  Principal,  geordnet  und  gesetzet  werden“ 
sollte.1)  Während  die  Löbnichter  zu  diesem  Anträge  ihre  Zu- 
stimmung gaben,  versagten  die  Kneiphüfer,  welche  das  Ueber- 
gewicht der  Altstadt  und  den  Verlust  der  eigenen  Gerechtigkeiten 
befürchteten,  ihre  Einwilligung;1)  im  folgenden  Jahre,  1599,  gaben 
sie  jedoch  insoweit  nach,  dass  sie  in  die  General- Wette  willigen 
wollten,  wenn  dieselbe  abwechselnd  in  jedem  der  3 Rathäuser 
gehalten  würde.*) 

Der  hier  geschilderte  Streit  ist,  nachdem  die  Städte  den  ihnen 
durch  das  kurfürstliche  Rescript  vom  1.  Februar  1600,  welches 
ihnen  einen  diesbezüglichen  Verweis  erteilte,*)  vorgeschriebenen 
Instanzenweg  eingeschlagen,  zum  ersten  Male  am  17.  April  1601, 
unter  dem  Beisitze  des  Kurfürsten  Johann  Sigismund  im  Schlosse 
„in  der  Ober-Rath-Stube“  durch  das  fürstliche  Hofgericht4)  rechtlich 


•)  Michel  1.  c. 

*)  eod.  8.  237. 

•)  Magistrats-Archiv  7t.  A.  Vol.  3.  — Alle  derartigen  Beschwerden 
mussten  an  die  Regiments  rate  (cf.  die  folgende  Note)  gesandt,  von  diesen  mit 
den  Hofgerichtsräten  beraten  und  dann  mit  einem  „Bedenken“  derselben  an 
den  Kurfürst  eingeschickt  werden. 

*)  Preuss.  Provinzialblätter  Bd.  I.  S.  244  f.  — Das  1525  eingesetzte 
Hofgericht  war  anfangs  besetzt  mit  4 Regimentsräten  oder  Ministern  (Land- 
liofmcister,  Oberburggraf,  Kanzler  und  Obermarschall),  welche  jedoch  nicht 
allen  Sitzungen  beizuwohnen  brauchten,  und  zugeordneten  Räten  aus  dem 
Landadel  und  Rechtsgelehrten;  nach  der  Hofsgerichts-Ordnung  des  Mark- 
grafen Georg  Friedrich  von  1578  (cf.  Grube  corpos  constitutionum 
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dahin  entschieden,  dass  „jede  Stadt  ihre  Wette  bestellen“  *)  d.  h. 
die  Handelsgerichte  barkeit  wie  bisher  durch  ihr  Spezial- Wett- 
gericht ausüben  solle. 

Eine  thatsächliche  Aufhebung  des  Streites  erfolgte  erst  am 
11.  .November  1603  durch  einen  Beschluss  der  Städte.5)  Durch 
denselben  wurden  auch  — dies  ist  die  älteste  urkundliche  Nachricht 
von  juristisch-proccssualer  Bedeutung  — bezüglich  der  Besetzung 
der  Wettgerichte  Aenderungen  vorgenommen,  welche  bereits  1599 
vom  Rate  vorgcschlagen  waren:  es  sollten  von  nun  an  in  jedem 
Weltgericht  15  vereidigte  Personen*)  [3  aus  dem  Rat,  3 aus  dem 
Gericht,  je  3 Aelterleute  der  Kaufmannszunft  und  der  Mältzen- 
brauer  und  3 Personen  aus  den  Zünften  der  Handwerker1)]  als 
Richter  fungieren. 

Es  ist  eigentümlich  zu  bemerken,  dass  die  einzelnen  Städte, 
sobald  ein  neuer  Kurfürst  zur  Regierung  gekommen  ist,  mit  der 
ihnen  eigenen  Hartnäckigkeit,  die  häufig  den  Eigensinn  streift, 
ihre  alten  „gravamina“  Vorbringen  und  probieren , ob  der  neue 
Herr  eine  andere  Ansicht  habe  wie  sein  Vorgänger. 

So  entstand  einmal  die  bereits  erwähnte  Verabscheidung  vom 
2.  Februar  1613,  welche  das  Rescript  von  1601  bestätigte  und 
zugleich  eine  Beschleunigung  des  Verfahrens  sowie  die  Appellation 
an  das  Hofgericht  verordnete,  und  dann  das  Rescript  Georg 
Wilhelms  vom  16.  Dezember  1623. 


Pruthenicarum.  Königsberg  1721.  II.  No.  1 § 1,  2,  4)  aus  einem  den  4 Regi- 
mentsräten untergeordneten  Hofrichter  und  8 Assessoren  (8  Doktores  iuris 
und  5 aus  dem  Adel,  zu  denen  in  schweren  Sachen  die  2 Universitäts-Pro- 
fessoren traten):  diese  9 Richter  hatten  den  Titel  Hofgerichtsräte.  Nach 
der  Hofgerichtsordnung  von  1683  war  das  Hofgericht  Appellationsinstanz 
für  alle  Sachen.  Ueher  die  Bofugnisse  der  4 Regiments-  oder  Ober-Räte 
giebt  die  Regimentsnotel  vom  18.  November  1542  (Manuscript  der  Kgl. 
Bibi.  Kat.  Steff.  No.  1887.  Jura  ex  Don.  Steph.  Bd.  II.  8.  126)  Auf- 
schluss. — Die  Ober-Rat-Stube  ist  nach  Horn:  Verwaltung  Ostpreussens, 
S.  19.  die  Räumlichkeit  des  heutigen  Staats-Archivs.  — 

')  Michel  1.  c.  S.  241.  - 
»)  Michel  1.  c.  S.  393. 

*)  Vgl.  S.  19  der  Abhandlung,  Text  und  Note  3. 

4)  Ueber  die  Anzahl,  Wahl  etc.  der  Aelterleute  der  Kaufmannszunft 
giebt  ,,das  Willkührbuch  E.  E.  Kneiphöfischen  Kaufmannszunft  zu  Königs- 
berg“ von  1602  (Bibi  des  Vorsteheramtes  der  Kaufmannschaft)  Auskunft, 
über  die  anderen  Zünfte  die  „Zunftrollen“,  von  denen  einige  im  Magistrats- 
Archiv  zu  Königsberg  erhalten  sind;  eine  Insterburger  Zunftrolle  teilt  Horn; 
Verwaltung  Ostpreussens.  1890,  mit. 
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Auch  Georg  Wilhelm,  welcher  den  Städten  aufgegeben  hatte, 
eine  General  Wett -Ordnung  einzurcichen,1)  erklärte  »ich  gegen 
die  General -Wette.®)  Der  Streit  hatte  damit  jedoch  nicht  »ein 
Ende,  vielmehr  wandte  man  sich,  insbesondere  wegen  der  Frage, 
wo  die  General -Wette  gehalten  werden  sollte,  nochmals  an  die 
Regierung,  und  als  diese  wiederum  einen  abschlägigen  Bescheid 
(vom  4.  Mai  1624)  erteilte,  an  den  Kurfürsten  auf  dem  Landtage 
zu  Marienwerder,  wo  die  Angelegenheit  1624 — 1626  einige  Male 
zur  Sprache  gekommen  ist.8)  Die  Protokollbücher  der  kneip- 
höfischen  Kaufmannszunft  erwähnen  zwar  ein  vidimus  exccutorialis 
mandati  Georg  Wilhelms  von  1626,  welches  sich  für  die  General- 
Wette  günstig  ausgesprochen  hätte,  aber  nie  befolgt  sei;4)  es 
steht  jedoch  fest,  dass  dieses  Mandat  nicht  die  Einrichtung  der 
General-Wette  gestattet  hat,  sondern  nur  die  Aufforderung  ent- 
hielt, „punctum  illud  de  ratione  Iudicii  censorij  quam  primum 
rcassumere  et  pro  aequitate  de  illo  finaliter  statuere  velitis,  ut 
tandem  aliquando  et  illud  negotium  finem  suum  sortiatur“, *)  und 
cs  findet  sich  die  Bemerkung,  dass  der  Kurfürst  diese  Angelegenheit 
wegen  der  schwedischen  Kriegsempörung  nicht  entschieden  habe. 

In  der  That  ruhte  der  Streit  4 Jahre  hindurch,  um  dann 
mit  neuem  Eifer  wieder  aufgenommen  zu  werden.  Im  Jahre  1631 
trug  der  Kurfürst  den  sich  beschwerenden  Städten*)  in  einem 

*)  cf.  § 4 der  „Transactio  zwischen  den  Rähten  der  dreyer  Städte 
Königsbergk  und  den  Mächtigem  der  klagenden  Zunfften  der  Kaufleute 
und  Mältzenbräworn , wie  es  Ihre  Churfürtl.  Durchl.  vertragen  und  confir- 
miret  den  20.  Februarij  anno  1620“.  Thorn  1624.  — Prot,  der  Kaufmanns- 
zunft im  Kneiphof  vom  1.  Dez.  1668  erwähnen  noch  ein  Kescript  aus  dem 
Jahre  1622  und  Hartknoch  nennt  eine  Wettordnung  von  1620,  v.  Kamptz 
eine  von  1622.  — In  einem  dieser  Jahre  ist  jedenfalls  eine  General -Wett- 
ordnung eingereicht.  Vgl.  Mag.-Arch.  71  A.  Vol.  3,  Protest  vom  27.  Aug. 
1622  in  den  gravamina  vom  15.  Januar  1631,  und  >S.  11  Kote  2 dieser  Ab- 
handlung. 

*)  Staatsarch.  fol.  1 des  Bandes  betr.  die  Wettgerichte:  „weil  durch 
das  General -Wett -Gericht  eine  nova  forma  iudicii  und  gleichsamb  Status 
popularis  introdneiret  werden  will,  dadurch  der  Ordinarius  Magistratus  per 
obliquum  zuriiekgesetzet  und  fast  gantz  exautorisiret  wird“,  solle  es  bei  der 
Entscheidung  seines  Vaters  bleiben.  — Bei  Wettsachen  über  200  florin  ge- 
stattete der  Kurfürst  die  Appellation  direkt  an  ihn  selbst,  in  den  übrigen 
Fällen  blieb  die  Appellation  an  das  Hofgericht  rechtens. 

')  Mag.-Arch.  71.  A.  Vol.  3. 

*)  Protokoll  vom  1.  Dez.  1668.  S.  229  f. 

5)  Mag.-Arcb.  1.  c.  — iudicium  censorium  od.  censura  ist  das  Wett- 
gericht. 

*)  gravamina  vom  15.  Januar  1631.  Mag.-Arch,  1.  c. 
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überaus  charakteristischen  Rcscripte,1)  welches  deutlich  zeigt, 
dass  bis  dahin  keine  Generalwette  gehalten  ist,  auf,  eine  Ordnung 
für  eine  solche  einzureichen.  Nach  vielen  Beratungen  und  mehr- 
fachem Hin-  und  Herschreiben*)  wurde  1632  eine  Ordnung  für 
die  Generalwette  übergeben.*)  Dieselbe  erhielt  jedoch  nicht  die 
Genehmigung  und  es  wurde  bereits  am  „6.  July  1633“  eine  neue 
Ordnung  eingereicht,4)  welche  wahrscheinlich  die  Spezialwetten 
betraf;  ob  diese  Ordnung  bestätigt  wurde,  lässt  sich  nicht  fest- 
stellen. 


')  Vom  Februar  1631.  Mag.-Arch.  71.  A.  Vol.  8:  „es  sei  über  die 
General- Wette  seit  4 Jahren  nichts  nachgesucht  (stimmt!)“,  der  Kurfürst 
erinnere  sich  dessen,  was  vorgefallen,  ersehe  aber  „aus  allen  Schreiben,  dass 
die  General-Wette  ein  gantz  neues  werck  so  vor  etlichen  Jahren  von  den 
Erb.  Rähten  dieser  dreyer  Städte  K.  improbiret,  auch  in  den  privilegijs  und 
Verfassungen  dieses  Landes  insonderheit  auch  der  Städte  K.  davon  niohtes 
enthalten  oder  fundiret  gehalten  werde:  dahero  es  dann  für  kein  gravamen 
kann  angezogen  werden,  sondern  eine  neue  willkührliche  Veranlassung  sey, 
daran  nieinandt  gebunden  , noch  ad  consensum  gezwungen  werden  könne, 
zudem  dass  es  dem  gantzen  derselben  Städte  statui,  so  von  Ordens  Zeitten 
bis  anitzo  continuiret,  wie  auch  derselben  fundationibus , sonderbahren 
privilegijs  undt  unterschiedlichen  Gerichtsbarkeiten  (d.  h.  jeder  der  3 Städte) 
undt  folgig  ihren  legibus  fundamentalibus  Fori  competentiae  undt  appella- 
tionibus,  so  von  einer  ieden  Stadt  in  Wettsachen  an  Ihr  Churf. 
Ochlt.  interponiret  undt  an  dieselbe  gehörig,  zu  geschweigen,  dass  aus 
solcher  novitet  eine  total  confusion  des  Stadtwesens  und  allerhandt  schwere 
praeiudicia  zu  besorgen ; dennoch  wolle  er  sich  die  Articel  ad  revidendum 
einschicken  lassen,  vorbehaltlich  aller  seiner  Rechte,  insbesondere  der 
appellation;  ....  inmittelst  aber  könnte  es  bei  voriger  Special  Wette 
und  alten  Verfassungen  einer  jeden  Stadt  sein  Verbleibens  haben“. 

*)  Mag.-Arch.  71.  A.  Vol.  2 nnd  3:  Schreiben  vom  28,  30.  Juni  1631 
und  eines  ohne  Datum:  man  bittet  „um  Beförderung  dieses  negotium,  so 
nunmehr  über  40  Jahre  so  sehnlich  von  E.  E.  Bürgerschaft  urgirt  und  ge- 
sucht worden“,  der  Kurfürst  „möge  sich  aber  nicht  grössere  Autorität  an- 
massen,  als  er  über  die  Spezialwette  gehabt“.  Die  Regimentsräte  entgegnen 
in  einem  Abschied  vom  2.  Juli  1631:  „sie  wissen  wohl,  dass  die  General- 
Wette  viele  Jahre  her  nachgesucht,  jedoch  nicht,  wie  die  Altstädter  und 
Löbnichter  darstellen,  omnium  consensn,  sondern  anfangs  nur  von  einigen 
Bürgern,  denen  sich  die  Räte  widersetzet,  auch  hätten  die  Kaufleute  und 
Jlälzenbräuer  gegen  die  damals  übergebene  Wettordnung  protestiert“.  Ein 
nicht  abgesandtes  Schreiben  des  Bürgermeisters  vom  Oktober  1631  enthält 
die  Bemerkung,  dass  der  Kurfürst  sich  für  die  Altstadt  günstig  ausgesprochen 
habe,  aber  die  Regimentsräte  eine  „alternative  General-Wette“  begünstigten. 
— Es  ist  hiernach  anzunehmen,  dass  1622,  wie  Flögel  und  v.  Kamptz  be- 
richten, eine  Wettordnung  verfasst  ist. 

s)  Arg.  Handschriften  in  71.  A.  Vol.  2 und  3 des  Mag.-Arch. 

4)  Arg.  eine  Notiz  in  dem  Bande  des  Staats-Archivs  unter  Nr.  2. 
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Für  die  nächsten  Jahre  fehlt  jede  urkundliche  Nachricht,1) 
und  es  ist  sehr  wohl  möglich , dass  die  Städte  gewartet  haben, 
bis  ein  neuer  Kurfürst  zur  Regierung  kam. 

Im  Jahre  1642,  unter  der  Regierung  des  Grossen  Kurfürsten, 
fanden  die  vieljährigen  Bestrebungen  den  ersten  Erfolg,  der  aller- 
dings nur  von  kurzer  Dauer  war. 

Nach  vielen  Beratungen  und  nach  mehrfachem  Widerspruch 
des  Kneiphofs  und  der  gesamten  Gewerke  wurde  die  General- 
wette mit  ziemlicher  Beschleunigung  eingerichtet,  ohne  dass  man 
die  Genehmigung  der  Regierung  nachsuchte,  und  am  7.  November 
1642  wurde  die  erste  Sitzung  gehalten.*) 

Doch  bereits  nach  3 Monaten  löste  sich  das  so  sehr  ersehnte 
Generalwettgericht  wieder  auf,  da  fast  alle  unzufrieden  mit  dem- 
selben waren.*) 

Nun  begann  der  alte  Streit  von  neuem  in  verstärktem  Masse. 
Der  Grosse  Kurfürst,  vor  welchen  die  Angelegenheit  gebracht 
wurde,  äussertc  sich  dahin,  dass  neben  der  Generalwette  die 
Spezialwettcn  bestehen  bleiben  sollten,  um  die  geringeren  Sachen 
zu  erledigen.1)  Es  ward  wiederum  viel  hin  und  her  geschrieben, 
insbesondere  seitens  der  Gewerke,  welche  zu  den  Beratungen 
zugezogen  zu  werden  verlangen;*)  man  droht,  sich,  den  Kur- 
fürsten übergehend,  an  den  König  von  Polen  und  Schweden  zu 
wenden:*)  die  Zustände  werden  immer  haltloser  und  verwirrter, 
und  doch  erfolgt  keine  Abhilfe. 

Nach  20  Jahren  legten  die  Kaufleute  und  Maltzenbräuer 
den  Gewerken  wieder  eine  neue  General- Wettordnung  (von  1665) 


')  Bis  auf  ein  Schreiben  des  Kurfürsten  vom  27.  Juni  1636,  welcher 
ein  „Bedenken“  der  Ober-Räte  erfordert,  weil  ihm  berichtet  sei,  dass  man 
die  3 Städte  einigen  und  eine  Oeneral -Wette  „einfuhren“  wolle.  Staats- 
Archiv  eod.  Nr.  3. 

*)  Vgl.  Protokolle  vom  Jahre  1642  und  Staats-Arch.  74  A.  fol.  5—6.  — 
Ueber  die  Wettordnung  von  1642  s.  S.  20  der  Abhandlung. 

s)  Vgl.  Protokolle  vom  1.  Dezbr.  1668,  S.  229,  234,  und  Staats-Archiv 
1.  c.,  fol.  34,  die  declaratio  von  1646:  „indicium  censorium  ac  ne  vix  per 
tres  menses  continuatum“. 

*)  Staats-Archiv  1.  e.,  fol.  13,  27.  Oer  Kurfürst  wünschte  auch,  dass 
sein  fiscalischer  Anwalt  den  Sitzungen  beiwohnte. 

*)  eod.  fol.  38 , folg.  — Die  Oewerke  waren : „die  Fischer , Gross- 
Schmied,  Schuster,  Schneider,  Fleischer,  Festbäcker,  Mahler,  Kürschner, 
Höcker,  Rothgerber,  Leinenweher  und  Züchner,  Bortenwürker,  Hutmacher, 
Knch-  und  Lossbecker,  Geschirr-  und  Radmacher,  Böttcher,  Töpfer,  Tuch- 
macher, Kleinschmidte“. 

•)  Im  Jahre  1645.  eod.  fol.  41,  fol.  46—57. 
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vor;1)  da  dieselbe  deren  Beifall  nicht  fand,*)  wurde  eine  „Neue 
Revidirte  Wettordnung“  für  Spezialwetten  aufgesetzt*)  und  am 
21.  September  1666,  in  Abwesenheit  des  Kurfürsten,  zur  Geltung 
publiziert.4) 

Es  wurden  jedoch  die  Zustände  nicht  haltbarer,  vielmehr 
führte  der  alte  Streit  zu  immer  grösserer  gegenseitiger  Ver- 
bitterung.*) 

Merkwürdigerweise  hatten  jetzt  Rat  und  Kaufleutc  die  Rollen 
getauscht:  als  die  Kaufleute  und  Mältzenbräuer  1665  eine  Ordnung 
für  die  Generalwette  aufgesetzt  hatten,  erklärten  sich  die  Räte 
der  3 Städte  dagegen  und  nahmen  sich,  die  Uebermacht  jener 
Zünfte  fürchtend,  nun  der  Gewerke  an.*) 

Eis  wiederholen  sich  die  schon  mehrfach  geschilderten  Vor- 
gänge,1) deren  genaue  Wiedergabe  zu  weit  führen  würde.  Die 
Resultate  waren  eine  Wettordnung  der  Räte  vom  24.  Januar 
1669,*)  die  Ernennung  von  Kommissarien  seitens  des  Kurfürsten, 
um  einen  Vergleich  zustande  zu  bringen,*)  und  schliesslich  „die 
revidierte  Lieger  und  Wett  Ordnung  vom  20.  März  1670“,  welche 
auf  einer  wirklichen  Einigung  von  Rat,  Gericht,  Zünften  und 
Gewerken  basierte.10) 


')  Vgl.  Protokolle  vom  16.,  25.  September,  21.  Oktober  1664  ; 3.,  13. 
Februar,  11.  März,  30.  April,  8.,  11.  Mai  1665;  17.,  26.  Februar  1666; 
1.  Dezember  1668. 

*)  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  84.  — Es  acheint,  dass  die  Streitigkeiten  der 
Gewerke  bisher  nur  vor  das  „Wettamt“  gekommen  sind,  in  welchem  der 
Wettpräsca  allein  richtete.  Vgl.  Prot,  vom  26.  Januar,  29.  April  1669. 

*)  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  67,  f.  Vgl.  S.  21  der  Abhandlung. 

*)  Prot,  vom  1.  Dezbr.  1668,  S.  226 — 228.  Staats-Archiv  eod.  fol.  82. 

“)  Vgl.  Protokolle  vom  26.  Oktober,  1.  Dezember  1668;  das  S.  7 dieser 
Abhandlung  mitgeteilte  Schreiben  vom  18.  November  1666  und  Staats-Archiv 
1.  c.  fol.  114:  Bericht  vom  15.  Januar  1667. 

*)  Prot,  vom  25.  April,  vom  1.  Dezember  1668,  S.  226,  230  f.  Die  Ge- 
werke überreichen  dem  Kat  eine  Schrift  über  die  Punkte,  welche  nach  ihrem 
Wunsche  in  die  Wettordnung  aufgenommen  werden  sollen.  Prot,  vom  31. 
Dezember  1668,  S.  250. 

*)  .Vgl-  Prot  vom  4-,  7.,  31.  Dezember  1668,  2 , 4.,  7.,  26.,  31.  Januar, 
27.  Februar,  7.  März,  24.,  27.,  29.,  31.  April  1669. 

*)  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  120  bis  136.  — Eine  Wettordnuug  von  1669 
erwähnt  äartknoch. 

*)  Prot,  vom  9,  16.,  29.,  31.  Mai,  4.,  5.,  7.  Juni,  16.,  17.,  18.,  29.  Juli, 
10.,  17.  September,  10.  Oktober,  11.,  27.  November,  10.,  11.,  30.  Dezember 
1669  ; 2.,  31.  Januar  1670. 

,0)  Prot,  vom  24.  März,  17.  April  1670.  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  203. 
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Diese  Wettordnung  wurde,  obwohl  sie  nicht  vom  Kurfürsten 
bestätigt  wurde,1)  von  den  Städten  zur  Geltung  publiziert  und 
hat  anscheinend  einige  Festigkeit  in  die  Zustände  vor  der  Wette 
gebracht,  da  die  Klagen  für  eine  Zeit  verstummen. 

Ina  Jahre  1684  gab  der  Kurfürst  in  einem  Rescripte*)  sein 
Missfallen  darüber  zu  erkennen,  dass,  wie  er  erst  jetzt  höre,  jene 
Ordnung  und,  im  Jahre  1683,  auch  eine  neue  Mäklerordnung 
ohne  seine  Genehmigung  publiziert  seien,  und  verlangte  die  Vor- 
legung der  Wettordnung:  es  blieb  jedoch  alles  beim  Alten  und 
der  einzige  Erfolg  war  ein  Rescript  vom  28.  Dezember  1686, 
welches  die  Errichtung  einer  Generalwette  verbot.8) 

In  demselben  Jahre,  1684,  war  auch  zum  ersten  Male  auf 
Seiten  der  Regierung  davon  die  Rede,  in  Königsberg  ein 
„Commcrc-Collegium“  einzurichten;  der  Plan  scheiterte  aber  an 
dem  Eigensinn  der  Städte:  seltsamerweise  fürchteten  dieselben, 
dadurch  „von  allen  ihren  Rechten  und  Freyheitcn  zu  kommen“.4) 

Auch  aus  dem  Anfang  des  18.  Jahrhunderts  sind  eine  An- 
zahl Urkunden,  insbesondere  Beschwerden  der  Gewerke,  erhalten, 
die  dasselbe  Bild,  wie  es  hier  für  die  früheren  Jahrzehnte  mit- 
geteilt ist,  wiedergeben.5) 

Wenn  auch  in  den  späteren  Jahren  verschiedene  Umstände, 
insbesondere  eine  verheerende  Pestilenz,  hindernd  dazwischen- 
traten, so  trifft,  zumal  die  Kurfürsten  stets  bemüht  waren,  für  den 
Handel  zu  sorgen  und  durch  Rescripte  auf  eine  Beschleunigung 
des  Verfahrens  in  Handelssachen  hinzuwirken,*)  zum  grossen 
Teile  auch  die  Städte  selbst  die  Schuld  an  der  Unzulänglichkeit 
der  Zustände  bei  der  Wette. 

Als  äusserst  charakteristisch  für  die  Städte  ist  der  Fall  zu 
erwähnen,  dass  dieselben,  als  der  König  sie  im  Jahre  1704,  um 
„den  Uebelständen  in  den  Commercien  abzuhelfen“,  auffordertc, 
einige  Kaufleute,  „welche  die  negotia  wohl  verstehen  und  von 


■)  Staats- Archiv  eod. : Schreiben  des  Kurfürsten  vom  3.  April  1670,  der 
Räte  vom  2.  August  1670,  fol.  207,  vom  29.  August,  fol.  211.  Doch  lag 
bereits  ein  Entwurf  für  die  Bestätigungsurkunde  vor.  Staats- Archiv  eod.  fol. 
223,  224.  Vgl.  auch  Prot,  vom  13.  Mai,  3.,  30.  Juli,  7.  August  1670.  - 

*)  Staats-Archiv  1.  c.  fol.  234,  237,  255. 

*)  Mag.-Arch  71.  A.  Vol.  5. 

*)  Prot,  vom  11.  Dezember  1684,  8.  März  1686. 

*)  Staats-Archiv  1.  c.,  S.  271,  273,  274,  278,  286,  288,  292.  Protokolle 
vom  9.  Juni,  16.  August  1700  ; 27.  Juli  1701;  11.  Oktober  1703;  19.  März, 
1.  April  1705;  16.  Februar  1714. 

“)  Staats-Archiv  1.  c.,  S.  248,  285,  297.  Grube  II,  Nr.  48. 
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allem  Handel  Wissenschaft  haben“,  nach  Berlin  zu  schicken, 
sich,  angeblich  der  Kosten  wegen,  weigerten,  dieser  Aufforderung 
nachzukommen.1) 

Eine  wirkliche  Ordnung  und  einen  gefestigteren  Zustand  in 
die  geschilderten  traurigen  Verhältnisse  haben  erst  die  Jahre 
1715,  1718  und  1724  gebracht. 

Im  Jahre  1715  wurden  endlich  die  alten  Wettleges,  welche 
im  Laufe  des  Jahres  1714,  um  sie  den  veränderten  Zcitverhält- 
nissen  anzupassen,  einer  nochmaligen  Durchsicht  unterzogen 
waren,*)  als  „neurevidierte  und  bestätigte  Wett-  und  Lieger- 
ordnung der  3 Städte  Königsberg  d,  d.  16.  Februar  1715“*)  von 
Friedrich  Wilhelm  I bestätigt  und  zur  Geltung  publiziert.4) 

Noch  wichtiger  für  die  Geschichte  der  Handelsgerichtsbar- 
keit Königsbergs  ist  das  Jahr  1718:  in  demselben  wurde  als 
zweites  Sondergericht  für  Handelssachen  neben  den  3 Wett- 
gerichten das  „Commercien-Collegium“  eingesetzt.  Dasselbe  kam 
verhältnissmässig  schnell  zustande : es  waren  allerdings  bereits 
1717  verschiedene  Berichte  über  die  Königsberger  Handelsver 
hältnisse  nach  Berlin  abgegangen  und  auch  einige  Kaufleute  dort- 
hin gesandt,  um  die  Interessen  der  Handelswelt  zu  vertreten, 
jedoch  scheint  dabei  nicht  viel  herausgekommen  zu  sein,“)  im 
folgenden  Jahre  wurde  dem  Könige  bei  Gelegenheit  seiner  An- 
wesenheit in  Königsberg  im  Juni  von  den  Kaufleuten  ein  Memorial 
überreicht,  in  welchem  sie  die  Bitte  um  Errichtung  eines  Kommerz- 
kollegiums vortrugen,  und  nach  einigen  Audienzen  und  Kon- 
ferenzen*) entsprach  der  König,  welchem  die  Hebung  des  Handels 
ganz  besonders  am  Herzen  lag,  diesem  Wunsche:  die  Constitutions- 
urkunde ist  bereits  vom  17.  August  1718  datiert;  im  folgenden 
Monat  ist  sie  publiziert  worden  und  im  Dezember  desselben 
Jahres  ist  das  neue  Kollegium  schon  in  voller  Thätigkeit.’) 


■)  Prot,  vom  11.  Februar  1704.  — Auch  am  24.  Januar  1699  waren  die 
Städte  durch  die  Ober-Räte  aufgefordert  worden,  die  Wettleger  zur  Appro- 
bation einzuschicken.  Staats-Archiv  1.  o.  S.  270. 

*)  Prot,  vom  16.  Febr.,  21.  März,  26.  April,  13.  Aug..  19.,  21.  Dez.  1714 
und  Staats- Arch.  74.  A.  fol.  300. 

*)  Expl.  im  Staats-Arcb.,  ferner  abgedruckt  in  Grube:  Corpus  Consli- 
tutionum  Pruthenicarum.  Königsberg  1721.  Bd.  II.  Ko.  2. 

4)  So  in  der  Mälzenbrauerzunft  am  10.  April  1715.  Vgl.  Prot. 

*)  Staats-Arch.  74  A.  fol.  301  f. 

*)  Prot,  vom  14.  Juui,  19.  Juli  1718.  — Magistr.-Arcb  Uravamina  71  A. 
No.  I Vol.  2 vom  30.  Juni  1718.  — 

')  Prot,  vom  18.  Sept.  bez.  15.  Dez  1718. 
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Das  dritte  wichtige  Jahr  ist  das  Jahr  1724:  unter  dem 
13.  Juni  desselben  vcrordnete  Friedrich  Wilhelm  I.  die  Ver- 
einigung der  3 Städte  Königsberg  zu  einer  Stadt. 

Das  Verlangen  nach  einer  derartigen  Einigung  war  schon 
seit  einiger  Zeit  laut  geworden,  doch  waren  auch  in  dieser  Be- 
ziehung Gegensätze  vorhanden,  da  man  von  anderer  Seite  die 
Bildung  einer  vierten  Stadt  Königsberg  geplant  hatte.  Wie  in 
dem  Protokollbuche  der  Kneiphöfischen  Kaufmannszunft  von 
jenem  Jahre  vermerkt  steht,  sind  „Ultimo  Augusto  anno  1724 
E.  E.  Raht  und  E.  E.  Gerücht  Drever  Städten  Companiret 
worden.“  Dadurch  wurden  natürlich  auch  die  3 Wettgerichte 
zu  einem  Wettgericht  vereinigt  und  es  fand  dasselbe  mit  dem 
vereinigten  Rate  auf  dem  Kneiphöfischen  Rathause  seine  Stätte, 
während  das  Altstädtische  Rathaus  dem  vereinigten  Gericht  und 
das  Löbenicht’sche  dem  Servis-Collegium  eingerüumt  wurden.1) 


Et.  Abschnitt. 

Es  erscheint  angemessen,  bei  diesem  bedeutungsvollen,  in 
die  meisten  Verhältnisse  der  Stadt  Königsberg  tief  einschneiden- 
den Zeitpunkte  in  der  bisherigen  Art  der  Darstellung  (gewisser- 
massen  einer  Geschichte  der  äusseren  Verhältnisse  der  Handels- 
gerichtsbarkeit) in  welcher  wir  uns  bemüht  haben,  ein  Bild  von 
Zuständen  aus  dem  17.  Jahrhundert  zu  geben,  und  welche  zu- 
gleich die  früheren  Mitteilungen  über  diesen  Gegenstand  richtig- 
stellen bezw.  erklären  und  ergänzen  sollte,  innezuhalten  und  einen 
korrespondierenden  Ueberblick  zu  geben  über  die  Entwickelung 
der  inneren,  processualen  Verhältnisse  in  dem  bisher  der  Be- 
trachtung unterworfenen  Zeitraum. 

Diese  processuale  Seite  umfasst  einmal  das  Wesen  und  den 
Zweck  der  Wettgerichte,  woraus  sich  die  Kompetenz  derselben 
ergiebt,  und  dann  die  Handhabung  der  Justiz  bei  diesen  Ge- 
richten, d.  h.  die  Art  und  Weise  der  Besetzung  und  das  Ver- 
fahren. 

Das  Wettgericht  war  eine  von  der  sonstigen  Gerichtsbarkeit 
und  den  sonstigen  städtischen  Einrichtungen  völlig  abgetrennte 
Sonderbehörde,  ein  Sondergericht,  welches  im  Interesse  des 
Handels  und  seiner  Bedürfnisse  eingerichtet  war. 

')  Arg.  Prot,  vom  t.  Sept.  1724. 
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Die  Aufgabe  des  Wettgerichts  lässt  sich  kurz  vielleicht  am 
vollständigsten  durch  die  Worte  wiedergeben,  welche  die  Wett- 
ordnung von  1734  gebraucht:  „es  hat  zu  achten,  dass  niemand 
in  Handel,  Mass  und  Gewicht  übervorteilt  werde  und  niemand 
den  Handel  anders  betreibt  als  er  berechtigt  ist.“ 

Es  durfte  nämlich  in  Königsberg  den  Grosshandel  nur  der* 
jenige  betreiben,  welcher  in  dieser  Stadt  das  Gross-Bürgerrecht 
und  die  Zunftgerechtigkeit  d.  h.  die  Zugehörigkeit  zu  einer  der 
beiden  Zünfte  (Kaufleute  und  Mälzenbräuer)  erworben  hatte:  und 
auch  um  den  Kleinhandel  zu  betreiben,  musste  man  das  Kleine 
Bürgerrecht  erwerben.  An  diesen  althergebrachten  Rechten 
wurde  sehr  streng  festgehalten  und  lange  Zeit  hindurch  hielten 
sich  die  Zünfte  gegen  „Fremde“,  d.  h.  Nicht-Königsberger,  äusserst 
abgeschlossen. 

Zwischen  der  Kompetenz  der  damaligen  Wettgerichte  und 
der  der  heutigen  Handelsgerichte  bez.  Kammern  für  Handels- 
sachen besteht  ein  grosser  Unterschied.  Während  diesen  nur 
die  Rechtsprechung  für  einen  Teil  des  Civilrechts  obliegt,  waren 
jene  im  16.  bis  18.  Jahrhundert  zugleich  Organ  der  Strafrechts- 
pflege, soweit  dieselbe  auf  den  Handel  Bezug  hatte:  daraufhin 
deuten  schon  die  Bezeichnungen  „Wette“  (Wedde),  „ein  alt 
Sächsisch  Wort“1)  für  Strafe,  Busse,  und  iudicium  mulctatorium ; 
ja,  es  ist  möglich,  dass  die  Wettgerichte  in  der  ersten,  nicht 
mehr  nachweisbaren  Zeit  ihres  Bestehens  nur  Sonderstrafgerichte 
und  Sonderpolizei  gewesen  sind. 

Die  Königsberger  Wettgerichte  hatten  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert unstreitig*)  die  (meisten)  auf  den  Handel  bezüglichen 
Streitigkeiten  derjenigen,  welche  zum  Handel  berechtigt  waren, 
unter  einander  und  mit  Fremden  zu  entscheiden,  „Schuld-  und 
Justizsachen,  die  aus  dem  Handel  herrühren“.  Ausserdem  hatte 
aber  die  Wette  — und  dies  trat  eben  ursprünglich  in  den  Vorder- 
grund, weil  da  für  jene  Zeiten  ein  grösseres  allgemeines  Interesse 
vorhanden  war  und  die  Handelsprozesse  damals  natürlich  nicht 
so  mannigfaltig  sein  konnten,  wie  heute  — eine  Menge  anderer 
Befugnisse,  welche  heute  der  Polizei,  dem  Magistrat  und  den 
Strafgerichten  zustehen. 

Die  Wettordnungen  enthielten  eine  grosse  Reihe  von  handels- 
polizeilichen Vorschriften,  Anordnungen  über  den  Marktverkehr, 


•)  Kat.  Steff.  der  Kgl.  Bibi.  1965,  8.  4. 

’)  Vgl.  auch  Const.  Urk.  des  Com.-Coll.  Nr.  9. 

Frommer , Handel«g*richtsb»rkeit  in  KOnigib«rg  i.  Pr.  2 
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deren  Uebertretung  Strafe  nach  sich  zog;  die  Behandlung  und 
Entscheidung  dieser  Vergehen  lag  den  Wettgerichten  ob. 

So  lag  der  Wette  die  Controle  über  die  Maasse  und  Gewichte 
ob:  sie  hatte  durch  ihre  Unterbeamten  darauf  zu  achten,  dass 
niemand  mit  „ ungeaichten “ Scheffeln,  mit  Tonnen  und  Wann- 
massen, die  nicht  den  vorgeschriebenen  Inhalt  hatten,  handelte,1) 
dass  die  Bäcker,  Fleischer,  Höker  u.  s.  w.  ihre  Waaren  nach  der 
betreffenden  Taxe,  welche  für  jede  Waare  von  den  hierfür  zu 
einer  Generalwette  zusammentretenden  3 Wettgerichten  je  nach 
den  Zeitverhältnissen  aufgestellt  wurde,1)  verkauften  und  nicht 
höhere  Preise  nahmen;  ihre  Aufgabe  war  es,  öfters  das  Brot  bei 
den  Bäckern  „wägen  “ zu  lassen  und  zu  prüfen , ob  es  das  vor- 
geschriebene Gewicht  hatte;1)  sie  hatte  ferner  z.  B.  den  zu  be- 
strafen, wer  alte  Heringe  für  frische  verkaufte  oder  alte  mit 
frischen  vermengte,  wer  „mit  fremden,  Dantzkern,  Elbingern  etc. 
Mattschapey  macht  oder  mit  überschickten  fremden  Geldern  von 
fremden  einkauft  und  die  Wahren  ihnen  übersendet“,  „wer  einem, 
der  mit  einem  anderen  im  Kauf  stünde,  in  den  Kauf  fällt“,  wer 
Waren  verkauft,  bei  welchen  keine  Ausbrack  gehalten  ist,  wer 
nach  Gewicht  zu  verkaufende  Waaren,  wenn  sie  mehr  als  einen 
Stein  wiegen , nicht  nach  der  Stadtwage  schickt. 4)  Die  Be- 
schränkung des  Handels  mit  den  Fremden  ging  so  weit,  dass 
diese  die  Waaren,  die  sie  in  Königsberg  einkauften,  dort  nicht 
wieder  an  andere  verkaufen  durften,  sondern  gezwungen  waren, 
dieselben  nach  auswärts  zu  schaffen,  widrigenfalls  eie  in  Strafe 
verfielen;  andererseits  mussten  die  nach  Königsberg  kommenden 
Fremden  die  Waaren,  welche  sie  mit  sich  führten,  auch  an  dortige 
Bürger  verkaufen,  sie  durften  keine  Waaren  hindurchführen.*) 

In  einer  derartigen  Einschränkung  eines  freien  Handelsver- 
kehrs, in  der  strengen  Handhabung  des  Stapelrechts  und  aller 
übrigen  Zunftrechte  stimmten  die  Wett -Ordnungen  von  1642, 
1666,  1669  und  1715  überein. 

')  Wett-Ordnung  von  1642  und  1669  im  Staats-Archiv  Nr.  74a;  ebenso 
für  Danzig  in  einem  „Coutrakt“  vom  20.  Juli  1595.  Kgl.  Bibi.,  Kat.  Steff. 
Nr.  1948. 

*)  Prot,  der  Mälzenbräuer  14.  Sept.  1696,  der  Kaufleute  11.  Harz  1700, 
31.  März  1710,  18  Nov.  1706,  17.  April  1707,  5.  Nov.  1708. 

*)  Wett-Ordn.  von  1642;  nach  der  Wett-Ordn.  von  1715  „unvermutet“; 
nach  jenem  „Contrakt“  von  1595  alle  14  Tage. 

*)  Wett -Ordnung  von  1642;  es  durfte  jeder  „nur  bis  zu  einem  Stein 
Hausgewicht  haben"  (h  40  Pfd.  4 32  Loth  oder  4S  Schotgewieht). 

6)  Wett-Ordnung  von  1642. 
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Was  die  Besetzung  der  Wettgerichte  betrifft,  so  haben  wir 
über  diese  Frage  seit  dein  Jahre  1603  genaue  Nachricht.  Es 
dürfte  zweifellos  sein,  dass  die  Wettgerichte  deshalb  als  Sonder- 
gerichte von  der  allgemeinen  Verwaltung  abgetrennt  wurden, 
damit  den  fiandelsvcrhältnissen  entsprechend  ein  schnelleres  Ver- 
fahren geübt  werde  und  damit  bei  den  betreffenden  Sachen  Sach- 
verständige des  Handels  als  Richter  mitwirkten:  es  werden  daher 
von  Anbeginn  der  Wettgerichte  ein  Teil  der  Richter  Kaufleute 
gewesen  sein. 

Durch  den  Beschluss  vom  11,  November  1603  wurde  ’)  jedes 
der  3 Wettgerichte  mit  15  Richtern  besetzt  : und  zwar  je  3 Mit- 
gliedern des  Rats  und  des  Gerichts  der  betreffenden  Stadt  („Rhata- 
und  Gerichtsverwandten“),  je  3 Aelterlcuten  der  Kaufmannszunft 
und  der  Mälzenbräucrzunft  und  3 Personen  aus  den  Zünften  der 
Handwerker,  den  Gewerken.  Da  die  letzteren  vor  1603  unter 
den  Wettrichtern  nicht  vertreten  waren,’)  so  lässt  es  sich  an- 
nehmen, dass  bis  zu  dieser  Zeit  eine  jede  Wette  mit  12  Richtern 
besetzt  war.  Während  die  Vertreter,  der  Gewerke  der  Rat  zu 
wählen  hatte , wurden  die  betreffenden  Aelterleute  der  beiden 
Hauptzünfte  durch  die  in  denselben  um  Oculi  jeden  Jahres  statt- 
findende Köhre  oder  Kühr  zu  „Wettherren“,  „Wedde-assessores“ 
gewählt.*) 

Das  Amt  der  Wettrichter,  welche  sämtlich  den  „Wetteid“ 
zu  leisten  hatten,4)  war  ein  unbesoldetes  Ehrenamt.  Die  Unter- 
beamten bei  den  Wettgerichten  erhielten  dagegen  aus  den  ein- 


')  Vgl.  S.  9 der  Abhandlung. 

*)  Michel  1.  c.  8.  238:  „Die  Gewerke  sind  niemahls  bey  keiner  Wette 
genommen  gewesen.“ 

s)  Wett -Ordnung  von  1042  u.  folg,  und  die  Protokolle  der  Zünfte. 
Vgl.  auch  S.  9 Note  4 der  Abhandlung. 

4)  Vor  1003  waren  die  Kats-  und  GerichtBpersonen  hiervon  ausgenommen, 
vermutlich,  weil  man  sie  für  genügend  verpflichtet  durch  ihren  sonstigen 
Boamteneid  hielt.  — Der  Wetteid  eines  Assessor  lautete  nach  der  Wett- 
Ordnung  von  1042:  „Ich  N.  N.  schwere,  dass  Ich  ohne  alles  ansehen  der 
persohn  Nach  beschreib  undt  Anweisung  dieser  Wettarticul  dem  frembden 
wie  dem  .Einheimischen  recht  richten  Uudt  rechtmessige  Urtheil  finden  will, 
dasselbe  auch  eigentlich  und  unverlengt  der  Erbaren  WettschluBS  nnch,  so- 
viel an  mir  ist,  exetjren  helffen,  zudem  meines  Ambts  auff  bestimbte  Zoitt 
fleissig  als  mir  immer  müglich  abwarten,  Undt  solches  nicht  lassen  will 
weder  durch  freundtschafl't  noch  feindtschafft,  weder  durch  Gifft  noch  durch 
Gabe,  noch  Umb  keiner  hand  Sachen  willen  nnch  meinem  höchsten  Vermögen 
Undt  Verstände.  So  wahr  mir  Gott  lielfle  undt  sein  heilig  wortt.  Amon. 
Dssb  gebe  Gott  der  Allmechtige.  Amen.“ 

2* 
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kommenden  Strafgeldern  einen  Sold,  solarium.1)  Diese  Unter- 
beamten, die  sog.  „Officrire“  oder  „Gesellen  der  Wette“,  waren 
folgende:  die  Wettschreiber  und  die  Wettknechte  oder  Wett- 
diener, welche  ihren  Aufgabeu  und  Befugnissen  nach  ungefähr 
den  heutigen  Gerichtsschreibern  und  Gerichtsvollziehern  ent- 
sprechen, und  die  Instigatoren  (auch  Stigatoren)  oder  Aufseher, 
welche  auf  Unterschleife  zu  achten  und  die  gegen  die  Wettvor- 
schriften Handelnden  anzuzeigen  hatten.  Sie  wurden  sämtlich 
vom  Rat  angenommen  und  in  Gegenwart  einiger  Wettherren 
vereidigt.  *) 

Die  einzelnen  Wett-Ordnungen,  die  Abänderungen  früherer 
Bestimmungen  und  das  hinzutretende  Neue  der  späteren  lassen 
erkennen,  nach  welcher  Richtung  hin,  in  welchen  einzelnen  Fragen 
sich  ein  Bedürfnis  nach  gesetzlicher  Regelung  bildete. 

Die  sämtlichen  Ordnungen  unterscheiden  das  „Wett -Amt“, 
in  welchem  der  Präses  des  Wettgerichts  die  „geringschätzigen 
und  gleich  entscheidbaren  Sachen“  als  Einzelrichter  aburteilte, 
und  „das  Wettgericht,  die  Wette“’)  als  Collegialgericht  erster 
Instanz  für  die  übrigen  Sachen  und  zweiter  Instanz  für  die 
Sachen,  in  denen  vom  Amte  appelliert  wurde.  Doch  hatten  die 
.Parteien  auch  bei  geringen  Sachen  das  Recht,  sofortige  Ent- 
scheidung der  Wette  zu  verlangen;  alsdann  Hess  der  Präses  das 
Collegium  „verbothen“.  *) 

Bemerkenswert  ist,  dass,  wie  es  scheint,  der  Präses,  welcher 
auch  Vorsitzender  der  Wette  war,  in  derselben  Sache  in  erster 
und  zweiter  Instanz  urteilen  durfte. 

Die  älteste  urkundlich  erhaltene  Ordnung  ist  die  von  1642 
in  56  Artikeln:*)  sie  hat  insofern  ein  besonderes  Interesse  zu 
beanspruchen,  als  sie  die  einzige  Ordnung  ist,  welche  die  General- 
Wette  behandelt.  Nach  derselben  war  die  General- Wette  in  dem 
kurzen  Zeitraum  ihres  Bestehens  mit  30  Richtern  besetzt:  es 
wurden  aus  jeder  Stadt  aus  den  1603  festgesetzten  Faktoren: 
Rat,  Gericht,  Kaufmannszunft,  Mältzenbräuerzunft  und  Gewerken 
je  2 Personen  genommen.  Dieselben  sollten  ihr  Amt  2 Jahre 
verwalten  und  es  sollte  in  jedem  Jahre  eines  der  Mitglieder  jener 
Faktoren  ausscheiden.  Der  erste  Ratsherr  jeder  Stadt  hatte  den 

')  Prot.  27.  Juli,  16.  und  21.  Äug.  1688,  7.  Aag.  1687,  19.  Mai  1702. 
Wett-Ordnung  von  1642  Art.  14,  1666  Art.  7. 

*)  cf.  die  einzelnen  Wett-Ordnungen  und  Protokolle.  Wettknechte 
werden  bereits  in  dem  Danziger  Contrakt  von  159ö  erwähnt. 

*)  Staats-Arch.  74.  A.  fol.  8 folg. 
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Titel  „Ober-  oder  Präsidierender  Wettherr“  und  sollte  ab- 
wechselnd je  3 Monate  den  Vorsitz  führen,  der  zweite  Ratsherr 
war  sein  „Compau.“ 

Die  Parteien  mussten  sich,  eine  jede  bei  dem  Ober- Wettherrn 
derjenigen  Stadt,  zu  welcher  sie  gehörte,  „angeben  und  um  Ladung 
anhalten.“  Das  Organ  für  die  Ladungen  waren  die  Wettdiener. 

Die  Wette  sollte,  jährlich  wechselnd,  in  allen  3 Städten  tagen. 
Die  Sitzungen  fanden  im  Rathause  an  jedem  Donnerstag  statt 
und  ausserdem,  „wenn  es  gerade  nötig  war.“ 

Ausbleibende  Parteien  mussten  Strafe  zahlen;  bei  der  vierten 
Versäumnis  wurde  die  säumige  Partei  bei  der  Ladung  zur  Ein- 
bringung „der  Ehchafften“,  d.  h.  triftiger  Gründe  ihres  Aus- 
bleibens aufgefordert ; blieb  die  Partei  trotzdem  nochmals  aus,  so 
sollte  „ihr  die  Nahrung  entzogen1)  und  ledige  Knechte  ohne 
wegesrecht  aufgegriffen  werden  und  in  den  St.  Lorcntz  geworfen 
und  drei  Tage  drein  verharren  ohne  eintziges  essen  und  trinken.“ 

Nach  der  Aufhebung  der  General- Wette  waren  die  einzelnen 
Spezial- Wetten,  welche  in  den  3 Rathäusern  tagten,  in  der  Weise 
besetzt,  wie  es  die  Ordnung  von  1666*)  angiebt  und  wie  es  eine 
der  früheren  Ordnungen,  vielleicht  die  von  1633,  bestimmt  haben 
muss:*)  es  fungierten  bis  zum  Jahre  1724  ein  Präses,  der  Mit- 
glied des  betr.  Rates  war,  und  10  Wettherrn,  nämlich  je  2 aus  den 
bekannten  Körperschaften  ; die  Amtsdauer  war  gewöhnlich  2 Jahre. 

Die  Wettordnung  von  1666  ist  die  erste,  aus  welcher  wir 
ersehen  (und  die  diese  Uebung  zur  bindenden  Norm  erhob),  dass 
da«  Verfahren  ein  mündliches  war:  die  Schriftlichkeit  war  so  viel 
als  möglich  ausgeschlossen;  die  Parteien  mussten  persönlich  er- 
scheinen und  ihre  Sache  persönlich  vortragen,  sie  durften  sich 
zwar  einen  „verständigen  und  klugen  Bürger“  als  Assistenten 
oder  Mandatarius  mitnehmen,  mit  dem  sie  sich  während  der  Ver- 
handlung beraten  konnten;  derselbe  durfte  jedoch  nicht  für  die 
Partei  sprechen,  es  sei  denn,  dass  er  als  Dolmetscher  auftrat: 
wirkliche  Advokaten,  Vertreter  der  Partei,  waren  also  aus- 
geschlossen. 

Die  Wette  war  beschluss-  und  urteilsfähig,  wenn  6 Richter 
erschienen  waren,  die  Entscheidungen  erfolgten  nach  Stimmen- 
mehrheit. 


')  d.  h.,  es  durfte  niemand  mit  ihr  handeln,  von  ihr  kaufen  oder  an 
sie  verkaufen. 

*)  Staats-Arch.  74  A.  fol.  67  f.  in  49  Artikeln. 

*)  Arg.  Prot,  der  Jahre  1664  und  folg. 


Digitized  by  Google 


22 


Die  nächste  Wettordnung,  vom  Jahre  1689, ')  enthält  als 
novum  einmal  die  Bestimmung,  dass  in  Wettsachcn  alle  Einreden 
im  ersten  Termine  vorgebracht,  bewiesen  und  abgeurteilt  werden 
mussten  und  gegen  ein  solches  Teilurteil  keine  Apellation  zu- 
lässig war,  alsdann  ist  in  ihr  der  Satz,  welcher  jedenfalls  schon 
lange  in  Geltung  gewesen,  wirklich  ausgesprochen,  dass  die  leug- 
nenden Angeklagten  sich  durch  einen  „Reinigungs-  oder  Wetteid“, 
gegen  welchen  keine  Appellation  möglich  war,  befreien  konnten.*) 

Alle  Wettordnungen  lassen  den  Wunsch  nach  einer  Be- 
schleunigung des  Verfahrens,  den  wir  bereits  in  dem  Rescripte 
von  1613*)  ausgesprochen  finden,  erkennen;  denselben  spiegelt 
auch  wieder  die  das  alte  „Gastrecht“  oder  „unverzogen  Recht“4) 
ergänzende  Bestimmung  vom  Jahre  1669,  dass  die  Sachen  der 
Fremden  und  solche  Sachen,  bei  denen  Gefahr  im  Verzüge  lag, 
in  einer  ausserordentlichen  Sitzung  am  folgenden  Tage  entschieden 
werden  sollten ; andere  Sachen  wurden  erst  in  der  nächsten  Sitzung 
behandelt.  *) 

Die  Appellation  gegen  die  Urteile  der  Wettgerichte  war  seit 
1613  an  das  Hofgericht  vorgeschrieben : im  Jahre  1691  verordnetc 


ein  Königliches  Rescript  vom 


31.  März*) 


unter  Beschränkung 


12.  Mai 

der  Einlegefrist,  dass  an  die  „Preussische  Regierung“7)  appelliert 
werden  und  diese  „die  einfachen  Sachen  de  sitnplici  et  plano  ohne 
die  bei  einer  Appellation  sonst  erforderlichen  Formalien  zu  beob- 
achten durch  mündliches  Verhör  ohne  schriftliche  Deduktion  ab- 
urteilen, die  Sachen  von  Weitläufigkeit  an  das  Hofgericht  ver- 
weisen solle.“ 

Die  Urteile  erster  Instanz  wurden  in  3 Tagen  rechtskräftig! 
falls  nicht  der  Appellant  inzwischen  beim  Wettsehreiber  die  im 
Landrecht  festgesetzten  „Schaidtgelder“  deponierte. 8) 


’)  Ia  53  Artikeln,  erhalten  im  Staats- Arch.  74  A. 

-)  No.  1948  des  Kat.  Steff.  der  Kgl.  Bibi.  S.  302  beweist,  dass  in 
Danzig  bereits  1557  bei  der  Wette  der  „Purgationseid“  üblich  war. 

*)  Vgl  S.  6 der  Abhandlung. 

4)  Vgl.  Landrecht  von  1619. 
ä)  Wett-O.  von  1669  art.  3. 

*)  Abgedruokt  in  Grube  II  No.  48. 

’)  d.  s.  die  Regimentsräte. 

*)  Wett-O.  von  1069  und  1715:  am  folgenden  Tage  musste  er  den 
Präses  um  eine  Sitzung  zur  Verlautbarung  der  Appellation  ersuchen  und 
biunen  10  Tagen  nach  der  Abgabe  den  Schaidt  der  2.  Instanz  auszahlen.  — 
1715:  wenn  der  Appellant  innerhalb  einos  Vierteljahres  seine  Sacho  nicht 
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Die  erste  bestätigte  Wettordnung  vom  Februar  1715*)  — 
die  weiteren  Ordnungen  nach  1669  sind  nicht  erhalten  — enthält 
im  wesentlichen  Wiederholungen  der  früheren  Sätze.  Neu  sind 
die  Bestimmungen,  dass  die  Ladung  Aufgabe  der  Partei  wurde 
und  dass  gegen  die  Person  und  Aussage  eines  Zeugen  die  ex- 
ceptio infamiae  uud  apertissimae  inimicitae  gestattet  war. 

Der  Vollständigkeit  und  Curiosität  wegen  sind  als  historisch 
nächste  Verordnungen  die  allgemeinen  und  also  auch  das  Wett- 
gericht betreffenden  Rescripte  vom  28.  Januar  1716  und  31.  De- 
zember 1717*)  zu  erwähnen.  Das  erstere  bestimmte,  dass  die 
verreisenden  Richter  sich  beim  Präses  melden  müssen,  das  zweite 
verordnete  die  Tabellierung  sämtlicher  Processsachen  und  die 
£inschickung  der  Tabellen  an  den  König. 

Das  im  Jahre  1718  eingerichtete  Königl.  Commerz-Collegium 
zu  Königsberg  war  mit  einem  Präsidenten  (ursprünglich  einem 
Mitgliede  der  Regierung),  und  7 Assessoren,  3 Räten  und  4 Kauf- 
leuten, welch’  letztere  den  Titel  „Commerden- Räte“  erhielten, 
besetzt.  Wir  nehmen  auf  die  von  Conrad  kürzlich  herausgegebene 
Constitutionsurkunde1)  bezug  und  erwähnen  nur  kurz  folgendes: 

Die  ordentlichen  Sitzungen  fanden  auf  dem  Schloss  jeden 
Sonnabend  statt,  die  ausserordentlichen  „so  offle  es  die  Nothdurfft 
erheischet.“ 

Die  Kompetenz  der  Wettgerichte  wurde  nicht  geändert;  das 
neue  Kollegium  wurde  die  zweite  Instanz  für  die  Wettsachen  und 
behandelte  in  erster  Instanz  „diejenige  Streitigkeiten  und  Zweiffel- 
h affte,  das  Commercium  es  sey  directe  oder  per  indirectum  an- 
gehende Dinge,  die  vor  den  Wett -Gerichten  nicht  abgethan 
werden  können  und  entweder  zu  Königsberg,  Pillau,  Mämrael 
oder  Tilsit  verfallen“,  ferner  die  Wechselklagen  der  Kau fleute. 

Ausserdem  sollte  dem  Kollegium  „die  Erhaltung  des  Stapel- 
rechts uud  die  Bestell-  und  Examinierung  der  Mäkler“  obliegen 
und  sollte  es  auch  die  zweite  Instanz  für  die  von  dem  Preussischen 


weiter  betreibt,  wird  das  erste  Urteil  rechtskräftig;  der  Mandatarius  der 
Zünfte  ist  in  seinen  Klagen  von  der  Bezahlung  des  Schaidts  befreit;  das 
Urteil  des  Wettamts  wurde  rechtskräftig,  wenn  Appellant  die  nächste 
ordentliche  Sitzung  versäumte.  — 

>)  Vgl.  S.  15  Note  3.  Nach  derselben  fanden  die  ordentlichen 
Sitzungen  im  Kneiphof  Mittwoch,  im  Löbnioht  Donnerstag,  in  der  Altstadt 
Sonnabend  statt 

*)  Abgedruckt  in  (rrube  II,  No.  Ö8  und  91. 

*)  In  der  Altpr.  Monatsschrift  Bd.  27  Heft  1 u 2.  1890. 
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Licent-Directorium  entschiedenen  „Streitigkeiten  zwischen  Kauff- 
lcnthen  und  Schiffern  oder  derselben  Leuten“  bilden. 

Bezüglich  der  Provokation  in  Wechselsuchen  enthält  „die 
.Revisions-Ordnung  vor  das  Commercien-Collegium  im  Königreich 
Preussen  d.  d.  Berlin  17.  Januar  1721“’)  ausführliche  Be- 
stimmungen. 

Durch  die  Vereinigung  der  3 Wettgerichte  im  Jahre  1724 
wurden  auch  neue  Bestimmungen  über  die  Besetzung  erforderlich : 

Der  Wettrichter,  welcher  das  Wettamt  verwaltete  und  beim 
Wettgericht  präsidierte,  wurde  aus  dem  vereinigten,  im  Jahre 
1724  aus  25  Personen  bestehenden  Rate  genommen  und  hatte 
als  Mitglied  desselben  auch  den  Titel  „Stadt-Raht“;  neben  ihm 
fungierten  bei  der  Wette  2 Stadträte  oder  Wett-Assistcnten  oder 
Senatoren,*)  2 Mitglieder  des  Gerichts  und  je  eine  Person  aus 
der  Kaufmannszunft,  der  Mälzenbräuerzunft  und  aus  den  Gewerken 
einer  jeden  Stadt:8)  die  Zünfte  der  3 Städte  thaten  sich  nicht 
zusammen. 

Das  so  besetzte  Wettgericht  sollte  an  3 Tagen  jeder  Woche 
ordentliche  Sitzungen  halten.  *) 

Neu  und  bemerkenswert  sind  die  beiden  Anordnungen,  dass 
der  Wettrichter  und  die  beiden  Rats-  und  Gerichtsmitglieder 
lebenslänglich  im  Amte  bleiben  und  dass  die  Geldstrafen  von 
nun  an  in  die  Käinmereikasse  fliessen  sollten.9) 


m.  Abschnitt. 

Wenn  nun  auch  die  Wettordnung  von  1715,  infolge  ihrer 
Bestätigung,  wenn  ferner  die  Einrichtung  des  Commerz-Collegiums 
und  die  Vereinigung  der  3 Weltgerichte  sehr  viel  Gutes  stiftete 
und  insbesondere  die  endlosen  Streitigkeiten  bezüglich  der  General- 
Wette  aufhörten,  so  konnten  hierdurch  doch  nicht  alle  Streitig- 
keiten und  Missstände  beseitigt  werden. 

Die  beiden  Hauptpunkte,  welche  Zwistigkeiten  hervorriefen, 
waren:  die  Grenzen  der  Jurisdiktion  der  beiden  Sonder-Gerichts- 

’)  Gedruckt  im  Staats-Arch.  erhalten. 

*)  Arg.  die  Tabelle  vom  1.  Sept.  1724  in  den  Protokollen. 

*)  Hathäusl.  Reglement  vom  13.  Juni  1724  (im  Staats-Arch.)  Tit.  1. 
§ 2.  g 14.  Tit.  LI.  § 7. 

')  eod.  Tit.  II.  § 7 S.  61. 

s)  eod.  Tit.  II.  § 18  S.  63. 
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höfe  und  die  Frage  nach  der  Verleihung  de«  Grossbürgerrechts ; 
ausserdem  machten  sich  allmählich  im  Zusammenhänge  mit  der 
allgemeinen  stetig  fortschreitenden  Entwickelung  mancherlei  Be- 
dürfnisse geltend,  traten  manche  neue  Fragen  auf,  welche  durch 
eine  Reihe  neuer  Bestimmungen  in  der  Wettordnung  von  1734, 
zum  Teil  in  bemerkenswerter  Weise,  ihre  Lösung  fanden. 

Bezüglich  der  Kompeteuzstreite  war  bereits  vorher  ein 
Kescript  vom  29.  Juli  1721,')  welches  die  Anlegung  von  Arresten 
dem  Einzelrichter  im  Wettamt  übertrug,  und  ein  Reglement  vom 
3.  Februar  1733,  *)  welches  ausführliche  Bestimmungen  über  die 
Kompetenz  in  Wechselklagen  enthielt,  erlassen  und  es  ermahnte 
dann  „die  verbesserte  Wett-Gerichts-  und  Handclsordnung  der 
Königl.  Preussischen  Haupt-  und  Residenzstadt  Königsberg“  vom 
2.  März  17348)  „keine  Schuld  und  Justizsachen,  die  nicht  aus 
dem  Handel  herrühren,  anzunehmen  und  keine  Konkursprozesse 
zu  eröffnen“.  *) 

In  Beziehung  auf  die  Verleihung  des  Grossbürgerrechts  trat 
Friedrich  Wilhelm  I.  in  dankenswerter  Weise  im  Interesse  des 
Handels  sehr  scharf  den  privilegierten  Grossbürgern  entgegen 
und  setzte  es  1734  durch,  dass  jeder,  der  die  Handlung  gehörig 
erlernt  oder  sonst  die  nötige  Wissenschaft,  Fähigkeit  und  Ver- 
mögen hatte,  zum  Grossbürgerrecht  auf  Handel  und  Wandel  von 
dem  Magistrate  zugelassen  werden  musste;  gegen  den  Entscheid 
des  Magistrats  war  die  Beschwerde  bei  der  Kriegs-  und  Domänen- 
kammer zulässig.  5) 

Durch  die  Ordnung  von  1734  wurde  die  Zahl  der  Richter 
von  14  auf  9 herabgesetzt:  es  blieben  der  Wettpräses  und  die 
4 Mitglieder  des  Rats  und  des  Gerichts,  welche  erstere  nur 
wechseln  durften,  wenn  sie  zu  einem  anderen,  beim  Rathause 
erledigten  Departement  erwählt  wurden;  dagegen  sollen  jetzt  nur 
„2  von  den  cn-groa  handelnden  Kaufleuten  und  2 aus  der 
Crahmerzunft“  genommen  werden.“  ®) 


■)  Staats-Arch.  48.  K.  937.  K.  119.  fol.  70,  81. 

*)  „Patent  und  Reglement,  wie  cs  su  Königsberg  bei  dem  Commerz- 
Collegium  auch  Wett-  und  Stadt-Qericht  wegen  der  vorkommenden  Wechsel- 
und  Handlungssachen  gehalten  und  vor  welchem  von  solchen  Gerichten 
selbige  abgethan  werden  sollen.“  Hehrere  gedruckte  Expt.  im  Staats-Arch. 
*)  Expl.  gedruckt  im  Staats-Arch.  und  in  d.  Bibi.  d.  Vorst,  d.  Kaufm. 
*)  Tit.  1 art.  2. 

5)  Tit.  2 art.  1.  Tit.  3 art.  2. 

•)  Tit.  1 art.  1. 
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Was  das  Verfahren  anbetrifft,  so  sollte  dasselbe  — bei  mög- 
lichster Beschleunigung1)  — nicht  übereilt  und  gründlich  vor- 
bereitet werden. 

So  musste  bei  der  Ladung  die  Ursache  derselben,  entsprechend 
dem  heutigen  Klaggegenstand  und  Klaggrund,  dem  Beklagten 
mitgeteilt  werden ; *)  bei  den  nicht  eiligen  Sachen  brauchte  von 
jetzt  an  erst  in  der  zweiten  ordentlichen  Sitzung  nach  der  Klag- 
anincldung  verhandelt  zu  werden,  doch  musste  dann  der  Kläger 
mit  „fertigen  Sachen“,  mit  allen  nötigen  Dokumenten  erscheinen ; 
und  es  wurden  nunmehr  auch  Advokaten  zugelassen.1) 

Wesentlich  anders  gestaltete  sich  das  Versäumnis  verfahren: 
die  erste  und  zweite  Versäumnis  des  Beklagten  wurde  allerdings 
mit  Geldstrafe  belegt,  bei  der  dritten  Versäumnis  aber  konnte 
auf  einseitiges  Vorbringen  des  Klägers  ein  Versäumnisurteil  er- 
wirkt und  sofort  vollstreckt  werden.4)  Ein  Versäumnisurteil 
gegen  den  Kläger  kannte  die  Wettordnung  noch  nicht. 

Die  übrigen  Bestimmungen  dieser  Ordnung  sind  nicht  er- 
wähnenswert: die  Formalien  bezüglich  der  Appellation  erlitten 
einige  Aenderung;  der  Reinigungseid,  dessen  Verwerflichkeit  der 
grosse  Kurfürst  bereits  1669  betont  hatte,5)  war  seltsamer  Weise 
noch  beibehalten. 

Die  Geschichte  der  Handelsgerichtsbarkeit  von  1734  bis  auf 
die  heutige  Zeit  ist  zum  Teil  durch  die  erwähnte  kurze  Meier’sche 
Darstellung,  zum  Teil  durch  die  in  der  älteren  Generation  lebende 
Erinnerung  der  Vergessenheit  entzogen. 

Aus  den  ersten  50  Jahren  dieses  Zeitabschnittes  ist  als  hier 
her  gehörig  nur  das  „Kgl.  Preussische  Reglement,  was  bei  An 
nehmung  der  Kaufmanns -Burschen , Gesellen  und  handelnden 
Bürgern,  desgl.  wegen  der  fremden  Negotianten,  auch  Handlung 
treibenden  Mältzenbräuer  zu  Königsberg  in  Pr.  beobachtet  werden 
soll.  d.  d.  Berlin,  16.  Juli  1755“*)  zu  erwähnen. 

Im  Jahre  1783  wurde  durch  die  Declaration  vom  29.  April*) 
das  alte  Wettgericht  aufgehoben:  die  Geschäfte  desselben  wurden 
auf  das  Stadtgericht,  auf  Polizei  und  Magistrat  und  auf  das 

•)  Vgl.  auch  Rath.-Regl.  Tit.  I.  § 14.  S.  24  folg.  Tit.  11  § 7.  S.  51 
und  das  Verbesserte  Landrecht  von  1721.  I.  4. 

«)  W.-O.  von  1734.  Tit.  I.  art.  8. 

’)  eod.  art.  3 — 5. 

*)  eod.  art.  4. 

“)  In  einem  Schreiben  vom  8.  April  1G69  Staats-Arcb.  74  A. 

•)  Oedruckt  im  Staats-Archiv  erhalten. 


Digitized  by  Google 


27 


Oberbürgermeister-  und  Patrimonial- Amt  verteilt.’)  Ausserdem 
wurde  das  Commerzkollegium  mit  dem  Licent  - Directorium  ver- 
einigt und  nach  dem  „Reglement  für  das  in  ein  einziges  Collegium 
combinirte  Ostpreussisclie  Commerden-  und  Admiralität«  Collegium 
vom  5.  August  1783“*)  umgestultet:  dieses  neue  Gericht  war 
mit  einem  Direktor  und  5 „Commerden-  und  Licent  - Räthen“, 
von  denen  zwei  Rechtsgelehrte  und  drei  Kaufleute  sein  sollten, 
besetzt. 

Die  Aufhebung  des  Wettgerichts  erregte  die  Unzufriedenheit 
der  Kauf  leute  im  höchsten  Grade:  dieselben  thaten  ihr  Möglichstes,*) 
um  diese  Verfügung  rückgängig  zu  machen,  und  eie  erreichten 
es  schliesslich,  dass  im  Jahre  1792  durch  Rescript  vom  28.  Juni4) 
das  Wettgericht  wieder  eingeführt  wurde:  es  war  natürlich,  dass 
in  dem  neuen  Reglement*)  auch  die  in  der  seit  der  Wettordnung 
von  1734  geänderten  Processgesetzgebung  ausgesprochenen  Grund- 
sätze *)  Aufnahme  fanden.  Auch  die  Besetzung  des  Gerichts  war 
eine  andere  als  früher:  die  Richterzahl  war  wieder  vermehrt 
worden:  es  fungierten  „ein  Syndicus  des  Magistrats,  ein  Kauf- 
männischer Stadt-Rat,  ein  rechtserfahrenes  Mitglied  und  ein  kauf- 
männischer Beisitzer  des  Stadtgerichts,  vier  Deputierte  der  Kauf- 
mannszünftc  und  ein  Assessor“.  Diese  Besetzung  wurde  durch 
Verfügung  vom  14.  Juli  1803’)  dahin  geändert,  dass  an  die 
Stelle  der  beiden  Mitglieder  des  Stadtgerichts  ein  Mitgliod  des 
Magistratskollegiums  und  noch  ein  weiterer  Deputierter  aus  den 
Kaufmannszünften  trat. 


')  Staats- Archiv,  49.  F.  937.  K.  118,  fol.  5,  6. 

=)  eod.  F.  941.  2.  IL  & Vol.  1.  fol.  2 und  48.  F.  937.  K.  119.  fol.  3- 
nebst  einer  Sportultaxo  vom  12.  August  1784. 

J)  Insbesondere:  das  Gesuch  der  Kaufleute  vom  27.  Febr.  1787  an  das 
Gcneralfabriquen-  und  Commercial  - Departement  des  Kriegs-  und  Finanz- 
dircctorii  (Acta  des  Vorsteheramts  der  Kaufmannschaft  im  Staats-Archiv, 
W.  15);  infolge  des  abschlägigen  Bescheides:  die  Immediatvorstellung  vom 
23.  April  1787,  aus  welcher  Meier  seine  falschen  Angaben  entnommen  hat 
(Staats- Archiv  F.  937.  K.  118.  fol.  5);  infolgedessen  Kescript  des  Justiz- 
ministers  Carmer  au  die  Üstpr.  Regierung  vom  29.  Juni  1787 ; Aufforderung, 
ein  Gutachten  abzugeben,  vom  31.  Juli  1787;  Gutachten  des  Geheimrat 
v.  Hippel  und  des  Tribunalsrat  Buchholz  vom  26.  März  1788  (eod.  fol.  1,  8, 
12;  vgl.  auch  fol.  34). 

*)  Staats-Archiv  F.  937.  K.  118.  fol.  43. 

s)  Vom  20.  Juni  1792,  nebst  einer  Sportel-Ordnung  und  Taxe  für  das 
Wettgericht  zu  Königsberg,  eod.  fol.  46,  61. 

*)  Processordnung  von  1748. 

’)  Staats-Archiv  1.  c.,  fol.  93. 
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Das  neu  errichtete  Wettgericht  sollte  jedoch  nicht  lange 
seine  Thätigkeit  ausüben. 

Die  Angaben  Meier’ s,  welcher  das  Ende  des  Wettgerichts  in 
das  Jahr  1809  legt,  sind  auch  hier  wieder  unrichtig  und  machen 
eine  ausführlichere  Schilderung  der  Vorgänge  notwendig. 

ln  einer  Verordnung  „wegen  verbesserter  Einrichtung  der 
Provincial-,  Policey-  und  Finantz- Behörden,  d.  d.  Königsberg, 
26.  Dcccmber  1808“, J)  wurde  (§  6)  der  Wunsch  ausgesprochen, 
die  bestehenden  gesonderten  Handelsgerichte  mit  den  Stadtge- 
richten zu  vereinigen,  und  es  wurde  das  Ostpreussische  Regierungs- 
präsidium durch  Rescript  vom  11.  Februar  1809  aufgefordert, 
„einen  Plan  zur  anderweiten  Geschäftsverwaltung  auszuarbeiten 
und  den  Ministerien  der  Justiz  und  des  Inneren  einzureichen 
und  zwar  gemeinschaftlich  mit  dem  Praesidium  des  Obcrlandes- 
gerichts  zu  wercke  zu  gehen“.  Das  von  dem  Oberlandesgericht 
in  dem  zunächst  (am  24.  März  1809)  cingereichten  Plane  gegen 
die  gänzliche  Aufhebung  der  Sondergerichte  ausgesprochene  Be- 
denken wurde  in  dem  Rescript  vom  28.  März  1809  anerkannt 
und  es  wurde  für  ratsam  erklärt,  das  Commerz -Collegium  zu 
Königsberg  (sowie  das  See-  und  Hafengericht  zu  Pillau)  aufzu- 
heben, das  Wettgericht  aber  als  besondere  Merkantil-Deputation 
des  Stadtgerichts  in  dem  bisherigen  Lokal  des  Commerz -Colle- 
giums bestehen  zu  lassen  und  demselben  die  Erst-Instanz -Sachen 
des  Commerz-Collegiums  zu  überweisen. 

Ein  hierauf  eingehender  detailierter  Plan  vom  27.  Mai  1809 
fand  im  Prinzipe  die  Billigung  der  beiden  Ministerien:  es  wurden 
infolgedessen  zunächst  das  Oberlandesgericht  und  die  Regierung 
angewiesen,  ein  angemessenes  Lokal  für  die  neue  Merkantil- 
Deputation  zu  ermitteln. 

Es  gelang  jedoch  dem  Ministerium  nicht , seine  Pläne  und 
Beschlüsse  zu  realisieren : die  Königsberger  Kauf leute  wareu  im 
höchsten  Grade  mit  der  ihnen  drohenden  Einrichtung  unzufrieden 
und  befanden  sich  darin  zum  Teile  auch  mit  den  Gerichten  in 
Uebereinstimmung:  unterstützt  durch  die  Kaufmannschaft  zu 
Stettin  wandten  sie  sich  am  1.  September  1810  mit  einer  Ein- 
gabe an  den  Minister  von  Hardenberg  und  erzielten  eine  Ver- 
fügung vom  30.  Januar  1811,  welche  als  Intcrimisticum  die  Ver- 

')  Arg.  für  die  folgende  Darstellung:  Akten  des  Staats-Archivs,  K.  120. 
acta  gen.,  betr.  Aufhebung  der  bes.  Merkantilgerichte,  und  Acta  des  Vor- 
steheramts  der  Kaufmannschaft  zu  Königsberg,  C.  64,  Vol.  1,  jetzt  im 
Staats- Archiv. 
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einigung  des  Wettgerichts  und  des  Commerz-Collegiums  anordnete 
und  dem  neuen  Collegium  gestattete,  bis  zur  eigentlichen  Organi- 
sation der  Merkantil- Deputation  den  Namen  „Commerz-  und 
Admiralitäts  - Collegium“  zu  führen.1) 

Diese  Einverleibung  wurde  am  11.  Februar  1811  ausgeführt: 
Tribunalsrat  Stellter  wurde  interimistischer  Director. 

Es  hat  demnach  in  Königsberg  das  Wettgericht  bezw.  die 
3 Wettgerichte  nicht,  wie  Meier  angiebt,  von  1601  bis  1809, 
sondern  von  spätestens  1555  bis  zum  11.  Februar  1811  bestanden. 

Das  vereinigte  Collegium  tagte  zunächst  in  dem  bisherigen 
Dienstlokale  des  Commerz-Collegiums  im  Lizenthause,  in  welches 
dieses  wahrscheinlich  1783  aus  dem  Schlosse  gezogen  war;  im 
Laufe  desselben  Jahres  (1811)  aber  noch  bezog  das  Collegium 
einen  Teil  des  kneiphöfischen  Junkerhofes  und  begann  daselbst 
am  29.  November  seine  Geschäfte.  ’)  Interessant  ist  es,  dass  die 
an  die  Kaufmannschaft  und  die  Mälzenbräuer  zu  zahlende  Miete 
damals  1000  Mk.  betrug  und  dass  diese  Summe  im  April  1828 
auf  750  Mk.  herabgesetzt  und  zum  October  1864  auf  1200  Mk. 
erhöht  worden  ist.’) 

Ara  1.  Juli  1874  hat  das  Commerz- Collegium  dann  noch 
einmal  seine  Geschäftsräume  gewechselt,  indem  es  dieselben  nach 
der  neu  erbauten  Börse  verlegte. 

Nach  dem  Willen  des  Justizministers  und  des  Ministers  des 
Innern  sollte  die  Vereinigung  der  beiden  Collegien  nur  eine  ganz 
vorübergehende  sein8)  und  es  wurde  demzufolge  bereits  am  29. 
August  1811  die  Einrichtung  der  „Merkantil -Deputation“  als 
einer  Abteilung  des  Stadtgerichts  anbefohlen. 

Diesem  Befehle  wurde  nicht  Folge  geleistet,  vielmehr  setzte 
die  Kaufmannschaft  den  hartnäckigsten  Widerstand  entgegen, 
und,  nachdem  ein  Gesuch  vom  4.  November  abschlägig  beschieden 
worden  war,  erreichte  sie  auf  eine  erneute  Vorstellung  in  dem 
Rescript  vom  14.  Dezember  das  Zugeständnis,  dass  die  nunmehr 
einzurichtende  Deputation  (hier  Commercial-  und  Admiralitäts- 
Deputation  genannt)  bis  zum  allgemeinen  Frieden  bei  der  Aus- 


■)  Staats-Archiv  F.  947.  E.  5. 

*)  eod.  F.  1023.  M.  4 daselbst  Bekanntmachung  in  der  Hartung’schen 
Zeitung  und  im  Königsberger  Intelligenz-Zettel  vom  25.  und  28.  Novbr.  1811. 

*)  Arg.  für  die  folg.  Darstellung:  Acta  des  Vorsteher- Amts  der  Kauf- 
mannschaft zu  Königsberg,  C.  t>4,  Vol.  I im  Staats-Archiv ; ferner  Staats- 
Archiv  49  b.  F.  937. 
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fertigung  von  Dokumenten  die  Unterschrift  „Königl.  Contmerz- 
und  Admiralitäts-Collegium“  behalten  dürfe. 

Dieses  Entgegenkommen  genügte  den  Königsberger  Kauf- 
lcuteu  nicht:  die  befohlene  Neueinrichtung  wurde  unterlassen  und 
es  gelang  schliesslich  dem  Commerzienrnt  Prin,  welcher  sich  bei 
seiner  Anwesenheit  in  Berlin  in  einer  Immediatvorstellung  vom 
1.  Januar  1812  an  den  König  wandte,  in  einem  Cabinetschreiben 
desselben  *)  vom  6.  März  1812  die  Zusicherung  zu  erhalten,  dass 
die  Verbindung  des  Commerz -Collegiums  mit  dem  Stadtgerichte 
nicht  stattfinden,  sondern  dasselbe  als  abgesonderte  Behörde  be- 
stehen bleiben  solle. 

Die  Verschmelzung  des  Wettgerichts  mit  dem  Commerz- 
Collegium,  sowie  die  häufigen  Streitigkeiten  in  Kompetenzfragen 
machten  ein  neues  Reglement  erforderlich:  dasselbe  ist  datiert  vom 

■ — 1813  ‘1  und  enthält  insbesondere  sehr  ausführliche 
30.  October  1 

Vorschriften  über  die  Kompetenz  des  Collegiums. 

Bereits  durch  Rescript  vom  1.  September  1810s)  waren  in 
Verfolgung  und  Durchführung  des  1783  zum  ersten  Male  aus- 
gesprochenen Gedankens  die  sämtlichen  polizeilichen  Geschäfte, 
die  früher  vom  Commerz -Collegium  und  vom  See-  und  Hafen- 
gericht in  Pillau  verwaltet  waren , dem  Polizeipräsidium  zu 
Königsberg  bezw.  dem  Magistrat  zu  Pillau  übertragen  worden. 

Vor  dem  Commerz -Collegium  mussten  nach  § 4 des  Regle- 
ments nunmehr  Recht  nehmen:  „alle  zum  Handel  concessionierten 
Bürger  christlicher  und  jüdischer  Religion,  Fabriken-Unternehmer, 
Buchhändler  und  Handels- Kommissionärs,  desgleichen  alle  die- 
jenigen, welche  Hülfsgcschäfte  der  Handlung  treiben,  als  Schiffs- 
Rheder,  Schiffer  und  Mannschaft,  Spediteurs,  Schiffsabnehmer  oder 
Klarirer,  und  Mäkler“  und  zwar  (§5 — 13):  „in  alleu  Streitigkeiten  der 
Königsberger  Kauf  leute  unter  sich  oder  mit  fremden  Kaufleuten, 
Schiffern  u.  s.  w.,  aus  einem  getroffenen  Handel,  Fracht-  und 
Befrachtungsgeschäften“,  in  Wechselsachen  und  in  „Schiffahrts- 
Processen“  (betreffend  Steuer,  Befrachtung,  Bau,  Arreste  etc.); 
das  Commerz  Collegium  hatte  ferner  die  Aufgebote  verloren  ge- 
gangener Handelspapiere  vorzunehmen,  sie  hatte  die  Direktion 
der  Strandungsangelegenheiten,  die  Ausmittelung  der  Seeschäden 


')  Original  in  den  genannten  Acta  der  Kaufmannschaft. 
’)  Staats-Archiv  F.  943.  19.  fol.  (5,  folg. 

*)  Staats-Archiv  K.  120,  fol.  87. 
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und  dae  Dispacheverfahren;  ihm  lagen  schliesslich  die  Ausferti- 
gung und  Aufnahme  der  den  Kaufleuten  etc.  nötigen  Dokumente 
(Bödmereibriefe,  Aufnahme  von  Seeprotest  u.  s w.),  die  Aufnahme 
von  Gesellschnftskontrakten  und  Verhandlungen  über  Errichtung 
einer  Procura,  sowie  die  gesetzliche  Bekanntmachung  einer 
solchen  ob. 

Das  Personal  des  Commerz -Collegiums  bestand  nach  dem 
neuen  Reglement  „aus  1)  einem  Direktor,  2)  fünf  rechtsverstün- 
digen  und  fünf  kaufmännischen  ( — von  der  Kaufmannschaft  zu 
wählenden  — ) Mitgliedern,  Commerzien-  und  Admiralitätsräten“ 
— die  Zahl  der  Richter  war  also  wieder  geändert  — , „3)  zwei 
Sekretären,  einem  Registrator  und  einem  Registratur-Assistenten, 
vier  Kanzellisten,  vier  Boten,  mehreren  Rendanten  und  einem 
Kontrolleur“. 

Dieses  genaue  und  den  Verhältnissen  angepasete  Reglement 
erwies  Sich  in  der  Folge  als  in  hohem  Grade  angemessen  und 
es  strömte  die  Handhabung  desselben  eine  segensreiche  Wirkung 
aus,  wie  es  denn  wohl  kaum  der  Erwähnung  bedarf,  dass  die 
Rechtspflege  auf  dem  Gebiete  des  Handels  sich  stetig  weiter 
entwickelte  und  eine  immer  geordnetere  und  sicherere  wurde. 

Das  Reglement  von  1813  ist  mit  den  sehr  geringen  Aende- 
rungen  der  Regulative  vom  28.  August  1826 J)  und  vom  18.  Juli 
1850’)  bis  zum  1.  Octobcr  1879  in  Geltung  geblieben. 

Aus  diesem  Zeitraum  sind  der  Vollständigkeit  halber  die 
Ministerialverfügung  vom  27.  October  1854,*)  nach  welcher  der 
Direktor  und  die  rechtsverständigen  Mitglieder  des  Kollegiums, 
deren  Zahl  inzwischen  auf  zwei  vermindert  war,  zur  Teilnahme 
an  den  Geschäfien  der  beiden  Kriminaldeputationen  des  Stadt- 
gerichts herangezogen  werden  sollten  und  in  der  That  bis  zum  Jahre 
1863  auch  herangezogen  wurden,  und  das  Gesetz  vom  3.  April  1847 
zu  erwähnen. 

Das  letztere  gestattete  bekanntlich,  dass  die  Commerz-  und 
Admiralitäts-Collegien  zu  Königsberg  und  Danzig,  falls  die  dortigen 
Kaufmannschaften  darauf  antrügen,  zu  „Handelsgerichten“,  für 
welche  das  Gesetz  eben  weitere  Bestimmungen  enthielt,  um- 
gestaltet würden. 

Es  lässt  sich  auch  konstatieren,  dass  in  den  Jahren  1851  und 
1856  in  Königsberg  Bestrebungen  vorhanden  waren,  welche  da- 

*)  Staats-Archiv  F.  943.  19.  fol.  183. 

*)  eod.  F.  943.  20.  Vol.  II.  13.  fol.  228. 

*)  Staats-Archiv  F.  943.  17.  e.  5. 
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hin  gingen,  (Jas  Commerz-Collegium  in  ein  „Handelsgericht“  um- 
zuwandeln; allein  diese  Bestrebungen  blieben  erfolglos.’) 

Mit  dem  1.  Oktober  1879,  mit  dem  Inkrafttreten  des  Deutschen 
Gerichtsverfassungsgesetzes  hörte  die  Existenz  und  die  Thätigkeit 
des  Commerz-Collegiums  auf:  es  hörte  damit  ein  Institut  einer 
völlig  abgesonderten  Handelsgerichtsbarkeit  auf,  welches  in  all- 
mählich immer  veränderter  und  sich  entwickelnder  Gestalt  in 
Königsberg  weit  über  300  Jahre  bestanden  hatte. 

Denn  das  heutige  Gerichts-Yerfassungs-Gesetz,*)  dessen  Be- 
stimmungen hier  nicht  weiter  dargelegt  zu  werden  brauchen, 
kennt  zwar  kaufmännisch -sachverständige  Richter  in  Handels- 
sachen, aber  keine  besonderen  Handelsgerichte.  Seit  dem 
1.  October  1879  wird  die  Handelsgerichtsbarkeit  in  Königsberg 
durch  eine  bei  dem  Landgericht  daselbst  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen gemäss  gebildete  „Kammer  für  Handelssachen“, 
welche  mit  einem  Mitgliede  des  Landgerichts  als  Vorsitzenden 
und  zwei  kaufmännisch  gebildeten  Handelsrichtern  besetzt  ist, 
und  die  eine  gewisse  Aehnlichkeit  mit  der  im  Jahre  1809  ge- 
planten „Merkantil-Deputation“  hat,  beziehungsweise  durch  das 
Amtsgericht  XI 1.  daselbst  ausgeübt.  — 


')  Staats-Archiv  F.  943.  20.  Vol.  II.  13. 
*)  Gerichtsverfassungsgesetz  § 100—118. 
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Vorwort. 


Lieber  die  Fürsprecher  (prolocutores),  eine  besondere  Klasse 
der  Anwälte  *)  zur  Zeit  der  Rechtsbücher,  besitzen  wir  eine  noch 
jetzt  als  vorzüglich  zu  bezeichnende,  lateinisch  abgefasste  Mono- 
graphie: „Commentatio  juris  gerinanici  de  Prolocutoribus“  von 
Fr.  Aug  Nietzsche  (Leipzig  1831).  Wenn  auch  vieles  Einzelne 
in  dieser  Abhandlung  dem  jetzigen  Stand  der  Wissenschaft  nicht 
mehr  entspricht,  so  bietet  sie  doch  ein  im  Granzen  richtiges  Bild 
des  Fürsprechertums  in  diesem  Zeitalter. 

Ueber  die  Anwaltschaft  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  der 
_ Capitularien,  also  im  fränkischen  Zeitalter,  dagegen  ist  — soviel 
' mir  bekannt  — bis  jetzt  noch  keine  zusammenfassende  Darstellung 
vorhanden.  Eine  solche  soll  in  der  folgenden  Abhandlung  ver- 
seucht werden.  Die  Darstellung  der  Anwaltschaft  im  späteren 
Mittelalter  im  Anschluss  an  Nietzsche  unter  Berücksichtigung 
der  neueren  Forschungen  auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Rechts- 
geschichte behalte  ich  mir  für  eine  spätere  Zeit  vor. 


*)  Unter  Anwalt  wird  in  dieser  Abhandlung  nicht  nur  der  Stell- 
vertreter einer  Partei  vor  Gericht,  sondern  auch  die  Person  verstanden, 
welche  für  eine  Partei  vor  Gericht  das  Wort  führt.  Nicht  wird  Anwalt- 
schaft hier  in  der  engen  Bedeutung  oiner  gewerbsmässigen  Stellver- 
tretung gebraucht.  So  auch  Brunner  in  d.  Zschr.  f.  vgl.  Kechtswiss.  Bd.  1, 
8.  321  fg. 
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Einleitung. 

tiine  Untersuchung  über  die  Gestaltung  (1er  Anwaltschaft, 
in  dem  weiten  Sinne  der  Vornahme  von  Handlungen  einer  Person 
für  eine  Partei  vor  Gericht,  ist  um  deswillen  von  nicht  geringer 
Bedeutung  fiir  die  Rechtswissenschaft,  weil  sie  manche  beachtens 
werte  Einblicke  in  das  Civilprozessrecht  und  in  die  Lehre  von 
der  Stellvertretung  in  einem  gewissen  Zeitalter  gewährt.  Das 
germanische  Civilprozessrecht  zur  Zeit  der  Volksrechte  und 
Capitularien  war  ebenso  wie  der  Prozess  zur  Zeit  der  Rechts- 
bücher und  wie  der  heutige  Prozess  von  dem  Grundsatz  der 
Mündlichkeit  beherrscht  Der  Grundsatz  der  Mündlichkeit  galt 
in  alter  Zeit  sogar  noch  in  einem  höheren  Grade  als  heute.  Denn 
das  jetzige  Civilprocessrecht  verlangt  häufig  neben  der  mündlichen 
Verhandlung  noch  Schriftsätze  (z.  B.  die  Klageschrift) '),  welche 
unbedingt  erforderlich  sind,  während  nach  fränkischem  Prozess- 
recht das  Verfahren  vollständig  mündlich  war.  Die  Aufnahme 
eines  Protokolls  über  die  Gerichtsverhandlung  durch  einen  Ge- 
richtsschreiber (notarius,  cancellarius)  war  üblich,  aber  nicht  un- 
bedingt geboten.  Auf  den  Grundsatz  der  Mündlichkeit  deutet 
schon  der  alte  Name  für  Gericht:  mahal ’),  tnäl®),  gleich  Sprache. 
Auch  die  Bezeichnungen:  sprächa  und  sermo  finden  sich  für 

Gericht.4) 

Das  heutige  Civilprozessrecht5)  unterscheidet  2 Arten  von 
Prozessvertretern : 

1)  Die  Prozessbevollmächtigten,  welche  an  Stelle  der  Parteien 
in  deren  Namen  den  Prozess  führen. 


*)  C.-P  -O.  § 230.  Ein  weiteres  Beispiel:  der  Schriftsatz,  mittels  dessen 
die  Wiedereinsetzung  in  den  vorigen  Stand  begehrt  wird.  — C.-P.-ü.  § 214. 
«)  ahd. 

•)  altn. 

*)  Grimm,  K.-A.  746  fg.  Sohm,  Reichs-  u.  Gerichtsverf.  57  fg. 
s)  C.-P.-O.  § 74  fg.  Wir  sprechen  hier  nur  vom  Civilprozess.  l)ie  ge- 
richtliche Vertretung  im  Strafprozess  war  nach  den  Volksrechten  und  Capi- 
tularien überhaupt  unmöglich.  — Vgl.  Heusler,  Institutionen  des  deutschen 
Privatrechts.  Bd.  I.  S.  206. 

Last,  Anwaltschaft.  1 
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2)  Die  Beistände,  welche  neben  der  Partei  vor  Gericht  er- 
scheinen, (bei  der  Partei  stehen),  um  sie  in  ihrer  Rechtsver- 
teidigung zu  unterstützen.  Die  Beistandschaft  ist  etwas  Anderes 
als  eine  Stellvertretung,  denn  die  miterschienene  Partei  handelt 
selber,  während  der  Beistand  diese  nur  unterstützt.  Die  Thätig- 
keit  des  Beistandes  kann  eine  verschiedenartige  sein;  sie  kann 
z.  B.  bestehen  in  Erteilung  von  Ratschlägen,  im  Plaidiren  für 
die  Partei  u.  s.  w. 

Der  altgermanische  Civilprozess  kennt  ebenfalls  2 Arten  von 
Anwälten,  welche  indessen  den  beiden  Arten  des  modernen  Prozess- 
rechts nicht  entsprechen. 

1)  Die  Vertreter  einer  abwesenden  Partei,  später  Gewalt- 
haber genannt.  Diese  Art  entspricht  insofern  unseren  heutigen 
Prozessbevollmächtigten. 

2)  Die  Vertreter  der  Parteien  im  Wort,  welche  an  Stelle 
der  anwesenden  Partei  deren  Rechte  vor  Gericht  ausführen. 
Diese  Vertreter  sind  nicht  identisch  mit  unseren  heutigen  Bei- 
ständen. Die  Thätigkeit  dieser  Vertreter  im  Wort  beschränkt 
sich  auf  die  mündliche  Ausführung  der  Parteirechte  vor  Gericht, 
das  Reden  vor  Gericht;  während  der  heutige  Beistand  auch  auf 
andere  Weise,  z.  B.  durch  Mitreden,  Stellung  einzelner  Anträge, 
thätig  werden  kann.  Für  die  Vertreter  im  Wort  passt  eigentlich 
nicht  die  Bezeichnung:  „Vertreter“.  Sie  sind  vielmehr  Organ *) 
der  Partei,  ganz  genau  ausgedrückt:  Sprechorgan  (Mundstück) 
der  Partei.  Diese  Art  der  Anwälte  vertrat  mithin  nicht  die 
Person  der  Partei,  sondern  plaidirte  lediglich  für  sie.’) 

Die  Anwälte  (Stellvertreter  und  Wortführer)  kann  man 
wieder  unterscheiden  in : 

a)  Personen,  welche  berufsmässig  oder  gewerbsmässig  die 
Thätigkeit  ausüben,  für  Andere  vor  Gericht  aufzutreten  oder  zu  reden. 

b)  Personen,  welche  diese  Thätigkeit  gelegentlich,  und  nicht 
für  Geld,  also  nicht  berufsmässig  und  nicht  gewerbsmässig,  ausüben. 

Von  den  Erörterungen  im  Folgenden  bleiben  ausgeschlossen 
die  sogen,  gesetzlichen  (richtiger  nothwendigen)  Vertreter.  Diese 

*)  Vgl.  über  den  Unterschied:  Gierke,  Die  Genossenschaftstheorie  n. 
d.  deutsche  Rechtssprechung.  Berlin  1887  8.  614  fg.  — Aus  diesem  Grunde 
ist  hier  die  Bezeichnung  Anwalt  gebraucht,  um  einen  zusammenfassendeu 
Ausdruck  für  diese  verschiedenen  Arten  von  Personen  zu  haben. 

’)  Diese  beiden  Arten  der  Anwälte  finden  sich  auch  im  altfranzösischen 
und  altenglischen  Recht.  In  ersterem  stehen  einander  gegenüber:  avant- 
parlier  und  procureur;  im  leizteren  der  counsel  (countour)  und  attorney. 
Vgl.  Brunner  in  der  Zsehr.  f.  vergl.  Rechtswissenschaft.  Bd.  I 8.  821  fg. 


Digitized  by  Google 


3 


müssen  streng  von  den  Prozcssbevollmächtigten  und  Beiständen 
bezw.  Wortführern  unterschieden  werden.')  Die  gesetzlichen 
Vertreter  sind  solche  Personen,  durch  welche  prozessunfähige 
Personen  (Kinder,  Minderjährige,  Geisteskranke,  nicht  physische 
Personen,  nach  altgermanischem  Hecht  auch  Unfreie)  handeln 
und  ihren  Willen  kund  tliun  (die  Vormünder,  muntherrn,  Vor- 
stände von  Genossenschaften,  von  Gesellschaften  u.  s.  w.).*) 

Bei  der  folgenden  Darstellung  des  germanischen  Hechts  über 
die  Anwaltschaft*)  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  Capitularien 
müssen  wir  dessen  stets  eingedenk  sein,  dass  der  Hechtszustaud 
in  jenem  Zeitalter  nicht  ein  überall  gleicher,  dass  er  vielmehr  in 
den  verschiedenen  Hechtsgebieten  ein  verschiedener  gewesen  ist. 
Gemeines  Recht  ira  fränkischen  Reiche  schufen  nur  die  Capitu- 
larien, welche  nicht  ausdrücklich  auf  ein  engeres  Gebiet  beschränkt 
oder  als  Instruktion  der  Missi  bezeichnet  waren,  nämlich  die 
sogen.  Capitularia  per  se  scribenda.  Mit  Sicherheit  lässt  sich 
daher  nur  sagen,  dass  die  Rechtssätze,  welche  einem  Volksrechte 
z.  B.  der  lex  Salica,  der  lex  Ribuaria,  dem  Edictus  Langobardorum 
entnommen  sind,  dem  Geltungsbereich  dieses  Einzelrechts  an- 
gehören.4) Indessen  lassen  sich  häufig  aus  der  Vorschrift  eines 
einzigen  Stammesrechts,  deren  Quelle  vorwiegend  die  Rechts- 
überzeugung des  ganzen  Volkes  ist,  auf  die  Rechtsgrundsätze 
der  verwandten  Rechte*),  nicht  selten  auch  auf  die  Rechtsan- 
schauungen des  ganzen  Volkes  überhaupt  Rückschlüsse  ziehen.*) 


')  Nach  der  R.-C.-P.-0.  hat  das  Gericht  stets  (auch  im  Anwsltsprosesse) 
von  Amtswegen  die  Legitimation  des  gesetzlichen  Vertreters  zu  prüfen, 
dagegeu  liegt  ihm  die  Prüfung  der  Legitimation  eines  Prozessbevollmäch- 
tigten im  Anwaltprozesse  von  Amtswegen  nicht  ob.  R-C.-P.-O.  8§  54  u.  84. 

*)  Diese  Verhältnisse  sind  begrifflich  etwas  Anderes  als  Stellvertretung. 
Vgl.  Gierke,  a.  a.  O.  S.  623. 

*)  Vgl.  über  den  Sinn  dieser  Bezeichnung  Anmerk.  1,  S.  2. 

*)  Die  Kecbtsquellen,  aus  welchen  die  einzelnen  Rechtssätze  geschöpft, 
sind  im  Folgenden  stets  angegeben. 

s)  Die  verwandten  Rechte  sind  bei  Stobbe,  deutsche  Rechtsquellen 
S.  24  zusammengestellt.  Vgl.  auch:  Schroeder,  Deutsche  Rechtsgeschichte 
S.  222,  und  A.  B.  8chmidt  in  üierke’s  Untersuchungen  XVIII  Vorbem. 

■)  Schliesslich  wird  noch  bemerkt,  dass  zunächst  die  Vorschriften  über 
die  Anwaltschaft,  wie  sie  sich  in  don  verschiedenen  Territorien  vorfinden, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  deutschrechtlichen  oder  römiscbrechllii dien 
Ursprungs  sind,  dargestellt  worden  sind.  Eine  Untersuchung  über  den  Ur- 
sprung der  einzelnen  Bestimmungen  findet  sich  im  § 12  dieser  Abhandlung. 

I» 
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§ 1- 

Zulässigkeit  der  Anwaltschaft. 

1.  Allgemeines. 

Der  älteste  Rechtszustand  deutet  auf  die  Auffassung  hin, 
dass  das  persönliche  Erscheinen  der  Parteien  vor  Gericht  un- 
bedingt erforderlich  war.  Eine  gerichtliche  Vertretung  durch 
andere  Personen  war  diesem  Zeitalter  fremd.  Der  alte  Prozess 
ist  aus  einem  Zweikampf  hervorgegangen.  Der  Beklagte  hatte 
den  Kläger  persönlich  in  seinem  Rechte  verletzt,  der  Kläger 
„klagt“  deshalb.  Wie  uns  heute  eine  Vertretung  des  Beleidigers 
oder  des  Beleidigten  in  einem  Zweikampf  unmöglich  erscheint, 
so  hielten  die  Alten  die  Vertretung  einer  Partei  im  Prozess  vor 
Gericht  für  unmöglich.  Die  gerichtliche  Vertretung  erscheint 
von  diesem  Standpunkt  aus  als  etwas  Unnatürliches.  Wenn  später 
einzelne  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz  gemacht  wurden,  — 
wie  dieses  in  der  That  der  Pall  gewesen  ist  — , so  wurden  sie 
gemacht  aus  bitterer  Nothwendigkeit.  Die  heutige  Auffassung 
des  Prozesses  ist  eine  andere  geworden,  heute  spricht  man  von 
einem  Anspruch,  welchen  der  Kläger  dem  Beklagten  gegen- 
über im  Prozesse  verfolgt.  Der  Gedanke  an  eine  Verletzung  der 
Person  des  Klägers,  an  eine  persönliche  Beleidigung  desselben 
durch  den  Beklagten,  ist  dem  heutigen  Rechtsbewusstsein  ent- 
schwunden. Wir  fragen  daher  nicht  in  erster  Linie:  Wer  ist 
verletzt?  Wer  ist  der  Thäter?  Vielmehr  ist  unser  Augenmerk 
in  erster  Linie  gerichtet  auf  den  Inhalt  des  Anspruchs,  die  sub- 
jectiven  Beziehungen  des  Anspruchs  kommen  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht.  Es  ist  deshalb  nach  unseren  Anschauungen 
nicht  von  grosser  Bedeutung,  wer  den  Anspruch  im  Prozesse 
geltend  macht,  ob  der  ursprünglich  Berechtigte,  ein  Cessionar, 
ein  Incassomandatar  oder  ein  sonstiger  Bevollmächtigter.  Die 
Umwandlung  dieser  verschiedenartigen  Auffassungen  ist  ein  Ent- 
wickclungsprozess  vieler  Jahrhunderte.  Die  Volksrechte  und 
Capitularien  bilden  noch  Anfangsglieder  in  der  Kette  dieser  lang- 
samen Eutwickelung.  Als  allgemeine  Regel  müssen  wir  den  Satz 
aufstelleu,  dass  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  Capitularien  jede 
Partei  persönlich  vor  Gericht  zu  erscheinen  hatte,  dass  Aus- 
nahmen von  dieser  Regel  aber  vorkamen.  Einen  weiteren  Fort- 
schritt in  dem  Entwickelungsprozess  von  der  Unmöglichkeit  der 
gerichtlichen  Stellvertretung  bis  zu  deren  allgemeinen  Zulässigkeit 
finden  wir  schon  zu  dieser  Zeit  in  denjenigen  germauischen 
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Rechten,  auf  welche  das  römische  Recht  bereite  einen  grösseren 
Einfluss  gehabt  hat. 


11.  Die  germanische  Urzeit. 

Die  Quellen  der  germanischen  Urzeit  geben  uns  über  die 
Zulässigkeit  der  Anwaltschaft  keinerlei  Aufschluss.  Anwälte 
werden  hier  nirgends  erwähnt.  Die  der  Urzeit  noch  sehr  nahe 
stehende  lex  Salica,  sowie  die  nordgermanischen  Rechte  kennen 
gleichfalls  die  Anwaltschaft  noch  nicht.  Wenn  wir  die  Ent- 
wickelung der  Anwaltschaft  rückwärts  verfolgen,  so  werden  wir 
zu  der  Muthmnssung  gelangen,  dass  in  der  germanischen  Urzeit 
der  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  der  gerichtlichen  Stellvertretung 
vielleicht  ganz  ausnahmslos  gegolten  hat.  Man  wird  sich  zwar 
fragen,  wie  ist  das  möglich  gewesen  ? Bei  einer  lang  andauernden 
Krankheit  des  Gegners  ist  ja  bei  Durchführung  solcher  Grund- 
sätze dem  Kläger  jeder  Rechtsschutz  entzogen.  Allein  in  der 
That  scheint  das  älteste  Recht  diese  Consequenz  gezogen  zu 
haben.  Der  Kläger  musste  die  Wiederherstellung  der  Gesundheit 
des  Gegners  abwarten.  *)  Dies  mag  als  Härte  gegenüber  dem 
Kläger  empfunden  worden  sein,  indessen  die  Rechtsanschauung 
der  alten  Zeit  hielt  die  gerichtliche  Vertretung  für  eine  Unmög- 
lichkeit, wie  es  uns  etwa  unmöglich  erscheint,  dass  ein  Anderer 
eine  Freiheitsstrafe  an  Stelle  eines  kranken  Verurteilten  verbüsst.’) 

Für  die  hier  vertretene  Ansicht  spricht  auch  die  Sitte  der 
ostgermanischen,  im  Mutterlande  zurückgebliebenen  Goten.’) 
Maurer4)  führt  zum  Beweis  der  Unzulässigkeit  der  Anwaltschaft 
in  der  germanischen  Urzeit  an  den  Hass  und  die  Wuth  der  alten 
Germanen  gegen  die  römischen  Sachwalter  nach  der  Schlacht,  im 
Teutoburger  Walde.’)  Dieser  Umstand  — so  meint  Maurer  — 
sei  nicht  zu  erklären,  wenn  die  Germanen  auch  Anwälte  gehabt 
hätten.  Dieser  Grund  ist  indess  nicht  stichhaltig,  er  könnte  sogar 

')  ln  dem  3.  Capitulare  zur  lex  Salica  Cap.  1 (De  agsoniis)  ist  anhal- 
tende Krankheit  ausdrücklich  als  genügender  Grund  für  das  Nichterscheinen 
der  Partei  vor  Gericht  anerkannt  („si  eum  infirmitas  detenuerit“.)  — Vgl. 
für  Frankreich:  Brunner  in  Zaclir.  i vergl.  Rochtsw.  Bd.  I S.  346  n.  Ö4. 

')  Vgl.  über  die  prozessuale  Stellvertretung  im  römischen  Legisactionen- 
prozess  und  die  Bedeutung  des  Satzes : „Cum  olim  quo  tempore  legis  actiones 
in  usu  fuissent  alieno  nomine  agere  non  liceret“  (Gaius  lost  IV  82):  Eisele, 
Cognitur  und  Procnralur.  Froiliurg  i.  B u.  Tübingen  1881. 

•’)  Loccen.  antiq.  Suco-goth.  lib.  11  c.  4 S.  44. 

4)  G.  b.  Maurer.  Gesch.  der  altgerm.  Gerichts'' orf.  S.  9. 

*)  Florus,  lib.  II  cap,  12. 
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zum  Beweise  des  Gegenteils  verwerthet  werden.  Man  könnte  nämlich 
aus  diesem  Umstande  folgern,  dass  die  Germanen  selbst  Anwälte 
gekannt  und  mit  ihnen  unangenehme  Erfahrungen  gemacht 
hätten. 

Der  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  der  Anwaltschaft  hatte 
umsomehr  Einfluss  auf  das  gerichtliche  Verfahren  und  somit  auf 
die  Parteirechte,  als  der  älteste  Prozess  von  einem  strengen  For- 
malismus beherrscht  war.  Dieser  Formalismus  hängt  indessen 
mit  der  weitgehenden  Verhandlungsmaxitne  auf  das  Innigste  zu- 
sammen. Der  strenge  Formalismus  erklärt  sich  gerade  aus  dem 
Umstand,  dass  die  oft  recht  rohen  und  zu  Gewaltthätigkeiten  ge- 
neigten alten  Germanen  persönlich  ihrem  Gegner  vor  Gericht 
gegeniiberstanden  und  mit  diesem  verhandeln  mussten.  Hier  war 
ein  strenger  Formalismus  nötig,  damit  nicht  in  der  Hitze  der 
Verhandlung  sich  eine  Rauferei  vor  Gericht  entwickelte.  Auch 
heute  noch  ist  der  ungebildete  Mann  bei  der  ganz  formlosen 
mündlichen  Verhandlung  nur  gar  zu  geneigt,  seinen  Gegner 
thätlich  anzugreifen.  In  jenem  ungleich  roheren  Zeitalter  war 
daher  gerade  wegen  des  Verbots  der  beliebigen  Zulassung  von 
natürlicherweise  weniger  erregten  Stellvertretern,1)  ein  strenger 
Formalismus  im  Interesse  eines  ruhigen  und  anständigen  Ver- 
fahrens durchaus  am  Platze.  Der  strenge  Formalismus  erleichterte 
dem  Richter  die  Handhabung  der  Sitzungspolizei. 

III.  Ras  merowingische  und  fränkische  Zeitalter 
im  Allgemeinen. 

In  der  Folgezeit  sind  von  der  Regel  des  persönlichen  Er- 
scheinens der  Partei  vor  Gericht  allmählich  einige  Ausnahmen 
gemacht  worden.  Der  Gedanke  der  Unmöglichkeit,  der  Natur- 
widrigkeit der  gerichtlichen  Vertretung  ist  in  dieser  Zeit  schon 
in  der  Ueberwindung  begriffen.  Damit  ist  aber  nicht  mit  einem 
Schlage  das  Princip  verlassen.  Die  Rechtsordnung  jener  Zeit 
durchweht  der  Gedanke:  „Eigentlich  ist  eine  Stellvertretung 

etwas  Unmögliches,  aber  der  Verkehr  verlangt  nothwendig,  dass 
einzelne  Ausnahmen  gemacht  werden.  Zunächst  scheint  man 
Vertreter  der  anwesenden  Parteien  im  Wort  (causedici)  zugelassen 
zu  haben.  Dies  erschien  unbedenklicher,  denn  hier  galten  die 
miterschienenen  Parteien  als  handelnd.  Das  Wort  dieser  Ver- 


')  Weniger  erregt:  weil  sie  am  Ausgang  des  Prozesses  nicht  unmittel 
bar  beteiligt  sind. 
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trcter  galt  nicht,  sobald  es  gesprochen  war,  sondern  erst  infolge 
der  Genehmigung  der  Partei.  Dass  schon  ziemlich  früh  solche 
causedici ')  zugelassen  waren,  geht  daraus  hervor,  dass  Karl  der 
Grosse  in  seinem  (Japitulare  vom  Jahre  805’)  die  causedici  neben 
den  Streitteilen  (clamatores3) erwähnt  und  bezüglich  dieser  causedici 
von  einem  alten  Gewohnheitsrecht  (antiqua  consuetudo)  spricht, 
dessen  Erhaltung  er  befiehlt.  Für  das  Vorkommen  von  gericht- 
lichen Vertretern  im  Frankenreiche  spricht  ferner  das  Capitulare 
Aquisgranense  vom  Jahre  802  *),  in  welchem  Karl  der  Grosse 
gegen  chikanöse  Prozessvertreter  vorgeht.5)  („Ut  nemo  in  placito 
pro  alio  rationare  usum  habeat.“)  Nur  den  „infirmis“  und  den 
,,rationes  nesciis“  gestattete  der  Kaiser,  ihre  Sache  durch  Andere 
im  Gericht  vortragen  zu  lassen  Diese  Bestimmung  bezieht  sich 
allerdings  auf  das  missatische  Gericht  und  lässt  keinen  Rück- 
schluss auf  das  Grafengericht  und  Schultheissengericht  zu.  Wenn 
man  aber  bedenkt,  dass  das  Gericht  des  missus  ein  Billigkeits- 
gericht war,  so  wird  man  in  der  Annahme  wohl  nicht  fehlgehen, 
dass  das  volksrechtliche  Verfahren  keine  grössere  Freiheiten  be- 
züglich der  gerichtlichen  Stellvertretung  gekannt  hat,  als  vom 
Kaiser  im  Capitulare  vom  Jahre  802  zugclassen  ist.  Wir 

wissen  nur,  dass  im  Grafengericht  den  Wittwen,  Waisen  und 
Armen  die  Vertretung  im  Wort  gestattet  war,  dies  aber  nur 
unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  „legem  nescierint“.  Solchen 
Personen  sollte  sogar  vom  comes  ein  Vertreter  bestellt  werden.*) 

')  Dass  hier  von  CauBedious  im  .Sinne  von  Sachwalter  (und  nicht  von 
Schnltheiss)  die  Rede  ist,  geht  mit  Bestimmtheit  aus  dem  Capitulare  von  805 
hervor,  denn  cs  Imudelt  sich  hier  um  das  Schelten  eines  Sehöffeuurteils. 

■)  Cap.  vom  Jahre  805  cap.  8 (Hon. -Germ.  I S.  133).  Diese  Bestimmung 
hat  Lothar  I.  in  seiner  Const.  Papiensis  vom  Jahre  832  (Mon.  Germ.  I S.  360) 
bestätigt.  Dies  geschah,  weil  die  Capitularien,  welche  in  dem  Befehle  des 
Kaisers  ihren  Grund  hatten,  streng  genommen  mit  dessen  Tode  ihre  Geltung 
verloren.  Auch  die  burguudischen  und  westgothischen  Könige  haben  die 
Gesetze  ihrer  Vorgänger  bestätigt.  (Bethmanu- Hollweg;  Der  Civilprozess 
des  gemeinen  Rechts  in  geschichtlicher  Entwickelung.  Bd.  IV  S.  157  u.  216.) 

*)  Das  mündliche  Vortragen  der  Klage  wird  mit  clamare  bezeichnet. 

*)  Mon.  Germ.  I S.  92.  Cap  9.  Dass  es  sich  hier  um  eine  Vertretung 
vor  Gericht,  und  nicht  um  eine  Rcchnungsablage  (worauf  ratio,  rationare 
hindeuten  möohte)  handelt,  geht  daraus  hervor,  dass  die  Stelle  von  einem 
„marrire  justum  judicium“  spricht.  Rationare  bedeutet  hier  so  viel 
wie:  Loqui,  verba  habere  (vgl.  Du  Cange,  zum  Worte  Rationare). 

*)  Vgl  das  Nähere:  § 12  dieser  Abhandl. 

*)  Capit.  legibus  addit.  vom  Jahre  817  cap.  3.  Das  Nähere  siehe  § 10 
dieser  Abhandl. 
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Trotz  der  Einschränkung  der  gerichtlichen  Vertretung  lässt  sich 
nicht  annehmen,  dass  die  Anwaltschaft  im  Frankenreiche  etwas  ganz 
Seltenes  gewesen  ist.  Wenn  wirklich  die  Anwaltschuft  so  ausser- 
ordentlich selten  vorgekommen  wäre,  würde  sich  der  grosse  Groll 
des  Kaisers  und  die  vielen  Disciplinar  und  Strafvorschriften  gegen 
chikanöse  Anwälte  *)  kaum  erklären  lassen.  Schon  3 Jahre  nach 
der  Einschärfung  des  Grundsatzes  der  Unzulässigkeit  der  gericht- 
lichen Stellvertretung  durch  das  Capitulare  Aquisgranense  von  802 
spricht  der  Kaiser  in  dem  oben  bereits  erwähnten  Capitulare  vom 
Jahre  805  wieder  von  den  Causedici  und  befiehlt  die  Beob- 
achtung eines  alten  für  diese  Personen  allerdings  nicht  angenehmen 
Gewohnheitsrechts.  Ja,  der  Kaiser  macht  in  dem  Capitulare 
von  802  cap.  10  eine  weitere  Ausnahme  von  der  eben  ausge- 
sprochenen Hegel,  ohne  dies  besonders  zu  rechtfertigen  Er  be- 
stimmt nämlich  hier,  dass  seine  Vasallen  ganz  allgemein  im  Be- 
hinderungsfalle sich  im  Grafengericht  durch  einen  Advocaten 
vertreten  lassen  sollen.  („Ut  vassi  nostri  — si  praesentes  esse 
non  possuut,  suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res  ante  Comitem 
defendere  possint.“  Für  die  ziemliche  Verbreitung  der  Anwalt- 
schaft in  der  fränkischen  Monarchie  sprechen  ferner  die  zahl- 
reichen Formeln  in  den  Formelsammlungen  dieser  Zeit,  in  welchen 
Vertreter  der  Parteien  in  Sachen  streitiger  wie  freiwilliger  Ge- 
richtsbarkeit erwähnt  werden. 

Das  Ergebniss  der  bisherigen  Untersuchung  ist  insofern  ein 
positives,  als  nachgewiesen  ist,  dass  die  Anwaltschaft  in  der 
fränkischen  Zeit  in  gewissen  Fällen  ausnahmsweise  zulässig  war. 
Was  den  Umfang  dieser  Zulässigkeit  anbelangt,  so  kann  man 
mit  Bestimmtheit  nur  behaupten,  dass  im  inissatischen  Gericht 
die  Vertretung  im  Wort  für  solche  Personen  statthaft  gewesen 
ist,  welche  wegen  ihrer  körperlichen  Beschaffenheit  (infirmi)  und 
und  welche  wegen  der  schlechten  Beschaffenheit  ihrer  geistigen 
Fähigkeiten  (rationes  nescii)  ihre  Prozesse  zu  führen  ausser 
Stande  waren.  Ferner  steht  durch  Reichsgesetz  (Capit.  legibus 
addit.  v.  817  c.  3)  die  Vertretungsbefugniss  der  Wittwen,  Waisen 
und  Armen,  falls  sie  legum  nescii  sind,  im  Grafengericht  fest. 
Im  Uebrigen  ist  der  Umfang  und  die  Voraussetzungen  der  Zu- 
lässigkeit der  Anwaltschaft  in  den  verschiedenen  Rechtsgebieten 
ein  verschiedener  gewesen,  wie  aus  Nachfolgendem  hervorgeht. 


')  Das  Nähere  siehe : $ 12  dieser  Abhandlung. 
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IV.  Das  sal  fränkische  Recht. 

Die  lex  Salica  enthält  über  die  gerichtliche  Vertretung  keine 
Bestimmungen.  Man')  hat  geglaubt,  in  dem  Titel:  „De  Rachim- 
burgiis“  es  mit  gerichtlichen  Vertretern  der  Parteien  (causatores) 
zu  thun  zu  haben.  Der  Lindcnbrogschc  Text  der  lex  Salica 
spricht  hier  allerdings  von  causatores  („Siquidem  Rachimburgii 
in  mullo  residentes,  cum  causa  discussa  fuerit  inter  duos  cau- 
sa tores.  *)  Unter  den  causatores  verstand  man  Personen,  welche 
zur  Aufgabe  hattcu  „causam  alterius  dicere“.  In  der  Ausgabe 
der  lex  Salica  von  Behrend-Borctius  ist  die  Stelle,  wie  folgt,  ver- 
bessert : „Si  quis  rachimburgii  in  mallobergo  sedentes  dum  causam 
inter  duos  discutiunt*)“.  Die  causatores  sind  mithin  hier  weg- 
gefallen. Dass  ferner  der  iu  der  lex  Saljca  (z.  B.  Tit.  54)  er- 
wähnte Sacebaro  nicht  ein  Sachwalter,  sondern  ein  fiscalischcr 
Beamter  gewesen  ist,  welcher  die  Friedensgelder  einzuzichen 
hatte,  ist  jetzt  wohl  als  feststehend  anzunehmen,  so  dass  hier  auf 
diese  Streitfrage  nicht  eingegangen  zu  werden  braucht. 4)  Ueber 
die  gerichtliche  Vertretung  giebt  mithin  das  wichtigste  Volks- 
recht unserer  Periode,  die  lex  Salica,  leider  keinen  Aufschluss. 

In  der  ältesten  salischen  Formelsammlung,  den  formulae 
Andecavenses,  findet  sich  eine  Formel  für  eine  Verhandlung, 
welcher  eine  wahre  Urkunde  aus  dem  vierten  Regierungsjahre 
des  Königs  Childebert  I.  (514  u.  515)*)  als  Muster  gedient  hat. 
Die  Formel*)  beginnt:  „Annum  quarto  regnum  domni  nostri 

Childeberto  reges,  quod  fecit  minsus  ille,  dies  tantus  etc )“  Hier 
tritt  vor  dem  Defensor7)  der  Stadt  ein  Ehemann  mit  einer  Voll- 
macht von  seiner  Ehefrau  auf  und  stellte  Anträge.  Diese  Ver- 
handlung bezieht  sich  indessen  auf  römische  Unterthanen  der 
fränkischen  Monarchie. 

')  Nietzsche,  Comraentatio  juris  germauici  de  Prolocutoribue.  Leipzig 
1831.  S.  8 a.  13. 

;)  Walter,  Corpus  juris  Germanici  antiqui.  Buch  1 Tit.  LX.  S.  80. 

«)  Tit.  LVII  S.  74. 

*)  Vgl.  Sohm,  Prozess  der  lex  Salica,  S.  231—36.  Eine  kurze  Zu- 
sammenstellung der  verschiedenen  Ansichten  findet  sich  bei  Gengier,  German. 
Ucchtsdenkmäler,  S.  293  u.  294.  Vgl.  ferner:  H.  0.  Lehmann:  Der  Rechts- 
schutz gegenüber  Eingriffen  von  Staatsbeamten  nach  altfränkischem  Recht. 
Kiel  1883.  S.  10  fg. 

*)  K-  Schroeder:  Ueber  die  fränkischen  Formelsammlungen,  in  der 
Zsohr.  der  Sarigny-Stiftung.  Bd.  IV  8.  77. 

*)  Iton.  Germ.  4*  Sect.  Vll,  8.  4.  Die  Formel  ist  identisch  mit  Roz.  260. 

’)  Vgl.  hierüber  das  Nähere:  § U dieser  Abhandlung. 
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Mit  der  Anwaltschaft  beschäftigen  sich  weiter  verschiedene 
Capitularia  legi  Salicae  addenda.  Das  erste  Capitulare  zur  lex 
Salica1)  trifft  im  § 12  Bestimmungen  gegen  das  eigenmächtige 
Auftreten  für  einen  Anderen  vor  Gericht  (causam  alienam  dicere). 
Gegen  die  Personen,  welche  eine  Partei  in  ungerechter  Weise 
vor  Gericht  unterstützen  (adjuvare  in  judicio  contra  alio  alter- 
cantcm),  wendet  sich  das  Capitulare  vom  Jahre  803  cap.  4, 
welches  die  Ueberschrift  trägt:  „De  his  qui  per  malum  ingenium 
alium  auxiliaverit.“  Noch  strenger  verfährt  das  Capitulare  vom 
Jahre  819  cap.  4’)  gegen  den  Anwalt,  welcher  „injuste  dispu- 
tando“  den  Gegner  in  seiner  Rechtsverfolgung  oder  Rechtsver- 
teidigung hindert.  Dass  an  dieser  Stelle  nicht  die  Partei,  son- 
dern ihr  Vertreter  gemeint  ist,  geht  aus  dem  Worte  „alius“  her- 
vor. Dass  der  Anwalt,  und  nicht  ein  beliebiger  Dritter  gemeint 
ist,  ergiebt  sich  daraus,  dass  beliebige  Dritte  im  Gericht  über- 
haupt nicht  disputiren  dürfen.  Die  vorliegende  Bestimmung 
setzt  aber  die  Befugniss  zum  Disputiren  voraus,  da  die  Be- 
stimmungen sich  gegen  das  ungerechte  Disputiren  wenden. 

Dafür  aber,  dass  das  „causam  dicere“  für  einen  Andercu 
nicht  allgemein  statthaft  war,  spricht  ausser  dem  oben  erwähnten 
Reichsgesetz  (dem  Capitulare  Aquisgranense  von  802)  weiter 
die  Formel  bei  Marculf  (Ende  des  7.  Jahrhunderts)*)  I 21.  *) 
Aus  dieser  Formel  geht  hervor,  dass  einer  Partei  „propter  sitn- 
plicitatcni  suam“,  also  aus  einem  bestimmten  Grunde  (Infirmitas 
und  legum  ncscientia),  von  dem  König  die  Bestellung  eines  An- 
walts („qui  omnes  causas  invicem  ipsius  ad  malandum  vel  pro- 
sequendum  recipere  deberit“)  gestattet  wurde.  Diese  Gestattung 
der  Bestellung  eines  Bevollmächtigten  gehörte  zu  den  Handlungen 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  welche  der  König  selbst  vorzu- 
nehmen hatte.*)  Schliesslich  ist  an  dieser  Stelle  noch  eine 

')  Die  Entatehungszeit  ist  unbekannt.  „Man  muss  sich  an  der  zuver- 
lässigen Tliatsache  genügen  lassen,  dass  man  hier  altes  salisches  Recht  vor 
sich  hat."  Behrend-Boretius,  Lux  Salica  S.  88. 

*)  Mon.  Denn.  1.  227.  Vgl.  das  Nähere  § 12  d.  Abhandlung. 

*)  R.  Schroeder,  in  der  Zschr.  der  Savigny-Stiftung.  Bd.  IV  S.  79. 

*)  Mon.  Demi.  4°.  Leg.  Sect.  V S.  56  u.  57.  Die  Formel  ist  identisch 
mit:  Lindenbr.  No.  115;  Roz.  392. 

*)  Auch  in  Frankreich  war  cs  ein  Vorrecht  des  König--,  durch  sogen, 
lettres  de  grace  die  Ermächtigung  zur  Prozessführung  zu  erteilen  Vgl. 
Brunner,  Zschr.  f.  vgl.  Rechtswissensch.  1 S.  381  fg.  Ueber  den  in  einigen 
Gegenden  Deutschlands  vorgekommenen  Rcchtssatz:  dass  es  zur  gerichtlichen 
Stellvertretung  der  Erlaubnisseines  Höheren  bedurfte.  Vgl. Maurers.  a.O.S.26. 


Digitized  by  Google 


11 


salischc  Formel  zu  erwähnen,  nämlich  No.  2a  der  formulae  Ar- 
vernenses.  *)  Diese  Formel,  welche  der  2.  Hälfte  des  8.  Jahr- 
hunderts angehört, *)  spricht  von  einer  „antiqua  mos“  und  von 
„principium  jura  decreta“.  Die  Formel  beginnt:  ,Mox  (=  mos) 
injunxit  antiqua,  principium  iura  decreta  sancxeruut,  ut  quic- 
quid  (=.  quisquis)  causas  per  inpigritate  census  (=  pigritiam 
sensus)  aut  femina  sexus  vel  corpora  mentisque  fragilitatis  res 
suas  suorumque  suarum  gubernare  minime  possit,  cura  electorum 
pe rmittantur“.  Dann  folgt  eine  Generalvollmacht,  welche  eine 
Frau  für  ihren  Sohn  aufstellt. 

Im  salischen  Rechtsgebiet  scheint  daher,  abgesehen  von  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit  in  den  früher  römischen  Municipien  *) 
die  Anwaltschaft  nicht  in  weiterem  und  auch  nicht  in  geringerem 
Umfange  statthaft  gewesen  zu  sein  als  zu  Gunsten  der  „Infirmi“ 
und  der  „legum  nescii.“ 

V.  Ras  Recht  der  rlbuariselien  Franken. 

In  dem  Recht  der  ribuarischen  Franken  finden  wir  einen 
Defensor,  welcher  an  Stelle  jugendlicher,  männlicher  wie  weib- 
licher Ribuarier  vor  Gericht  auftritt.  Es  heisst  in  der  Lex  Ri- 
buaria  LXXXI.*) 

„Si  quis  homo  Ribuarius  defunctus  fuerit  vel  interfectus,  et 
filium  reliquerit,  usque  XV.  anno  pleno  nec  causam  prosequatur, 
nec  in  judicium  interpellatus  responsum  reddat;  XV.  autem  anno 
aut  ipsi  respondeat,  aut  defensorem  clegat.  Similiter  et  iilia.“ 

Der  Sinn  dieser  Bestimmung  ist  nicht  recht  klar.  Offenbar 
handelt  die  Stelle  von  der  Grenze  der  Minderjährigkeit  (Un- 
mündigkeit).®) Vor  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  (usque  XV. 
anno  pleno)  soll  der  Ripuarier  weder  als  Kläger  noch  als  Be- 
klagter vor  Gericht  auftreten  können.  Die  Volljährigkeit  trat 
hiernach  erst  mit  dem  vollendeten  15.  Lebensjahre  ein,  und 
nicht  schon,  wie  Grimm,  Rechtsaltertümer  S.  415  anzunehmen 
scheint,*)  schon  mit  Vollendung  des  14.  Lebensjahres.  Soweit 
ist  die  Stelle  nicht  misszuverstehen. 

')  Mon.  Germ.  4“  Leg.  Sect.  V,  8.  29.  Die  Formel  ist  ideutisch  mit  Roz.  384. 

*)  Sehroeder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  S.  248. 

*)  Das  Nähere  siehe  § 9 dieser  Abhandlung 

4)  Mon.  Germ.  Legum  Bd.  V S.  264. 

*)  Minderjährigkeit  und  Unmündigkeit  sind  identisch,  da  die  Volks- 
rechte nicht  verschiedene  Abstufungen  der  Minderjährigkeit  kannten. 

4)  Dagegen  mit  Recht:  Stobbe,  Handbuch  des  deutsch.  Privatrechts. 
1 § 40  Anm.  7.  (2.  Aufl.  S.  286.) 
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Dagegen  ist  die  Bedeutung  des  Satzes:  „Quindecinio  autem 
anno  aut  ij>se  respondeat  aut  dcfensorem  elcgat“,  und  «ein  Ver- 
hältnis« zu  dem  ersten  Satze,  nicht  ganz  klar.  Es  scheint  ein 
Widerspruch  vorzuliegen,  wenn  Satz  1 sagt,  dass  der  Ripuarier 
vor  vollendetem  15.  Lebensjahre  nicht  vor  Gericht  auftreten 
kann,  und  wenn  Satz  2 bestimmt,  dass  im  15.  Lebensjahre  der 
Ripuarier  doch  solle  auftreten  dürfen.  Man  kann  daher  den 
zweiten  Satz  nur  als  eine  Einschränkung  des  ersten  Satzes  auf- 
fassen,  muss  ihn  daher  auch  als  eine  Ausnahmevorschrift  stricte 
interpretiren.  Der  Sinn  des  zweiten  Satzes  ist  danach  folgender: 

Der  Ripuarier,  welcher  in  seinem  15.  Lebensjahre  den  Vater 
verloren  hat,  kann 

a)  nicht  klagen  vor  Gericht,  er  kann  nicht  als  Kläger  auf- 
treten, denn  die  Ausnahmevorschrift  bezieht  sich  nur  auf  das 
Antworten  (respondere)  auf  eine  Klage. 

b)  Er  kann  persönlich  vor  Gericht  als  Beklagter  auftreten 
(„aut  ipse  respondeat“) 

c)  oder  er  kann  sich  einen  Defensor  bestellen 

Aus  dem  Elege re  (Auswahlen)  des  Defensor  ist  zu  folgern, 
dass  Defensor  hier  nicht  die  Bedeutung  Vormund  haben  kann, 
weil  es  zu  jener  Zeit  nicht  gekorene,  sondern  nur  geborene  Vor- 
münder gab  ')  Defensor  bedeutet  mithin  an  dieser  Stelle  Für- 
sprech im  Prozesse. 

Vor  Erreichung  des  15.  Lebensjahres  konnte  weder  für  noch 
gegen  den  Minderjährigen  ein  Prozess  geführt  werden.  Man 
musste  warten,  bis  der  Minderjährige  das  Alter  der  Volljährig- 
keit erreicht  hatte.  (Cap.  leg.  Sal.  add.  v.  819  vel  paullo  post.3) 

Jedoch  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  in  vielen  Fällen,  in  denen 
heute  Vertretung  durch  den  gesetzlichen  Vertreter  stattfindet,  da- 
mals der  Vormund  kraft  eigenen  Rechts  (in  eigenem  Namen) 
klagen  und  verklagt  werden  konnte. 

In  Strafsachen  ging  bei  einem  von  dem  Mündel  verübten 
Delikt  die  Klage  gegen  den  Vormund  selbst,  dieser  haftet  für  die 
Busse;  auf  der  anderen  Seite  galt  bei  Delikten,  welche  gegen  das 
Mündel  verübt  wurden,  der  Vormund  selbst  als  der  Verletzte. 
Letzterer  war  daher  kraft  eigenen  Rechts  zur  Beitreibung  der 
Busse  berechtigt.  Was  vom  Vormund  gesagt  ist,  gilt  auch  vom 
väterlichen  Gewalthaber. 

’)  Heusler,  Institutionen  des  Deutschen  Privatrechts  Bd.  II.  S.  492  u.  493. 

2 ) Boretius,  Capitularia  rogum.  Frankouum  S.  293.  Heusler  a.  a.  O.  Bd.  2 
S.  493 ; Scbroeiler,  Deutsche  Kerhtsgeschichte,  S.  314.  Vgl.  ferner  über 
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VI.  Das  Recht  der  Burgunder. 

Die  lex  Burgundionum  verbietet  den  römischen  Unterthanen 
des  burgundischen  Reiches  einen  Burgunder  zum  Prozessbevoll- 
mächtigten zu  bestellen. 

Lex  Burgundionum  Tit.  XXII ')  „De  removendo  in  negotiis 
Romanorum  patrociuio  barbarorum.  Quicunque  Romanus  causam 
suam,  quam  cum  nlio  Romano  habet,  Burgundioni  agendam 
tradiderit,  causam  perdat:  et  is  qui  suscepit,  inferat  mulctae  no- 
mine sol.  XII.“ 

Diese  Bestimmung  findet  ihre  Erläuterung  in  der  lex  Romann 
Burgundionum  43*),  welche  die  Bestellung  eines  potentior  zum 
Anwalt  verbietet.  Der  leitende  Gedanke  der  Vorschrift  des 
Tit.  XXII  ist,  gleichfalls  zu  verhindern,  dass  ein  „Mächtigerer“ 
als  Anwalt  bestellt  werde.  Denn  als  potentior  wird  ein  jeder 
Burgunder  angesehen,  wenn  ihm  im  Prozess  ein  Römer  als  Partei 
gegenübersteht.  Die  angeführte  Bestimmung  des  Burgundischen 
Rechts  bezieht  sich  nur  auf  negotia  Romana.  Den  Römern  in 
Burgund  war  übrigens  die  gerichtliche  Stellvertretung  ganz  all- 
gemein gestattet. 

Lex  Romano  Burgundionum  Tit.  XI.  2.  *)  „Sciendum  est  iu 
Omnibus  negoeiis,  aut  per  se  causas  suas  unumquemque  dicere 
debere,  aut  certe  man  datum  gestis  allegatum  in  personam  quam 
voluerit  legitimum  esse  faciendum.“  3.  „Quodsi  mandare  vo- 
luerit  is  qui  actionem  suscepit  . . .“ 

Aus  dem  Umstande,  dass  den  Burgundern  die  Vorteile  der 
gerichtlichen  Vertretung  in  den  römischen  Gerichten  gewiss  häufig 
leiblich  vor  Augen  geführt  wurden,  in  Verbindung  mit  der  That- 
sache,  dass  in  anderen  germanischen  Rechtsgebieten  jener  Zeit 
die  Anwaltschaft  zulässig  gewesen  ist,  lässt  sich  wohl  der  Schluss 
ziehen,  dass  auch  dem  burgundischen  Volksrecht  die  gerichtliche 
Vertretung  nicht  unbekannt  gewesen  ist.  Allein  die  Annahme, 
dass  die  gerichtliche  Vertretung  in  Burgund  in  grösserem  Um- 
fange als  bei  den  Saliern  oder  Ribuariern  gestattet  gewesen  sei, 
findet  in  den  vorgetragenen  Bestimmungen  keine  Stütze.  Ein 
Argumentum  a contrario  aus  dem  oben  angeführten  Tit.  XXII 

den  Missbrauch,  einen  Gegenstand,  welcher  der  Eviction  unterlag,  einem 
Minderjährigen  zu  tradiren,  um  einen  Prozess  unmöglich  zu  machen  Capit. 
legibus  add.  aus  dem  Jahre  B29  cap.  4 u.  5. 

‘1  Monum.  Germ.  Leg.  Bd  III  S.  542. 

’)  Mon.  Germ.  Leg.  Bd.  III  8.  622. 

»)  Mon  Germ.  Leg.  Bd.  UI  8.  603  u.  604. 
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der  lex  Burgundionum,  dass  ein  Burgunder  einen  nnderen  Bur- 
gunder ohne  irgend  welche  Einschränkung  zum  Prozessvertreter 
habe  bestellen  können,  zu  entnehmen,  ist  bedenklich. 

Das  Burgundische  Recht  kennt  ferner  Leute,  welche  den 
Prozessparteien  Rathschläge  erteilen.  Bezüglich  dieser  Rath- 
geber schreibt  das  burgundische  Gesetz  vor,  dass  sie  im  Unter- 
liegungsfalle  mit  einer  Strafe  belegt  werden  sollen. 

Lex  Burg.  LXXX  3')  „Etiam  qui  calumpniatori *)  Con- 
silium8) dederit  ad  dimicandum,  si  victus  fuerit,  eimiliter,  ut 
superius  statutum  est,  multa  feriatur.“  Indessen  geht  aus  dieser 
Stelle  nicht  hervor,  ob  der  Rath  an  Gerichtsstelle  oder  ausser- 
halb des  Gerichts  erteilt  wurde.  Es  ist  mithin  nicht  klar,  ob 
wir  es  hier  mit  einer  Art  Anwalt  der  Partei  zu  thun  haben. 

VII.  Das  langobardlsclie  Recht. 

In  der  langobardischen  Gesetzgebung,  dem  neben  der  lex 
Salica  wichtigsten  Recht  im  fränkischen  Zeitalter,  war  die  gericht- 
liche Vertretung  nur  statthaft,  wenn  folgende  beiden  Voraus- 
setzungen gegeben  waren: 

1.  Der  König  oder  judex  musste  die  Erlaubniss  erteilt  haben. 

2.  Es  musste  sich  handeln  um  eine  Wittwe,  um  Waisen  oder 
um  solche  Personen , die  nicht  im  Stande  waren , ihre 
Prozesse  persönlich  zu  fuhren. 

Diese  Bestimmung  finden  wir  in  dem  eigentlichen  Volks- 
recht (dem  über  edictus4)  der  Langobarden. 

Es  heisst  hier  in  der  lex  Ratchis  I c.  3®)  (vom  Jahre  745 
oder  746)  „Et  hoc  volumus,  ut  nullus  homo  presumat  causa 
alterius  ad  dicendum  supprehendere  aut  causare,  nisi  cum  notitia 
de  judice  suo,  causam  de  vidua  aut  de  orphano  dicendum.“ 
VII  c.  11®)  (vom  Jahre  746):  „Si  quis  causam  alterius  agere 
aut  causare  presumpserit  in  praesentia  regi  aut  judici,  excepto 
si  rex  aud  iudex  licentiam  dederit  de  vidua  aut  de  orphano 
aut  de  tale  hominem  qui  causam  suam  agere  non  potit.“  Ferner 
gestattet  diese  lex  die  Bestellung  eines  Anwalts  „si  forte  aliquis 
per  simplicitatem  causam  suam  agere  nescit.“ 

')  Mon.  Germ.  Leg.  Tom.  III.  S.  567. 

*)  d.  i.  actori  (Kläger). 

*)  Aua  „culumniator“  und  „conailium“  ist  m.  E.  zu  entnehmen,  dass  es 
sich  hier  um  Anstiftung  oder  Beihülfe  zu  einem  chikanÖBCn  Prozess  handelt. 

4)  Im  Gegensatz  zu  den  Königlichen  Verordnungen  (capitula  in  brevi, 
notitiae),  welche  nur  lur  die  Regierungszeit  des  betr.  Königs  berechnet  waren. 

4)  Mon.  germ.  Leg.  IV  S.  184. 

')  Mon.  germ.  Leg.  IV  8.  191. 


Digitized  by  Google 


15 


Von  einer  Stellvertretung  im  eigentlichen  Sinne  scheint 
hier  nicht  die  Rede  zu  sein.  Es  handelt  sich  um  die  Uebernahme 
des  „dicere“,  also  des  Redens  für  einen  Anderen  vor  Gericht. 

Die  Vertretung  einer  vidua  durch  einen  Anwalt  finden  wir 
in  einer  interessanten  Urkunde  aus  dem  Jahre  762.  In  dem 
langobardischen  Erbschaftsprozess  Rotruda  gegen  Alpert  von  Pisa 
im  Jahre  762  trat  für  die  Klägerin,  die  Wittwe  des  Auripert 
von  Pisa  mit  Namen  Rotruda,  deren  Prozessbevollmächtigter 
(„qui  causa  Rotrude  peragebat“)  Tarso  aus  Pistoja  auf.  Das 
über  diesen  Prozess  aufgenommene  Protokoll ')  beginnt: 

„In  nomine  d(omi)ni  dum  ex  iuss(ione)  domni  praecell 
(entissimi)  Desiderii  regis  resedissemus  nos  ill(ustri)bus  veris  Gisil- 
pert  de  ßerona  Bursio  maid.  et  Arsiulf  gast(aldius)  *)  Ticino  in 
sacro  palatio  ibique  venerunt  in  nostri  presentia  Tarso  gasind(ius) 
domni  regis  civi(tatis)  Pistoriens(is)  qui  causa  Rotrude  peragebat ; 
nec  non  et  Alpert  de  civi(tate)  Pisana." 

Fassen  wir  die  Bestimmungen  des  langobardischen  Rechts 
zusammen,  so  müssen  wir  sagen,  dass  hier  die  Anwaltschaft  sehr 
beschränkt  war.  Dass  im  Langobardischen  Prozess  das  persön- 
liche Erscheinen  der  Parteien  die  Regel  bilden  solle,  hat  Kaiser 
Otto  I.  von  Neuem  eingeschärft  *) 

Vm.  Das  westgotlilsche  Landesrecht. 

Merkwürdiger  Weise  ist  im  westgothischen  Landesrecht, 
welches  für  sämmtliche  Unterthanen  des  Westgothenreiches  ohne 
Unterschied  der  Nationalität  Geltung  hatte,  die  gerichtliche  Stell- 
vertretung ganz  allgemein  zugelassen.  Dieser  Umstand  muss 
sicherlich  dem  Einfluss  des  römischen  Rechts  zugeschrieben 
werden,  welches  zu  jener  Zeit  in  der  Entwickelung  der  Stell- 
vertretung schon  weiter  fortgeschritten  war  als  die  germanischen 
Rechte.  „Si  quis“  — so  heisst  es  in  der  lex  Wisigoth.  lib.  II 

')  Carta  Langobarda  dell’  anno  762  preceduta  da  ana  lettera  al  Marchese 
G.  Capponi,  et  seqnitata  da  unn  illustrazione  del  Professoro  Pietro  Capei, 
Pisa  1846.  8.  aus  der  Sammlung  des  Car.  Francesco  Konciani.  Abgedruckt 
bei  Bethmann-Hollweg,  Civilprozesa  Bd.  IV  S.  Ö58. 

*)  Gastaldius  wird  im  langobardischen  Königreich  der  Verwalter 
königlicher  Güter  und  fiscalische  Richter  genannt.  — Schroeder,  Deutache 
Recbtsgescli.  8.  129.  Die  Gastalden  sollen  im  Bchinderungsfalle  sich  dnreh 
einen  advocatus  im  Grafengericht  vertreten  lassen.  Cap.  Langob.  vom 
Jahre  802  c.  10.  .,ut  . . . austaldi  nostri  . . si  praesentes  esse  non  posaunt, 
suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res  autc  Cnmitem  defendere  possiut.'1 

*)  Liber  Papiensis.  Otto  I c 8. 
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Tit.  3 § 3 — *)  „per  ee  causam  dicere  non  potuerit,  aut  forte 
noluerit  (also  ohne  Angabe  von  Gründen),  assertorem  per 
scripturam  suae  manus,  vel  testium  signis  aut  eubscriptionibus 
roboratam,  dare  debebit“.*)  Der  Assertor8)  scheint  nicht  nur 
ein  Sprecher  der  anwesenden  Partei  gewesen  zu  sein,  was  man 
aus  dem  causam  dicere  wohl  schliessen  möchte,  sondern  der 
Vertreter  einer  abwesenden  Partei.  Sonst  würde  eine  schriftliche 
Vollmacht  (scriptura)  und  eine  Beglaubigung  derselben  (testium 
signis  aut  eubscriptionibus  roborata)  nicht  erforderlich  gewesen 
sein.  Der  westgothische  Richter  sollte  bei  Beginn  der  Verhandlung 
die  Erschienenen  fragen,  ob  sie  in  eigner  oder  in  fremder  Sache 
auftreten  wollten.  „Judex  primum  a litigatore  perquirat,  utrum 
propriam  causam  dicat,  aut  alienam  fortassc  susceperit.  Inter- 
rogetur  etiam  cujus  mandatum  habeat.“  *) 

Auch  diese  Bestimmung  deutet  darauf  hin,  dass  wir  es  hier 
mit  einem  Anwalt  einer  abwesenden  Partei  zu  thun  haben. 

Neben  dem  assertor  finden  sich  im  westgotbischen  Recht  die 
Mandatarii  der  Parteien.  Es  ist  ganz  allgemein  gestattet,  sich 
ihrer  zu  bedienen.  Dies  geht  deutlich  hervor  aus  lex  Wisigoth. 
lib.  II  Tit.  2 § 4, 8)  wo  es  von  den  Parteien  heisst:  Statuimus 
. . ut  . . pars  utraque  ...  in  constituto  die,  aut  per  se,  aut  per 
mandatarios  suos,  praesti  sint  in  judicio.“ 

Das  Auftreten  für  einen  Anderen  nennt  das  westgothische 
Recht:  „Patrocinari,“  „Patrocinium.“  Das  Patrocinari  wird 

mehrfach  erwähnt  z.  B.  lib.  II  Tit.  2 § 2 u.  8.  *)  Verboten  ist 
— ebenso  wie  nach  burgundischem  Recht  — die  Bestellung  eines 
Mächtigeren  zum  Prozessbevollmächtigten  sowie  das  Patrocinari 
des  letzteren.  ’) 

Auch  die  causidici  kennt  das  westgothische  Landesrecht,  ln  der 
lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  2 § 10 8)  kommen  folgende  Stellen  vor: 
„et  quantcunque  cum  suo  causidico  definitiouem  peregerit;“ 
„Quoil  si  ipsi  causedici  non  habuerint.“ 

')  F.  Walter,  Corpus  juris  germanici.  Tom  I.  S.  448. 

*)  Der  usertor  wird  auch  im  § 4 d&aolbst  erwähnt.  Walter,  8.  449. 

*)  Es  wird  hier  daran  erinnert,  dass  auch  der  altrömische  Prozess  einen 
„assertor“  in  libertatem  entgegen  der  Regel  des  Legisactipuonprozesses  als 
Anwalt  zuliess. 

4)  Lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  3 g 2.  Walter,  S.  448. 

s)  Walter,  8.  443. 

•)  Walter,  S.  442  u.  445. 

’)  Lex  Wisigotb.  lib.  II  Tit,  3 § 9.  Walter.  S.  450. 

")  Walter,  S.  447. 
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Den  Grossen  des  westgothischen  Reiches  sowie  den  Bischöfen 
war  es,  um  ihre  Würde  zu  wahren,  sogar  geboten,  sich  durch 
Untergebene  (subditi)  im  Gericht  vertreten  zu  lassen.  („Si  ergo 
Principem  vel  Episcopum  cum  aliquibus  constiterit  habere  negotium, 
ipsi  pro  suis  personis  elignnt,  quibus  negotia  sua  dicenda  com- 
mittant,  quia  tantis  culminibus  videri  poterit  contumelin  irrogari, 
si  contra  eos  vilior  persona  in  contradictione  caussae  videatur 
assistere.“) l) 

Auch  in  dem  ostgothischen  Reiche  war  die  gerichtliche 
Vertretung  allgemein  zugelassen.  Nur  war  — wie  im  west- 
gothischen Reiche  — die  translatio  actionum  in  potentiorem 
Romanum  aut  barbarum  untersagt,  ebenso  die  Einmischung  eines 
solchen  potcns  Romanus  aut  barbnrus  als  defensor  oder  suffra- 
gator  (=  Beistand)  in  einen  fremden  Rechtsstreit.  fEdictum 
Theodorici  Cap.  43  u.  44).*)  Diese  Vorschrift  beruht,  wie  das 
ganze  Edikt,  nicht  auf  deutschrechtlicher,  sondern  auf  römisch- 
rechtlicher Grundlage.  Jedoch  waren  die  Bestimmungen  des 
Edikts  für  Germanen  in  gleicher  Weise  wie  für  Römer  verbindlich. 


IX. 

In  den  Rechten  der  Thüringer,  der  Allemannen  und  Baiern, 
der  Sachsen  und  Friesen  lassen  sich  Grundsätze  über  die  Zu- 
lässigkeit der  Anwaltschaft  nicht  nachweisen 


§ 2- 

Bezeichnungen  der  Anwälte  in  den  Quellen  der 
fränkischen  Zeit 

Für  die  Anwälte  finden  sich  in  den  Rechtsquellen  der 
fränkischen  Zeit  verschiedene  Bezeichnungen  Hervorzuheben 
sind  die  folgenden : 

1)  Mandatanus.  *)  Dieser  Name  deutet  auf  das  Rechts- 
verhältniss  hin,  in  welchem  der  Anwalt  zur  Partei  steht.  Dieses 
Verhältniss  stellt  sich  als  Auftragsverhältniss  (mandatum)  dar. 
Die  Partei,  der  Auftraggeber,  wird  mandator  *)  genannt. 

■)  Lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  3 § 1.  Walter,  S.  447. 

’)  Mon.  germ.  fol.  Leg.  V S.  15b. 

*)  z.  B.  lex  Wi§.  II,  2.  4. 

4)  lex  WiB.  II  2.  4. 

La Mt,  Anwaltschaft.  2 
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2)  Procurator,  auch  dominus  und  auctor. ')  Auch  finden  sich 
diese  drei  Bezeichnungen  mit  einander  verbunden.  In  der  Form. 
Turon.  No.  20  heist  est:  „te  in  omnibus  rebus  vel  causis  meis 
instituo  dominum  procuratoremve  et  auctorem.“ 

3)  Causedicus  (causidicus).  *)  Diese  Bezeichnung  ist  abzu- 
leiten von  causam  dicere,  die  Sache  (den  Prozess)  führen.  Sie 
deutet  hin  auf  das  Reden,  das  Plaidiren  vor  Gericht.  Dieser 
Name  war  in  der  fränkischen  Zeit  ziemlich  verbreitet.*) 

Die  clamatores,  welche  Maurer4)  als  identisch  mit  den 
causedici  hält,  sind  keine  Anwälte,  sondern  die  Parteien  selbst, 
welche  vor  Gericht  klagen. 

4)  Asscrtor.  Dieser  Name  der  Sachwalter  findet  sich  in  den 
Quellen  der  fränkischen  Zeit  häufig.  Er  bedeutet  etwa  so  viel 
wie  causedicus.  In  einem  Urteil  aus  dem  Jahre  783*)  findet 
sich  die  Ausdrucksweise:  „AsBertor  vel  causidicus  et  mandata- 
rius.“  Nach  der  lex  Wisig.  II  3,  3 ist  assertor  der  Stellvertreter 
einer  abwesenden  Partei. 

5)  Defensor.  Die  Bezeichnung  „defensor“  findet  sich  in  den 
Quellen  der  fränkischen  Zeit  in  mehrfacher  Bedeutung  (z.  B. 
Vormund,  Streitgegner,  insbes.  Beklagter.)*)  Defensor  wird  auch 
der  Fürsprech  genannt,  welcher  für  einen  Anderen  vor  Gericht 
antwortet  (respondit.)  7) 

6)  Patrocinator.  Dem  westgothischen  Recht  ist  der  Aus- 
druck „patrocinari“  geläufig.  Das  Patrocinari  setzt  voraus,  dass 
die  Partei  ihre  causa  dem  Patrocinator  überträgt  (causam  in  alium 
confert).  *)  Patrocinari  hat  noch  andere  Bedeutungen,  als  An- 
walt jemandes  sein.  Das  Patrocinium  aber,  welches  uns  hier 
beschäftigt,  besteht  — wie  lex  Wisig.  lib.  II  Tit.  2 § 2 sagt  — 
in  „causando“,  d.  i.  in  „causam  dicendo.“ 


*)  Vgl.  Form.  Avern.  2 a (vos  dominus  et  procuratoribm  instituo). 

*)  Vgl.  Capit.  von  805  c.  8.  — Mon.  Germ.  I.  138. 

*)  Vgl.  EnnodiuB  M.  F.  (473—  525)  Mon.  Germ.  Auctores  VII  S.  7U; 
154”.  — Causedicus  wird  auch  nicht  selten  der  Vogt  genannt,  nicht  aber 
deshalb,  weil  er  der  Anwalt  der  Geistlichen  vor  Gericht  ist,  sondern  wegen 
der  von  ihm  ausgeübten  Gerichtsbarkeit  in  der  Immunität  (causam  dicere : 
hier  gleich  Rechtsprechen).  Waitz  IV  463  fg.  467. 

‘)  Maurer  G -Verf.  § 60  S.  73. 

‘)  Baluz  II  Appendix  actorum  veterum  S.  1394. 

•)  Auch  der  Vogt  wird  häufig  dei'enBor  genannt.  Cap.  Langoh.  vom 
Jahre  819  cap.  3 (advocatos  sive  defensores)  — Mon.  Germ.  I 228. 

’)  Lex  Rib.  81. 

")  lex  Wis.  lib.  II  Tit.  2 § 8. 
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Patroni  werden  auch  die  adeligen  Grundherren  *)  genannt, 
welche  ihre  Hintersassen  gegen  Ansprüche  von  der  Immunität 
nicht  angehöriger  Personen  im  Grafengericht  vertraten  („Consti- 
tuimus,  ut  secundum  legem  patroni  eorum  eos  ad  placitum  ad- 
ducant).“ 

7)  Advocatus.  Dieser  in  neuerer  Zeit  allgemein  gebräuchlich 
gewordene  Name  für  Sachwalter  bezeichnete  in  dem  fränkischen 
Zeitalter  nicht  in  erster  Linie  den  Prozessbevollmächtigten, 
sondern  den  Immunitätsbeamten.8)  Dieser  Beamte  hatte  aller- 
dings auch  die  Obliegenheit  als  Anwalt  der  adeligen  Grund- 
herrn,8) der  Kirche,  des  Klosters,  sowie  der  Geistlichen4)  vor 
dem  Gericht  des  Grafen  und  seiner  Stellvertreter  aufzutreten. 
(Cap.  Olonnens.  823  cap.  7.*)  „Volumus,  ut  episcopi,  abbates 
et  abbatissae  eorum  advocatos  habeant,  et  pleniter  justicias 
faciant  ante  comitem  suum“)  Auch  war  er  der  Anwalt  der 
Hintersassen  der  Immunität  gegenüber  Ansprüchen  Dritter.*) 


')  Capit.  Lud.  11.  vom  Jahre  865  cap  3.  (Conventui  Ticinensii  III 
Mon.  Germ.  1 S.  435. 

’)  Dem  Namen  advocatus  begegnen  wir  häufig  in  den  Capitularien,) 
?-  B.  Cap  von  802  c.  13;  v.  802  c.  68;  v.  807  c.  6.  Vgl.  Waitz  S.  392. 
Walter  § 110,  vor  Allem:  Sohm,  Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  im  fränkischen 
Reiche,  in  Zschrift  f.  Kirehonrecht  IX  S.  226. 

*)  Cap.  Lang.  v.  802  cap.  10  „Ut  vassi  nostri  — si  praesentes  esse  non 
possunt  — suos  advocatos  habeant,  qui  eorum  res  ante  comitem  defendere 
possint.“ 

*)  Wegen  ihres  geistlichen  Berufes  war  es  den  höheren  Geistlichen,  in 
Italien  allen  Geistlichen,  gestattet,  sich  durch  dun  advocatus  der  Kirche 
oder  einen  Generalbevollmächtigten  (vicarius)  vor  Gericht  vertreten  zu  lassen. 
Cap.  Langob.  v.  Jahre  803  c.  12  (Si  vero  talis  aliqua  inter  eos  (=  clericoa) 
contentio  orta  fuerit,  . . . tune  per  advocatum  episcopi  . . causa  ipsa  ante 
comitem  vel  judicem  veniat,  ut  ivi  secundum  legem  finiatur  . .)  — Mon. 
Germ.  I S.  110. 

Cap.  leg.  add.  v.  818 — 819  cap.  10.  „In  ecclesiasticis  causis  . . . ad- 
vocati  eorum  (sc.  clericorum)  in  mallo  publico  ad  praesentiam  comitis 
veniant.“  Vgl.  Nissl,  Der  Gerichtsstand  des  Klerus  im  fränk.  Reich.  S.  172  fg. 

Cap.  v.  817  (Miss.)  cap.  28.  „Ut  omnis  episcopus,  abbas  et  com  es, 
excepta  infirmitate  vel  nostra  jussione,  nullam  excusationcm  habest,  quin 
ad  plscidum  missorum  nostrorum  veniat,  aut  talem  vicarium  suum  mittat, 
qui  in  omni  causa  pro  illo  rationem  reddere  possit.“  — Mon.  Germ  I S.  218. 

Vgl.  noch  Cap.  Langobard.  v.  819  cap.  3 „omnibus  igitur  episcopis, 
abbatibus  cunctoque  clero  omnino  praecipimus  . . . advocatos  sive  de- 
fensores  habere.“  Mon.  Germ.  I 228. 

s)  Mon.  Germ.  I S.  234. 

*)  Vgl.  Bethmann  - Hollweg  VI  S.  41. 

2’ 
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Die  Bezeichnung  advocatus  findet  sich  aber  auch  — ab- 
gesehen von  dem  Immunitätsbeamten  — in  der  Bedeutung  eines 
Prozessbevollmächtigten.  (So:  Form.  Senon.  recent.  No.  10). 
Advocatus  heisst  namentlich  der  vom  König  zur  Führung  der 
Fiscalprozesse  eigens  bestellte  Sachwalter,  ferner  der  bestellte 
Anwalt  der  königlichen  Vasallen. 

Hervorzuheben  ist  noch,  dass  die  Advocaten  der  könig- 
lichen, geistlichen  und  adeligen  Herrschaften  sich  von  den  sonstigen 
Anwälten  auch  durch  den  Unifang  ihrer  Vertretungsbefugnies 
unterschieden.  Der  Umfang  der  Vertretungsbefugniss  der  Ad- 
vocaten war  der  denkbar  grösste,  denn  sie  hatten  sich  für  ihre 
Partei  sogar  dem  Eide  und  dem  Zweikampf  zu  unterziehen. 
(Cap.  Mant.  v.  781  c.  3;  Cap.  von  782  c.  6;  von  809  c.  15; 
cap.  Aquisgr.  von  813  c.  20.)  Ein  Gesetz  Heinrichs  III. 
vom  Jahre  1047  gestattete  sogar  den  Geistlichen  in  Italien  sich 
bei  der  Ableistung  von  Eiden,  auch  von  Gefährdeeiden,  durch 
ihre  Advocaten  vertreten  zu  lassen.  *) 

8)  Vielfach  werden  die  Anwälte  in  den  Quellen  dadurch 
bezeichnet,  dass  ihre  Thätigkeit  umschrieben  wird.  So  findet 
sich:  „Persona,  qui  rationem  aliorum  reddat“;8)  „qui  rationem 
aliorum  teneat  vel  pro  eis  loquatur“ ; *)  „qui  praesuniat  causam 
alterius  agere,  causare“;4)  „qui  in  placito  pro  alio  rationat*1. s) 

9)  Prosecutor?  Häufig  findet  sich  in  den  Quellen  der  frän- 
kischen Zeit  die  Bezeichnung  Prosecutor.*)  Hierin  ist  indessen 
nicht  eine  technische  Bezeichnung  einer  Art  von  Anwalt  zu 
erblicken.  Prosecutor  heisst  lediglich  so  viel  wie  Handelnder, 
Antragsteller,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dieser  in  eignem  Namen 
oder  im  Namen  eines  Anderen  handelt.  Dieses  ergiebt  sich  da- 
raus, dass  ausweislich  der  vielen  Verhandlungen  vor  dem  Huni- 
cipalmagistrat , welche  wir  in  den  Formelsammlungen  besitzen, 
der  Defensor  und  die  Curialen,  welche  noch  nicht  wisseu,  ob  der 
Erschienene  für  sich  oder  als  Anwalt  für  einen  Anderen  auf- 


')  Vgl.  Betbmann  - Hollweg  V 2 8.  2/9. 

*)  Cap.  von  802  c.  9.  — Mod.  Germ.  I S.  92. 

*)  Cap.  von  817  o.  3.  — Mon.  Germ.  1 S.  210. 

4)  leg.  Eatchis  I c.  13;  VII  c.  11. 
s)  Cap.  von  802  o.  9. 

*)  Carta  Senonica  39;  Addit.  e codicibus  formularum  Turonenaium  4 
u.  6;  Formulae  Andecavensea  la;  48;  öl;  52;  Form.  Marculti  lib  1137;  38; 
Formulae  Turonenses  2;  46;  Formulae  Bituricenaea  3;  15b  und  d (prose- 
outio);  Gart.  Senon.  Append.  16  (proaecutio). 
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treten  will,  letzteren  mit  den  Worten  zum  Sprechen  auffordern: 
„Pr  ose  quere  quue  optas.“  Erst  uach  dieser  Aufforderung 
erklärt  der  Erschienene,  der  prosecutor,  wie  er  genannt  wird, 
dass  er  als  Vertreter  eines  Anderen  handeln  wolle.  („Ille  prose- 
cutor dixit : ille  mihi  injunxit  per  suum  niandatum  . . .“) ')  Auch 
wird  prosequere  häufig  in  der  Bedeutung  von  „admallare“  ge- 
braucht; „prosequere  et  admallare“  findet  sich  vielfach  neben 
einander,  ohne  dass  prosequere  die  Bedeutung  hat:  für  einen 
Anderen  handeln.3)  Die  formula  Marculfi  I 21  hat  sogar  die 
Redewendung:  „vice  inea  prosequere“  — ein  Pleonasmus,  wenn 
prosequere  schon  handeln  für  einen  Anderen  bedeuten  sollte. 


§ 3. 

Von  der  Befähigung  zur  Anwaltschaft. 

1)  Fähig,  Anwalt  einer  andern  Person  zu  sein,  waren  zu- 
nächst die  Freien,  weil  nur  diese  die  volle  Handlungsfähigkeit 
besassen.  Unfreie  Personen  (die  mansuarii  oder  massarii  und 
mancipia)  waren  als  Sachen,  die  im  Eigenthum  ihrer  Herren 
standen,  grundsätzlich  unfähig,  ebenso  die  Hörigen  (Liti,  Lassi, 
Barschalken,  Barleuten,  Aldien),  welche  unter  dem  Schutz  ihrer 
Muntherrn  Stauden.  Dass  Geisteskranke,  Idioten  (die  altvilen 
unde  twergen  des  Sachsenspiegels), a)  Taube,  Stumme  und  Taub- 
stumme vor  Gericht  Andere  nicht  vertreten  konnten,  bedarf  wohl 
kaum  der  Erwähnung.  Nach  langobardischem  Recht4)  waren 
auch  die  Aussätzigen  (die  iuiselsichen  des  Sachsenspiegels“)  un- 
fähig. Unfähig  waren  weiter  die  Friedlosen,  welche  überhaupt 
als  Rechtssubjecte  nicht  angesehen  wurden,  und  die  Rechtlosen, 
welche  schon  nach  dem  ältesten  Recht*)  im  Thing  überhaupt 
nicht  erscheinen  durften. 

')  Formul.  Marculf.  II  37;  Form  Andecav.  la;  Avernena.  26;  Bituri- 
cen«.  6;  15  c;  Cart.  Senon.  39;  Cart.  Senon.  App.  16  c. 

*)  Form.  Marculf  I 21 ; Cart.  Senon.  13. 

3)  S«p.  I 4.  Vgl.  Schroeder  R.  - G.  S.  262  n.  9. 

4)  Edict.  Rothari.  176. 

*)  Ssp.  I 4. 

•)  Tacitus  Germania  Cap.  6 „Noo  aut  sacris  adesse  aut  conailium 
jnire  ignominioao  iäs.“  Auch  im  späteren  Recht  (Sap.  I 61;  4;  — Homeyer 
I S.88-— ; Richtsteig  Landrecht  Cap.  2 § 4 „rechtlose  lüde  nene  vorspreken 
sin  muten“  — Homeyer  Richteteig  S.  97  — ; Sehwap.  c 90  §8)  waren  die  Recht- 
losen von  der  Befähigung  zum  Fürsprecherturn  ausgeschlossen. 
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Eine  Ausnahme  fand  sich  in  dem  westgothischen  Volksrechte. 
Hier  ist  die  Vertretung  des  Herrn  durch  Unfreie  gestattet,  ebenso 
die  Vertretung  der  Kirche,  der  Armen  und  des  Eiscus.  (Lex 
Wisig.  lib.  11  Tit.  3 § 3 „Servo  tarnen  non  licebit  per  maudatutn 
causa»  quorumlibet  suscipere,  nisi  taut  um  domini  vel  dominae 
suae,  ecclesiarum  quoque  vel  pauperum,  sive  ctiam  negotiorum 
fiscalium“.) 

2)  Nicht  alle  Freie  waren  rechtlich  befähigt,  Andere  vor 
Gericht  zu  vertreten.  Diese  Fähigkeit  mangelte  dcu  noch  nicht 
zu  ihren  Jahren  gekommenen  Personen,  da  diese  noch  nicht 
handlungsfähig  waren.  Weibliche  Personen  waren  zu  den  Zeiten 
und  in  den  Rechtsgebieten,  in  welchen  die  Geschlechts  Vormund- 
schaft bestand,  nicht  fähig,  für  Andere  vor  Gericht  aufzutreten. 
Nach  westgothischem  Recht  waren  die  Frauen  von  der  gericht- 
lichen Stellvertretung  ausgeschlossen,  doch  durften  sie  in  eignen 
Angelegenheiten  als  Partei  vor  Gericht  auftreten.  Die  Männer 
hatten,  falls  sie  für  ihre  Frauen  auftreten  wollten,  eine  Vollmacht 
nöthig.  (Femina  per  mandatum  caussam  non  suscipiut,  sed  suum 
proprium  negotium  in  judicio  proponere  non  vetetur.  Maritus 
sane  non  sine  mandato  caussam  dicat  uxoris.)1) 

3)  Besondere  Rechtskenntnisse  wurden  von  dem  Anwalt  nicht 
verlangt.  Es  war  indess  erforderlich , dass  der  Anwalt  das  per- 
sönliche Recht  der  vertretenen  Partei  kannte.  Es  mussten  mit- 
hin Stammesgenossen  zum  Anwalt  bestellt  werden.*)  Doch  lag 
es  nahe,  dass  vorzugsweise  Rechtskundige,  insbesondere  Schöffen 
und  Gerichtsschreiber  (notarii)  als  Anwälte  genommen  wurden. 
So  finden  wir  häufig  die  Verbindung:  Scabinus  et  advocatus, a) 
notarius  et  advocatus. 4)  In  Italien  werden  die  Schöffen kollegien 
meistens  „Collegia  judicum  et  advocatorum“  genannt.5) 


*)  Lex  Wisig.  lib  H Tit.  3 § 6. 

*)  Die  Bestellung  von  StammeagenosBen  war  auch  in  der  Periode 
der  Rechtabiicher  erforderlich.  Jedermann  war  verpflichtet  vor  dem 
Gericht,  in  dessen  Sprengel  er  wohnte  oder  Grundbesitz  batte,  Fürsprech 
für  Andere  zu  sein.  Dies  war  eine  öffentliche  Pflicht  wie  die  Uebernahme 
des  Amts  eines  Schöffen.  (Ssp.  I Art.  60  § 2 „Vorspreke  ne  mach  nieman 
weigeren  to  weaene  binnen  deme  gerichte,  dar  he  wonehaft  is,  oder  gut  binnen 
hevet,  oder  dar  he  recht  vorderet.“  Die  einzelnen  Befreiungsgründe  sind 
Ssp.  I Art.  60  § 2 a.  E.  und  Art.  61  § 4 aufgeführt. 

»)  Placid.  aus  den  Jahren  820,  857,  880,  889.  Murat.  I 462,  Ö37,  3&0 
Tiraboschi  Non.  II  58  S.  77. 

4)  Placid.  aus  den  Jahren  820,  844.  Murat.  I 462,  Ö29. 

*)  Bethmann-Hollweg  IV  S.  69  n.  13. 


Digitized  by  Google 


23 


Bezüglich  der  Advocaten  der  Kirche  verlangt  das  Cap. 
Aquisgranense  vom  Jahre  802  c.  13,  dass  sie  rechtskundige, 
rechtsliebende  Männer  seien,  welche  in  der  Grafschaft  Grundbesitz 
haben.  „(Et  episcopi,  abbates  atque  abatissae  advocatos  . . • 
legem  scientes  et  justitiain  diligentes  pacificos  et  mansuetos 
habeant.  Das  Capit.  Aquisgr.  vom  Jahre  813  c.  14  erfordert 
von  den  Advocaten:  „et  ipsi  habeant  in  illo  comitatu  propriam 
hcreditatem.“  Weitere  sittliche  Eigenschaften  verlangt  das 
Capitulare  Langob.  vom  Jahre  819  c.  3,  welches  bestimmt,  dass 
die  Advocaten  „boni,  non  crudeles,  non  cupidos,  non  perjuros, 
non  falsitatem  amantes,  sed  Deum  timcntes,  in  omnibus  justitiam 
diligentes“  homines  sein  sollen.  Ferner  ist  hier  noch  zu  er- 
wähnen das  Capitulare  Pippins  vom  Jahre  782  c.  6,  in  welchem 
es  heisst:  „Et  talis  sit  ipsc  advocatus,  über  homo  et  bonae 
opinionis,  laicus  aut  clericus,  qui  sacramentum  pro  causa  ecclesiae, 
quam  peregerit,  deduoere  possit  (juxta  qualitatem  aubstantiae).“  *) 


§ 4. 

Die  Bestellung  des  Anwalts. 

L Die  Bestellung  des  Anwalts  geschah  nach  salfränkischem 
liecht  durch  „Bede  und  Ruthe“  („Mund  und  Halm“),  d.  i.  durch 
eine  mündliche  Erklärung  unter  üeberreichung  oder  Zuwerfung 
einer  festuca  (Ruthe,  Stab,  Halm).*)  Dieses  bezeugt  die  Formel 
bei  Marculf  I 21: 

„Fidelis,  Deo  propicio,  noster  ille  ad  nostram  veniens  pre- 
sentiam,  suggessit  nobis,  eo  quod  propter  simplicitatem  suam 
causas  suas  minime  possit  prosequire  vel  obmallare.  Clemenciae 
regni  nostri  petiit,  ut  illustris  vir  illi  omnes  causas  invicem  ipsius, 
tarn  in  pago  quam  in  palatio  nostro,  ad  malandum  vel  prose- 
quendum  recipere  deberit;  quod  (et)  in  presente  per  fistuca 
eas  eidem  visus  e»t  commendasse.  Propterea  iobemus,  ut . .“*) 

Die  festuca  wurde  entweder  dem  Anwalt  überreicht  oder  in 
dessen  Rockfalten  oder  dessen  Schooss  geworfen.  Dies  nannte 
man  laisowerpitio  festucae. 4) 

*)  Mon.  Germ.  Leges  I,  S.  43. 

*)  Vgl.  Brunner  in  d.  Zachr.  f.  vgl.  Rechtawias.,  Bd.  1,  8.  382. 

*)  Mon.  Germ.  40,  Leg.  Sect.  V,  S.  66  u.  51. 

*)  Vgl.  Schroeder,  Kechtageach.  S.  62  (laiaua  — Schoss  (sinos). 
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Erstes  Capitulare  zur  lex  Salica  cap.  12. ')  „De  cum  qui 
causa  aliena  dicere  praesumpserit  cui  nec  dematidata  nee  Iever- 
pita1)  fuerit  . . . solidos  XV  culpabilis  judicetur.“ 

Das  Zuwerfen  der  festuca  war  ursprünglich  eine  rechts- 
geschäftliche  Form  des  Persouenrechts.  Die  festuca  war  im 
Laufe  der  Zeit  an  die  Stelle  der  alten  framea  oder  des  gairethinx 
getreten.  Die  Anwaltsbestellung  in  ältester  Zeit  scheint  sich  daher 
in  der  Weise  vollzogen  zu  haben,  dass  der  Vollmachtgeber  sich 
der  Munt  des  Anwalts  unterwarf,  also  durch  Commendatio  der 
Person  (Commendatio  in  mundeburtium).  •) 

In  einem  Urteil  aus  dem  Jahre  693  wird  der  Anwalt  sogar 
muntporo  (später  momper)  genannt. 

Später  dachte  man  bei  dem  Zuwerfen  der  festuca  nicht  mehr 
an  die  Unterwerfung  einer  Person  unter  die  Gewalt  eines  Anderen. 
Das  Zuwerfen  der  festuca  in  die  Rockfalten  oder  den  Schooss 
eines  Anderen  ward  die  Form  für  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken (unsere  Auflassung).4)  Eis  lag  diesem  Formalakt  der 
Gedanke  zu  Grunde,  dass  der  Vollmachtgeber  seinem  Anwalt 
durch  den  dinglichen  Uebertragungsakt  die  streitige  Sache  über- 
eigne. Aus  der  Commendatio  personae  war  im  Laufe  der  Zeit 
eine  Commendatio  causae  •)  geworden. 

Bestätigt  wird  diese  Anschauung  durch  die  Formula  50  der 
Cartae  Senon,®)  ausweislich  welcher  der  Vollmachtgeber  seinem 
Anwalt  sein  gesammtes  Vermögen  übertrug.  Die  Uebertragung 
erfolgte  „per  andelangum“, 7)  eine  Uebertragungsform,  wie  sie 
auf  salfränkischem  Boden  vorkam.  Es  heisst  hier:  ®) 

„Magnifico  fratri  illo  ego  ille.  Omnibus  non  habetur  incog- 
nitum,  quem  mihi  gravis  aegritudo  domat,  et  aelemosina  mea 
minime  valeo  procurare.  Propterea  rogo  caritatc  tua,  ut  propter 
Deo  de  res  meas  in  vice  mea  aelemosina  facere  vel  despensare 

’)  Behrend-Boretius,  Lex  Saliea,  S.  92. 

s)  Heber  das  „Demandarc  causam"  uud  das  „fistucam  in  laisum  (Schoss) 
jactare“  vgl.  vornehmlich:  Tit.  46  der  Lex  Salicu  (de  adfathamire)  Behrend- 
Boretius,  S.  60. 

*)  Vgl.  Hausier,  Instit.  I,  S.  204.  II,  S.  492.  Vgl.  ferner:  Schroeder, 
Kecbtsgesch.,  S.  äl. 

4)  Schroeder,  Kechtsgescbichte,  S.  265. 

s)  Heualer,  Inst.  I,  S.  204. 

®)  Hon.  Germ.  4 ",  Leg.  Sect.  V,  S.  206  u.  207. 

5)  Der  Andclang  (Handschuh),  den  der  Erwerber  vom  Uebergeber  er- 
hielt, war  das  Symbol  der  gewerten  Hand  (manus  vestita).  Vgl.  Schroeder 
Rechtsgesch.,  S.  51,  N.  10. 

*)  Die  Bermel  ist  identisch  mit:  Lindenbr.  183;  Koz.  391. 
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debeas.  Pro  hoc  trado  tibi  ad  die  presente  omnea  res  meas  in 
pago  illo,  in  loca  cuius  vocabulum  est  illo,  id  est  tcrris,  mansis, 
domibus,  aedifieiis,  quantuinque  visus  hu  in  tenere,  totum  et  ad 
integrum,  quiequid  dici  aut  notninare  potest,  tarn  de  alodo  aut 
de  conparado  vel  de  qualibet  adtractum,  in  quascumque  pagis 
aut  terretoriia  vissus  sum  habere,  totum  et  ad  integrum,  rem 
inexquisita,  per  meos  wadios1)  et  andelangos  et  per  hunc 
man  datum  . . . tibi  trado,  ut,  quiequid  exinde  egeris  gesserisve, 
mo  in  omnibus  et  ex  omnibus  raptum  et  aptum  atque  transactum, 
in  omnibue  definito  esse  cognoscas  “ 

Daraus,  dass  der  Anwalt  durch  die  Tradition  die  Herrschaft 
Uber  die  Streitsache  erhielt,  erklärt  es  sich,  dass  der  Anwalt  auch 
dominus  und  auctor  genannt  wurde.  Daraus  ergiebt  sich  ferner, 
dass  der  durch  Laisowerpitio  festucae  bestellte  Anwalt  nicht 
blosser  Wortführer  (Fürsprech),  sondern  indirekter  Stellvertreter 
der  Partei  war. 

Die  Stellung  des  Anwaltes  hier  war  eine  ähnliche  wie  die 
des  Salmanns.  Durch  die  Laisowerpitio  festucae  legte  der  Be- 
steller seinen  gerichtlich  geltend  zu  machenden  Anspruch  in  die 
Hand  seines  Anwaltes,  wie  Derjenige,  welcher  sich  mangels  erb- 
berechtigter Verwandten  einen  Erben  schaffen  wollte,  sein  Ver- 
mögen durch  Festucawurf  dem  Salmann  anvertraute.  Durch  dieses 
Rechtsgeschäft  wurde  der  Anwalt,  wie  der  Salmann,  nach  Aussen 
hin  als  der  Berechtigte  legitimirt,  nach  Innen  dagegen  standen 
beide  da  als  Beauftragte  der  Partei.*) 

Diese  Ansicht  wird  weiter  bestätigt  durch  eine  Mandats- 
formel in  den  formulae  Turonenses  No.  45, 3)  welche  die  Ueber- 
schrift  trägt:  „De  causis  commendatis.“  Auch  das  westgothische 
Recht  spricht  von  einer  commendatio.  Es  bestimmt  in  lib.  II, 
Tit.  3,  § 6,  dass  die  Frau  „aut  per  se  negotium  prosequatur,  aut 
cui  voluerit,  ea  quae  ipsi  competunt  prosequenda  co  mm  endet“. 

Die  altgermanische  Form  der  Bestellung  des  Anwalts  durch 
Rede  und  Ruthe  findet  sich  merkwürdiger  Weise  im  11.  Jahr- 
hundert in  dem  romanischen  Prozess  (d.  i.  in  den  Gebieten  von 

')  Wadium  (Wahrzeichen)  — sonst  Pfand  — bezeichnet  hier  die  In- 
vestitursymbole. Vgl.  Schroeder,  Kechtegeschichte,  S.  264  No.  85. 

’)  Das  Verhältnis»  ist  hier  ähnlich,  wie  wenn  heute  Jemand  dem  ln- 
cassomandatar  einen  Wechsel  durch  Vollindossament  überträgt.  Nach  Aussen 
ist  dieser  allein  legitimirt,  nach  Innen  (d.  h.  in  dem  Verhältnis»  der  Contra- 
henten  zu  einander)  ist  er  blosser  Mandatar. 

*)  Identisch  mit:  Sirmond  46;  Roz.  389;  Mon.  Germ.  4°  Leg.  Sect.  V, 
S.  159. 
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Rom  und  Ravenna)  wieder.’)  In  einem  Placid.  aus  dem  Jahre 
1025  heisst  es:  „In  nostrorum  suprascriptorum  omnium  presentia 
sccessit  domina  Imilla  Comitissa  et  Gualfredus  filius  ejus  . . . 
virgam  in  manibus  suis  et  miserunt  cam  in  manum 
Petrus  de  Lcto  atque  dixerunt:  Nos  instituimus  te  advo- 
catum  nostrum  ...  de  omni  causa,  quac  agenda  cst  ad  versus 
ecclesiam.“  *) 

II.  Neben  der  Bestellung  des  Anwalts  durch  Laisowerpitio 
festucac  kannte  das  Recht  der  fränkischen  Zeit  weiter  die  Be- 
stellung „per  scripturam“,  durch  schriftliche  Vollmacht  Die 
Scriptura  soll,  wie  das  westgothische  Recht®)  vorschreibt,  ent- 
weder von  dem  Vollmachtgeber  eigenhändig  vollzogen  oder  durch 
die  Unterschrift  und  Untersiegelung  von  Zeugen  beglaubigt  sein, 
(„assertorem  per  scripturam  suae  uianus,  vel  testium  signis  aut 
subscriptionibus  roboratum,  dare  debebit“).  Die  Vollmachts- 
urkunden werden  nach  dem  der  Vollmacht  zu  Grunde  liegenden 
Rechtsgeschäft  „Mandatum“,  in  dem  Gebiete  des  westgothischen 
Rechts  auch  „Injunctum“,  „Injunctio“  genannt,  letzteres,  weil 
die  Urkunde  häufig  mit  den  an  den  Anwalt  gerichteten  Worten 
beginnt:  „Rogo  et  injungo  caritati  (fraternitati  etc.)  tuae,  ut . 
Mandatsformeln  finden  sich  häufig  in  den  salischen,4)  burgun- 
dischen  *)  und  westgothischen  *)  Formelsammlungen. 

Der  Inhalt  dieser  Formeln  ist  im  Grossen  und  Ganzen  nicht 
sehr  verschieden. 

Die  Urkunden  beginnen  in  der  Regel  mit  der  Adresse  (In- 
scriptio  und  Intitulatio):  „Domeno  magnifico  illo  ego  illi“  (Form. 
Andec.52);  „Domino  fratri  illo  ego illenegociens“(Form.  Andec.51); 
„Magnifico  fratri  illo  ego  enim  ille“  (Form.  Turon.  45);  „Magnifico 
fratri  illo  ego  ille,  filius  illius“  (Form.  Turon.  2);  „Domino  et  in 


’)  Dies  erklärt  sich  daraus,  dass  der  byzantinische  Prozess  infolge  des 
regen  Verkehrs  mit  den  Langobarden  mit  vielen  germanischen  Elementen 
durchgesetzt  wurde.  fiethmann-Hollweg,  Bd  V,  S.  398  fg. 

*)  Fantuzzi,  Monument.  Kavennat.  T.  II,  No.  21. 

*)  Lex  Wisigoth.  lib.  II,  Tit.  III,  3 (Walter,  corp.  jur.  germ.,  S.  448). 

*)  Form.  Andecavenses  No.  16,  48,  51,  62;  Formulae  Marculfi,  lib.  II, 
No.  31,  38;  Formulae  Bituricenses  No.  3,  15b;  Formulae  Turonenses  No.  2, 
20;  Formularum  Turon.  Appendix  No.  4;  Additamenta  e codicibus  Turonen- 
siom  No.  4;  Formulae  Arvernenses  No.  2a;  Cartae  Senonicae  No.  13,  40,  50; 
Formulae  Scnonenses  recentiores  No.  10;  Cartarum  Senonicarum  Appendix 
No.  lb. 

*1  Collectio  Flaviniacensis  No.  9,  27,  101. 

“)  Formulae  Visigothicae  No.  41,  42  u.  43. 
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Christo  fratri  ill.  ill.“  (Form.  Visigoth.  43);  „Domino  mihi  individuo 
fratri  ill.  ill.“  (Form.  Visigoth.  41);  „Vir  magnifico  illo  ille“  (Gart. 
Senon.40);  „Dulcissimoumico  meo  illoego  ille“  (Cart,Senon  App.  1 b); 
„Dilccto  amico  meo  illo  ego  ille“  (Form.  Bitur.  15b);  „Domno 
mihi  iocali ')  meo  illo“  (Form.  Andec. ') 

Dieser  Teil  der  Vollmachtsurkunde  enthält  also  Namen  und 
Titel  des  Ausstellers  und  derjenigen  Person,  an  welche  die  in 
der  Urkunde  enthaltene  Willenserklärung  gerichtet  ist. 

2)  Nicht  selten  geht  der  Adresse  eine  allgemein  gehaltene 
Motivirung  der  Ausstellung  der  Vollmacht  (Arenga)  voraus.  So 
z.  B.  in  der  Formula  Turon.  20. 

„Dum  et  humana  prodidit  utilitas,  et  lex  Romana  exposcit, 
ut  quicunque  uxoris  suae  negotium  fueril  prosecutus,  quamvis 
maritue  sit,  nisi  quod  ei  agendum  per  mandatum  illa  commiserit. 
Igitur  ego  . . .“ ; ferner  in  der  Formula  Arvern.  2 a „Mox  (=  Mos) 
iniunxit  antiqua,  ut  quisquis  . . res  suas  . . . gubernare  minime 
possit,  cura  electorum  permittantur:  Ego  illa  . . .“ 

3)  Der  dispositive  Teil  der  Vollmachtsurkunde  hat  im  Wesent- 
lichen folgenden  Inhalt: 

a.  Die  Aufforderung  des  Anwalts  (rogo  atqtte  supplico  per 
hunc  mandatum),  die  Rechtsangelegenheit  des  Bestellers 
entweder  in  einem  bestimmten  Ort  oder  an  mehreren  Orten 
(tarn  in  pago  quam  in  palacio)  zu  besorgen  (prosequere) 
und  gerichtlich  zum  Austrag  zu  bringen  (admallare). 

b.  Die  Erklärung  des  Ausstellers,  dass  er  alle  Handlungen 
seines  Bevollmächtigten  gutheissen  und  genehmigen  wolle 
(„quidquid  exinde  egeris  gesserisve,  rat  uni  et  definitum 
apud  nos  esse  cognoscas“). 

4)  Sodann  folgt  die  Beglaubigung  der  Vollmacht,  die  Corro- 
boratio.  Als  Beglaubigungsmittel  finden  sich: 

a.  Die  Unterschrift  des  Ausstellers  („et  ut  cercius  credatur, 
mano  mea  supter  firmavi“). 

b.  Die  Unterzeichnung  und  Untersiegelung  der  Urkunde  durch 
Zeugen  (Urkundspersonen)  („ut  pleniorem  obtineat  vigorem  . . 
bonorum  virorum  roborandum  decrcvi“).  „In  quo  iniuncto  . . . 
subter  manu  mea  subscripsi  et  testibus,  bene  natis  viris 
a me  rogitis,  tradidi  roborandum“;’)  „mandatum  in  (te) 
conscriptum  per  ordinem  conditus  et  bonorum  hominum 


*)  Conjugalis  ■=  tiatte. 
*)  Form.  Visigoth.  41. 
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manibus  roboratu»  atquc  signatus“.')  Die  Zeugen  mussten 
rechtsformig  zur  Beurkundung  des  Aktes  aufgefurdert  werden 
(testes  rogati). 

c.  Oefters  findet  man  auch  in  der  Urkunde  die  Bemerkung, 
dass  das  Mandat  beschworen  worden  sei. 

Form.  Andec.  lb,  „Juratum  mandatum  Andecavis 
civctate  curia  publica“.  Form.  Andec.  52,  „Juratum 
mandatum,  tamquam  gestibus  oblecatus  . . .“  s) 

Solche  jurationes  kommen  auch  noch  sonst  bei  Rechts- 
geschäften der  verschiedensten  Art  vor,  z.  B.  Form.  Wisigoth.  5.  *) 

5)  Häufig  finden  sich  am  Schlüsse  der  Vollmachtsurkunde 
die  Worte:  „Stipulatione  subnixa“. 4)  Mit  dieser  Klausel  soll 
lediglich  angedeutet  werden,  dass  die  Unterzeichnung  und  Unter- 
siegelung der  Urkunde  ordnungsmässig  vollzogen  sei.  6) 

6)  Die  Urkunde  schliesst  mit  der  Angabe  des  Orts  und 
Datums  der  Ausstellung. 

„Mandatum  Andicavis  civetate,  curia  puplica“  (Form.  Andec. 
48,  51,  52);  „Actum  ill“  (Cart.  Senon.  50);  „Factum  mandatum 

')  Additam.  e cod.  form.  Turon.  5. 

2)  In  welcher  Form  und  ob  wirklich  geschworen  worden,  ist  nicht 
bekannt. 

*)  Hon.  Germ.  Leg.  Sect.  V,  S.  577.  Vgl.  hierüber:  Blnhme,  Die  Be- 
kräftigungsformeln der  Rechtsgeschäfte  bei  Bekker  und  Huther,  Jahrb  d. 
gern.  d.  Rechts,  III,  S 219. 

4)  Z.  B.  Formul.  Bituric.  löb. 

■')  So  Brunner  (zur  Rechtsgcscbichte  der  röm.  u.  german.  Urkunde, 
S.  221  fg.).  Ebenso  Seuffert  (Materialien  zur  Deutung  von  Stipulatio  in 
mittelalterlichen  Urkunden.  Zschr.  d.  Savigny-Stiftunsr,  Bd.  II,  S.  115  fg.). 
Loening  (Vertragsbruch,  S.  17,  N.  28)  erblickt  in  der  Klausel  eine  blosse 
Bekräftigungsformel.  Zeumer  (Mon.  Germ.  4°  Leg.  Sect.  V,  S.  175)  dagegen 
legt  der  Formel  die  Bedeutung  bei.  dass  damit  die  Un Widerruflichkeit  des 
Mandats  ausgedrürkt  werden  solle.  Diesen  Sinn  kann  indessen  die  Klausel 
nicht  haben.  Vgl.  die  Rescriptio  in  der  Form.  Bitur.  15  d (Roz.  262,  § 3). 
Hier  kann  „stipulatione  subnixa“  gar  nicht  die  Bedeutung  von  Unwider- 
ruflich haben.  Richtig  ist  allerdings,  dass  der  Auftrag  in  deutschen  Rechten 
unwiderruflich  (inconvulsum)  war.  Darauf  deutet  die  Bestimmung  in  üb.  II, 
Tit.  III,  § 5 der  lex  Wisigoth.  hin,  wonach  dem  Mandator  die  Kündigung 
des  Mandats  ausdrücklich  gestattet  wird,  „si  (sc.  der  Bevollmächtigte)  pro- 
trahit  tempus,  et  causa  quae  forsitan  celerius  poterit  expediri,  aut  occasionibus 
superfluis,  aut  fraudulenta  dilatione  suspenditur“.  Vgl.  ferner  lex  Wisig. 
lib.  II,  Tit.  UI,  § 7:  „Ita  ut  qui  caussam  ex  mandato  dixerit  et  fideliter  ut 
negotium  peragatur,  instituerit,  ab  eo  mandator  nec  mandatum  repetat,  nec 
ipsam  postea  ad  alium  transferat  actionem“.  Wenn  also  der  Anwalt  seinen 
Auftrag  getreulich  ausflihrt,  darf  der  Vollmachtgeber  vor  Erledigung  den 
Auftrag  weder  zurückziehen  noch  einen  anderen  Vertreter  bestellen. 
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ibi,  sub  die  illo“  (Marculf  II,  31);  „Factum  mandatum  tune,  ibi, 
anno  illo“  (Marculf  II,  37). 

Die  Mandatsurkunden  stellen  sich  dar  als  Privaturkunden, 
welche  Beweiskraft  erst  durch  die  Zeugen  erhielten.  Als  Privat- 
urkunden gehörten  sie  zu  der  Klasse  der  dispositiven  Urkunden 
oder  Geschäftsurkunden,  da  das  Mandat  durch  die  Ausstellung 
der  Urkunde  begründet  wird.  Deshalb  wird  die  Vollmachts- 
urkunde bei  Marculf  II,  37  auch  „Carta  mandati“  genannt.1) 

Die  Bestellung  des  Anwalts  war  mit  der  Fertigstellung  der 
Vollraachtsurkunde  noch  nicht  vollendet,  es  musste  noch  hinzu- 
kommen, dass  der  Vollmachtgeber*)  dem  Anwalt  die  Urkunde 
übergab.  Geben  und  Nehmen  der  Urkunde  war  ein  wesent- 
liches Erforderniss  des  Bestellungsakts.  (Daher:  „Mandato  legaliter 
dato“;*)  „datum  mandatum“).4) 

III.  In  einigen  Fällen  erfolgte  die  Bestellung  des  Anwalts 
durch  das  Gericht. 

Cap.  Aquisgr.  vom  Jahre  802,  C.  9:  „Missi  vel  priores  qui 
in  ipso  placito  sunt,  vel  judex  . . talis  persona  largitur  ut  rationem 
(sc.  reddat);  qui  in  ipsa  bene  noverit  causa.“ 

IV.  Das  Edictum  Theodorici  (Cap.  43  fg.)  spricht  ferner 
von  einer  translatio  actionum.  Die  Bestellung  des  Prozessbevoll- 
mächtigten  erfolgt  hier  auf  dem  Wege  der  Cessio  actionum,  durch 
Uebertragung  der  Klagen  von  dem  Berechtigten  auf  den  Vertreter. 

Ausserdem  kennt  das  Edict  in  Cap.  44  noch  ein  „Miscere 
negotio“  alieno,  welches  dem  potens  Romanus  et  barbarus  ver- 
boten ist.  In  welcher  Weise  und  in  welchen  Formen  dieses 
Miscere  vor  sich  gegangen  sein  soll,  ist  nicht  bekannt. 


')  Vgl.  über  den  Unterschied  zwischen  Carta  (testamentum , epistola) 
und  notitia  (breve,  memoratorium)  *•*  schlichte  Beweisurkunde : Brunner  in 
den  Festgaben  für  Mommsen  1877. 

*)  Eine  Bestellung  durch  den  König  selbst,  wie  Bethraann  - Holl  weg 
(Bd.  IV,  S.  437)  annimmt,  geht  m.  E.  aus  der  Formula  Marculfi,  1,  No.  21, 
nicht  hervor.  Nach  dieser  Formel  erschienen  der  Antragsteller  zusammen 
mit  der  Person,  welche  Vertreter  werden  soll,  vor  dem  König  und  baten 
ihn,  die  Bevollmächtigung  zu  gestatten.  Hierauf  antwortet  der  König: 
„Jobemus,  ut,  dum  taliter  utrisque  decrevit  volontas,  memoratus  ille 
vir  omnes  causas  lui  (■==  illi  oder  illius)  ubicumque  prosequire  vel  obmallare 
debeat.“  Danach  erteilt  der  König  blos  die  Erlaubniss,  die  Bestellung 
selbst  erfolgte  aber  durch  die  Partei. 

*)  Formulae  Senon.  recent.  No.  10. 

*)  Formulae  Andec.  52. 
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§ 5. 

Die  Legitimation  des  Anwalts. 

Die  Legitimation  des  Anwalts  im  Prozess  dem  Gericht  und 
dem  Gegner  gegenüber  war  je  nach  der  Art  der  Bestellung 
verschieden. 

1)  War  der  Anwalt  von  dem  Gericht  selbst  bestellt,  so  be- 
durfte es  selbstverständlich  keiner  Legitimation. 

2)  War  der  Anwalt  durch  exfestucatio  oder  laisowerpitio 
festucae  bestellt,  so  legitimirte  sich  der  Anwalt  durch  den  Besitz 
der  festuca.  In  welcher  Weise  durch  die  festuca  die  Legitimation 
geführt  werden  konnte,  ist  nicht  recht  klar.  Michelsen1)  nimmt 
an,  in  die  festuca  (den  Stab)  sei  die  Hausmarke  des  Vollmacht- 
gebers eingeritzt  gewesen.  Die  Vorzeigung  einer  solchen  Haus- 
marke würde  allerdings  zu  einer  genügenden  Legitimation  des 
Anwalts  geeignet  sein.  Heusler  *)  stellt  die  Vermuthung  auf, 
dass  die  festuca  ursprünglich  ein  Runenstäbchen  (daher  festuca 
notata)  *)  gewesen  sei.  Er  erblickt  in  derselben  die  älteste  Form 
der  Geschäftsurkunde.  Eine  Legitimation  des  Anwalts  durch  ein 
Stäbchen  mit  Schriftzeichen  leuchtet  ebenfalls  genügend  ein. 

3)  War  die  Bestellung  des  Anwalts  durch  Mandat  erfolgt, 
so  erfolgte  die  Legitimation  mittels  der  Vollmachtsurkunde.  Der 
Besitz  der  Vollmachtsurkunde  hatte  die  Wirkung,  dass  der  An- 
walt „inoffense“  auflreten  konnte.  (Formul.  Senon.  recent.  10: 
„Legibus  institutum  est  et  consuetudine  per  tempora  conservatum, 
ut,  quicumque  advocatum  instruere  vellit,  mandato  legaliter  dato 
atque  solemniter  confirmato  eum  instruere  debeat,  ut  omnes  causas, 
quae  adgredi  vel  repellere  debeat,  prosequi  et  defendere  inoffense 
valeat.“) 

In  der  Verhandlung  legte  der  Anwalt,  um  sich  zu  legitimiren, 
die  Vollmachtsurkunde  dem  Gericht  vor  und  verlas  deren  Inhalt. 
(Marculf  II  37:  „Vir  honestus  defensor  illi  dixit:  Mandatum, 
quod  in  te  conscriptum  habere  dicis,  nobis  debes  ostendere  vel4) 
in  presente  recitare.“  Additam.  e cod.  form.  Turon.  5:  „Vir 
honestus  defensor  ille  dixit:  Mandatum,  quod  in  te  conscriptum 

')  Michelsen,  Festuca  notata  25. 

*)  Heusler,  Institut.  I,  S.  76  fg. 

■)  Vgl.  auch  Tacitus  Germania,  Cap.  10.  Hier  ist  schon  die  Rede  von 
„Virgae“,  welche  zerschnitten  und  mit  „notis  quibusquam  discretis“  ver- 
sehen wurden. 

*)  Vel  bedeutet  hier  „und“.  Vgl.  Additam.  e cod  form.  Turon.  5. 
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habere  dicis,  nobis  ostende  et  in  presente  recitetur.“  Form. 
Bitur.  6.  „Defensor  et  ordo  curiae  dixerunt : Mandatum  . . 
quem  te  habere  dicis,  in  publico  proferatur  et  ibidem  recensiatur.“) 
Häufig  legt  der  Anwalt  die  Urkunde  auch  nur  vor,  worauf 
sic  der  Gerichtsschreiber  (notarius,  amanuensis,  auch  Professor  ’) 
genannt)  zum  Vortrag  bringt.  (Form.  Andecav.  1 a.  „Curia  viro 
dixerunt:  „Mandato,  quem  tibi  habere  dicis,  accipiat  vir  venera- 
bilis  ille  diaconus  et  amanuensis.  Quo  accepto  dixit  [sc.  ama- 
nuensis].“ Dann  folgt  der  Text  der  Vollmachtsurkunde.  Form. 
Bitur.  15c.  „Defensor  et  ordo  curii  dixerunt:  ,Epistola  vel 
mandatum,  quem  te  habere  dicis,  nobis  ad  relegendum  ostendere.1 
Tum  unus  ex  notariis  . ..  mandatum  in  publico  recitavit.“ 
Carta  Senon.  39.  „Ille  defensor  et  curialis  dixerunt:  Mandatum, 
quem  in  te  conscriptum  habere  dicis,  nobis  presentibus  recidetur. 
Ille  professor  et  hoc  modo  recitavit.“  Dann  folgt  der  Wortlaut 
der  Vollmachtsurkunde.  Form  Arvern.  2 b.  „Jam  dictus  defensor 
et  ordo  curie  dixerunt:  „Et  hec  mandatum,  [quod]  adseres,  deberet 
nobis  ostendit  *)  ad  relegendum.  Tune  unus  ex  natariis  *)  ipso 
mandato  in  publico  recitavit.“) 

Die  Legitimation  des  Anwalts  hatte  — dies  steht  wenigstens 
nach  westgothischem  Recht  fest  — das  Gericht  von  Amtswegen 
zu  prüfen. 

Lex  Wisigoth.  lib.  II  Tit.  3 § 2:  „Judex  primuru  a litigatore 
perquirat , utrura  proprium  caussam  dicat,  an  alienam  fortasse 
susceperit.  Interrogetur  etiam  cujus  mandatum  habest.“ 

Auch  der  Gegenpartei  war  es  gestattet,  die  Vorlage  der 
Vollmacht  von  dem  Anwalt  zu  fordern. 

Lex  Wisig.  lib.  II  Tit.  3 § 2:  „Liceat  tarnen  illi,  qui  pul- 
satus  est,  mandatum  a petitore  coram  judice  petere,  ut  quam  ob 
caussam  fuerit  judicio  presentatus,  vel  quid  tenor  mandati  conti- 
neat,  indubitanter  possit  agnoscere.“ 


')  Professor  heisst  der  Geriehtsschreiber  deshalb,  weil  er  in  öffentlicher 
Sitzung  Urkunden  vorliest.  Profiten  bedeutet  soviel  wie  „in  publico  reci- 
tare".  Vgl.  Form  Andec.  la;  Arvern.  2b;  Turon.  3;  Bitur.  7,  16c;  Cart. 
Sen.  App.  t c. 

*)  Lies:  ostendi. 

*)  Lies:  notariis. 
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§ 6. 

Die  Geschäftsführung  des  Anwalts. 

In  den  Formelsammlungen  sind  uns  mehrere  interessante  Ver- 
handlungen erhalten,  welche  uns  ein  klares  Bild  von  der  Geschäfts- 
führung und  Verhandlung  der  Anwälte  im  fränkischen  Zeitalter 
geben.  Diese  Verhandlungen  haben  indessen  nicht  Akte  der 
streitigen , sondern  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  zum  Gegen- 
stände. Sie  fanden  statt  vor  dem  städtischen  Defensor  und  der 
Curie,  d.  i.  dem  städtischen  Senat.  Die  römischeu  Städte  hatten 
nämlich  in  der  fränkischen  Zeit  ihre  freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
welche  in  der  Führung  der  Codices  publici  (gesta  municipalia) 
bestand,  behalten,  während  ihre  streitige  Gerichtsbarkeit  durch 
die  fränkische  Gerichtsorganisation  ersetzt  war.1)  Die  Gesta 
municipalia  hatten  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  Art  Notariat 
umgebildet.  *) 

Eine  Verhandlung  des  Anwalts  vor  der  städtischen  Behörde 
spielte  sich  etwa,  wie  folgt,  ab:4) 

Der  Anwalt  erschien  vor  dem  Defensor  und  den  Curialen 
und  begann  die  Verhandlung  mit  den  Worten:  „Quaeso  vobis, 
obtime  defensor  vel4)  vos,  ordo  curii,  ut  mihi  codicis  publieae 
patere  praecipiatis,  que6)  abeo*),  que  gestorum  allegatione ’)  cupio 
roborare“.  Er  bat  also  um  Auflegung  der  öffentlichen  Bücher 
(Codices  publici),  weil  er  einen  Eintrag  in  dieselben  beantragen 
wolle. 

Darauf  entgegneten  der  Defensor  und  die  Curialen:  „Patcant 
tibi  Codices  publici , ut  mos  est,  prosequere  que  obtas.“  Die 
städtische  Behörde  entsprach  also  der  Bitte  und  forderte  den  Er- 
schienenen auf,  nunmehr  seine  Anträge  zu  stellen. 

Auf  diese  Aufforderung  hin  erklärte  der  Anwalt,  er  sei  von 
dem  oder  jenem  (den  er  mit  Namen  nennt)  bevollmächtigt  worden, 

*)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S 124  fg.  Vgl.  auch:  Lex  Romana 
Burgund.  Tit.  22,  § 4. 

*)  Schroeder,  Rechtsgeschichte  S.  244. 

*)  Die  Skizze  ist  zuBammcngestelll  aus:  Harculf  II  37;  Form.  Bitur.  6; 
15c;  Form  Arvern.  2b;  Form.  Turon.  3;  Form.  Andecav.  la;  Collectio  Flavi- 
niacensis  10;  Cartarum  Senonic.  Appendix  lc;  Gart.  Senou.  39;  Additam.  e 
cod.  Form  Turou.  6. 

*)  Vel  = et. 

6)  que  — quia. 

*)  Lies:  habeo. 

*)  Allegare  (alligare)  heisst  so  viel  wie:  in  acta  referre. 
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irgend  ein  Rechtsgeschäft  (z.  B.  eine  Schenkung,  Cession)  an 
Stelle  des  Vollmachtgebers  in  die  Codices  publici  eintragen  zu 
lassen.  Die  Formel  lautet  etwa  folgendermassen : „Magnificus 

ille  vir  oder  prosecutor  (d.  i.  der  Antragsteller)  dixit:  Ille  (oder 
dilectus  amicus  nieus  oder  venerabilis  vir)  per  cartam  mandati 
sui  mihi  injunxit,  ut  donacione  (testamentum , epistola  cessionis) 
in  vice  sua,  ut  mos  est,  gestis  municipalibus  debeam  alligare.“ 
Danach  verlangten  der  Defensor  und  die  Curialen  Vorlage 
der  Vollmachtsurkunde  und  der  Urkunde  über  das  einzutragende 
Rechtsgeschäft  (Cession , Schenkung).  „Defensor  et  ordo  curii 
dixerunt:  „Epistola  (d.  i.  die  epistola  cessionis  etc.)  et  mandatum, 
quem  te  habere  dicis,  nobis  ad  relegendura  ostendere“  (oder  „nobis 
ostende  et  in  presente  recitetur.“) 

Der  Anwalt  legte  dann  die  Urkunde  vor.  Die  Verlesung 
geschah  entweder  durch  den  Anwalt  oder  den  Gerichtsschreiber. 
Wenn  der  Anwalt  selbst  vorliest,  heisst  es  in  den  Formeln  ein- 
fach „Post  recitatione  mandatum“,  sonst:  „Tum  unus  ex  notariis 
ille  epistola  cessionis  vel  mandatum  in  publico  recitavit“. 

Nach  der  Verlesung  werden  die  Urkunden  in  die  Gesten 
aufgenommen  und  die  Verhandlung  von  dem  Defensor  und  den 
Curialen  unterschrieben.  „Quo  recensitus,  defensor  et  ordo  curii 
dixerunt:  „Epistola  vel  mandatum,  sicut  est  conscriptus,  nostris 
subscript io ni  l us,  qualiter  lex  et  mos  est,  tibi  alegare  adque 
adfirmare  non  tardaris“ ');  „Superscriptus  defensor  una  cum  suis 
curialibus  vel  subscriptionibus  instituerunt  vel  iuobodierunt 
sub  signaeulis“  *);  „Prefatus  defensor  dixit:  „Haec  gesta,  quo- 
modo  est  scripta,  nostros  manibus  roborata“8^;  „Vir  ille 
defensor  et  ordo  curie  dixerunt:  dignum  est,  ut  gesta  ex  hoc 
conscripta  atque  a nobis  subscripta  fuerit“. *) 

Darauf  fragte  der  Defensor  den  Erschienenen  noch:  „Quid 
adhuc  amplius  vis?“,  womit  kann  ich  weiter  dienen?  Der  An- 
walt bat  dann  um  Ueberreichung  der  aufgenommenen  Verhand- 
lung. „Nihil  aliud  peto  magnitudine  vestra,  nisi  ut  ipsa  epistola 
vel  mandatum,  quomodo  vestris  subscriptionibus  roboratum  fuerit, 
mihi  ex  more  tradatur“.8)  „Haec  gesta,  quomodo  est  scripta, 

')  Form,  ßitur.  16c. 
s)  Carta  Senou.  App.  lc. 

*)  Form.  Arvern.  2 b. 

*)  Addit.  e cod.  Form.  Turon.  5. 

*)  Form,  ßitur.  lflc. 

Lau,  Aaw*H»chmft.  )| 
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vestris  (manibus)  roborata  mihi  sine  mora  tradatur“1);  „Jam 
dictus  prosecutor  dixit:  Sufficit  mihi,  bone  defensor,  ut  testamen- 
tum,  quod  recitatum  est,  si  mihi  gesta  tradere  jubeatis,  ut 
mos  est.“*) 

Mit  den  von  dem  Defensor  und  den  Curialen  gesprochenen 
Worten:  „Dignum  est,  ut  gesta  ex  hoc  conscripta  atque  a nobis 
subscripta  fuerit,  tibi  tradatur  ex  more“*)  werden  dem  Anwalt 
die  Urkunden  überreicht.  „Ille  defensor  cum  suis  curialibus  vel 
subscriptionibus  manibus  ipsa  gesta  tradiderunt  vel  consigna- 
verunt“.4);  „Et  haec  gesta,  quomodo  est  conscripta,  manus  eorum 
roborata  ei  visi  fuimus  tradidisse“. R) 

Zum  besseren  Beweis  wird  dann  noch  ein  Memorandum, 
d.  i.  eine  Notitia  über  die  Verhandlung  aufgenommen  und  in  der 
Arx  publica  aufbewahrt.  „Dignum  est,  ut  in  arcis  publicis  memo- 
randa  servetur,  ut  facilius  quod  superius  insertum  est  diuturnum 
tempore  maneat  inconvulsa.“  ®) 

Hiermit  wurde  die  Verhandlung  geschlossen.  Der  Anwalt 
theilte  dann  seinem  Auftraggeber  mit,  dass  er  die  Sache  erledigt 
habe.7)  Solcher  Benachrichtigungen  (Rescriptiones)  sind  uns  in 
den  Formeln  mehrere  erhalten.  Hier  möge  eine  solche  folgen : 

Form.  Bitur.  15  d.  „Dilecto  amico  meo,  mngnifico  viro  illo, 
ego  ille  amicus  tuus.  Cognuscas,  juxta  injunctionem  (=  man- 
datum)  tuam  Bitoricas  in  civitate  adii  ct  epistolam  illam,  quam 
in  dilecta  sponsam  tuam  de  rebus  propriis  tui  conscribere  vel  ad- 
firmare  rogasti,  sicut  mos  et  lex  est,  gestis  municipalibus  apud 
landabilitatem  honorati  ipsius  civitatis  alegare  atque  adfirmare 
decrevi;  et  de  caelebrata  prosecutionem  tibi  rescribere  non  tar- 
daris.  Stipulatione  subnixa.“ 8) 


')  Form.  Arvern.  2 b. 

*)  Addit.  e cod.  Form.  Tur.  5. 

*)  Daselbst. 

*)  Form.  Arvern.  2b. 

5)  Cart«  Senon.  App.  Io. 

•)  Addit.  e cod.  f.  Turon.  &. 

’)  Hierzu  ist  der  Anwalt  schon  nach  Inhalt  der  Vollmaohtsurkunde 
verpflichtet.  In  dieser  heisst  es  vielfach:  „Rogo,  supplico,  ut . . de  ipsa  prose- 
cutione  mihi  reddas  certiorem"  (Form.  Tur.  2;  451;  „ut  . . de  caelebrata 
prosecutione  mihi  rescribere  non  tardaria“  (Form.  Bitur.  15b);  „ad  prose- 
cutionem caelebrata,  quod  tibi  rogo,  mihi  rescribere  pigrum  non  greveris“ 
Cart.  Sen.  App.  1 b). 

")  Vgl.  ferner  eine  ReBcriptio:  Cart.  Sen.  App.  Id. 
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§ 7- 

Wirkung  der  Handlungen  des  Anwalts. 

1)  Die  Handlungen  des  mittels  Laisowerpitio  festucae  be- 
stellten Anwalts  hatten  nur  Wirkung  für  die  Person  des  Anwalts, 
nicht  für  den  Vertretenen.  Durch  die  commendatio  causae  war 
der  Anwalt  zum  dominus  litis  geworden  ; er  führte  mithin  den 
Prozess  in  eigenem  Namen  und  mit  Wirkung  für  sich  selbst. 
Dass  er  demnächst  die  erworbenen  Rechte  und  übernommenen 
Pflichten  wiederum  auf  den  Vertreter  zu  übertragen  hatte,  folgt 
aus  dem  Vertragsverhältniss,  in  welchem  er  zu  letzterem  stand.1) 

2)  Die  Handlungen  des  blossen  Wortführers  (qui  caussam 
dich),  wirkten  für  und  gegen  die  Partei,  deren  Wort  er  führte, 
erst  mit  deren  Genehmigung.  Deshalb  ist  der  Wortführer  auch 
nicht  Stellvertreter,  sondern  blosser  Gehülfe  der  Partei  Die  Ge- 
nehmigung wird  als  erteilt  angenommen,  wenn  den  Ausführungen 
des  Wortführers  nicht  alsbald  seitens  der  Partei  widersprochen 
worden  ist.  (Gerichtliche  Erholung  und  Wandelung.)*) 

3)  Die  Wirkungen  der  Handlungen  des  mittels  Mandatum 
bestellten  Anwalts  berechtigten  und  verpflichteten  die  vertretene 
Partei  in  gleicher  Weise  wie  die  Handlungen  des  Stellvertreters 
(Mandatars)  nach  entwickelterem  römischen  Recht.  Aus  zahl- 
reichen Formeln  geht  hervor,  dass  der  Anwalt  gleich  bei  Beginn 
seiner  Thätigkeit  sich  als  Vertreter  des  Vollmachtgebers  zu  er- 
kennen gab.  Er  handelte  anstatt  des  Vollmachtgebers,  als  dessen 
Repräsentant;  nicht  hatte  er  etwa  nur  die  Stellung  eines  nuntius, 
welcher  die  Entschliessungen  des  dominus  vor  Gericht  bezw.  der 
städtischen  Curie  kund  gab.  Wir  haben  also  hier  schon  das 
Princip  der  unmittelbaren  Stellvertretung. 

Dieser  Anuahme  scheint  die  in  den  Vollmachtsurkunden 
jener  Zeit  regelmässig  wiederkehrende  Genehmigungsklausel:*) 
dass  der  Vollmachtgeber  die  Handlungen  des  Bevollmächtigten 
gutheissen  wolle,  zu  widersprechen.  Allein  diese  Genehraigungs- 
klausel  bezieht  sich  nur  auf  das  Rechtsverhältniss  zwischen  dem 

')  Die  Stellung  des  Anwalts  ist  hier  die  des  Kommissionärs.  Kr  ist 
selbst  Partei,  aber  in  fremdem  Interosse. 

*)  Vgl.  Siegel,  Sitzungsberichte  der  Kaiserl.  Akad.  d.  Wissenschaften 
zu  Wien.  Bd.  42,  S.  201  fg. 

’)  „Quicquid  exinde  ad  vicem  nostram  egeris  gesserisve,  ratum  et  bene- 
placitum  apud  nos  in  Omnibus  esse  cognuscas"  oder:  „et  quidquid  a te 
fuerit  deKnitum,  a me  sit  ratum  vel  defensatum“. 

3* 
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Machtgeber  und  dem  Bevollmächtigten.  Wenn  der  Anwalt  inner- 
halb der  Grenzen  »eines  Mandates  handelte,  so  war  der  Voll- 
machtgeber verpflichtet,  »eine  Genehmigung  zu  erteilen  und  den 
Anwalt  von  den  infolge  de»  Auftrag»  übernommenen  Verbind- 
lichkeiten zu  befreien.  Die  Genehmigungsklausel  hat  nicht  die 
Bedeutung,  du»»  die  Handlungen  de«  Anwalts  erst  durch  die 
später  eintretende  Genehmigung  den  Vollmachtgeber  berechtigen 
oder  verpflichten. 

Die  Genehmigungsklauseln  sind  in  allen  Mandatsformeln 
ähnlich.  Häufig  finden  wir  in  den  Formeln,  dass  die  Erben  des 
Vollmachtgebers  oder  dritte  Personen  verpflichtet  sein  sollen,  die 
Handlungen  des  Anwalts  zu  genehmigen.  Auch  ist  die  Fest- 
setzung einer  Strafe  für  jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  über- 
nommene Pflicht  der  Genehmigung  nicht  selten. 

Carta  Senon.  50:  „Ut,  quiequid  exinde  egeris  gesserisve,  me 
in  omnibus  et  ex  omnibus  raptum  (lies:  ratum)  et  aptum  atque 
transactum,  in  omnibus  definito  esse  cognoscas.  Et  quod  nec 
fieri  credo,  si  ego  ipse  aut  aliquis  de  heredibus  meis  vel 
quislibet  opposita  persona,  qui  contra  hanc  mandatum 
transactum  quiequid  venire  conaverit,  inferat  tibi  una  cum  sotio 
fisco  auri  untias  tantas  esse  multando.“ 

Bemerkenswert  ist,  dass  der  Aussteller  der  Vollmacht  als 
Grund  für  diese  Bestimmungen  in  der  Urkunde  selbst  angiebt: 
„Quia  amo  te  (d.  i.  den  Bevollmächtigten)  quam  me,  plus  te 
quam  heredibus  meis.1) 


§ 8- 

Der  Armenanwalt. 

In  dem  fränkischen  Zeitalter  fehlte  es  nicht  an  Vor- 
schriften, welche  an  das  heutige  Institut  des  Armenanwalts*)  er- 
innern. Diese  Bestimmungen  waren  indessen  nicht  beschränkt 
auf  die  Armen,  d.  i.  auf  solche  Personen,  welche  ohne  Beein- 
trächtigung des  für  sie  und  ihre  Familie  nothwendigeu  Unter- 
halts die  Kosten  des  Prozesse»  nicht  zu  bestreiten  vermochten, s) 
sie  bezogen  sich  vielmehr  auch  auf  sonstige  Personen,  welche 

')  Carta  Seuon.  No.  13.  Ferner:  Formal.  Turonons.  No.  20. 

*)  Keiclis-Civilprozess-Ordnung  § 107,  Ziff.  3. 

*)  Hoiolis-Civilpror.e*B-ürdnuüg  § 106. 
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eines  besonderen  Schutzes  bedurften.  Ausser  den  Armen  (pau- 
peres)  erfreuten  sicli  einer  besonderen  staatlichen  Fürsorge  die 
Wittwen,  Waisen  und  solche  Personen,  die  ihre  Prozesse  selbst 
zu  führen  ausser  Stande  waren. ') 

Solchen  Personen  sollte  bei  ihren  Prozessen  von  Amts- 
wegen  geholfen  werden,  nöthigenfalls  sollte  ihnen  von  Amts- 
wegon  ein  Anwalt  bestellt  werden.  In  diesem  Officialverfahren 
liegt  das  Charakteristische,  welches  an  die  Beiordnung  eines  An- 
walts für  die  arme  Partei  erinnert. 

In  dem  Capitulare  Aquisgranense  vom  Jahre  802,  Cap.  9,  in 
welchem  Karl  der  Grosse  als  Regel  anordnete,  dass  ein  jeder 
seine  Rechtsangelegcnheiten  vor  Gericht  selbst  vertreten  sollte, 
hatte  der  Kaiser  weiter  bestimmt,  dass  die  „infirmi  et  rationes 
nescii“  im  Gericht  auf  jede  mögliche  Weise  unterstützt  werden 
sollten.  *)  Erforderlichenfalls  sollte  diesen  Personen  vom  Gericht 
(hier  den  Missi,  priores  oder  dem  judex)  ex  officio  eine  solche 
Person  als  Anwalt  bestellt  werden,  welche  den  zu  verhandelnden 
Sachverhalt  kannte.  (»Nisi  aliquis  isti 8)  infirmus  aut  rationes 
nescius,  pro  quibus  miss!  vel  priores  qui  in  ipso  placido  sunt, 
vel  judex  qui  causa  huius  rationis  sciat,  rationetur  con  placito ; 
vel  si  necessitassit,  talis  persona  largitur,utrationem 
[reddat],  qui  omnibus  provabilis  sit  et  qui  in  ipsa  bene  noverit 
causa:  quod  tarnen  omnino  fiat  secundum  convenientiam  priorum 
vel  missum  qui  praesentem  adsunt.“) 

ln  dem  Capitulare  legibus  addend.  vom  Jahre  817  c.  3 sind 
neben  den  Wittwen  und  Pupillen  auch  ausdrücklich  die  Armen 
(pauperes)  erwähnt.  Es  heisst  hier:  „De  viduis,  et  pupillis  et 
pauperibus.  Et  si  . . legem  nescierint,  comes  illos  vel  illas 
adjuvet  dando  eis  talem  horainem,  qui  rationem  eorum 
tencat  vel  pro  eis  loquatur.“ 

Ferner  finden  wir  in  dem  Langobardischen  Recht,  und  zwar 
in  der  lex  Ratchis  VII,  Cap.  11  vom  Jahre  746.  die  Bestimmung, 
dass  einer  Person,  welche  „per  simplicitatem“  ihre  Prozesse  zu 
führen  ausser  Stande  war,  von  dem  König  oder  judex  ein  An- 
walt bestellt  werden  sollte.  Die  Bestellung  erfolgte  nach  vor- 

■)  bereits  früher  haben  wir  gesehen,  dass  die  gerichtliche  Stellver- 
tretung nur  dieser  Personen  zulässig  war. 

s)  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  im  Zeitalter  der  Volksrechte  und  Ca- 
pitularien  die  Gefahr  im  Prozess  (verborum  subsidia,  die  varo)  nicht  so  gross 
wie  im  späteren  Mittelalter. 

*)  Lies:  sit. 
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heriger  causae  cognitio.  Diese  causac  cognitio  bestand  in  der 
Untersuchung,  ob  die  Partei  in  der  That  infolge  ihrer  sitnplicitas 
zur  Prozessfiihrung  unfähig  war.  („Et  si  forte  aliquis  per  sim- 
plicitatern  causam  suam  agcre  nescit,  veniat  ad  palatio,  et  si  rex 
aut  judex  praeviderit,  quod  veritas  sit,  tune  ei  dare  debeat 
hominem,  qui  causam  ipsius  agat.“) 

Die  Bestimmung,  dass  der  Beamte  der  königlichen  Immunität 
— der  judex  — den  Hintersassen  der  Herrschaft  im  öffentlichen 
Gericht  zu  ihrem  Recht  verhelfen  und  sie  vertreten  sollte. 

(Capit.  vom  Jahre  829,  c.  29:  „De  clamatoribus  ex  hotni- 
nibus  nostris  unusquisque  judex  provideat,  ut  noti  sit 
eis  necesse  venire  ad  nos  proclamare“), 
beruht  nicht  auf  dem  Gedanken  des  Schutzes  der  wirtschaftlich 
Schwachen  durch  die  öffentliche  Gewalt,  sondern  hat  in  dem 
Abhängkeitsverhältniss  der  Bewohner  der  Immunität  von  ihrer 
Herrschaft  seinen  Grund. 


8 9- 

Berufsanwaltschaft  und  gerichtliche  Stellvertretung 
kraft  Amts  oder  Stellung. 

1)  In  der  fränkischen  Monarchie  hat  es  Anwälte,  welche 
lediglich  die  Vertretung  anderer  Personen  vor  Gericht  als  Beruf 
ausübten,  noch  nicht  gegeben.  Erst  recht  gab  es  keine  öffentlich 
angestelltc  Anwälte.  Das  Gegenteil  hat  man  aus  dem  (Japitulare 
missorutn  vom  Jahre  803,  c.  3,  gefolgert.1)  Es  heisst  hier:  „Ut 
missi  nostri  scabinos,  advocatos,  notarios  per  singula  loca 
elegant  et  eorum  nomina,  quando  reversi  fuerint,  secum  scripta 
deferant.“  Allein  aus  dieser  Bestimmung  ist  weder  zu  folgern, 
dass  hier  Berufsanwälte  gemeint,  noch  dass  die  hier  erwähnten 
Advocati  angestellte  Anwälte  (Beamte)  gewesen  seien.  Denn 
nach  dem  ein  Jahr  vorher  erlassenen  Capitulare  sollte  bei  Aus- 
wahl des  Anwalts  auf  solche  Personen  Rücksicht  genommen 
werden,  welche  die  zufällig  zu  verhandelnde  Sache  kannten 
(„talis  persona  . . . qui  in  ipsa  bene  noverit  causa“).  Angesichts 
dieser  Vorschrift  kann  an  die  Anstellung  bestimmter  Personen 
als  Anwälte  und  das  Bestehen  einer  Berufsanwaltschaft  nicht 


■)  VgL  Maurer,  § 60,  S.  74.  Bethmann-Holtwog,  Bd  IV,  § 27,  8.  69. 
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gedacht  werden,  zumal  — wie  wir  im  § 1 dieser  Abhandlung 
gesehen  — die  Anwaltschaft  in  diesem  Zeitalter  möglichst  be- 
schränkt, in  grossen  Rechtsgebieten  *)  das  Auftreten  vor  Gericht 
für  Andere  sogar  von  königlicher  Erlaubnis  abhängig  war. 

Erst  in  späterer  Zeit  finden  wir,  dass  Städte,  Klöster  u.  s.  w. 
eigene  Anwälte  anstellen. 

Carta  vom  Jahre  1169:*)  „Attestantibus  ßrunone  praeposito 
Avellan.  ecclesiae,  et  Alberto  causidico  ejusdem  villae 
Mutziche.“ 

Carta  vom  Jahre  1307:*)  „Frater  Theobaldus  causidicus 
monasterii  Pontigniacensis.“ 

Carta  vom  Jahre  1316: 4)  „Danz  Jehan  de  Breue,  Plaideeur 
de  Pontigny  . . . seoit  comme  juges,  et  tenoit  ses  plais,  et  exer- 
coit  jurisdiction.“ 

Schon  früher  gab  es  in  Italien,  und  zwar  in  Rom  und  seinem 
Gebiet,  angestellte  Berufsanwälte.  Wenigstens  bestand  zur  Zeit 
Otto’s  III.  (983 — 1002)  dort  ein  Collegium  der  Defensoren  und 
Advocaten.  An  der  Spitze  dieses  Collegiums  stand  der  in  der 
„Notitia  de  diversis  judicum  generibus“ 5)  an  sechster  Stelle  auf- 
geführte, öffentlich  angestellte  „Primus  defensor“  oder  „Primi- 
eerius  Defensorum“. 

„Sextus  Primus  Defensor,  qui  praeest  Defensoribus , quos 
nos  advocatos  nominamus.“ 

Diesem  Defensor  lag  die  Vertretung  des  kaiserlichen  und 
päpstlichen  Fiscus  vor  Gericht  ob. 

Dass  es  im  späteren  Mittelalter  einen  eigenen  Anwaltsstand, 
den  Stand  der  Fürsprecher,  gegeben,  hat  Nietzsche  naebgewiesen. 
Der  Beruf  eines  Fürsprechers  war  aber  in  dieser  Zeit  sehr  herab- 
gesunken, wir  finden  die  Fürsprecher  sogar  unter  den  unredlichen 
Leuten  aufgezählt.") 

2)  Wenn  es  im  Zeitulter  der  Volksrechte  und  Capitularien 
auch  Leute,  welche  die  Führung  von  Prozessen  für  Andere  als 
Beruf  ausübten,  nicht  gegeben  hat,  so  fehlte  es  doch  nicht  an 

‘)  Z.  B.  in  dem  Gebiet  des  langobardischen  Rechts  (lex  Ratchis  VII,  11). 

*)  ln  tab.  ecol.  S.  Thom.  argent.  fol.  5. 

*)  Cartularium  Pontiniac.  S.  226. 

*)  Ibidem  S.  234. 

5)  Perta,  Leg.  IV,  p.  664. 

")  Halthaas.  S.  567:  „Ouch  bekennen  wir,  dass  der  obgen.  N.  nicht 
geborn  ist  unredlicher  und  ungeachteter  Handwerker,  also  Lineweber, 
Pfiffer,  scheffer,  bader,  lutensleger,  kesseler,  swiosnyder,  vorp rechen  und 
der  bandwerg  glich.“  Vgl.  das  Nähere:  Nietzsche  S.  81  fg. 
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Personen,  denen  die  gerichtliche  Vertretung  gewisser  Personen 
neben  vielen  anderen  Aufgaben  kraft  ihres  Amtes  oder  kraft 
ihrer  Stellung  oblag.  Diese  Personen  nehmen  .insofern  eine 
andere  Stellung  ein  als  die  Berufsanwälte,  als  die  Vertretung 
Anderer  vor  Gericht  die  ausschliessliche  Berufsthätigkeit  der 
letzteren  bildet. 

Hier  ist  an  erster  Stelle  der  Advocatus  (Vogt)  der  Immunität 
zu  erwähnen.  Vermöge  seiner  Stellung  hatte  der  Vogt  alle  mög- 
lichen gerichtlichen  *)  Geschäfte  in  der  Immunität  zu  besorgen. 
JEs  lag  ihm  kraft  seines  Amtes  auch  ob  (ohne  besondere  Voll- 
macht), als  Vertreter  der  Kirche,  der  höheren  Geistlichen  (in 
Italien  aller  Geistlichen)  oder  des  Klosters  vor  den  öffentlichen 
Gerichten  aufzutreten.  Auch  hatte  der  Vogt  infolge  seiner  Stellung 
die  Hintersassen  der  Immunität  gegenüber  Ansprüchen  Dritter 
zu  vertreten.  (Vgl.  hierüber  § 2 dieser  Abhandlung.) 

Ferner  sind  hier  anzuführen  die  adeligen  Grundherrn  (patroni), 
welchen  infolge  ihrer  Stellung  (ohne  Vollmacht)  die  gerichtliche 
Vertretung  ihrer  Hintersassen  gegenüber  Ansprüchen  solcher 
Personen,  welche  der  Immunität  nicht  angehörten,  im  Grafen- 
gericht oblag.  (Vgl.  gleichfalls  § 2 dieser  Abhandlung.) 

Schliesslich  sei  noch  hervorgehoben , dass  nicht  etwa  die 
Vormünder  kraft  ihrer  Stellung  zur  Führung  von  Prozessen  namens 
ihrer  Mündel  befugt  waren.  Wie  schon  im  § 1 dieser  Abhandlung 
erwähnt  ist,  war  die  Führung  von  Prozessen  für  uud  gegen  das 
Mündel  während  der  Unmündigkeit  überhaupt  unstatthaft. 


§ io. 

Anwaltskosten. 

Dass  die  Anwälte  in  der  fränkischen  Periode  für  ihre  Thätigkeit 
in  der  Kegel  besoldet  worden  seien,  ist  nicht  anzunehmen.  Darauf 
deutet  schon  der  Umstand  hin,  dass  nahe  Verwandte  oder  gute 
Freunde  vielfach  zu  Prozessvertretern  bestellt  zu  werden  pflegten. 
In  den  Vollmachtsurkunden  Anden  wir  häuflg  als  Bevollmächtigten 
den  „dilectissimus  amicus“,  *)  den  „dulcisBimus  jugalis“, 8)  den 

')  Die  erforderlichen  anderen  Uesclmtte  in  der  Immunität  besorgten 
die  oeconomici,  vicedoraini,  praopoaiti. 

*)  Cart.  Sen.  Append.  16. 

*)  Form.  Turouena.  20;  Formul.  Turonens.  Appendix  4. 
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„dillectissimus  filius“  ’)  de»  Besteller».  EI»  ist  wohl  kaum  anzu- 
nehineu,  dass  diese  Personen  für  ihre  Dienstleistungen  einen  Lohn 
(oder  ein  Honorar)  empfangen  haben.  ') 

Dass  aber  die  Gewährung  eines  Lohnes  an  den  Anwalt  nicht 
ganz  ungebräuchlich  gewesen  ist,  bezeugt  die  Bestimmung  des 
§ 7 Tit.  3 lib.  II  der  lex  Wisigothorum.  Hier  ist  als  Grund 
für  die  Un Widerruflichkeit  des  Mandats  angeführt,  cs  sei  unge- 
recht, wenn  der  Bevollmächtigte,  welcher  getreulich  das  über- 
nommene Geschäft  ausgeführt,  durch  einen  plötzlichen  Widerruf 
seinen  verdienten  Lohn  verliere  („quia  injustum  valde  est,  ut 
incrcedem  sui  laboris  ammittat,  qui  pro  suscepta  causa  fideliter 
claborasse  cognoscitur“). 

Ueber  eine  allzugrossc  Höhe  der  Anwaltsforderungen  scheinen 
in  dieser  Periode  Klagen  nicht  laut  geworden  zu  sein.  In  Italien, 
wo  das  Wortführen  für  Andere  vor  Gericht  (das  causam  diccre) 
vielfach  von  berufsmässigen  Urteilern  betrieben  wurde,3)  ist  diese 
Thätigkeit  allerdings  ein  ganz  einträgliches  Nebengeschäft  gewesen. 

Dass  im  späteren  Mittelalter  die  Fürsprecher  für  ihre  Thätig- 
keit eine  Vergütung  empfingen,  geht  deutlich  hervor  aus  Swsp. 
76  § 1,  2;  Kulm  V 61;  Distinct.  IV  13,  14.  („Vorsprachen 
mögen  wol  nemen  Lohn  und  Gut  umb  der  Leute  Wort  zu 
sprechen  für  Gerichte,  und  anders  nicht,  denn  als  sie  Arbeit 
haben  umb  der  Leute  willen,  über  Feld  zu  ziehen  in  jhrem 
Dienste,  oder  ob  sie  Koste  tragen,  die  sol  jhm  der  wider  geben 
und  gnug  thun  in  des  dienste  sie  fahren.“) 


§ 11. 

Straf-  und  Disciplinarvorscliriften  gegenüber  den 

Anwälten. 

In  dem  fränkischen  Zeitalter  finden  sich  manigfache  Straf- 
und  Disciplinarvorscliriften  gegenüber  den  Anwälten. 

*)  Form.  Arvern.  2 a. 

*)  Auch  im  röm.  Hecht  wurde  zur  Zeit  der  Republik  die  Anwaltschaft 
unentgeltlich  geführt.  Schon  die  lex  Cincia  verbot  die  Annahme  eines  Ho- 
norars („Ne  quis  ob  causam  orandam  pecuniam  accipiat'*).  Iu  der  römischen 
Kaiserzeit  wurde  dann  das  Honoriren  der  Anwälte  allmählich  zulässig. 
Nur  war  verboten  das  pactum  de  quota  litis  und  die  redemptio  litis. 
s)  Vgl.  Bethraann-Hollweg  V 2,  S.  238. 
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1)  Gegen  das  „injuste  rationare  et  defendere“,  das  „injustum 
judicium  marrirc“')  und  daa  Bestreben  der  Anwälte,  den  Gegner, 
welcher  weniger  gut  zu  reden  vermag,  zu  überlisten  („rationem 
suam  minus  valente  opprimendi  Studium“)  wendet  sich  das  Ca- 
pitulare  vom  Jahre  802  c.  9. 

Allein  die  bezeichneten  Handlungen  des  Anwalts  sind  hier 
nicht  unter  Strafe  gestellt,  sie  haben  vielmehr  — wie  wir  itu  § 1 
dieser  Abhandlung  gesehen  haben  — dem  Kaiser  den  Anlass  ge- 
geben, die  gerichtliche  Vertretung  möglichst  einzuschränken. 

2)  Ein  Jahr  darauf  bestimmte  Karl  der  Grosse  in  dem  Ca- 
pitulare  legibus  additum  *)  c.  4,  dass  die  Person,  welche  es  unter- 
nahm, eine  Partei  absichtlich  („per  malum  ingenium“)  und  in 
bewusst  ungerechter  Sache  zu  unterstützen  („injuste  adjuvare 
praesumpserit“)  mit  15  Solidi  bestraft  werden  sollte. 

Eine  ebenso  hohe  Strafe  traf  nach  dem  ersten  Capitulare 
zur  lex  Salica  Cap.  12®)  den  Anwalt,  welcher  die  Vertretung 
eines  Andern  zu  übernehmen  wagte,  ohne  dass  ihm  die  Sache 
„demendnta“  oder  „leverpita 4)  fuerit“.  Diese  Bestimmung  richtete 
sich  also  gegen  den  falsus  procurator. 

3)  Gegenüber  dem  chikanösen  Anwalt,  welcher  „injuste  dis- 
putando“  seinen  Gegner  zu  Falle  zu  bringen  suchte,  sowie  gegen 
denjenigen,  welcher  einer  Partei  in  ihrer  Prozessführung  hinder- 
lich war,  („si  hotnini  cuilibet  causam  suam  in  placito  aut  coram 
comite  palatii  alius  fuerit  impedimento“)  ordnete  das  siebente 
Capitulare  zur  lex  Salica  (vom  Jahre  819)6)  c.  4 an,  dass  diese 
Personen  bei  Meidung  des  Königsbannes  und  der  Wedde  (einer 
Busse)  an  den  Prozessgegner  die  Gerichtsstelle  verlassen  mussten. 
(„Tune  volumus,  ut  sive  comes  palatii  seu  comes  ipse  in  comitatu 
suo  jubeat  eum  exire.  Et  si  noluerit  oboedire,  tune  solvat  ban- 
num  dominicum,  id  est  60  Solidos;  et  illi  cui  adversatus  est, 
doncc  wadium  suum  pro  lege  sua.  ®) 

4)  Für  den  Fall,  dass  sich  der  Anwalt  auf  das  Urteil  der 
Schöffen  hin  nicht  alsbald  erklärte,  ob  er  sich  bei  demselben  be- 


')  Marrire  justum  judicium  heisst : hindern,  dass  ein  gerechtes  Urteil 
zu  Stande  kommt. 

')  klon,  Germ.  1,  S.  113. 

*)  Behrend-Boretius,  Lex  Salica,  S.  92. 

*)  = laisowerpita. 

*)  Mon.  Germ.  I,  S.  227. 

*)  pro  lege  sua,  d.  h.  eine  dem  Geburtsrecht  des  Gegners  entsprechende 
Busse. 
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ruhigen  oder  ob  er  es  schelten  (blasphemare)  wollte,  bestimmte 
das  Capitulare  vom  Jahre  805,  Cap.  81),  unter  Bestätigung  eines 
althergebrachten  Gewohnheitsrechts,  dass  der  Anwalt  so  lange 
in  Haft  gehalten  werden  sollte  („in  custodia  recludatur“),  bis  er 
eines  von  beiden  gethan  habe.  Allein  in  dieser  Haft  haben  wir 
wohl  nicht  eine  Strafe  zur  Sühne  für  ein  begangenes  Unrecht 
zu  erblicken,  als  vielmehr  ein  Zwangsmittel,  welches  zur  Vor- 
nahme jener  Prozesehandlung  nöthigen  sollte. 

5)  Das  Auftreten  vor  Gericht  ohne  die  vorgeschriebene  Er- 
laubnis wurde  nach  langobardischem  Recht  mit  der  Strafe  des 
Wergeides  belegt,  welches  zur  Hiiifte  an  den  König,  zur  anderen 
Hälfte  an  den  Prozessgegner  fallen  sollte  („componat  wirigild  suo, 
medietatem  regi  et  medietatem  ei  contra  quem  causaverit“).  *) 

Auch  gegenüber  dem  Richter  waren  nach  langobardischem 
Recht  Strafen  festgesetzt,  wenn  er  eine  Person,  welcher  die  er- 
forderliche Erlaubnis  nicht  hatte,  als  Anwalt  zuliess.  Die  Strafe 
beträgt  hier  gleichfalls  das  Wergeid.  *) 

6)  An  dieser  Stelle  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  durch  die  lex 
Romana  Burgund.  Tit.  XI  3 eine  Strafbestimmung  gegenüber 
demjenigen  Prozessvertreter  getroffen  ist,  welcher  die  Stellung 
geeigneter  Bürgen  für  die  Erfüllung  des  Urteils  weigert.  Dieser 
wurde  als  calumniator  behandelt,  d.  h.  er  wurde  für  infam  er- 
klärt, aus  dem  Gericht  geworfen  und  verbannt,  („aliter  — d.  h. 
wenn  der  Anwalt  Bürgen  nicht  stellte  — quicumque  alicue  cause 
se  miscuerit  pro  calumniatore  damnetur,  hoc  est  ut  infamis  de 
judicio  expellatur  in  exilio  deportandus.“) 

Die  lex  Burgutidionum  LXXXI  3 schreibt  ferner  vor,  dass 
derjenige,  welcher  einem  calumniator  einen  Rath  erteilt  hat 
(„qui  calumpniatori  consilium  dederit  ad  dimicandum"),  im  Palle 
des  Unterliegens  des  Berathenen  („ei  victue  fuerit“)  in  eine  gleich 
hohe  Busse  verfallen  solle,  wie  die  Zeugen  der  unterlegenen 
Partei,  welche  falsa  referirt  haben. 


')  Hon.  Germ.  I S.  113.  Diese  Bestimmung  Karls  des  Grossen  ist 
später  von  Lothar  L im  Capit.  vom  Jahre  t*32  c.  5 wiederholt  Mon. 
Germ.  I,  S.  360.) 

*)  Lex  Ratchis  I c.  8;  VII  c.  11. 

*)  Siehe  daselbst. 


Digitized  by  Google 


44 


§ 12- 

Einfluss  des  römischen  Rechts. 

Bisher  ist  der  Rechtszustand  in  betreff  der  Anwaltschaft,  so 
wie  wir  diese  int  Zeitalter  der  Volksrcchte  und  (Japitularien  vor- 
finden, dargestellt  worden.  Nunmehr  haben  wir  noch  zu  prüfen, 
ob  die  erörterten  Bestimmungen  auf  rein  deutschrechtlicher  Grund- 
lage beruhen  oder  ob  Bestandteile  des  römischeu  Rechts  in  den- 
selben sich  nach  weisen  lassen. 

Wie  überhaupt  bereits  zur  Zeit  der  Volksrechte  und  Capitu- 
larien  eine  Reception  römischrechtlicher  Bestimmungen  in  deut- 
schen Rechten  in  nicht  unbedeutendem  Umfange  stattgefunden 
hat,  so  finden  wir  insbesondere  auch  auf  dem  Gebiete  der  gericht- 
lichen Vertretung  unverkennbar  Spuren  römischrechtlichen  Ein- 
flusses. Dies  gilt  namentlich  für  die  Rechtsgebiete  mit  römischer 
Bevölkerung.  Der  Einfluss  des  römischen  Rechts  zeigt  sich 
hauptsächlich  in  Folgendem: 

1)  Da  — wie  wir  gesehen  haben  — das  deutsche  Recht 
nach  Möglichkeit  an  dem  Grundsatz  der  Unzulässigkeit  jeder 
gerichtlichen  Vertretung  festzuhalten  strebte,  so  deuten  die  Vor- 
schriften des  westgothischen  Rechts  über  die  unbeschränkt  zuge- 
lassene gerichtliche  Stellvertretung  durch  mandatarii  (assertores) 
auf  römischrechtlichen  Ursprung  hin. 

2)  Die  Vorschriften  über  die  Stellvertretung  vor  dem  Defensor 
und  den  Curialen  in  den  früheren  römischen  Municipien  beruhen 
auf  römischrechtlicher  Grundlage. 

3)  Die  Bestimmungen  des  burgundischen  und  westgothischen 
Rechts  über  das  Verbot  der  Bevollmächtigung  eines  potentior 
erinnern  geradezu  an  die  Vorschriften  der  Kaiser  Diocletian  und 
Maximian  aus  dem  Jahre  293  und  des  Honorius  und  Theodosius 
aus  dem  Jahre  422,  welche  in  1.  1 u.  2 Cod.  „Ne  liceat  poten- 
tioribus  patrocinium  litigantibus  praestare  vel  actiones  in  se 
transferre“  II  13  (14)  enthalten  sind. 

4)  Auch  noch  sonstige  Einzelheiten  weisen  mit  Sicherheit 
auf  römischrechtlichen  Einfluss  hin.  Nach  der  lex  Wisigoth. 
lib.  II  Tit.  3 § (j J)  ist  es  Frauen  nicht  gestattet,  für  Andere  als 
Bevollmächtigte  aufzutreten,  dagegen  können  sie  in  eigenen  An- 
gelegenheiten vor  Gericht  verhandeln  („Femina  per  mandatum 
caussam  non  suscipiat,  sed  suum  proprium  negotium  in  judicio 
proponere  non  vetetur“).  Diese  Bestimmung  erinnert  lebhaft  an 

■)  Walter,  Corp.  jur.  germ.  S.  44!*. 
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die  Stelle  in  Jul.  Paulli  sententiae  receptae  lib.  I Tit.  2 § 2:  *) 
(„Femitiae  in  rem  suani  cognitoriam  opernm  suscipere  non  prohi- 
bentur.“) 

Ferner  erinnert  die  Bestimmung  der  Capitularien,  wonach 
ehrlosen  Personen  die  Befugnis«,  Andere  im  Prozesse  zu  vertreten, 
abgesprochen  ist  („infamis  persona  nec  procurator  potest  esse, 
nec  cognitor“),  an  Jul.  Paulli  sentent.  recept.  lib.  I Tit.  2 § 1.*) 
Hier  heisst  es : „Omnes  infames,  qui  postulare  prohibentur,  cogni- 
tores  fieri  non  possunt,  etiam  uolentibus  aduersariis“. 

Abgesehen  von  den  vorstehend  hervorgehobenen  Beziehungen 
ist  das  Institut  der  Anwaltschaft,  so  wie  wir  es  in  den  Volks- 
rechten und  Oapitularien  vorfinden,  deutschrechtlichen  Ursprungs. 
Dies  gilt  namentlich  von  folgenden  Sätzen: 

1)  Die  Vertretung  vor  Gericht  (sowohl  die  Stellvertretung 
als  die  Wortführung)  war  in  der  Regel  unzulässig. 

2)  Gestattet  war  sie  nur  ausnahmsweise,  nämlich : 

a.  den  Wittwen,  Waisen,  Armen,  wenn  sie  des  Rechts  unkundig 
waren  (reichsrechtlich  — Cap.  leg.  add.  a.  817  cap.  3); 

b.  den  „infirmi“  und  „rationes  nescii“  im  missatischen  Gericht 
(Cap.  Aquisgran.  a.  802  cap.  9); 

c.  „propter  simplicitatem“  (Marculf  I 21): 

d.  dem  fünfzehnjährigen  Ripuarier,  wenn  er  beklagt  war  (lex 
Ripuar.  81); 

e.  den  Wittwen,  Waisen  und  sonstigen  Personen,  welche  ihre 
Prozesse  zu  fuhren  ausser  Stande  waren  (lex  Ratchis  I cap.  3 
VII  cap.  11). 

3)  Unbedingt  deutschrechtlichen  Ursprungs  ist  die  Bestellung 
des  Anwalts  durch  Laisowerpitio  festucae.  Die  Bestellung  per 
scripturam  (Vollmacht)  deutet  auf  das  römische  Mandatum  hin. 

Die  Bestimmungen  über  die  Anwaltschaft  im  fränkischen 
Zeitalter  beruhen  mithin  in  der  Hauptsache  auf  deutschrecht- 
licher Grundlage. 

Merkwürdig  ist,  dass  es  im  ältesten  römischen  Recht,  ebenso 
wie  im  älteren  germanischen  Recht,  reine  Wortführer  (Für- 
sprecher) gegeben  hat.  Dies  waren  die  patroni  oder  oratores 
(Pseudo  Ascon.  in  Diu  4,11:  „Qui  defendit  älterem  in  judicio  . . . 
aut  patronus  dicitur,  si  orator  est,  aut  advocatus,  si  jus 
suggerit  aut  praesentiam  . . . commodat  amico.“)  Die  Patroni 


')  Hnschke,  Jurisprud.  antejuat.  S.  442. 
*)  Huschke,  8.  442. 
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waren  keine  Juristen  von  Beruf,  sondern  Redner,  welche  für  die 
Partei  vor  Gericht  das  Wort  führten.  Das  römische  Recht  zur 
Kaiserzeit  kennt  diese  Art  Wortführer  nicht  mehr.  Die  patroni 
oder  oratores  sind  mit  den  Advocaten  zu  einem  Institut  ver- 
schmolzen, welches  der  heutigen  Beistandschaft  entspricht,  Advo- 
caten waren  in  Rom  nicht  Redner,  Fürsprecher,  sondern  Beistände 
im  heutigen  Sinne  des  Wortes.  Diese  Advocaten,  gewöhnlich 
Männer  von  Einfluss,  stnnden  im  Gericht  der  Partei  zur  Seite, 
wiesen  sie  auf  rechtliche  Gesichtspunkte  hin  oder  nützten  auf 
andere  Weise  durch  ihre  Gegenwart  ihren  Clienten. 

Der  auffallende  Umstand,  dass  im  ältesten  römischen  Recht 
— sowie  im  deutschen  Recht  — Redner  vorkamen  und  im  Laufe 
der  Zeit  wieder  verschwanden,  erklärt  sich  daraus,  dass  beide 
Rechte  bezüglich  der  Stellvertretung  im  Allgemeinen  und  der 
gerichtlichen  Stellvertretung  im  Besonderen  einen  ähnlichen  Ent- 
wickelungsgang durchgemacht  haben.  Nur  war  das  römische 
Recht,  als  das  germanische  Recht  anfing,  schon  am  Ende  der 
Entwickelung  angelangt. 


Schluss. 

I.  Im  späteren  Mittelalter  — z.  Z.  der  Rechtsbücher  — 
haben  wir  zu  unterscheiden : 

1)  Die  Gewalthaber  (auch  Machthaber,  Klagboten,  Klag- 
führer genannt),  welche  unseren  heutigen  Prozessbevollmächtigten 
entsprechen. 

2)  Die  Fürsprecher  (vorsprechen),  welche  das  Wort  für  die 
anwesende  Partei  führen.  Die  Partei  ist  berechtigt,  den  Aus- 
führungen ihrer  Fürsprecher  die  Genehmigung  zu  versagen  oder 
deren  Vorbringen  zu  berichtigen.  (Recht  der  gerichtlichen  Er- 
holung und  Wandelung.) ')  *) 

3)  Die  Horcher  und  Rauncr  (auch  An  weiser,  Lauscher, 
Löser,  Warner,  Wissner,  Hörer,  Wehrer  genannt).  Diese  Per- 
sonen sind  die  Gehilfen  der  Fürsprecher,  indem  sie  letzteren 


')  Siegel,  Die  Erholung  und  Wandelung  im  gerichtlichen  Verfahren. 
Sitzangaberichte  der  Kaiserl.  Akademie  der  Wissenschaft,  ßd.  42,  S.  201  fg. 
Wien  1863. 

’)  Vgl.  im  Einzelnen:  Nietzsche,  (lommentatis  jur.  germ.  de  proloeuto- 
ribu«.  Leipzig  1831. 
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berathend  zur  Seite  stehen  Sie  durften  im  Gericht  aber  nicht 
laut  sprechen,  mussten  vielmehr  ihre  Rathschläge  dem  Fürsprecher 
in  die  Ohren  raunen. ') 

II.  Mit  der  Reception  der  fremden  Rechte  *)  vollzog  sich 
auch  eine  Veränderung  in  der  Lehre  von  der  Anwaltschaft. 
Recipirt  wurden  der  römisch  - byzantinische  Prozess  und  der 
kanonische  Prozess.  *) 

A.  Der  römisch-byzantinische  Prozess  wurde  in  der  Gestalt 
recipirt,  wie  ihn  die  Italiener  (Glossatoren)  lehrten.  Ausführ- 
licheres über  die  Anwälte,  deren  Bestellung,  Pflichten  u.  s.  w. 
finden  wir : 

1)  Bei  dem  bedeutendsten  der  vier  Doctoren,  bei  Bulgarus, 
in  dessen,  bereits  vor  dem  Jahre  1148  verfassten  Darstellung  des 
damaligen  Prozessrechts  (Tit.  2 § 3). 

2)  Bei  Otto  Papiensis  in  den  Tit.  4 und  8 der  Summa  de 
ordine  judiciorum  (nach  1181  verfasst). 


')  Zeitschr.  der  Savigny  Stiftung  f.  Rechtsgesch.  Germ.  Abth.,  Bd.  7 
(Bd.  20  der  Zschr.  f.  Rg.),  S.  118  u.  119.  — Horcher  u.  Warner.  Mitgeteilt 
von  R.  Sohroeder.  — Homeyer,  Richtsteig  Landrecht  367,  426  fg.  — Grimm, 
Weistümer  VII  279,  339. 

’)  Der  Grand  der  Reception  lag  darin,  dass  der  deutsche  Prozess  den 
Anforderungen  der  damaligen  Zeit  nicht  genügte.  Denn: 

1.  Das  Richteramt  hatte  sich  im  Laufe  der  Zeit  mit  dem  Besitz  ver- 
bunden, war  in  die  Hände  grosser,  kleiner  und  ganz  kleiner  Herren 
gekommen,  weil  nur  diese  die  Kosten  des  Gericbthaltens  bestreiten 
konnten. 

2.  Da  die  s.  g.  fructus  jurisdictionis  (die  kleinen  Geldstrafen)  die  Kosten 
deB  Gerichthaltens  nicht  deckten,  so  wurden  die  kleinen  Gerichte  gar 
nicht  mehr  ordnungsmässig  besetzt.  Man  lieh  Alles  zusammen,  die 
Schöffen,  die  Diener  u.  s.  w. 

3.  Die  Gerichte  wurden  allmählich  zu  Standesgerichten,  und  damit  hörte 
jede  gemeinsame  Rechtsbildung  auf.  Die  Ausbildung  der  Standee- 
rechte  vereitelte  eine  ordentliche  Rechtssprechung  zwischen  Personen 
verschiedener  Stände  (Ritter,  Bürger,  Bauern,  Klerus). 

4.  Das  germanische  Beweisverfahren  war  verwildert.  Man  empfand  immer 
mehr,  dass  im  Zweikampf,  in  dem  Uebersiebenen  und  in  dem  Ordal 
keine  rechte  Logik  enthalten  war. 

5.  Die  Gesetzgebung  half  diesem  unhaltbaren  Zustande  nicht  ab,  wie 
dies  in  England  und  Frankreich  durch  die  Ordonanzen  geschehen  ist. 

In  dieser  Nothlage  blieb  nichts  Anderes  übrig,  als  die  vielverurteilte 
Reception.  Den  Vorwand  dazu  bildete  der  Gedanke,  dass  die  deutschen 
Kaiser  die  Nachfolger  der  römischen  Imperatoren  seien. 

')  Vgl.  die  ausführliche  Darstellung  bei  Bethmann-Hollweg,  Der  Oivit- 
prozess  des  gemeinen  Rechts  in  geschichtlicher  Entwicklung.  Bd.  6 u.  6. 
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3)  Etwas  später  (Ende  des  12.  Jahrhunderts)  hat  Pillius  in 
seiner  Suuuna  de  ordine  judieiorum  Teil  III  in  den  §§  12  u.  15 
Näheres  über  die  „Disputatio  advocatorum“  geschrieben.  Hierbei 
benutzte  er  nicht  nur  die  Justinianischen  Rechtsquellen,  er  nahm 
auch  Rücksicht  auf  den  Gerichtsgebrauch  seiner  Zeit. 

4)  Zur  Instruktion  der  Advocaten  diente  die  Schrift:  „De 
ordine  causarum“  von  Guido  de  Suzaria  (Mitte  des  13.  Jahrh.). 

5)  Ueber  die  Stellung  der  Anwälte  in  damaliger  Zeit  finden 
wir  Näheres  in  dem  von  einem  unbekannten  Verfasser  herrühren- 
den Tractat  „De  expediendis  judiciis“. 

B.  Im  kanonischen  Prozess  wurden  streng  auseinander  ge- 
halten die  Advocati  und  Procuratores.  Die  Advocaten  plaidirten 
vor  Gericht,  ’)  den  Procuratoren  lag  die  sonstige  Geschäftsführung 
im  Prozesse  für  andere  Personen  ob.  Sie  besorgten  die  Citationen, 
sie  erschienen  in  den  Terminen  und  überreichten  Schriftsätze, 
sie  besorgten  Kostenzahlungen  für  die  vertretene  Partei  u.  s.  w. 
Der  Procurator  hatte  als  Stellvertreter  der  Partei  eine  Vollmacht, 
die  Legitimatio  ad  processum,  nötig,  nicht  dagegen  der  Advocat, 
welcher  in  Gegenwart  der  Partei  verhandelt. 

Die  Lehre  von  den  Advocaten  und  Procuratoren  ist  ausführ- 
licher dargestellt  von  folgenden  Canonisten : 

1)  Wilhelmus  de  Drokeda  in  seinem  libellus  de  iudiciorutn 
ordine,  Buch  1 (erste  Hälfte  des  13.  Jahrh.). 

2)  Grat.  Aretinus  in  seiner  Summa  de  ordine  judiciario 
(diese  enthält  Formulare  für  Reden  der  Advocaten). 

3)  Johannes  de  Deo  in  seinem  libellus  judicum.  Cautelen, 
Buch  4 (Mitte  des  13.  Jahrh.). 

4)  Aegidius  de  Fuscarariis  in  seinem  ordo  judiciarius  Teil  4 
(Cautelen  der  Advocaten)  und  Ende  des  5.  Teils  (von  den  mores 
und  exordia  der  Advocaten). 

5)  Vor  Allem  aber  ist  hier  zu  nennen  dus  hervorragende 
Werk  von  Guilielmus  Durantis,  nämlich  dessen  „Speculum 
judiciale“,  *)  in  welchem  nicht  nur  die  Quellen  des  kanonischen, 
sondern  auch  des  römischen  Rechts  verwertet  worden  sind.  Dieses 
Werk  hat  in  der  Praxis  der  damaligen  Zeit,  welcher  es  vollauf 

•)  Anfangs  hatten  die  Geistlichen  eine  besondere  Vorliebe  für  das 
Reden  (Plaidiren)  für  Andere  vor  Gericht.  Später  nahm  jedoch  die  kirch- 
liche Verwaltung  hieran  Anstoss  und  erlaubte  ihnen  nur,  für  ihro  Kirche 
oder  ihr  Kloster  als  Advocat  aufzutreten. 

*)  Commentirt  ist  das  Speculum  judiciale  von  Johannes  Andreae  im 
14.  Jahrhundert. 
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gerecht  wurde , ein  ausserordentliches  Ansehen  und  eine  weite 
Verbreitung  erlangt.  Von  den  Procuratoren  handelt  pars  1 par- 
ticula  3 Tit.  1,  und  von  den  Advoeaten  pars  1 particula  4 Tit.  1. 
Insbesondere  mit  den  Disputationes  und  Allegationes  der  Advo- 
cnten  und  den  Verhaltungsmassregeln  derselben  befasst  sich 
pars  3 particula  2 Tit.  10;  mit  dem  Honorar  der  Procuratoren 
und  Advoeaten  pars  1 particula  4 Tit.  5. 

6)  Aus  dem  14.  Jahrhundert  sind  für  die  Lehre  von  der 
Anwaltschaft  von  Interesse  der  Satansprozess  (Processus  Satanae 
contra  divam  virginem  coram  judice  Jesu)  ')  und  der  Teufels- 
prozess (lis  Belial  contra  Christum).  *)  In  jenem  tritt  die  Jung- 
frau Maria  als  Fürsprech  des  Menschengeschlechts  auf,  Satan  ist 
der  Prozessbevollmächtigte  der  Hölle.  In  diesem  Prozess  tritt 
Belial  als  Anwalt  der  Hölle  und  Moses  als  Anwalt  Christi  auf. 

Da  das  Auftreten  vor  Gericht  nicht  allein  rechtsverständigen 
Männern  (sogen,  advocati  litterati),  sondern  auch  Laien  (sogen, 
advocati  illiterati)  *)  gestattet  war,  so  waren  im  13.  Jahrhundert 
zur  Unterweisung  der  ungelehrten  Advoeaten  sog.  libilli  instruc- 
tionis  advocatorum  entstanden.  Diese  libclli  enthalten  oft  bis  ins 
Kleinlichste  gehende  Bestimmungen,  wie  sich  die  Anwälte  dem 
Gericht  und  den  Parteien  gegenüber  zu  verhalten  haben.  *)  Ver- 
fasser dieser  Instructionen  sind  die  Legisten : Jacobus  Balduini 
(f  1235)  und  Ubertus  de  Bobio  (f  vor  1245).  Gleiche  Tendenz 
verfolgten  die  Schriften  der  Canonisten : Johannes  de  Deo  (Titel: 
Cavillationes  = Chicanen,  1246  oder  1247)  und  des  ßonaguida 
de  Aretio  (Titel : Summa  introductoria  super  officio  advocationis 
in  foro  ecclesiae). 


*)  Autor  unbekannt. 

*)  Verfasser:  Jacobus  de  Theramo  (1350 — 1417). 

*)  Vgl.  über  diese  Unterscheidung:  Roffredns  Beneventanus  de  libellis 
et  ord.  jud.  p.  m.  18  fg. 

4)  Z.  B.  Ratschläge,  in  welcher  Kleidung  der  Anwalt  vor  Gericht  er- 
scheinen soll;  wie  er  das  Gericht  grüssen  soll;  dass  der  Anwalt  im  Publi- 
cationstermin  nur  dann  erscheinen  solle,  wenn  er  des  Sieges  gewiss  sei,  weil 
anderenfalls  er  sich  schämen  müsse;  dass  der  Anwalt  des  Beklagten  während 
des  Vortrags  des  Klägers  sich  stellen  solle,  als  ob  er  schliefe,  aber  scharf 
auf  jedes  Wort  des  Klägers  aufmerken  und  nach  Beendigung  dessen  Vor- 
trags ganz  langsam  sich  erheben  solle,  um  seine  Einwendungen  vorzubringen. 
(Si  actor  instet  — sede  coram  judice,  non  dicas  aliquid,  finge  te  dormire 
et  apponaa  diligentem  mentem  verbis  quae  dicet  actor  — et  tu  surge  lente, 
plane  quasi  videaris  a sompno  excitari.)  Auch  heute  giebt  es  noch  Anwälte, 
welche  diese  Regeln  befolgen. 

Ihm,  AnwalUcbaft  4 
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III.  Das  Institut  der  Advocaten  *)  und  Procuratoren  in  der 
Gestalt,  wie  wir  es  im  canonischen  Prozess  vorgefunden  haben, 
ist  in  die  Kammergerichts-Ordnung  vom  Jahre  1555  übernommen 
worden.  (Tit.  19:  „dass  hinfüro  kein  Procurator  sich  des  Advo- 
caten-Amts  . . .,  desgleichen  kein  Advocat,  der  zu  einem  Procu- 
rator nicht  aufgenommen,  sich  des  Procurator- Amts  unterfahen 
soll“.) 

Die  beim  Kammergericht  zugelassenen  12  Procuratoren  und 
12  Advocaten  hatten  sich  einer  Prüfung  vor  dem  Kammer-Richter 
und  den  Assessoren  zu  unterziehen.  ’)  Sie  wurden  durch  das 
Collegium  bestellt  und  konnten , sofern  sie  sich  „hernach  unge- 
schickt und  unfleissig  oder  sonst  untüglich  befunden“,  jederzeit 
entlassen  werden.  *)  Die  Advocaten  und  Procuratoren  waren  zu 
beeidigen. 4) 

In  der  Reichs- Hofraths-Ordnung  vom  Jahre  1654  finden  wir 
für  die  verschiedenen  Arten  der  Anwälte  die  Bezeichnungen: 
Advocaten,  Procuratoren,  Agenten  und  Sollicitatores.5)  Die  Voll- 
macht des  Anwalts  wird  in  diesem  Zeitalter  „Gewalt“  ®)  genannt. 
Man  unterscheidet:  Special -Gewalt  und  General -Gewalt. 

Eine  weitschweifige  Formel  einer  solchen  Gewalt  für  einen 
Reichs-Hofraths-Agenten  findet  sich  im  Tit.  VII  § 20  der  Reichs- 
Hofraths-Ordnung. 

IV.  Die  Landesgesetzgebung  und  die  Praxis  in  den  Terri- 
torien hielt  anfangs  überwiegend  an  der  Zweiteilung  der  Anwalt- 
schaft in  Advocaten  und  Procuratoren  fest.  In  der  Folgezeit 
schoben  sich  aber  beide  ursprünglich  durchaus  verschiedenen 
Berufsarten  vielfach  in  einander  ein,  so  dass  der  Unterschied 
zwischen  Advocatur  nnd  Procuratur  immer  mehr  verdunkelt 
wurde.  Zuletzt  begann  man  mit  der  Zweiteilung  der  Anwalt- 
schaft überhaupt  aufzuräumen.  In  Preussen  wurde  sie  im  18. 


')  Die  Advocaten  werden  in  der  Reichsgesetzgebung  vielfach  noch 
„Redner“  genannt 

*)  Kammer-Oer. -O.  Tit.  18. 

’)  Kammer-Üer.-O.  Tit.  18.  Kerner:  Kammergerichts-Visitations- Ab- 
schied von  1715,  § 98. 

4)  Vgl.  die  Eidesformel : Kammer-Ger.-O.  Tit.  6.'}  u.  (14. 

*)  Tit.  VII  § 1.  Vgl.  aber  auch  Kammer-Ger.-Ordn.  Tit.  XI  § 14 
(Procuratoren,  Redner,  Solicitoren). 

°)  Vgl.  auch  Reichsabschied  v.  1566,  tj  88  („Gewalt  und  Legitimationes, 
welche  zu  den  actis  genommen  werden  sollen“);  Reichsdeputations- Abschied 
v.  1660,  ij  65  („Gewalt“);  Reicbsabschied  v.  1564,  tj  48  (Special-Gewalt),  § 101 
(General-Gewalt). 
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Jahrhundert  beseitigt  und  es  blieb  nur  der  Advocat  übrig,  der 
auch  die  Geschäfte  des  Procurators  zu  besorgen  hatte.  Dem 
Vorgehen  Preussens  folgten  allmählich  auch  die  anderen  Parti- 
cularstaaten. 

V.  Die  Deutsche  Reichs-Civilprozessordnung  ist  dieser  Ent- 
wickelung gefolgt.  Sie  kennt  nur  einen  Anwaltstand,  welcher 
zum  gelehrten  Beruf  erhoben  worden  ist.  Der  gelehrte  Anwalt 
ist  der  allein  zugelassene  Prozessvertreter  der  Parteien  vor  den 
Landgerichten  und  den  Gerichten  höherer  Ordnung. *)  Die  Par- 
teien müssen  sich  vor  diesen  Gerichten  durch  gelehrte  Anwälte 
vertreten  lassen  (Anwaltszwang). 

Insoweit  die  Partei  ihren  Prozess  selbst  führen  darf  (im 
Parteiprozess),  ist  die  gerichtliche  Stellvertretung  der  Partei  durch 
jede  prozessfähige  Person  zulässig.  *)  Daneben  ist  es  den  Parteien 
gestattet,  soweit  der  Anwaltszwang  nicht  reicht,  mit  jeder  prozess- 
fähigen Person  als  Beistand  zu  erscheinen.  *) 

Der  Beistand  ist  nicht  identisch  mit  unserem  alten  Für- 
sprech, obwohl  er  in  Gegenwart  der  Partei  deren  Wort  führen 
kann  (und  dies  meistens  thut).  Der  Beistand  kann  die  Partei 
auch  auf  andere  Weise  in  ihrer  Prozessführung  unterstützen.  In 
der  Bestimmung  des  § 86  Abs  2 der  Reichs-Civilprozessordnung: 
„Das  von  dem  Beistände  Vorgetragene  gilt  als  von  der 
Partei  vorgebracht,  insoweit  es  nicht  von  dieser  sofort  wider- 
rufen und  berichtigt  wird“ 

finden  wir  unverkennbar  die  alte  Vorschrift  über  die  gerichtliche 
Erholung  und  W andelung  wieder.  *) 

Ein  reiner  Fürsprech  ist  heute  noch  der  sog.  „plaidirendc 
Anwalt“,  welcher  neben  dem  Prozessbevollmächtigten  vor  jedem 
ordentlichen  Gericht  (auch  vor  dem  Reichsgericht)  die  Ausführung 
der  Parteirechte  übernimmt.  ft) 

*)  Reichs-Civilprozessordnung  § 74.  Ausnahmen:  § 74  Abs.  2. 

*)  Reichs-Civilprozessordnung  § 75. 

*)  Reichs-Civilprozessordnung  § 86. 

4)  Hieraus  folgt,  dass  in  der  Lehre  von  der  Anwaltschaft  deutschrecht- 
liche Grundsätze  in  unserem  neuen  Prozessrecht  Eingang  gefunden  haben. 
Im  Grossen  und  Ganzen  ist  ja  — wie  bekannt  — die  Lehre  von  den  Par- 
teien und  den  Parteihandlungen  durch  römische,  dagegen  sind  die  Grundsätze 
von  der  Gerichtsbarkeit  und  der  Organisation  der  Gerichte  durch  deutsch- 
rechtliche Ansichten  bestimmt.  Wetzel,  System.  Leipzig  1878.  8.  Aufl.  S.  3. 

"')  Rechtsanwalts-Ordnung  §§  25  u.  27. 
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Die  Pontifikatsjahre 

der  Päpste  von  Gregor  II.  bis  Nicolaus  I.1) 
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772-795. 
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816—817. 
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817-824. 

Eugen  II. 

824  -827. 

Gregor  IV. 

827-844 

Sergius  II. 

844-847. 

Leo  IV. 

847-855. 

Benedict  HL 

855-858. 

Nicolaus  I. 

868-867. 

1)  Vgl.  jftff«,  Reg.  TOD  Seit«  34»  ab;  daselbst  8.  970,  384,  899,  897,  341  aach  Ober 
einige  minder  bedeutende  and  fUr  die  vorliegende  Untersuchung  gänzlich  bedeutungs- 
lose Päpste  bezw.  Oegenpäpste  mit  sehr  kurzer  Pontifikatszeit  (Stephan,  762;  vgl.  auch  unten 
Beilage  II  B.  933  Aom.  9;  Philipp,  768;  Valentin,  837;  Johannes,  844;  Anastasias,  866). 
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§ 1. 

Einleitung. 

Eine  Untersuchung,  welche  ein  Thema  aus  der  Karolinger- 
zeit zum  Gegenstände  hat,  muss  nothwendigcr  Weise  bereits  die- 
jenigen Quellen  berücksichtigen,  welche  über  die  erste  Hälfte 
des  achten  Jahrhunderts  Auskunft  geben,  ja  sie  muss  sogar 
auf  diejenigen  Ueberlieferungen  zurückgreifen,  welche  den  Aus- 
gang des  siebenten  Jahrhunderts  schildern.  Denn  unter 
Pippin  von  Heristal  (687  — 714)  und  unter  dessen  Vorgängern 
war  die  Macht  der  arnulfingischen  Hausmeier  schon  zu  einer 
derartigen  Stärke  angewachsen,  dass  sie  die  merovingischen 
Könige  vollständig  verschatteten  und  dass  letzteren  neben  der 
rein  äusserlichen  Repräsentation  des  Königthums,  wie  sie  sich 
in  der  Hofhaltung,  im  Empfange  der  Gesandten  und  in  der 
Ausstellung  von  Urkunden  kundgab,  eine  selbstthätige  Ausübung 
der  Herrschaft  nicht  mehr  verblieb.  Die  Seele  des  Staats- 
regimentes, das  eigentliche  Herrscherthum  bildete  bereits  seit 
Pippin  dem  Aelteren  (f  639),  Grimoald  (639—656)  und  Ebroin 
(659 — 681),  mehr  noch  aber  seit  Pippin  von  Heristal  (ca.  680 
bis  714)  und  Karl  Marteil  (714 — 741)  der  Major  Domus.  Wie- 
wohl das  arnulfingische  Königthum  seine  offizielle  Anerken- 
nung erst  im  Jahre  751  empfing,  so  ist  seine  thatsächliche 
Existenz  ungefähr  um  ein  Säkulum  zurückzudatieren.  Man  darf 
deshalb  in  Pippin  dem  Aelteren,  Grimoald,  Ebroin,  Pippin  von 
Heristal  und  Karl  Marteil  nicht  nur  die  Vorläufer  des  arnul- 
fingisch-pippinidischen  Königthums,  sondern  bereits  wirkliche 
Repräsentanten  desselben  sehen;  es  muss  demnach  die  Zeit 
des  Majordomates  von  ca.  650  ab  in  den  Rahmen  der  nach- 
folgenden Skizze  gezogen  werden,  weil  eben  die  Stellung  der 
genannten  Hausmeier  zu  Staat  und  Kirche  nicht  nur  die  Wurzeln, 
sondern  einen  Bestandtheil  des  karolingischen  Staats-  und  Kirchen - 
rechts  bildet. 

Wenn  trotzdem  die  vorliegende  Abhandlung  keine  Quellen 
aus  der  zweiten  Hälfte  des  siebenten  Jahrhunderts  und  aus  den 
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beiden  ersten  Dezennien  des  achten  Jahrhunderts  verwerthet,  so 
ist  der  Grund  dafür  der,  dass  solche  Quellen,  welche  für  die 
soeben  gedachte  Zeit  von  Beziehungen  des  Papstthums  zu  Staat 
und  Kirche  der  Pranken  sprechen,  überhaupt  nicht  — oder  doch 
nur  in  unbedeutendstem  Maasse  *)  — vorhanden  sind;  hierfür 
wiederum  liegt  der  Grund  in  der  später  genauer  zu  erörternden 
Thatsache,  dass  die  unter  Gregor  dem  Grossen  (590 — 604)  sehr 
lebhaft  entwickelten  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Pranken- 
reiche gleich  nach  seinem  Tode  erloschen  und  erst  im  dritten 
Jahrzehnt  des  achten  Jahrhunderts  erneut  wurden. 

Wenn  die  Untersuchung  andererseits  nur  bis  in  die  Mitte 
des  neunten  Jahrhunderts  geführt  werden  wird,  Quellenzeugnisse, 
welche  die  spätere  Zeit  betreffen,  dagegen  nicht  oder  doch  nur 
ausnahmsweise  Berücksichtigung  finden  werden,  so  rechtfertigt 
sich  dies  aus  zwei  Gründen. 

Der  erste  Grund  ist  die  einschneidende  rechtsgeschicht- 
liche Bedeutung  der  pseudoisidorischen  Pälschung,  welche  um’s 
Jahr  850  im  Frankenreiche  Eingang  fand  und  für  die  Stellung 
des  Papstthums  zum  fränkischen  Staate  und  zur  fränkischen 
Kirche  so  wichtige  prinzipielle  Veränderungen  herbeiführte,  dass 
eine  gleichzeitige  Behandlung  der  nunmehr  zur  Geltung  gebrachten 
Rechtsgrundsätze  das  Bild,  welches  die  vorliegende  Abhandlung 
entwerfen  will,  nur  verwischen  und  verdunkeln  würde. 

Der  zweite  Grund  ist  die  einschneidende  politische  und 
historische  Bedeutung  des  Vertrages  von  Verdun  (843),  durch 
welchen  das  karolingische  Reich  in  die  drei  grossen  Nationali- 
täten der  Italiener,  Franzosen  und  Deutschen  zerfiel  und  durch 
welchen  die  unter  dem  universell  - theokratischen  Scepter  Karls 
des  Grossen  und  Ludwigs  des  Frommen  in  scheinbarer  Einheit 
zusamraengehaltenen  Stämme  in  schroffe  Trennung  gebracht 
wurden,  so  dass  nunmehr  von  einem  fränkisch - karolingische  n 
Staats-  oder  Kirchenrecht  nicht  mehr  die  Rede  sein  kann;  denn 
während  das  fränkische  Staats-  und  Kirchenrecht  unter  den 
Merovingern  und  ebenso  unter  den  Karolingern  bis  einschliesslich 
Ludwig  den  Frommen  auf  einer  aus  germanisch-romanischen 
Elementen  gemischten  Basis  beruhte , lässt  sich  die  Weiterent- 
wickelung nunmehr  dahin  kennzeichnen,  dass  die  germanischen 
Keime  im  Reiche  Ludwigs,  die  romanischen  aber  in  den  Reichen 
Karls  und  Lothars  zur  Entfaltung  gelangten.  Was  insbesondere 


')  Vgl.  unten  § 2 S.  6 Anm.  9 und  8.  7 Anm.  1. 
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unser  Thema,  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Staate  und 
zur  Kirche,  betrifft,  so  mussten  dieselben  für  die  links-  und 
rechtsrheinischen  Lande  ihr  Ende  oder  doch  eine  wesentliche 
Einschränkung  erfahren,  weil  durch  die  Lostrennung  Italiens 
von  den  genannten  Reichsgebieten  die  unmittelbare  Berührung 
der  fränkisch-karolingischen  und  italienisch-päpstlichen  Interessen 
unterbrochen  und  somit  der  durch  die  politischen  Beziehungen 
ermöglichte  Einfluss  des  Papstthums  auf  das  Staats-  und  Kirchen- 
recht wesentlich  gemindert  wurde.  Soweit  das  Papstthum  auf 
die  germanischen  und  französischen  Lande  nach  dem  Jahre  843  einen 
Einfluss  behalten  hat,  wurde  dessen  Charakter  schon  darum  ein 
wesentlich  anderer,  weil  fortab  der  Papst  nicht  mehr  Cnterthan 
der  un  i verseil  - karolingischen , sondern  lediglich  ünterthan 
der  italienisch- karolingischen  Staatsgewalt  war,  mithin  ein 
Moment  in  Fortfall  kam,  welches,  wie  wir  sehen  werden,1)  für  die 
Gestaltung  der  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staats-  und  Kirchenrechte  in  der  Periode  bis  zum  Vertrage  von 
Verdun  wesentlichste  Bedeutung  gehabt  hat. 

Die  Untersuchung  wird  also  die  dreizehn  Jahrzehnte  von 
720  bis  850  umfassen.  Innerhalb  dieses  Zeitraumes  wird  die 
Darstellung  indessen  eine  etwas  ungleichmässige  sein,  denn  Er- 
eignisse des  achten  Jahrhunderts  werden  in  grösserer  Zahl  zu 
verwerthen  sein  als  Ereignisse  aus  dem  neunten  Jahrhundert 
und  von  denjenigen  des  achten  Jahrhunderts  wiederum  solche 
aus  der  ersten  Hälfte  in  grösserer  Zahl  als  solche  aus  der 
zweiten  Hälfte. 

Der  Grund  hierfür  liegt  nicht  etwa  in  principiellen  Er- 
wägungen, sondern  in  der  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials.  Es 
lassen  sich  nämlich  die  wichtigsten  Quellenberichte  in  vier  Gruppen 
zusammenfassen.  Ordnet  man  diese  vier  Gruppen  unter  einander 
nach  ihrer  quantitativen  ä)  Ergiebigkeit  für  unsere  Untersuchung 
und  trifft  man  die  gleiche  Anordnung  bezüglich  der  bei  jeder 
Einzelgruppe  in  Betracht  kommenden  Quellen  komplexe,  so  ist 
die  nachfolgende  Reihenfolge  aufzustellcn : 


')  Unten  § 5. 

*)  In  quali  tati  v er  Hinsicht  sind  die  Quellenberichte  einander  ziemlich 
gleichwertig.  Zweifel  an  der  Echtheit,  an  der  inneren  Wahrheit« treue,  an 
dem  inhaltlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  zu  anderen  Notizen  werden 
uns  im  Verlaufe  der  Untersuchung  bezüglich  sämmtlicher  Gruppen  in  grosser 
Zahl  begegnen. 
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I.  Briefsammlungen : 

1.  Die  Korrespondenz  des  hl.  ßonifatius  mit  den  Päpsten 
von  Gregor  II.  (715 — 731)  bis  Stephan  II.  (752 — 754),  umfassend 
eine  grosse  Anzahl  hochwichtiger  Briefe  aus  der  Zeit  von  719 
bis  755; ») 

2.  die  Korrespondenz  der  karolingischen  Hausmeier  und 
Könige  von  Karl  Marteil  bis  Karl  dem  Grossen  mit  den  Päpsten 
von  Gregor  III.  (731 — 741)  bis  Leo  HI.  (795 — 816),  überliefert 
in  zwei  Sammlungen : *) 

a)  Codex  Carolinus,  zahlreiche  Briefe  aus  der  Zeit  von  739 
bis  791  enthaltend;’) 

b)  Leonis  epistolae,  Korrespondenz  zwischen  Papst  Leo  III. 
und  den  Karolingern  aus  den  Jahren  808  bis  814. 

3.  Der  Briefwechsel  Alcuin’s  4)  und  Einhard’s  s)  mit  verschie- 
denen Personen,  einzelne  wichtige  Notizen  betr.  die  Zeit  von  ca. 
795  bis  805  enthaltend. 

II.  Biographien : 

1.  Heiligenbiographien,  namentlich  Willibald’s  und  Othlo’s 
Vita  S.  Bonifatii , *)  Alcuin’s  Vita  S.  Willibrordi , 7)  Rimbert’s 
Vita  Anskarii ; ®) 

2.  Papstbiographien:  die  Biographien  der  Päpste  von  Gregor  II. 
(715 — 731)  bis  Leo  IV.  (847 — 855),  enthalten  im  Liber  Ponti- 
ficnlis ; ®) 

3.  Kaiserbiographien  (Einhard’s  Vita  Caroli  Magni,’®)  der 
Monachus  Sangallensis  de  Carolo  Magno,11)  Thegan’s  und  des 

')  Gesammelt  in  den  Monumenta  Hoguntina  bei  Jaffe,  ßibliotheca 
rerum  Germanica  rum  tom.  III,  Berolini  1866,  p.  62—261. 

*)  Abgedruckt  in  den  Monumenta  Carolina  bei  Jaffe,  ßibliotheca 
rerum  Germanicarum  tom.  IV,  Berolini  1867,  p.  14 — 306  und  p.  308—334. 

*)  Hierzu  vgl.  unten  § 4. 

*)  Alcuini  opistolae,  gesammelt  in  den  Monumenta  Alcuiuiana  bei 
Jaffe,  Bibliotheca  rerum  Germanicarum  tom.  VI  (edd.  Wattenbacli  et. 
Duemmler),  Berolini  1873. 

5)  Kinharti  epistolae,  gesammelt  in  den  Monumenta  Carolina  (oben 
Anm.  2),  p.  440—  486. 

6)  In  den  Monumenta  Moguntina  (oben  Anm.  1),  p.429— 471  u.  p.  482  — 505 

’)  ln  den  Monumenta  Alcuiniana  (oben  Anm.  4),  p.  36—79. 

")  Abgedruckt  in  den  Monumenta  Germaniae  historica,  Scriptorum 
tom.  II  ed.  Portz,  Hannoverae  1829,  p.  705—775. 

°)  Ausgaben  von  Muratorius  (Rerum  Italicarum  Scriptores  tom.  III, 
Mediolani  1723)  und  Duchesne  (in:  Bibliotheque  des  ecoles  frnngaises 
d’Athenes  et  de  Rome,  Serie  II  et  III,  Paris  1886,  1888). 

'•)  In  den  Monumenta  Carolina  (oben  Anm.  2)  p.  509—541  abgedruckt. 

“)  Ebenda  p.  631 — 700. 
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Astronomus  Vita  Hludowici  ')  und  des  Ermoldus  Nigellus  In 
honorem  Hludowici  libri  4 2)),  die  Zeit  von  ca.  75U  bis  840 
umfassend. 

III.  Die  Kapitularien  der  fränkischen  Hausmeier  und  Könige,5) 
die  Zeit  von  742  ab  betreffend. 

IV.  Die  fränkischen  Königs-  und  Klosterannalen,5)  die  ganze 
Zeit  von  720  ab  behandelnd. 

Ein  Blick  auf  die  der  vorstehenden  Uebersicht  beigefügten 
Zeitangaben  lehrt,  dass  sich  die  mindest  ergiebigen  Quellenkom- 
plexe (IV,  III,  II 3 und  2)  über  die  ganze  in  Betracht  kommende 
Periode  verbreiten,  während  diejenigen  Gruppen,  welche  für  unser 
Thema  die  ausführlichsten  Nachrichten  bieten  (II,  1 und  I,  aus- 
genommen nur  die  Vita  Anskarii),  mit  dem  Anfänge  des  neunten 
Jahrhunderts  abschliessen,  und  dass  unter  diesen  Gruppen  wiederum 
die  bedeutendste  (I,  1)  mit  dem  Tode  des  Bonifatius  (754  oder 
755)  endet.  Es  sind  also  die  Ereignisse  bis  zum  Tode  des 
Bonifatius  durch  die  meisten  und  die  besten  der  Quellengruppen 
bekundet.  Darum  wird  in  ähnlichem  Maasse,  wie  es  die  Quellen 
thun,  auch  die  ganze  Darstellung  besonders  eingehend  die  Periode 
zur  Zeit  des  Bonifatius  behandeln  müssen. 

Unter  dieser  ungleichmässigen  Darstellungsweise,  bei  welcher 
die  Periode  des  Bonifatius  den  breitesten  Raum  und  Bonifatius 
selber  den  Vordergrund  einnimmt,  wird  indessen  die  Wahrheits- 
treue des  Gesammtbildes  nicht  leiden;  im  Gegentheil  wird  das 
Gesammtbild  dadurch  einen  richtigeren  Eindruck  gewähren;  denn 
wie  die  nachstehende  Ausführung  zeigen  soll,  sind  die  Beziehungen 
des  Fapstthums  zum  Franken  reiche  gerade  während  der  Wirk- 
samkeit des  Bonifatius  zum  lebhaftesten  Ausdrucke  gelangt. 


Erster,  allgemeiner  und  historischer  Theil. 

§ 2. 

Das  fränkische  Staats -Kirchenrecht  basierte  unter  den 
Jlerovingern  auf  innigster  Verbindung  von  Staat  und 


')  Monumenta  Germaniae  historica,  Scriptorum  tom.  II,  p.  ;V.k) — 603. 

»)  Ebenda  p.  607-648. 

“)  Neueste  Ausgabe  von  Boretiu«  in  den  Monumenta  Germaniae 
historica  Legum  aectio  II,  tom.  1 et  II,  Hannoverae  1883,  1890. 

4)  Abgedruckt  in  den  Monumenta  Germaniae  historica,  Scriptorum 
tom.  I,  UI,  IV,  XIII,  XVI. 
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Kirche.  *)  Auf  derselben  Grundlage  war  das  fränkische  Staats- 
kirchenrecht auch  unter  den  Karolingern  aufgebaut.*)  Doch  lag 
ein  bedeutender  Unterschied,  durch  welchen  die  Struktur  der 
Einzelheiten  nach  den  verschiedensten  Richtungen  beeinflusst 
wurde,  darin,  dass  seit  Karl  Martell  in  diese  Gemeinschaft  von 
Staat  und  Kirche  sich  ein  neues3)  Element  einfiigte,  welches 
für  die  Gestaltung  des  fränkischen  Kirchen-  und  Staatsrechtes 
von  grösster  Wichtigkeit  war:  das  Papstthum. 

Die  lebhaften  Beziehungen,  welche  bereits  unter  Gregor  dem 
Grossen  (590 — 604)  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  be- 
standen,1) scheinen  erst  von  Gregor  II.  (715 — 731)  wieder  auf- 
genommen  zu  sein:5)  wenigstens  sind  uns  aus  der  Zeit  von  604 — 715 
neben  einer  Anzahl  späterer  Fälschungen  *)  mindestens  ’)  drei 
und  höchstens  fünf8)  päpstliche  Briefe  erhalten,*)  drei  fernere 

*)  Vgl.  meine  Schrift:  Das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der 
Merovinger  (Bd.  XXVII  von  Oierke’s  Untersuchungen  zur  deutschen 
Staats-  und  Beohtsgeschichte),  Breslau  1888,  Einleitung. 

*)  Zorn  S.  76  f. 

*)  Ueber  die  Stellung  der  Päpste  zum  fränkischen  Staatekirchenrocht 
unter  den  Merovingern  vgl.  mein  Staatskirchenrecht  § 2 S.  7 ff. 

4)  a.  a.  O.  S.  8 Anm.  1.  Vgl.  auch  Qcrard  S.  44. 

s)  Die  Auffassung  Rettberg’s  II  S.  588  ff.  ist  entschieden  richtiger 
als  diejenige  Fehr’s  S.  318  ff. 

•)  Jafle,  Regesta  S.  228  No.  2044-2048,  S.  232  No.  2074—2077,  S.234 
No.  2083  , 2084,  S.  236  No.  2087,  S.  236  No.  2099,  S.  237  No.  2101,  S.  239 
No.  2113,  S.  240  No.  2117  (und  hierzu  mein  Staatskirchenrecht  S.  11 
Anm.  7),  S.  241  No.  2124,  S.242  No.  2127,  2128,  2130,  S.  245  No.  2134,  S.  247 
No.  2146,  S.  249  No.  2160,  2151,  und  zu  diesen  Schreiben  auch  Dahn 
S.  657,  716  f. 

’)  Sugenheim  S.  319  nimmt  irriger  Weise  „höchstens  zwei  bis  drei-“ 
echte  Briefe  aus  dieser  Zeit  an. 

*)  Von  diesen  fallen  vier  in  das  siebente  Jahrhundert,  also  zwei  mehr, 
als  Fehr  S.  319,  drei  mehr,  als  Rettberg  I S.  588  annimmt. 

*)  a)  Brief  des  Papstes  Bonifaz  IV.  (608—  616)  an  Bischof  Florian  von 
Arles  (Jaffö  a.  a.  O.  S.  222  No.  2001,  Dahn  S.  667  Anm.  5,  Fehr  S.  315): 
Glückwunsch  zur  Besteigung  des  bischöflichen  Stuhles,  Mahnung,  der  Simonie 
entgegenzuwirken,  und  Verleihung  des  Palliums;  b)  Brief  desselben  an  König 
Theodorich  (Jaffü  S.  222  No.  2002,  Dahn  a.  a.  0.):  Anzeige  von  der  Ver- 
leihung des  Palliums  an  Florian  von  Arles;  c)  Brief  des  Papstes  Martin 
(649  — 663  oder  665)  an  Bischof  Amandus  von  Mastrich  (Jaffe  S.  230  No. 
2069,  Rettberg  I S.  555,  II  S.  688,  Dahn  S.  767,  Fehr  S.  315  f.):  Mahnung, 
die  Bischofswürde  zu  behalten,  Zusendung  von  Konzilsakton  und  Reliquien  ; 
d)  Brief  des  Adeodatus  (672—676)  an  den  gallischen  Episkopat  über  die 
Privilegien  eines  Klosters  zu  Tours,  Jaffe  No.  237  S.  2106.  Dieser  Brief  ist 
sehr  verdächtig;  vgl.  unten  § 13;  e)  die  bei  J uffe  No.  246  S.  2143  erwähnte, 
bei  Loewenfeld  (epistolae  pontificum  Romanorum  ineditae,  Lipsiae  1886) 
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Briefe  *)  ihrer  Existenz  nach  glaubhaft  bestätigt,  welche  sich  auf 
fränkische  Angelegenheiten  beziehen.  Erst  nachdem  Gregor  II. 
(715  — 731)  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hatte,*)  wurde  die 
Verbindung  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  wieder  an- 
geknüpft, und  zwar  war  es  der  heilige  Bonifntius,  welcher  hierzu 
den  Anlass  gab.  *) 

Bonifatius , 4)  „der  Apostel  der  Deutschen“,  hatte  sich  ein 
doppeltes  Missionswerk  zur  Lebensaufgabe  gemacht:  das  äussere 
war  gerichtet  auf  Bekehrung  der  heidnischen  Thüringer  und 
Hessen  sowie  der  noch  nicht  völlig  christianisirten  Friesen,  das 
innere  auf  einen  geistigen  Eroberungszug,*)  die  Reform  des  frän- 
kischen Kirchenrechts,  welches  sich  in  der  ersten  Hälfte  des  achten 
Jahrhunderts  in  einem  Zustande  des  ärgsten  Verfalles  befand.*) 

No.  67  8.  38  abgedruckte  Urkunde,  worin  ein  Papst  Johann  allen  Gläubigen 
mittheilt,  dass  ein  gewisser  Guido  de  Turri  und  seine  Gattin  Ingalsia  im 
Pagus  Arnacus,  Grafschaft  Limoges,  ein  Kloster  errichtet  hätten.  Als 
Verfasser  dieses  Briefes  nehmen  Jaffe  a.  a.  O.  und  Dahn  8.  717  Papst 
Johann  VI.  (701—706)  oder  Johann  VII.  (705—707),  Loewenfeld  Papst 
Johann  XIX.  (1024 — 1033)  an.  Inhaltlich  bietet  das  Bruchstück  nichts 
Bemerkens  werthes. 

')  J affe  No.  2060,  2061  8 230,  No.  2094  S.  236.  Von  letzterer  Urkunde 
scheinen  Riohter-Dove  S.  60  Anm.  1 und  Hinschius  II  S.  6 Anm.  3 
anzunehmen,  dass  sie  im  Original  überliefert  sei. 

’)  Von  Gregor  II.  rührt  das  Schreiben  vom  15.  Mai  716  Jaffö  8.  247 
No.  2153  her,  dasselbe  enthält  aber,  da  Bayern  damals  noch  nicht  fränkisch 
war,  nicht,  wie  Dahn  8.  718  anzunehmen  seheint,  Beziehungen  des  Papstes 
zum  Frankenreiche. 

s)  Vgl.  auch  M nassen  8.  113,  Hergenroether  I 8.  698  f. 

4)  Die  Schreibweise  des  Namens  ist  bestritten.  Ich  schliesse  mich 
gegen  die  ältero  Schreibweise  ,Bonifacius‘  (d.  h.  „der  Wohlthäter")  (Oelsner 
S.  28  ff.,  Phil  ipps  8.653  ff.,  S eitere,  Rettberg,  Hefele,  neuerdings  wieder 
Pfahler  8.67  Anm.  66)  der  Ansicht  von  JaffS  (Monum.  Mogunt.),  Dahn, 
Urgesch.,  Will  und  Boehmers  Regcsta  archicpiscoporum  Moguntinensium, 
Arnold  II,  1 8.  194,  Loofs  S.  1 Anm.  1,  Fischer  S.  257 f.,  Ebrard  (Boni- 
fatius, der  Zerstörer  des  columbanischen  Kirchenthums,  Gütersloh  1882; 
anders  noch  in  seiner  iroschottisehen  Missionskirche  I S.  393,  412)  an,  welche 
den  Namen  als  , Bonifatius*,  d.  h.  der  „wohl  Redende“  bezw.  „Wohlfahrt“ 
(von  fari  = reden  bezw.  fatum  — Geschick)  erklären  (vgl.  auch  Hergen- 
roether I S.  680).  Denn  der  Name  ist  als  Latinisierung  von  , Winfried* 
aufzufassen.  — Inkonsequent  v.  Hoefler,  indem  er  sich  8.  7 Anm.  1 auf 
Will  beruft,  8.  13  dagegen  den  Namen  mit  „Wohlthäter“  übersetzt. 

•)  Hahn,  Jahrbücher  des  fränkischen  Reichs  741 — 762,  Berlin  1863, 

S.  79. 

*)  Vgl.  den  Brief  des  Bonifatius  an  Papst  Zacharias  v.  J.  742  bei 
3 aff 6 , Monumenta  Mogunt  ina  (Bibliotheca  rerum  Germanicarum  tom.  LU) 
No.  42  8.  112. 
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Beides  konnte  Bonifatius  indessen  nur  unter  der  Voraus- 
setzung staatlicher  Beihülfe  erreichen,1)  und  um  diese  zu  gewinnen, 
wendete  er  sich  an  den  Papst  Gregor  II.  Mit  Rom  stand  Bonifaz 
in  engster  Verbindung;  er  ist  drei  Mal  — in  den  Jahren  718,’) 
722  oder  723*)  und  738  4)  — in  der  ewigen  Stadt  gewesen;  bei 
seiner  zweiten  dortigen  Anwesenheit  hat  er  dem  Papste  Gregor  II., 
welcher  ihn  zum  Bischof  weihte,  das  eidliche  Gelöbnis  abgelegt, 
im  Dienste  der  heiligen  Kirche  und  im  Gehorsam  gegen  den 
Statthalter  Gottes  den  reinen  Glauben,  wie  ihn  Rom  lehrte,  zu 
verbreiten.6)  Darauf  reiste  er,  nachdem  ihn  der  Papst  mit  be- 
stimmten Instruktionen  und  Yerhaltungsmassregeln  verseilen  hatte,*) 
in  das  Missionsgebiet,  für  welches  er  von  Gregor  zum  Statthalter 
ernannt  worden  war.7)  Um  nun  lür  seine  ausserfränkische  Heiden- 
bekehrung und  für  seine  innerfränkische  Mission  das  Interesse 
der  Hausmeier  zu  gewinnen,  hatte  sich  Bonifaz  von  Gregor  II. 
Empfehlungsbriefe  an  Karl  Martell  8)  und  die  geistlichen 


•)  Das  hat  er  später  dankend  anerkannt,  indem  er  an  Bischof  Daniel 
von  Winchester  schreibt  (Jaffe  a.  a.  O.  No.  55  S.  159):  Sine  patrocinio 
principis  Francorum  nec  populum  ecclesiae  regere  nec  presbiteros  vel  clericos, 
monachos  vel  ancillas  Dei  defendere  poBsum;  nec  ipsos  paganorum  ritns 
et  sacrilegia  idolorum  in  Germania  sine  illius  mandato  („Schutzbrief“  s.  unten 
S.  9 Anm.  3)  et  timore  prohibere  valeo.  Vgl.  auch  Sugenheim  S..  319  f., 
Ffahler  S.  71. 

*)  Rettberg  I S.  337,  Philipps,  D.  G.,  S.  656,  Seiters  S.  Öl, 
Arnold  II,  1 S.  195. 

*)  RettberglS.  340,  Philipps  S.  656,  Seiters  S.  133,  A rnold  S.  199, 
neuerdings  Ebrard  S.  402,  446  nehmen  das  Jahr  723  an,  während  alle  die- 
jenigen, welche  die  Bischofsweihe  des  Bonifaz  ins  Jahr  722  verlegen,  die 
Romreise  eben  in  dies  Jahr  fallen  lassen. 

4)  Rettberg  I S.  348,  Seiters  S 270,  Arnold  II,  1 S.  209. 

5)  Bonifatii  iuramentum  Jaffe  HI  No.  17  S.  176  f . ; vgl.  No.  79  S.  218, 
219,  No.  80  S.  221,  Seiters  S.  135  und  Ober  den  Zusammenhang  dieses 
Eides  mit  dem  von  den  suburbikanischen  Bischöfen  zu  leistenden  Seiters 
S.  137  Anm.  1,  Rettberg  I S.  341,  Jaffe  III  S.  76  Anm.  1,  de  Ro ziere,  über 
diurnus,  Paris  1869,  No.  75  S.  157  (cf.  No.  129  S.  265),  Sickcl,  über 
diurnus  S.  79,  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  83,  Breysig  S.  42,  Fischer 
S.  42  ff.,  269  ff.,  Langen  S.  605  f.  Warnkoenig  et  Gerard  I S.  216 
setzen  diesen  Eid  irrig  [richtig  Gerard  II  S.  47]  in  die  Zeit  Gregors  1H. 
und  der  Ernennung  des  Bonifatius  zum  Erzbischof  von  Mainz,  lieber  die 
inhaltliche  Bedeutung  des  Eides  vgl.  namentlich  Sugenheim  S.  317  f. 

a)  Vgl.  Jaffe  HI  ep.  19  S.  79,  ep.  21  S.  81,  auch  ep.  20  S.  81. 

’)  Unten  § 9. 

*)  Jaffe  III  No.  21  S.  81;  auch  im  Jahre  714  wiederholte  der  Papst 
die  Bitte,  Bonifaz  in  einem  konkreten  Fülle  gegen  seine  Widersacher  zu 
schützen,  in  einem  Briefe  an  Karl  Martell  (Jaffe  UI  No.  25  S.  86);  ähnlich 
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und  weltlichen  Machthaber  in  dessen  Reiche  l)  raitgeben 
lassen. 

Hier  begegnen  wir  — wie  bereits  angedeutet  nach  hundert- 
jähriger , fast  unterbrechungsloser  Pause  — wieder  einem  Falle 
des  Verkehrs  zwischen  Rom  'und  dem  Frankenreiche.  Dieser 
Verkehr  sollte  fortab  ein  äusserst  reger  werden.  Die  Empfehlungs- 
briefe Gregors  sind  die  ersten  Fäden  des  Netzes,  mit  welchen 
die  Päpste  das  Frankenreich  umsponnen  haben. s) 

Durch  einen  Schutzbrief,  den  er  selbst  unterschrieb  und 
untersiegelte,®)  setzte  Karl  Martell  den  Episkopat  und  das  ge- 
summte Beamtenthum  des  Landes  4)  davon  in  Kenntnis,  dass  er 
Bonifazinsein  ,mundeburdium‘  aufgenommen  habe5)  und  Jene  daher 
jedwedes  Entgegenhandcln  gegen  die  Unternehmungen  des  Bischofs 
und  jede  Schädigung  desselben  zu  vermeiden  hätten.  ®)  Eine 
positive  Unterstützungspflicht  legte  er  ihnen  allerdings  nicht  auf, 
ebensowenig  wie  er  selbst  — abgesehen  von  der  Ausstellung  des 
Schutzbriefes  und  indirekt  durch  die  Feldzüge  gegen  die  heidnischen 
Nachbarn  ’)  — etwas  zur  Unterstützung  der  Pläne  des  Bonifaz 

hat  später  Papst  Zacharias  die  Söhne  Karl  Martells  brieflich  gebeten, 
Bonifaz  zu  unterstützen:  ep.  51  S.  150:  Francorum  principibus  . , . vel  ceteris 
Francis...  per  singula  scripsimus:  ut  tibi  et  amici  siut  et  adiutores  in 
dominico  opere  existent. 

')  J affe  111  No.  18S.77;  vgl.  das  Schreiben  No.  19  S.  79  und  die  Em- 
pfehlungsbriefe an  die  Thüringer  (No.  20  8.  80 ; vgl.  No.  26  S.  87)  sowie  an 
die  Altsachsen  (No.  22  S.  81)  und  Uber  diese  sämmtlichen  Briefe  eingehend 
Werner  S.  83  ff.  Jaffe  LU  No.  21  S.81  an  die  Altsachsen  rührt  naoh  Hahn, 
Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XV'  S.  94—115,  von  Gregor  1U.  her. 

*)  Kaufmann  S.  233  hat  diese  Briefe  übersehen,  wenn  er  die  Bitte 
Gregors  UI.  bei  Karl  Martell  um  Hilfe  gegen  die  Langobarden  (weiter 
unten)  als  den  ersten  einleitenden  Schritt  zu  der  Verbindung  zwischen  den 
Arnulfingen  und  dem  Papstthum  bezeichnet 

’)  Jaffe  UI  No.  24  S.  8ö:  Et  ut  certius  credatur,  manu  proprie  subter 
firmavi  et  de  anulo  nostro  sigillavimus. 

*)  Die  ep.  24  ist  nach  ihrer  Adresse  bestimmt  gewesen  den  patribus 
episcopis  ducibus  comitibus  vicariis  domesticis  vel  Omnibus  agentibus  iuni- 
oribus  nostris  seu  missis  decurrentibus  et  amiois  nostris. 

s)  Vgl.  Willi baldi  Vita  S.  Bonifatii  c.  6 Jaffe  UI  8.  4Ö9:  eius  . .. 
dominio  ac  patrocinio  subicctus. 

*)  ep.  24  cit  S.  85:  Ei  nullus  ullam  contrarietatem  vel  dampnationem 
adversus  eum  facerc  non  debeat;  nisi  ut  omni  tempore  sub  nostro  mundeburdio 
vel  defensione  qnietus  vel  conservatus  residere  debeat.  Vgl.  auch  Breysig 
S.  47  f. 

’)  Dies  Moment  heben  mit  Hecht  hervor  Philipps,  D.  G.  I S.  333 
(cf.  U S.  173)  und  Arnold  II,  1 S.  202.  Hierauf  bezieht  es  sich  auch,  wenn 
Gregor  UI.  (nicht  Bonifaz  selbst,  wie  Dahn  S.  817  meint)  in  dem  Brief  an 
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und  des  Papstes  beigetragen  hat.1)  Es  erklärt  sieb  dies  vielleicht 
daraus,  dass  Karl  es  nicht  mit  der  starken  Partei  verderben 
mochte,  welche  sich  am  Hofe  den  Bestrebungen  des  Bonifaz 
widersetzte,’)  hauptsächlich  erklärt  es  sich  aber  aus  der,  wenn 
auch  nicht  irreligiösen  und  kirchehfeindlichen,  so  doch  nicht  be- 
sonders religiösen  und  kirchenfreundlichen  Gesinnung  Karl  Martells, 
bei  welchem  wenig  von  dem  frommen  Zuge  sichtbar  ist,  der  sich 
bei  den  übrigen  Arnulfingen  in  scharfer  Ausprägung  findet.  *) 
Das  Papstthum  hat  dem  Bonifatius  jedoch  nicht  nur  den  ers  te  n 
Anlass  zu  der  Verbindung  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche 
zu  verdanken,  sondern  aucli  die  Befestigung  und  Fortdauer 
dieser  Verbindung.  Es  ergiebt  sich  dies  aus  dem  Umstande,  dass 
— wie  wir  weiter  unten  sehen  werden  — Bonifaz  es  gewesen  ist, 
der  durch  Erweckung  lebhaften  Interesses  für  kirchliche  Fragen 
die  bisher  in  diesem  Punkte  gleichgültigen  Fürsten  und  nach- 
lässigen Geistlichen  zur  Einholung  von  Belehrung  seitens  der 
Päpste  veranlasste, 4)  dass  er  es  gewesen  ist , der  als  ständiger 
Vertreter  des  apostolischen  Stuhles®)  romfreundlichen  Ideen  einen 
empfänglichen  Boden  bereitete,  und  dass  er  es  gewesen  ist,  welcher 
einer  — allerdings  nur  vorübergehenden  — Unterordnung  des 
fränkischen  Klerus  unter  den  römischen  Bischof  die  Wege  ebnete.6) 


Bonifaz  No.  38  S.  104  die  Taufe  von  100000  Heiden  (nicht  300  000,  wie 
Dahn  a.  a.  O.  angiebt)  als  tuo  conamine  et  Carli  prinoipis  Francorum  er- 
folgt bezeichnet.  Breysig  S.  174  Anm.  5 meint,  Karl  habe  die  Vertilgung 
des  Heidenthums  überall,  wo  er  siegte,  durch  Gesetze  unterstützt,  und  ver- 
weist auf  Karlmanns  Capit.  Liftin.  e.  4 (Capitularia  regum  Francorum  ed. 
Borotius  in  Monumenta  Germanine  historica,  Legum  sectio  II  S.  28): 
Deccrnimus  quoque,  quod  et  pater  m eus  prae  cipiebat , ut  qui  paganas 
observationes  in  aliqua  re  fecerit,  multetur.  Doch  scheinen  hiernach  die 
Vorschriften  Karls  und  Karlmanns  gegen  das  Heidenthum  einen  viel  weiteren 
Wirkungskreis  gehabt  zu  haben,  alB  Breysig  annimmt;  sie  scheinengcgen 
jedwedes  heidnisches  Gebahren  im  Reiche,  also  z.  B auch  gegen  Rückfälle 
der  Franken  selbst  ins  Heidenthum  (Aberglauben)  gerichtet  gewesen  zu  sein. 

')  Nürnberger,  Studien  zur  Geschichte  der  drei  ersten  deutschen 
Nationalconcilien  (in  der  Theologischen  Qunrtalsschrift,  Jahrgang  1861, 
Tübingen  1879,  S.  402  ff.)  S.  403.  Richter,  Annalen  I S.  190  Anm.  1. 
Ueber  das  Verhältnis  Karl  Martells  zu  Bonifaz  eingehend  Werner  S.  95  ff. 

*)  Vgl.  Arnold  II,  1 S.  212,  Rettberg  I S.  313,  362,  366.  385,  391, 
Hefele  III  S.  537,  544,  Hauck  I S.  481. 

*)  Etwas  zu  günstig  beurtheilen  Karl  Martells  Sorge  um  kirchliche 
Angelegenheiten  Warnkoenig  et  Gerard  S.  209. 

*)  Unten  § 6. 

•)  Unten  8§  9 und  11. 

*)  Vgl.  unten  § 17. 
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Für  den  weiteren  Verlauf  der  durch  Bonifaz  angeregten 
Beziehungen  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  waren  poli- 
tische Rücksichten  massgebend:  auf  Seiten  der  Päpste  die 
Gründung,  *)  Befestigung  und  Ausbreitung  ihrer  weltlichen 
Herrschaft,  auf  Seiten  der  Franken  der  Dynastiewechsel  des 
Jahres  751.  *) 

Die  Päpste  bedurften  des  Schutzes  der  fränkischen  Regie- 
rungsgewalt für  den  jungen  Kirchenstaat, ")  der  ihnen  als  materielle 
Grundlage  zur  Verwirklichung  ihrer  geistlichen  Herrschaft  unent- 
behrlich erscheinen  musste.  Pippin  wiederum  bedurfte  des  päpst- 
lichen Schutzes,  um  sich  die  merovingische  Krone  aufs  Haupt 
setzen  zu  können  und,  nachdem  dies  geschehen,  um  sich  die 
errungene  Krone  zu  erhalten.  Beide  Theile  waren  also  auf 

einander  angewiesen  und  aus  Motiven  der  Dankbarkeit  wie  des 

')  Unten  Anm.  3. 

*)  Hierüber  (betreffs  der  Jahreszahl  weiter  unten)  vgl.  v.  Ranke, 
Weltgeschichte,  Theil  5,  Bd.  2,  Leipzig  1884,  S.  20  ff.,  Martens,  Die 
römische  Frage  unter  Pippin  und  Kargem  Grossen,  Stuttgart  1881,  S.  14, 
Arnold  II,  1 8.  156,  250,  Kaufmann  S.  289,  Dahn  8.  857  ff,  Hahn 
8. 120  ff.,  Seiters  S.  512  ff,  Maassen  S.  116  ff.,  Hauok  II  8. 11  ff,  Werner 
S.  371,  Philipps,  D.  G.  I 8.  521  ff.,  335  ff.,  Rettberg  I S.  383  ff., 
Philipps,  Ueber  den  Antheil  des  heiligen  Bonifacius  an  dem  Sturze  der 
Merovinger  (in  Münchener  Gelehrte  Anzeigen  Bd.  24,  1847,  No.  77  und  78, 
S.  623—632)  8.  627  f,  Baxmann,  Die  Politik  der  Päpste  von  Gregor  L 
bis  auf  Gregor  III.,  Elberfeld  1868—1869,  Bd.  I S.  230  ff.,  W a i tz,  Deutsche 
Verfassungsgeschichte,  Bd.  III,  2.  Aufl.,  Berlin  1883,  S.  50  ff,  Niehues, 
Geschichte  des  Verhältnisses  zwischen  Kaiserthum  und  Papstthum  im  Mittel- 
alter,  Bd.  I,  2.  Aufl.,  Münster  1877,  S.  457  ff,  Leo,  Vorlesungen  über  die 
Geschichte  des  deutschen  Volkes  und  Reiches,  Bd.  I,  Halle  1854,  8.  476  ff, 
Warnkoenig  et  Görard  I S.  247  ff.,  Gerard  II  S.  94  ff  — Ueber 
Uhrig’s  Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen  Sage  von  der 
Entthronung  des  merovingischen  Königshauses  durch  den  Papst  Zacharias, 
Leipzig  1875,  s.  unten  Beilage  II. 

*)  Es  ist  bestritten,  für  unsere  Untersuchung,  die  nicht  die  italie- 
nischen Verhältnisse  ins  Auge  fasst,  jedoch  völlig  unerheblich,  ob  die 
Distrikte,  welche  der  Langobardenkönig  Aistulf  i.  J.  756  nach  der  Belage- 
rung von  Pavia  an  Papst  Stephan  ausliefern  musste,  der  sog.  Exarcbat, 
der  römischen  Kirche  bereits  vorher  in  staatsrechtlicher  Weise  zugehört 
haben  oder  nicht,  und  ob  Pippin  somit  eine  „Restitution“  oder  eine  „Schenkung“ 
vorgenommen  hat.  Ich  nehme  mit  v.  Doellinger,  Das  Kaiserthum  Karls 
des  Grossen  und  seiner  Nachfolger  (Münchener  historisches  Jahrbuch  für 
1865,  8.  299  ff.)  8.  326  und  Baxmann  I 8.  239  das  orstere  an.  Der  Aus- 
druck „Schenkung“  dürfte  jedenfalls  insofern  unzutreffend  gewählt  sein,  als 
Pippin  die  genannten  Territorien  nicht  für  sich,  sondern  als  Bundesgenosse 
des  Papstes  für  diesen  erobert  hat  und  dieselben  im  Friedensschlüsse  mit 
Aistulf  nicht  sich,  sondern  unmittelbar  dem  Papste  zusprechen  lies«. 
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Eigennutzes  zur  wechselseitigen  Hilfeleistung  bereit.  Es  wieder- 
holt sich  hier  dasselbe  Schauspiel,  welches  sich  der  geschicht- 
lichen Betrachtung  für  die  Zeit  ums  Jahr  500  bietet:  *)  engster 
Zusammenschluss  von  Kirche  und  Staat  aus  Zweckmässigkeits- 
gründen; nur  dass  die  eine  der  Parteien  bei  Chlodovechs  Er- 
oberungszug durch  Gallien  die  Landesgeistlichkeit,  ums  Jahr 
750  dagegen  das  Papstthum  bildet. 

Betrachten  wir  zunächst,  wie  sich  hinsichtlich  Pippins  das 
oben  Gesagte  rechtfertigt. 

Es  kann  nach  dem  Resultat  der  neueren  Forschung  *)  als 
zweifellos  gelten,  dass  das  merovingische  Königthum  ein  Erb- 
königthum gewesen  ist,  nicht  aber,  wie  noch  Philipps  *)  aus- 
zuführen versuchte,  ein  Wahlkönigthum.  Daraus  folgt  wiederum,4) 
dass  der  Dynastie  Wechsel  des  Jahres  751  einen  „Kronraub“,5) 
eine  „Usurpation“,8)  einen  „Staatsstreich“,7)  eine  „Revolution“  ®) 
und  einen  „Rechtsbruch“  •)  bedeutete,  und  zwar  nicht  nur  nach 
modernen  staatsrechtlichen  Begriffen,  sondern  auch  nach  der 
Ansicht  des  achten  Jahrhunderts. 

Hierin  wird  nichts  geändert  durch  den  Umstand , dass  eine 
Aneignung  der  Königskrone  durch  Pippin  bei  der  völligen 
Regicrungsunfähigkeit  der  letzten  Merovinger  im  Grunde  nur 
eine  äussere  Bestätigung  und  Anerkennung  des  bereits  Ge- 
schehenen ,0)  — des  thatsächlichen  Ueberganges  der  Herrscher- 

')  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht,  Einleitung. 

*)  Die  neueste  Bearbeitung  dieser  Frage  ist  die  von  Hubrich,  Frön-  ■ 
kisches  Wahl-  und  Erbkönigthum  zur  Merovingerzeit,  Königsberg  1889, 
insbes.  S.  27,  58. 

s)  Philipps,  D.  G.  I S.  523,  424  S'.,  „Ueber  den  Antheil“  S.  626  und 
mit  ihm  Seiters  S.  514  (vgl.  auch  Fehr  S.  266).  Meiner  Ansicht  nach  ist 
es  übrigens  ein  Widerspruch,  zu  sagen,  die  germanischen  Könige  seien  „zu 
gleicher  Zeit  geborene  und  gekorene  Könige  und  ihre  Reiche  erbliche 
W ahlreiche“  gewesen  (Philipps,  D.  G.  I S.  425). 

*)  Gegen  Philipps  I S.  522  ff.;  ähnlich  neuerdings  Arnold  II,  1 
S.  251;  vgl.  auch  Waitz  III  S.  71  Anm.  3. 

°)  Rettberg  I S.  385,  444,  II  S.  591  cf.  I S.  39. 

•)  Kaufmann  II  S.  289  f , Hahn  S.  11,  V oltaire  in  der  bei  Uhrig 
S.  42  Anm.  58  angeführten  Stelle,  Warnkoenig  et  Gerard  I S.  251, 
Doenniges  S.  64,  Ellendorf  S.  135  {.,  138. 

’)  RettberglS. 386  (Arnold  II,  1 S. 251),  Boehmer-Mühlbacher 
p.  XXXIV. 

")  Kaufmann  S.  289,  Dahn  S.  861,  881,  Eichhorn  § 127  S.  485, 
Warnkoenig  et  Gerard  I p.  XVII,  p.  247,  251,  Gerard  II  p.  93, 
de  Lezardiöre  III  p.  63,  Maassen  S.  116. 

*)  Dahn  S.  858,  Hubrich  S.  58,  Maassen  S.  116. 

w)  Kaufmann  S.  289. 
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gewalt  von  den  Königen  auf  ihre  Hausmeier  — enthält  und 
lediglich  den  Abschluss  der  bisherigen  Entwickelung  bildet;1) 
hierin  wird  ebensowenig  geändert  durch  die  Erwägung,  dass  der 
Uebergang  auch  des  formellen  Rechtes  auf  das  arnulfingische 
Haus  zur  Erhaltung  des  fränkischen  Reiches  dringend  geboten 
und  von  der  politischen  Notwendigkeit  diktiert  worden  ist.  *) 

*)  Debcr  das  ursprüngliche  Wesen  und  die  allmähliche  Entwickelung 
des  Hausmeieramtes  vgl.  ausser  der  eingehenden  Untersuchung  von  Pertz, 
Geschichte  der  merovingischen  Hausmeier,  Hannover  1819,  z.  B.  v.  Ranke 
V,  1,  S.  249,  V,  2,  8.  18,  Arnold  II,  1 8.  244  ff.,  II,  2 S.  169  f.,  Kauf- 
mann II  S.  197.  Die  Behauptung,  dass  unter  Pippin  dem  Aelteren, 
Grimoald,  Ebroin,  Pippin  von  Heristal  und  Karl  Marteil  bereits  thatsäcblich 
ein  Königthum  der  Arnulfingen  bestanden  hat  (vgl.  auch  Einleitung,  § 1, 
und  Einh.  Vita  Carol.  Magni  c.  1,  Jaffe  IV  8.  511),  wird  insbesondere 
durch  folgende  Umstände  bestätigt  i 1)  Die  gleichzeitigen  Chronisten  sind 
von  der  stark  leuchtenden  und  dem  Zenith  ihres  Ruhmes  zueilendeu  Sonne 
des  Arnulfingerhauses  so  geblendet,  dass  sie  den  schwach  flackernden,  aber 
noch  nicht  gänzlich  erloschenen  Stern  des  Merovingerhauses  kaum  bemerken 
(vgl.  Dahn  S.  807,  842,  Hahn  S.  42,  Breysig  S.  89,  Richter,  Annalen  I 
S.  196).  — 2)  Die  Erblichkeit  der  Hausmeierwürde , d.  h.  der  wirklichen 
Regierungsführung  auf  die  Nachkommen  des  Arnulf  von  Metz  und  des 
Pippin  von  Landen  war  ebenso  unbestritten  wie  die  Vererbung  der  Krone, 
d.  h.  des  äusseren  Regierungssymbols  auf  die  Nachkommen  Chlodovechs 
(vgl.  Einh.  vit.  Carol.  c.  2,  Jaffö  IV  8.611.  Philipps,  D.G.  I S.518;  nur 
Grimoald,  dem  656  gestorbenen  Sohne  Pippins  des  Aelteren,  folgte  und  zwar 
erst  nach  22  Jahren  dessen  Schwestersohn  Pippin  von  Heristal,  der  durch 
seinen  Vater  Ansegisil  zugleich  Enkel  Arnulfs  von  Metz  war).  — 3)  Sogar  das 
Prinzip  der  Reichstbeilung  unter  die  mehreren  Söhne  des  verstorbenen 
Fürsten  (vgl.  mein  Staatskirchenrecht  8.  17  Anm.  3)  ward  auf  die  Haus- 
meier ausgedehnt  (vgl.  Arnold  II,  1 S.  155  und  über  die  von  Karl  Martell 
vorgenommene  Theilung  des  Jahres  741  v.  Ranke  V,  2 S.  4 f.,  Dahn 
S.  830,  Waitz  HI  S.  32,  Hahn  S.  13  f.,  Breysig  S.  100  f.).  — 4)  Als 
Pippin  von  Heristal  zu  seinem  Erben  einen  sechsjährigen  Grosssohn  Theodoald 
hinterliess  (v.  Ranke  V,  1 S.  272),  wurde  die  Hausmeierwürde  nicht  etwa 
einem  anderen  kräftigen  Manne  aus  dem  Adel  übertragen,  es  wurde  vielmehr 
die  Vormundschaft  über  den  minderjährigen  Hausmeier  und  somit  die  Be- 
vormundung des  merovingischen  Königs  der  Wittwe  Pippins,  Plectrudis, 
übertragen  (Breysig  8.  10,  Kaufmann  8.  170  f. , 221),  wie  auch  unter  den 
Merovingern  bei  Minderjährigkeit  des  Thronerben  bisweilen  (vgl.  Hu  brich 
8.  35)  die  Wittwe  des  verstorbenen  Königs  die  Regentschaft  führte.  — 
6)  Nach  dem  Tode  Theodorichs  IV.  i.  J.  737  (Breysig  S.  80,  Boehmer- 
M ühlbacher  S.  XXXIII  und  16)  herrschte  Karl  Martell  trotz  sechsjährigen 
Interregnums  ohne  einen  König  fort  und  erst  seine  Söhne  setzten  im  Jahre 
743  (Hahn  8.  40  f.,  164,  Boehmer-Mühlbacher  8.  21)  Childerich  III. 
auf  den  Thron  (Kaufmann  S.  287,  Dahn  8.  806  f.;  nicht  nur  für  Karl- 
manns Reich,  wie  Werner  S.  244  meint). 

*)  Dies  beben  die  Ann.  Laurish  maior.  ad  a.  749  (M.  G.  SS.  I 8.  136) 
besonders  deutlich  hervor:  Zacharias  papa  mandavit  Pippino,  ut  melius 


Digitized  by  Google 


14 


Auch  Pippin  konnte  unmöglich  an  eine  staatsrechtliche 
Befugnis  zur  Thronbesteigung  geglaubt  haben:  ihm  musste  das 
Beispiel  seines  Ahnherrn  Grimoald  klar  vor  Augen  stehen, 
welcher  die  Einsetzung  seines  eigenen  Sohnes  Childebert  zum 
Frankenkönige  und  die  Verdrängung  Dagoberts  mit  dem  Tode 
büsste.1)  Auch  ist  uns  die  Existenz  einer  legitimistischen  Partei, 
welche  den  letzten  Merovingersprossen  die  Krone  zu  erhalten  suchte, 
durch  die  wohlverbürgte  Thatsache  überliefert,  dass  noch  drei 
Jahre  nach  der  Krönung  es  dem  Papste  Stephan  II.  notwendig 
erschien,  diejenigen  mit  dem  Banne  zu  bedrohen,  welche  dem 
arnulfingischen  Bause  untreu  werden  und  die  Sprossen  eines 
anderen  Hauses  auf  den  Thron  setzen  würden. ') 

Zwar  konnte  nun  eine  Intervention  des  Papstes  diese  mangelnde 
staatsrechtliche  Legitimität  des  arnulfingischen  Hauses  nicht  er- 
setzen, wohl  aber  war  der  Pontifex  Maximus  imstande,  den 
Arnulfingern  in  einer  anderen  Hinsicht  als  „Brückenschläger“  s) 
zu  dienen:  Bereits  seit  Jahrhunderten  war  man  gewöhnt,  das 
Königthum  als  eine  göttliche  Einrichtung  und  die  Könige  als 
die  von  Gott  auf  Erden  eingesetzte  Obrigkeit  aufzufassen. 4) 
In  einer  Zeit  aber,  welche  zwischen  Recht  und  Religion  noch 
nicht  zu  unterscheiden  vermochte  und  welche  beide  Begriffe 


esset,  illum  regem  vocari,  qui  potestatem  heberet,  quam  illum,  qui  sine  regali 
potestate  manebat ; ut  non  conturbaretur  ordo,  per  anctoritatem 
apostolicam  iussit  Fippinum  regem  fieri. 

>)  Vgl.  Dahn  S.  861. 

*)  Vgl.  die  berühmte  Clausula  de  Pippino  (in  den  Monument» 
Germaniae  historica,  Scriptores  rerum  Merovingicarum  tora.  I p.  H,  Hanno- 
verae  1885,  S.  465  f.  in  der  Einleitung  zu  den  libri  octo  miraculorum  des 
Gregor  von  Tours  zuletzt  abgedruckt):  tali  omnes  interdictu  et  excommuiii- 
cationis  lege  constrinxit,  ut  numquam  de  alterius  lumbis  regem  in  aevo 
praesumant  eligere,  sed  ex  ipsorum  quos  et  divina  pietas  exaltare  dignata 
est  et  sanctorum  apoatolorum  intercessionibus  per  manus  vicarii  ipsorum 
beatissimi  pontificis  confirmare  et  cousecrare  disposuit.  Aehnlich  Ekkehard, 
Chronicon  universale,  M.  G.  SS.  VIII  S.  160  und  die  Historia  regum 
Francorum  monasterii  S.  Dionysii  ibid.  tom.  XI  S.  339,  übrig 
S.  5 f.,  Bonneil,  Anfänge  des  karolingischen  Hauses,  Berlin  1866,  S.  111  ff. 

*)  Dahn  S.  861. 

*)  Die  Merovinger  waren  aber  keineswegs  von  der  Kirche  „durch  die 
priesterliche  Salbung  gleichsam  geheiligt“  worden,  wie  Niehues  I S.  456 
annimmt.  Eine  Salbung  Chlodovechs  durch  Remigius  hat  nicht  stattgefunden 
(vgl.  Waitz  III  S.  64  Aum.  2)  und  über  fernere  Salbung  meroviugischer 
Fürsten  ist  nichts  Authentisches  überliefert  Vgl.  Gels  ner  8.  158  Anm.  5, 
v.  Doellinger,  Kaiserthum  S.  381  Anm.  47. 
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aufs  innigste  verschmolz , *)  musste  es  Pippin  daher  als  Schwer- 
punkt seiner  Aufgabe  erscheinen,  dass  die  Mitwelt  zu  der  Ueber- 
zeugung  gelangte,  seine  Handlungsweise  habe  die  Billigung 
des  H immels  für  sich;  gelang  dieses  dem  Prätendenten,  so 
entzog  er  der  legitimistischcn  Partei,  welche  an  den  Merovingern 
festzuhalten  gedachte,  den  Boden. 

Wer  aber  konnte  geeigneter  sein,  um  den  göttlichen  Willen 
zu  erklären,  als  der  Bischof  von  Rom?  Dieser  galt,  wie  wir 
weiter  unten  feststellen  werden,*)  bereits  vor  dem  Jahre  750  als 
der  erste  Interpret  in  Sachen  des  Glaubens  — wohin  auch  der 
Glaube  an  die  göttliche  Einsetzung  der  weltlichen  Herrscher  zu 
rechnen  ist  — und  in  Sachen  der  Moral:  denn  in  das  Gebiet 
der  Moral  spielte  die  Frage  des  Dynastiewechsels  ebenfalls  hin- 
über, da  Pippin  zugleich  den  Treuschwur  verletzte,  welchen  er 
Childerich  III.  geleistet  hatte.®) 

Daraus,  vielleicht  auch  aus  dem  Bestreben,  alle  römisch 
Gesinnten  auf  seine  Seite  herüberzuziehen, 4)  nicht  aber  aus  der 
Stellung  des  Papstes  als  „völkerrechtliches  Tribunal“,  wie  sie 
Hahn6)  und  Philipps*)  dem  Papstthum  jener  Tage  irriger 

')  Es  sei  nur  an  die  Einrichtung  der  Gottesurtheile  (W  aitz  IV  S.  428) 
und  die  religiöse  Grundauffassung  Uber  Strafrechtspflege  (W aitz  IV  S.  524) 
erinnert. 

*)  Unten  § G. 

*)  Vgl.  Hergenroether  I 8.  699  und  v.  Ranke  V,  2 8.  25.  Spätere 
Quellen,  deren  einige  die  Anfrage  bei  Zacharias  und  die  um  mehrere  Jahre 
jüngere  Salbung  durch  Stephan  II.  (vgl.  weiter  unten)  zusammenwerfen,  be- 
richten, dass  der  Nachfolger  des  Zacharias,  Stephan  11..  den  König  und  seine 
Grossen  ausdrücklich  von  diesem  Eide  entbunden  habe.  So  Ekkehardi 
Chronicon  universale  11.  G.  SS.  VIII  S.  160  (absolutus  per  eundem  papam 
Stephanum  a iuramento,  quod  Hilderico  cum  ceteris  regni  primoribus  fecerat); 
weitere  Quellenzeugnisse  bei  Uhrig  S.  5,  32  f.,  de  Lezardiere  III  S.320ff. 

*)  Vgl.  Werner  S.  371. 

*)  Hahn  S.  226. 

•)  PhilippsD.  G.IS.335  und  „Ueber  denAntheil“  S.629:  „er  bildete 
ein  völkerrechtliches  Tribunal  für  alle  solche  Fälle , in  welchen  heutzutage 
Schiedsgerichte  und  Konferenzen  mit  ihren  Protokollen  die  Entscheidung 
abgeben“.  Von  „allen  solchen  Fällen“  ist  mir  kein  einziger  bekannt  (vgl. 
auch  unten  § 4).  Einen  gewissen  Gegenbeweis  bildet  übrigens  der  Bericht 
der  Ann.  Mettens.  H.  G.  SS.  I S.  328  über  eine  Episode  aus  dem  Kampfe 
Pippins  gegen  Herzog  Odilo  von  Bayern  i.  J.  742  oder  743:  Ein  Priester 
Sergius  kam  in  das  fränkische  Lager  und  befahl  dem  Fürsten,  indem  er  sich 
auf  einen  Befehl  des  Papstes  berief,  den  Kampf  aufzugeben  (Falso  . . ex 
auctoritate  domni  apostolici  bellum  interdixerat  et  quasi  ex  praecepto  supra- 
dicti  pontificis  Francos  a Baiovariis  discedcre  persuaserut).  Pippin  folgte 
diesem  Befehle  nicht,  sondern  behandelte  den  Sergius  mit  Hohn  und  Spott. 
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Weise  zuschreiben,  erklärt  sich  die  weltgeschichtlich  hochberührote 
Anfrage  Pippins  bei  Zacharias,  ob  ihm  oder  Childerich  III.  der 
fränkische  Thron  gebühre.  *) 

Welche  Antwort  er  zu  ertheilen  habe  , konnte  dem  Papste 
unmöglich  zweifelhaft  sein.  Der  Widerspruch  zwischen  Herrscher- 
titel ohne  Herrschergewalt  auf  Seiten  Childerichs  und  Herrscher- 
gewalt ohne  Herrschertitel  auf  Seiten  Pippins  war  allzu  stark 
und  allzu  gefahrdrohend  für  die  F ortentwickelung  des  fränkischen 
Staatslebens,  um  in  des  Papstes  Augen  dem  göttlichen  Willen 
entsprechend  zu  erscheinen.  Papst  Zacharias  musste  sich  bei 
der  Entscheidung  der  ihm  vorgelegten  Frage  um  so  eher  auf 
die  Seite  Pippins  stellen,  als  er  in  dessen  Gesehlechte,  wie  die 
Träger  der  Vergangenheit  *)  seit  länger  als  einem  Jahrhundert, 

üb  Sergius  thatsächlich  einen  Auftrag  des  Zacharias  erhalten  hatte  (vgl. 
einerseits  Hahn  S.  45  ff.,  Nürnberger  S.  455,  Thijm  Karel  S.  102  f., 
Karl  8.  68,  andererseits  llettberg  II  S.  595),  ist  bestritten,  hier  aber 
gleichgültig,  denn  „jedenfalls  handelte  er  aus  der  Anschauung  heraus,  welche 
in  Rom  von  der  päpstlichen  Gewalt  gehegt  wurde“  (Kaufmann  S.  263)  und 
jedenfalls  theilte  Pippin  diese  Anschauung  nicht. 

*)  Uhrig  hat  nach  dem  Vorgänge  von  Le  Cointe  (Aunales  cccle- 
siastici  Francorum,  Parisiis  1668,  tom.  IV  z.  J.  752  No.  62)  und  Eck  hart 
(Commentari  us  de  rebus  Franciae  orientalis,  Wirceburgi  1729,  tom.  I pag.  51 1 
bis  514)  „Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen  Sage  von  der 
Entthronung  des  merovingischen  Königshauses  durch  den  Papst  Zacharias“ 
(Leipzig  1875)  geäussert.  Doch  halte  ich  diese  „Bedenken“  gegen  die  An- 
frage des  Pippin  keineswegs  für  überzeugend.  Einige  Punkte,  welche  sich 
gegen  die  Uhrig’sche  Abhandlung  geltend  machen  lassen,  sollen  in  der 
Beilage  II  hervorgehoben  werden,  da  — ausser  einer  sehr  kurzen  mittelbaren 
Kritik  Hahns  in  Sylt  eis  historischer  Zeitschrift  Neue  Folge  Bd.IX,  München 
und  Leipzig  1881,  S.  336,  wo  ein  mir  nicht  zugänglich  gewesenes  Buch  von 
A.  Crampn  on,  le  pape  Zacharia  et  la  consultation  de  Pipin  le  Bref  (Acad. 
de  scieDces  d’Amiens),  Amiens  1878,  besprochen  wird  — keine,  jedenfalls  keine 
eingehende  Kritik  der  immerhin  beaebtenswerthen  Abhandlung  erschienen  ist. 

*)  Auf  den  ersten  B lick  könnte  man  geneigt  sein,  bereits  in  dem  letzten 
Abschnitte  des  Schreibens,  mittels  dessen  Zacharias  i.  J.  747  an  Pippin  die 
27  Capitula  sandte  (J  a ffe  IV  ep.  3 S.  18  ff.;  vgl.  unten  tj  6),  eine  Andeutung 
des  Papstes  zu  finden,  dass  Pippin  der  eigentliche  König  der  Franken  ist, 
nicht  aber  Childebert,  welchen  der  Papst  gänzlich  unerwähnt  lässt.  Es  heisst 
nämlich  a.  a.  0.  S.  31 : umnimoda  ratione  , non  declinantes  a dextris  aut 
sinistris  sed  viam  regiam  iucedentes,  stantissime  observetis  apostolica 
mandata.  Aber  einmal  ist  der  Brief  ausser  an  Pippin  zugleich  an  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Grossen  des  Frankenreiches  gerichtet,  ferner  enthalten 
einen  Gegenbeweis  die  ähnlichen  Wendungen  in  folgenden  Urkunden : Hadrians 
Briefe  an  Bischof  Aegila  Jaffe  IV  No  78  S.  239,  No.  79  S.  245  und  an 
den  spanischen  Episkopat  ibid.  No.  99  S.  302,  Alcuins  Briefe  an  Bischof 
Felix  Jaffe  VI  No.  30  S.  219  und  Erzbischof  Arno  ibid.  No.  126  S.  509, 


Digitized  by  Google 


17 


so  die  Träger  der  Zukunft  erblickte.  Wenn  das  ürtheil  des 
Zacharias  nicht  völlig  objektiv  geblieben  ist  und  er  vielleicht 
allzu  gern  geneigt  war,  die  Frage  der  Legitimität  zu  übersehen 
und  dagegen  die  Frage  der  praktischen  Nothwendigkeit  ins  Auge 
zu  fassen,  so  würde  selbst  das  erklärlich  und  verzeihlich  sein, 
da  Zacharias  für  das  Papstthutn  und  den  Kirchenstaat  von  den 
Arnulfingern  Alles,  von  den  Merovingern  Nichts  erwarten  konnte. 

Sobald  nun  Zacharias  die  Antwort  ertheilt  hatte:  es  sei 
besser,  derjenige  trage  die  Krone  auf  dem  Haupte,  auf  dessen 
Schultern  die  Sorgen  und  Geschäfte  der  Regierung  lasteten, 
als  derjenige,  welcher  unthätig  im  Palaste  sitze,1)  war  Pippins 
Sache  entschieden:  den  Franken  schwanden  gegenüber  der 

„Autorität“  *)  des  päpstlichen  Ausspruches  nunmehr  jegliche 
Bedenken,  denn  aus  dem  Thron-  und  Kronräuber  war  Pippin 
jetzt  zum  gehorsamen  Werkzeuge  des  göttlichen  Willens  ge- 
worden: jubelnd  erhob  man  ihn  auf  den  Schild,  rief  ihn  zum 
Könige  aus  und  liess  ihn  durch  den  Landesepiskopat  salben  *) 
(November  751),*)  eine  Salbung,  der  auch  seine  Gemahlin  Bertrada 
theilhaftig  wurde.  5) 

Wie  Zacharias,  so  sollte  auch  sein  Nachfolger  Stephan  II. 
(752 — 757)  noch  Gelegenheit  zur  Mitwirkung  in  der  Angelegen- 
heit des  Dynastiewechsels  finden.  Im  Jahre  754  hatte  sich  der 

No  127  S.  512  und  No.  134  S.  526  (vgl.  aber  auch  dessen  Brief  an  König 
Karl  [?]  ibid.  No  29  S.  209).  Gemeint  ist  der  Weg,  der  zum  Himraels- 
könig  führt. 

*1  Ann.  Lauriss,  maior.  ad  a.  749  M.  G.  SS.  I,  136  (oben  S.  13  Anm.  2), 
Enhard.  Fuld.  Annales  ibid.  S.  346,  Ann.  Lauriss.  ibid.  S.  116. 

*)  ,Auctoritas'  cf.  Ann.  Lauriss,  maior.  und  Enh.  Fuld.  Ann.  1.  c.  Vgl. 
auch  zu  der  Ausdrucksweise  der  clausula  (oben  S.  14  Anm.  2)  Loebell, 
disputatio  de  causis  etc.,  Bonn  1844,  S.  22. 

*)  Hahn  8.  145  ff.,  Boehmer-Mühlbacher  S.  30  No.  62a. 

4)  Dass  Pippins  Krönung  im  November  751,  nicht  erst  i.  J.  752  statt- 
gefunden habe,  ist  durch  Sickel:  Ueber  die  Epoche  der  Regierung  Pippins 
(Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  IV,  Göttingen  1864)  8.  441  ff. 
und  Drkundenlehre  S.  243  f.  gegen  die  älteren  Ansichten  von  Rettberg  I 
S.  382,  vgl.  Hahn  Exkurs  27  S.  229  ff  , wohl  endgültig  festgestellt  worden. 
Vgl.  auch  Oelsner  S.  1 Anm.  1,  Boehmer-Mühlbacher  S.  30,  Dahn 
S.  857. 

»)  Zwar  wird  Bertradas  Salbung  (zu  St.  Denys  wurde  sie  nicht  gesalbt, 
nur  gesegnet,  vgl.  die  nächste  Anm.)  nur  von  Cont.  Fred.  c.  1 17  M.  G.  Sor.  rer. 
Merov.  tom  II  S.  182  erwähnt,  während  die  anderen  Quellen  hierüber 
schweigen,  doch  ist  an  der  Zuverlässigkeit  des  Berichtes  — abgesehen  von 
dem  Zusätze:  ut  antiquitus  ordo  deposcit ; vgl.  oben  8.  14  Anm.  4 — nicht 
zu  zweifeln. 

TVeyt,  Papitthum  unter  den  Karolingern.  2 
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Papst,  um  den  Beistand  der  Franken  gegen  den  Langobarden- 
könig Aistulf  zu  erlangen,  in  das  Königreich  Pippins  begeben. 
Bei  dieser  Gelegenheit  nun  salbte  er  in  der  Kapelle  des  Dionysius- 
klosters bei  Paris  den  König  Pippin  sowie  dessen  Söhne  Karl 
und  Karlmann.  ') 

Die  Bedeutung  dieses  Vorganges,*)  bei  welchem  der  hilfe- 
flehende Papst  die  gewünschte  Mitwirkung  nicht  ablehnen  konnte, 
ist  weniger  in  der  erneuten  Salbung  Pippins,  als  in  der  Salbung 
seiner  Söhne  zu  sehen:  Zacharias  hatte  es  als  den  göttlichen 
Willen  erklärt,  dass  Pippin  die  Krone  der  Merovinger  trage, 
Stephun  sollte  darthun,  dass  Gott  dem  ganzen  Geschlecht  Pippins 
die  Herrschaft  über  das  fränkische  Reich  zuertheile,  mit  anderen 
Worten:  die  Feierlichkeit  in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  sollte 
die  Erblichkeit  der  neuen  Königswürde  für  die  Deszendenz  Pippins 
unter  Ausschluss  seines  Bruders  Karlmann  — der  mit  Pippin 
zusammen  nach  Karl  Martells  Tode  (741)  die  Hausmeierwürde 
geerbt,  aber  im  Jahre  747  sich  in  ein  Klosters  zurückgezogen 
hatte  — und  der  Familie  Karlmanns  *)  bestätigen.  *) 

Es  wurde  eben  angedeutet,  dass  Stephan  nicht  in  der  Lage 
war,  seine  Mitwirkung  abzulehnen  : auch  Zacharias  hätte  unmöglich 
die  Antwort  auf  Pippins  Anfrage  verweigern  oder  zu  Ungunsten 


')  Clausula  de  Pippino  M.  G.  Script,  rer.  Merov.  tom.  I p.  II  S.  465 : 
Pippini  regis  ...  et  filiorum  eius  . . Caroli  et  Carlomaimi,  qui  per  manus 
sanctae  recordationis  viri  beatissimi  Stephani  papae  una  cum  predicto  patre 
. . . Pippino  rege  sacro  chrismate  in  reges  Dei  providentia  et  sanctorum 
apostolorum  Petri  et  Pauli  intercessionibus  consecrati  sunt  und  daselbst  weiter: 
postea  per  manus  eiuBdemque  Stephani  pontificis  die  uno  in  beatorum 
praedictorum  martirum  Dioniaii,  Uustici  et  Eleutherii  aecclesia  ...  in  regem 
et  patricium  una  cum  predictis  filiis  Carolo  et  Carlomanno  . . . unctus  et 
benedictuB  est.  In  ipsa  namque  beatorum  raartyrum  aecclesia  uno  eodemque 
die  nobilissimam  . . . Berteradam,  iam  dicti  florentissimi  regis  coniugera, 
praedictus  venerabilis  pontifex  regalibus  indutam  cicladibus  gratis  septiformis 
Spiritus  benedixit  simulque  Francorum  principes  benedictione  sancti  Spiritus 
confirmavit.  Andere  Quellenbelege  bei  Waitz  III  S.  69  Aum.  2,  Oelsner 
S.  155  Anm.  3. 

’)  Kaufmann,  welcher  Bd  II  S.  294  sagt:  „rechtliche  Folgen  waren 
damit  nicht  verknüpft“,  übersieht  wohl  den  Zweck  der  Salbung. 

a)  Ueber  Karlmann  und  seine  Söhne  vgl.  insbesondere  Hahn  S.  87  ff., 
Oelsner  S.  162  ff.,  bei  Hahn  a.  a.  0.  namentlich  darüber,  dass  Karlmanns 
Rücktritt  sich  nicht  zugleich  auf  seine  unmündigen  Söhne  bezogen  hat,  bei 
Oelsner  a.  a.  0.  darüber,  dass  Karlmann  i.  J.  ?f>4  wieder  im  Frankenreiche 
erschienen  ist  und  die  Rechtsansprüche  seiner  Söhne  geltend  gemacht  hat. 

4)  Vgl.  Waitz  III  S.  69  ff.,  279,  Maassen  S.  117,  Boehmer-Hühl- 
bacher  p.  XXXV. 
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Pippins  abgeben  können.  Wir  kommen  mit  der  näheren  Darlegung 
dieser  Behauptung  zugleich  auf  die  Gründe  zu  sprechen,  welche, 
wie  oben  gesagt  wurde,  die  Päpste  zum  engen  Anschluss  an  die 
Karolinger  nöthigten.  Das  Papstthum  war  um  die  Mitte  des 
achten  Jahrhunderts  gezwungen,  gegen  Pippin  durchaus  gefügig 
zu  sein  und  ihn  so  zuvorkommend  wie  möglich  zu  behandeln. 
Das  Patrimonium  Petri  befand  sich  damals  im  Anfänge  seiner 
Entwickelung.  Von  allen  Seiten  drohten  ihm  Feinde.  Um  diesen 
Feinden,  insbesondere  den  Langobarden,  Schach  bieten  zu  können, 
mussten  sich  die  römischen  Bischöfe  nach  einem  Freunde  Um- 
sehen, der  Willens  und  im  Stande  war,  mit  seiner  Heeresmacht 
die  Widersacher  abzu wehren.  Schon  Gregor  II.  (715  — 731)*) 
und  Gregor  III.  (731 — 741)  hatten,  der  Letztere  in  den  Jahren 
739  und  740,  ihr  Augenmerk  auf  das  tapfere,  kriegslustige 
Frankenvolk  gerichtet  und  Hilferufe  bei  Karl  Martell  ertönen 
lassen.  *)  Dreimal  *)  schrieb  Gregor  HI.  an  den  Hausmeier, 

•)  Bezüglich  Gregor«  IJL  geht  dies  aus  einer  zumeist  übersehenen  Notiz 
der  Vita  Stephani  11.  c.  16  (Duchesne  S.  444)  hervor:  Quemadmodum 
praedecessores  eius  beste  memorie  domni  Gregorius  et  Gregorius  atque 
domnua  Zacharias  beatissimi  pontifices  Carolo  excellentissime  memorie  regi 
Francorum  dixerunt,  petentes  sibi  subveniri  propter  oppressiones  ac  inva- 
siones  quas  et  ipsi  in  hac  Komanorum  provincia  a nefanda  Langobardorum 
gente  perpessi  sunt,  ita  et  modo  et  ipse  venerabilis  pater  . . . misit  litteras 
Pippino  . . . Vgl.  auch  Thijm,  Karel  S.  73,  Karl  S.  48.  Der  Grund,  aus 
welchem  Duchesne  S.  457  Anm.  17  die  Richtigkeit  obiger  Notiz  bezüglich 
eines  Hilfegesuches  des  Gregor  H.  bezweifelt,  kann  nicht  als  stichhaltig 
gelten.  Duchesne  stützt  sioh  darauf,  dass  der  Continuator  Fredegari 
(unten  S.  20  Anm.  1)  die  Gesandtschaft  Gregors  III.  als  ein  bisher  nicht 
dagewesenes  Ereignis  bezeichnet.  Abgesehen  davon,  dass  ein  Irrthum  des 
Continuator  ebenso  denkbar  ist , wie  ein  Irrthum  des  Papstbuches , ein 
Widerspruch  der  Quellenberichte  also  ebensogut  zu  Gunsten  des  Continuator 
entschieden  werden  kann,  ist  hervorzuheben,  dass  sich  des  Letzteren  Bemerkung 
lediglich  auf  die  bisher  ungewohnte  Grossartigkeit  in  der  Ausrüstung 
der  Gesandtschaft  (vgl.  die  Worte:  claves  cum  vinculis  ...  et  muneribus 
magnis  et  infinitis)  bezieht,  von  einem  wirklichen  Widerspruoh  also  über- 
haupt nicht  die  Rede  sein  kann.  Die  Sendung  Gregors  II.  hat  im  Gegen- 
sätze zu  der  des  Gregor  III.  wohl  nur  in  einem  durch  einen  gewöhnlichen 
Boten  übermittelten  Bittschreiben  bestanden. 

*)  Das  Genauere  bei  Breysig  S.  91 — 100,  Richter,  Annalen  I S.  200 
Anm.  d,  Dahn  S.  817—826,  Werner  S.  102  fi'.,  Baxmann  I S.  214  ff. ; 
vgl.  auch  Niehues  I S.  514  ff.,  Boehmer-Hühlbacher  S.  17  f.,  Langen 
S.  623—62«,  Hauck  I S.  465  f. 

r)  Nur  zwei  dieser  Briefe  sind  uns  erhalten:  Jaffe  IV  (Cod.  Carol.) 
No.  1 u.  2 S.  14  u.  16 ; der  erstere  fängt  jedoch  an:  Ob  nimium  dolorem 
cordis  et  lacrimaa  iterata  vicae  tuae  excellenciae  necessarium  duximus 
scribere,  setzt  also  einen  älteren  Brief  voraus. 

2* 
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sandte  ihm  die  Schlüssel  zum  Grabe  des  hl.  Petrus  als  Symbol 
des  Schutzrechtes,  welches  er  vom  oströmischen  Kaiser  auf  den 
fränkischen  Hausmeier  übertragen  wollte,1)  und  bat  in  den 
flehendsten  Ausdrücken  um  die  Unterstützung  des  Fürsten.  Karl 
Martell  aber  mochte  sich  zu  den  vielen  Feinden , welche  sein 
eigenes  Vaterland  umlagerten,  nicht  noch  neue  Feinde  schaffen, 
auch  stand  er  gerade  zu  Luitprand,  dem  Langobardenkönige,  in 
den  freundschaftlichsten  Beziehungen,  *)  er  verschmähte  es  daher, 
den  neuen  Lorbeer,  welcher  ihm  in  Italien  winkte,  auf  sein  ruhm- 
gekrönte« Haupt  zu  setzen  und  den  römischen  Bischöfen  die  er- 
flehte Hilfe  zu  bringen.  *) 

Gefügiger  zeigte  sich  der  Sohn  Karl  Martells,  König  Pippin. 
Er  ist  wiederholt  zu  Gunsten  der  römischen  Bischöfe  gegen  die 
Langobarden  aufgetreten.  Ebenso  ist  Pippins  Sohn,  Karl  der 
Grosse,  wiederholt  zu  Gunsten  des  römischen  Stuhles  gegen  die 
Langobarden  eingeschritten,  bis  schliesslich  im  Jahre  774  die 
Unterwerfung  des  Langobardenreiches  unter  das  fränkische  Scepter 
die  Langobardengefahr  für  die  Päpste  beseitigte.  Es  blieben 
aber  doch  noch  so  manche  andere  Angriffe  gegen  den  jungen 
Kirchenstaat  zu  bekämpfen,  Angriffe,  welche  namentlich  vom 
oströmischen  Reiche  sowie  von  dem  Erzbischof  von  Ravenna, 
dem  Rivalen  des  römischen  Papstthums,  ausgingen.  Die  Einzel- 
heiten interessiren  für  unser  Thema  nicht,  da  dasselbe  nur  die 

*)  Vita  Gregorii  III  c.  14  im  Liber  pontificalis  bei  Muratorius 
p.  160  No.  36,  Duckesne  p.  420  (der  p.  424  No.  34,  p.  CCXXIII  sub  15 
diese  Notiz  für  interpoliert  hält):  Claves  ex  confessione  beati  Petri  apostoli 
. . . Carolo  . . . per  missos  suos  direxit  . . . ut  eos  a tanta  oppressione 
Langobardorum  liberaret.  — Cont.  Fred.  o.  110  M.  G.  SS.  Rer.  Meroving. 
tom.  II  (Hannoverae  1888)  S.  178:  a Roma  sede  S.  Petri  apostoli  beatns 
papa  Gregorius  clavcs  venerandi  sepulcri  cum  vinculis  S.  Petri  (letztere  sollten 
nicht,  wie  die  claves,  ein  Symbol  bilden,  sondern  hatten  ihren  Werth  als 
Reliquien)  et  muneribus  magnis  et  infinitis  legationem  quod  antea  nullis 
auditis  aut  visis  temporibus  fuit  (vgl.  S.  19  Anm.  1)  memorato  principi 
destinavit.  — Brief  Gregors  au  Karl  Martell  No.  2,  Jaffe  IV  S.  17:  ipsas 
aacratissimas  claves  coufcssionia  beati  Petri  vobis  ad  rogum  direxsimus. 
lieber  die  Worte  ad  rogum  vgl.  Dahn  S.  826  Anm.  1,  Baxmann  S.  217 
Anm.  1,  Langen  S.  626  Anm.  1 gegeu  Niehuos,  1 Aufl.,  Münster  1863, 
S.  516  Anm.,  Gregorovius  II  S.  284  Anm.  1. 

’)  Vgl.  Wattenbach,  Geschichte  des  römischen  Papstthums,  2.  Abdr. 
Berlin  1876,  S.  36,  Thijm  Karel  S.  77,  Karl  S.  50  f.  und  Moeller  S.  81. 

*)  Es  ist  deshalb  keine  den  geschichtlichen  Ereignissen  entsprechende 
Auffassung,  wenn  Paul  1.  die  Enkel  Karl  Martells,  Karl  und  Karlmann,  in 
ep.  33,  Jaffe  IV  S.  118,  um  sie  zum  Schutze  der  Kirche  zu  mahnen,  auf- 
fordert: pia  vestigia  sequentes,  imitatores  efficiamini  . . . avi  . . . vestri. 
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fränkischen,  nicht  die  italienischen  Verhältnisse  zur  Aufgabe 
hat;1)  aus  dem  gleichen  Grunde  kann  und  muss  es  unerörtert 
bleiben,  welches  die  staatsrechtliche  bezw.  thatsächliche  Stellung 
der  Päpste,  der  Frankenkönige  und  der  byzantinischen  Kaiser 
zu  dem  Kirchenstaate  gewesen  ist,  wer  von  diesen  dreien  die 
wirkliche  Souveränität  ausgeübt  hat  und  was  insbesondere  der 
römische  Patriziat  bedeuten  sollte,  den  die  Päpste  den  Fürsten 
übertrugen.8)  Nur  soviel  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  gerade 
das  unklare,  rechtlich  nicht  genau  abgrenzbare  Wesen  des  Schutz- 
rechtes und  der  Schutzpflicht,  welche  mit  dem  Patriziate  verbunden 
waren,  und  andererseits  die  nominelle,  wenn  auch  in  Wirklichkeit 
nicht  mehr  durchführbare  Regierungsgewalt  Ostroms  den  haupt- 
sächlichsten Anlass  zu  Karls  Kaiserkrönung  geboten  haben. 

Die  Kaiserkrönung  Kurls  war  ebenso  wie  ein  halbes  Jahr- 
hundert vorher  die  Königskrönung  Pippins  im  Grunde  nur  eine 
Bestätigung  des  faktisch  schon  seit  geraumer  Zeit  vorhandenen 
Zustandes;8)  wie  die  Krönung  Pippins  war  auch  diejenige  Karls 
durch  die  politische  Nothwendigkeit  dringend  geboten : während  es 
damals  gegolten  hatte,  dem  merovingischen  Schein  königthume  ein 
Ende  zu  machen,  galt  es  jetzt,  dem  Regimente,  welches  der  mächtige 
Frankenkönig  bereits  seit  dem  Untergange  des  Langobardenreiches 
in  ganz  Italien  führte,  die  öffentliche  Sanktion  zu  geben.  Den 
Franken  und  den  Römern  konnte  es  auf  die  Dauer  nicht  erträglich 


>)  Es  kann  daher  auf  die  Darstellungen  bei  Oelsner  und  Abel,  bei 
Düendorf,  Niehues,  Baxm an  n , Martens,  Hauck,  M aas sen,  T hijm, 
v.  Doellinger,  Kaiserthum,  und  Dahn,  Urgeschichte,  verwiesen  werden. 

*)  Vgl.  Hergenroether  Bd  I 8.  726,  Warnkoenig  et  Gerard  I 
8.  263  f.,  Dopffel  S.  8 ff.,  v.  Doellinger  S.  819  ff.,  Martens  S.  8 ff., 
Breysig  8.  100,  Dahn  S.  876,  880,  Leo  S.  505  f.  Ueber  die  Ausdrucks- 
weise der  clausula  Pippini:  in  regem  et  patricium  una  cum  . . . filiis  . . . 
unctus  et  benedictus  est  (oben  S.  18  Anm.  1)  vgl.  Oelsner  S.  160  Anm.  2, 
Martens  8.81  f.  gegen  Dahn,  der  S.  880  von  einer  „Krönung  zum  König 
und  zum  Patricius“  spricht.  Bereits  Karl  Martell  wird  von  Gregor  UI.  in 
dessen  Brief  an  Bonifatius  vom  7.  XU.  724  bei  Jaffe  III  Ko.  25  S.  86  als 
patricius  bezeichnet;  betreffs  des  Karl  und  Karlmann  vgl.  ausser  den  Citaten 
bei  Oelsner  S.  160  Anm.  7 z.  B.  noch  Jaffe  IV  ep.  29  8.  111,  32  8.  117, 
36  S.  129,  37  S.  129,  42  S.  144,  46  8.  lüö;  vgl.  ferner  die  Sohreiben  Uadrians 
an  Karl  bei  Zahn,  Urkundenbuch  des  Herzogthums  Steiermark  Bd.  I,  Graz 
1875,  No.  3 S.  4 und  an  Bischof  Egila  bei  Jaffe  IV  No.  79  S.  244,  Alcuins 
Brief  an  Karl  bei  J afl'e  VI  No.  142  S.  544,  Karls  eigene  Briefe  ibid.  No.  97 
S.  403  und  Jaffe  IV  No.  8 S.  343,  8 S.  352,  10  S.  354,  356,  11  S.  357. 

*)  Vgl.  Hauok  II  8. 105,  W arnk  oenig  et  Gerard  I S.  319,  Maassen 
8.  125  f. 
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und  erspriesslich  scheinen,  dass  Karls  Herrschergewalt  über  den 
Kirchenstaat  nur  auf  dem  einer  staatsrechtlichen  Abgrenzung 
unfähigen  Titel  als  Patrizius  gegründet  war,  beide  Nationen 
fühlten  das  Bedürfnis  nach  einer  festeren  Basis  für  diese  Herrscher- 
gewalt. Dass  diese  Basis  nur  in  der  römischen  Kaiserwürde  zu 
finden  sei,  konnte  nach  der  Auffassung  jener  Tage  keinem  Zweifel 
unterliegen.  In  Rom  konzentrierten  sich  jene  beiden  Mächte, 
welche  den  Zeitgenossen  ’)  Karls  und  Leos  — der  im  Jahre  795 
den  apostolischen  Stuhl  bestiegen  hatte  — neben  und  nach  dem 
Königthume  Karls  als  die  zur  Beherrschung  der  Menschheit 
bestimmten  Faktoren  erschienen:  in  geistlicher  Beziehung  rück- 
sichtlich des  Glaubens  der  römische  Bischof,  in  weltlicher  Be. 
ziehung  rücksichtlich  des  irdischen  Regimentes  der  römische 
Kaiser.  Byzanz,  das  gerade  in  jener  Zeit  von  wildem  Partei- 
hader zerrissen  war  und  wo  die  Zügel  der  Herrschaft  in  den 
Händen  einer  Frau  lagen,  hatte  sich  weder  fähig  noch  willens 
gezeigt,  die  römische  Kaiserwürde  zu  repräsentieren ; die  Augen 
der  Mitwelt  konnten  sich  wohl  allein  auf  den  machtvollen,  alle 
anderen  Fürsten  überstrahlenden*)  Frankenkönig  richten,  der 
sich  inzwischen  auch  von  dem  unklaren  Abhängigkeitsverhältnis 
emanzipiert  hatte,  in  welchem  er  sich  eine  Zeitlang  gegenüber 
Byzanz  befand.*) 

Hs  bedarf  nicht  der  Hervorhebung,  welche  Vortheile  die 
Kaiserkrönung  für  Karl  in  Aussicht  stellte,  aber  auch  für  das 

■)  Brief  Alcuina  an  König  Karl  vom  Mai  799,  Honumenta  Alculniana 
(ßibliotheca  rerum  Qennanicamm  ed.  Jaffe  tom.  VI,  Berolini  1873,  edd 
Hattenbach  et  Duemmler)  No.  114  8.  464:  Tres  personae  in  mundo  altiaaime 
hnc  usque  fuerunt.  Id  est,  apostolica  sublimitas,  quae  beati  Petri  principis 

apostolorum  sedem  vicario  munere  regere  solet Alia  est  imperialis 

dignitaa  et  aecundae  Romae  aaeculariB  potentia  . . . Tertia  est  regalis 
dignitas,  in  qua  vos  domini  noatri  Jesu  Christi  dispenaatio  rectorem  populi 
chri8tiani  disposuit,  caeteris  praefatia  dignitatibus  potentia  excellentiorem 
aapientia  clariorem,  regni  dignitate  sublimiorem.  Ecce  in  te  solo  tota  saluj 
eccleaiarum  Christi  inclinata  recumbit. 

*)  Vgl.  Ale.  ep.  114  8.  464  (vorige  Anmerkung)  und  ep.  111,  Jaffe  VI 
S.  453  (gleichfalls  vom  Jahre  799) : quantum  regni  potentia  praelatus,  tantum 
sapientiae  decore  . . . Omnibus  praecellis;  ferner  Hadrians  Brief  an  Karl 
(zwischen  781  und  783  geschrieben)  No.  73,  Jaff£  IV  S.  225:  vos  beatua 
Petrus  . . facit  . . victorea  super  omnes  regnare  reges,  No.  74  S.  228:  tarn 

magna  vobis  concessa  . . . super  omnes  reges  per  beatum  Petrum  gratis;  auch 
der  Brief  des  Cathulf  an  Karl  v.  J.  775  (ep.  Carol.  No.  1,  Jaffe  IV  S.  336) 
ist  bezeichnend:  Honoravit  te  rex  tuus  super  alteros  coetaneos  tuos;  ibid. 
S.  337:  ipse  te  exaltavit  in  honorem  glorie  regni  Europe. 

*)  Vgl.  Wattenbach  S.  53. 
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Römcrvolk  und  das  Papstthtun  konnte  die  Erhebung  Karla  zu 
ihrem  formellen  Oberherrn  nur  Gewinn  bringen.  Den  Römern 
sowohl  wie  dem  Papste  ward  dadurch  statt  der  Byzantiner,  die 
schon  wiederholt  die  erbetene  Hilfe  gegen  die  äusseren  Feinde 
verweigert  hatten,  in  den  Franken  ein  kräftiger  Schutz  zur  Seite 
gestellt,  der  zugleich  gegen  die  inneren  Feinde  dem  Papstthume 
von  höchster  Wichtigkeit  war.  *)  Um  so  eher  musste  Leo  bereit 
sein,  die  byzantinische  Herrschaft  abzuschütteln  und  durch  die 
fränkische  zu  ersetzen,  als  von  Ostrom  in  dogmatischen  Fragen 
— speziell  in  der  Angelegenheit  des  Bilderstreites  — oft  der 
päpstlichen  Auffassung  Widerspruch  entgegengesetzt  worden  war, 
• während  die  Frankenkönige  sich,  wenn  auch  nicht  stets,  so  doch 
zumeist  als  folgsame  Schüler  der  päpstlichen  Lehren  bewiesen 
hatten.  *)  Das  gewährte  für  die  Glaubensherrschaft  Roms  ebenso 
sichere  Aussichten  und  Garantieen,  als  die  fränkischen  Waffen 
für  die  territoriale  Herrschaft  des  Papstthums. 

Aber  wie  Rom  auf  die  Franken,  so  war  Karl  auf  Leo  an- 
gewiesen : ®)  denn  ohne  die  Mitwirkung  des  Papstes  konnte  Karl 
die  Errichtung  seines  neuen  Kaiserthums  nicht  in  Szene  setzen : 
war  doch  auch  hier  ebenso,  wie  bei  der  Königskrönung  seines 
Vaters  im  Jahre  751,  die  Begründung  des  neuen  Rechtes  nur 
unter  Vernichtung  des  bestehenden  Rechtszustandes  möglich;  wie 
im  Jahre  751  die  Beseitigung  der  Merovinger  der  Bemäntelung 
durch  die  Autorität  des  Papstthums  bedurfte,  so  auch4)  im  Jahre 
800  die  Verdrängung  der  byzantinischen  Kaiserherrschaft,  wenn- 
gleich es  sich  auch  hier,  wie  damals,  im  Grunde  nur  um  die 
formelle  Anerkennung  des  rechtlich  bereits  Gewordenen  und  der 
thatsächlich  nicht  mehr  zweifelhaften  Entwickelung  handelte.*) 


*)  v.  Ranke  V,  2 8.  183. 

*)  Vgl.  unten  § 6. 

s)  AVarnkoenig  et  (Jerard  I 8.  319. 

*)  Vgl.  Monach.  Sangall.  lib.  I o.  26,  Jaffe  IV  S.  657:  ut,  qui  iam  re 
ip«a  rector  et  imperator  plurimarum  erat  nationum,  nomen  quoque  irapera- 
toria  caesaria  et  augusti  apostolica  auctoritate  gloriosus  aasequeretur. 

■')  Karl  scheint  die  Kaiserkrönung  schon  längere  Zeit  vorher  geplant 
zu  haben  (vgl.  darüber  z.  ß.  Dahn  8.  1074  ff.);  hierauf  geht  anscheinend 
folgender  Vers  Alcuins  in  ep.  110  (v.  J.  799)  bei  Jaffe  VI  S.  448: 

Det  tibi  perpetuam  Clemens  in  saecla  salutem, 

Kt  decus  imperii,  David  amato,  Deus. 

Doch  bezeichnet  Alcuin  ibid.  S.  459  in  der  ep.  112,  welche  gleichfalls  dem 
Jahre  799,  und  sogar  schon  in  der  ep.  99  8.  420,  welche  dem  Jahre  798 
angehört,  Karls  damalige  K ö n i g s herrsebaft  als  imperium. 
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Earl  scheint  nur  bezweckt  zu  haben,  den»  Akte,  der  eich 
am  Weihnachtetage  des  Jahres  800  in  der  Peterekirche  zu  Rom 
abspielte,  durch  feierlichsten  religiösen  und  ccremoniellen  Pomp 
eine  erhöhte  äusserliche  Weihe  verleihen  zu  lassen;  dagegen 
dürfte  ee  seiner  eigenen  Absicht  sowie  der  zwischen  ihtn  und 
Leo  getroffenen  Abrede  *)  widersprochen  haben , dass  der  Papst 
es  war,  welcher  Karl  mit  der  Krone  schmückte;  es  scheint  nämlich, 
dass  der  Frankenfürst  selber  das  Diadem  vom  Altar  nehmen  und 
auf  sein  Haupt  setzen  wollte.  *) 

Wie  in  diesem  Falle  hat  auch  sonst  das  Papstthum  oftmals 
die  Befugnisse  überschritten,  welche  ihm  von  fränkischer  Seite 
eingeräumt  werden  sollten,  mehrfach  mit  dem  Erfolge,  dass  sich  • 
die  Rechtsansprüche  im  Laufe  der  Zeit  durch  fortgesetzte 
Geltendmachung  in  wirkliches  Recht  verwandelten.  Wir  werden 
eine  Anzahl  von  Belegen  dafür  im  Laufe  der  Darstellung  gewinnen. 

Ebenso  kann  einstweilen  nur  angedeutet  und  an  anderer  Stelle 
erst  genauer  festgestellt  werden,  dass  neben  den  sowohl  auf  Seiten 
des  Papstthums  wie  auf  Seiten  der  Fürsten  massgebenden,  oben 
skizzierten  egoistischen  Gründen  noch  mannigfache  andere  Momente 
mitgewirkt  haben,  um  die  engen  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staate  und  zur  fränkischen  Kirche  zu  ermöglichen. 
Zur  genaueren  Darstellung  können  diese  Momente  erst  im  zweiten 
Theile  der  Abhandlung  gelangen,  weil  die  diesbezüglichen  Einzel- 
heiten erst  sorgfältig  gesichtet  werden  müssen  und  an  dieser  Stelle 
zu  viel  Platz  in  Anspruch  nehmen  würden. 


')  Deber  die  Wahrscheinlichkeit  einer  solchen  Abrede  vgl.  Warnkoenig 
et  Gärard  I p.  320  f.,  Glassou  p.  405  f.  und  oben  S.  23  Anm.  5. 

’)  So  lässt  sich  die  Verstimmung  Karls  erklären , von  welcher  seiu 
Biograph  Einhard  berichtet  (Einh.  vit.  Carol.  c.  28,  Jaffa  IV  S.  533: 
Imperatoris  et  Augusti  uomen  accepit.  Quod  primo  in  tantum  aversatns 
est,  ut  adfirmaret,  se  eo  die,  quamvis  praecipua  festivitas  esset,  eeclesiam  non 
intraturum,  si  pontificis  Consilium  praescire  potuisset;  ähnlich  im  Anschluss 
an  Einhard  der  Poeta  Saxo  lib.  V v.  529  ff.,  J affe  IV  S.  622).  Vgl.  Martens 
S.  213  ff.,  Neue  Erörterungen  S 31,  Dümmler,  Karl  der  Grosse,  in  Deutsche 
Biographie  Bd.  XV  (Leipzig  1882)  8.  140,  v.  Hanke  V,  2 S.  186,  Baxmann 
I 8.  317  Anm.  4,  Dahn,  Urg.  S 1078  ff.,  Deutsche  Gesch.  S.  359,  Glasson 
p.  74,  Thijm,  Karel  S.  437  f.,  Karl  S.  283  f.,  Brunner,  Das  Constitutum 
Constantini,  Berlin  1888,  S 27  f.  Doch  sind  auch  mannigfache  andere  Er- 
klärungen aufges teilt,  vgl.  Philipps,  D.  G.  II  S.  81  Anm.  10,  Abel  II 
8 239,  W arnkoenig  et  Gerard  I S.  321  f.,  Richter,  Annalen  II  S.  147, 
Glasson  p 404  ff.,  Nitzscl»,  Geschichte  des  deutschen  VolkeB,  Bd.  I, 
Leipzig  1883,  8.  219,  N iehues  I S.  574  ff,  Ellendorf  I S.  197  f.,  Boehmer- 
Hühlbacher  p.  LXIV,  v.  Hase  S.  4ö 
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Aus  demselben  Grunde,  um  uns  hier  nicht  in  Details  zu 
verlieren,  welche  erst  der  vorsichtigsten  Prüfung  bedürfen,  kann 
eine  Uebersicht  über  die  weitere  Fortentwickelung  der  Beziehungen 
des  Fapstthums  zum  fränkischen  Staate  und  eine  Darstellung  der 
durch  letztere  herbeigeführten  Beziehungen  des  Papstthums  zur 
fränkischen  Kirche  erst  unternommen  werden,  nachdem  im  zweiten 
Theile  die  Einzelfragen  zur  Beantwortung  gelangt  sind. 


Zweiter,  besonderer  Theil. 

Erstes  Kapitel. 

Die  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen  Staatsrecht 

§ 3. 

Königs-  und  Kaiserkrone. 

Unter  den  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staate  nimmt  das  grösste  Interesse  die  Frage  in  Anspruch,  ob 
dem  Papstthum  in  der  von  uns  behandelten  Periode  ein  prinzi- 
pielles Hecht  zugestanden  hat,  über  die  fränkische  Künigskrone 
oder  über  die  römische  Kaiserkrone  zu  verfugen. 

Ein  solches  Recht  ist  sowohl  hinsichtlich  der  Königskrone 
als  hinsichtlich  der  Kaiserkrone  J)  zu  verneinen. 

Zwar  haben  wir  gesehen,  dass  ein  Papst  (Zacharias)  es  war, 
der  im  Jahre  751  Pippins  Anfrage  zu  Ungunsten  des  legitimen 
Herrscherhauses  beantwortete,1)  dass  ein  Papst  (Stephan  II.)  es 
war,  der  im  Jahre  754  den  König  und  seine  Söhne  im  Kloster 
des  hl.  Dionysius  salbte,®)  und  dass  wiederum  ein  Papst  es  war, 

’)  Warnkoenig  et  Gerard  I S.  324  wollen  folgendennassen  unter- 
scheiden: „le  droit  au  couronnement  etait  hereditaire,  et  l’heritier  du  tröne 
pouvait,  avant  l’accomplissement  de  cette  formalite  (d.  h.  der  päpstlichen 
Bestätigung,  Salbung  und  Krönung),  s'attribuer  le  titre  d’empereur;  mais  il 
fallait  le  couronnement  pour  l’investir  legalement  de  oette  haute  dignitö.“ 
Das  scheint  mir  eine  irrige  Uebertragung  der  — für  das  spätere  Mittelalter 
zweifellosen  — Anschauung  auf  die  erste  Periode  des  deutschen  Kaiserthums 
zu  sein.  — Sehr  eingehende  und  richtige  Erörterungen  finden  sich  bei 
de  Lezardiöre  III  S.  46  f.,  320  ff  , 323  ff.  Die  rechtliche  Nothwendigkeit 
der  päpstlichen  Betheiligung  an  der  Erlangung  der  Kaiserkrone  behauptet 
Hergenroether  S.  734. 

*)  s.  oben  S.  14  ff.  und  zur  Würdigung  dieses  Vorganges  die  treffenden 
Bemerkungen  bei  Warnkoonig  et  Gerard  I S.  251  ff. 

*)  s.  oben  S.  18.  Eine  Krönung,  wie  Philipps  D.  G.  II  S.  399 
und  „lieber  den  Antheil“  mehrfach,  z.  B.  S.  624,  629  sagt,  ist  nicht  erfolgt; 
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der  im  Jahre  800  Karl  dem  Grossen  die  Kaiserkrone  aufsetzte.1) 
Wir  haben  aber  auch  festgestellt,  dass  in  jedem  dieser  Fälle 
politische  Erwägungen  die  Fürsten  dazu  veranlassten,  die  päpst- 
liche Mitwirkung  nachzusnchen:  im  Jahre  751  bei  Verdrängung 
Childerichs  und  im  Jahre  800  bei  Verdrängung  der  oströmischen 
Kaiser  den  hierin  liegenden  Rechtsbruch  als  Ausfluss  des  gött- 
lichen Willens  darzustellcn , im  Jahre  754  für  Pippins  Nach- 
kommen und  nur  für  diese  die  Erblichkeit  der  neuen  Königskrone 
zu  bestätigen. 

Das  Vorhandensein  politischer  Erwägungen  enthält  nun  aller- 
dings keinen  Beweis  für  die  Nichtexistenz  eines  päpstlichen 
Rechtsanspruches  auf  Mitwirkung  bei  Neubesetzung  des  Königs- 
oder Kaiserthrones.  Auch  spricht  es  zu  Gunsten  eines  derartigen 
Rechtsanspruches,  dass  die  Quellenberichte  noch  mehrere  andere 
Fälle  ergeben,  in  welchen  ein  Papst  sich  bei  der  Thron-  und 
Kronfrage  betheiligte.  Diese  Fälle,  deren  Schilderung  gleichzeitig 
die  nachweisbaren  bezw.  muthmasslichen  Beweggründe  beigefugt 
werden  sollen,  sind  die  folgenden: 

Erstens  die  Salbung,*)  welche  Hadrian  im  Jahre  78 1 an 
Karls  Söhnen  Karlmann  und  Ludwig  vornahm;1')  dieselbe  erfolgte, 
nachdem  die  königliche  Familie  eine  Romfahrt  unternommen 
hatte,  gelegentlich  der  Taufe  Karlmanns,  der  fortab  Pippin 
genannt  wurde;4)  der  Hauptzweck  dieser  Salbung  lag  darin,  die 
Thronfolge  des  jungen  Pippin  in  dem  erst  sieben  Jahre  vorher 


die  Quellenberichte  sprechen  sämmtlich  cur  von  einer  unctio,  die  Notiz  des 
Cbron.  Moiss.  M.  G.  SS.  I S.  £93:  Pippinum  regem  . . oleo  unctionis  perunxit 
secundum  morem  maiorum  unitione  sacra,  filiosque  eins  duos  felici  successione 
Carolum  et  Carlomannum  eodem  corocavit  honore  ist  nicht  wörtlich  von 
einer  Krönung  der  Prinzen  zu  verstehen.  — Die  Königin  Bertrada  wurde 
von  Stephan  weder  gekrönt,  noch  gesalbt,  sondern  nur  gesegnet  (vgl.  oben 
S.  18  Anm.  1);  die  rechtliche  Bedeutungslosigkeit  dieser  Segnung  folgt 
daraus , dass  Stephan  zugleich  die  fränkischen  Grossen  segnete  (simulque 
Fraucorum  principes  benedictione  sancti  Spiritus  confirmavit,  a.  a.  0.). 

*)  Oben  S.  24. 

*)  Vielleicht  auch  gleichzeitig  Krönung.  Vgl.  Ann.  Einh.  a.  78t  M.  G. 
SS.  I,  161  (Baptizavit  . . pontifex  filium  eius  Pippinum,  unxitque  eum  in 
regem.  Unxit  etiam  et  Hludevicum  fiatrem  eius.  quibus  et  coronam  impo- 
suit)  und  Abel  I S.  379  Anm.  6,  Waitz  III  S.  257  Anm.  3 und  über  die 
Königskrone  im  Allgemeinen  Waitz  a.  a.  0.  S.  249  ff. 

*)  Das  Annalenmaterial  bei  Abel  I S.  379  Anm.  6,  Boehmer-Mühl- 
bacher  S.  87  No.  226a. 

*)  Vgl.  unten  Beilage  I. 
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durch  Karl  eroberten  Langobardenreiche  zu  sichern , *)  Neben- 
zweck wird  es  gewesen  sein,  die  Ansprüche  der  Neffen  Karls 
— der  Söhne  seines  im  Jahre  741  verstorbenen  Bruders  Karl- 
mann *)  — zu  beseitigen  und  so  eine  Art  verspäteter  Gegendemon- 
stration gegen  die  Intriguen  dos  Langobardenkönigs  Desiderius 
zu  bilden;  dieser  hatte  nämlich  im  Jahre  772,  nachdem  seine 
Tochter  Desiderata  *)  von  ihrem  Gemahl,  König  Karl,  verstossen 
war,  die  Absicht  gehabt,  die  Söhne  jenes  Karlmann,  die  nach 
des  Vaters  Tode  von  Karl  verdrängt  und  mit  ihrer  Mutter 
Gerberga  ins  Langobardenreich  geflohen  waren,  durch  Papst 
Hadrian  salben  zu  lassen,  um  so4)  im  Frankenreiche  Zwiespalt 
zu  säen,  zwischen  Hadrian  und  Karl  Feindschaft  zu  stiften  und 
ganz  Italien  dem  Langobardenreiche  einzuverleiben. 

Zweitens  hat  Papst  Leo  im  Anschlüsse  an  die  Kaiserkrönung 
Karls  dessen  gleichnamigen  Sohn  5)  gesalbt  und  gekrönt.  •)  Die 
Bedeutung  dieses  Aktes  war  im  Allgemeinen  die  nämliche,  wie 
bei  der  im  Kloster  des  hl.  Dionysius  an  den  Söhnen  Pippins 
vorgenommenen  Salbung,  d.  h.  die  Fesstellung,  dass  die  neue  — 
jetzt  kaiserliche,  damals  königliche  — Würde  nicht  lediglich  auf 

')  Deber  die  Einsetzung  Pippins  znm  JEönig  von  Italien  und  Ludwigs 
zum  König  von  Aquitanien  vgl.  Abel  I S.  380  Anm.  2,  387  f.,  Boehmer- 
Mühlbacber  S.  87  No.  226b,  S.  202  No.  489  f. 

*)  Derselbe  ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  gleichnamigen,  oben  S.  18 
erwähnten  Bruder  Pippins. 

*)  Ueber  den  Namen  der  langobardisohen  Königstochter  vgL  Abel 
S.  80  Anm.  6. 

*)  Die  Motive  sind  in  der  Vita  Hadriani  o.  9 (bei  Muratorius  UI 
p.  181,  bei  Duchesne  p.  488)  eingehend  aufgeführt.  Vgl.  auch  noch  Bax- 
mann  I S 274,  Martens  S.  130,  Abel  I S.  135. 

*)  Nicht  etwa  Karls  Sohn  Pippin,  wie  Sugenbeim  S.  405  nnd 
Hergenroether  I S.  730  annehmen. 

•)  Vita  Leonis  UI  bei  Muratorius  III  S.  199:  IUico  Sanctissimus 
antistes  et  pontifex  unxit  imperatorem  deo  sancto  Carolum  et  excellentissi- 
mum  filium  eius  regem  (Duchesne  II  p.  7 liest:  Earolo,  excellentissimo 
filio  eius,  rege)  in  ipso  die  natalis  domini  nostri.  — Brief  Alcuins  an  Karl 
den  Jüngeren,  J affe  VI  No.  162  S.  600  (4.  April  800):  Audivi  per  domnum 
apostolicum  regium  nomen,  domino  excellentissimo  David  (Karls  des  Grossen 
Beiname  im  Hofkreise)  consentiente,  cum  corona  regiae  dignitatis  vobis  in- 
positum.  Vgl.  Thijm,  Karel  S.  438  Anm.  3,  S.  537  f.,  Karl  S.  284  Anm. 
3,  S.  351  f.,  Abel  H S.  238  Anm.  1,  die  ebenso  wie  Doellinger  S.  363 
wohl  mit  Recht  eine  Salbung  Karls  des  Grossen  leugnen.  Anders 
freilich  Richter,  Annalen  II  S.  147  f.,  Hergenroether  I S.  730,  ferner 
DahnS.  1077  Anm. 4,  der  sich  auf  die  Worte  unxit  imperatorem  stützt; 
doch  erklären  sich  diese  Worte  nach  dem  im  Text  Gesagten  auch  für  den 
jüngeren  Karl  als  Prädikatsakkusativ. 
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die  Person  des  augenblicklichen  Trägers  beschränkt,1)  sondern 
für  seine  Nachkommenschaft  erblich  sein  sollte.  Doch  fällt  es 
auf,  dass  die  faktischen  Vorgänge  bei  beiden  Salbungen  nicht 
analoge  waren,  da  in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  nicht  nur 
der  älteste  Sohn  Pippins,  Karl,  sondern  auch  der  andere  Sohn 
Pippins,  Karlmann,  gesalbt  wurde,*)  während  zu  Horn  nur  der 
älteste  Sohn  Karls  des  Grossen,  Karl,  nicht  auch  dessen  Brüder 
Pippin  *)  und  Ludwig  die  Salbung  erhielten.  Darin  wurde  meiner 
Ansicht  nach  in  wohldurchdachter  Weise  zum  Ausdruck  gebracht, 
dass  die  karolingische  Königs  würde  gleich  der  merovingischen 
Königswürde  4)  im  ganzen  Mannesstamme  s)  vererblich  und  daher 
eventuell  theilbar  sein,  die  karolingische  Kaiserwürde  dagegen 
gleich  der  bisherigen  byzantinischen  uutheilbar  nur  dem  ältesten 
Sohne  verbleiben  sollte. 

Drittens  hat  im  Jahre  816*)  Papst  Stephan  IV.  dem  Kaiser 
Ludwig  dem  Frommen  nach  stattgehabter  Salbung  eine  goldene, 
mit  Edelsteinen  reich  geschmückte  Krone  aufgesetzt;  ebenso  hat 
er  die  Gemahlin  Ludwigs,  Irmengard,  gekrönt.7)  Es  geschah 

»)  Wie  Dahn  D.  G.  S.  361  und  Abel  II  S.  352  (vgl.  zweifelnd  Waitz 
III  S.  273,  IV  S.  656)  meinen;  ea  ist  allerdings  auffallend,  dass  die  Divisio 
regnornm  v.  J.  806  (Boretius  S.  126  ff.)  der  Kaiserwürde  garnicht  gedenkt 
Das  erklärt  sich  aber  ganz  leicht  dadurch,  dass  man  sich  noch  nicht  klar 
geworden  war,  wie  das  — durch  die  Salbung  des  jüngeren  Karl  zum  Aus- 
druck gebrachte  — Prinzip  der  Erblichkeit  der  Kaiserwürde  auf  den  ältesten 
Sohn  in  Einklang  gebracht  werden  könne  mit  der  Bestimmung,  dass  die 
italienischen  Lande  Karls  zweiter  Sohn  Pippin  (Div.  c.  2,  Boretius  S.  127), 
der  älteste  Sohn  Karl  dagegen  die  Stammeslande  (Div.  C-  3 ibid.)  erhalten  sollte. 

*)  Vgl.  oben  S.  18  Anm.  1. 

s)  v.  Doellinger  S.  364  meint,  auch  der  jüngere  Sohn  Karls,  Pippin, 
sei  zum  König  gesalbt  worden.  Das  halte  ich  darum  für  unrichtig,  weil 
diese  Salbung  bereits  i.  J.  781  und  zwar  für  denselben  Reichstheil  Italien 
stattgefunden  hatte.  Im  Uebrigen  vgl.  Abel  II  S.  238  Anm.  1,  Dahn 
8.  1077  Anm.  4,  Boehmer-Mühlbacher  S.  148  No.  361c  gegen  Jaffö 
VI  S.  600  Anm.  2. 

4)  lieber  die  Erblichkeit  und  eventuelle  Theilbarkeit  der  merovingischen 
Königswürde  im  ganzen  ManneBstamme  vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  17 
Anm.  3. 

s)  Den  noch  zu  erwartenden  Söhnen  wurde  das  Sukzessionsrecht  im 
Voraus  durch  die  Salbung  Bertrada’a  bestätigt. 

•)  Nicht  817,  wie  Dahn,  D.  G.  S.  360  meint. 

’)  Das  Quellenmaterial  vgl.  bei  Sirason,  Jahrbücher  des  fränkischen 
Reichs  unter  Ludwig  dem  Frommen,  Leipzig  1874,  I S.  72  Anm.  6—8,  S.  73 
Anm.  1,  Richter,  Annalen  II  S.  219  f.,  Boehmer-Mühlbacher  S.  238 
No.  613a;  vgl.  ferner  Niehues  II  S.  68,  Waitz  III  S.  259  f.,  Brunner, 
Constitutum  S.  28. 
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dies  zu  Reims,  wohin  sich  Stephan  auf  Aufforderung  des  Kaisers1) 
begeben  hatte ; bei  dem  „frommen“  Sinne  Ludwigs  liegt  es  nahe, 
die  Bedeutung  des  Vorganges  nur  in  der  religiösen  Seite  zu 
sehen,*)  nicht  in  der  staatsrechtlichen;  staatsrechtliche  Bedeutung 
kann  dem  Akte  schon  deshalb  nicht  innegewohnt  haben,  weil 
Ludwig  bereits  im  Jahre  813  zu  Aachen  durch  seinen  Vater 
Karl  zum  Kaiser  und  Mitregenten  gekrönt  worden  war  *)  und 
weil  von  da  ab  über  Karls  Tod  hinaus  bis  zum  Jahre  816,  ins- 
besondere auch  seitens  des  Papstthums,  nicht  die  geringsten 
Zweifel  an  der  Kaiserwürde  Ludwigs  aufgetaucht  sind.4) 

Das  nämliche  religiöse  Motiv5)  und  die  nämliche  staatsrecht- 
liche Bedeutungslosigkeit  *)  wird  anzunehmen  sein  bezüglich  der 
im  Jahre  823  zu  Rom  durch  Papst  Paschalis  vollzogenen  Kaiser- 
krönung und  wohl  auch  Salbung  ’)  Lothars.8)  Auch  Lothar  war 
bereits  seit  dem  Jahre  817  bei  der  Reichstheilung  von  Aachen 
als  Kaiser  und  Mitregent  anerkannt  worden.*) 

Freilich  scheint  die  Aachener  Theilungsordnung  auch  von 
dem  damaligen  Papste  Paschalis  I.  unterschrieben  worden  zu 
sein,10)  indessen  sind  die  diesbezüglichen  Nachrichten  so  spärlich 
und  diejenigen  Quellenberichte,  welche  diese  Thatsache  unerwähnt 
lassen,  so  zahlreich,  dass  man  hieraus  den  Schluss  ziehen  kann, 
diese  Unterschrift  habe  in  den  Augen  der  Zeitgenossen  staats- 
rechtliche Bedeutung  nicht  gehabt. 


*)  Simson  S 67  Anm.  1. 

*)  Vgl.  auch  Baxmann  I S.  828,  de  LezardiAre  III  S.  47  No.  1, 
Sugenheim  S.  477  f. 

*)  Unten  S.  32  Anm.  5 und  Boehmer-Mühlbaeher  S.  194  No.  466a. 

4)  Vgl.  Simson  S.  73  f.  Irrig  Martens  S.  224  Anm.  1. 

5)  Vgl.  de  LezardiAre  UI  S.  326  No.  7. 

•)  Vgl.  auch  Boehmer-Mühlbaeher  S.  275  No.  745a,  S.  273 
No.  737a,  Richter,  Annalen  n S.  241  Anm.  a und  de  LezardiAre  III 
S.  326  bezüglich  des  Umstandes,  dass  Lothar  schon  vorher  den  Kaisertitel 
geführt  hat.  Auf  diesen  Umstand  macht  auch  Philipps,  Kirchenreoht, 
ßd.  UI  (Uegensburg  1850)  S.  95  aufmerksam,  dennoch  aber  meint  er,  dass 
Ludwig  die  feierliche  Krönung  durch  den  Papst  für  erforderlich  gehalten 
habe.  Darin  dürfte  indessen  ein  Widerspruch  liegen. 

’)  Vgl.  Simson  S.  192  Anm.  8. 

*)  Das  Quellenmaterial  erschöpfend  bei  Simson  S.  192  f.,  Boehmer- 
Mühlbaeher  S.  275  No.  745a,  Richter,  Annalen  U 8.  241  Anm.  a.  VgL 
auch  Niehues  II  S.  108,  Baxmann  I S.  330  und  über  Philipps  das 
oben  Anm.  6 Bemerkte  in  entsprechender  Anwendung. 

•)  Vgl.  unten  S.  32  Anm.  4. 

'*)  Vgl.  unten  § 4. 
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Politische  Gründe,  welche  die  Krönung  durch  den  Papst 
erwünscht  machen  mussten,  lassen  sich  für  die  beiden1)  soeben 
vorgeführten  Fälle  im  Gegensatz  zu  den  Vorgängen  von  751, 
754,  781  und  800  nicht  ermitteln;  man  scheint  vielmehr  lediglich 
von  der  günstigen  Gelegenheit,  die  die  Anwesenheit  des  Papstes 
im  Frankenreiche  bezw.  die  Anwesenheit  des  jungen  Königs  in 
Rom  bot,  Gebrauch  gemacht  zu  haben,  um,  wie  angedeutet,  die 
religiöse  Weihe,8)  wie  sie  Leo  dem  Kaiserthum  Karls  gegeben 
hatte,  auch  seinem  Sohne  und  Grosssohne  zu  Theil  werden 
zu  lassen. 

Doch  können  die  Motive  dahingestellt  bleiben,  da  dieselben, 
wie  bereits  bemerkt  wurde,  einen  päpstlichen  Rechtsanspruch 
auf  Mitwirkung  bei  Besetzung  des  Königs-  oder  Kaiserthrones 
nicht  ausschliessen.  Einen  positiven  Beweis  für  das  Nicht- 
vorhandensein eines  solchen  Anspruchs  und  somit  für  die  recht- 
liche Bedeutungslosigkeit  der  soeben  besprochenen  Vorgänge 
bildet  es  jedoch,  dass  letzteren  eine  Anzahl  anderer  Fälle  gegen- 
übersteht, in  welchen  den  Karolingern  die  Salbung  oder  Krönung 
durch  den  Papst  entbehrlich  und  eine  Salbung  durch  den  Landes- 
episkopat bezw.  eine  Selbstkrönung  oder  eine  Krönung  durch 
den  kaiserlichen  Vater  genügend  erschien. 

Von  Salbungen  durch  den  Landesepiskopat  ist  zu- 
nächst diejenige  hervorzuhebeu,  welche  Bonifaz8)  und  die  übrigen 

*)  Bei  Lothars  Krönung,  welche  am  6.  April  823  Blattfand  (Simson  I 
8.  192),  kann  man  zur  Noth  aouehmen,  dass  sie  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwangerschaft  seiner  Stiefmutter  Judith,  welche  am  13.  Juni  einen  Sohn 
Karl  („den  Kahlen")  gebar  (Simson  1 S.  198),  vorgenommon  worden  ist, 
am  Thronansprüche  eines  etwaigen  Stiefbruders  auszuschliessen. 

»)  Vgl  Waitz  III  S.  264. 

*)  Ann.  Laur.  maior.  a.  750  M.  G.  SS.  1 S.  138:  Pippinus  secundum 
morem  maiorum  electus  est  ad  regem  et  unctus  per  manus  sauctae  memoriae 
Bonefacii  archiepiscopi,  et  elevatus  a Francis  in  regno  in  Suessionis  civitate. 
Vgl.  Ann.  Laur.  min.  ibid.  S.  116,  Einh.  Ann.  ibid.  S.  124.  Eine  grosse 
Anzahl  anderer  Quellen,  die  Rettberg  I S.  386  ff.  aufzählt,  übergehen  die 
Betheiligung  des  Bonifaz.  Je  nachdem  man  nun  die  geschichtliche  Bedeu- 
tung des  Bisohofs  in  ein  stärkeres  Licht  zu  rücken  oder  umgekehrt  ihn  zu 
einem  ränkesüchtigen  politischen  Intriguanten  zu  stempeln  geneigt  war 
(letztere  Tendenz  ist  namentlich  bei  Ebrard  I S.  401  ff.,  II  S.  207  ff.  stark 
vertreten),  hat  man  geleugnet  oder  behauptet,  Bonifaz  habe  erstens  die 
Unterhandlungen  zwischen  Pippin  und  Zacharias  geleitet  und  habe  zweitens 
in  der  Tbat  die  Salbung  des  neuen  Königs  vorgenommen.  Ersteres  ist  nun 
allerdings  mit  Seiters  S.  516  ff.,  Rettberg  I S.  380  ff.,  446,  Uhrig 
S.  45  f.,  Fischer  S.  193  ff.,  Boehmer-Mühlbacher  S.  30,  Hefele 
S.  570  ff.,  Geißner  S.  34  und  "Werner  S.  365  ff.  gegen  die  älteren 
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fränkischen  Bischöfe  im  Jahre  751  zu  Soissons  an  Pippin  und 
Bertrada  vollzogen;  zweitens  die  nach  Pippins  Tode  am  9.  October 
768  erfolgte  Salbung  seiner  Nachfolger  Karl  und  Karlmanu;1) 
drittens  diejenige,  durch  welche  Karl  nach  dem  Tode  Karlmanns 
im  Jahre  771  zum  Nachfolger  in  dessen  Reiche  erklärt  wurde.*) 


Ansichten  (z.  B.  Leo  S.  478,  auch  Ebrard  8.  444)  zu  leugnen.  Letzteres 
ist  zu  bejahen  und  wohl  nicht  auf  die  blosse  Anwesenheit  des  Bonifaz  an 
dem  feierlichen  Salbungsakte  zu  Soissons  zu  beschränken.  Vgl.  einerseits 
Rettberg  und  Werner  a.  a.  O.,  bei  Werner  namentlich  S.  374  ff-,  ferner 
Thijm,  Karel  S.  141, 153  Anm  1,  487  ff.,  Karl  8.93, 101  Anm.  1, 316 ff.,  v.  Hase 
S.  41;  andererseits  Baxmann  8.  231,  v.  Ranke  V,  2 S.  24,  25,  Dahn  S.  861, 
862  Anm.  2,  Dümmler  I S.  8,  Hahn,  Jahrb.  S.  146,  Seiters  8.  517, 
519  f.,  Oelsner  S.  33  f.,  Sugenheim  8.  333,  Schaeffner,  Geschichte 
der  Rechtsverfassung  Frankreichs,  Frankfurt  a.  M.  1845,  Bd.  I S.  86, 
v.  Scherer  bei  v.Buss  S.  363  Anm.  1,  Eichhorn  § 130  S.  491,  Doenniges 
S.  64,  Pfahl  er,  Bonifaz  S.  225  fl',  und  in  Theolog.  Quartalsschrift  Bd.  61, 
Tübingen  1879,  8.  101  ff.,  Merchier  p.  57,  v.  Hoefler  S.  17,  Boehmer- 
Mühlbacherp.  XXXIV,  Moeller  S.  82,  Glasson  HS.  413,  der  darauf  auf- 
merksam macht,  dass  Bonifaz  den  Brauch  der  Königssalbung  aus  England 
herübergenommen  hat  — Gänzlich  bezweifeln  die  Betheiligung  des  Bonifaz  mit 
Unrecht:  Loebell,  disputatio  8.  23,  EckhartS.  512  fl'.,  Fischer  S.  190  ff., 
290  ff.  Uhrig  geht  von  unrichtiger  Datirung  des  Briefes  .Taffe  III  No.  81 
(vgl.  unten  § 9)  aus.  Eine  Betheiligung  desBonifaz  an  der  Salbung 
enthält  durchaus  nichts  Auffallendes,  da  sie  sich  aus  seiner 
Eigenschaft  als  Reichsprlmas  (s.  unten  § 9),  die  Eckhart  S.  514  ganz 
ohne  Grund  leugnet,  zur  Genüge  erklärt,  ohne  dass  man  seine  Eigenschaft 
als  päpstlicher  Statthalter  (vgl.  unten  § 9)  zur  Erklärung  heranziehen  muss. 
Vgl.  auch  Oelsner  S.  34,  Philipps,  Ueber  den  Anthcil,  S.  632,  Ebrard 
II  S.  207  Anm.,  Waitz  HI  8.  67  gegen  Hauck  I 8.  530  Anm.  4. 

')  Boebmer-Mühlbacher  S.  51  No  112d,  Abel  I S.  30  Anm.  2, 
S.  31  Anm.  2. 

*)  Fragm.  Basil.  a.  771  M.  G.  SS.  XHI  8.  27  f.:  Venieutes  ad  eum 
Willeharius  archiepiscopus  (vgl.  über  diesen  unten  § 10)  et  Fulradus 
capellanus  cum  aliis  episcopis  ac  sacerdotibus,  Warinus  quoque  et  Adalardus 
comites  cum  aliis  principibus , qui  fuerant  ex  partibus  Carolomanni , et 
unxerunt  super  se  Karolum  gloriosissimum  regem.  Ferner  Ann.  Mett.  ibid. 
Vgl.  auch  Boehmer-Mühlbacber  S.  59  No.  139a,  Abel  I S.  102  Anm. 
4 zugleich  gegen  Waitz  IH  S.  100  Anm.  2.  — Irrig  ist  die  Annahme 
v.  Ranke’s  V,  2 S.  114:  „Obwohl  Karlmanu  Kinder  hinterliess,  wurde  doch 
nicht  daran  gedacht,  eine  Regierung  in  ihrem  Namen  einzurichten,  da  es 
ihnen  noch  an  einer  päpstlichen  Sanktion  fehlte.“  Es  entschied 
(vgl.  weiter  unten)  auch  unter  den  1’ippinideu.  wie  bereits  unter  den  Mero- 
vingera,  lediglich  die  Abstammung,  und  wenn  im  Einzelfallo  von  der  gelten- 
den Sukzessionsordnung  abgewichen  werden  sollte , so  war  hierzu  die  Zu- 
stimmung der  Grossen  (die  sich  in  Wahl,  Salbung  oder  Schilderhebung  zu 
erkennen  gab)  erforderlich  und  genügend. 
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Endlich  ist  eine  Salbung  Ludwigs  des  Frommen  bei  der  Reichs- 
theilung  zu  Aachen  (813)  nicht  unwahrscheinlich. J) 

Selbstkrönung  nahm  — nach  Thegans  Bericht  wenigstens*) 
— Ludwig  der  Fromme  auf  Geheiss  seines  Vaters  Karl  im  Jahre 
813  zu  Aachen  vor.  Dass  Karl  im  Jahre  800  zu  Rom  eine 
Selbstkrönung  beabsichtigt  hatte,  Leo  ihm  aber  zuvorgekommen 
ist,  wurde  bereits  erwähnt.*) 

Krönung  durch  den  kaiserlichen  Vater  fand  statt  an 
Lothar,  dem  Ludwig  der  Fromme  im  Jahre  817  zu  Aachen,4) 
und  an  Ludwig,  dem  nach  vielen  Quellenzeugnissen6)  Karl  der 
Grosse  im  Jahre  813,  gleichfalls  zu  Aachen,  die  Krone  aufs 
Haupt  setzte. 

Daneben  begegnen  wir  einigen  Fällen,  in  denen  ohne  päpst- 
liche Betheiligung  und  überhaupt  ohne  religiöses  Ceremoniell  die 
öffentliche  Proklamation  eines  Prinzen  zum  Mitkönige  stattfand: 
Karl  des  Grossen  Enkel  Bernhard,  der  Sohn  Pippins,  wurde  auf 
der  Reichsversammlung  zu  Aachen  vom  Jahre  813  zum  Unter- 
könig von  Italien,*)  Ludwigs  Söhne  Pippin  und  Ludwig  wurden 
auf  der  Reichsversammlung  zu  Aachen  vom  Jahre  817  zu  Königen 
der  romanischen  bezw.  deutschen  Gebietstheile  ’)  ernannt. 

Sodann  ist  noch  zu  betonen,  dass  Ludwig  der  Fromme, 
nachdem  er  sich  im  Jahre  833  zur  Abdankung8)  hatte  bequemen 
müssen  und  nachdem  er  'durch  Lösung  von  dem  Kirchenbanne 
(834)  wieder  regierungsfähig  geworden  war  ,*)  von  Neuem  — 
durch  den  Episkopat 10)  — gekrönt  wurde  ,l)  und  dass  er  sich 

*)  Abel  II  S.  518  Anm.  3,  Simson  I S.  5 Anm.  5. 

*)  Thegan  o.  6 M.  Q-.  SS.  II  S.  591,  Waitz  III  S.  260  Anm.  1 und 
unten  Anm.  5. 

*)  Abel  II  S.  618  f.,  N iehues  II  S.  55,  Simaon  I S.  5. 

4)  Simson  I S 102  f.,  Niehues  II  S,  103. 

5)  Vgl.  Waitz  III  S.  260  Anm.  1,  der,  meiner  Ansicht  nach  mit  Recht, 
gegen  Simson  I 8.  5 Anm.  5 diese  Berichte  demjenigen  Thegans  vorzieht. 

•)  Abel  II  S.  619,  Niehues  H S.  65. 

')  Simson  1 8.  103  f,  Niehues  II  S.  103. 

*)  Diese  Abdankung  bringt  die  Vita  Walae  II  c.  18  M.  G.  8S.  II 
S.  565  in  Verbindung  mit  einem  päpstlichen  Ausspruche;  vgl.  jedoch  anderer- 
seits den  Brief  der  Episkopal  Versammlung  zu  Troyea  v.  Jahre  867  an  Papst 
Nicolaus  I.  bei  Mansi  XV  S.  792  und  Simson  II  S.  53  f.  (Sine  consilio 
et  consensu  papae  Gregorii  . . . imperio  pepulerunt).  Vgl.  hierzu  auch 
v.  Ranke  VI,  1 S.  72,  79. 

•)  Vgl.  Simson  II  8.  90,  129. 

'*)  Baxmann  II  S.  137  nimmt  unrichtig  eine  Selbstkrönung  an. 

")  Simson  II  S.  130.  Eine  bereits  vorher  erfolgte  Krönung  Ludwigs 
zu  St.  Denys  bezweifle  ich  ebenso  wie  Simson  II  S.  90  Anm.  9. 
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fortab  von  Neuem  als  Kaiser  bezeichnet, ')  ohne  dass  der  päpst- 
lichen Genehmigung  zur  Wiederausübung  des  kaiserlichen  Amtes 
irgendwie  gedacht  wird. 

Sehr  ins  Gewicht  fällt  es  endlich,  dass  Karl  der  Grosse  nach 
der  im  Jahre  774  erfolgten  Eroberung  des  Langobardenreiches 
entweder  überhaupt  nicht  oder  — die  Zuverlässigkeit  der  Be- 
richte lässt  sich  bezweifeln J)  — nur  durch  den  Erzbischof  Thomas 
von  Mailand  gesalbt  oder  (mit  einer  eisernen  Krone)  gekrönt 
worden  ist  Gerade  der  Umstand,  dass  hier  eine  päpstliche 
Salbung  oder  Krönung  nicht  stattgefunden  hat,8)  ist  von  hervor- 
ragender Beweiskraft  gegen  die  Nothwendigkeit  päpstlicher  Be- 
theiligung bei  Thron-  und  Dynastiewechsel.  Denn  in  den  andern 
oben  aufgezählten  Fällen  handelt  es  sich  — mit  Ausnahme  der 
Vorfälle  von  751  und  800  — um  die  Nachfolge  in  derselben 
Familie  (754  allerdings  unter  Verdrängung  des  Hausmeiers  Karl- 
mann des  Aelteren  und  seiner  Söhne,  771  unter  Verdrängung 
der  erbberechtigten  Söhne  des  jüngeren  Karlmann);  dagegen 
wurde  im  Jahre  774  ebenso  wie  751  und  800  ein  neues 
Herrscherhaus  an  die  Stelle  des  bisherigen  gesetzt.  Hier 
wäre  also,  wenn  überhaupt  je,  die  päpstliche  Sanktion  erforderlich 
gewesen;  hier  aber  war  dieselbe  zugleich  so  bequem  und  leicht 
erreichbar,  wie  selten;  ein  leiser  Wink  Karls  würde  genügt  haben, 
um  den  Papst,  der  ihm  für  die  Niederwerfung  seines  verhasstesten 

')  Simson  II  S 91. 

*)  Schon  Leihnitz,  annales  imperii  occidentalis  tom.  I (Leibnitz, 
Gesammelte  Werke,  erste  folge,  erster  Hand,  Hannover  1843)  8.  56,  56, 
M uratorius  in  dem  Aufsatz  de  corona  ferrea  (Anecdota  ex  Ambr.  bibL 
tom.  II S.  267  ff.)  S.  280  ff.  und  II  a b i 1 1 o n,  Annales  Ordinis  S.  äenedieti  tom.  11, 
Lut.  Paris.  1704,  S.  227  bezweifeln  die  Krönung  durch  Bischof  Thomas  von 
Mailand;  vgl.  ferner  Boehmer-Mühlbacher  S.  67  No.  159b,  Abel  I 
8.  192  f.,  8.  388  Anm.  1 und  ausser  den  das.  8.  193  Anm.  2 Aufgezählten 
auch  Baxmann  8.  279. 

*)  Zwar  berichtet  das  Chron.  Salernit  c.  31  M.  G.  SS.  EU,  488:  ipse 
. . . (König  Karl)  . . . Koro  am  venit,  ibidem  introybit,  et  ab  Adriano  papa 
in  capite  eius  . . . preciosam  imposita  est  coronam.  Vgl.  hierüber  jedooh 
Baxmann  8.  278  und  Abel  I 8.  178  Anm.  5,  8.  193  Anm.  2 gegen  Lupo, 
Codex  diplomaticus  civitatis  et  ecclesiae  Bergomatis,  Bergomi  1784,  I 8.  546 
bis  562  und  gegen  Meo,  Apparate  Chronologico  agli  annali  del  Hegno  di 
Napoli,  Spoleto  1854,  cap.  III  art.  V p.  79  ff.  (aber  nicht  8.  86  und  92,  wie 
Abel  a.  a,  O.  citiert).  Die  von  Abel  a.  a.  O.  erwähnte  Angabe  im  Cbronioon 
Farfense  habe  ich  bei  Muratorius,  script.  rer.  Ital.  H,  2 p.  503  nicht 
aufzufinden  vermocht.  Gegen  die  Möglichkeit  einer  Krönung  bezw.  Salbung 
Karls  durch  Hadrian  spricht  auch  der  Umstand,  dass  ihrer  in  den  vielen 
Briefen  des  Papstes,  die  in  die  Zeit  nach  744  fallen,  nie  gedacht  wird. 

Wt yi,  Papittbum  unter  den  Karolingern.  3 
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Feindes  zu  grösstem  Danke  verpflichtet  war,  von  Rom  nach  Ober- 
italien zu  berufen.  Nichts  dergleichen  geschah  *)  und  trotzdem 
haben  die  Päpste  das  langobardische  Königthum  Karls  stets  an- 
erkannt. ’) 

Dass  die  Päpste  selbst  kein  Recht  in  Anspruch  nahmen,  die 
flerrscherqualität  der  Karolinger  erst  durch  ihre  eigene  Mit- 
wirkung zu  bestätigen,  und  dass  auch  die  Päpste  den  Nachfolger 
lediglich  durch  das  Prinzip  der  Erblichkeit,®)  nicht  aber  durch 
die  päpstliche  Sanktion  für  legitimiert  erachteten,  ergiebt  sich 
ferner  aus  dem  Umstande,  dass  Papst  Paul  I.  den  eben  geborenen 
Pippin,  den  er  taufen  zu  dürfen  bittet,  als  ,novum  regem*  be- 
zeichnet4) und  dass  derselbe  Papst  in  einem  an  Karl  und  Karl- 
mann gerichteten  Schreiben  hervorhebt,  die  Prinzen  verdankten 
ihren  hohen  königlichen  Ruhm  der  Abstammung  von  dem  hoch- 
berühmten Geschlechte.  *) 

Zwar  versäumen  die  Päpste  es  nicht,  immer  wieder  und 
wieder  auf  ihre  Mitwirkung  bei  Einsetzung  des  Karolingerhauses 
an  Stelle  des  Merovingerhauscs  anzuspielen,  indem  sie  der  Salbung 


')  Es  bezieht  sich  nicht  auf  eine  Verleihung  der  langobardischen 
Königsherrschaft  durch  den  Papst,  wenn  Hadrian  in  dein  Schreiben  an 
Karl  bei  J a f le  IV  No.  54  S.  180  f.  sagt:  cius  (i.  e.  Petri)  sacris  inter- 
ventionibus  omnipotens  dominus  Deus  noster  victoriam  tibi  tribuit  regnumque 
Langobardorum  tuae  tradere  iussit  potestatis  dicioni. 

*)  Das  ergiebt  die  Adresse  der  päpstlichen  Briefe  von  ep.  51  des  Codex 
Carolinus  (J  aff  6 IV  S.  170) ab  bis  ep.  98(ibid.  S.  286) einschliesslich.  Dieselbe 
lautet:  Domino  excellentissimo  filio  (von  ep.  68  ab  mit  Ausnahme  der  ep.  70  mit 
dem  Zusätze:  nostroque  [et  nostro]  spiritali  compatri;  vgl.  unten  Beilage  I) 
Carolo  regi  Francorum  et  Langobardorum  atque  patricio  (patritio)  Romanorum 
Hadrianus  (Adrianus)  papa.  — Die  Briefe  des  Papstes  Leo  III.  an  Karl 
(Jaffe  IV  S.  308  ff.)  stammen  durchweg  aus  der  Zeit  nach  der  Kaiser- 
krönung und  enthalten  daher  keinen  Vermerk  über  das  langobardische 
Königthum  Karls. 

*)  Ueber  die  Grundsätze , welche  das  fränkische  Staatsrecht  zur  Karo- 
lingerzeit hinsichtlich  der  Thronfolge  enthalten  hat,  vgl.  WaitzlII  S.  273  ff. 

*)  Jaffe  IV  ep.  18  S.  85:  Nostrae  praelatum  est  notioni,  quod  Dei 
nutu  novum  regem  ex  vcstris  visceribus  . . . omnipotens  Deus  contulit. 

6)  Jaffe  IV  ep.  35  S.  122:  Quanto  decoris  nitore  regalis  gloriae  fasti- 
gium  ornatis  . . . sicut  praeclaro  genere  orti,  piis  operibus  ac  dignis 
videmiui  inlustrari  moribus.  Unde  unam  quidem  huius  divini  muneris  gra- 
tiam  (das  ,decus  regale')  possidetis  ex  genere  et  aliam  (die  ,digni  mores') 
fruimini  ex  opere.  Vgl  auch  ep.  38  S.  118:  in  utero  matris  vos  sanctificans, 
andererseits  aber,  wohl  mit  Anspielung  auf  die  Salbung  von  754,  ep.  61 
S.  199:  pro  Dei  amore  et  ipsius  clavigeri  regni  caelorum,  qui  solium 
regni  patris  vestri  vobis  largiri  dignatua  est. 
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in  der  Kapelle  des  hl.  Dionysius  wiederholt  gedenken1)  und  die 
Verdienste  des  hl.  Petrus*)  und  seines  Statthalters  Stephan  II.*) 
hervorheben;  aber  niemals  sagen  sie,  dass  Stephan  damit  ein 
dem  Papstthume  als  solchem  innewohnendes  Recht  aus- 
geübt habe,  sie  — und  ebenso  die  Zeitgenossen  4)  — stellen  den 
Vorgang  stets4)  in  der  Weise  dar,  dass  es  Gott  selber*)  gewesen 
eei,  der  die  Salbung  vorgenonunen  und  der  sich  dabei  nur  der 
Vermittelung  des  hl.  Petrus  und  seines  Statthalters,  des  Papstes, 
der  „Hand“  ’)  derselben  bedient  hat,  indem  er  „durch“  Petrus 

')  Ueber  die  Gründe,  weshalb  der  Antwort  des  Zacharias  v.  J.  751  in 
den  päpstlichen  Briefen  nicht  Erwähnung  geschieht,  vgl.  unteo  Beilage  II. 

*)  Brief  des  Papstes  Paul  bei  Jaffe  IV  No.  19  S.  87  £.:  coniuramus  te  . . . 
per  omnipotentem  Deum  et  beatum  Petrum  qui  te  in  regem  unxit;  derselbe 
No.  21  S.  92:  dum  cor  excellentiae  vestrae  in  manu  Dei  est  et  divina  bene* 
dictione  sanctae  unctionis  gratia  per  apostolum  eius  et  regni  caelorum 
clavigerum  beatum  Petrum  in  regem  . . . esse  dinosceris  unctus.  Vgl.  ferner 
unten  An m.  7 und  S.  38  Anm.  1. 

*)  Schreiben  Pauls  an  Karl  und  Karlmaun  No.  33  S.  118:  Sic . . Deus 
noster  in  vestra  chriBtianissima  conplacuit  excellentia  atque,  in  utero  matris 
vos  sanctiücans,  ad  tarn  magnum  regale  provexit  culmen,  mittens  apostolum 
suum  beatum  Petrum  per  eius  nempe  vicarium;  et  oleo  sancto  vos  vestrumque 
praeccllentissimum  genitorem  unguens  celestibus  replevit  benedictionibus.  — 
Schreiben  Stephans  HI.  an  dieselben  No.  47  S.  160  unten  Anm.  7. 

4)  Brief  des  ,Senatus  atque  universa  populi  generalitas  . . . Komanae 
urbis'  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  S.  71:  Deo  vivo,  qui  vos  in  regem  per 
suum  apostolum  beatum  Petrum  ungui  praecepit.  Freilich  ist  dieser  Brief 
offenbar  in  der  päpstlichen  Kanzlei  abgefasst  worden. 

*)  In  Pauls  Brief  No.  21  S.  92  heisst  es:  Deo  magis  et  beato  Petro 
semper  placere  procurate,  qui  vobis  presentis  regni  gubemacula  tribuit; 
darnach  scheint  Paul  neben  Gott  auch  den  hl.  Petrus  als  Quell  des  König- 
thums  Pippins  darzustellen;  dass  aber  der  Relativsatz  sich  nur  auf  Gott 
bezieht,  ergiebt  sich  daraus,  dass  Paul  fortfährt:  quatenus  ut  temporalis 
regie  potestatis  vel  culmen  largiri  diguatus  est,  caelestia  quoque  vobis  regna 
perenniter  tribuat  possidenda. 

*)  Ep.  24  S.  101:  Deo  nostro,  qui  vos  in  regem  unxit;  ep.  42  S.  141: 
Dominus  . . oleo  sancto  unxit  te;  ferner  wird  Bertrada  in  ep.  50  8.  169  als 
a Deo  consecrata  filia  bezeichnet.  Vgl.  auch  ep.  42  S.  141:  Pro  quo  merito 
divinae  gratiae  luminae  et  oleo  sanctificationis  inter  fideles  reges,  qui  olim 
Deo  placuerunt,  unctus  commemorntusque  conprobaris.  Ferner  ep.  16  8.  76 
nnten  8.  36  Anm.  4. 

’)  Ep.  26  S.  104  (Schreiben  Pauls  an  Karl  und  Karlmann):  Vos  quippe 
Dominus  ...  in  reges  per  manus  beati  Petri  ungui  dignatus  est;  ep.  32  S.  117 
(derselbe  an  Pippin):  Salvum  fac,  Domine,  christianissimum  Pippinum  regem, 
quem  oleo  sancto  per  mauuB  apostoli  toi  ungui  praecepisti;  ep.  45  8.  152 
(Oonstantin  an  Pippin):  per  Deum  omnipotentem  . . . qui  . . te  . . tuosque 
• . . natos  ...  in  reges  per  manus  biati  Petri  apostolorum  principis  ungui 
precepit.  (Auf  die  Scbutzpfl  ich  t Pippins  der  römischen  Kirche  gegenüber 

3* 
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bezw.  dessen  Statthalter  *)  die  Salbung  vollzogen  hat.  Ebenso 
wie  den  Königen  *)  und  andern  Zeitgenossen *)  der  Päpste  er- 
scheint auch  den  Päpsten  seihst  Gott  als  der  Quell  des  König- 
tums der  Karolinger,  Gott,  der  die  Karolinger  zu  Königen 
„prädestiniert“4)  hatte,  der  sie  zu  Königen  „eingesetzt“,5)  auf 
den  Thron  „befördert“,5)  „gekrönt“7)  hat,  Gott,  der  ihnen  die 

beziehen  sich  dagegen  die  Bemerkungen  ConstantinB  in  ep.  43  S.  145  f.) 
Ferner  ep.  47  S.  160  (Stephan  III.  an  Karl  und  Karlmann):  oleo  aancto  uncti 
per  manus  vicarii  beati  Petri  caelesti  benedictione  estis  aanctifacti. 

')  Ep.  35  S.  123  (Paul  I.  an  Karl  und  Karlmann):  Dominus  ...  in 
reges  per  suum  apostolnm  beatum  Petrum  vos  unguens.  Ferner  cp.  21 
S.  92  oben  S.  35  Anm.  2. 

’)  Die  Ueberschrift  der  Briefe  Karls  des  Orossen  an  König  Offa  von 
Mercia  und  Papst  I.eo  III.  bei  Jaffe  VI  No.  57  S.  286  und  Jaffö  IV 
No.  10  8. 354  lautet:  Carolus  gratis  Dei  rex  Francorum  et  Langobardorum 
ac  patricius  Romanorum : die  Ueberschrift  eines  Briefes  des  Königs  Pippin  an 
Bischof  Lul  von  Mainz  in  den  Capitularia  regum  Francorum  bei  Boretius 
8.  42:  Pippinus  gratis  Dei  rex  Francorum  vir  inluster.  Auch  das  Privileg 
Pippins  für  das  Kloster  Fulda  (J  affe  111  8.  500,  vgl.  unten  § 13)  sagt: 
in  regno  nostro  divinitus  uobis  ooncesso. 

*)  Briefe  Alcuins  an  Karl  Jaffö  VI  No.  76  S.  342  (regno  vobis  a Deo 
dato),  No.  96  8.  402  (Dominus  . . . posuit  te  super  thronum  Israel  ...  et 
conatituit  te  regem),  No.  99  S.  420  (noch  vor  800  geschrieben,  vgl.  oben 
8.  23  Anm.  5:  imperii,  quod  divina  pietas  tibi  tuisque  filiis  eommisit 
regendum  atque  gubernandum),  No.  100  8. 421  (a  Deo  coronato  regi),  No.  114 
8.  463  (regni  vobis  a Deo  dati;  denselben  Sprachgebrauch  hat  Alcuin  in 
seinen  Briefen  an  englische  Könige:  Jaffe  VI  ep.  65  8.304,  ep.  86  S.  353). 
Vgl.  ferner  den  Brief  des  Cathuulf  an  König  Karl  Jaffe  IV  No.  1 S.  336: 
qui  de  nihilo  te  creavit  . . . honoravit  te  rex  tuus  super  alteros  coetaneos 
tuos  . . . ibid.  S.  337 : ipso  te  exaltavit  in  honorem  glorie  regni  Europa. 

*)  Schreiben  Pauls  an  Pippin  Jaffö  IV  No.  16  S.  76:  Deus  omnipotens 
ex  utero  matris  tuae  te  prediatinatum  habens,  ideo  te  benedioens  et  in  regem 
ungens;  cf.  ep.  98  S.  291  f.  (Hadrian  an  Karl):  vestra  divinitus  prcordinata 
summa  excellentia. 

6)  Ausdrücke,  wie:  a Deo  instituta  regalis  potentia  (excellentia),  a Deo 
institutum  culxnen  u.  dcrgl.  sind  in  den  päpstlichen  Briefen  häufig.  Vgl. 
Jaffe  IV  ep.  31  S.  114,  33  8.  119,  43  8.  146,  44  S.  147,  45  8.  151,  46  S.  156, 
47  8.  159,  49  S.  166,  50  8.  170,  54  8.  180,  56  S.  186,  59  S.  195,  63  S.  204, 

71  S.  222,  73  8.  226,  97  S.  284;  a Deo  instituti  reges:  ep.  33  8.  118,  119; 
a Deo  institutum  regnum:  ep.  46  8.  158;  aber  auch:  a Deo  institutum  Fran- 
corum exercitum  in  ep.  60  8 197;  a Deo  constituta  regalis  potentia  in 
ep.  62  S.  201. 

*)  a Deo  promota  regalis  excellentia  (precellentia,  clemontia):  ep.  67  8. 210, 

72  8.  224,  73  8.  225,  74  8.  228,  76  8.  230,  77  S.  232,  82  S.  250,  84  8.  255,  85 
8.  256,  258,  91  8.  271,  96  8.  282,  97  S.  283,  98  8.  286;  cf.  ep.  73  8.  226: 
piecelsa  ac  Deo  promota  culmina  atque  memoria  vestra;  ep.  98  8.  285:  a 
Deo  promoto  ampliato  regno. 

')  So  lautet  der  SchlusspasBUs  des  Briefes  Hadrians  an  Bertherius  von 
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Königewürde  „geschenkt“  ')  hat  und  dessen  „Befehl“  *)  sie  die- 
selbe verdanken. 

Ebenso  erscheint  — allerdings  in  päpstlichen  Urkunden  nur 
selten*) — das  Kaiserthum  Karls4)  und  seiner  Nachkommen5) 
nirgends  als  ein  solches  von  Papstes  Gnaden,  sondern  stets  als 
„von  Gottes  Gnaden“,*)  als  Geschenk  Gottes  und  dergl.  Dass 


Vienne  (vgl.  über  die  Echtheit  unten  § 14):  Data  Kal.  Januarii  imperante 
piissimo  Augusto  Constantino  anno  decimo  et  a deo  coronato  piissimo  rege 
Karolo  anno  primo  patritiatus  eius  (Hugonis  Flaviniacensis  Chronic.  I,  M. 
G.  SS.  VIII  S.  344). 

’)  Ep.  35  S.  123:  Deus  . . . regalem  vobis  concessit  dignitatem;  ep.  93 
S.  275:  a Deo  concessam  . . . potentiam. 

*)  Ep.  36  S.  157 : Deus  . . qui  vos  regnare  iussit;  ep.  46  8.  125:  Deo 
. . qni  vos  regnare  praecepit. 

*)  Brief  des  Paschalis  an  Erzbischof  Bernard  von  Vienne  bei  Jaffe 
Reg.  S 318  Ko.  2549,  vgL  Si  mson  I S.  74  Anm.  4:  imperante  domino  nostro 
piissimo  principe  augusto  Ludovico  a Deo  coronato  magno  et  pio. 

*)  Karls  Brief  an  Kaiser  Uichael  bei  J affe  IV  No.  40  S.  415:  Karolua 
divina  largiente  gratia  imperator  et  augnstus  idemque  rex  Francorum  et 
Laugobardo  rum ; seine  Entscheidung  des  Grenzstreites  zwischen  den  Metro- 
polen Salzburg  und  Aqnileia  bei  Kahn  No.  4 S.  5:  serenissimns  augnstus 
a Deo  coronatus-,  ferner  Karls  Briefe  bei  J affe  IV  No.  21  S.  379,  24  S.  387. 
25  S.  3 88,  27  S 391,  31  S.  401,  32  S.  402,  35  S.  409  sowie  folgende  Kapitu- 
larien : Divisio  regnorum  v.  J.  806,  praeceptum  pro  Hispanis  v.  J.  812,  ad 
Pippinum  ttlium  epistola  (zwischen  806  und  810)  bei  Boretius  S.  126,  169 
und  211:  Karolus,  serenissimus  augustus,  a Deo  coronatus  magnus  pacificus 
imperator,  Romanum  gubemans  imperium,  qui  et  per  misericordiam  Dei  rex 
Fraucorum  et  Langobardorum.  An  zeitgenössischen  Stimmen  vgl.  namentlich 
Alcuins  Briefe  J affe  VI  No.  189  S.  667,  191  S.  671,  238  S.  755,  241  S.  774, 
775,  145  S.  789. 

*)  Ludwig  der  Fromme  nennt  sich  selbst  in  Einharti  epistolae  bei 
Jaffe  IV  No  5 S.  443,  26  S.  461,  82  S.  463,  33  S.  464  und  in  der  Regni 
divisio  v.  J. 831  bei  Boretius  et  Krause  S.  21:  divina  ordinante providentia 
imperator  augustus ; ebenso  Lothar  I.  in  Ebbonis  Remensis  restitutio  v.  J.  840 
sowie  in  dem  Pactum  Veneticum  und  in  dem  Praeceptum  vom  gleichen 
Jahre  bei  Boretius  et  Krause  S.  11],  130  und  136.  Vgl.  ferner Uludowici 
et  Hlotharii  epistola  v.  J.  828  ebenda  S.  4:  Bludowicus  et  Hlotharins  divina 
ordinante  providentia  imperatores  augusti. 

“)  .Gratia  Dei‘:  Alcuins  Brief  J aff 6 VI  No.  238  S.  755,  ferner  oben 
Anm.  4 (divina  largiente  gratia  imperator  in  Karls  Brief  an  Kaiser  Michael) 
und  für  Ludwig  II  dessen  Capitula  Papiensa  in  legem  data  v.  J.  855  und 
dessen  Praeceptum  Veneticum  v.  J.  856  bei  Boretius  et  Krause  S.  88 
und  137  (gratia  Dei  imperator  augustus). 
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Karls  italienisches  Königthum  auf  des  Papstes  Gnade 
überhaupt  nicht  zurückführbar  gewesen  wäre,1)  ist  bereits  er- 
wähnt worden.  *) 


§ 4. 

Die  sonstigen  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen 
Staatsrecht. 

Wir  haben  oben8)  gesehen,  dass  die  engen  Beziehungen, 
welche  die  Päpste  und  die  Frankenfürsten  seit  Mitte  des  achten 
Jahrhunderts  unterhielten,  sich  aus  beiderseitigem  Egoismus  er- 
klären. Es  wäre  aber  kurzsichtig  und  falsch,  wollte  man  ego- 
istische Motive  als  den  alleinigen  Grund  dieser  regen  Beziehungen 
annehmen.  Vielmehr  wirkten  noch  mannigfache  andere  Ursachen 
mit:  so  beispielsweise  das  Interesse  der  Päpste  au  der  Reform- 
thätigkeit  des  Bonifaz  und  an  der  Entwickelung  des  kirchlichen 
Lebens  im  Frankenreiche  und  andererseits  nach  der  Besiegung 
der  Langobarden  das  Interesse  der  Könige  an  der  Gestaltung 
der  italienischen  Verhältnisse.  Nicht  zum  wenigsten  muss  auch 
die  nahe  Freundschaft  betont  werden,  die  sich  zwischen  den 
Päpsten  und  den  Karolingern  ausbildete. 

Zu  der  Hochachtung,  welche  die  Frankenfürsten  den  klugen 
Führern  der  geistigen  Bewegung  auf  dem  kirchlichen  Gebiete 
und  die  Päpste  den  glorreichen  Führern  der  fränkischen  Waffen- 
macht zollten,  gesellte  sich  ein  Band  der  Freundschaft,  welches 
bei  den  Reisen  der  Päpste  an  das  fränkische  Hof-  oder  Heer- 
lager *)  und  den  Romfahrten  der  Fürsten  *)  auf  Grund  der  damit 
ermöglichten  persönlichen  Bekanntschaft  angeknüpft  und  durch 

’)  In  den  ,libri  Carolini*  (vgl.  unten  § 6)  heisst  es  (Jaffe  VI  S.  223): 
conlato  nobis  a Deo  Italiae  regno;  vgl.  auch  obeu  8.  36  Anm.  2 die  Ueber- 
schriften  in  Karls  Briefen  und  Kapitularien  sowie  den  Brief  Karls  an  seinen 
Sohn  Pippin  Jaffö  IV  No.  27  S.  392:  regnum  tibi  a Deo  commissum. 

»)  Vgl.  oben  S.  33. 

*)  Oben  S.  11  ff. 

4)  Stephan  II.  suchte  den  König  Pippin  im  Jahre  754  za  Paris  auf, 
Leo  III.  den  König  Karl  im  Jahre  799  zu  Paderborn,  im  Jahre  804  zu 
Reims,  Stephan  IV.  den  Kaiser  Ludwig  im  Jahre  816  zu  Reims 

*)  Karl  der  Grosse  war  vier  Mal  in  Rom  und  zwar  in  den  Jahren  774, 
781,  787  und  800  (vgl.  Einh.  Vit.  Carol  e.  28  bei  Jaffe  IV  S 583,  Poeta  Saxo 
lib.  V v.  517  f.,  ibid.  S.  621),  zumeist  in  Begleitung  seiner  Angehörigen.  König 
Pippin  und  Kaiser  Ludwig  haben  Rom  nie  aufgesneht  (über  die  falsche 
Nachricht  des  Monach.  Sangall.  de  Carol.  Magno  lib.  II  c.  16,  Jaff6  IV  S.  689 
von  einer  Romreise  Pippins  i.  J.  754  vgl.  Oelsner  S.  203).  Vgl.  auch  die 
oben  S.  26  f.,  29  erwähnten  Romreisen  der  Königssöhne. 
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lebhaften  Briefwechsel  befestigt  wurde.  Ein  derartiges  Freund- 
schaftshand fesselte  namentlich  Papst  Hadriau  und  König  Karl 
aufs  engste  an  einander,1)  aber  auch  unter  den  andern  Päpsten 
und  Fürsten  finden  wir  Beweise  herzlichster  Zuneigung.  Nicht 
nur  wetteiferte  man  in  Uebersendung  kostbarer  Geschenke,“)  man 
rechnete  es  sich  sowohl  in  Rom  wie  am  fränkischen  Hofe  zur 
höchsten  Ehre  an,  wenn  ein  Papst  das  Pathenamt  über  einen 
Spross  des  Karolingerhauses  übernahm. s)  Zahlreich  sind  die 
Notizen  in  der  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  gepflogenen 
Korrespondenz,  wonach  — gemäss  der  Sitte,  ein  Kind  durch  einen 
hohen  Geistlichen  *)  aus  der  Taufe  heben  zu  lassen  und  dem 

')  Einhard  berichtet  in  der  Vita  Caroli  c.  19  (Jaffe  IV  S.  527),  dass 
Karl  bei  der  Nachricht  vom  Tode  Hadrians  Thränen  vergossen  habe,  als 
wenn  er  einen  Bruder  oder  seinen  theuersten  Sohn  verloren  hätte.  Vgl.  auch 
Poeta  Saxo  lib.  V v.  291  f.  bei  J affe  IV  8.  614,  ferner  Hadrians  Brief  No.  98 
ibid.  S.  286  und  Abel  II  S.  108  ff.;  ferner  Karls  ersten  Brief  an  Hadrians 
Nachfolger,  Leo  III.,  bei  Jaffe  IV  Ep.  Carol.No.  10  S.354  ff.  — Warnkoenig 
et  Gerard  1 S.  18  und  v.  H ase  S.  44  nehmen  irrthümlich  an,  dass  Karl  selber 
das  von  ihm  nach  Rom  gesendete,  mit  goldenen  Lettern  auf  Marmor  ge- 
meisaelte  Grabgedicht  für  Hadrian  verfertigt  habe ; der  Autor  des  Gedichtes 
war  Alcuin;  allerdings  aber  wird  Karl  die  Anregung  gegeben  haben.  Vgl. 
Abel  II  8.  110  f.  und  gegen  Hauck  11  8.  42  Ebner  im  Historischen 
Jahrbuch  Bd.  XII,  Müncüen  1891,  8.  549. 

’)  Von  den  zahllosen  Belegstellen  seien  hier  erwähnt:  J affe  IV  ep.  21 
S.  93  f.,  26  8.  103,  42  8.  143,  83  S.  252,  89  8.  268  f„  92  S.  274,  Leo’s  Brief 
ibid.  No.  1 8.  308,  Karls  Briefe  ibid.  No.  2 VII  f.  8.  342  (unten  8.47  Anm.6), 
No.  10  8.  356,  Einh  vita  Caroli  c.  27  ibid.  8.  533,  Poeta  Saxo  lib.  IV  v.  157  f. 
ibid.  8.  598,  lib.  V v.  511  f.  ibid.  S.  621  (Geschenke  der  Fürsten  an  die 
Päpste),  sowie  Jaffe  IV  ep.  17  S.  83  , 23  S.  98  f , 24  8.  101,  89  8.  268, 
Leos  Brief  ibid.  No.  9 S.  330  (Geschenke  der  Päpste  an  die  Fürsten);  vgl. 
Waitz  IV  8.  9 Anm.  1 und  8.  106. 

*)  Für  unser  Thema  interessiert  die  Kompaternität  zunächst  in  dem 
im  Texte  behandelten  Sinne  als  Beweis  für  die  Freundschaft  zwischen  den 
Päpsten  und  den  Fürsten;  ferner  mittelbar  für  die  Frage  nach  der  Echtheit 
des  in  mehrfacher  Hinsicht  (vgl.  unten  §§  8,  10,  16  und  20)  sehr  wichtigen 
Schreibens  Hadrians  an  Tilpin  von  Reims  (vgl.  unten  § 16).  Schon  letzterer 
Umstand  rechtfertigt  eine  anhangsweise  Uebersicht  über  die  Kompateruitäts- 
beziehuugen  unter  den  Karolingern.  Mich  veranlasst  zu  einer  solchen  Unter- 
suchung aber  auch  der  fernere  Umstaud,  dass  die  Erwähnung  bezw.  Nicht- 
erwähnung der  Kompaternität  verwerthbar  ist  zur  Datierung  einiger  Urkunden, 
welche  auch  für  die  recbtsgeschichtliche,  nicht  blos  für  die  geschichtliche 
Forschung  von  Bedeutung  sind , und  dass  ich  glaube , in  dieser  Hinsicht 
einiges  neues  Material  zur  Erwägung  bringen  zu  können.  Vgl.  daher  im 
Zusammenhänge  über  die  Kompaternität  unten  Beilage  No.  I,  wo  zugleich 
die  Belegstellen  für  das  im  Texte  Gesagte  gegeben  sind. 

4)  Vgl.  Mon.  Germ.  Script,  rer.  Lang,  et  Ital.  S.  396:  Hic  (der  Patriarch 
Fortunatus  von  Grado)  tantac  famositatis  fuit,  ut  dive  raemoriae  Karolus 
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Taufpathen  somit  die  ,, geistige  Vaterschaft“  über  das  Kind  und 
die  „geistige  Gevatterschaft“  mit  dessen  Eltern  zu  verleihen  — eine 
derartige  geistige  Verwandtschaft  zwischen  den  Päpsten  und  den 
Karolingern  begründet  wurde,  indem  Erstere  die  Taufpathenschaft 
über  neugeborene  Prinzen  und  Prinzessinnen  nachsuchten  oder,  so- 
fern sie  ihnen  von  dem  Vater  angeboten  wurde,  freudig  übernahmen. 

Die  Freundschaft  zwischen  Königen  und  Päpsten  wurde 
jedesmal  bei  einem  Personenwechsel  auf  dem  königlichen  oder 
päpstlichen  Throne  ausdrücklich  erneuert  zugleich  unter  feierlicher 
Erneuerung  des  Schutzversprechens,  welches  Papst  Stephan  II. 
in  der  Kapelle  des  Dionysiusklosters  im  Jahre  754  von  Pippin 
und  dessen  Söhnen  Karl  und  Karlmann  entgegengenommen  hatte.1) 

Mit  dieser  Freundschaftserneuerung  war  im  Falle  des  Per- 
sonenwechsels auf  dem  päpstlichen  Throne  — meist  ausdrücklich, 
jedenfalls  aber  mittelbar  — eine  Anzeige  der  Thronbesteigung 
verbunden.  Eine  ausdrückliche  Anzeige  ist  uns  zum  ersten  Male 
seitens  des  Papstes  Paul  I.  (757 — 767)  überliefert,*)  doch  ist 
diese  Anzeige  und  ebenso  die  seines  Nachfolgers  Constantia 
(767 — 768),*)  so  wichtig  und  nothwendig  sie  für  die  päpstliche 
Politik  war,4)  rechtlich  bedeutungslos ; 5)  denn  damals  war  Italien 
noch  nicht  dem  Frankenreiche,  der  römische  Bischof  noch  nicht 
dem  .Reichsepiskopate  einverleibt.8)  Die  Anzeige  an  den  Franken- 
imperator epiritalem  patrem  (für  seine  Kinder;  für  sich  selbst  also  als  spiri- 
talis  compater)  eum  habere  optaret.  Vgl.  jedoch  auch  unten  Beilage  1. 
Ferner  Vila  8.  Willibrordi  üb.  1 o.  23,  üb.  II  c.  23,  Jaffe  VI 
8.  56  und  73,  wonach  der  hl.  Willibrord  der  Taufpathe  Pippins  gewesen 
ist;  ferner  Oesta  abb.  Font.  c.  12  M.  G.  SS  II  S.  285  (nicht  S 284,  wie 
Breysig  S.  88  Asm.  4 citiert),  wonach  Ragenfred,  der  freilich  erst  später 
Bischof  von  Rouen  wurde,  compater  . . spiritualis  regenerationis  Pippini 
magni  regis  gewesen  ist,  was  eich  nicht  mit  Bahn  S.  3 dahin  erklären 
lässt,  dass  Ragenfred  Pathe  Pippins  gewesen  Bei  — dann  müsste  es  pater, 
nicht  compater  spiritualis  heissen  — , sondern  darauf,  dass  Pippin  eins  seiner 
Kinder  durch  Ragenfred  aus  der  Taufe  heben  üess.  Nachweise  aus  der 
Merovingerzeit  s.  bei  Hauck  I S.  137  Anm.  4. 

•)  Vgl.  C enni,  Monuments  dominationis  pontiticiae  sive  Leonis  III 
epistolae  tom.  II,  Rom&e  1761,  dies.  II  c.  33  S.  111  f.;  Martens  S.  231. 

»)  Jaffä  IV  No.  12  S.  67  f. 

*)  Jaffe  IV  No.  44  8.  147  f.,  No.  45  S.  149  ff.,  insbes.  S.  161. 

4)  Darum  lässt  sich  vennuthen,  dass  der  Brief  Stephans  III.  J affe  IV 
No.  46  8.  155  und  Hadrians  Ja  ff  5 IV  No.  170  nicht  deren  erste  nach  dem 
Frankenreiche  gesandte  Schreibon  gewesen,  dass  vielmehr  die  die  Anzeige 
vom  Amtsantritte  enthaltenden  Schreiben  verloren  gegangen  sind. 

4)  Vgl.  namentlich  die  eingehenden  Ausführungen  bei  Dopffel  S.  12  ff. 

*)  Vgl.  unten  § 5 des  Genaueren. 
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fürsten  war  also  nur  ein  Gebot  der  Höflichkeit  und  der  Be- 
rechnung, nicht  Rechtepflicht.1)  Anders  seit  der  Vernichtung  des 
Liangobardenreiches  und  der  thatsächlichen  Beherrschung  der  — 
nominell  eine  Zeit  lang  noch  byzantinischen  — Gebietsteile  in 
Italien:  jetzt  war  der  Frankenfürst  Landesherr  des  Papstes  ge- 
worden und  wenn  man  auch  den  für  Besetzung  bischöflicher 
Stühle  üblichen  Modus  staatlicher  Ernennung  auf  den  Bischof 
von  Rom  nicht  zur  Anwendung  brachte , *)  so  konnte  doch  eine 
Anzeige  seitens  der  Neugewählten  (überliefert  sind  uns  solche 
seitens  der  Päpste  Leo  III.*)  [797 — 816],  Stephan  IV.4)  [816 
bis  817],  Paschalis  I.»)  [817—824]  und  Eugen  II.»)  [824—827]) 
als  Rechtspflicht 7)  erscheinen , bis  sich  schliesslich  die  Sonder- 


')  Eine  interessante  und  lehrreiche  Parallele  zwischen  der  Anzeige 
Paals  nnd  den  Anzeigen  der  Päpste  an  die  Exarchen  von  Ravenna  zieht 
Dopffel  S.  11. 

*)  Vgl.  unten  § 6. 

*)  Eine  solche  — im  Original  nicht  erhaltene  — Anzeige  ergiebt  sich 
ans  Karls  Brief  an  Leo  v.  J.  796  ep.  Carol.  No.  10  bei  Ja  ff  £ 8. 354:  Perleotia 
excellentiae  vestrae  litteris  et  audita  decretali  cartula,  valde,  ut  fateor, 
gavisi  Burnus  seu  in  eleotionis  unanimitate  seu  in  humilitatis  vestrae  obedientia 
et  in  promissionis  ad  nos  fidelitate.  Vgl.  hierzu  auch  unten  8.  42  Anm.  2. 

*)  Einh  ann,  z.  J.  816  11.  G.  SS.  1 S.  203:  missis  interim  duobus  legatis, 
qui  quasi  pro  sua  consecratione  imperatori  suggererent.  Vita  Hludow.  c,  26 
M.  G.  SS.  11  8.  620:  praemisit  . . . legationem  quae  super  ordinatione  eins 
imperatori  satisfaceret.  Vgl.  Hinschiua  I 8.  281  Anm.  6,  Simson  8.66 
Anm.  7,  Boehmer-Mühlbacher  S.  284  No.  596a,  Dopffel  8.  44  ff.  und 
Richter,  Annalen  11  S.  218  Anm.  6. 

*)  Einh.  ann.  z.  J.  817,  11  G.  SS.  I S.  208:  Paschalis  . . post  completam 
solemniter  ordinationem  suam  et  munera  et  excusatoriam  imperatori  misit 
cpiatolam,  in  qua  sibi  non  solum  nolenti,  sed  etiam  plnrimum  renitenti 
pontificatus  honorem  velut  inpactum  adseverat;  Vita  Hludow.  c.  27  1L  G. 
SS.  11  8.  621:  Paschalis  . . post  expletam  consecrationem  sollemnem  legatos 
cum  epistola  apologetica  et  maximis  imperatori  misit  muneribus,  insinnans 
non  se  ambitione  nec  voluntate,  sed  cleri  electione  et  populi  adclamatione 
huic  soccubuisse  potius  quam  insiluisse  dignitati.  Vgl.  Simson  I 8.  80, 
Boehmer-Mühlbacher  S.  241  No.  621c,  Dopffel  S.  58  ff. 

•)  Einh.  Ann.  ad  a.  824:  M.  G.  SS.  I p.  212:  Eugenias  . . . subrogatus 
atque  ordinatus  est.  Cuius  rei  nuntium  cum  Quirinus  ...  ad  imperatorem 
detulisset.  Vgl.  Dopffel  S.  76. 

’)  Die  Pflicht  zur  Erneuerung  des  Preundschaftsbundes  und  indirekt 
zugleich  die  Anzeigepflicht  wird  betont  im  Pactum  Hludowioi  Pii  cum 
Paschali  pontifice,  Borotius  S.  354  f.:  dum  consecratus  fuerit,  legati  ad 
nos  vel  ad  successores  nostros  reges  Francorum  dirigantur,  qui  inter  nos  et 
illumamicitiam  etcaritatemacpacem  socient,  sicut  temporibus  pie  recordationis 
domni  Karoli  atavi  nostri  seu  domni  Pippini  avi  nostri  vel  etiam  Karoli 
imperatoris  genitoris  nostri  consuetudo  erat  faciendi.  Die  Echtheit  dieser 
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anzeigc  des  Papstes  erübrigte,  nachdem  — seit  dem  Jahre  824  — 
die  Vorschrift  bestand,  dass  kaiserliche  Spezialbevollmächtigte  in 
Rom  erscheinen  sollten,  damit  der  Papst  denselben  nach  der 
Wahl  und  vor  der  Weihe  den  Amtseid  leiste,')  und  dass  die 
Wähler’)  das  Wahldekret  an  den  König  einzusenden  hätten.*) 

Ebenso  wie  für  die  Zeit  vor  Leo  III.  der  Anzeige  eine 
rechtliche  Bedeutung  nicht  beizumessen  ist,  so  sind  auch  die 
mannigfachen  Ehrenbezeugungen,  welche  nach  den  Quellen- 
berichten bald  die  Päpste  den  Fürsten,  bald  die  Fürsten  den 
Päpsten  erwiesen,  für  die  Zeit  vor  Leo  III.  lediglich  ein  Ergebnis 
der  Hochachtung,  nicht  ein  Prüfstein  für  das  Rechtsverhältnis 
zwischen  dem  Papste  und  dem  fränkischen  Staatsoberhaupte. 

Wenn  auf  die  Nachricht  von  der  Ankunft  des  Papstes  im 
fränkischen  Reichsgebiete  die  Fürsten  ihn  in  feierlicher  Weise 
einholen  Hessen  *)  oder  sogar  selbst  einholten , *)  so  war  dies  als 

Urkunde  nehme  ich  gegen  Siekel,  Das  Privilegium  Otto  I.,  Innsbruck 
1883,  Simson  I S.  80  Anm.  7 mit  Ficker,  Forschungen  zur  Reichs-  und 
Rechtsgeschichte  Italiens,  Bd.  II,  Innsbruck  1889,  S.  299  f.,  333—353,  Martens 
S.  7,  230,  Hirsch  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XIII 
8.  62  Anm.  4,  S.  68,  Boehmer-Mühlbaoher  8.  242  No.  622,  Boretius 
a.  a.  O.  S.  352  f.  an.  Vgl.  auch  Hinscbius  I S.  232,  Riohter,  Ann.  II 
S.  670  ff.,  Dopffel  S.  61  ff.,  insbes.  S.  67. 

')  Vgl.  unten  § 6. 

*)  Bei  der  Wahl  Leo’s  HI.  war  es  der  Papst  selbst  gewesen,  welcher 
das  Wahldekret  versendete.  Jaffe  IV  S.  354  oben  S.  41  Anm.  3. 

*)  Die  Einsendung  des  Wahldekretes  durch  die  Wähler  lässt  sich  für 
das  Jahr  855  bei  der  Wahl  Benedicts  HI.  und  für  das  Jahr  867  bei  der 
Wahl  Hadrians  II.  nachweisen,  doch  wird  sie  bereits  im  Jahre  855  als 
consuetudo  prisca  bezeichnet.  Vgl.  Hinschius  I S.  234  Anm.  4 und  S 235 
Anm.  1,  Boebmer-Mühlbacher  S.  436  No.  1138a. 

4)  So  schickte  Pippin  dem  Papste  Stephan  II.  vor  seiner  Ankunft  in 
Ponthion  (754)  seinen  Sohn  Karl  entgegen  (Vit.  Steph.  c 25  bei  Muratorius  IH 
S.  168  und  bei  Duchesne  S.  447;  vgl.  auch  Oelsner  S.  117  und  Boebmer- 
Mühlbacher  S.  33),  ferner  Karl  dem  Papst  Leo  UI.  vor  dessen  Ankunft 
in  Paderborn  (799)  seinen  Sohn  Pippin  (Vita  Leonis  bei  Muratorius  UI 
8.  198  f.  und  Duchesne  II  S.  6 f.,  Poeta  Saxo  lib.  III  v.  486  f.  bei  Ja  ff  6 IV 
8.  589,  Abel  U 8.  173  f.),  vor  Leo’s  Aukunft  in  Reims  (804)  seinen  Sohn 
Karl  (Einb.  Ann.  a.  804,  M.  G.  SS.  I S.  192,  cf.  Poeta  Saxo  lib.  IV  v.  148  ff. 
bei  Jaffö  IV  S.  598,  Ann.  Maxim.  M.  G.  SS.  XIU  S.  23,  Abel  II  8.316, 
Boehmer-Mühlbaoher  S.  165);  endlich  schickte  Ludwig  der  Fromme 
dem  Papst  Stephan  IV.  vor  dessen  Ankunft  in  Reims  (816)  seinen  Neffen 
Bernhard  entgegen  (Vita  Hludow.  c 26,  M.  G.  SS.  n S.  620  , 8imson  1 
8.  67;  vgl.  Vit  Steph.  IV  bei  Muratorius  UI  S.  212  f.  und  Duchesne 
U 8.  49,  Bochmer-Mühlbacher  S.  238). 

5)  So  zogeu  persönlich  entgegen:  Pippin  dem  Papste  Stephan  U.  (Vit 
Steph.  c.  25  bei  Muratorius  III  S.  168,  Duchesne  S.  445;  vgl.  Oelsner 
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Akt  der  Höflichkeit  in  gleichem  Maaese  selbstverständlich  wie 
die  feierliche  Einholung  im  umgekehrten  Falle,  wenn  sich  der 
König  der  ewigen  Stadt  nahte;1)  lediglich  als  Akt  der  Höflich- 
keit ist  das  Entgegensenden  angesehener  Männer  oder  die 
persönliche  Einholung  seitens  der  Füvsten  rechtlich  ebenso  gleich- 
gütig  *)  wie  die  Anordnung,  dass  geistliche  oder  weltliche  Gross- 
•würdenträger  den  Scheidenden  auf  seiner  Rückreise  geleiten 
sollten.  *)  Rechtlich  belanglos  ist  es  ferner,  wenn  Pippin  bei  der 
Ankunft  des  Papstes  Stephan  II.  zu  Ponthion  (im  Jahre  754) 4) 
dessen  Pferd  eine  Strecke  weit  am  Zaume  führte.5)  Rur  dem 

S.  127),  Ludwig  der  Fromme  dem  Papst  Stephan  V.  (Vit.  Uludow.  c.  26, 
M.  ü.  SS.  II  S.  620,  Thegani  Vita  flludow.  c.  16,  M.  G.  SS.  II  S.  694, 
Sim iod  I S.  68). 

•)  Vgl.  bei  Karls  Romreisen:  zum  Jahre  774:  Vit.  Hadr.  c.  86  bei 
Muratorius  III  S.  185,  Duchesne  S.  496;  Einh.  Vit.  Carol.  e.  27  Jaffä 
IV  S.  533;  zum  Jahre  781:  Poeta  Saxo  lib.  II  v.  5 f.  bei  Jaffä  IV  8.  658, 
Martens  S.  134  ff,  Abel  I S.  55  f,  Boehmer-Mühlbacher  S.  65;  zum 
Jahre  787 : Ann.  Lauriss.  M.  G.  SS.  I S.  168,  Chronic.  Vedastin.  M.  G.  SS. 
XIII  S.  705,  Abel  I S.  557;  zum  Jahre  800:  Ann.  Lauriss.  M.  G.  SS.  I 
8.  168,  Poeta  Saxo  lib.  III  y.  605  f.  bei  Jaffö  IV  8.592,  Abel  II  8.222, 
Boehmer-Mühlbacher  S.  146  f.  — Vgl.  über  Pippins  im  Jahre  808  ge- 
plante Romreise  ep.  Leonis  I No.  1 bei  Jaffe  IV  8.  309. 

*)  Eine  Rechtspflicht  lässt  sich  meines  Erachtens  nicht  einmal  aus 
nachstehender  Notiz  des  Astronomus  M.  G.  SS.  II  8.  616  c.  48  (zum  Jahre 
833)  folgern:  Nuntiatum  est  imperatori  (Ludwig  dem  Frommen)  advcnire 
papam  Romanum  (Papst  Gregor  IV.).  Quem  venientem  in  ipsa  acie  imperator 
consistens  suscepit,  licet  indecentius  quam  debuit,  imputans  ei  quod 
ipse  sibi  talem  snsceptionem  praeparavcrit,  qui  inusitato  modo  (nämlich  ohne 
beim  Kaiser  angemeldet  zu  sein;  vgl.  unten  § 8)  ad  se  veniret. 

•)  So  begleiten  Stephan  II.  auf  der  Rückreise  nach  Italien  der  König 
selbst  und  viele  seiner  weltlichen  und  geistlichen  Grosswürdenträger  (Vit. 
Steph.  bei  Muratorius  III  8.  170  No.  80B,  nicht  8. 168,  wie  Rettberg  1 
8.  391  citiert;  vgl.  Oelsner  S.  194).  Ueber  die  Rückreise  Leos  III.  von 
Paderborn  vgl.  Ann.  Lauresh.  a.  799  M.  G.  8S.  I S.  37:  postea  cum  pace 
et  honore  magno  eum  remisit  ad  propriam  sedem;  et  missi  domni  regia 
deducebant  eum  honorificc ; über  die  Rückreise  Stephans  IV.  von  Reims 
i.  J.  816  vgl.  Thegani  Vita  Hludow.  c.  17,  M.  G.  S8.  II  8.  594. 

4)  Nicht  im  Jahre  744,  wie  ein  Druckfehler  bei  Dahn,  D.  G.  8.  257 
Anm.  1 besagt. 

*)  Vit.  Steph.  c.  25  bei  Muratorius  III  S.  168  und  bei  Duchesne  S. 447: 
Audiens  vero  Rex  eiusdem  beatissimi  pontificis  adventum,  nimis  festinanter 
in  eius  advenit  occursum,  unacum  coniuge,  filiis  etiam  et  primatibus;  pro  quo 
et  sfferens  centum  millia  filium  suum  nomine  Carolum  in  occursum  ipsius 
coangelici  Papae  direxit  cum  aliquibus  ex  suis  optimatibus.  Ipseque  in 
palatio  suo  in  loco,  qui  vocabatur  Ponticone,  ad  fere  trium  millium  spatium 
descendens  de  cquo  suo  cum  magna  humilitate  terrae  prostratus  una  cum 
sua  coniuge,  flliis  et  optimatibus  eundem  sanctissimum  Papam  suscepit. 
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Biographen  Stephans  erscheint  dieser,  an  sich  durchaus  glaub- 
würdige Umstand  bemerkenswerth,  die  übrigen  Quellen  berichten 
ihn  überhaupt  nicht;  Pippin  liess  dadurch  zwar  seine  Ehrfurcht 
vor  dem  Papste  erkennen,  er  wird  aber  ebensowenig  beabsichtigt 
haben,  durch  diese  Handlungsweise  seiner  Unterwerfung  unter 
den  römischen  Bischof  Ausdruck  zu  geben,  wie  der  Langobarden- 
könig Liutprand,  der  wenige  Jahre  vorher  das  Pferd  des  Papstes 
Zacharias  eine  halbe  italienische  Meile  weit  am  Zaume  geführt 
zu  haben  scheint.  *) 

Auch  der  Fussfall,  den  Pippin  — und  ebenso  seine  Gemahlin, 
seine  Söhne  und  die  Grossen  des  Reiches  — bei  derselben  Be- 
gegnung zu  Ponthion  vor  Papst  Stephan  II.  that,*)  und  desgleichen 
der  spätere  Fussfall  Ludwigs  des  Frommen  vor  Stephan  IV.®) 
sind  rechtlich  bedeutungslos;  der  Fussfall  Pippins  wenigstens 
erklärt  sich  aus  dem  Wunsche,  den  päpstlichen  Segen  zu  er- 
halten ; ebenso  natürlich  erklärt  sich  umgekehrt  der  zu  Ponthion 


Cai  et  vicestratoris  usque  in  aliquantura  locum  iuxta  eius  sellarem  properavit. 
Vgl.  dazu  Baxmann  S.  236,  Oelsner  S.  127,  v.  Doellinger,  Papstfabeln 
S.  65,  Dahn  S.  872,  Martens  S.  18.  Völlig  aus  der  Luft  gegriffen  ist  die 
Behauptung  von  Niehues  I S.  333,  dass  Pippin  dem  Papste  den  Steigbügel 
gehalten  habe.  Wohl  auf  den  obigen  Vorgang,  alsdann  aber  in  Ueberschätzung 
seiner  Bedeutung  beziehen  sich  die  Bemerkungen  bei  Philipps,  Deutsche 
Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  München  1845,  S.  149.  — Ueber  die  Begegnung 
zwischen  Kaiser  Ludwig  dem  Frommen  und  Papst  Stephan  IV.  berichtet 
die  Vita  Hludow.  des  Astronomus  c.  26,  M.  G.  SS.  II  S.  620,  dass  der  Kaiser 
den  Papst:  honestissime  suscepit , descendentem  equo  excepit  et  ecclesiam 
intrantem  manu  propria  sustentavit.  Entgegen  der  Ansicht  von  Brunner, 
das  Constitutum  Constantini,  Berlin  1888,  S.  30  halte  ich  es  jedoch  für  aus- 
geschlossen, dass  dadurch  möglichenfalls  angedeutet  sei,  der  Kaiser  habe 
dem  PapBt  das  officium  stratoris  geleistet. 

')  Vita  Zach,  bei  Muratorius  III  S.  162:  ab  eadem  egressus  ecclesia 
in  eius  obsequium  rex  dimidium  fere  milliarium  perrexit.  Vgl.  dazu  Oelsner 
S.  127  Anm.  4,  Baxmann  I S.  218,  236,  Gregorovius  II  S.  289  Anm.  1. 

*)  Vita  Stephani  oben  S.  43  Anm.  6. 

s)  Tbegani  Vita  Hludow.  c.  16,  M.  G.  SS.  II  S.  594:  princeps  proster- 
nens  se  cum  omni  corpore  in  terra  tribus  vicibus  ante  pedes  tanti  pontificis. 
et  tertia  vice  erectus  salutavit  pontificem.  Ermoldi  Nigelli  lib.  II  v.  22  f. 
II.  G.  SS.  II  S.  482: 

Rex  tarnen  ante  sagax  flexato  poplite  adorat 
Terque  quaterque,  Dei  sive  in  honore  Petri. 

Simson  S.  69.  — Bei  der  Anwesenheit  Leos  III.  in  Paderborn  hat  sich 
zwar  das  ganze  Heer  Karls,  nicht  aber  der  König  selbst  vor  dem  Papste 
niedergeworfen:  Angilberti  carmen  de  Karolo  Magno  lib.  HI  v.  453  f.,  M.  G 
SS.  U S.  401;  Baxmann  I S.  310,  Abel  H S.  182,  180  Anm.  2. 
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erfolgte  Fussfäll  Stephans  II.  vor  Pippin ')  aus  des  Papstes 
Wunsche,  den  Zweck  seiner  Reise,  des  Königs  Intervention 
gegen  die  Langobarden,  sicherer  zu  erreichen.  *) 

Rechtlich  verwerthbar  dagegen  ist  der  Fussfall,  den  Papst 
Leo  III.  am  Weihnachtstagc  800  vor  Karl  dem  Grossen  un- 
mittelbar im  Anschlüsse  an  dessen  Kaiserkrönung  that.  Dieser 
Fussfall  ist  als  Zeicheu  der  Unterwerfung  unter  das  in  Karls 
Person  auf  das  Karolingerhaus  übertragene  römische  Kaiserthum 
und  als  Erneuerung  der  seit  Vitellian  den  römischen  Kaisern 
gezollten  Adoration  aufzufassen.3)  Rechtlich  in  demselben  Sinne 

')  Chronic.  Moissiac.  M.  OK  SS.  I S.  293:  Sequenti  die  una  cum  clero 
■uo  asperaus  cinere  et  indutus  cilicio  in  terrain  prostratus  . . . regem  obaecrans, 
ut  . . .;  vgl.  Oelaner  S.  128  Anm.  3,  Martens  S.  19,  Dahn  S.  873  f., 
Boehmer-Miihlbacher  S.  33. 

*)  Darnach  lege  ich  diesem  Fussfalle  dieselbe  Bedeutung  bezw.  Be- 
deutungslosigkeit bei  wie  folgenden  Redensarten,  durch  welche  die  Päpste 
sich  den  Schutz  der  Karolinger  für  ihren  jungen  Kirchenstaat  verschaffen 
wollten:  Brief  Stephans  II.  an  Pippin  Jaffe  IV  No.  9 S.  51  f.:  Peto  te 
et,  tamquam  praesentialiter  adsisteus  (cf.  No.  8 S.  45,  10  S.  57,  31  S.  114, 
42  S.  143,  46  S.  157,  54  S.  180)  provolutus  terrae  (cf.  No.  13  S.  71:  unten) 
et  tuis  vestigiis  me  prosternens  cum  divinis  mysteriis  (cf.  No.  8 S.  45,  58 
S.  192);  Brief  desselben  an  denselben  No  11  S.  63:  tamquam  praesentialiter 
coram  tuo  mellifluo  consistens  aspectu  (vgl.  No.  45  S.  131,  57  S.  190  und 
unten  No.  44  S.  148),  flexis  genibus  petens  peto-,  Brief  Constantins  an  Pippin 
No.  44  S.  148:  obnixia  deprecationibus,  tamquam  presentaliter  (cf.  No.  48 
S.  165)  coram  vestro  mellifluo  regali  adsisteus  conspectu,  flecso  poblite 
(cf.  No.  36  S.  129  und  auch  Krmoldi  carmen  oben  S.  44  Anm.  3)  deprecor. 
— Aehnliche  Wendungen  begegnen  in  dem  Briefe  des  römischen  Senates  und 
Volkes  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  S.  71  (obnixe  deprecamur  et,  tam- 
quam praesentaliter  vestris  regalibus  provoluti  vestigiis,  petimus)  und  in  dem 
Briefe  des  Bonifaz  an  Zacharias  Jaffe  III  No.  42  S.  111:  non  aliter  quam 
ut  ante  vestigia  vestra  geniculantes  iutimis  subnixe  flagitamus  precibus. 

*)  Ann.  Lauriss  z.  J.  801  M.  G.  SS.  1,  S.  188  (nicht  S.  138,  wie 
Doellinger,  Papstfabeln,  S.  85  Anm.  1 citiert):  ab  apostolico  more  auti- 
quomm  prinuipum  adoratus  est;  Ann.  Kiuh.  ibid.  S.  189:  ab  eodem  pontifice 
more  antiquorum  principum  adoratus  est,  ferner  Poeta  Saxo  lib.  I V v.  20  ff., 
Jaffe  IV  S.  594: 

Post  laudes  igitur  dictas  et  aummus  eundem, 

Praesul  adoravit,  sicut  mos  debitus  olim 
Principibua  fuit  antiquis. 

Vgl.  Abel  II  S.  237,  W attenbach  S.  50,  Kaufmann  S.  328,  Baxmann 
I S.  318,  v.  Ranke  V,  2 S.  186,  v.  Doell  inger,  Kaiserthum,  S.  364  f.,  380  f., 
386,  Dopffel  S.  37,  Thijm,  Karel  S.  436  und  537,  Karl  S.  283  und  351. 
Vgl.  ferner  Martens  S.  210  f.,  der  mit  Recht  betont,  dass  zwar  nnr  die 
fränkischen,  nicht  auch  die  römischen  Quellen  die  Adoration  vermerken, 
dass  sich  an  ihr  aber  dennoch  nicht  zweifeln  lässt.  — Vgl.  auch  Hauck 
S.  105.  Irrig  ist  Sugenheims  Annahme  S.  405,  dass  die  Adoration  nicht 
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als  Zeichen  der  Unterwerfung  unter  das  fränkische  Regiment 
verwerthbar  ist  ferner  die  bereits  durch  Hadrian  I.  (772 — 795) 
erfolgte  Aufnahme  der  Fürbitte  für  Karl , seine  Familie  und 
seine  Getreuen  in  das  Kirchengebet  zu  Rom ')  und  im  übrigen 
Italien  *)  und  die  bei  einzelnen  besonders  wichtigen  Anlässen, 
z.  ß.  nach  grossen  Siegen  des  fränkischen  Heeres,  vom  Papste 
abgehaltenen  Bet-  und  Dank  feste.  *) 

Die  nahen  Beziehungen,  welche  die  Päpste  mit  den  Karo- 
lingern unterhielten , sind  der  Anlass  zu  einem  sehr  lebhaften 
Briefwechsel  zwischen  dem  römischen  Stuhle  und  dem  fränkischen 
Hofe  gewesen,  einem  Briefwechsel,  der  für  die  geschichtliche 
und  rechtsgeschichtliche  Forschung  eine  ausgiebige  Fundgrube 
interessantesten  Materials  bietet.4)  Die  Nachwelt  ist  Karl  dem 
Grossen  zu  lebhaftestem  Danke  verpflichtet,  dass  er  im  Jahre 
791  diesen , damals  bereits  zum  Theil  der  Zerstörung  anheim- 
gefallenen Briefwechsel  auf  starkem  Pergament  mit  grösster 


in  kniefälliger  Verehrung,  sondern  blos  in  einem  Kuss  auf  den  Mund  be- 
standen habe. 

')  Brief  Hadrians  an  Karl  bei  J aff 6 IV  No.  64  S.  205:  Deprecamus  Dei 
omnipotentis  clementiam  cum  noatris  episcopis  sacerdotibus  clerum  atque 
senatum  et  Universum  nostrum  populum;  ut  vobia  indesinenter  victorias 
tribuat  et  vestrum  dilatet  regnum.  Hierzu  Cenni,  Monumenta  dominationis 
pontificiae  sive  Codex  Carolinus  tom.  I,  Romae  1760,  S.  361  Anm.  3.  — 
Sodann  Karls  Instruktion  für  seine  Gesandten  an  Hadrian  bei  Jaffe  IV 
ep.  Carol.  No.  2 S.  342  und  bei  Boretius  S.  225  c.  IV  und  unten  S.  47 
Anm.  6 auf  S.  48:  Multas  vobis  agit  gratias  dominus  noster  filius  vester 
de  sacrissanctis  orationibus  vestris,  quibus  adaidue  pro  illo  et  fidelibus 
ecclesiae  et  vestris  atque  suis  decertatis,  non  solum  pro  vivis,  sed  etiam  pro 
defunctis.  Ibid.  c.  V:  Maudavit  vobis  filius  vester,  dominus  videlioet  noster: 
quia . . . Deo  gratias  et  veatras  sanctas  orationes  . . . cum  illo  et  filia  vestra, 
eius  coniuge,  et  (filiis)  sibi  a Deo  datis  vel  omni  domo  sua  sive  oum  Omnibus 
fidelibus  suis  prospera  esse  videntur,  — Ferner  Brief  Hadrians  bei  J affC  IV 
No.  56  S.  185:  ob  veatrorum  veniam  delictorum  sedule  a nobis  et  ounctis 
Dei  sacerdotibus  orationum  Vota  et  sacrificiorum  hostiae  divinae  offeruntur 
maiestati;  ibid.  No.  75  S.  230:  solite  orationes  enixius  pro  vobis  fundentes 
praeces.  Vgl.  No.  63  S.  204,  64  8.  206,  Waitz  III  S.  182  Anm.  1. 

*)  In  Hadrians  Brief  No.  68  bei  Jaffe  IV  S.  213  (v.  J.  781)  wird  bezüglich 
des  Klosters  des  hl.  Vincenz  am  Volturnus  erzählt:  cum  oursum  höre  sextae 
explessemuB,  et  secundum  oonsuetudinem  pro  regis  incolumitate  eiusque 
prolis  propheticum  decantaremus  psalmum.  — Ueber  die  Einführung  der 
Kirchengebete  im  fränkischen  Reiche  überhaupt  vgl.  Waitz  HI  8.  264  ff. 

*)  So  nach  der  Taufe  Widukind’s  im  Jahre  785.  Schreiben  Hadrians 
an  Karl  bei  Jaffe  IV  No.  80  8 246  f,  Abel  I 8.  500  f.,  Rettberg  I 
8.  424,  Dahn  8.  1003. 

4)  Vgl.  oben  § 1 8.  4 Anm.  3. 
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Sorgfalt  aufzeichnen  liege ')  und  so  den  späteren  Geschlechtern 
gerettet  hat. 

Ebenso  rege  wie  der  briefliche  war  der  gesandtschaftliche 
Verkehr  zwischen  den  Karolingern  und  den  Päpsten.  Beides 
stand  in  nothwendigster  Beziehung  zu  einander.  Zwar  haben 
sich  zufällige  Gelegenheiten  zur  Beförderung  der  Briefe  offenbar 
für  beide  Theile  sehr  oft  geboten.  Denn  die  seit  etwa  740*) 
sehr  zahlreichen  Pilgerfahrten  fränkischer  Unterthanen  nach  Rom 
wurden  von  königlicher  Erlaubnis  abhängig  gemacht*)  und  die 
Wallfahrer  werden  im  eigenen  Interesse  — behufs  Erlangung 
des  Königsschutzes 4)  und  der  Freiheit  von  Wegezöllen*)  — die 
Erlaubnis  regelmässig  nachgesucht  haben.  Und  ebenso  erhob 
der  Papst  „seinen  Leuten“  gegenüber  den  Anspruch,  dass  sie 
sich  vor  einer  Reise  nach  dem  Frankenreiche  bei  ihm  melden 
mussten.*)  Wo  aber  eine  derartige  Gelegenheit  zur  Beförderung 

')  Vgl.  die  Einleitung  zum  Codex  Carolinus,  Jaffe  IV  S.  13  und  dazu 
Jaffe  selbat  S.  1.  Ein  Theil  der  päpstlichen  Briefe  ist  verdeutscht  von 
Abel  in:  Paulus  Diakonus  und  die  übrigen  Geschichtsschreiber  der  Lango- 
barden (Geschichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit,  2.  Gesammtausgabe  Bd.XV. 
Achtes  Jahrhundert  Bd.  IV,  Leipzig  1888)  8.  206 — 232. 

*)  Vgl.  Oelsner  S.  106,  ferner  Ale.  vita  c.  16  bei  J aff 6 VI  S.  32, 
Abel  H S.  606  f. 

s)  Die  schon  unter  den  Merovingera  erforderliche  Erlaubnis  des  Königs 
zu  Bomreisen  (vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  10  Anm.  3,  Hinsohius  IQ 
S.  222  Anm.  2)  wird  für  die  Karolingerzeit  bewiesen  durch  Hadrians  Brief 
an  Karl  No.  88  bei  Jaffe  IV  S.  290  f.,  insbes.  S.  291:  sicut  vestris  hominibus 
sine  vestra  absolutione  ad  limina  apostolorum  neque  ad  nos  coniungunt,  ita 
et  nostri  homines,  qui  aput  vos  venire  cupiunt,  cum  nostra  absolutione  et 
epistola  veniant.  Ferner  Translatio  S.  Viti  bei  Jaffö  I (Honum.  Corbeiensia) 
S.  6:  Fulrad  von  St.  Denys  Pippinum  principem  adiit  petivitque,  ut  ei 
Komam  ire  permitteret,  quatenus  inde  sanctorum  Corpora  ad  preefatum 
monasterium  aliqua,  sicut  cupidus  erat,  trenslatare  potuisset.  Quod  princeps 
piissimus  libenter  accipiens  . . . licentiam  dedit  Daneben  war  für  Mönohe 
die  Erlaubnis  des  Abtes,  event.  des  Bischofs  erforderlich  (Conc.  Vernense 
c.  10  bei  Boretius  S.  36),  für  Geistliche,  die  keinem  Kloster  angehörten, 
die  des  Bischofs  (Einhards  Brief  No.  38,  Jaffe  IV  S.  466  f.). 

4)  Vgl.  Pippini  Italiae  regis  capitulare  a 10  bei  Boretius  S.  193  und 
die  Briefe  Alcuins  an  König  Pippin  von  Italien  bezw.  dessen  primicerius 
(über  dies  Amt  vgl.  W aitz  UI  S.  618)  bei  Jaffe  VI  No.  6 S.  160  und  No.  6 
S.  149,  Waitz  IV  S.  238. 

*)  Pippini  regis  Capitulare  v.  J.  754  bezw.  766  o.  4 bei  Boretius 
S 32;  Cap.  Vernense  o.  22  8.  37,  Alcuins  Brief  No.  57  bei  J af  f6  VI  S.  287, 
Ep.  Carol.  No.  11  bei  J af  fe  IV  S.  367  (Briefe  Karls  an  König  Offa  von  Mercia), 
Waitz  IV  S.  63. 

•)  Vgl.  den  oben  Anm.  3 citierten  Brief  Hadrians  an  Karl  ep.  98 
S.  290  f.  Ferner  ep.  77  8.  233. 
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sich  nicht  fand  oder  nicht  benutzt  werden  sollte,  war  eine  eigene 
Gesandtschaft  erforderlich. 

Man  pflegte  den  Gesandten  ausser  der  Anweisung  über  die- 
jenigen Gegenstände,  welche  sie  mündlich  zu  verhandeln  hatten,1) 
Briefe  mitzugeben, *)  in  denen  dieselben  Gegenstände  und  daneben 
noch  dieser  oder  jener  andere  Punkt  Erörterung  fanden. 

Wie  der  Inhalt  der  Korrespondenz  zumeist  politische,  seltener 
kirchliche  Fragen  betraf,  so  auch  der  Gegenstand  der  gesandt- 
schaftlichen  Verhandlungen.  Umgekehrt  erscheinen  als  Träger 
der  Gesandtschaft  selten  weltliche,  zumeist  geistliche  Grosse.*) 
Letzteren  ist  bisweilen  auch  eine  Theilnahtne  an  kirchlichen  Ver- 
sammlungen, die  gerade  am  Bestimmungsorte  tagten,  gestattet 
worden,*)  im  Uebrigen  aber  beschränkten  sich  ihre  durch  die 
Vollmacht  genau  abgegrenzten5)  Befugnisse  auf  die  Repräsen- 
tation des  Absenders  bei  den  Verhandlungen.  Ehrenvoller  Empfang 
der  Gesandten  war  selbstverständliche  Pflicht  dessen , dem  die 
Gesandtschaft  galt,  und  zugleich  ein  Zeichen  der  Ehrerbietung 
gegen  den  Absender;  oft  hat  man  die  Abgeordneten  sogar  in 
feierlicher  Weise  einholen  lassen,*)  das  Alles  war  aber  nicht  ein 

')  Vgl.  namentlich  das  memoratorium  missis  datum  ad  Adrianum  Papam 
legatis  bei  Boretius  S.  225  und  bei  Jaffe  IV  ep.  Carol.  No.  2 S.  341  f., 
wonach  uns  8 Kapitel  und  die  Thatsaohe  der  Existenz  eines  91“  Kapitels 
überliefert  sind,  aus  welchen  die  Instruktion  der  Gesandten  Karls  an  Hadrian 
bestand.  Der  Inhalt  dieser  8 Kapitel  ist:  1)  Gruss  des  königlichen  Hanses 
an  den  Papst;  2)  Gross  der  fränkischen  Geistlichkeit  und  des  Franken- 
Volkes  an  den  Papst;  3)  Dank  des  Königs  für  die  letzte  Gesandtschaft  und 
den  letzten  Brief  des  Papstes  nebst  Versicherung  der  Freude  über  das 
Wohlbefinden  desselben;  4)  Dank  für  die  Fürbitten  des  Papstes,  Versiche- 
rung der  Erwiderung;  5)  Versicherung  des  Wohlbefindens  des  königlichen 
Hauses;  6)  s.  folgende  Anmerkung;  7)  und  8)  Mittheilung,  dass  der  König 
den  Gesandten  Geschenke  für  den  Papst  mitgegeben  habe.  — Zu  No.  4 und 
5 vgl.  oben  8.  45  Anm.  2 auf  S.  46. 

*)  Vgl.  ep.  Carol.  No.  2 Jaffe  IV  S.  342  (s.  vorige  Anmerkung)  No.  VI 
(Boretius  8.  225):  Posten  vero  danda  est  aepistola,  dicentibus  hoc  modo: 
Praesentem  aepistolam  misit  vobis  Dominus  noster  filius  vester;  poatuland(o) 
scilicet  sanctitati  vestre,  ut  almitas  vestra  amando  eam  recipiat. 

')  Betreffs  der  päpstlichen  Gesandten  vgl.  die  Zusammenstellung 
bei  Hinsohius  I 8.  507. 

*)  Vgl.  unten  § 19. 

s)  Hinschius  I S.  506. 

*)  Brief  Hadrians  an  Karl,  Jaffe  IV  No.  57  S.  189:  Desiderabilis 
sum  adsidue,  missos  excellentiae  vestrae  solite  cum  magno  gaudio  et  decenti 
honore  suscipere...  Unde  nos  ilico,  secundum  qualiter  missis  vestrae  regalis 
potentiae  decet,  omnetn  praeparationem  seu  et  caballos  in  obviam  eorum 
direximus.  Aus  demselben  Briefe  S.  190  (hierauf  nimmt  wahrscheinlich 
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Vorrecht  derjenigen  Personen,  welche  den  gcsandtschaftlichen 
Verkehr  «wischen  Rom  und  dem  fränkischen  Hofe  er- 
ledigten, sondern  ein  Rechtsanspruch,  wie  er  in  gleicher  Weise 
denjenigen  Gesandten  gebührte,  welche  der  Papst  bezw.  die  Franken- 
fürsten anderswoher  empfingen  oder  anderswohin  schickten;1)  und 
wie  Papst  Hadrian,*)  der  als  Inhaber  der  Repräsentationshoheit 
Souveränitätsrechte  im  Sinne  der  modernen  Staatsrechtslehre  übte, 
würden  sich  auch  die  Häupter  anderer  souveräner  Staaten  verletzt 
gefühlt  und  beklagt  haben  über  die  Gefangensetzung  von  Ge- 
sandten und  den  hierin  liegenden  Bruch  eines  elementaren  völker- 
rechtlichen Gebotes. 

Bisweilen  wurden  die  Gesandten  der  Frankenfürsten  in  Rom,’) 
diejenigen  des  Papstes  am  fränkischen  Hofe4)  mit  Erlaubnis  des 
Absenders  längere  Zeit  zurückbehalten,  um  die  gemeinsamen 
Interessen  der  Könige  und  der  Päpste  dauernd  wahrzunehmen. 
So  selten  dies  geschehen  zu  sein  scheint,  so  liegt  darin  doch 
bereits  der  Keim  eines  ständigen  Botschafterwesens  nach  Art 
des  heutigen.*)  Ständige  Vertreter  der  römischen  Interessen  im 
Frankenreiche  finden  sich  ferner  insoweit  als  päpstliche  Vikare 
begegnen,  d.  h.  also*)  in  der  Person  des  Bonifaz,  wahrscheinlich 
auch  für  das  Ende  des  achten  Jahrhunderts  in  der  Person  des 
Erzbischofs  Wilchar.7)  Die  Legateneigenschaft  des  Bonifaz,  die 

Kaufmann  S.  369  Bezug,  jedoch  allzusehr  generalisierend)  ergiebt  sich, 
dass  die  Gesandten  Karls  der  Aufforderung  Hadrians,  auf  einer  bestimmten 
Honte  zu  ihm  zu  eilen,  keine  Folge  leisten;  der  Papst  vermag  sich  dies 
nicht  zu  erklären,  es  erklärt  sich  aber  aus  dem  Gefühl  der  Unabhängigkeit 
der  fränkischen  Unterthanen  vom  Papste.  — In  ep.  Leon.  No.  10  bei  Jaffe  IV 
S.  332  f.  erfahren  wir,  dass  das  sechste  Kapitel  eines  ,Capitulare‘,  welches 
Karl  an  Leo  gesendet,  die  Mittheilnng  enthielt,  die  fränkischen  Gesandten 
hätten  sich  geweigert,  abermals  nach  Rom  zu  gehen,  und  es  falle  dem 
Könige  schwer,  Personen  zu  finden,  die  gerne  zum  Papste  gingen;  denn  die 
früheren  Gesandten  hätten  in  Rom  Beleidigungen  durchzumachen  gehabt. 
Der  Papst  bezeichnet  das  als  Verleumdung  und  erklärt  (a.  a.  O.  8.  333):  eos 
bene  snscepimus  et  honoravimus  pro  vestro  amore . . eos  honorifice  suscepimus. 

')  Vgl.  Capitulare  vom  Jahre  802  c.  53,  Boretius  8.  104:  ut  missi 
ad  domnum  imperatorem  venieDtes  et  ab  eo  directi  honorabiliter  suscipiantur. 
Waitz  IU  8.  632,  IV  8.  24. 

*)  Vgl.  Kaufmann  8.  369,  Jaffä  IV  No.  63  8.  177  f. 

*)  Jaffä  IV  No.  37  S.  133. 

«)  Jaffe  IV  No.  37  S.  132. 

•)  Vgl.  auch  Dahn  8.  931. 

•)  Unten  § 9. 

’)  Unten  § 10  wird  nachgewiesen  werden,  dass  in  der  Zeit  von  etwa 
767  bis  779  der  Erzbischof  Wilchar  von  Sens  im  fränkischen  Reiohe  die 
Funktionen  eines  päpstlichen  Statthalters  ausgeiibt  hat. 

fftyt,  PapvUhum  nnter  den  Karolingern.  4 
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er  lediglich  mit  staatlicher  Ermächtigung  ausgeübt  hat,1)  lässt 
sich  mit  dem  Amte  der  späteren  päpstlichen  Nuntien  insofern 
vergleichen,  als  die  für  Gesandte  im  technischen  Sinne  gegebene 
Residenzpflicht  am  Hofe  des  Empfangsstaates  hier  fehlt,  und 
zweitens  insofern,  als  den  Hauptzweck  eine  unter  unmittelbarer 
Eontrole  Rome  stehende  Missionsthätigkeit  bildet.*) 

Bei  dem  hohen  Ansehen  des  Papstthums  ist  es  nicht 
erstaunlich,  dass  sich  die  Fürsten  oftmals  den  Rath  und  die  Bei- 
hülfe der  Päpste  erbaten  und  ihnen  somit  Elinmischung  in  die 
fränkischen  Verhältnisse  gestatteten.  Es  geschah  dies  namentlich 
in  kirchlichen  Angelegenheiten,*)  oft  aber  auch  in  weltlichen 
Regierungsangelegenheiten.  Auf  der  Grenze  zwischen  geist- 
lichen und  weltlichen  Dingen,4)  wenn  auch  nach  Fassung  der 
Frage  und  der  Antwort  nur  vom  kirchlichen  Standpunkte  be- 
trachtet, steht  hier  die  Bitte  Karls  an  Hadrian  um  Auskunft, 
wie  mit  den  neugetauften,  aber  wieder  zum  Heidenthum  zurück- 
gekehrten  Sachsen  verfahren  werden  solle.®)  Auch  die  Unter- 
schriften der  Päpste  Leo  HI.  und  Paschalis  I.  zu  den  Reichs- 
theilungen  Karls  des  Grossen  vom  Jahre  806®)  und  Ludwigs 
des  Frommen  vom  Jahre  817’)  bilden  insofern  den  Uebergang 

')  Unten  § 9. 

*)  Vgl.  unten  § 11. 

*)  Unten  § 6. 

*)  Indem  die  nachfolgenden  Beispiele  darthun,  wie  schwierig  es  im 
Einzelfalle  ist,  zu  entscheiden,  ob  es  sich  um  eine  geistliche  oder  um  eine 
weltliche  Angelegenheit  gehandelt  hat,  und  wie  oft  die  beiderseitigen  Grenz- 
linien in  einander  übergingen,  beweisen  diese  Beipiele  zugleich,  dass  es  nicht 
überall  möglich  ist,  die  als  Grundlage  für  ein  sicheres  Resultat  durchaus 
erforderliche  „klare  Unterscheidung  zwischen  geistlicher  und  weltlicher 
Machtsphäre“  des  Papstthums  zu  geben,  welche  Ebner  im  Historischen 
Jahrbuch  der  Görres-Gesellsohaft,  Bd.  XII,  München  1891,  S.  653  in  Haucks 
Kircbengeschichte  vermisst  Man  wird  angesichts  solcher  Beispiele  Hauck 
gegenüber  Ebner’s  Tadel  in  Schutz  nehmen  dürfen. 

*)  Schreiben  Hadrians  bei  Jaffe  IV  No.  81  S.  248. 

•)  Einh.  Ann.  z.  J.  806,  M.  G.  SS.  I,  S.  193:  De  hac  partitione  et 
testamentum  factum,  et  iureiurando  ab  optimatibus  Francorum  confirmatum, 
et  constitutiones  pacis  conservandae  causa  factae,  atque  haae  omnia  litteris 
mandata  sunt,  et  Leoni  papae,  ut  his  sua  manu  subscriberet,  per  Einhanlum 
missa.  Quibus  pontifex  lectis,  et  adsensum  praebuit,  et  propria  manu  sub- 
scripsit.  — Enhard.  Fuld.  Ann.  z.  J.  806:  M.  G.  SS.  I S.  863:  De  hac  par- 
titione testamentum  conscriptum,  et  ab  optimatibus  Francorum  confirmatum, 
et  Leonis  apostolici  subscriptione  roboratum  est.  — Ann.  Lobienses  M.  G.  SS. 
XIII  S.  231 : quod  et  scripto  mandavit  et  roborandum  Omnibus  fidelibus  suis 
tradidit,  sed  et  papae  Leoni  confirmandum  Romain  diroxit.  Vgl.  A be  1 II  S.  364 
Anm.  3,  N iehues  II  S.  32, 46,  Dahn  S.  1121,  Thijm,  Karel  S.  459,  Karl  S.  298. 

’)  Agobardi  de  divisione  imperii  fiebüis  epistola  (Schreiben  des  Erz- 
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zwischen  der  Mitwirkung  des  Papstes  in  kirchlichen  und  der  in 
weltlichen  Angelegenheiten,  als  ein  gewisser  religiöser  Charakter 
und  feierlich  kirchlicher  Pomp  auch  diesen  Reichstheilungen  — 
oder  doch  nachweisbar  wenigstens  derjenigen  vom  Jahre  817  — 
verliehen  worden  ist.  *)  Rein  politischen  Inhaltes  dagegen  war 
der  Vertrag  Karls  mit  dem  byzantinischen  Kaiser  Michael  vom 
Jahre  812,  für  welchen  gleichfalls  die  päpstliche  Unterschrift 
erbeten  und  gewährt  wurde;1)  ebenso  handelte  es  sich  bei  der  Ver- 
mittelung, welche  Hadrian  I.  im  Jahre  781  zwischen  Karl  und 
dem  Baiernherzog  Tassilo  auf  des  ersteren  und  im  Jahre  787  auf 
des  letzteren  Veranlassung  übernahm,*)  lediglich  um  Fragen  der 

bischofs  Agobard  von  Lyon  an  Kaiser  Ludwig)  c.  4 in  Agob.  opp.  II  ad. 
ßaluzias,  Parisiis  1666,  S.  45:  Deinde  ...  Romain  misistis  a snmrao  pontifice 
geata  vestra  probanda  et  firmanda;  ae  deinde  iurare  omnes  iuasistia  nt 
talem  electionem  et  diviaionem  cnncti  sequerentnr,  et  aervarent;  ferner 
Agobard i de  comparatione  utriuaque  regiminia  (Schreiben  desselben  an 
denselben)  o.  4 opp.  II  S.  61:  Gregorius  Papa  . . . si  . . . quod  vestra 
voluntate  et  potestate  cum  consensu  totius  imperii  vestri  factum  est,  et 
postea  in  apostolica  aede  roboratum,  hoc  vult  in  pristinum  reducere 
atatum  . . . Mir  scheint,  namentlich  in  Hinblick  auf  den  Vorgang  vom 
Jahre  806,  die  im  Text  gegebene  und  auch  bei  Duemmler  I S.  74  Anm.  3 
vertretene  Deutung  der  Aeusserungen  Agobards  ungezwungener,  als  die 
Deutung  bei  Bai  uze  in  seinen  Notae  ad  Agob.  opp.  II  S.  109  (vgl.  S.  116)  und 
bei  Simson  I S.  108  Anm.  5,  II  S.  32  (dem  sich  Dopffel  S.  70  Anm.  1 
anachliesat),  welche  die  Aeusaerungen  dea  Erzbischöfe  auf  die  im  Jahre  823 
zu  Rom  durch  Paschalia  I.  vorgenomrnene  Krönung  Lothars  (vgl.  oben  S.  29 
beziehen.  Auch  v.  Ranke  VI,  1 8.  45  Bcheint  an  einen  sofortigen  „Bei- 
tritt“ des  Papstes  zu  denken. 

')  Vgl.  folgende  Wendungen  der  Theilungsurkunde  bei  Boretiua  8. 270: 
In  nomine  domini  Dei  et  salvatoris  nostri  Jesu  Christi  Hludowicus  . . .; 
ibid.  S.  271:  Idcirio  necessarium  duximus,  ut  ieiuniis  et  orationibus  et 
elemosinarum  largitionibus  apud  illum  (i.  e.  Deum)  obtineremus  quod  nostra 
infirmitaa  non  praesumebat.  Quibus  rite  per  triduum  celebratis,  nutu  omni- 
potentis  Dei,  ut  credimus,  actum  eat,  nt  . . . Ferner  Chronic.  Moiasiac. 
z J.  817,  M.  G.  88.  1 S.  312:  Tune  tnbus  diebus  iciunatum  est  ab  omni 
popnlo,  et  laetania  facta;  Ann.  Lauri  sa.  min.  (Cod.  Fuldensis),  M.  G.  SS.  I 
S.  122  nnd  Ann.  Hildesheim,  M.  G.  SS.  III  S.  42:  ieiunio  indicto. 

*)  Einh.  Ann.  z.  J.  812  11.  G.  SS.  I S.  199:  Die  Gesandten  des 
byzantinischen  Kaisers : Aquisgrani  (Aachen),  ubi  ad  imperatorem  venerunt, 
scriptum  pacti  ab  eo  in  ecclesia  suscipientes  ....  et  revertendo  Romain 
venientes , in  basilica  sancti  Petri  apoatolici  enndem  pacti  seu  foederis 
libellum  a Leone  papa  deuuo  susceperunt  Daraus  geht  die  Unterschrift 
des  Papstes  zwar  nicht  mit  absoluter  Sicherheit,  aber  mit  grosser  Wahr- 
scheinlichkeit hervor.  Vgl.  auch  Waitz  III  S.  635  Anm.  3,  641,  Abel  II 
S.  483  Anm.  1,  Martens  S.  223,  Dahn  S.  1143,  v.  Ranke  VI,  1 S.  22  ff. 

*)  Zum  Jahre  781  vgl.  Einh.  Ann.  ad  a.  780  M.  G.  SS.  I S.  163,  Abel  I 
S.  381  f.,  394  f„  Niehues  H S.  32,  Waitz  III  S.  109  f.,  641;  zum  Jahre 
787:  Einh.  Ann.  M.  G.  SS.  I S.  171,  Ann.  Lauriss.  ibid.  S.  170,  Ann. 
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weltlichen  Politik;  letzterer  gehörte  es  ebenfalls  an,  wenn  die 
Söhne  Kaiser  Ludwigs  des  Frommen  aus  dessen  erster  Ehe  für 
ihr  Bestreben,  die  von  ihrem  Vater  nach  der  Geburt  Karls  (des 
Kahlen)  umgestossene  Reichstheilung  vom  Jahre  817  aufrecht  zu 
erhalten,  die  Intervention  des  Papstes  Gregor  IV.  in  Anspruch 
genommen  und  erlangt  haben.  *) 

Die  Rolle  eines  politischen  Vermittlers,  welche  der  Papst 
nach  obigen  Beispielen  bisweilen  gespielt  hat,  fiel  ihm  nur  auf 
Grund  besonderen  Ersuchens  und  ausdrücklicher  Ermächtigung 
der  betheiligten  Faktoren  zu.  Von  einem  Ansprüche  des  Papstes, 
befragt  und  gehört  zu  werden,  erfahren  wir  nirgends  mit  Sicher- 
heit, der  einzige  Fall,  welcher  die  Geltendmachung  eines  solchen 
Anspruchs  enthalten  könnte,  beweist  zugleich,  dass  die  ungebetene 
Einmischung  des  Papstes  abgelehnt  wurde.*) 

Während  dem  Papste  somit  in  Sachen  der  fränkischen  Politik 
bisweilen  eine  Mitwirkung  gewährt  wurde,  ist  ihm  in  Sachen 
der  Rechtssprechung  gegenüber  den  Franken  eine  Betheiligung 
während  der  von  uns  behandelten  Periode  niemals  eingeräumt 
worden.  Bezüglich  der  Kleriker  wird  dies  unten  genauer  zu 
untersuchen  sein,  bezüglich  der  Laien  muss  konstatiert  werden, 
dass  es  an  jeglichem  Belege  für  eine  päpstliche  Jurisdiktion  oder 
auch  nur  für  Inanspruchnahme  derselben  fehlt.*) 

Maxim.  M.  G.  SS.  XIII  S.  21,  Poeta  Saxo  lib.  II  v.  27B  ff.  bei  Jaffe  IV 
S.  667,  Abel  I S.  57. 

*)  Simson  II  S.  32  ff.,  v.  Hase  S.  68,  Boehmer-Mühlbaoher  p.  LII 
und  unten  § 8. 

*)  lieber  den  Priester  Sergius,  welcher  unter  Berufung  auf  einen  päpst- 
lichen Befehl  den  Hausmeier  Pippin  aufforderte,  vom  Kampfe  mit  dem  Baiern- 
herzog  Odilo  abzulassen,  vgl.  oben  S.  15  Anm.  ß.  (Ami.  Mett.  M.  G.  SS.  I S.  328.) 

*)  Als  indirekter  Beweis  kann  Jaffe  IV  ep.  77  S.  232  ff.  herangezogen 
werden.  Hadrian  berichtet  hier  (im  Jahre  783)  an  Karl  über  die  Missethaten 
zweier  Ravennaten  Hamens  Heleutherius  und  Uregorius,  welche  möglichen- 
falls Richter,  also  Laien  gewesen  sind  (es  lässt  sich  dies  wohl  folgern  aus 
den  Worten  S.  233:  non  sinebant  in  eorum  iudiciaria  [seil,  potestate,  ad- 
ministral  ione,  actione]  partihus  Ravennae  inopes  atque  puaillos  opprimentes 
vivere;  vgl.  Jaffe’s  Uoberschrift  zu  ep.  77  S.  232)  Hadrian  bittet  nun 
(a.  a.  0.  S.  233)  den  König,  die  Ucbelthäter:  ad  nos  dehonestatos  per 
fidelissimos  missos  vestros  humiles  veniant;  ut  omnia,  quae  fati  sumus,  eorum 
comprobemus  praesentia;  quatenus  ...  per  eos  (durch  die  missi)  emendentur. 
Hadrian  nimmt  also  nicht  einmal  gegenüber  den  Einwohnern  von  Ravenna, 
„auf  das  er  doch  immer  so  entschieden  seine  eigenen  Hoheitsrechte  geltend 
gemacht  hatte“  (Abel  I S.  464),  Jurisdiktion  in  Anspruch,  sondern  über- 
lässt dieselbe  Karl  und  seinen  Missi,  während  er  selbst  der  Untersuchung 
nur  als  Ankläger  oder  Belastungszeuge  beiwohnen  will. 
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Zweites  Kapitel. 

Die  Beziehungen  der  Päpste  zum  fränkischen  Kirchenrecht. 

Abschnitt  I. 

§ 5. 

Der  Papst  als  fränkischer  Reichsbischof. 

Es  ist  für  das  fränkische  Staatskirchenrecht  zur  Zeit  der 
Merovinger  charakteristisch,  dass  die  Kirche  nicht  als  Universal- 
Weltkirche,  sondern  als  National-Landeskirche  aufgefasst  wurde-,1) 
als  solche  musste  sie  einen  Einfluss  des  Papstthums  auf  das 
fränkische  Staatskirchenrecht  ablehnen,  weil  der  Bischof  von 
Rom  nicht  dem  fränkischen  Staate,  mithin  also  auch  nicht  dem 
fränkischen  Kirchenverbande  zugehörte;  *)  dieselbe  Auffassung 
beherrschte  auch  die  Periode  des  arnulfingischen  Hausmeierthums, 
und  zwar  schon  deshalb,  weil  das  Papstthum  keine  Verbindung 
mit  der  fränkischen  Kirche  suchte;8)  dieselbe  Auffassung  be- 
herrschte die  erste  Zeit  des  karolingischen  Königthums. 

Eine  prinzipielle  Aenderung  in  dem  Verhältnisse  des  Papst- 
thums zum  fränkischen  Staatskirchenrecht  musste  naturgemäss 
eintreten  mit  der  Erweiterung  der  fränkischen  Reichsgrenzen 
durch  Unterwerfung  Italiens.  Diese  Unterwerfung  Italiens  fand 
bezüglich  der  langobardischen  Gebietstheile  im  Jahre  774  statt;4) 
bezüglich  der  byzantinischen  Gebietstheile  wurde  sie  zwar  nominell 
erst  durch  Karls  Kaiserkrönung,  ja  sogar  erst  durch  dessen 
Vertrag  mit  Kaiser  Michael*)  (812)  vollzogen,  thatsächlich  war 
sie  aber  bereits  ums  Jahr  780  vollendet.*)  Während  nun  bis 

’)  Vgl.  mein  Staatskircbenrecbt  § 1 S.  7 und  jetzt  auch  Hatch,  Die 
Grundlegung  der  Kirchenverfassung  Westeuropas  im  früheren  Kittelalter, 
übersetzt  von  Harnack,  Giessen  1888,  8.  79  f. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  7 f. 

*)  Wenigstens  bis  zum  Auftreten  des  Bonifaz  im  Frankenreiche.  Vgl. 
oben  g 2 8.  7 ff. 

4)  Vgl.  oben  § 4 8.  83,  Genaueres  bei  Abel  I S.  188. 

*)  Abel  II  8.  482,  Martens  ä.  222. 

•)  Martens  8.  212,  Hauck  8.  91.  Darüber,  dass  gerade  um  diese 
Zeit  (im  Jahre  781)  wichtige  prinzipielle  Aenderungen  in  den  Beziehungen 
der  Frankenkönige  und  der  Päpste  zu  Italien  eingetreten  sind  und  dass 
auch  sonst  bedeutungsvolle  Abreden  zwischen  Karl  und  Hadrian  getroffen 
wurden,  vgl.  Wattenbach,  Geschichte  des  Papstthums  S.  49,  Lamprecht 
8.  19  ff.  Zu  diesen  Abreden  werden  vermnthlich  auch  solche  über  die 
prinzipielle  Stellung  des  Papstthums  zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchen- 
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dahin  der  Papst  nur  Verbündeter  der  Karolinger  in  den  gemein- 
samen Operationen  gegen  die  Langobarden  und  die  Griechen 
gewesen  war  und  in  staatsrechtlicher  wie  in  staatskirchenrecht- 
licher Hinsicht  zu  dem  Frankenreiche  in  keinem  genau  präzisier- 
baren Verhältnisse  gestanden  hatte,  wurde  nunmehr  mit  dem 
langobardischen  und  griechischen  Territorium  auch  Rom  und  der 
römische  Bischof  in  den  fränkischen  Reichs-  und  Kirchenverband 
aufgenommen. 

Ob  und  inwieweit  Rom  gegenüber  den  andern  italienischen 
ßisthümern  frühere  Primatialrechte  behalten  hat,1)  ist  hier  nicht 
zu  erörtern;  was  aber  Roms  Stellung  zu  den  sonstigen  Erz- 
bisth Ürnern  des  karolingischen  Reiches  betrifft,  so  kann  es  keinem 
Zweifel  unterliegen,  dass  der  Papst  denselben  — vom  Stand- 
punkte der  Kirchenverfassung  betrachtet;  etwas  anderes  ist 
natürlich  die  Glaubensherrschaft*)  — lediglich  koordiniert  war. 
Rom  galt  fortab  nur  als  eine  Metropole  von  gleicher  Art  wie  die 
Metropolen  in  Gallien,  in  Baiern  und  im  übrigen  Reichsgebiete.*) 

Das  folgt  zunächst  aus  Karls  viel  citierter  „Instruktion  für 
Angilbert“,4)  den  Abt  von  St.  Richar,  mittels  welcher  der  König 
im  Jahre  79ß  Angilbert  beauftragt,  wenn  er  in  Rom  eingetroffen 

rechte  gehört  haben.  Vgl.  gegen  die  Ansicht  von  Doenniges  S.  183  auch 
unten  § 15  über  die  Bedeutung  der  Romreise  Karls  vom  Winter  780 — 781 
für  die  Mitwirkung  der  Päpste  bei  Besetzung  der  Erzbisthümer. 

')  Vgl.  Jaffe  IV  No.  94  S.  277,  wonach  Hadrian  zwischen  784  und 
791  dem  Erzbischof  von  Ravenna  den  Befehl  gegeben  hat,  venetianische 
Handelsleute  ans  dem  Gebiete  der  Erzdiözese  zu  verjagen. 

*)  Unten  § 6. 

*)  Mit  grösserer  oder  geringerer  Schärfe  findet  sioh  das  im  Text  Ge- 
sagte auch  betont  bei  Eichhorn  § 175  8.698,  Doenniges  S.  4,  Dopffel 
S.  36,  v.  Schulte,  Lehrbuch  der  deutschen  Reichs-  und  Rechtsgeschichte 
(5.  Aufl.,  Stuttgart  1881)  S.  100  und  Lehrbuch  des  katholischen  und  evan- 
gelischen Kirchenrechts  (4.  Aull,  des  katholischen,  1.  des  evangelischen, 
Giessen  1886)  S.  47  Anm.  16,  Hinscliius,  Allgemeine  Darstellung  der  Ver- 
hältnisse von  Staat  und  Kirche  (in  Marquardsens  Handbuch  des  öffentlichen 
Rechts  der  Gegenwart  Bd.  I,  erster  Halbband,  Freiburg  i.  B.  und  Tübingen 
1883),  Merchier  S.  73,  Maassen  S.  136,  Thijm,  Karel  S.  296,  302,  335, 
Karl  S.  193,  197,  218,  Stahl,  Die  Majestätsrechte  der  Kirche  über  den  Staat 
im  Mittelalter  (aus  seinem  Nachlasse  mitgetheilt  von  Wilkens  in  der  Zeit- 
schrift für  kirchliche  Wissenschaft  und  kirchliches  Leben,  Jahrgang  X, 
Leipzig  1889)  S.  345,  Moeller  S.  85,  v.  Hase  S.  46,  Mejer,  Lehrbuch  de« 
deutschen  Kirchenrechtes,  3.  Aufl.,  Göttingen  1869,  § 23  S.  47. 

*)  Fried berg,  Lehrbuch,  S.  36  Anm.  7,  Grenzen  S.  25  Anm.  1, 
Gerard  II  S.  186,  Hinschius  III  S.  706  Anm.  2,  Abel  II  S.  115, 
Hauck  II  S.  94  Anm.  3,  Richter,  Annalen  II  S.  133,  Lampreoht  S.  14; 
vgl.  Dahn  S.  1050  Anm.  7. 
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sei , dem  Papste  Ermahnungen  zu  ertheilen  bezüglich  ehrbarer 
Lebensweise,  Beobachtung  der  Kirchengesetze,  frommer  Leitung 
der  Kirche  Gottes  und  Vertilgung  simonischer  Stellenbesetzung;1) 
sodann  folgt  das  Gesagte  aus  dem  Testamente  Karls  vom  Jahre 
811,  in  welchem  sich  unter  den  21  Metropolen  des  Reiches  auch 
Rom  aufgezählt  findet;’)  endlich  aus  einer  — meines  Wissens 
bisher  nicht  beachteten  — Stelle,  welche  die  „Instruktion  für 
Angilbert“  und  das  Testament  Karls  insofern  an  Beweiskraft 
überwiegt,  als  sie  nicht  die  Auffassung  des  Frankenfürsten, 
sondern  die  Auffassung  des  Papstes  wiedergiebt:  ich  meine  die 
Urkunde,  in  welcher  Leo  III.  im  Jahre  798  fünf  bairischen 
Bischöfen  die  Erhebung  Salzburgs  zu  ihrer  Metropole  mittheilt 
und  in  welcher  der  Papst  bei  dieser  Gelegenheit  selbst  sagt,  der 
neuernannte  Erzbischof  Arno  sei  bisher  „Mitbischof“  der  Adressaten 
gewesen,  jetzt  aber  sei  er  „Bruder  und  Mitbischof“  des  Ab- 
senders und  „Erzbischof“  der  Adressaten.*) 

Gleichfalls  als  päpstliche  Aeusserung  von  vorzüglicher 
Beweiskraft  für  das  Gesagte  ist  eine  im  Corpus  Juris  Canonici 

■)  JaffSIV  ep.  Carol.  No.9(v.  J.  796)  8.363:  Divina . . . misericordia . . . 
te  addneente  ad  domnum  apostolicum  patrem  nostrum,  gmmoneas  eum  dili- 
genter  de  omni  bonestate  vitae  suae,  et  praecipne  de  sanctorum  observatione 
canonum,  de  pia  sanctae  Dei  ecclesiae  gubernatione ...  Et  de  simoniaca  subver- 
tenda  baereai  diligentissime  suadeas  illi ...  et  qaidquid  mente  teneas  noa  saepins 
querelis  agitasse  inter  noa.  (Angilbert  war  nach  Hadrians  Brief  an  Karl 
v.  J.  794  bei  Jaffe  VI  No.  33  S.  246  minister  capellac  bei  Karl  und  jeden- 
falls dessen  besonderer  Liebling  und  Vertrauter;  vgl.  Abel  II  S.  645  Anm.  I.) 
Von  einer  ähnlichen  Botschaft,  durch  welche  der  Kaiser  dem  Papste  be- 
stimmte Wünsche  mittheilen  liess,  meldet  die  Vita  Hiudow.  des  Astronomus 
c.  66  (M.  G.  SS.  II  8.  641):  Von  Kaiser  Ludwig  geschickt  kommt  Abt 
Adrebald  nach  Rom:  Gregorium  papara  de  necessariis  consulturus  et  volun- 
tatem  imperatoris  ceteraque  sibi  iniuncta  perlaturus.  Für  die  spätere  Zeit 
vgl.  auch  Hlothari  Capitulare  de  expeditione  contra  Sarracenos  facienda 
v.  J.  846  c.  7 bei  Boretius  et  Krause  S.  66:  Itaque  decernimus  et  hoc 
Apostolico  per  litteras  nostras  et  missos  mandamus,  ut  murus  ürmissimus 
circa  aecclesiam  beati  Petri  construatur.  Ferner  ibid.  c.  12  8.  67 : 8ergio  . . 
magistro  militum  mandamus,  ut  ipse  pacis  anctor  inter  illos  et  auxi- 
liator  filii  nostri  existat;  similiter  Apostolico  et  Petro  Venaecinrum 
duci,  ut  adiutorium  ex  Pentapoli  et  Venecia  navali  expedicione  faciant  ad 
opprimendos  in  Benevento  Sarracenos. 

*)  Einh.  Vit.  Carol  c.  33  bei  Jaff  6 IV  S.  689:  Nomina metropolcorum .. . 
baec  sunt:  Roma,  Ravenna  etc.  Vgl.  Rettberg  IS.  439  und  Hahn  8.1161 
gegen  Martens  8.  212. 

a)  Zahn,  Urkondenbuch  des  Herzogthums  Steiermark,  Bd.  I (Graz 
1876)  No.  2 S.  4:  Qui  dudum  vester  fuit  coepiscopus  nunc  autem  frater  et 
coepiacopus  noster,  vester  autem  archiepiscopus. 
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überlieferte  und  mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  Leo  dem  Dritten 
zuzuschreibende  ')  Bemerkung  eines  Papstes  in  seinem  Briefe  an 
den  Kaiser:  „Wenn  wir  etwas  ungeziemend  getrieben  haben  und 
gegenüber  unsern  Untergebenen  den  Pfad  des  gerechten  Gesetzes 
nicht  eingehalten  haben,  so  wollen  wir  nach  Eurem  und  Eurer 
Abgesandten  Urtheil  Alles  verbessern.“  *)  Es  folgt  aus  dieser 
Bemerkung,  was  sich  ja  auch  aus  der  „Instruktion  für  Angilbert“, 
dort  freilich  nur  als  Auffassung  Karls  ergiebt,  dass  das  Papst- 
thum dem  Kontrollrechte  der  Könige  und  der  Königsboten 
ebenso  unterworfen  war,8)  wie  der  Episkopat  und  die  gesainmte 
Kirchenverfassung. 4) 

Noth wendige  Voraussetzung  dafür,  dass  der  Papst  als  ein- 
facher Beichsbischof  in  den  Episkopal -Verband  aufgenommen 
werden  konnte,  bildete  seine  Aufnahme  in  den  allgemeinen  frän- 
kischen Unterthanen  verband,  noth  wendige  Voraussetzung  hierfür 
wiederum  bildete  seine  Heranziehung  zu  dem  Eidelitätseide. b) 


')  Vgl.  Giesel  er,  Kirchengeschichte,  Bd.  II  Abth.  I (3.  Aufl.,  Bonn 
1831)  8.  38  Anm.  6,  Friedberg,  Die  Grenzen  zwischen  Staat  und  Kirche, 
I.  Abth.  (Tübingen  1872)  S.  25  Anm.  1. 

*)  Decret.  Gratiani  p.  II  Gaus.  2 qu.  7 c.  41  (in  der  Friedbergseben 
Ausgabe,  Lipsiae  1879,  Spalte  496):  Kos,  si  inconpetenter  aliqnid  egimus, 
et  in  subditis  iustae  legis  tramitem  non  conservarimus,  vestro  ac  missorum 
vcatrorum  cuncta  volumus  emendare  iudicio. 

*)  In  dieser  Hinsicht  vgl.  auch  aus  der  späteren  Zeit  ein  Schreiben  des 
Papstes  Leo  IV.  an  Kaiser  Lothar  v.  J.  863  im  Decret.  Gratiani  p.  I dist.  X 
c.  9 (Friedbergsche  Ausgabe  Sp.  21):  De  capitulis  vel  preceptis  imperia- 
libus  vestris  vestrorumque  pontificum  predecessorum  irrefragabiliter  custo- 
diendis  et  conservandis,  quanto  valuimus  et  valemus  Christo  propitio  et 
nnno  et  in  evum  conservaturos  inodis  Omnibus  profitemur.  Die  in  der  vorigen 
Anm.  citierte  Stelle  fährt  dann  fort:  Inde  magnitudinis  vestrae  magnopere 
clementiam  inploramus , ut  tales  ad  heo , que  diximus,  perquirenda  missos 
in  bis  partibus  dirigatis,  qui  . . . cuncta  . . . diligenter  exquirant  . . . sive 
minora,  sive  etiam  maiora  illis  sint  de  nobis  indicata  negotia.  — Darüber, 
ob  in  p.  I dist  X c.  9 cit.  vielleicht  statt:  vestrorumque  pontificum 
praedecessorum  besser  vestrorumque  imperatorum  praedecessorum  zu 
lesen  ist,  vgl.  Jaffe,  Kegesta,  1.  Ausg.  Ko.  1994  und  Friedberg,  Grenzen, 
S.  26  Anm.  1,  andererseits  aber  jetzt  Jaffe,  2.  Ausg.,  Ko.  2643  S.  337. 

')  Ueber  die  missi  dominici  und  ihre  Bedeutung  für  die  karolingische 
Kirchenverfassung  vgl.  z.  B.  Waitz  III  S.  441  ff. 

“)  Die  Ableistung  des  Fidelitätseides  durch  den  Papst  ist  bezeugt  durch 
einen  Brief  Gregors  IV.  an  den  fränkischen  Episkopat  bei  Hansi  XI V S.  621 
(vgl.  auch  unten  §ij  8, 17):  Bene  autem  subiungitis,  memorem  me  esse  debere 
iusiurandi  causa  fidei  facti  imperatori.  Quod  si  feci,  in  hoc  volo  vitare 
periurium,  si  annunciavero  ei  omnia  quae  contra  unitatem  et  pacem 
ecclesiae  et  regni  committit.  Quod  si  non  fecero,  periurus  ero,  sicut  et 
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Schon  unter  den  Merovingern  hatten  sämmtliche  Reichsangehörige, 
weltliche  wie  geistliche,1)  den  Königen  einen  allgemeinen  Treueid 
zu  leisten.  Nachdem  dieser  Rechtsbrauch  eine  Zeit  lang  in  Ver- 
gessenheit gerathen  war,  wurde  er  seit  786  im  karolingischen 
Reiche  in  der  Weise  wieder  eingeführt,  dass  jeder  Unterthan 
nach  zurückgelegteni  12.  Lebensjahre  eidespflichtig  war.*) 

Allerdings  hat  der  römische  Stuhl  einen  Ehrenvorrang  be- 
halten; er  war  dem  Range  nach  die  erste  unter  den  ihren  recht- 
lichen Befugnissen  nach  koordinierten  Metropolen : 8)  das  Testament 
Karls  nennt  Rom  an  erster  Stelle;1)  wie  unter  den  Aposteln  der 
hl.  Petrus  hervorragt,  sollte  auch  unter  den  Kirchen  die  römische 
den  ersten  Platz  behaupten.8)  Neben  der  auch  im  Frankenreiche 


vos,  ai  tarnen  iuravi.  Vos  tarnen,  qni  procul  dubio  iuraatia  et  reiuraatis  . . . 
periuri  eatia.  Kerner  die  weiter  unten  § 18  citierte  Stelle  deaaelben  Briefes, 
lieber  die  absichtlich  unklare  Ausdrucksweiae  Gregors  vgl.  Simson  1 S.  231 
und  daselbst  Anm.  2 (vgl.  hierzu  auch  Dopffel  S.  90  Anm.  1);  doch  denkt 
Simaon  a.  a.  0.  und  S.  286  irrig  an  den  Amt  seid  des  Papstes  (über  diesen 
vgl.  weiter  unten  im  Text);  dass  es  sich  um  den  Fidelitätseid  handelt, 
ergiebt  das  Wort  ,fide',  die  gleichzeitige  Erwähnung  des  Eides  der  Bischöfe 
und  die  Bemerkung,  dass  iu  der  Anzeige  der  gegen  die  Einheit  und  den 
Frieden  des  Reiches  gelichteten  Unternehmungen  die  Erfüllung  der  über- 
nommenen Treupflicht  liege.  Gerade  eine  derartige  Anzeigepflicht  umfasste 
der  Treueid,  ihre  Verletzung  war  Infldelität.  (Vgl.  Waitz  III  S.  802  und 
vergleichuugsweise  für  die  Merovingerzeit  die  in  meinem  Staatskirchenrecht 
S.  62  Anm.  4 herangezogenen  Beispiele.)  — Auch  die  Ausdrucksweise  der 
Ann.  Nazariani  z.  J.  786  M.  G.  SS.  1 S.  42:  transmisit  rex  ipsos  ThuriDgos 
una  cum  missis  suis,  aliquos  in  Italiam  et  ad  Sanctum  Petrum,  quosdam 
vero  in  Neustriam  atque  in  Equitauiam  per  Corpora  sanctorum,  scilicet  ut 
iurarent  fidelitatem  regi  liberisque  eius  lässt  sich  auf  die  Ableistung  des 
Fidelitätseides  durch  den  Papst,  den  Vikar  St.  Petri,  deuten  Irrig  daher 
Dopffel  S.  21,  37,  40. 

’)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  84. 

*)  Waitz  III  S.  290  ff. 

*)  Als  im  Jahre  833  der  fränkische  Episkopat  den  Papst  Gregor  IV. 
in  dem  unten  § 8 genauer  zu  besprechenden  Schreiben  als  frater  et  papa 
tituliert  hatte,  verwahrt  sich  freilich  der  Papst  energisch  dagegen.  Mansi 
XIV  S.  519:  Romano  pontitici  scribentes , contrariis  enim  in  praefatione 
nominibus  appcllastis,  fratrem  videlicet  et  papam:  dam  congruentius  esset 
solam  ei  paternam  reverentiam  exhibere. 

4)  Oben  S.  öö  Anm.  2. 

*)  VgL  folgende  Wendungen  der  libri  Carolini  bei  J affe  VI  No.  31  8.  221: 
qualiter  snncta  Romana  ecclesia  caeteris  ecclesiis  a Domino  praelata  . . . 
sit . . . Cum  hic  cunctis  per  orbem  constitutis  sedibns  apostolicus  generaliter 
praefeccrat  sedes,  multo  magis  illa  Omnibus  praeferenda  est  quao  etiam 
caeteris  apostolicis  sedibns  praelata  est.  Sicut  igitur  caeteris  discipulis 
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anerkannten  — allerdings  nicht  unbedingten  — Autorität  Roms 
in  Glaubensfragen  ’)  werden  wir  vereinzelten  Ehrenvorrechten 
begegnen,  welche  der  römische  Stuhl  über  und  gegenüber  den 
fränkischen  Metropolen  ausgeübt  hat.’)  Hier  ist  hervorzuheben, 
dass  bei  der  Neubesetzung  der  Metropole  Rom  die  alten  Grund- 
sätze von  der  Papstwahl  stantlicherseits  insofern  berücksichtigt 
wurden,  als  das  Wahlrecht  des  römischen  Volkes  und  der  römischen 
Geistlichkeit  gewahrt  blieb  und  die  seit  dem  Jahre  824  eingetretene 
staatliche  Mitwirkung  nur  in  einer  Kontrole  durch  kaiserliche 
Missi  bestand,3)  während  die  Besetzung  der  übrigen  bischöf- 
lichen und  erzbischöflichen  Stühle  wie  zur  Merovingerzeit 4)  so 
auch  unter  den  Karolingern5)  lediglich  Sache  des  königlichen 
Ernennungsrechtes  war. 

Andererseits  ist  von  einem  besonderen  Amtseide  der  Bischöfe 
wie  unter  den  Merovingern  *)  so  unter  den  Karolingern  nirgends 
die  Rede,  wohl  aber  seit  dem  Jahre  796,’)  also  seit  dem  ersten 

apostoli,  et  apostolis  Omnibus  Petrus  eminet:  ita  nimirum  caeteris  sedibus 
apostolicae,  et  apoatolicis  Romana  eminere  dinoscitur. 

’)  Unten  § 6. 

*)  Unten  §§  16,  16,  19. 

’)  Ueber  die  staatliche  Betheiligung  bei  Besetzung  des  römischen 
Stuhles,  deren  Darstellung  nioht  in  den  Rahmen  der  vorliegenden  Abhand- 
lung gehört,  vgl.  Hinschius  I S.  227  ff.,  Friedberg  S..120,  Moeller 
S.  145  f.,  Lorenz,  Papstwahl  und  Kaiserthum,  Berlin  1874,  und  neoestens 
Dopffol  sowie  Bernheim,  das  Verhältnis  der  Karolinger  zu  den  Papst- 
wablen  (in  der  deutschen  Zeitschrift  für  Geschichtswissenschaft  Bd.  IV, 
Freiburg  i.  Br.  1890,  S.  341  f.).  Das  Werk  von  Heimbucher,  Papstwahlen 
unter  den  Karolingern,  Augsburg  1890  (vgl.  Hist.  Jahrbuch  Bd.  X,  1890, 
S.  439)  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen. 

4)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  52  ff. 

s)  Hinschius  H S.  522  ff.,  Hauck  II  S.  186  f.  und  ferner  unten  § 15. 

•)  klein  Staatekirchenrecht  S.  60. 

’)  Vgl.  Karls  Schreiben  an  Leo  III.  bei  Jaffc  IV  ep.  Carol.  No.  10 
S.  354:  gavisi  sumus  seu  in  electionis  unanimitate  seu  in  humilitatis  vestrae 
obedientia  et  in  promissionis  ad  nos  fidelitate.  Wiewohl  gerade  das  letzte 
Wort  die  Deutung  auf  den  „Fidelitätseid“  (s.  oben  S.  56)  nahe  legt,  kann 
ich  nicht  annehmen,  dass  man  Leo,  der  Italiener  war  (vgl.  Abel  II  S.  111), 
gelegentlich  seiner  Wahl  den  Fidelitätseid,  der  nach  Ann.  Nazariani  (oben  S.  56 
Anm.  5 auf  S.  57)  schon  i.  J.  786  in  Italien  üblich  war,  nochmals  abgenommen 
hat.  — Für  den  Sinn  der  citierten  Aeusserung  Karls  ist  es  gleichgültig,  ob 
man  , humilitatis  vestrae1  liest  (so  Jaffe  a.  a.  O.,  Dopffel  S.  23  Anm.  1 
Thijm,  Karel  S.  225  Anm.  1,  Karl  S.  148  Anm.  3,  Baxmann  S.  304 
Anm.  8)  oder  .humilitatis  nostrae'  (so  Simson  II  S.  111  Anm.  7,  Waitz  III 
S.  183  [nicht  S.  167,  wie  Dahn,  der  sonst  Waitz  2.  Auflage  benutzt  hat, 
S.  1048  Anm.  2 nach  Simson  a.  a.  O.  citiert,  dem  seinerseits  die  2.  Auflage 
von  Waitz  nicht  zugänglich  gewesen  ist]). 
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Personenwechsel,  der  nach  der  Unterwerfung  Italiens  auf  dem 
päpstlichen  Throne  stattfand, ’)  von  einem  besonderen  Amts- 
eide des  Papstes,  den  er  den  kaiserlichen  Kommissarien  nach 
der  Wahl  und  vor  der  Weihe  leisten  musste.’) 

Dieser  Amtseid  ist  wohl  zu  unterscheiden 8)  von  dem  oben 
erwähnten  Fidelitätseide,  dessen  Ableistung  keine  besondere  Pflicht 
gerade  des  Papstes  war,  und  von  der  eidlichen  Bekräftigung 
des  Frenndechaftsbundes  zwischen  Päpsten  und  Königen,  wie  sie 
nach  dem  Berichte  der  Vita  Hadriani  im  Jahre  774  bei  Karls 
Anwesenheit  in  ßom  am  Grabe  des  hl.  Petrus  stattgefunden  hat.4) 

Welche  Konsequenzen  die  Aufnahme  des  Papstes  in  den 
Landesepiskopat  gehabt  hat,  werden  wir  weiter  unten  im  Einzelnen 
erfahren.  Hier  muss  die  Andeutung  genügen,  dass  der  Grund- 
satz, der  Papst  sei  nur  einfacher  Landesbischof,  auf  die  Be- 
ziehungen des  Fapstthums  zum  fränkischen  Kirchenrechte  von 
bedeutsamstem  Einflüsse  gewesen  ist,  indem  er  die  Machtentfaltung 


')  Hadrian  1,  Leos  Vorgänger,  war  bereits  am  1.  Februar  772  gewählt 
worden;  Abel  I S.  134. 

’)  Sacramentum  Komanorum  in  der  Constitutio  Komana  vom  November 
824  bei  Boretine,  Capitularia  No.  161  S.324:  die  Römer  müssen  beschwören: 
quod  . . . ille  qui  electus  fuerit  me  consentiente  consecratns  pontifex  non 
fiat,  prinsquam  tale  sacramentum  faciat  in  praesentia  missi  domini  Impera- 
tor is  et  populi,  cum  iuramento,  quäle  dominus  Eugenius  papa  sponte  pro 
oonservatione  omnium  factum  habet  per  scriptum.  Vgl.  Simson  I S.  214 
Anm.  8,  231,  Dopffel  S.  81  ff.,  Richter,  Annalen  II  S.  247,  Hinschius  I 
S.  233.  — Der  Hinweis  auf  den  Eid  Eugens  (824—827)  ist  nach  dem  oben 
zu  dem  Briefe  Leos  Bemerkten  nicht  dabin  zu  verstehen,  dass  Eugen  der 
erste  Papst  gewesen  ist,  welcher  einen  solchen  schriftlichen  Amtseid  über- 
haupt leistete,  sondern  der  erste,  der  das  in  Gegenwart  der  Missi  that. 

s)  Was  zumeist,  beispielsweise  bei  Baluze  in  den  Notae  ad  Agobardum, 
Paris  1866,  p.  122  ff.  nicht  geschieht. 

*)  Vita  Hadriani  I c.  39  (bei  Muratorius  III  S.  185,  bei  Duchesne 
S.  497):  Descendentes  paritcr  ad  Corpus  bcati  Petri  tarn  ipse  sanctissimus 
papa  quamque  antefatus  excellentissimuB  Francorum  rex  cum  iudicibus 
Romanorum  et  Francorum  seseque  mutuo  per  sacramenta  munientes.  Die 
Eidlichkeit  dieses  Gelöbnisses  und  insofern  die  Glaubwürdigkeit  der  Vita 
bezweifelt  Martens  S.  283  f ; vgl.  andererseits  Abel  I S.  156  Anm.  1 und 
Dahn  S.  970;  für  unsere  Untersuchung  hat  diese  Streitfrage  kein  Interesse. 
Vielleicht  denkt  Philipps,  Deutsche  Reichs-  und  Rechtsgeschichte,  München 
1845,  S.  149  an  dieses  eidliche  Freundst  haftsgelübde,  wenn  er  davon  spricht, 
dass  der  Kaiser  dem  Papst  bei  seinem  Regierungsantritt  eidlich  Ehrerbietung 
gelobte.  In  diesem  Falle  macht  sich  Philipps  einer  argen  Uebertreibuug 
schuldig.  Von  einem  Huldigungsschwur  deB  Kaisers,  den  Philipps 
a.  a.  O.  gleichfalls  behauptet,  kann  keineswegs  die  Rede  sein,  für  einen 
solchen  fehlt  es  durchaus  an  Quellenbeweisen. 
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des  Papstthums  wesentlich  beschränkte  und  in  mannigfacher 
Hinsicht  eine  Minderung  oder  sogar  den  gänzlichen  Verlust  der 
päpstlichen  Befugnisse  herbeiführte.1) 

Es  wurde  angedeutet,  dass  man  cs  staatlicherseits  hinsichtlich 
der  Besetzung  des  römischen  Stuhles  unterlassen  hat,  die  aus  der 
Stellung  des  Papstes  als  eines  einfachen  Reichsbischofs  sich  er- 
gebenden Konsequenzen  zu  ziehen.  Dass  man  dieselben  aber  in 
andern  Punkten  gezogen  hat,  ergiebt  ein  Blick  auf  die  Vorgänge, 
welche  sich  zu  Rom  im  Jahre  799 — 800  und  im  Jahre  823  ab- 
spielten. Hier  erfahren  wir  nämlich,  dass  die  Ernnkenfürsten 
nicht  daran  gezweifelt  haben,  in  derselben  Weise  und  in  derselben 
Form  wie  über  die  anderen  Bischöfe  ihres  Reiches')  über  die 
Papste  Kriminaljustiz  ausüben  zu  können,  sobald  hinreichender 
Verdacht  bestand,  dass  ein  Papst  ein  Verbrechen  begangen  habe. 
Im  Jahre  794  war  solcher  Verdacht  gegen  Leo  III.,*)  im  Jahre 
823  gegen  Paschalis  I.  rege  geworden;  dort  schickte  Karl  der 
Grosse,4)  hier  Ludwig  der  Fromme5)  eine  aus  geistlichen  und 
weltlichen  Würdenträgern  zusammengesetzte  Kommission  zur 
Untersuchung  der  Angelegenheit  nach  Rom;  dort4)  wie  hier7) 
verdankte  der  Papst  den  günstigen  Ausgang  und  die  schleunige 
Erledigung  der  Sache  nur  dem  Umstande,  dass  er  sich  zur  Ab- 
leistung des  Reinigungseides  entschloss.  In  beiden  Fällen  mag 
der  König  froh  gewesen  sein,  dass  die  Angelegenheit  dadurch, 
ohne  sich  schärfer  zuzuspitzen,  beigelegt  wurde,  jedenfalls  aber 
hatte  er  durch  die  Einleitung  der  Untersuchung  und  der  Papst 


>)  Vgl.  namentlich  §§  6—8,  10,  11,  17,  20. 

»)  Waitz  UI  8.  424  f.,  IV  S.  444  ff. 

')  Vgl.  darüber  auch  unten  §§  16,  17. 

•)  Vgl.  Abel  II  S.  205  in  Verbindung  mit  8.  186  f.  Die  Kommission 
bestand  aus  7 Bischöfen  und  3 Graten. 

•)  Thegani  Vit.  Bludow.  imp.  c.  30,  M.  G.  SS.  U 8.  597:  Misit  legatos 
suos,  Adalungum  venerabilem  abbatem  et  presbyterum  et  Hunfridum,  qui 
erat  dux  super  Redicam  partibus  Romae,  propter  quandam  insolentiam  quam 
Romanus  populus  super  Romanum  pontificem  Pascalem  dixit,  inputantes  ei, 
quod  nonnullorum  homicida  fuisset.  Vgl.  Vit.  filudow.  c.  37,  U.  G.  ibid. 
8.  627  f.,  Einh.  Ann.  a.  823,  M.  G.  88.  I S.  210  f.,  Richter,  Annalen  II 
8.  243  Anm.  2. 

•)  s.  darüber  unten  16,  18. 

’)  Thegan  fährt  a.  a.  O.  fort:  Qui  supradictus  pontifex  cum  iuramcnto 
purificavit  se  in  Lateranensi  patriarchio  coram  supradictis  legatis  et  populo 
Romano,  cum  episcopis  34,  et  preBbyteris  et  diaconibus  quinque.  Vit.  Bludow. 
a.  a.  O.,  Einh.  Ann.  a.  a.  O. 


Digitized  by  Google 


61 


durch  die  Eidesleistung1)  erkennen  lassen,*)  dass  dieselben  Organe, 
-welche  zur  Ausübung  der  Kriminaljustiz  Uber  geistliche  Würden- 
träger des  fränkischen  Reiches  befugt  waren , auch  über  den 
Papst  Kriroinaljustiz  ausüben  durften.*) 

Selbst  bis  zur  Absetzung  des  Papstes  hätte  aus  seiner  Stellung 
als  Reichsbischof  die  Konsequenz  gezogen  werden  können.  Das 
ergiebt  sich  aus  einem  zwischen  784  und  791  geschriebenen  Briefe 
Hadrians  an  Karl.  Hadrian  gedenkt  hier  des  Oerüchtes,  der 
König  Offa  von  Mercia  habe  Karl  veranlassen  wollen,  ihn,  den 
Papst,  abzusetzen  und  an  seiner  Stelle  einen  Franken  einzusetzen.4) 
Hadrian  betont  zwar,*)  dass  das  Gerücht  jedes  thatsächlichen  An- 
haltes entbehre,  dass  er  selbst  nichts  befürchte,  da  er  den  rom- 
freundlichen Sinn  Karls  kenne,  und  dass  Gott  es  nicht  dulden 
würde,  wenn  man  das,  was  er  gesäet,  ausreisse  — Hadrian  be- 
tont aber  nicht,  dass  dem  Könige  bezw.  seinem  Episkopate  das 
Recht  fehle,  einen  Papst  abzusetzen. 

Zur  praktischen  Erörterung  kam  die  Frage  nach  einem 


*)  Vgl.  auch  .Friedberg,  Grenzen,  S.  38  Anm.  t. 

*)  Vgl.  auch  Vita  Hludow.  a.  a.  O.  und  Einh.  Ann.  a.  a.  O.  eingehend 
darüber,  dass  Ludwig  auf  der  Untersuchung  bestand,  obwohl  Phschalis  ihm 
durch  Gesandte  seine  Unschuld  betheueru  Hess  und,  wie  die  Ann.  Einh.  sich 
ausdrücken,  ihn  bitten  Hess:  ut  illam  infamiam  a pontifice  auferret,  qua  ille 
in  memoratorum  hominum  neccm  consensisse  credebatur.  — Eine  falsche 
Auffassung  des  Vorganges  vom  Jahre  833  scheint  es  mir  zu  sein,  wenn 
Simson  I S.  306  sagt:  „es  sei  dem  Papste  gelungen,  dem  schwachen  Kaiser 
eine  Schlappe  beizubringen,  die  Rechtsfrage  über  die  Grenzen  der  beider- 
seitigen Gerichtshoheit  in  Rom  sei  einstweilen  wieder  thatsächlich  im  Sinne 
der  Curie  entschieden  gewesen“ . Simson  scheint  anzunehmen,  das  Paschalis 
selber  Gerichtshoheit  über  seine  Ankläger  habe  ausüben  wollen.  — Ebenso 
irrig  ist  es,  wenn  Uauck  II  S.  442  Anm.  1 meint,  der  Papst  habe  die 
kaiserlichen  Gesandten  an  einer  Untersuchung  verhindert.  Paschalis 
hat  vielmehr  der  Untersuchung  stattgegeben,  nur  durch  Ableistung  des 
Reinigungseides  die  Beendigung  des  Verfahrens  schnell  herbeigeführt  und 
so  ein  für  ihn  ungünstiges  Ergebnis  der  Untersuchung  verhindert 

*)  Wegen  der  Frage,  ob  fränkische  Bischöfe  zur  Rechtsprechung 
über  den  Papst  befugt  waren,  vgl.  unten  §§  16,  18;  hier  war  nur  zu  unter- 
suchen, ob  der  König  zur  Jurisdiktion  über  den  Papst  berechtigt  erschien. 

4)  J affe  IV  No.  96  S.  280:  Porro  iu  ipsis  regales  apicibus  vestris 
referebatur:  quod  Offa  gentis  Anglorum  rex  vestrae  direxisset  regali  ex- 
cellentiae  significandum  indiculum , ut  aliqui  emuli  vestri  ac  sui  ad  nostra 
apostolica  vestigia  indicarent,  quod  idem  Offa  rex  vobis  suggereret,  ut  per 
snam  videlicet  adhortationem  atque  suasionem  nos  a sede  sancta  dignitatis 
nostrae  — quod  absit  — eicere  deberemini  et  alium  ibidem  de  gente  vestra 
institueremini  rectorem. 

«)  Ibid.  8.  280  f. 
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Absetzungsrechte  der  fränkischen  Staatsgewalt  überhaupt  nicht. 
Leo  III.  und  Paschalis  I.  hatten  sich  der  Möglichkeit  einer 
Absetzung  entzogen , indem  sie  durch  den  Reinigungseid  der 
Möglichkeit  einer  Verurtheilung  vorbeugten;  der  Fall  des  Papstes 
Constantin,  über  welchen  zwölf  fränkische  Bischöfe  als  Theil- 
nehmer  an  einem  Laterankonzile  zu  Gericht  sassen  und  auf 
Amtsverlust  erkannten,1)  gehört  nicht  hierher,  da  dieser  Vorgang 
sich  im  Jahre  769  abspielte,  also  bevor  der  Papst  fränkischer 
Reichsbischof  geworden  war,  und  da  die  Theilnahme  der  frän- 
kischen Geistlichen  nur  durch  die  ausdrückliche  Erlaubnis  des 
Gegenpapstes  Stephan  III.  ermöglicht  wurde.  *) 


Abschnitt  II. 


§ 6. 

Der  Papst  und  das  Dogma. 

Ein  zweiter  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  frän- 
kischen Kirchenrecht  sehr  wichtiger  Grundsatz  ist  die  Anerkennung 
höchster  Autorität  der  Päpste  in  dogmatischen  Fragen.8)  Dass 
dieser  Grundsatz  auch  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staatsrecht  von  Einfluss  war,  haben  wir  bereits  fest- 
gestellt , indem  wir  sahen , dass  er  die  Betheiligung  der  Päpste 
an  dem  Dynastiewechsel  vom  Jahre  754  und  vom  Jahre  800 
ermöglicht  hat.4)  Jetzt  gilt  es,  die  inneren  Gründe  sowie  das 
Beweismaterial  für  den  angedeuteten  Satz  ins  Auge  zu  fassen. 

Schon  unter  den  Merovingern  hatte  die  Autorität  der  Päpste 
in  geistlichen  Dingen  auch  für  das  Frankenreich  grosse  Bedeutung 
gehabt;“)  dass  sie  diese  Bedeutung  wieder  gewann,  gleich  nach- 
dem die  Päpste  um  720  die  Verbindung  mit  dem  Frankenreiche 
von  Neuem  aufgenommen  hatten,*)  verdankt  Rom  dem  Einflüsse 
des  hl.  Bonifaz.  Wie  der  päpstliche  Statthalter  in  zahlreichen 
Fällen,  wenn  er  rücksichtlich  seiner  Hcidenmission  oder  rück- 
sichtlich der  innerkirchlichen  Reform  des  Frankenreiches  eines 

>)  Vgl.  Näheres  unten  §§  16,  18. 

*)  Vgl.  darüber  unten  § 18. 

*)  Vgl.  v.  Hanke  V,  2 S.  20,  Kaufmann  S.  288,  Hauck  I S.  Ü06  ff., 
Eichhorn  § 163  S.  634  ff. 

4)  Oben  g 2 S.  14  f.,  17,  21  ff. 

s)  Vgl.  mein  Staatskirchenreeht  S.  8 f.  und  Hauck  I S.  888. 

•)  Oben  § 2 S.  7. 
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Käthes  bedurfte,  diesen  beim  Papste  nachgesuoht  hat,  so  erbat 
er  sich  dessen  Auskunft  auch  dann,  wenn  er  hinsichtlich  des 
Dogmas  oder  des  Ritus  Zweifel  hegte.1)  Sein  Beispiel  hat  dann 
auch  die  fränkische  Geistlichkeit*)  vor  Allem  aber  die  Fürsten*) 
selber  veranlasst,  in  zweifelhaften  Fällen  die  Ansicht  Roms  zu 
erforschen  und  das  päpstliche  Gutachten  einzuholen. 

So  erbaten  sich  der  fränkische  Episkopat  und  die  Hausmeier 
Karlmann  und  Pippin  im  Jahre  742  oder  743  von  Papst  Zacharias 
Auskunft  über  eherechtliche  Fragen.4)  Gleichfalls  das  Eherecht, 
insbesondere  aber  auch  die  Reorganisation  des  geistlichen  Standes 
war  es  sodann,  weshalb  sich  einige  Jahre  später  Pippin  auf  An- 
rathen seiner  Grossen  mit  demselben  Papste  in  Verbindung  setzte 
und  diesen  um  Aufklärung  über  bestimmte  Punkte6)  ersuchte.*) 
Zacharias  ist  dieser  Aufforderung  aufs  bereitwilligste  nach- 
gekommen und  hat  (im  Jahre  747)  dem  Fürsten  eine  umfang- 
reiche, aus  27  Kapiteln  bestehende,  sehr  genaue  Beantwortung 
der  vorgelegten  Fragen  gesendet,  der  er  die  Ansichten  der  Kirchen- 


’)  Zahlreiche  Belegstellen  enthalten  die  Monumenta  Moguntina  (Jaff4, 
Bibliotheca  re rum  Germanicarum,  tom.  III,  Berolini  1866);  vgl.  insbee.  Mo.  60 
8.  222  ff.  VgL  auch  Hergenroether  I S.  684. 

*)  Ueber  eine  Anfrage  der  Mönohe  von  Bretigny  vgl.  Oelaner  S.  149  ff., 
Hanck  II  S.  31  Anm.  2.  — Vgl.  auch  unten  Anm.  4. 

*)  Ausser  den  im  Folgenden  ausführlicher  besprochenen  Beispielen  vgl. 
Leos  Brief  an  Karl  No.  4 bei  Jaffe  IV  S.  318:  Repperimus  etiam  in  ipsa 
honorabiii  vestra  epistola  tres  quaestiones  subiunctas.  Una  quidem  de  eo, 

quod  scriptum  est  in  euangelio  secundum  Matheum,  ubi  dicitur: 

Alteram  de  eo,  quod  in  principio  euangelii  secundum  Marcum  testimonium 

prophetienm  ita  positnm  est: Tertiain  de  epistola  egregii  doctoris 

beati  Pauli  apostoli  priore  ad  Corinthios,  ubi  dicifc:  ....  Es  folgt  eine  aus- 
führliche Beantwortung  der  von  Karl  aufgeworfenen  Fragen  unter  Bezug- 
nahme auf  andere  Bibelstellen  und  auf  Aussprüche  der  Kirchenväter  Hieronymus 
und  Ambrosius. 

•)  Vgl.  die  bei  Mansi  XII  8.366  erwähnte  Anfrage  der  archiepiscopi 
et  reges  provinciae  illius  (des  Frankenreichs) . . . qualiter  liceat  eis  coniugia 
copulare  et  quomodo  debeant  observare.  Biese  , reges'  waren  die  Hausmeier 
Karlmann  und  Pippin,  denen  Zacharias  i.  J.  742  oder  743  daraufhin  admoni- 
tionis  praeceptn  gesendet  hat.  Vgl.  auch  Hauck  I S.  506  Anm.  1. 

*)  Das  hebt  mit  Recht  Hahn  S.  96  Anm.  3 gegen  Rettberg  I 
8.  377  hervor. 

‘)  Brief  des  Zacharias  an  Bonifaz  bei  J affe  III  ep.  63  S.  182:  Agnoscas 
carissime:  flagitasse  a nobis  Pippinum  excellentissimum  maiorem  domus 
gentis  Francorum  . . . aliquanta  capitula  de  sacerdotali  ordine  et  quae  ad 
salutem  animarum  pertinent,  simul  etiam  et  pro  illicita  copula,  qualiter  sese 
debeant  cnstodire  iuxta  ritum  christianae  religionis  et  sacrorum  canouum 
instituta. 
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väter,  ältere  Konzilsschlüssc  und  diejenigen  Erwägungen  zu  Grunde 
legt,  welche  ihm  selbst  „mit  Gottes  Eingebung  auf  Grund  seiner 
apostolischen  Autorität“  als  die  richtige  Auffassung  erschienen.1) 

Ferner  hat  Papst  Paul  I.  dem  Könige  Pippin  auf  dessen 
(zwischen  758  und  763  ausgesprochenen)  Wunsch5)  ein  Antiphonale 
und  ein  Responsale  (daneben  auch  grammatische,  orthographische 
und  geometrische  Werke  und  eine  Uhr)  übersendet.*)  In  gleicher 


')  Ibid:  Et  . . illiua  . . votis  aarem  accomodantes , in  brevi  eloquio 
conscripta  apoatotica  documenta  direximua.  Ferner  das  Schreiben  des 
Zacharias  an  Fippin  und  die  fränkischen  Grossen  bei  Jaffe  IV  No.  3 S.  19: 
Itaque,  ut  flagitavit  a nobia  cum  veatro  consultu  . . . filiua  noster  Fippinua, 
ut  de  Omnibus  capitulis,  quibus  innotuit,  responsum  demus,  in  quantum 
Domino  dante  valemus,  de  uno  quoque  capitulo  inferius  conacriptum,  iuxta 
quod  a sanotia  patribus  traditum  habemua  et  sacrornm  canonum  aanxit 
auctoritas.  etiam  et  nos,  quod  Deo  inspirante  apoatolica  auctoritate  decernere 
potuimus,  mandavimus  in  responsis.  Vgl.  über  die  Einzelheiten  ausser  den 
27  Kapiteln  aelbat : H e f e 1 e III  S.  Ö48  ff.,  Hahn  S.  97  ff.,  H a u c k II  S.  8 ff. 
— Thijm,  Karel  S.  137,  Karl  S.  90  f.  nimmt  an,  dass  Bonifatius  selber  den 
König  au  der  Anfrage  veranlasst  habe;  das  ist  m.  E.  unwahrscheinlich,  da 
alsdann  Pippin  diesen  Umstand  dem  Papste  mitgetheilt  hätte,  was  aber, 
wie  die  beiden  vorher  citierten  Briefe  ergeben,  nicht  der  Fall  gewesen  ist. 
Ebensowenig  kann  ich  Thijm,  Karel  S.  137,  Karl  S.  91  Recht  geben,  dass 
die  Anfrage  Pippins  als  ein  „Beweis  von  Unterwürfigkeit“  aufzufassen  sei. 

*)  Das  lässt  sich  daraus  schliessen,  dass  der  erste  Absatz  des  Embolum 
zu  ep.  24  (folgende  Anmerkung),  der  von  einer  Bitte  Pippins  spricht,  die 
Paul  zu  erfüllen  sich  gern  bereit  erklärt,  mit  dem  zweiten  (in  der  folgenden 
Anmerkung  citierten)  Absatz  durch  ein  itaque  («■»  et  ita,  et  eodem  modo) 
verbunden  ist  — Ungebeten  theilte  Paul  dem  Könige  eine  Abschrift  des 
Briefes  mit,  den  ihm  in  Glaubcnsangelegenheiten  (pro  integritate  fidei)  der 
Patriarch  von  Alexandria  gesendet  hatte  (Jaffe  IV  ep.  40  S.  138);  unge- 
beten erfolgte  eine  ähnliche  Sendung  Constantins  an  Pippin  nach  ep.  45 
8.  154. 

*)  Jaffe  IV  No.  24  S.  101  f.:  Direximus  itaque  excellentissime  prae- 
cellentiae  vestrae  et  libros,  quantos  reperire  potuimus  (vgl.  hierzu  die  ähnliche 
Wendung  in  ep.  44  S.  149,  unten  S.  65  Anm.  1):  id  est  antiphonale  et  respon- 
sale, insimul  artem  gramatieam,  Aristolis,  Dionisii  Ariopagitis,  geometricam, 
orthografiam,grammaticam,omnesGreco  eloquio  scriptas,  necnon  et  horologium 
nocturnum.  — Diese  Sendung  und  ebenso  die  M ittheilung  Pauls,  dass  er  auf 
Pippins  Bitte  Möncbe  ans  dem  Bisthum  Rouen  dem  Vorsteher  der  römischen 
Sängerschule  zur  Unterweisung  im  römischen  Kiruhengesange  übergeben 
habe  (Jaffe  IV  No.  41  S.  189),  stammen  aus  der  Zeit  unmittelbar  nach 
dem  Tode  des  Bonifaz.  Daraus  folgt,  dass  es  nicht  ganz  genau  ist,  wenn 
Hinschins  III  S.  705  Anm.  meint,  dass  „eine  Aenderung  seit  dem  Tode 
des  Bonifatius  insofern  eingetreten“  ist,  als  „die  frühere  materielle  Ein- 
wirkung der  Päpste , welche  jetzt  durch  die  italienischen  Verhältnisse  voll- 
ständig in  Anspruch  genommen  waren,  auf  die  kirchlichen  Angelegenheiten 
im  Frankenreiche  aufgehört  hat“. 
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Weise  erhielt  Pippin  von  Constantin  II.  die  gewünschten  Heiligen  - 
biographieen.1) 

Ebenso  dürfte  eine  Bitte®)  des  König  Karl  den  Anlass  ge- 
geben haben,  dass  ihm  Hadrian  I.  im  Jahre  774  die  dionysische 
Sammlung  überreichte.8)  Nachdem  Karl  15  Jahre  darauf  durch 
Staatsgesetz 4)  den  weitaus  grössten  Theil  der  in  dieser  Sammlung 
enthaltenen  Bestimmungen  der  Kirchenversammlungen  und  der 
Kirchenväter  im  Frankenreiche  eingeführt  und  diejenigen 
Bischöfe , welche  die  päpstlichen  Dekretalen  bewusst  missachten 
würden,  mit  Amtsverlust  bedroht  hatte,8)  war  das  fränkische 
Kirchenrecht  mit  der  derzeitig  in  Rom  vertretenen  Lehre  in  fast 
vollkommene  Uebereinstimmung  gebracht  und  es  war  die  durch 
Bonifaz  eingeleitete  Entwickelung  zum  Abschlüsse  gediehen. 

Die  Autorität  Roms  in  kirchlichen  und  kirchenrechtlichen 
Fragen*)  ergiebt  sich  aber  auch  sonst  noch  aus  gelegentlichen 


')  .1  a f fr  IV  No.  44  8.  149:  Gestum  . . . quippe  aanotornm,  de  qua 
misistis  vobis  dirigi,  in  quantum  reperird  valuimua,  vobis  tranamisimus. 

*)  Ungebetene  Ueberaendung  von  Schriften  theologischen  Inhaltes  durch 
Hadrian  an  Karl  und  umgekehrt  bezeugt  Hadrians  Brief  No.  71  bei  J a f fö  IV 
S.  222,  221. 

»)  Jafl'e,  Reg.  No.  2404  S.  292. 

4)  Durch  die  Admonitio  generalis  vom  29.  März  789  (Boretius  S.  52  ff.; 
vgl.  iusbes.  cap.  5,  11,  23,  27,  51  bis  59).  Vgl.  Boretius  S.  53,  Hinschius 
III  8 . 707  Anm.  2,  Eichhorn  S.  587  Asm.  c,  Abel  I 8.  179  ff.,  Rett- 
berg 1 S.  426,  447,  Riohter-Dove  S.  78  Anm.  9. 

*)  Admonitio  generalis  c.  58,  Boretius  S.  57:  Episcopis  . . . ut  si  quis 
sacerdotum  contra  constituta  decretalia  praesumptiose  agat  et  corrigi  nolens, 
ab  officio  suo  Bubmoveatur. 

•)  Diebei  d e Lezar  di  er  e II  S.  147  Anm.  3,  8. 301  Anm.  2 angeführten 
Quellenstellen  aus  Baluze  (Capitularia  rcgum  Francorum  tom.  I,  Parisiis 
1677)  p.  327,  380  f.,  384  sind,  weil  aus  der  Sammlung  des  Benedictus  Levita 
stammend,  höchst  verdächtig  und  daher  für  unsere  Untersuchung  unbrauchbar. 
Vgl.  auch  Borotius  8 . 388.  — Für  unsere  Untersuchung  unbrauchbar  ist 
ferner  das  Bog.  Capitulum  de  honoranda  sede  apostolica  (Baluze  a.  a.  O. 
p.  357  f.),  wonach  die  sancta  Romaua  et  apostolica  sedes:  esse  debeat 
magistra  ecclesiasticae  rationis  und  bezüglich  gewisser  Uebelthäter:  sua 
sancta  legatione  dignetur  decernere  quid  de  talibus  iusto  ordine  lex  Romana 
statuat  definire.  Denn  dieses  Capitulare,  welches  Baluze  ins  Jahr  801  setzt 
und  Kaiser  Karl  zuschreibt  (vgl.  auch  Gerard  II  S.  314,  Ellendorf  I 
S.  237  Anm.  10.  Philipps,  Kirchenrecht  III  S.  57  Anm.  52  und  8.  93), 
ist  wörtlich  der  Synode  von  Tribur  v.  .1.  895  (Mansi  tom.  XVIII  p.  147, 
Hefele  Bd  IV  S,  534,  vgl.  auch  v Doellinger,  Papstthum  [Neube- 
arbeitung von  Jan  ns  „Der  Papst  und  das  Concil“,  herausg.  von  Friedrich, 
München  1892]  S.  56,  393  Anm.  72)  entnommen  uud  daher  mit  Recht  von 
Pertz  (M.  G.  Legum  tom.  I,  Hannoverae  1835)  uud  Boretius  (vgl.  p.  463 
Wt yi,  Papstthum  unter  den  Karolingern.  5 
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Quellenberichten.  Die  Libri  Carolini , ein  auf  Karls  Geheiss, 
vermuthlich  durch  Alkuin,  verfasstes  Werk  über  den  Bilderstreit 
und  die  diesbezüglichen  Beschlüsse  der  Synode  von  Nicaea  ’) 
(787)  heben  ausdrücklich  hervor,  dass  die  römische  Kirche, 
welche  den  Vorrang  vor  allen  andern  Kirchen  habe,  bei  Streitig- 
keiten in  Glaubenssachen  anzufragen  sei  *)  und  dass  Glaubens- 
einheit mit  ihr  erstrebt  werden  müsse.3) 

Und  in  der  That  erfahren  wir,  dass  die  Ansicht  des  aposto- 
lischen Stuhles  massgebend  erschien  für  die  Kommunion,4)  ftir 
die  Einrichtung  des  Messbuches,5)  für  die  Taufe,*)  für  die 
Benennung  bestimmter  Sonntage,7)  für  den  Kirchengesang8)  und 


No.  1)  aus  der  Reihe  der  Kapitularien  Karls  gestrichen.  Ueber  einen 
anderen  Passns  des  Kapitulars  vgl.  unten  § 16. 

')  Ueber  diese  Synode  vgl.  Abel  II  S.  78  ff.,  Hefele  III  S.  4t  ff. 

*)  Jaffe  VI  No.  31  S.  ‘221 : Quod  sancta  Romana  catholica  et  aposto- 
lica  ecclesia  caeteris  ecclesiis  praelata,  pro  causis  fidei  cum  quaestio  surgit 
omnino  sit  oonsulenda  Vgl.  eine  andere  Stelle  ibid.  unten  S.  67  Anm.  1. 

*)  Ibid.  S.  ‘223:  A cuius  sancta  et  veneranda  communione  . . . nostrae  . . . 
partis  nunquam  recessit  ecclesia,  sed  ea  apostolica  eruditione  instruente  . . 
semper  suscepit  reverenda  charismata.  Quae  dum  n primis  fidei  temporibus 
cum  ea  perstaret  in  sacrae  religionis  unione  et  ab  ca  paulo  distaret,  quod 
tarnen  contra  fidem  non  est,  in  officio  rum  celebratione  . . genitoris  nostri  . , . 
Pippini  regis  cura  et  industria  . . . est  ei  etiam  in  psallendi  ordine  copulata: 
ut  non  esset  dispar  ordo  psallendi , quibus  erat  conpar  ardor  credendi : et 
quae  unitae  erant  unius  sanctae  legis  sacra  lectione,  essent  etiam  unitae 
unius  modulationis  veneranda  traditione:  nec  Beiungeret  officiorum  varia 
oelebratio,  quos  coniunxerat  unicae  fidei  pia  devotio.  — Vgl.  ferner  Alcuins 
Brief  an  spanische  Mönche  bei  J a f f 6 VI  No.  93  S.  391 : Nemo  catholicus 
contra  ecclesiae  auctoritatem  . . . certare  audeat.  Et  ne  scismaticus  inveniatur 
et  non  catholicus,  sequatur  probatissimam  sanctae  Romanae  ecclesiao  auc- 
toritatem ...  ne  uembra  a capite  separentur  suo;  ne  claviger  regni  caelestis 
abiciat,  quos  a suis  deviasse  intellegit  doctrinis. 

‘)  Jaffe  VI  No.  93  S.  386  (v.  J.  798). 

s)  J affe  VI  No.  167  S.  609  (v.  J.  801);  vgl.  Boretius  No.  116  c.  4 S.  234. 

•)  Boretius  et  Krause  No.  248  c.  3 S.  176  (v.  J.  847). 

’)  Jaffe  VI  No.  96  S.  398  (v.  J.  798). 

*)  Jaffe  VI  No.  31  S.  223  (oben  Anm.  3),  Jaffe  IV  No.  41  S.  139  f, 
Karls  admonitio  generalis  v.  J.  789  c.  80  bei  Boretius,  Capitularia  S.  61, 
Epistola  generalis  Karls  (zwischen  780  und  800)  ibid.  S.  80;  dazu  Abel  II 
S.  277  , 669,  Hahn  S.  8 f.,  Oelsuer  S.  346  f.,  ferner  über  die  Sendung 
eines  Antiphouale  uud  Responsale  an  Pippin  oben  S.  64  Aum.  3.  Ueber 
die  „sagenhaften,  jedoch  eines  geschichtlichen  Kerns  nicht  entbehrenden 
Erzählungen“  des  Monacb.  Sangall.  lib.  1 c.  10  (Jaffe  IV  S.  639  f.)  und 
anderer  Quellen,  wonach  l’apst  Stephan  bezw.  Hadrian  auf  Karls  Bitten 
12  italienische  Sänger  als  Lehrmeister  des  Kirchengesanges  nach  dem 
Frankenreich  geschickt  hat,  vgl.  Rettberg  II  S.  777  f.,  Abel  II  S.  277 
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— was  wohl  das  wichtigste  gewesen  ist  - — für  die  Feststellung 
der  der  Glaubenslehre  zu  Grunde  zu  legenden  Schriften. l)  *) 

Der  Auffassung,  dass  der  Papst  die  höchste  Autorität  in 
Glaubcnssachen  sei,  entspricht  es,  wenn  Alcuin  im  Jahre  798 
den  König  Karl  bittet,  seine,  Alcuins,  Schrift  gegen  den  Adop- 
tianismus  möge,  wie  dem  Patriarchen  von  Aquileia  und  den 
Bischöfen  von  Trier  und  Orleans,  so  auch  dem  Papste  zur 
Kenntnissnahme  und  Begutachtung  vorgelegt  werden.*)  Ebenso 
muss  man  dafür,  dass  die  Fürsten  bisweilen  wichtige  kirchliche 
Entscheidungen  — so  Karl  ein  Kapitulare,  welches  sich  mit  den 
Beschlüssen  der  Synode  von  Nicaea  beschäftigt  hatte*)  — dem 
Papste  zur  Einsicht  übersendet  haben,  die  Erklärung  in  dem 
Bestreben  nach  Glaubenseinheit  mit  Rom,  nicht  aber  etwa  in 
einem  Kontroll-  oder  Gesetzgebungsrechte  des  Papstes  sehen. 

Debrigens  war  man  weit  entfernt,  der  römischen  Lehre  blind- 
lings zu  folgen  und  ihr  Unfehlbarkeit  beizumessen.5)  Bezeichnend 
sind  in  dieser  Hinsicht  drei  Vorfälle: 

Arnn.  X,  Simson  I S.  294  Anm.  6.  — Vgl,  auch  Boretius  No.  117  c.  9 
S.  236,  No.  177  c.  24  S.  3C6  und  Ansegisi  Capitularia  lib.  I o.  74  (Boretius 
8.  404). 

')  Jaffe  VI  No.  81  S.  221  (,Libri  Carolini1):  Diguum  duximus,  ut,  qua- 
litcr  Baucta  Romaua  ecclesia  caeteris  ecclesiis  a Domino  praelata,  et  a fidelibus 
consulenda  sit,  prosequamur:  praesertim  cum  non  ab  aliia  scripturis  nisi  ab 
his,  quas  illa  inter  canonicas  recipit,  testimonia  sint  sumenda  nec  ab  illorum 
doctorum , nisi  eorum , qui  a Gelasio  vel  caeteris  illius  sanctae  sedis  ponti- 
ficibus  suscepti  ennt,  dogmata  sint  araplectenda:  nec  aliter  atque  aliter  pro 
cuiualibet  arbitrio,  sed  sane  sobrieque  quae  ab  illis  dicta  sunt  sint  intelligenda. 

*)  Oeber  verschiedene  andere  Punkte  vgl.  ferner  aus  den  Capitularien 
Boretius  No.  23  c.  24  S.  64,  No.  38  c.  2 S.  110,  No.  112  c.  43  S.  230, 
No.  116  c.  7 S.  234,  No.  177  c 15  S.  364. 

*)  J af fe  VI  No.  100  S.  424:  Obsecro,  si  vestrae  placeat  pietati:  ut 
exemplarium  illius  libelli  domno  dirigatur  apostolico,  aliud  quoque  Paulino 
patriarebae;  similiter  Richbono  et  Teodulfo  episcopis  doctoribus  et  magiBtris; 
ut  singuli  pro  se  respondeant.  — Vgl.  Abel  II  S.  157. 

*)  Jaffe  VI  No.  33  S.  246:  Hadrian  I.  schreibt  an  Karl:  Inter  quae 
edidit  nobis  (der  Gesandte,  Abt  Angilbert)  capitulare  adversus  synodum, 
quae  pro  sacrarum  imaginum  erectione  in  Nicaea  acta  est.  Unde  pro  vestra 
meliiflua  regali  dilectione  per  unumquodque  capitulura  responsum  reddidimus. 
Vgl.  dazu  Jaffe  a.  a.  O.  Anm.  4,  Abel  II  8.  78  ff.,  Dahn  8.  1039.  — 
Uebcr  Jaffe  IV  No.  71  8.  221  vgl.  oben  S.  65  Anm.  2 und  Abel  I 8.  408. 

*)  Ebensowenig  holte  man  stets  und  überall  den  Rath  des  Papstes  ein. 
Die  Capitularien  ergeben  zur  Genüge,  dass  die  Fürsten  sich  im  Allgemeinen 
mit  dem  Rathe  der  fränkischen  Geistlichkeit  begnügten,  und  es  muss 
als  durchaus  übertrieben  bezeichnet  werden,  wenn  v.  Giesebrecht  8.  121 
sagt:  „Nichts  geschah  in  den  kirchlichen  Dingen,  ohne  den  Rath  des  Papstes 
zu  hören“. 

6* 
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Zunächst  ist  zu  erwähnen  das  Verhalten  Karls  und  der  frän- 
kischen Geistlichkeit  in  der  Frage  des  Bilderstreites.1)  Wiewohl 
Hadrian  die  Akten  der  im  Jahre  787  durch  die  oströiuische 
Kaiserin  Irene  berufenen  Synode  von  Nicaea  durch  seine  Unter- 
schrift gebilligt  und  sich  somit  für  die  Bilderverehrung  ausge- 
sprochen hatte,  erklärte  man  sich  im  Fraukenreiche  auf  der  grossen 
Versammlung  zu  Frankfurt  vom  Juni  794*)  einstimmig  gegen 
die  Bilderverehrung  und  verwarf  die  Beschlüsse  der  Synode  von 
Nicaea  ausdrücklich. 

Ebenso  stellten  sich  Karl  und  seine  Geistlichkeit  in  der 
Frage,  ob  der  heilige  Geist  vom  Vater  allein  oder  auch  vom 
Sohne  ausgehe,  auf  einen  anderen  Standpunkt  als  der  Papst. 
Letzterer  hatte  an  der  Auffassung  des  Symbols  festgehalten,  wie 
dieses  durch  die  zweite  ökumenische  Synode  zu  Konstantinopel 
(381)  normiert  worden  war  und  wonach  der  heilige  Geist  nur 
,ex  patre*  ausgeiie,  die  fränkische  Keformsynode  zu  Arles  (813) 
dagegen  erklärte,8)  er  gehe  ,ex  patre  filioque*  aus. 

Der  dritte  charakteristische  Fall  ist  folgender:  Papst  Eugen  II. 
(824 — 827)  hatte  die  Einführung  der  Kaltwasserprobe  durch  Kaiser 
Ludwig  bewirkt  zur  Vermeidung  der  Meineide,  welche  unter  Auf- 
legung der  Hand  auf  den  Altar  oder  über  Reliquien  und  Heiligen- 
bilder geschworen  waren.4)  Später  aber,  durch  das  Capitulare 
zum  Wormser  Konzile  v.  J.  829,  wurde  diese  Kalt  wasserprobe 
wieder  verboten.  *) 


*)  Vgl.  hierzu  eingehend:  Abel  II  S.  77  — 83,  Moeller  S.  116  ff., 
Dahn  8.  1089  f.,  Dahn,  D.  G.,  S.  349  f.,  Kaufmann  S.  323  ff.,  dessen 
Behauptung  (S.  824,  325),  dass  die  päpstlichen  Gesandten  sich  an  der  Be- 
schlussfassung der  Frankfurter  Versammlung  betheiligen  mussten,  nicht  er- 
weislich ist  (vgl.  unten  § 18). 

*)  Synod.  Franconof.  c.  2,  Boretius  S.  73  f. 

*)  Mansi  XIV  S.  57,  Abel  II  S.  504  Anm.  4,  Kaufmann  S.  356, 
HefeleHI  S.  766  f.,  Dahn  S.  1136,  Gieseler,  Kirchengeschichte,  3.  Aufl  , 
Bd.  II  Abth.  1,  Bonn  1831,  § 12  S.  88  ff.,  Jfferchier  p.  70;  vgl.  auch 
Moeller  S.  118  f. 

4)  Honumenta  Germaniae  Legum  sectio  V (Formulae,  ed. 
Zeumer)  S.  617  No.  14:  lstum  iudicium  creavit  omnipoteus  Deus,  quia 
verus  est,  et  quia  domnus  Kugenius  constituit  eum,  et  doinnus  imperator 
Ludovicus  voluit  i'lum  observare,  et  transmisit  ei  istum  diluculum,  ut  eum 
observaret.  Vgl.  ebenda  No.  15  S.  618,  No.  18  S.  620  und  ferner  Jaffe 
Reg.  No.  2565  S.  322. 

“)  Capit.  Miss.Worm.  c.  12  bei  Boretius  et  Krause  S.  16:  ut  examen 
aquae  frigidae,  quod  actenus  faciebant,  a missis  nostris  Omnibus  interdicatur, 
ne  ulterius  fiat.  Vgl.  Waitz  IV  S.  428  Anm.  4,  Sixnson  I S.  280  Anm.  1. 
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Es  ist  zu  konstatieren,  dass  die  drei  soeben  besprochenen 
Fälle  der  Abweichung  geistlicher  Versammlungen  von  der  päpst- 
lichen Auffassung  der  Zeit  nach  774,  also  der  Zeit  nach  Aufnahme 
des  römischen  Bischof  in  den  fränkischen  Landesepiskopat ')  an- 
gehören. In  der  Zeit  vor  774,  sie  die  fränkischen  Bischöfe 
eich  noch  nicht  als  gleichberechtigt  mit  dem  Papste  ansehen 
konnten,  wäre  die  Entscheidung  vielleicht  im  Sinne  des  Papstes 
ausgefallen. 


Abschnitt  III. 


§ 7. 

Gesetzgebung  und  IMspensationen. 

Ein  Gesetzgebungsrecht  hat  das  Papstthum  in  der  von  uns 
behandelten  Periode  dem  Frankenreiche  gegenüber  nie  ausgeübt 
oder  auch  nur  in  Anspruch  genommen.*)  Es  fehlt  an  jedwedem 
Beweise  für  ein  derartiges  Gesetzgebungsrecht , *)  so  bedeutsam 
auch  der  indirekte  Einfluss  gewesen  ist,  den  das  Papstthum  auf 
die  Gestaltung  des  fränkischen  Kirchenrecbts  durch  die  oben 
geschilderte  Anpassung  desselben  an  die  römische  Lehre  und 
beispielsweise  auch  durch  Theilnahme  päpstlicher  Gesandten  an 
den  fränkischen  Versammlungen4)  und  durch  die  von  Rom 


*)  Oben  § 5. 

*)  Vgl,  auch  Hinschius  III  S.  703  ff.  und  in  dem  oben  8.54  Anm.  3 
oitierten  Werke  8.  194  ff. 

*)  Bin  Gegenbeweis  liegt  in  der  Ausdrucks  weise  des  Capitulare  pnmum 
Karls  des  Grossen  (um  769),  Boretius  S.  44:  Apostolicae  sedis  hortatu, 
omniumque  fidelium  nostrorum,  et  maxime  episcoporum  ac  reliquorum 

sacerdotum,  consultu  servis  Dei omnino  prohibemua.  Die  Worte 

.apostolicae  sedis  hortatu1  erscheinen  Abel  I 8.  68  Anm.  I,  S.  669  auffällig 
und  geben  ihm  Anlass  zu  einem  „leisen  Zweifel“  an  der  Echtheit  des  Kapitu- 
lare;  diese  Zweifel  und  Bedenken  schwinden  aber,  wenn  man  die  Eingangs- 
worte des  Synodus  Franconofurtensis  (vgl.  unten  § 19)  vergleichsweise  heran- 
zieht, wonach  dieBe  Versammlung  ,apoatolica  auctoritate1  zusammnngetreten 
ist(Boretius  S.  73).  Vgl.  auch  unten  S.  70  Anm.  1. — lieber  die  Aufforderung 
des  Zacharias  an  Bonifaz,  die  „27  Capitel“  (oben  § 6 S.  63)  auf  einer  fränkischen 
Synode  zu  verlesen  (Jaffi  III  No.  63  8.  182),  vgl.  Hauck  II  8.  11,  der 
wohl  aber  a.  a.  O.  auf  das  Wort  ,mandata‘  bei  Jaffe  IV  No.  3 8.31  allzu- 
viel Gewicht  legt. 

•)  Unten  § 19. 
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ausgehende  Anregung  zu  derartigen  Versammlungen  *)  aus- 
geübt hat. 

Wohl  aber  stand  dem  Papste  ein  Recht  zu,  unter  bestimmten 
Bedingungen  die  Wirkung  eines  fränkischen  Kirchengesetzes  für 
einen  konkreten  Fall  aufzuheben,  mit  anderen  Worten:  Dispen- 
sationen und  Privilegien  zu  ertheilen. 

So  erfahren  wir,  dass  Bonifatius  sich  an  den  Papst  Zacharias 
wendete , einmal  als  er  im  Jahre  748  dem  kanonischen  Rechte 
entgegen4)  schon  bei  seinen  Lebzeiten  einen  Nachfolger  in  der 
Leitung  der  Mainzer  Kirche  bestellen  wollte  s)  und  sodann  als  er 
im  Jahre  751  das  von  ihm  gegründete  Kloster  Fulda  der  Auf- 
sicht des  Diözesanbischofs  entzogen  wissen  wollte.4) 

Wir  erfahren  ferner,  dass  Karl  der  Grosse  sich  an  den 
römischen  Stuhl  wendete,  als  es  galt,  für  Angilramn  und  Hilde- 
bald, seine  Erzkaplane  , welche  zugleich  in  Metz  bezw.  Cöln  die 
(erz-)  bischöfliche s)  Würde  bekleideten,  Befreiung  von  der  bischöf- 
lichen Kesidenzpdicht  zu  erlangen.6)  Bezüglich  des  Hildebald 
lässt  sich  der  König  die  Dispensation  auch  von  der  Frankfurter 


')  Vgl.  über  das  Capitulare  des  Synodus  Franconofurtensis  und  über 
die  Eingangsworte  des  Capitulare  primum  (die  sich  auf  sämmtliche  Vor- 
schriften des  Capitulare  mit  alleiniger  Ausnahme  des  c.  12  beziehen  lassen) 
oben  S.  69  Anm.  3. 

*)  Vgl.  Hinschins  II  S.  249  ff. 

*)  Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz  J affe  HI  No.  66  S.  192  (vgl. 
auch  unten  § 9):  Petisti  autem:  ut  cum  nostro  consultu  pro  superveniente 
tibi  senectute  et  plena  dierum  etate  atque  imbecillitate  corporis,  ut  si 
invenire  potueris  alium,  in  eadem  sede , in  qua  praces,  pro  tui  persona 
debeas  collocare.  Nachdem  der  Papst  dem  Bonifatius  den  Rath  gegeben, 
in  Mainz  auszuharren,  fahrt  er  fort:  Sin  vero,  si  dominus  dederit  iuxta  tuam 
petitionem  hominem  perfectum,  qui  possit  sollicitudinem  habere  et  curam 
pro  salute  animarum,  pro  tui  persona  illum  ordinabis  episcopum;  eritque  in 
euangelio  tibi  credito  et  ministerio  Christi  portando  in  omni  loco  requirens 
et  confortans  aecclesiam  Dei. 

*)  Vgl.  unten  § 18. 

•)  Dass  Hildebald  erst  später  den  erzbischöflichen  Titel  (welchen  ihm 
die  bei  Abel  II  S.  542  Anm.  2 aufgezählten  Quellen  geben)  erhalten  hat, 
folgt  daraus,  dass  das  Protokoll  der  Frankfurter  Versammlung  (unten  S.  71 
Anm.  1)  ihn  nur  als  episcopus,  den  Angilramn  dagegen  als  archiepiscopus 
bezeichnet.  Vgl.  Rettberg  I S.  540.  — Umgekehrt  wird  in  Karls  Testa- 
ment v.  J.  811  (Einh.  Vit.  Carol.  c.  33  Jaffe  IV  S.  539)  zwar  Cöln,  nicht 
aber  Metz  als  Metropole  aufgezählt. 

*)  Vgl.  Synodus  Franconofurtensis  c.  7 und  41  (Boretius  S.  75,  77) 
Hinschius  III  S.  222. 
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.Reichsversammlung  ertheilen. s)  Desgleichen  wurden , bevor  in 
Wirklichkeit  fiir  Bonifatius  bei  dessen  Lebzeiten  Lullus  zum 
Bischof  von  Mainz  ordiniert  wurde  und  bevor  König  Pippin 
seinerseits  die  Exemtion  Fuldas  von  der  Aufsicht  des  Diözesan- 
bischofs  bestätigte,  die  geistlichen  und  weltlichen  Grossen  um 
ihre  Genehmigung  befragt.9)  Man  kann  daraus  schliessen,  dass 
die  päpstliche  Dispensation  an  sich  nicht  genügend  gewesen  ist, 
dass  vielmehr  die  eigentliche  Dispensationsbefugnis  der  Reichsver- 
sammlung zukam  und  dass  der  Ausspruch  des  Papstes  mehr  den 
Charakter  eines  dogmatischen  Gutachtens  im  Sinne  des  § 6 gehabt 
hat,  während  die  eigentliche  Entscheidung  dem  gesetzgebenden 
Faktor  des  Frankenreiches  — dem  Könige  und  der  Reichsver- 
sammlung  — oblag. 

Dem  widerspricht  es  wohl  nicht,  wenn  das  Frankfurter  Capi- 
tulare  bezüglich  des  Angilramn  nur  der  päpstlichen  Dispensation 
gedenkt,  die  Zustimmung  einer  Reichsversammlung  aber  uner- 
wähnt lässt.3)  Es  ist  einmal  möglich,  dass  König  Karl  bei  Be- 
rufung des  Angilramn  zum  Erzkaplan  eigenmächtig  gehandelt 
und  sich  über  das  Vollwort  der  Reichsversammlung  hinweggesetzt 
hat;  sodann  ist  es  möglich,  dass  die  nachträgliche  Zustimmung 
einer  Reichsversammlung  so  selbstverständlich  war,  dass  das 
Protokoll  sie  lediglich  aus  diesem  Grunde  übergeht. 

Ob  die  päpstlichen  Dispensationen  sich  auch  noch  auf  andere 
Fälle  eines  Konfliktes  der  Kleriker  mit  Kirchengesetzen  erstreckt 
haben  und  ob  sie  nur  gegenüber  Erzbischöfen  und  Bischöfen  zur 
Anwendung  gekommen  sind , so  dass  hinsichtlich  des  übrigen 
Klerus  das  Dispensationsrecht  ausschliesslich  dem  Diözesanbischof 

*)  Protokoll  des  Synodus  Franconofurtensis  y.  J.  794  c.  55  (Bore  tiue 
S.  78):  Dixit  etiam  dcimnua  rex  in  eadem  aynodum,  ut  a sede  apostolica,  id 
est  ab  Adriano  pontifici,  licentiam  habuisse,  ut  Angilramnum  archiepiscopum 
in  suo  palatio  assidue  habere t propter  utilitates  eccleaiaaticas.  Deprecatus 
est  eadem  syuodum , ut  eo  modo,  sicut  Angilramnum  habuerat,  ita  etiam 
fiildeboldum  episcopum  habere  debuiseet;  quin  et  de  eodem,  sicut  et  de 
Angilramnum,  apostolicam  licentiam  babebat.  Omnis  synodus  consensit,  et 
placuit  eis  eum  in  p&latium  esse  debere  propter  utilitates  ecclesiasticas. 
Wenn  Re  ttbe  rg  I S.  502,  wie  es  scheint,  aunimmt,  dass  päpstliche  Erlaubnis 
auch  für  den  Eintritt  eines  Bischofs  in  den  Hof  dienst  erforderlich  gewesen 
war,  so  muss  dies  als  Irrthum  bezeichnet  werden. 

'•)  Vgl.  unten  § 11  die  Berichte  des  üthlo,  des  Willibald  und  der  Passio 
über  die  Ernennung  des  Lullus  zura  Bischof  von  Mainz  und  unten  § 18  über 
das  Privileg  Pippins  für  Fulda. 

*)  Diesen  Umstand  übersieht  de  Lezardiere  II  S.  806  No.  3 (cf.  ibid- 
8.  46  No.  6). 
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bezw.  dem  Klosterobern  zustand,  lasst  sich  nicht  ermitteln. 
Wohl  aber  ist  ein  vereinzeltes  Beispiel  dafür  überliefert,  dass 
sich  in  Sachen  des  Eherech. s ein  Laie  auf  päpstlichen  Dispens 
berufen  hat,1)  ein  Beispiel,  welches  wohl  den  Schluss  auf  ein 
generelles  Dispensationsrecht  des  Papstes  in  Ehesachen  recht- 
fertigt. 


Abschnitt  IV. 


§ 8. 

Die  Klrchemlisziplin. 

Während  diejenigen  Quellenberichte,  nach  welchen  zur  Mero- 
vingerzeit  die  Päpste  über  fränkische  Kleriker  oder  fränkische 
Laien  — und  darunter  über  die  Könige  selbst  — den  Bann  in 
Aussicht  stellen  oder  sogar  verhängen , nachweislich  gefälscht 
sind,*)  begegnen  uns  für  die  Karolingerzeit  mehiere  unge- 
fälschte 8)  Quellenberichte,  in  welchen  der  Papst  damit  droht,  den 
Bannstrahl  nach  dem  Franken  reiche  zu  schleudern. 

Zunächst  ist  es  Papst  Gregor  III.,  welcher  im  Jahre  722 
bei  Aussendung  des  hl.  Bonifaz  zur  äusseren  und  inneren  Mission 


’)  Bonifatius  sebreibt  bei  Jaffe  III  No.  43  S.  114  an  Zacharias:  Laicus 
quidam  rnagne  personae  ad  nos  veniens  dicebat : sibi  ab  apostolicac  sedis 
pontifice  sanctae  memoriae  Gregorio  datam  fuisse  licentiam , ut  in  matri- 
monium  acciperet  vidoam  avunculi  sui.  Quae  et.  ipsa  fuit  uxor  consobrini 
aui,  et  ipsa  illo  vivente  discessit  ab  eo;  et  isti  viro  — qui,  nunc  eam  acci- 
pere  deaiderans,  adfirmat  sibi  licentiam  datam  — in  tertio  ienuculo  (=*  geni- 
culo)  propinqua  illius  esse  dinoscitur;  et  votum  vovit  Deo  castitatis  et  velata 
fuit ; et  iterum,  abiecto  velamine,  maritata.  Tale  enim  matrimonium  supra 
dictus  homo  sibi  ab  apostolica  sede  adfirmat  esse.  Die  Antwort  des  Papstes 
in  No.  43  S.  120  lautet:  De  illo  namque,  qui  viduam  avunculi  sui,  quae  et  ipsa 
luit  uxor  consobrini  sui  et  sacrum  velamen  habere  monstrata  est,  et  a beatae 
memoriae  praecessore  nostro  sibi  licentiam  concessam  esse  divulgavit,  ut 
eam  in  pernitioso  matrimonio  adsumi  debuisset,  absit  hoc,  ut  decessor  noster 
iata  praeciperet.  Nec  enim  ab  hac  apostolica  sede  illa  diriguntar,  quae  con- 
traria  esse  patrum  sive  canonum  institutis  probentur.  Es  wird  hier  zwar 
die  Existenz  des  Dispenses,  nicht  aber  die  Existenz  eines  Dispensations- 
rechtes bestritten. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  12. 

*)  Gefälscht  ist  das  päpstliche  Privileg  für  das  Kloster  Hersfeld,  welches 
Jeden  mit  dem  Banne  bedroht,  der  das  Klostereigenthum  verletzen  würde. 
Abel  I S.  206  Anm.  1 f.  und  unten  § 12. 
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in  den  germanischen  Ländern  laut  Schreiben  *)  an  die  geistlichen 
und  weltlichen  Amtsträger  denjenigen,  welche  Bonifaz  unterstützen 
würden,  die  ewige  Seligkeit  verspricht,  diejenigen  aber,  welche 
Bonifaz  oder  seinen  Nachfolgern  entgegenarbeiten  würden,  aus 
göttlichem  Machtspruche  mit  dem  Änathem  zerschmettern  und 
ewiger  Verdammnis  überliefern  will.*) 

Sodann  verhängt  Papst  Zacharias  im  Jahre  743  in  den  Be- 
stätigungsurkunden für  die  infolge  Einwirkung  des  Bonifaz  neu 
eingerichteten  Bisthümer  Büraburg  und  Würzburg8)  und  ,ür  die 
dort  eingesetzten  Bischöfe  Witta  und  Burchard  das  Anathem  über 
diejenigen,  welche  der  päpstlichen  Anordnung  Widerstand  leisten 
würden  und  insbesondere  dem  ausschliesslichen  Rechte  des  päpst- 
lichen Vikars,  dereinst  die  Neubesetzung  dieser  Bisthümer  vor- 
zunehmen. 4) 

Gleichfalls  die  Verletzung  der  päpstlichen  Anordnungen  ist 
es , auf  welche  Zacharias  in  dem  Privilegium  für  das  Kloster 
Fulda8)  vom  4.  November  751  den  Bann  setzt.*) 

Bei  der  Salbung  König  Pippins  und  seiner  Familie  im  Jahre 
754  drohte  Papst  Stephan  II.  den  Franken  ’)  mit  dem  Banne, 


*)  Auf  die  Franken  bezieht  sich  der  Brief  deshalb,  weil  er  (a  Jaffe  111 
S.  77)  zugedacht  ist:  unirersis  reverentissimis  et  sanctisaimis  fratribus 
coepiscopis,  relegiosis  presbiteris  seu  diaconibus,  gloriosis  ducibus,  magnificis 
castaldiis,  comitibus  etiam  vel  cunctis  christianis  Deuin  timentibus. 

’)  J affe  111  ep.  18  S.  78:  Si  quis  itaque  buic  Dei  famulo  . . adsensum 
vel  concursum  prebuerit  . . . consortia  mereatur  sanctorum  martyrum  Jesu 
Christi.  Si  quis  vero,  quod  non  optamus,  adversando  eius  praepedire  conatus 
fuerit  labori  aut  contrarius  exstiterit  ministerio  sibi  credito  successorumque 
eius  eundem  laborem  intrantium , ex  sententia  divina  anatbematis  vinculo 
percellatur,  perpetuae  dampnationi  subiaceat. 

*)  Vgl.  hierüber  unten  § 11. 

')  Jaffe  111  No.  44  und  45  unten  § 11  und  die  Bemerkungen  daselbst. 
Vgl.  auch  Bahn  S.  38. 

5)  Uebcr  die  Echtheit  deB  Privilegs  s.  unten  § 13. 

e)  Jaffe  111  No.  82  S.  229:  Constituimus  quoque  per  huius  decreti 
nostri  paginam,  ut,  quicunque  cuiuslibet  eclesiae  praesul  vel  quacunque 
dignitate  praedita  persona  hanc  nostri  privilegii  cartam,  quam  auctoritate 
principis  apostolorum  lirmamus,  temerare  temptaverit,  anathema  sit  et,  iram 
Dei  incurrens,  a cetu  sanctorum  omnium  extorris  existat.  So  die  Karlsruher 
Handschrift,  während  die  Münchener  folgeudermassen  lautet  (Jaffe  ibid.): 
Conatituentes  per  huius  decreti  nostri  paginam  atque  interdicentes  Omnibus 
cuiuslibet  omnino  ecclesiae  praesulibus  vel  cuiuscumque  dignitati  praeditis 
potestatem  sub  anatbematis  interpositionem : qui  ei  praesumpserit  praesenti 
constituti,  a nobis  praefati  monasterii  indulti,  quolibet  modo  existere  temerator. 

4)  Nicht  nur  den  Bischöfen,  wie  Zorn  S.  78  meint. 
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falls  sie  jemals  aus  einem  anderen  Hause  einen  König  nehmen 
würden.  ’) 

Derselbe  Papst  stellt  im  Jahre  756  in  dem  bekannten  Briefe, 
durch  welchen  er  den  Apostelfürsten  Paulus  persönlich  die  Hilfe 
der  fränkischen  Könige  und  des  fränkischen  Volkes  gegen  die 
Langobarden  anrufcn  lässt,  für  den  Pall  der  Willfährigkeit  irdischen 
und  himmlischen  Lohn,  für  den  Fall  der  Säumigkeit  dagegen 
Ausschluss  vom  Reiche  Gottes  und  dem  ewigen  Heile  in  Aussicht.*) 

Die  dem  jungen  Kirchenstaate  seitens  der  Langobarden 
drohende  Gefahr  ist  es  ebenfalls,  die  dem  Papste  Stephan  III. 
im  Jahre  769  oder  770  den  Anlass  gab  zu  der  Drohung,  das 
Anathem  ins  Frankenreich  zu  schleudern.  Er  hat  erfahren,  dass 
König  Karl  oder  König  Karlmann  mit  der  Absicht  umgehen, 
Desiderata,8)  die  Tochter  des  Langobardenkönigs  Desiderius,  zu 
heirathcn  und  ihre  Schwester  Gisela  mit  einem  Sohne  des  Desi- 
derius, Adalgis,  zu  vermählen.  Er  beschwört  die  Fürsten,  diesen 
Plan  aufzugeben,  widrigenfalls  sie  dem  Banne  anheimfallen  und 
dem  höllischen  Feuer  überliefert  werden  würden.4) 

')  Vgl.  über  die  .Clausula1  und  andere  Quellenbelege  oben  § 2 S.  14 
Anm.  2. 

*)  J affe  IV  No.  10  S.  60:  Si  obedieritis  velociter  . . . meis  suffragiis 
adiuvati,  et  in  praesenti  vita  . . . bona  terre  comedetis,  et  eternam  procul 
dubio  fruemini  vitam.  Sin  autem,  qund  non  credimus,  et  aliquant  posueritis 
moram  aut  adinvencionem  minime  velociter  lianc  noatram  inplendam  ador* 
tacionem  . . . nos  ex  auctoritate  sancte  et  unice  Trinitatis  per  graciam  aposto- 
latus,  que  data  est  mihi  a Christo  domino , vos  alienare  pro  trangressione 
nostrae  adhortacionis  a regno  Dei  et  vita  aeterna.  v.  Schulte,  Lehrbuch 
des  katholischen  und  evangelischon  Kirchenrechts  (4.  Aufl.  des  katholischen, 

1.  des  evangelischen,  Qiessen  1886)  S.  46  Anm.  1 nennt  den  Brief  mit  Recht 
„ein  Meisterstück  von  Naivetät  und  Schimpferei",  Ellendorf  I S.  124 
„eine  wahre  Profanierung  der  Religion“;  vgl.  auch  v.  Doellinger  in  der 
oben  S.  65  Anm.  6 genannten  Schrift  S.  29,  S.  371  Anm.  123.  Verdeutschungen 
des  Briefes  geben  z.  B.  Abel  in  Geschichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit, 

2.  Gesammtausgabe , Bd.  XV,  Leipzig  1888,  S.  222  ff.,  und  Tbijm,  Karl 
S.  142  f. 

*)  Ueber  den  Namen  der  Prinzessin  vgl.  Abel  I S.  80  Anm.  5,  Dahn 
S.  959  Anm.  1. 

4)  Jaffö  IV  No.  47  S.  164:  Et  si  quis,  quod  non  optamus,  contra 
huiusmodi  nostrae  adiurationis  atque  exhortationis  seriem  agere  praesum- 
serit,  sciat  se  auctoritate  domini  mei  beati  Petri,  apostolorum  principis, 
anathematis  vinculo  esse  innodatum  et  a regno  Dei  alienum  atque  cum  dia- 
liolo  et  eius  atrocissirais  et  ceteris  impiis  aeternis  incendiis  concremandum 
deputatum.  Vgl.  auch  Abel  I S.  82,  Kaufmann  S.  862  Anm.  1,  W atten- 
bach,  Geschichte  des  Papstthums,  S.  46,  Dahn  S.  961.  — Die  Bemerkung 
desselben  Briefes  S.  162,  dass  schon  Stephan  II.  die  Fürsten  in  suo  transitu 
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Ferner  bedroht  Papst  Hadrian  in  einem  Schreiben  an  den 
Erzbischof  Tilpin  von  Reims  aus  der  Zeit  um  780  *)  mit  dem 
Kirchenbanne  *)  Jedermann,  der  die  Metropolitanrechte  des  Erz- 
bischofs missachten  würde,  insbesondere  seinem  alleinigen  An- 
spruch, innerhalb  der  Erzdiözese  Ordinationen  vorzunehmen, 
Provinzialsynoden  zu  berufen  und  die  geistliche  Gerichtsbarkeit 
auszuüben. 

Sodann  stellt  Papst  Leo  III.  in  der  Urkunde,  welche  er  am 
25.  Dezember  800  für  Angilbert,  den  Abt  im  Kloster  des  hl. 
Salvator  und  des  hl.  Richar  zu  Oentulum  ausfertigte,  gegen  alle 
diejenigen,  welche  die  in  dieser  Urkunde  festgesetzten  Privilegien 
des  Klosters  verletzen  würden,  Verlust  ihres  Kirchenamtes  und 
den  Bann  in  Aussicht.8) 

Schliesslich  bedroht  Papst  Gregor  IV.  im  Jahre  831  mit  dem 
Anathem  Jedermann,  der  die  auf  Wunsch  Kaiser  Ludwigs  des 
Frommen  erfolgte  Bestätigung  des  Erzbisthums  Hamburg  und 
des  dortigen  Erzbischofs  Anskar  sowie  die  Legateneigenschaft 
des  Anskar  missachten  würde.4) 


per  sua  scripta  sub  terribili  adiuratione  adhortari  studuit,  firma 
stabilitate  . . esse  permansuros  erga  dilectionem  Dei,  bezieht  sieb  vielleicht 
auch  auf  eine  derartige  Drohung  Stephans  für  den  Fall  unterbleibender 
Unterstützung  des  römischen  Stuhles  gegen  die  Langobarden.  Ueber  die 
zweifellose  Echtheit  dieses  Briefes  vgl.  Hefele  111  S.  606,  Dahn  S.  961 
Anm.  2,  Abel  II  S.  81  Anm.  2,  Richter,  Anualen  II  S.  36  Anm.,  Thijm, 
Karel  S.  495  f.,  Karl  S.  322,  Hauch  II  S.  75  Anm.  2,  Hergenroether  I 
S.  720.  Der  den  Bannfluch  selbst  betreffende  Passus  kommt  mit  gleichem 
oder  doch  sehr  ähnlichem  Wortlaut  in  päpstlichen  Formularen  vor.  Vgl. 
z.  B.  Sickel,  über  diurnus  S.  118. 

')  Ueber  diesen  Brief,  seine  Echtheit  und  seine  Aehnlichkeit  mit  den 
Bestätigungsurkunden  für  Witta  und  Burchard  vgl.  unten  §§  10,  11,  lö,  16. 

J)  Schreiben  Hadrians  an  Tilpin  bei  Flodoard,  Historia  Remensis  II 
c.  17  (Hon.  Germ  SS.  XIII  S.  464):  Kam  si  quod  non  credimua,  si  quis 
ille  fuerit,  qui  contra  hanc  nostram  preceptionem  temerario  ausu  venire  temp- 
taverit,  nisi  se  cito  et  maxime  post  commonitionem  correxerit,  sciat,  se 
aeterno  Dei  iudicio  anathematis  vinculo  esse  innodatum;  si  quis  vero  aposto- 
lica  servaverit  precepta  et  normam  rectae  et  orthodoxae  fidei  fuerit  aasecutus, 
benediotionis  gratiam  consequatur. 

*)  Urkunde  Leos  für  das  Kloster  des  hl.  Salvator  und  des  hl.  Richar 
zu  Centula  bei  Habil  Ion,  Annales  ordinis  S.  Benedicti  tom.  II,  Lutetiae- 
Farisiorum  1704  p.  349  (Genaueres  über  diese  Urkunde  s.  unten  § 13):  Qui- 
cumque  vero  huic  nostrae  sanctioni  in  ahquo  obviare  aut  refragari  tentaverit 
. . . cxcommunicatus  permanens,  gradus  sui  dignitate  careat,  et  infamis  atque 
anathema  in  sempiternum  maneat. 

4)  Unten  § 14. 
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Die  vorgetragenen  Fälle  ’)  lehren , daRS  der  Papst  ein  Ex- 
kommunikationsrecht sowohl  über  fränkische  Kleriker  wie  über 
fränkische  9)  Laien  in  Anspruch  nahm,  denn  der  Brief  Gregors  III. 
iet  ausser  an  die  Bischöfe,  Presbyter  und  Diakonen  ausdrücklich 
zugleich  an  die  duces,  castaldii,  comites,8)  derjenige  Stephans  II. 
ausser  an  die  Bischöfe,  Aebte,  Presbyter  und  Mönche  an  die 
Könige,  an  die  duces  und  comites,  den  generalis  exercitus  und 
den  populus  Franciae4)  gerichtet;  die  Schreiben  des  Zacharias 
und  Hadrian  I.  lassen  es  dahingestellt,  ob  der  mit  dem  Anathem 
zu  bestrafende  Uebelthäter  dem  geistlichen  oder  dem  weltlichen 
Stande  angehören  würde.  5) 

Zugleich  lehren  die  Briefe  Stephans  II.  und  Stephans  III., 
dass  die  Päpste  sich  nicht  gescheut  haben,  auch  die  Könige 
selbst  mit  dem  Banne  zu  bedrohen.  *) 

Die  Thatsache  der  wiederholten  Drohung  aber  genügt 
wohl,  um  die  päpstliche  Exkommunikation  nicht  als  einen  leeren 
Rechtsanspruch,  sondern  als  ein  bestehendes,  auch  von  dem 
Franken volke  anerkanntes  Recht  erscheinen  zu  lassen.  Positive 
Anerkennung  des  päpstliche  1 Bannes  ist  nur  in  einem  einzigen 
Falle  erweislich,  nämlich  bezüglich  des  päpstlichen  Privilegs  für 
das  Kloster  Fulda. 7)  Aber  dieses  eine  Beispiel  genügt,  um  das 
Prinzip  darzuthun.  *) 

')  Nicht  unter  die  Fälle,  in  denen  der  Bannstrabi  von  Rom  aus  ins 
Fraukenreich  geschleudert  wird,  rechne  ich  (gegen  Hahn  S.  100  und  S.  81, 
Rettberg  I S.  368,  Boehmer-Will  S.  13  No.  38)  den  Beschluss  der 
Lateransynode  vom  25.  Uctober  745,  deren  Akten  bei  J affe  HI  No.  50  8.  136  ff. 
abgedruckt  sind.  Vgl.  darüber  unten  § 18. 

!)  In  die  Zeit  vor  Einverleibung  Baierns  ins  Frankenreich  fällt  das 
Anathem,  welches  Hadrian  I.  i.  J.  787  gegen  die  Gesandten  des  Herzogs 
Tassilo  in  Androhung  bringt.  Abel  I S.  574  und  ausser  den  Citaten  das. 
Anm.  2 noch  Poeta  Saxo  lib.  II  v.  294  (Jaffe  IV  8.  56). 

»)  J al'fe  III  No.  18  S.  77  oben  S.  73  Anm.  1. 

*)  Jaffe  IV  No.  10  S.  56. 

s)  In  der  Urkunde  Leos  für  Angilbert  sind,  wie  die  Worte  gradus  sui 
dignitate  careat  ergeben,  nur  graduierte  Kleriker  ins  Auge  gefasst. 

•)  Die  thatsächliche  Verhängung  des  Kirchenbannes  über  einen  König 
durch  den  Papst  finden  wir  für  England  bereits  aus  der  Zeit  Leos  in. 
durch  dessen  Brief  an  König  Coenulf  von  Mercia  v.  J.  797  (Jaffe  VI  No.  84 
8.  365)  bezeugt. 

’)  Pippins  Privileg  bei  Jaffe  IH  S.  501  (vgl.  unten  § 13):  Si  autun 
quispiam  nostrae  auctoritatis  praecepto  repugnare  voluerit,  sententiam 
apostolicae  districtionis,  quae  in  privilegio  expressa  est,  experiatur. 

*)  Auch  die  Urkunde  Leos  für  Angilbert  wird,  da  sie  auf  Wunsch 
des  Kaisers  Karl  verfasst  wurde,  staatliche  Genehmigung  genossen  haben 
(vgl.  unten  § 13). 
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Die  Päpste  haben  es,  sofern  uns  das  negative  Ergebnis  der 
Quellen  als  Beweis  dienen  kann,  stets  bei  der  Drohung  bewenden 
lassen  und  den  Bann  thatsächlich  nicht  verhängt,  wiewohl  die 
unter  Bannstrafe  gestellte  Verletzung  des  päpstlichen  Wunsches 
mehrfach1)  eintrat:  die  bonifazische  Missions-  und  Reformthätig- 
keit  ist  im  Frankenreiche  auf  hartnäckigen  Widerstand  gestossen;*) 
im  Kloster  Fulda  hatte  gegen  Ende  des  achten  Jahrhunderts  der 
Bischof  Berwulf  von  Würzburg  eine  auch  nach  Ansicht  König 
Karls  und  seines  Episkopates  nicht  ihm  (sondern  dem  Papste) 
gebührende  Ordination  vorgenommen;3)  Karl  hat  die  lango- 
bardische  Prinzessin  Desiderata  geheirathet: 4)  und  doch  erfahren 
wir  nicht,  dass  in  Wirklichkeit  der  angedrohte  Bannstrahl  erfolgte. 

Von  einem  Widerstande  gegen  das  päpstliche  Exkommuni- 
kationsrecht erfahren  wir  ausdrücklich  erst  im  Jahre  833.  Bei 
dem  Kampfe  der  Söhne  Ludwigs  des  Frommen  gegen  den  Vater 
hatte  sich  Papst  Gregor  IV.  auf  Seiten  der  ersteren  gestellt, 
wahrscheinlich  um  für  Aufrechterhaltung  der  von  seinem  Vor- 
gänger, Paschalis  I.,  unterschriebenen6)  Reichstheilung  des  Jahres 
817  zu  wirken,  da  Kaiser  Ludwig  diese  Theilungsordnung 
zu  Gunsten  des  ihm  von  seiner  zweiten  Gemahlin  Judith  ge- 


')  Der  Brief  Stephans  HI.  hatte  allerdings  die  beabsichtigte  Folge,  dass 
die  Franken  gegen  die  Langobarden  zu  Felde  zogen  (Oelsner  S.  263).  Die 
Ordination  des  Megingoz,  der  auf  Burehard  als  Bischof  von  Würz  bürg 
folgte,  ist  im  Jahre  753  oder  754  von  Bonifaz  selbst  vorgenommen  worden 
(Rettberg  II  S.  316,  318,  Oolsner  S.  367),  doch  vielleicht  nicht  kraft 
seines  Vikariates,  sondern  weil  Würzburg  zur  Erzdiözese  Mainz  gehörte 
(unten  § 16).  Megingoz  ist  wohl  794  gestorbon  {Rettberg  II  8.  319),  bei 
der  Ordination  seines  Nachfolgers  Bernwulf  (Rettberg  II  S.  320)  hat  kein 
Vikariat  mehr  bestanden.  Für  Büraburg  kommt  die  Frage,  ob  Wittas 
Nachfolger  unter  Hetbeiligung  des  päpstlichen  Vikars  ordiniert  wurde,  schon 
darum  nicht  in  Frage,  weil  das  Bisthum  nach  Wittas  Tode  (786)  einging 
(Rettberg  I 8.  699  f.,  Abel  I S.  638  ff.);  das  Fritzlarer  Martyrologium, 
welches  den  Meingot  als  Nachfolger  Wittas  nennt  und  dabei  zwar  des 
, oonsensus1  König  Karls  und  der  .auctoritas1  Luis  (der  aber  nie  päpstlicher 
Vikar  gewesen  ist,  s.  unten  § 10)  gedenkt,  ist  nicht  zuverlässig.  Vgl.  Abel  I 
S.  639,  insbes.  Anm.  4. 

")  Vgl.  oben  § 2 S.  10  zu  Anm.  2. 

s)  Du  emm  1 er,  Uober  eine  verschollene  Fuldische  Briefsammlung  des 
9.  Jahrhunderts  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  V)  8.  369  und 
Oelsner  S.  64  Anm.  1.  Vgl.  auch  unten  § 12. 

•)  Abel  I S.  85. 

6)  Vgl.  Dümmler,  Jahrbücher,  I S.  74  Anm.  3,  Niehues  II  8.  124 
und  oben  § 4 8.  50  f. 
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borenen  Sohnes  Karl  (des  Kahlen)  umgestossen  hatte.  ’)  Es  ist 
uns  nun  — mittelbar  durch  die  Antwort  des  Papstes  *)  — eine 
Erklärung  des  Episkopates  an  Gregor  IV.  erhalten,  worin  ihm 
u.  A.  der  Vorwurf  gemacht  wird,  er  käme  ins  Frankenreich,  um 
eine  anmassende  und  jedes  Grundes  entbehrende  Exkommuni- 
kation vorzunehrnen;*)  dem  Vorwurf  ist  nun  die  Mahnung  beigefiigt, 
der  Papst  möge  diesen  Schritt  unterlassen,  da  in  demselben  Ver- 
letzung und  Entehrung  der  kaiserlichen  Macht,  sowie  Minderung 
und  Tadel  des  päpstlichen  Ansehens  liegen  würde;4)  zugleich 
erklären  die  fränkischen  Geistlichen:  wenn  der  Papst  es  unter- 
lasse, sich  ins  Hoflager  des  Kaisers  zu  begeben,  so  würde  er  in 
den  fränkischen  Kirchen  nicht  mehr  Anhänger,  sondern  Gegner 
haben,  so  dass  ihm  kein  Recht  mehr  eingeräumt  werden  würde, 
in  ihren  Parochien  etwas  anzuordnen  oder  vorzunehmen  oder 
gar  Jemand  wider  den  Willen  der  fränkischen  Geistlichen  zu 
exkommunizieren. 5) 

Die  aus  der  päpstlichen  Entgegnung  soeben  rekonstruierte 
Erklärung  der  Geistlichkeit  ergiebt,  dass  Gregor  den  Bann  gegen 


<)  Vgl.  Niehues  II  S.  124  f.,  Simson  II  S.  32  ff.,  Dümmler  I S.  76, 
Hergenroether  II  S.  5 f. 

*)  Wegen  der  .Echtheit  dieses  Schreibens  vgl.  Simson  I S.  391  Anm.  6, 
H S.  43  No.  5. 

*)  Agobardi  opera  ed.  Baluze  II  S.  55  (auch  Hansi  XIV  S.  521): 
Adiungitis,  quod  omni  vcrecundia  dignum  est,  dicentes  nos  venire  propter 
quandam  praesumptuosam  et  omni  ratione  carentem  excomiuunicationem 
faciendam.  — Vgl.  Vita  Hludow.  imp.  c.  48  M.  G.  SS.  II  S.  635:  Cum 
vero  rumor  usquequaque  diffuses  sereret  de  ceteris  quod  verum  erat,  de  papa 
vero  Romano,  quod  ideo  adesset,  ut  tarn  imperatorem  quam  episcopos  ex- 
communicationia  inretire  vellet  vinculis,  si  qui  inoboedientes  essent  suae 
filiorumque  imperatoris  voluntati,  parum  quid  subripuit  episcopis  imperatoris 
praesumptionia  audatiae,  asserentibua  nulle  modo  se  veile  eiua  auctoritati 
succumbere,  sed  si  excommunicans  adveniret,  excommuuicatua  abiret;  cum 
aliter  se  habest  antiquorum  auctoritas  canonum. 

*)  J1  ansi  1.  c.:  Et  admonetis  uos  nimis  involutis  et  coufusis  sermonibus 
et  aensibus,  ut  neque  nostra  voluntate  neque  alterius  hortatu,  praesumptione 
prorumpemua:  eo  quod.  ut  dicitis,  pertineat  ad  iuiuriam  et  dehonestationem 
imperialis  potestatis,  et  ad  minorationem  et  reprehensionem  nostrae  auctori- 
tatis.  Dicite,  quaeao,  quac  sunt  ista  portenta  verborum?  et  quod  potius 
pertinet  ad  dchoneatationem  imperialis  potestatis,  opera  digna  exeommuni- 
catione,  an  ipsa  excommunicatio' 

')  Mansi  1.  c.  S.  522:  Heinde  subiungitia,  quia  nisi  secundum  volun- 
tatem  veatram  venero,  non  habeo  eccleaias  vestras  consentaneas,  sed  in  tantum 
oontrarias,  ut  nihil  mihi  in  veatris  paroebiia  agere  vel  disponere  liceat,  nec 
quempiam  excommunicare  vobia  obsistentibua. 
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Kaiser  Ludwig1)  gedroht  hatte;  zugleich  erscheint  es,  als  ob  die 
Franken  das  päpstliche  Exkommunikationsrecht  an  sich  aner- 
kannten, aber  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  das  Anathem 
ihrem  eigenen  Willen  entspräche  — schon  unter  den  Merovingern,*) 
ebenso  aber  auch  unter  den  Karolingern®)  hat  der  fränkische 
Episkopat  das  Recht  in  Anspruch  genommen,  über  den  Landes- 
herrn den  Kirchenbann  zu  verhängen  — und  unter  der  ferneren 
Voraussetzung,  dass  ein  gültiger  Exkommunikationsgruud  vorliege. 

Mit  Recht  wohl  vermissten  die  Bischöfe  im  vorliegenden  Falle 
einen  solchen  Exkommunikationsgrund,  mit  Recht  konnten  sie  die 
Androhung  des  Bannes  als  Anmassung  bezeichnen,  mit  Recht 
durften  sie  sich  ihr  widersetzen;  denn  der  Papst  wollte  das 
Anathem  als  Mittel  der  Politik  zu  Gunsten  der  ältesten  Söhne 
Ludwigs  benutzen  ; er  hatte  sich  also  bei  Androhung  des  Anathems 
dessen  Rechtsnatur  als  eines  Disziplinarmittels  gegen  kirchliche 
Vergehungen  nicht  vor  Augen  gehalten.4)  Er  beging  mithin 
denselben  Fehler  wie  Stephan  II.  in  dem  Briefe  des  hl.  Petrus; 
denn  dort  war  es  gleichfalls  die  Politik  und  zwar  die  von  Rom 
zu  Gunsten  des  jungen  Kirchenstaates  getriebene,  welche  dem 
Papste  die  Drohung  in  die  Feder  diktierte : in  der  Unterlassung 
der  Intervention  gegen  die  Langobarden  konnte  ebensowenig  die 
Verletzung  eines  Kirchengesetzes  erblickt  werden,  wie  in  der 
Umstossung  der  Aachener  Erbfolgeordnung.  5) 


')  Dass  der  Papst  daneben  auch  die  Geistlichkeit  selbst  mit  dem 
Anathem  bedroht  hat  oder  dass  wenigstens  ein  diesbezügliches  Gerücht  in 
Umlauf  war,  ergiebt  die  oben  S.  78  Asm.  1 citierle  Stelle  aus  der  Biographie 
Ludwigs. 

’)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  8.  76  f. 

*)  Das  lehrt  die  Geschichte  desselben  Jahres  833;  vgl.  Dümmler  I 
S.  88,  Simson  II  S.  73  f.  und  über  die  Wiederaufnahme  Ludwigs  in  die 
Kircbengemeinscbaft  i.  J.  834  Dümmler  a.  a.  0.  S.  95,  Simson  a.  a.  O. 
S.  90,  Niehues  II  S.  317  sowie  oben  § 3 S.  32  zu  Asm.  9. 

*)  Andererseits  macht  derselbe  Papst  Gregor  IY.  den  fränkischen  Epis- 
kopat, der  ihm  seinerseits  Absetzung  und  Exkommunikation  androhte,  darauf 
aufmerksam  (Mansi  XIV  S.  522,  vgl.  unten  § 16),  ihr  Unterfangen  sei:  in- 
conveniens  et  stultum,  cum  vestra  admonitio  non  sit  propter  crimen,  homi- 
cidium  scilicet,  sacrilegium  aut  furtum,  vel  aliquid  huiusmodi,  sed  nisi  ita 
venerimus  (seil,  ad  imperatorem),  sicut  ipsi  vultis.  Der  Ungehorsam  gegen 
den  Befehl,  am  Hoflager  des  Kaisers  zu  erscheinen,  konnte  als  Verletzung 
des  geschworenen  Treueides,  als  Infidelität,  mithin  nur  als  „weltliches“  Ver- 
brechen aufgefasst  werden. 

6)  Die  unterlassene  Intervention  gegen  die  Langobarden  liesse  sich  — 
wenigstens  bezüglich  der  Könige  selbst  — zur  Noth  wegen  der  darin  ent- 
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In  dem  anderen  Falle,  in  welchem  ein  Papst,  Stephan  III., 
zum  Schutze  des  Kirchenstaates  gegen  die  Langobarden  seine 
Zuflucht  zur  Androhung  des  Bunnes  nahm,  wurde  freilich  wenig- 
stens der  Versuch  gemacht,  die  egoistische  Politik  zu  bemänteln 
und  einen  kirchenrechtlichen  Vorwand  zu  erbringen,  indem  Stephan 
darauf  hin  weist,  dass  die  Verwirklichung  des  geplanten  Ehebundes 
zwischen  Mitgliedern  des  fränkischen  und  des  langobardischen 
Königshauses  eine  Bigamie  enthulte. ')  Freilich  war  dieser  Vor- 
wand haltlos:  denn  weder  Gisela  noch  der  für  sie  als  Ehegatte 
in  Aussicht  genommene  Langobardenprinz  Adalgis  waren  ver- 
mählt — Gisela  war  freilich  dem  byzantinischen  Prinzen  Leo 
versprochen  — ; Karl  hatte  zwar  eine  Konkubine  (Himiltrud), 
aber  keine  rechtmässige  Ehegattin;5)  auf  Kurhnann  endlich,  der 
freilich  mit  Gerberga  verheirathet  war,  bezog  sich,  wie  der  Papst 
wissen  konnte,  der  Heirathsplan  überhaupt  nicht.3) 

Vielleicht  war  es  aber  bei  dem  Vorfall  vom  Jahre  888  nicht 
die  Unanwendbarkeit  des  Kirchenbannes  auf  die  Umstossung  der 
Erbfolgeordnung,  was  die  Bischöfe  zum  Widerspruche  veranlasst 
hat,  vielleicht  war  es  die  Auffassung,  dass  dem  Papste  ausserhalb 
seiner  eigenen  Erzdiözese  überhaupt  nicht  oder  doch  nicht  ohne 
den  Willen  des  kompetenten  Bischofs  ein  Exkommunikationsrecht 
zustehe. 

Der  Bann  hätte,  wie  angedeutet,  nur  als  Mittel  der  Kirchen- 
disziplin bei  kirchlichen  Vergehungen  Anwendung  fiuden  dürfen. 
Ob  dem  Papste  gegenüber  den  Franken  noch  andere  Disziplinar- 
mittel zu  Gebote  standen,  lässt  sich  aus  den  Quellen  nicht  mit 
Gewissheit  ermitteln;  doch  ergiebt  sich  diese  Möglichkeit,  für 
Kleriker  wenigstens,  erstens  aus  dem  Privileg  Leos  für  Angilbert4) 


haltenen  Verletzung  des  i.  J.  754  zu  Ponthinn  abgeleisteten  eidlichen 
ScbutzgelöbnisBea  (Härtens  S.  19)  uuter  den  Gesichtspunkt  kirchlichen 
Vergehens  bringen,  doch  wird  in  dem  Briefe  des  hl.  Petrus  dieses  Gelöb- 
nisses gar  nicht  gedacht.  Die  Thronfolgeordnung  v J.  817  wurde  allerdings 
auf  göttliche  Hingebung  zurückgefiihrt  (vgl  Dü  mm  ler  1 8.  98,  Simeon  I 
S.  100,  102)  und  durch  die  t'nterschrift  des  Papstes  Paschalis  (oben  § 4 
S.  50  Asm.  6)  mit  religiöser  Weihe  umkleidet,  indessen  hebt  das  Schreiben 
Gregors  IV.  nicht  hervor,  dass  darum  in  der  Umstossung  dieser  Thronfolge- 
ordnung eine  Verletzung  göttlichen  Hechtes  liege 

■)  Jaffe  IV  No.  47  S.  159,  160. 

!)  Irrig  Hergenroetber  I S.  720 

•)  Vgl.  Dahn  S.  960  f.,  Abel  II  S.  82  ff.,  Hefele  III  S.  606  Aum.3. 

*)  Dort  wird  (vgl.  oben  S.  75  Asm.  8)  derjenige  Kleriker,  welcher  das 
Privileg  verletzen  würde,  damit  bedroht,  dass  er  gradus  sui  dignitate  careat 
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und  sodann  aus  einem  Falle,  der  in  die  Zeit  des  Papstes  Paschalis  I. 
(817 — 824)  gehört.  Der  Papst  verlangt  in  einem  Briefe  an  den 
Abt  Bernar  von  Ambournay,  *)  dieser  solle  das  ihm  angebotene 
Erzbisthum  Vienne  nicht  ausschlagen,  und  erklärt,  falle  Bernar  der 
päpstlichen  Aufforderung  nicht  Folge  leiste,  so  erachte  er,  Paschalis, 
denjenigen  Spruch  — im  Voraus  — für  rechtskräftig  und  billig, 
welchen  sein  Abgesandter,  der  päpstliche  Notar  Gregor,  über 
Bernar  wegen  seines  Ungehorsams  verhängen  würde.*)  Diese 
allgemeine  Fassung  der  Drohung  ergiebt  wohl,  dass  der  Papst 
verschiedene  Kirchenstrafen,  nicht  ausschliesslich  die  Exkommuni- 
kation, für  anwendbar  hielt.*) 

Ob  und  inwieweit  der  Staat  seinen  Arm  zur  Durchführung 
des  päpstlichen  Disziplinarrechtes  gewährt  hat,4)  lässt  sich  nicht 
entscheiden,  da,  wie  bereits  hervorgehoben  wurde,  die  Quellen 
keinen  Fall  berichten,  in  welchem  der  Papst  die  Disziplinarstrafe 
wirklich  verhängt  hat. 


Abschnitt  Y. 


Der  päpstliche  Statthalter. 

§ 9. 

Vikariat  und  Primat  des  Bonifatius. 

Um  im  Frankenreiche  einen  ständigen  Vertreter  ihrer  In- 
teressen zu  haben,  bekleideten  die  Päpste  im  sechsten  Jahrhundert 


’)  Mabillon,  Aeta  Sanctorum  ordinis  S.  ßcnedicti  tom.  IV  p.  II  8.  562, 
vgl.  Jaffä,  Reg.  No.  2547  S.  318,  Simson  I S.  218.  Die  Echtheit  dieses 
Schreibens  lässt  sich  nicht  bezweifeln;  seine  Datierung  hängt  von  derjenigen 
der  bei  Jaffe  No.  2549  S.  318  angeführten  Urkunde  des  Paschalis  für  Bernar 
(vgl.  unten  § 20)  ab,  welche  hinsichtlich  der  Ausstellungszeit  zu  Zweifeln 
Anlass  giebt  (vgl.  Simson  I S.  74  Anm.  4),  aber  jedenfalls  bald  nachdem 
Paschalis  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hat,  geschrieben  wurde. 

*)  A.  a.  0.:  Quod  si  renueris,  <iuam  sententiam  notarius  filius  noster 
Gregorius,  quem  de  latere  nostro  misimus,  super  inoboedientia  tua  dieta- 
verit,  validam  censemus. 

*)  Zur  Verhängung  der  Strafe  ist  es  in  Wirklichkeit  nicht  gekommen, 
da  Bernar  ausweislich  der  oben  Anm.  1 erwähnten  Urkunde  No.  2549  die 
erzbischöfliche  Würde  angenommen  hat. 

4)  Anch  das  Privileg  Pippins  für  Fulda  (oben  S.  76  Anm.  7)  besagt 
nicht,  dass  staatliche  Beihülfe  für  Durchführung  des  Bannes  zugesichert 
werde,  sondern  nur,  dass  die  Verhängung  des  Bannes  genehmigt  werde. 

H'fyl,  Papstthum  unter  deu  Karolingern.  6 
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den  Erzbischof  von  Arles  mit  der  Würde  eines  päpstlichen  Vikars, 
dem  die  Staatsregierung  ihrerseits  allerdings  nicht  die  Befugnisse 
und  Vorrechte  einräumte,  welche  nach  dem  Willen  des  Papst- 
thums mit  dem  Vikariate  verbunden  sein  sollten.1)  Im  siebenten 
Jahrhundert  begegnen  wir  auf  fränkischem  Boden  keinem  päpst- 
lichen Vikar,*)  der  nächste  ist  vielmehr  erst  aus  der  ersten  Hälfte 
des  achten  Jahrhunderts  bezeugt.  Es  war  dies  der  hl.  Bonifatius, 
der  bei  seiner  zweiten  Anwesenheit  in  Rom  (722  oder  723)  *)  zum 
päpstlichen  Statthalter  für  das  gesammte  Missionsgebiet4)  ernannt 

')  Vgl.  mein  Staatekirchenrecht  S.  13 — 16. 

*)  Die  Worte  der  Vita  S.  Willibrordi  üb.  II  c.  3,  Jaffd  VI  S.  66: 
quatenus  illum 

Pastor  apostolicus  firmaret  in  ordine  primo, 

Esset  ut  eccleeiae  praesul  summueque  sacerdoe 
gehen  nur  auf  die  ine  Jahr  696  fallende  Bitte  Pippins  von  Hengtal  an  Papst 
Sergius,  den  Friesenmissionar  Willibrord  zum  Erzbischof  zu  ernennen.  Das 
ergiebt  ein  Vergleich  mit  ibid.  o.  4: 

Et  mox  pontificem  snmmo  sacrabis  honore 

und  ibid.  c.  5: 

Pontificemque  illum  magno  sacravit  honore 
und  vor  Allem  mit  ibid.  üb.  I o.  6 ff.  S.  45  f.  Ebenso  geht  die  Ausdrucks- 
weise  des  Bonifatius  in  Beinern  Briefe  an  Zacharias  bei  Jaffe  III  No.  107 
S.  261:  legatio  venerandi  praedicatoris  Wilbrordi  nicht  auf  einen  Vikariat 
des  Willibrord,  sondern  auf  dessen  Missionsthätigkeit  (vgl.  unten  § 12). 

*)  Vgl.  hierüber  oben  S.  8 Anm.  3. 

4)  Ich  halte  es  für  einen  Irrthum  von  Nürnberger  in  Theol.  Quartals- 
schrift  Jabrg.  1861  S.  467  (vgl.  Seiters  S.  410),  dass  Zacharias  erst  durch 
den  Brief  No.  49  vom  4.  Nov.  744  den  Vicariat  des  Bonifaz  „auf  das  gesammte 
Gallien,  also  auch  auf  Ncustrien  ausdehnte“.  Dagegen  spricht  der  Wortlaut 
der  ep.  49  (bei  Jaffe  III  S.  136)  selbst.  Der  Papst  sagt:  Non  solum  Baio- 
ariam  sed  etiam  Galüarum  provinciam , donec  te  divina  iusserit  superesse 
maiestas,  nostravioe  per  praedicationem  tibi  iniunctam  (seil,  nunc) 
quae  reppereris  contra  christianam  religionem  vel  canonum  instituta,  spiri- 
taliter  stude  ad  normam  rectitudinis  reformare.  Zacharias  will  also  sagen  : 
Während  Bonifaz  unter  Gregor  III.  nur  das  Predigtamt  gehabt  habe,  wolle 
er  jetzt  die  ihm  von  seinem  Vorgänger  gegebenen  Befugnisse  mehren,  indem 
er  ihm  jetzt  als  seinem  Vikar , der  bereits  nicht  nur  in  Baiern , sondern  in 
der  ganzen  gallischen  Provinz  das  Predigtamt  gehabt  habe,  das  Recht  und 
die  Pflicht  gebe,  alle  Verstösse  gegen  die  christliche  Religion  und  die  Be- 
stimmungen der  Kanones  nach  Massgabe  der  reinen  Lehre  zu  reformieren. 
Der  Umfang  der  bonifatischen  Befugnisse  wurde  also  nicht  nach  Raum, 
sondern  nach  Inhalt  erweitert.  — Für  ganz  Gallien  war  m.  E.  Bonifaz  schon 
durch  das  Empfehlungsschreiben  Gregors  II.  an  Karl  Martell  bei  Jaffe  III 
No.  21  8.  81  (oben  S.  8 Anm.  8)  vom  Papste  zum  Vikar  bestellt.  Zwar 
spricht  dieser  Brief  das  nicht  deutlich  aus,  wohl  aber  der  Brief  Gregors  II. 
No.  27  S.  91:  Dei,  qui  te  ilüs  in  regionibus  vice  nostra  ex  apostolica 
auctoritate  pergere  fecit. 
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wurde  und  fortab  in  den  Briefen,  welche  die  Päpste  an  ihn  ge- 
richtet haben,  als  Vikar  des  päpstlichen  Stuhles  bezeichnet  wird.1) 

Für  das  fränkische  Reich  lag  in  dieser  Ernennung  eines 
päpstlichen  Statthalters  zwar,  wie  das  Beispiel  der  Erzbischöfe 
von  Arles  lehrt,  nichts  gänzlich  Neues,  vielmehr  nur  die  Wieder- 
einführung einer  seit  langer  Zeit  ausser  Uebung  gekommenen 
Einrichtung;  insofern  aber  lag  darin  doch  etwas  Neues,  als  Bonifaz 
in  der  ersten  Zeit  seiner  Wirksamkeit  im  Frankenreiche,  nämlich 
in  den  26  Jahren  von  722  bis  747,  dem  fränkischen  Episkopal- 
verbande  nicht  angehörte.  Man  möchte  geneigt  sein,  in  diesem 
Umstände  eine  Erklärung  dafür  zu  suchen,  dass  im  Gegensätze 
zu  den  päpstlichen  Briefen  das  Privileg  König  Pippins  für 
Fulda*)  und  das  Protokoll  des  sog.  Concilium  Germanicum*) 
(v.  J.  742  oder  743  41)  — die  einzigen  uns  überlieferten  offiziellen 
fränkischen  Urkunden,  welche  des  Verhältnisses  zwischen  Bonifaz 
und  dem  Papstthume  gedenken  — und  ebenso  Bonifaz  selbst5) 
die  Bezeichnung  ,Missus  sancti  Petri',  ,Legatus  apostolicae 


■)  Der  Ausdruck  ,Vicarius‘  begegnet  allerdings  nirgends,  wohl  aber 
Umschreibungen,  wie:  (Deus),  qui  te  illis  in  regionibus  vice  nostra  ex 
apostolica  auctoritate  pergere  fecit  (J affe  UI  No.  27  8.  91,  Brief  Gregors  UL 
an  Bonifaz  vom  Jahre  726);  oportunum  namque  est,  vos  nosse  fratrem  ac 
coepiscopum  nostrum  presentem  Bonifatium,  nostram  agentem  vicem, 
cum  digno  et  debito  honore  pro  Christi  nomine  suscipere  (Jaffe  UI  No.  37 
S.  103,  derselbe  an  die  bairischen  und  alamannischen  Bischöfe  zwischen  737 
und  739);  quoniam  apostolicam  preceptionem  ex  nostra  vioe  implesti  et, 
sicut  tibi  precepimus,  ita  peregisti  (No.  38  S.  105,  derselbe  an  Bonifaz  i.  J. 
739);  ipsum  enim  vice  nostra  in  partibus  illis  ad  praedioandum  constitutum 
habemua  ....  nostra  vice  praedicat  praefatus  Bonifatius  (No.  52  S.  153, 
Zacharias  au  die  Franken  i.  J.  745) ; tua  sanctitas  ....  qui  sedis  apostolicae 
et  nostram  illic  praesentat  vicem  (No.  66  S.  190,  Zacharias  an  Bonifaz 
i.  J.  748). 

*)  Unten  8.  89  Anm.  1 und  2. 

’)  Sog.  Concilium  Germanioum  (an  unbekanntem  Orte  abgehalten; 
man  vermuthet  Frankfurt,  Würzburg  oder  Worms):  Karlmanni  prinoipis 
capitulare  (bei  Boretius  8.  24  ff)  c.  1 S.  25:  Per  consilium  sacerdotum 
et  optimatum  meorum  ordinavimus  per  civitates  episcopos,  et  constuimus 
super  eos  archiepiscopum  Bonifatium  qui  est  missus  sancti  Petri. 

*)  Das  Jahr  742  giebt  das  Konzilsprotokoll  selbst  an;  verlegt  man 
jedoch  die  Briefe  bei  Jaffe  III  No.  43,  44  und  45  S.  116  ff.,  von  deren 
Datierung  die  des  Konzils  zweifellos  abhängt,  mit  einigen  Forschern  ins 
Jahr  743,  so  muss  man  auch  das  Konzil  selber  entgegen  seiner  eigenen 
Datierung  ins  Jahr  743  setzen.  Vgl.  Näheres  unten  § 11. 

5)  Vgl.  ausser  den  unten  8.  87  Anm.  6 und  S.  88  Anm  2 besprochenen 
Stellen  Jaffe  III  No.  42  8. 113  (Bonifaz  an  Zacharias  i.  J.  742):  Quia  servus 
et  legatus  apostolicae  sedis  esse  dinoscor. 
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sedis1  u.  dergl.  gebrauchen.  Doch  stammt  ein  Theil  der  Briefe, 
in  welchen  sich  Bonifaz  einen  ,Legatus‘  des  Papstes  nennt, 
zweifellos  aus  der  Zeit  nach  seiner  Aufnahme  in  den  Landes- 
episkopat')  und  ferner  wird  Bonifaz,  in  vereinzelten  Fällen 
wenigstens,  auch  von  dem  Papste  als  ,Legatus‘,  als  ,Missus‘  und 
als  päpstlicher  Stellvertreter  promiscue  tituliert,’)  so  dass  die 
begriffliche  Identität  der  verschiedenen  Ausdrücke  und  als  ihr 
Inhalt  die  Generalstellvertretung  feststeht. 

Andererseits  ist  es,  eben  weil  Bonifaz  noch  nicht  fränkischer 
Landesbischof  war,  auffallend  und  merkwürdig,  dass  er,  der  zwar 
seit  732  den  Titel  „Erzbischof“  führte,*)  durch  das  erwähnte 
Concilium  Germanicum  in  Karlmanns  Reiche  den  Bischöfen  als 
Erzbischof  übergeordnet  wurde. 4)  Darin  lag  aber  nur  eine  pro- 
visorische Massregel,  welche  zweckmässig  erschien,  bis  der 
gelockerte  Metropolitanverband,  dessen  Reorganisation  sich  die 
Frankenfürsten  auf  Anregung  des  Bonifaz  zur  Aufgabe  gemacht 
hatten,  in  Karlmanns  Landen  wiederhergestellt  war. 

Scharf  zu  scheiden  von  der  oben  erwähnten  Metropolitan- 
gewalt des  Bonifaz  über  fränkische  Bischöfe  und  von  dem 
Vikariate  des  Bonifaz  ist  eine  dritte  Funktion  desselben,  sein 
Primat,  d.  h.  seine  Stellung  als  ein  sämmtlichen  anderen  Metro- 
politen übergeordneter  Obermetropolit.  Kur  wenn  man  diese 
Begriffe  aufs  Vorsichtigste  sondert,5)  ist  es  möglich,  ein  klares 

*)  Vgl.  unten  S.  87  f. 

s)  In  ep.  66  bei  Jaffe  III  S.  192  referiert  Papst  Zacharias  die  bereits 
oben  § 7 S.  70  Amu.  3 erwähnte  Bitte  des  Bonifaz,  ihm  die  Bestellnng  eines 
Nachfolgers  in  seinem  Bischofssitze  Mainz  zu  gestatten.  Hier  heisst  es  dann 
im  Anschlüsse  an  die  a.  a.  O.  citierte  Stelle:  Tu  vero,  carissime,  legatus  et 
mis8us  esse,  ut  fuisti,  sedis  apostolicae  (seil,  petivisti).  — Ferner  schreibt 
Zacharias  in  ep.  67  bei  Jaffe  IQ  S.  194  den  fränkischen  Bischöfen:  Habetis  . . 
nostra  vice  . . . sanctissimum  . . . Bonifatium,  fratrem  nostrum  archiepiscopum, 
apostolicae  sedis  legatum  et  nostram  praesentantem  vicem.  — Vgl.  auch 
Bonifaz  selbst  in  No.  107  bei  Jaffe  IQ  S.  259  unten  S.  87  Anm.  6. 

9)  Vgl.  den  Brief  Gregors  III.  an  Bonifaz  bei  Jaffe  IU  No.  28  S.  92 
und  unten  S.  91. 

4)  Oben  S.  83  Anm.  3. 

*)  Es  ist  dies  nicht  immer  in  genügendem  Masse  geschehen,  z.  B.  nicht 
bei  Oelsner  S.  31,  33.  — Ebenso  unterscheidet  H a u c k I S.  478  f.  bei 
Besprechung  der  auf  Bonifaz  bezüglichen  Bestimmung  des  Concilium  Ger- 
manicum nicht  genügend  zwischen  „Erzbischof“  und  „Metropolit“,  d.  h. 
zwischen  dem  blossen  Titel  einerseits  und  den  kirchenregimentlichen  Funk- 
tionen andererseits.  — Dass  Karlmann  den  erzbischöfliohen  Titel  des  Bonifaz 
völlig  ignoriert  habe  (Hauck  S.478),  ergiebt  sich  aus  dem  Konzilsprotokoll 
nicht  im  Geringsten.  — Auch  auf  S.  520  Anm.  1 scheint  Hauck  nicht 
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Bild  von  denjenigen  Rechten  zu  gewinnen,  welche  die  Päpste 
mittels  ihres  Statthalters  im  Frankenreiche  ausüben  wollten 
bezw.  ausüben  durften.  *) 

Es  ist  streitig,  ob  Bonifaz  einen  Primat  überhaupt  inne- 
gehabt hat.  Meiner  Ansicht  nach  ist  sowohl  diejenige  Auffassung, 
welche  die  Frage  bejaht,*)  als  diejenige,  welche  sie  verneint,8) 
richtig,  jede  dieser  Auffassungen  aber  nur  für  eine  bestimmte 
Periode.  Ich  glaube  nämlich,  dass  Bonifaz  erst  einige  Zeit  nach 
der  Verleihung  des  Erzbisthums  Mainz,  frühestens  im  Jahre  748, 
fränkischer  Primas  geworden  ist.  Bis  dahin  war  er  im  Reichs- 
theile  Karlmanns,  wie  wir  oben  gesehen  haben,  durch  die  Be- 
stimmung des  Concilium  Germanicum  nur  den  Bischöfen  über- 
geordnet, ebenso  wie  im  Reichstheile  Pippins  kurze  Zeit  darauf 
durch  die  wörtlich  gleichlautende  Bestimmung  des  Concilium 
Suessionense 4)  vom  Jahre  744  die  Erzbischöfe  Abel  und  Hartbert 
den  Bischöfen  übergeordnet  wurden.  Dass  Bonifaz  später,  nämlich 
nach  seiner  i.  J.  747  erfolgten  Ernennung  zum  Erzbischof  von 
Mainz,  an  die  Spitze  der  Bischöfe  in  beiden  Reichstheilen  und 
zugleich  an  die  Spitze  der  inzwischen  eingesetzten  Erzbischöfe 
gestellt  wurde,  mithin  Obermetropolit,  Primas  des  ganzen 
Frankenreiches  geworden  ist,  ergiebt  sich  mit  Deutlichkeit  aus 
Othlos8)  Lebensbeschreibung  des  hl.  Bonifaz  und  aus  den  Annales 


präzise  genug  zwischen  dem  erzbischöflichen  Titel,  dem  Primate  und  der 
Metropolitangewalt  des  Bonifaz  zu  unterscheiden. 

’)  Bass  die  Salbung  Pippins  (vom  November  761)  auf  des  Bonifatins 
Eigenschaft  als  Primas,  nicht  auf  seine  Eigenschaft  als  Legat  zurückzu- 
führen ist,  wurde  bereits  oben  8.  30  Anm.  3 auf  S.  31  bemerkt.  Ueber 
andere  Punkte,  welche  die  Nothwendigkeit  sorgfältigster  Trennung  der 
einzelnen  Punktionen  des  Bonifatius  beweisen,  vgl.  z.  B.  unten  S.  87  Anm.  3, 
8.  88  Anm.  5,  8.  92  Anm.  2 sowie  für  Lullns,  den  Nachfolger  des  Bonifaz 
in  einzelnen  dieser  Funktionen  unten  § 10  S.  90  ff. 

*)  Seiters  S.  603,  Oelsner  8.  31,  Pfahler  8.  274,  v.  Buss  S.  346. 

*)  Hinschius  I 8.  607,  Sugenheim  8.  330,  Waitz  III  S.  42,  der 
mit  Recht  in  Anm.  1 hervorhebt,  dass  der  Titel  ,Legatus  Germanicus1  (unten 
8.  87  Anm.  6)  einen  Primat  des  Bonifatius  nicht  ausdrücke. 

4)  Pippini  p'rincipis  capitulare  Suessionense  c.  3,  Boretius 
8.  29:  Idcirco  constituimus  per  consilio  sacerdotum  et  optimatum  meorum 
et  ordinavimus  per  civitates  legitimes  episcopos;  idcirco  constituemus  super 
eos  aruhiepiscopus  Abel  et  Ardobertum,  ut  ad  ipsos  vel  iudicia  eorum  de 
omne  necessitate  ecclesiastica  recurrant  tarn  epsicopi  quam  alius  populus. 

■)  Ex  Othloni  Vita  S.  Bonifatii  bei  Jaffe  III  S.  484:  A Fran- 
corum principibu8  Karlomanno  scilicet  et  Pippino  . . . qui,  postquam  cum 
aecolesiae  Mogonciacensi  presulem  decreverunt,  eandem,  quae  prius  aecclesiae 
alteri  subdita  erat,  pro  illius  amore  simul  et  honore  metropolim  totius 
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Lamberti,1)  wo  uns  mitgetheilt  wird,  dass  Mainz,  nachdem  es 
dem  Bonifaz  als  Erzbisthum  zugewiesen  worden  war,  durch 
Earlmann  und  Pippin  unter  Zustimmung  des  apostolischen  Stuhles 
zur  „Metropole  ganz  Germaniens“,  zur  „Metropole  aller  in  Ger- 
manien belegenen  Kirchen“  erhoben  wurde.  Das  scheint  aber 
erst  nach  dem  Frühjahr  748  geschehen  zu  sein,  denn  in  einem 
Briefe  vom  1.  Mai  748,  in  welchem  Zacharias  den  Bonifaz  er- 
mahnt, den  Episkopat  zu  Konzilien  zu  versammeln,  wann  und 
wo  es  ihm  richtig  dünke,  spricht  der  Papst  nur  von  den 
Komprovinzialbischöfen  des  Bonifaz;*)  mithin  hat  der 
Papst  damals  von  einer  über  die  Metropolitanprovinz  Mainz 
hinausgehenden  Stellung  des  Bonifaz  noch  nichts  gewusst. 

Mangels  entgegenstehender  Quellen  berichte  wird  man  an- 
nchmen  dürfen,  dass  Bonifaz  diese  Prima tial würde  bis  zu 
seinem  Lebensende  beibehalten  hat.  Was  aber  den  Vicariat  an 
betrifft,  so  lässt  sich  positiv  nachweisen,  dass  er  Bonifaz  verblieb. 


Germaniae,  apostolico  pontifice  consentiente,  effecerunt.  — Eod.  S.  496:  Quo 
(Gewiliob)  deposito,  statim  S.  Bonifatius  a . . . Karlomanno  . . et  Pippino  . . . 
aecclesiae  Mogonciacensi  praeficitur.  Et  ut  eius  dignitas  eminentior  foret, 
decreverunt  idem  priDcipea,  aecclesiam  Mogonciacensem,  quae  priua  alteri 
aubiecta  erat,  metropolim  omnium  in  Germania  poaitarum  aeccle- 
aiarum  efficere.  Moxque,  legatione  facta,  illud  a praeaule  apoatolico  impetra- 
vere.  — Dass  der  Ausdruck  .Germania1  bei  Othlo  das  ganze  Frankenreich 
bezeichnet,  ergeben  die  Wendungen  ibid.  S.  497:  a patribus  nostris,  Germania 
scilicet  und  ibid.  S.  498:  Bonifacius  omnium  Germaniae  incolarum  pater  dioi 
potest.  Wenn  ea  in  den  Ann.  Fuld.  a.  862  (M  G.  SS.  I S.  367),  welche  Richter, 
Annalen  11  S.  659  Anm.  2 heranzieht,  heisst:  Habita  est  . . . synodua  . . in 
civitate  Mogontia,  metropoli  Germaniae,  so  ist  hier  allerdings  nur  „eine“ 
Metropole,  nicht  „die“  Metropole  xax  i(ozr)r  gemeint. 

’)  Lamberti  Annales  M.  G.  SS.  111  S.  35  Anm.  c (nach  dem 
Gothaischen  Codex):  Quo  deposito  (Gewiliob  von  Mainz)  sanctus  Bonifacius  a 
supradictis  principibus  (Karlmann  und  Pippin)  aecclesiae  Mogontiacensi 
prefecitur.  Et  ut  eius  dignitas  eminentior  foret,  decreverunt  idem  principes 
aecclesiam  Mogontiacensem,  quae  prius  Wormatiensi  aubiecta  erat,  metro- 
polim omnium  in  Germania  aecclesiarum  efficere;  moxque  legatione 
facta  illud  a presule  apostolico  impetravere.  Vgl.  Boehmer-Will  S.  16 
Ko.  67  und  betreffs  der  Glaubwürdigkeit  des  Gothaischen  Codex  die  Be- 
merkungen des  Herausgebers  der  Lamberti  Annales,  Pertz,  M.  G.  SS.  111 
S.  21  unter  3. 

*)  Jaffis  III  No.  66  S.  190:  Concilia  vero,  aggregatis  episcopis  pro- 
vincialibus,  ut  tibi  et  ubi  tibi  rectum  videtur,  celebranda  procura.  Da 
Karlmann  im  Jahre  747  von  der  Regierung  zurücktrat  (s.  unten  § 11),  so 
muss  man  freilich  in  der  Angabe  Othlos  und  der  Ann.  Lamberti,  dass  auch 
Karlmann  mitgewirkt  hat  bei  Begründung  des  Primates,  einen  Irrthum 
erblicken. 
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Es  muss  als  Irrthum  bezeichnet  werden,  wenn  Oelsner1)  und 
mit  ihm  Werner8)  meinen,  Bonifaz  habe  denselben  durch  Beine 
Einsetzung  in  Mainz*)  verloren  und  sei  zum  Erzbischof  herab- 
gesunken, der  nur  noch  die  Metropole  Mainz  mit  Mainz,  Cöln, 
Utrecht,  Worms,  Speier  und  Trier  zu  verwalten  hatte.*)  Die 
Unhaltbarkeit  dieser*)  Ansicht  ergiebt  sich  zunächst  aus  der 
schon  einmal  erwähnten  Thatsache,  dass  von  den  — sieben  — 
Briefen,  in  denen  sich  Bonifaz  als  päpstlichen  „Legaten“  be- 
zeichnet , einige  — mindestens  zw-ei  •)  — in  die  Zeit  nach 


*)  Oelsner  S.  31  f. 

’)  Werner  S.  352.  Gegen  ihn  und  Oelsner  vgl.  z.  B.  Langen 
S.  644  Anm. 

*)  Oelsner,  der  den  Brief  bei  Jaffe  UI  No.  81  (vgl.  weiter  unten) 
ins  Jahr  751  setzt,  nimmt  an,  Mainz  sei  von  748  (Jaffe  m No.  66)  bis 
761  nur  Bist  hum  gewesen  und  erst  751  zum  Erzbisthum  erhöht  worden. 
Dass  Mainz  aber  sofort  Erzbisthum  wurde,  mindestens  am  1.  Mai  748 
bereits  Erzbisthum  gewesen  ist,  ergiebt  gerade  der  Brief  No.  66  wegen  der 
oben  8.  86  Anm.  2 besprochenen  Aufforderung  des  Zacharias  an  Bonifaz, 
seine  Komprovinzialbischöfe  zu  einer  Kirchenversammlung  zu  berufen. 

4)  Wenn  in  dem  Briefe  No.  81  bei  J a ffe  III  S.  227  die  vier  thüringischen 
Bisthümer  Erfurt,  Würzburg,  Büraburg  und  Eichstädt,  sowie  die  Bisthümer 
Augsburg,  Strassburg,  Konstanz  und  Chur  unerwähnt  geblieben  sind,  so 
fahren  dies  Seiters  S.  503,  Leo  8.  485  Anm.  und  Hefele  III  S.  559  Anm.  3 
mit  Hecht  darauf  zurück,  dass  die  Zugehörigkeit  der  vier  thüringischen  Bis- 
thümer  zu  Mainz  selbstverständlich  war , weil  Bonifaz  zugleich  Metropolit 
sämmtlicher  von  ihm  neubekehrter  Distrikte  werden  sollte,  und  dass  Augs- 
burg. Strassbarg,  Konstanz  und  Chur  nicht  (wie  Tongern,  Cöln,  Worms, 
Speier  und  Utrecht)  vorher  zu  Trier  gehört  hatten  und  daher  nicht  (wie 
jene)  ausdrücklich  von  Trier  getrennt  zu  werden  brauchten. 

*)  Dass,  wie  v.  floefler  S.  18  Anm.  1 behauptet,  die  Legaten  würde 
mit  dem  Tode  des  Papstes,  der  sie  verlieben  hatte,  erloschen  sei  und  somit 
der  Erneuerung  durch  den  Nachfolger  auf  dem  apostolischen  Stuhle  bedurft 
habe,  lässt  sich  quellenmässig  nicht  beweisen. 

*)  Jaffe  IU  No.  79  S.  218  (an  Zacharias,  v.  J.  751):  indignus  et  ultimus 
tarnen  legatus  Germanicus  devotissimus  und  No.  107  S.  259  (an  Stephan  III. 
v.  J.  755):  Bonifatius  exignus,  legatus  vel  missus  Germanicus  catholicae  et 
apostolicae  Romanae  ecclesiae.  — Auch  No.  100  S.  249  (an  Ecbert  von  York : 
Bonifatius  exiguus  episcopus,  legatus  Germanicus  catholicae  et  apostolicae 
Romanae  ecclesiae),  die  keine  Datumsangabe  enthält,  ist  nach  Hahn,  Bonifaz 
und  Lull,  S.  189,  348  „kurz  vor  754“  zu  setzen.  — Die  Briefe  No.  59  S.  168 
(an  König  Ethelbert  von  Mercia:  Bonifatius  archiepiscopus,  legatus  Germanicus 
Romanae  ecclesiae)  und  No.  61  S.  179  (an  Ecbert  von  York:  legatus  Ger- 
manicus sedis  apostolicae)  datiert  Hahn  a.  a.  0.  S.  346  f.  auf  745,  Jaffä 
S.  168,  179  dagegen  zwischen  744  und  747,  dieselben  fallen  vielleicht  also 
auch  in  die  Zeit  nach  der  Ernennung  des  Bonifaz  zum  Erzbischof  von  Mainz. 
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747  *)  fallen.*)  Ferner  sagt  Zacharias  in  einem  Circularschreiben 
an  den  gesammten  fränkischen  Episkopat,  welches  vom  1.  Mai  748 
datiert  ist:  „Ihr  habt  bei  Euch  an  unserer  Statt  — um  Euern  Eifer 
zu  kräftigen  und  mit  Euch  für  das  Evangelium  Christi  zu  arbeiten 
— den  heiligen  und  ehrwürdigen  Bonifaz,  unsern  Bruder,  den 
Abgesandten  des  apostolischen  Stuhles  und  unsern  Stellvertreter“.*) 
Ebenso  schlägt  Zacharias  in  einem  gleichfalls  vom  1.  Mai  748 
datierten  Briefe  die  Bitte  des  Bonifaz,  einen  Priester  aus  Boro 
nach  den  fränkischen  und  gallischen  Landen  zu  schicken,  um  die 
Konzilien  abzuhalten,  mit  der  Motivierung  ab:4)  „Solange  mit 
Gottes  Gnade  Deine  Heiligkeit  am  Leben  bleibt,  der  Du  des 
apostolischen  Sitzes  und  unsere  Stelle  dort  vertrittst,  ist  es  nicht 
nöthig,  dorthin  einen  Andern  zu  senden.“*)  Für  das  Neben- 
einanderbestehen der  Mainzer  Metropolitangewalt  und  des  päpst- 
lichen Vikariates  in  der  Person  des  Bonifaz  spricht  ferner  die 
Ueberschrift  zu  dem  Privileg  Pippine  für  das  Kloster  Fulda: 

')  No.  107  und  — wenigstens  nach  Hahns  Datierung  — No.  100  ge- 
hören sogar  in  die  Zeit  nach  7ül,  welche  Oelsner  (oben  S.  87  Anm.  3)  als 
den  Anfangspunkt  der  Metropol  itanqualität  von  Mainz  ansieht. 

*)  Nicht  genau  feststellen  lassen  sich  die  Daten  folgender  Briefe:  No.  72 
8.  212  (an  die  Aebtissin  Eadburga  im  Marienkloster  zu  Thanet:  Bonifatius 
epiacopus,  legatus  Komanae  ecclesiae;  vgl.  No.  73  S.  213  an  dieselbe:  exulem 
Germanicum)  und  No.  91  S.  239  (an  einige  angelsächsische  Nonnen:  quia  et 
ultimus  et  pessimus  sum  omnium  legatorum,  quos  catholica  et  apostolica 
Romana  ecclesia  ad  praedicandum  euangelium  destinavit). 

*)  J affe  III  No.  67  S.  194  oben  8.  84  Anm.  2. 

4)  Jaffe  HI  No.  66  S.  190:  Petisti,  ut  sacerdos  a nobis  dirigatur  in 
partibus  Franciae  et  Galliae  ad  concilia  celebranda.  Sed  cum  Deo  propitio 
tua  sanctitas  superstis  existit,  qui  sedis  apostolicae  et  noBtram  illic  praesentat 
vicem,  alium  illic  dirigere  nesessarium  non  est. 

•)  Unrichtig  ist  meines  Erachtens  von  Oelsner  S.  31  und  Werner 
S.  352  die  bereits  oben  S.  70  Anm.  3 und  S.  84  Anm.  2 erwähnte  Stelle 
des  Briefes  bei  Jaffe  III  No.  66  S.  192  gedeutet  worden,  wonach  Bonifaz, 
weil  er  sich  schon  alt  und  schwach  fühlt,  um  die  Erlaubniss  gebeten  hat, 
zu  Mainz  an  seiner  Stelle  einen  Andern  einzusetzen,  selbst  aber,  wie  er  es 
vorher  gewesen,  Abgeordneter  und  Gesandter  des  apostolischen  Stuhles  zu 
sein  verlangt  Ich  meine,  diese  Stelle  muss  so  gedeutet  werden,  als  wünschte 
Bonifaz  fürder  nur  noch  den  Vikariat,  nicht  zugleich  auch  die  bischöfliche 
Amtsführung  in  der  Diözese  Mainz  auszuüben;  da  er  einen  Theil  der  ihm 
obliegenden  Funktionen  niederzulegen  beabsichtigte,  zog  er  es  naturgemäss 
vor,  die  angesehenere  und  einflussreichere  Stellung  des  päpstlichen  Vikars 
zu  behalten  und,  sofern  es  der  Papst  erlauben  würde,  die  mit  dem  Bischofs- 
amte  verbundene  Thätigkeit  von  sich  abzuschütteln.  Vgl.  auch  Loofa,  Zur 
Chronologie,  S.  44,  Hahn,  Noch  einmal  die  Briefe  und  Synoden  des  Bonifaz 
(in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XV  S.  43  ff.),  8.  86. 
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„Dem  Erzbischof  und  vom  apostolischen  Stuhle  abgeschickten 
germanischen  Gesandten“ ')  und  die  Bemerkung  dieses  Privilegs, 
die  Bitte  des  Bonifaz  um  die  Ertheilung  sei  erfolgt,  damit  das 
Kloster  auch  durch  des  Königs  Befehl  gekräftigt  werde,  wie  es 
nach  der  Anordnung  des  Apostelfürsten  Petrus,  „dessen  Gesandt- 
schaft Bonifaz  übe“,  durch  Privileg  des  apostolischen  Stuhles 
erhöht  worden  sei.*)  Endlich  bezeichnet  auch  Willibald  in  seiner 
Biographie  des  hl.  Bonifatius  Letzteren  zugleich  als  Leiter  der 
Mainzer  Kirche  und  Legaten  des  apostolischen  Stuhles.1) 


§ io. 

Die  Nachfolger  des  Bonifatius. 

Die  Frage,  ob  nach  dem  Tode  des  Bonifatius  (754  oder  755 4) 
ein  anderer  Mann  die  päpstliche  Statthalterschaft  bekleidet  hat, 
wird  von  den  meisten  Schriftstellern  6)  verneint,  muss  meines  Er- 
achtens jedoch  bejaht  werden. 

Zunächst  ist  zu  bemerken,  dass  ums  Jahr  743  sowohl 


’)  Ex  Othloni  Vita  S.  Bonifatii,  Jaffö  III  8.600:  Pippinua  rex 
Francorum , vir  illustris,  Bonifacio  archiepiscopo  et  legato  Germanioo  ab 
apostolica  sede  directo. 

*)  Ibid.:  Veneranda  paternitaa  tua  . . . postulavit  pro  monasterio  . . . 
ut,  sicut  ex  auctoritate  sanoti  Petri  principis  apostolorum,  pro  quo  legatione 
fungeris,  privilegio  sedis  apostolicae  sublimatum  eaae  constat,  ita  etiam 
noatrae  auctoritatis  praecepto  roboretnr. 

*)  Willibaldi  Vita  S.  Bonifatii  c.  8,  Jaffe  III  8.  459:  Archi- 
epiacopua,  Magontiae  civitati,  ipso  Carlomanno  conaentiente  ac  donante, 
pontificato  praeaidena,  Romanae  aecclesiae  sedisquc  apostolicae  legatus. 

•)  Das  Todesjahr  des  Bonifatius  ist  bestritten.  Die  Quellenangaben 
schwanken.  764  nehmen  an  Philipps  S.  600  f , Getaner  8.  489  ff , Hahn, 
Bonifaz  und  Lul , 8.  256  Anm.  1,  Bickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  IV 
(Wiener  Sitzungsberichte  186-1  Bd.  47)  S.  606  Anm.  1;  dagegen  nehmen 
Seitera  S.  645  ff.,  Rettberg  I S.  896  ff.,  Baxmaun  S.  244,  neuerdings 
auch  Werner  8.  384  ff,  Fischer  S.  216  und  Hauck  I S.  642  das  Jahr 
7 55  an;  Fischer  irrt  aber,  wenn  er  8.  294  dieses'Jahr  für  „allgemein  aner- 
kannt“ erachtet.  — Weit  grösser  als  hinsichtlich  des  Todesjahres  sind  die 
Schwankungen  (670  bis  695)  hinsichtlich  des  Geburtsjahres  des  Bonifatius. 

•)  Ausdrücklich  z.  B.  von  Hauck  I 8.  479  Anm.  2 , 8.  520  Anm.  1; 
bejaht,  jedoch  mit  Rücksicht  auf  falsche  Persönlichkeiten,  finde  ich  die  Frage 
nur  bei  den  unten  8.  90  Anm.  3 und  8.  93  Anm.  2 bis  4 erwähnten  Schrift- 
stellern. 
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Bonifatius  ’)  wie  der  Papst*)  die  Möglichkeit  einer  Nachfolge  im 
Vikariate  des  Bonifatius  ins  Auge  gefasst  haben.  In  erster  Reibe 
kommt  nun  der  Nachfolger  des  Bonifatius  in  Mainz,  Lullus,*)  in 
Betracht.  Wir  erfahren,  dass  Bonifatius  noch  zu  seinen  Lebzeiten 
den  Lullus  mit  Genehmigung  des  Königs  Pippin,  der  fränkischen 
Geistlichkeit  und  des  Papstes  zu  seinem  Nachfolger  bestellt  hat.4) 
Da  die  betreffenden  Quellenberichte  nicht  nur  von  der  Nachfolge 
im  Mainzer  Bisthum  sprechen,  sondern  in  allgemeinerer  Weise 
davon , dass  Lullus  die  Unterweisung  der  dem  hl.  Bonifatius 
anvertrauten  Menge  und  die  von  Bonifatius  durch  eifrige  Arbeit 
in  Christo  errungene  Erbschaft  übernehmen  sollte,4)  so  ist  es  an 
sich  möglich,  dass  hiermit  neben  der  Bischofswürde  eine  der  vielen 
andern  Würden  gemeint  ist,  welche  Bonifatius  in  seinen  letzten 
Lebensjahren  gleichzeitig  bekleidet  hat.  Es  waren  dies  die  Würde 
eines  Mainzer  Erzbischofs,6)  eines  Pallieninhabers, *)  eines  päpst- 
lichen Vikars  und  eines  fränkischen  Primas  und  ausserdem  die 
Funktion  eines  Heidenmissionars  gewesen.  In  letzterer  Hinsicht 
dürfte  ihm  Lullus  bald  nachgcfolgt  sein,  denn  es  lässt  sich  an- 
nehmen, dass  das  uns  erhaltene  Bittschreiben  an  König  Pippin, 


*)  Jaffe  III  No.  42  S.  113  v.  J.  742,  also  aus  einer  Zeit,  in  welcher 
Bonifatius  neben  dem  Vikariate  noch  kein  anderes  ,aecclesiasticum  minist  erium’ 
bekleidete,  für  welches  er  einen  ,heres  et  successor1  hätte  bestellen  können. 
Irrig  daher  Hauck  1 S.  537  Anm.  4,  richtiger  derselbe  S.  457  Anm.  1,  doch 
nur  insofern  richtig,  als  (vgl.  darüber  unten  § 11)  die  Missionsthätigkeit  des 
Bonifatius  einen  Theil  der  in  seiner  Statthalterwürde  liegenden  Rechte  und 
Pflichten  ausmachte. 

*)  Vgl.  die  Bestätigungsurkunden  des  Zacharias  für  Burchard  von 
Wiirzburg  und  Witta  von  Büraburg  (Jaffe  III  No.  44  auf  S.  124  und  No.  45 
auf  S.  12S)  unten  § II ; ferner  Brief  des  Zacharias  an  Bonifatius  No.  43  S.  119 
Auch  diesen  Brief  missversteht  Hauck  S.  538,  indem  er  ihn  auf  die  Nach- 
folge im  Bisthum  Mainz,  von  welcher  damals  noch  nicht  die  Hede  sein 
konnte,  und  S.  457.  indem  er  ihn  nur  auf  die  Missionsthätigkeit  des  Statt- 
halters bezieht.  U eher  ep.  43  vgl.  unten  S.  92  Anm.  2.  — Nicht  auf  den 
Vicariat,  sondern  nur  auf  die  Heidenmission  bezieht  sich  die  von  Papst 
(Iregor  II.  bei  Jaffö  111  ep.  18  S,  78  (oben  § 8 8.  73  Anm.  2)  vorgesehene 
Möglichkeit  einer  Succession  in  das  dem  Bonifaz  anvertraute  ,ministerinm‘. 

*)  Leo  S.  484,  486  nimmt  eine  Nachfolge  des  Lullus  im  Vikariate  an. 

*)  Vgl.  unten  § 11. 

6)  'Willibaldi  Vita  S.  Bonifatii  bei  Jaffö  III  S.  462:  idoneum 
praeponere  ministrum  supra  dicto  gregi  . . . Et  Lul  ...  ad  erudiendum  tante 
plebis  numerositatem  conatituit  ....  eique  hereditatem,  quam  in  Christo 
instanti  labore  adquiaierat,  inplicavit. 

*)  Unten  § 1&. 

0 Unten  § 19. 
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welches  weniger  die  königliche  Genehmigung  als  den  königlichen 
Schutz  für  die  Heidenmission  des  Lullus  bewirken  sollte , Be- 
stätigung gefunden  hat.1)  Was  aber  die  übrigen  vier  Würden 
des  ßonifaz  anbetrifft , so  ist  ihm  Lullus  hierin  theils  gar  nicht, 
theils  nicht  sofort  sukzediert : 

Das  Pallium  hätte  nur  der  Papst  selbst  verleihen  können 
und  nachweislich  hat  Lullus  dasselbe  frühestens  im  Jahre  780 
erhalten;*)  ebenso  hat  er  den  erzbischöflichen  Bang  erst 
zwischen  dem  8.  März  780  und  dem  4.  Juli  782  empfangen;8) 
damit  ist  zugleich  erwiesen,  dass  er  von  Bonifaz  nicht  zum  Nach- 
folger im  Primate  bestellt  sein  konnte,  da  es  undenkbar  ist, 
dass  ein  gewöhnlicher  Bischof,  der  nicht  einmal,  wie  Bonifaz  bis 
747  den  Eh  ren  titel  archiepiscopus  führte,  andern  Bischöfen  und 
Erzbischöfen  übergeordnet  gewesen  ist.  Der  Mangel  der  erz- 
bischöflichen  Würde  und  ebenso  der  späte  Empfang  des  Palliums 
sprechen  zugleich  gegen  eine  Nachfolge  im  Vikariate;4)  denn 
zwar  hat  auch  Bonifaz  in  der  Zeit  von  722  bis  732  weder  den 
erzbischöflichen  Titel,  noch  das  Pallium9)  besessen,  aber  damals 
gab  es  im  Frankenreiche  überhaupt  keine  Erzbischöfe  und  Pallien- 
inhaber, während  solche  für  die  Zeit  zwischen  750  und  780  in 
grosser  Zahl  nachweisbar  sind.*)  Gegen  eine  Nachfolge  des 
Lullus  im  Vikariate  spricht  es  aber  auch,  dass  Bonifaz  in  seiner 
Bitte,  ihm  die  Bestellung  eines  Nachfolgers  zu  gestatten,  sich  die 


')  Jaffe  m No.  85  S.  232  (über  das  Datum  vgl.  Hahn,  Bonifaz  und 
Lul,  S.  250  Anm.  1) : Bonifaz  fühlt  sein  Ende  nahen,  empfiehlt  dem  König 
seine  Genossen  (cf.  No.  84  S.  231)  und  bittet  ihn,  damit  diese  Genoasen  nicht 
zerstreut  würden  wie  Schafe  ohne  Hirten,  und  damit  die  Völker  an  der 
Grenze  des  Heidenthums  nicht  das  Gesetz  Christi  verlören:  ut  filiolnm  meum 
et  corepiscopum  Lullum,  si  Deus  voluerit  et  si  clementiae  vestrae  placeat, 
in  hoc  ministerium  populorum  et  icclesiarum  conponere  et  constituere 
faciatis  praedicatorem  et  doctorem  presbiterorum  et  populorum. 

*)  Unten  § 19. 

*)  Unten  § 15. 

4)  Es  mag  auch  hervorgehoben  werden,  dass  in  einem  offenbar  erat 
geraume  Zeit  nach  dem  Tode  des  Bonifatius  von  Bischof  Cineheard  von 
'Winchester  gerichteten  Briefe  bei  Jaffe  III  No.  110  S.  268  ff.  Lullus  zwar 
alB  episcopus  bezeichnet  wird,  aber  trotz  Häufung  der  ausgesuchtesten  EhreD- 
prädikate  seiner  Eigenschaft  als  päpstlichen  Vertreters  nicht  gedacht  wird. 

s)  Ueber  die  Verleihung  des  erzbischöflichen  Titels  und  des  Palliums 
an  Bonifaz  vgl.  oben  § 9 S.  84  Anm.  3 und  unten  § 19. 

*)  Wilchar  von  Vienne,  Chrodegang  von  Uetz,  Tilpin  von  Reims  sowie 
Grimo  von  Rouen,  Abel  von  Reims  und  Hartbert  von  Sens.  VgL  unten 
§§  15  und  19. 
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Ausübung  des  Vikariates  vorbehielt;1)  endlich  hätte  sich  Zachariaa 
durch  Bewilligung  einer  Nachfolge  des  Lullus  im  Vikariate  bei 
Lebzeiten  des  Bonifaz  in  Widerspruch  gesetzt  mit  seiner  eigenen 
früheren  Entscheidung  vom  Jahre  743,  wonach  Bonifaz  erst  auf 
seinem  Sterbebette  die  Bestellung  eines  Nachfolgers  im  Vikariate 
vornehmen  sollte,  der  sich  alsdann  nach  Rom  zu  begeben  hätte, 
damit  ihm  der  Papst  selber,  wie  zwei  Jahrzehnte  vorher  dem 
Bonifaz,  die  Weihe  ertheile.  *) 

Wir  sehen  also,  dass  Lullus  niemals  päpstlicher  Statthalter 
gewesen  ist. 

Ausser  ihm  und  dem  unten  zu  erwähnenden  Erzbischof 
Wilchar  kommt  in  der  von  uns  behandelten  Periode  3)  zunächst  der 
Erzbischof  Vrulf  von  Lorch  in  Betracht,  dem  Papst  Eugen  IL 
(823  bis  827)  den  Vikariat  übertragen  haben  soll;  doch  ist  die 


•)  Oben  8.  88  Anm.  5. 

*)  Jaffe  III  No.  43  S.  119  (vom  1.  April  743):  Te  autem  ut  tibi  suc- 
cessorem  constitnere  dixisti  et  te  vivente  in  tuo  loco  eligatur  epiacopus,  boc 
nnlla  ratione  concedi  j atimur;  quia  contra  omnem  aecclcsiaaticum  regulam 
vel  instituta  patrum  esse  monstratnr.  Sed  volumus:  ut  tibi  ministret  et  ait 
in  euangelium  Christi  adiator  ....  Nimis  enim  reprehensibile  et  detestabile 
esse  manifestum  est,  ut  te  vivente  tibi  alium  snbatituamua.  Bonifaz  solle 
aber  ohne  Unterlass  Gott  bitten,  ihm  einen  brauchbaren  Nachfolger  zn  ge- 
währen (S.  ISO):  Sin  autem  et  enndem  divina  voluerit  clementia  post  toi 
diem  tranaitus  anperessc,  si  eum  aptum  cognoveris  et  in  tua  voluntate  fuerit 
definitum,  ea  hora,  qua  te  de  praeaenti  saeculo  migratnrum  cognoveris, 
praesentibus  cunctia,  tibi  succeasorem  deaigna,  ut  huc  veniat  ordinandus. 
Quod  nnllo  alio  concedi  patimur,  quod  tibi,  caritatc  cogente,  largiri  cen- 
suimus.  — Anscheinend  spricht  die  Stelle  von  einer  Nachfolge  im  Epis- 
kopate, doch  kann  Zacharias  daran  nicht  gedacht  haben,  da  Bonifaz  za 
jener  Zeit  zwar  Titular(erz-)biBchof  war,  aber  keine  Diözese  hatte.  Es  kann 
also  nur  an  die  Nachfolge  im  Vikariat  gedaoht  sein  und  die  Worte:  te  vivente 
in  tuo  loco  eligatur  episcopus  bedeuten  nicht:  ein  Anderer  möge  bei  Deinen 
Lebzeiten  zum  Bi  schof  gewählt  werden,  sondern:  ein  anderer  Bischof  möge 
bei  Deinen  Lebzeiten  zum  päpstlichen  Statthalter  gewählt  werden.  Bischöf- 
licher Rang  war  Minimalvoraussetzung  für  die  Statthalterwürde,  schon  weil 
die  Bischofswürde  zur  Ertbeilung  der  apostolischen  Sukzession  nothwendig 
war.  Richtig  scheint  die  ep.  43  Pfahl  er  S.  283  aufzufassen. 

•)  Unmittelbar  bezw.  bald  nach  der  Theilung  von  Verdun  — nicht  aber 
bereits  i.  J.  835,  wie  Binterim,  Denkwürdigkeiten,  I S.  158  annimmt  — 
findet  sich  als  päpstlicher  Vikar  in  den  cunctis  provintiis  trans  Alpes  con- 
stitutis  (Mansi  XIV  S.  806)  Drogo  von  Metz.  Vgl.  den  Brief  des  Papstes 
Sergius  II.  bei  Mansi  XIV  S.  806  ff.  und  dazu  Hinschius  I S.  595  f., 
Dümmler  I S.  252  ff.,  wo  auch  hervorgehoben  wird,  dass  die  Vikariats- 
würde Drogos  praktische  Anerkennung  nicht  gefunden  hat. 
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Urkunde,  welche  hierüber  berichtet,  zweifellos  gefälscht.1)  Grund- 
lose Vermuthung  ist  es  sodann,  dass  der  Erzbischof  Arno  von 
Salzburg")  oder  der  Erzbischof  Chrodegang  von  Metz®) 
Vikar  gewesen  sei;  ebenso  ist  es  grundlose  Vermuthung,  einen 
päpstlichen  Statthalter  in  dem  Erzbischof  Hildebald  von 
Köln  4)  zu  sehen.  Sonst  wird  päpstlicher  Vikare  im  Franken- 
reiche  •)  nirgends  Erwähnung  gethan.  ®) 


')  Kami  XIV  8.  412  ff.:  Bugen  II.  theilt  einigen  Bischöfen  mit,  dasB 
er  dem  Vrolfus  sanctae  Lauriacensis  ecclesiae  archiepiscopns  die  apostolicam 
vicem  übertragen  habe.  Vgl.  Jaffe,  Reg.  No.  2566  8.  322,  Gfroerer, 
Geschichte  der  ost-  und  westfränkischen  Karolinger,  Bd.  I,  Freiburg  i.  Br. 
1848,  S.  119  Anm.  1,  Dungel,  Die  Lorcher  Fälschungen  (im  Archiv  für 
österreichische  Geschichte,  Bd.  46,  2.  Hälfte,  Wien  1871)  8.  241  No.  2, 
Dumm ler,  Pilgrim  von  Passau  und  das  Brzbistbum  Lorch,  Leipzig  1854, 
S.  19—21.  Der  Text  ist  ebenda  S.  115  ff.  und  im  Urkundenbuch  des 
Landes  ob  der  Enns,  Bd.  II,  Wien  1866,  S.  700  ff.  abgedruckt. 

’)  D a 1 h a m , concilia  Salisburgensia  provincialia  et  dioecesana,  Augustae 
apud  Vindelicos  1788,  XIII  S.  17  f.  und  v.  Sartori,  Geistliches  und  welt- 
liches Staatsrecht  der  Deutschen,  katholisch -geistlichen  Erz-,  Hoch-  und 
Ritterstifter,  Bd.  I Th.  I,  Nürnberg  1788,  § 197  S.  268  nehmen  dies  an, 
doch  muss  man  Hinschius  I 8.  610  Anm.  7 beipflichten,  dass  der  Brief 
des  Papstes  Agapetus  II.  bei  ilansi  XVIII  S.  407  und  im  Urkunden- 
buch des  Landes  ob  der  Enns  8.  709  (cf.  Jaffe  No.  3644  8.460)  (Vacante 
ab  apoatolico  vicario  Bavariorum  regno  Arno  primus  sanctae  Salzburgensis 
ecclesiae  subrogatur  archiepiscopus)  niohta  von  der  Verleihung  des  Vika- 
riates an  Arno  sage.  Vgl.  auch  die  Zweifel  Dümmlers,  Pilgrim  S,  24  ff. 
an  der  Echtheit  der  Bulle. 

*)  Hahn  (Bonifaz  und  Lul  S.  251  und  daselbst  Anm.  4 auf  8.  252)  und 
ebenso  Thijm  (der  Karel  8.  149  ff.,  Karl  S.  98  ff.  Chrodegang  für  einen 
fränkischen  Primas  hält)  stützen  sich  auf  Vita  Chrodeg.  c.  26  M.  G.  88.  X 
S.  568  und  Pauli  Warnefredi  lib.  de  episcopis  Mettensibus  M.  G.  88.  II 
8.  268,  aus  deren  Berichten  aber  weder  eine  Legaten-  noch  eine  Primaten- 
würde des  Chrodegang  folgt.  Auch  Ducbesne  p.  462  Anm.  63  neigt  sich 
der  Ansicht  zu,  dass:  le  pape  ait  desire  avoir,  au  sein  de  l'episcopat  franc,  un 
nouveau  missus  sancti  Petri  et  qu’il  l’ait  designö  dans  la  personne  de 
Chrodegang. 

4)  Dies  behauptet  Binterim  I 8.  158,  doch  ist  seine  Behauptung  un- 
richtig und  durch  Quellenzeugnisse  weder  nachgewiesen  noch  nachweisbar. 
Ueber  Hildebald  vgl.  Abel  II  S.  642,  Simson  II  8 . 232  f. 

*)  Auf  England  beziehen  Bich  Alcuins  Briefe  bei  Jaffe  VI  No.  84 
S.  364  und  No.  248  8.  794. 

•)  Der  Poeta  Saxo  lib.  III  v.  201  ff.  erzählt  in  dem  Bericht  über  die 
Frankfurter  Keichsversamralung  (Jaffe  IV  8.  680): 

Nec  non  affuerat  Stephanus  cum  Theophilaoto ; 

Nam  fuit  antistes  sedis  legatus  uterque 
Romane,  quos  papa  sacer  mittens  Adrianus 
Rite  suam  servare  vicem  mandaverat  illic. 
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Andererseits  ergiebt  die  nahe  inhaltliche  Verwandtschaft  des 
Vikariates  und  Primates  und  das  Beispiel  des  Bonifatius,  welcher 
beide  Aemter  in  seiner  Person  verband,  die  Möglichkeit,  dass 
ein  für  die  Zeit  vom  Tode  des  ßonifaz  bis  zur  Theilung  von 
Verdun  (die  für  unsere  Untersuchung  in  Betracht  kommende 
Periode1))*)  etwa  nachweisbarer  fränkischer  Primas  zugleich 
päpstlicher  Vikar  gewesen  ist.  Wir  müssen  also  auch  diejenigen 
Männer  ins  Auge  fassen,  welche  Primatialrang  gehabt  haben.*) 

Wenn  Hinschius4)  meint,  der  Brief  des  Papstes  Hadrian 
an  Tilpin  von  Reims6)  spreche  von  einem  Primate  des  Erzbis- 
thums  Reims,  so  ist  das  mit  Entschiedenheit  in  Abrede  zu  stellen, 
da  der  ganze  Zusammenhang,  in  welchem  das  Wort  , primatem1 
zweimal  gebraucht  wird,*)  klarlegt,  dass  der  Primatus  sich  nur 

Diese  Wendung:  scheint  — auf  den  ersten  Blick  wenigstens  — von  einem 
Vikariate  zu  sprechen,  doch  handelt  es  sich  nur  um  eine  Vertretung  des 
Papstes  in  dem  konkreten  Einzelfalle  der  Verhandlungen  über  den  Adop- 
tianismus,  nicht  am  Generalstellvertretung.  Vgl.  auch  Abel  II  S.  64  und 
unten  g 18. 

■)  Vgl.  oben  § 1 8.  2 f. 

*)  In  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  begegnen  Primaten  (jedoch 
ohne  grosse  Bedeutung  erlangt  zu  haben)  zu  Hetz,  Sens,  Bourges  und  Trier 
(Hinschius  I S.  5%,  597,  609),  im  10.  Jahrhundert  zu  Mainz,  im  11.  Jahr- 
hundert zu  Lyon  (Hinschius  I 8.  607,  599). 

*)  Wegen  des  Chrodegang  von  Hetz  vgl.  gegen  Thijm  das  oben  S.  93 
Anm.  3 Bemerkte.  Worauf  W’asserschleben  in  Herzogs  Real-Ency- 
clopädie  für  protestantische  Theologie  und  Kirche  Bd.  XII,  Leipzig  1883, 
s.  v.  „Pseudoisidor“  auf  S.  375  seine  Behauptung  stützt:  „schon  Kikulf  von 
Mainz  hatte  sich  vergebens  bemüht,  die  Primatialwürde  wiederzugewinnen", 
ist  nicht  ersichtlich. 

*)  Hinschius  I 8.602;  gegen  ihn  vgl.  auch  H auck  U S.  189  Anm.  4. 

*)  Ueber  die  Echtheit  des  Briefes  vgl.  gegen  Hinschius  a.  a.  O. 
unten  g 15. 

*)  Der  Brief  ist  bei  Flodoard,  Historia  Uemensis  ecclesiae  lib.  II  c.  17 
(M.  G.  SS.  XIU  S.  463  f.)  erhalten.  Es  heisst  in  demselben  u.  A.:  Confir- 
mamus  atque  solidamus,  Remensem  ecclesiam,  sicut  et  antiquitus  fuit,  metro- 
pol im  permansuram  et  primam  suae  dioceseos  sedem  esse;  et  te  qui  in 
eadem  sede  cooperante  Deo  ordinatus  es,  primatem  ipsius  diocesis 
esse  cum  Omnibus  civitatibus,  quae  ab  antiquo  tempore  Remensi  metropoli 
ecclesiae  subiectae  fuerunt,  atque  etiam  perpetuis  temporibus  tibi  et  succes- 
soribus  tuis  sit  confirmatum.  Et  hoc  interdicentes,  ut  nullus  audeat  iuxta 
sanctorum  canonum  traditionem  ex  alio  episcopatu  ibidem  translatare  aut 
constituere  episcopum  post  tuam  de  hoc  seculo  evocationem;  neque  aliquis 
tuas  parroebias  aut  ecclesias  vel  civitates  subtrahere  neque  diocesim  Remensem 
ullo  umquam  tempore  dividere.  Et  te  aut  futuris  temporibus  Remensem 
episcopum  et  primatem  illius  diocesis  non  presumat  neque  valeat  um- 
quam aliquis  de  episcopatu  deicere  ...  Et  in  synodia  comprovincialibus 


Digitized  by  Google 


96 


auf  den  ersten  Rang  innerhalb  der  Erzdiözese,  nicht  in 
einem  weiteren  Gebiete  und  mit  dem  Sinne  einer  Obermetro- 
politangewalt deuten  lässt. 

Dagegen  scheint  in  der  Zeit  um  780  ein  Primas  — und  somit 
vielleicht  Vikar  — Wilchar  gelebt  zu  haben.  Es  ist  nämlich  in 
zwei  Briefen  des  Papstes  Hadrian  aus  der  Zeit  zwischen  774 l) 
und  791  s)  von  einem  Wilcharius  archiepiscopus  (provinciae) 
Galliarum  ohne  Angabe  seines  Sitzes  die  Rede.  *)  Beide  Briefe 
sind  an  spanische  Geistliche  gerichtet;  darnach  möchte  man  zu- 
nächst annehmen,  die  Ausdrucksweise  Hadrians  soll  nur  den 
Gegensatz  der  Nationalitäten  hervorheben,  indem  der  Papst  den 
Wilchar  als  einen  gallischen  Geistlichen  bezeichnen  will.  In- 
dessen ist  es  wahrscheinlicher,  dass  mit  dem  obigen  Ausdrucke 
der  gallische  Erzbischof  xor’  l£ox>)v  d.  h.  der  gallische  Primas 
bezeichnet  werden  sollte.  Für  eine  solche  Machtstellung  des 
Wilchar  — für  gallischen  Primat,  möglichenfalls  auch  päpstlichen 
Vikariat  — sprechen  auch  die  Befugnisse,  welche  Hadrian  aus- 
weislich der  erwähnten  Briefe  dem  Wilchar  ertheilt  hatte:  einen 


convocandia  et  faciendia  et  in  ordinationibua  ac  diiudicationibna  Remenaia 
ecclesia  et  archiepiscopus  ....  babeat  auctoritatem. 

•)  Vgl.  zu  ep.  79  gegen  J affe  IV  S.  244  Anm.  2 meine  Ausführung 
in  der  Beilage  I. 

’)  Vgl.  hierzu  Ja  ff  k IV  S.  234  Anm.  2,  294  Anm.  2 und  die  Einleitung 
zum  Cod.  Carol.  ibid.  S.  1. 

*)  Jaffi  IV  No.  78  S.  236  an  Bischof  Egila : Prater  noater  Wilcharius 
arch  i epiacopua  provinciae  Galliarum  — cui  et  licentiam  dedimua  de 
veatris  ordinationibua,  atque  auctoritatem : dirigere  vos  pro  orthodoxae  fidei 
sanctaeque  catholioe  ecclesiae  predicatione  in  partibus  Spanienais  provinciae  — 
pro  vobis  nobia  inainuante,  magnisque  gandiia  thriumphamua.  — Ibid.  No.  99 
S.  293  f.:  Dudum  vero,  quod  Wilcharius  archiepiscopus  Galliarum 
suggeasit  nobia  pro  quodam  Egila,  ut  eum  episcopum  consecraret,  valde  nimisqne 
eum  in  fide  catholica  et  in  moribue  atque  actibus  laudana,  ut  consecratus  veatris 
partibus  emitteretur  predicandum.  Nos  vero  predicti  Wilcharii  archiepiacopi 
petitione  credentes,  consuete  illi  licentiam  tribuimua:  ut,  canonice  eum 
examinante,  quatenua,  si  post  discusaionem  et  veram  examinationem  rectum 
et  catbolicum  eum  invenisset,  episcopum  ordinaret.  — Die  ep.  78  enthält 
bezüglich  des  Wilchar  noch  folgende  Bemerkungen  auf  S.  236:  Ad  quam 
fortitudium  sanctarum  mentium  roborandam  dilectionem  vestram  (den  Egila) 
iam  fatua  sanctiaaimus  archiepiscopus  — nos  illi  lioentiam  cedentes  — pro 
apoatolicae  fidei  amore  direxit.  Ibid.  S.  242:  Et  sicut  per  nos  aeu  almoque 
archiepiacopo  in  predicatione  orthodoxae  fidei  directo  aanctae  Romane 
ecclesiae,  ob  amorem  beati  Petri  principia  apostolorum  concordea  predicate. 
— Jaffe  S.  235  Anm.  1,  S.  242  Anm.  1,  S.  293  Anm.  5 und  Abel  I S.  101 
Anm.  denken  hier  an  den  Bischof  von  Nomentom. 
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Priester  namens  Johannes  und  einen  Bischof  namens  Egila  nach 
Spanien  behufs  Ausbreitung  der  reinen  Lehre  zu  senden  und 
zwar  den  Egila  nach  Vornahme  der  Ordination. 

Wer  war  nun  dieser  Wilchar?  Wir  begegnen  in  den  Quellen 
vier  Erzbischöfen  dieses  Namens:  erstens  dem  Erzbishof  von 
Vienne,  der  indessen  bereits  vor  752 ])  sein  Erzbisthum  nieder- 
gelegt hat,  um  sich  fortab  nur  der  Leitung  des  Klosters  St.  Maurice 
zu  widmen,*)  der  auch  bereits  unter  Gregor  III.  (731 — 741)  be- 
gegnet,*) dennoch  aber  vielleicht  noch  i.  J.  759  gelebt  hat*)  und, 
wie  es  scheint,  den  Ehrentitel  episcopus  bezw.  archiepiscopus 
behielt;*)  zweitens  dem  Erzbischof  von  Sitten,  welcher  wohl  mit 
dem  vorgenannten  Wilchar  von  Vienne  identisch  ist ; •)  drittens 
dem  Erzbischof  von  Sens,  der  im  Jahre  769  an  einem  Lateran- 
konzile theilnahm  und  im  Protokolle  dieses  Konzils  gleich  nach 
dem  als  erster  Beisitzer  aufgezählten  Stellvertreter  des  Erzbischofs 
von  Ravenna  und  noch  vor  dem  Erzbischof  von  Ostia  genannt 
wird;7)  viertens  einem  Erzbischof  von  Nomentum  (Mentana  un- 
weit Rom),  welcher  in  den  Jahren  755  und  757  als  Gesandter 


•)  Vgl.  Oelaner  S.  9. 

*)  Oelaner  S.  367  No.  13. 

•)  Vgl.  unten  §§  15  und  19. 

*)  Abel  I 8.  100  Anm.  3 auf  S.  101. 

•)  VgL  Oelaner  S.  367,  Abel  I S.  101  Anm.  Dieser  Umstand  könnte 
dazu  veranlassen,  den  Ausdruck  der  ep.  99  S.  293  ,archiepiscopua  Galiiarum* 
auf  Wilchar  von  Vienne  zu  beziehen;  der  Ausdruck  der  ep.  78  8.  235  ,archi- 
epiacopus  provinciae  Galiiarum'  dagegen  lasst  sich  m.  E.  nicht  hierauf 
anwenden. 

*)  Vgl.  Abel  I 8. 100  Anm.  3,  8.36;  ebenso  Boehmer-Miihlbacher 
8.  59  No.  139a,  Richter,  Annalen  II  8.  40  Anm.  1.  — Die  Ann.  Einh. 
M.  G.  SS.  I S.  149  berichten  z.  J.  771:  Rex  (Karl  der  Grosse;  vgl.  oben  § 3 
8. 31  Anm.  2)  ad  capiendum  ex  integro  reguum  animum  intendens.  Carbooacum 
villain  venit.  Ibi  Wilbarium  episcopum  Sedunensem  et  Folradum  presbiterum 
et  alioa  plures  sacerdotes,  comitea  etiam  atque  primates  fratria  sui,  inter 
quoa  vel  praecipui  fuere  Warinus  et  Adalhardus,  ad  se  venientes  suscepit. 
Die  hierauf  erfolgte  Salbung  Karls  für  den  Reichstheil  des  verstorbenen 
Karlmann  ergiebt  der  Vergleich  mit  Fragm.  Baail.  z.  J.  771  (oben  § 3 
S.  31  Anm.  2). 

’)  Mansi  XII  S.  714,  vgl.  Abel  I S.  64,  Oelaner  S.  365  Anm.  4. 
Eine  Handschrift  des  Liber  Pontißcalis  zählt  die  Theilnehmer  des  Lateran- 
konzils auf  und  spricht  an  der  Spitze  von  dem  Vulcario  archiepiscopo  pro- 
vintiae  Galiiarum,  civitate  Senense;  doch  ist  es  wahrscheinlich,  dass  der 
Verfasser  dieser  Handschrift  seinerseits  erst  die  Konzilsukten  benutzt  hat 
(vgl.  Duchesne  p.  473  [Vita  Stephani  III  c.  17]  und  p.  482  Anm.  82),  so 
dass  seine  Aufzählung  keinen  grossen  Werth  beanspruchen  kann. 
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Stephans  II.  am  Hofe  Pippins1)  war.  — Daneben  treffen  wir, 
ohne  seinen  Sitz  zu  erfahren,  i.  J.  777  einen  Erzbischof  Wilchar 
als  Schiedsrichter  in  einem  Streite  des  Abtes  Eulrad  von  St.  Denys 
und  des  Bischofs  Angilramn  von  Metz  über  das  Kloster  Salonne 
an.*)  Sodann  wird  ein  Erzbischof  Wilchar  noch  wiederholt  in 
den  päpstlichen  Briefen  an  die  Frankenkönige  erwähnt,  wobei 
derselbe  vom  Papste  stets  als  frater  et  coepiscopus  noster  be- 
zeichnet wird.  Derselbe  ist  zwischen  761  und  766  von  Pippin  *) 
bezw.  zwischen  775  und  780  von  Karl  dem  Grossen')  mehrfach 
nach  Rom  als  Gesandter  geschickt  worden  und  wird  einmal 
(zwischen  758  und  763)  von  Papst  Paul  I.  dazu  ausersehen,  „an 
seiner  Statt“  den  italienischen  Geistlichen  Marinus  zum  Bischof 
für  einen  von  Pippin  auszu wählenden  Sitz  zu  ordinieren.*) 


‘)  Jaffe  IV  No  7 S.  42  (Stephan  II.  schreibt  an  Pippin  i.  J.  755: 
Tantopere  direximns  ad  vos  Wilbarium  reverentissimum  et  sanctissimam 
trat  rem  et  coepiscopum  nostrum  et  fidelem)  und  No.  11  S.  66  (derselbe  an 
denselben  i.  J.  757:  Obsecramus  bonitatcm  tuam,  ut  nimis  celeriter  ad  nos 
coniungendum  absolvere  praecipias  reverentissimum  fratrem  et  coepiscopum 
nostrum  Wilharium).  Vgl.  dazu  Ja  ff  es  Noten  S 44  Anm.  2 und  S.  66 
Anm.  3,  ferner  Oelsner  S.  258  f.,  287,  Abel  I S.  368  Anm.  6 auf  S.  367. 

*)  Sickel,  Urkuudenrogesten  (Urkunden  der  Karolinger  Th.  II,  Wien 
1867),  K.  63  S.  34,  Boehmer-Mühlbacher  No.  208  S.  79,  der  ebenso  wie 
Abel  I S.  274  an  Wilchar  von  Sens  denkt. 

*)  Jaffe  IV  No.  22  S.  95  (Paul  I.  schreibt  an  Pippin:  Properantibus 
ad  nos  Wilchario,  scilicet  reverentissimo  fratre  et  coepiscopo  nostro,  atque 
Dodone  et  Wichado  fidelissimis  vestris  missis).  — Ibid.  No.  30  S.  112  (der- 
selbe an  denselben:  Iam  absolutis  vestris  missis,  qui  nuper  ad  nos  coniunxerunt, 
Wilchario  videlioet  sanctissimo  fratre  et  coepiscopo  nostro  seu  Felice  reli- 
gioso  et  Katberto  viro  inlustri).  — Vgl.  auch  Jaffes  Bemerkungen  S.  95 
Anm.  1 und  S.  112  Anm.  1,  Abel  I S.  368  Anm.  6 auf  S.  367  und  Oelsner 
S.  353  f.,  welche  hier  an  den  Bischof  von  Nomentum  denken. 

*)  Jaffe  IV  No.  53  S.  176  (Hadrian  schreibt  an  Karl:  Remeantes  ad 
vos  missi  vestri  scilicet  Wilcharius  sanctissimus  frater  noster  archiepiscopus 
seu  Dodo  religiosus  abbas).  — Ibid.  No.  67  S.  211  (derselbe  an  denselben: 
sanctissimuB  frater  noster  Wilcharius  archiepiscopus  nunc  minime  fatigetur 
venire).  — Jaffe  S 176  Anm.  1 und  S.  211  Anm.  6,  Abel  I S.  101  Anm.  1, 
S.  235  Anm.  7,  S.  367  Anm.  6,  Oelsner  S.  365  Anm.  4 (der  aber  unrichtig 
Sickel  K.  63  citiert)  denken  hier  an  den  Bischof  von  Sens. 

*)  Jaffe  IV  No.  25  S.  102:  Paul  I.  schreibt  an  Pippin:  Deprecamur  . . . 
ut  iubeas  sanctissimo  fratri  nostro  Wilchario  episcopo  praecipere,  quatenus 
ipse  eundem  Mariuum  presbiterum  nostravice  episoopum  consecrare  debeat. 
Et  in  una  civitatum  vestrarum,  illis  in  partibus  constituta  in  qua  praeviderit 
vestra  sapientissima  eximietas,  eum  ordinäre  disponite.  J affe  a.  a.  O.  Anm.  4 
denkt  an  den  Bischof  von  Nomentum,  ebenso  Abel  I S.  367  Anm.  6 auf 
S.  368.  — Zu  dem  Ausdrucke:  nostra  vice  episcopum  consecrare  vgl.  die 

Wryi,  Pap«tthum  unter  den  Karolingern.  7 
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Ich  halte  es  nun  für  wahrscheinlich,  dass  dieser  Wilchar 
sowohl  mit  dem  Bischof  von  Mentana  als  mit  dem  Bischof  von 
Sens  und  ferner  mit  dem  oben  erwähnten  ,archiepiscopus  Galliarum1 
und  mit  dem  Vermittler  in  dem  Streite  um  das  Kloster  von  Salonne 
identisch  ist,  indem  er  ursprünglich  — bis  zum  Jahre  757  — 
Bischof  von  Mentana  gewesen  und  dann  — zwischen  757  und 
761  — auf  päpstlichen  Wunsch  in  den  fränkischen  Landesepiskopat 
aufgenommen  und  in  Sens  eingesetzt  wurde.  Dafür  spricht  wohl, 
dass  er  im  Jahre  755  und  757  vom  Papste  (Stephan  II.)  noch 
als  ,frater  et  coepiscopus  noster  et  fidelia*,1)  also  als  Unterthan 
des  Papstes  und  Erzbischof  im  päpstlichen  Gebiete  und  als 
päpstlicher  Gesandter,1)  von  761  ab  jedoch  nur  als  ,frater  et 
coepiscopus13)  ohne  den  Zusatz  ,et  fidelis1  und  als  fränkischer 
Gesandter4)  bezeichnet  wird. 

Dann  würden  sich  für  die  Möglichkeit  eines  Primates  und 
gleichzeitigen  Vikariates  dieses  Erzbischofs  Wilchar  von  Mentana- 
Sens3)  neben  dem  Ausdrucke  ,archiepiscopus  Galliarum1  folgende 
Wahrscheinlichkeitsgründe  ergeben:*)  Einmal  musste  sich  bei  Ein- 
richtung eines  päpstlichen  Vikariates  die  Wahl  zweckmässiger 
Weise  gerade  auf  denjenigen  Mann  lenken,  der  früher  in  Italien 
eine  hochangesehene  kirchcnregimentliche  Stellung  bekleidet  und 
sich,  zumal  bei  der  Lage  seines  Erzbisthums  in  unmittelbarster 
Nähe  Roms,  mit  den  päpstlichen  Ideen  aufs  beste  vertraut  ge- 
macht hatte.  Sodann  musste  derselbe  Erzbischof  in  seiner  Eigen- 
schaft als  päpstlicher  Vikar  die  geeignetste  Person  sein,  um 
den  ehemals  italienischen  Presbyter  Marinus  7)  für  ein  fränkisches 


ganz  ähnliche  Wendung  in  der  unten  § 11  S.  103  Anm.  4 citierten  An- 
weisung des  Papstes  öregor  III.  für  Bonifaz. 

•)  Jaffe  IV  No.  7 S.  42  oben  S.  97  Anm.  1.  Vgl.  unten  Anm.  7. 

*)  Jaffe  IV  No.  11  S.  66  oben  S.  97  Anm.  1. 

*)  So  allerdings  auch  schon  in  der  No.  11  S.  66  (oben  S.  97  Anm.  l)i 

*)  Jaffe  IV  No.  22  S.  95,  No.  30  S.  112,  No.  53  S.  176,  No.  77  S.  211, 
oben  S.  97  Anm.  3 und  4. 

5)  Ende  des  9.  Jahrhunderts  begegnet  Sens  als  Vikariat  in  dem  bei 
Mansi  XVII  S.  225  f.  abgedruckten  Briefe  des  Papstes  Johann  VII.  (872 
bis  882)  an  die  Bischöfe  öalliens  und  Germaniens,  Vgl.  Hinschius  I 
S.  597,  Jaffö  Reg.  No.  3032  S.  387. 

*)  Die  Identität  des  Wilchar  von  Sens,  des  Wilchar  von  Nomontum 
und  des  archiepiscopus  Galliarum  nimmt  auch  Duchesne  p.  482  No.  29  an. 

’)  Ueber  Marinus  vgl.  unten  § 11  S.  104  Anm.  1.  Auch  er  wird,  bevor 
.er  in  die  fränkische  Landesgeistlichkeit  aufgenommen  worden  war,  in  dem 
Briefe  des  Papstes  Paul  I.  No.  24  S.  101  als  dilectissimus  et  fidelissimus 
nobis  und  ibid.  No.  25  S.  102  als  presbiter  noster,  nach  seiner  Aufnahme  in 
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Bisthum  und  um  den  Franken  Egila  für  ein  spanisches  Bisthum 
zu  ordinieren,1)  also  für  ein  Bisthum,  das  nicht  innerhalb  eines 
fränkischen  Metropolitanbezirkes,  mithin  ausserhalb  der  Ordi- 
nationssphäre  eines  fränkischen  Erzbischofs  lag.  Als  fränkischer 
Primas  wiederum  musste  Wilchar  die  geeignetste  Person  soin 
zur  Theilnahme  an  dem  Laterankonzile  und  zum  Schiedsrichter- 
amte zwischen  Fulrad  von  St.  Denye,  dem  damaligen  Erzkaplan, *) 
und  Angilramn  von  Metz,  einem  gleichfalls  hochangesehenen  Geist- 
lichen;*) nicht  minder  geeignet  konnte  er  erscheinen,  um  auch 
bei  der  Salbung  Karls  im  Reiche  seines  771  verstorbenen  Bruders 
Karlmann4)  eine  ebenso  hervorragende  Rolle  zu  spielen,  wie 
Bonifatius  im  Jahre  751  bei  der  Salbung  Pippins.*) 

Für  die  Einrichtung  eines  fränkischen  Primates  und  päpst- 
lichen Vikariates  zu  Sens  in  den  Jahren  757  bis  761  sprechen 
ferner  Zeit  und  Ort:  die  Zeit,  weil  der  bisherige  Primas  und 


die  fränkische  Landesgeistlichkeit  jedoch  nur  (in  ep.  29  S.  110  von  Paulus) 
als  preshiter  und  (in  ep.  46  S.  154  von  Constantin)  als  filius  noater  bezeichnet. 
Die  Briefe  No.  24  und  25  fallen  in  die  Jahre  758 — 763,  der  Brief  No.  29  ins 
Frühjahr  764,  der  Brief  No.  45  ins  Jahr  767,  die  Uebernahme  des  Marinus 
fällt  also  ungefähr  in  die  gleiche  Zeit  wie  die  des  Wilchar  selbst. 

*)  Dieser  Umstand  macht  es  wohl  unmöglieh,  an  Wilchar  von  Vienne 
zu  denken,  da  sich  nicht  annehmen  lässt,  das  er  als  blosser  Titularerzbiachof 
(oben  8.  96  Anm.  5)  das  Ordinationsrecht  behalten  habe. 

*)  Vgl.  Abel  I S.  488. 

*)  Vgl.  Abel  II  S.  540  und  oben  § 7 8.  70. 

4)  Ueber  diese  Salbung  vgl.  oben  § 3 S.  31  Anm.  2.  Weder  das  dort 
citierte  Fragm.  Basil.  noch  die  Ann.  Lauriss.  M.  G.  SS.  I S.  148  (Domnus 
rex  Carolus  venit  ad  Corbonacum  villam,  ibique  venientes  Witcharius  archi- 
episcopus  et  Folradus  capellanus  cum  aliis  episcopis  et  sacerdotibus,  Warinus 
et  Adalhardus  comites  cum  aliis  primatibus  qui  fuerunt  Carlomanni)  noch 
endlich  die  Ann.  Mettens.  M.  G.  SS.  XIII  S.  27  f.  (die  statt  de*  Erzbischofs 
Wilchar  und  des  Kapellans  Fulrad  irrig  von  Folcarius  et  Folradus  capellani 
sprechen),  nennen  den  Sitz  Wilchars.  Die  Ann.  Ein  h.  (oben  S.  96  Anm.  6) 
bezeichnen  den  Wilchar  zwar  als  Bischof  von  Sitten  (episcopus  Sedunensis), 
doch  ist  ein  Irrthum  der  Ann.  Einh.  sehr  wohl  möglich,  da  sowohl  Ver- 
wechselungen der  mehreren  gleichnamigen  Bischöfe  Wilchar  (vgl.  Abel  I 
S.  100  Anm.  3)  als  Verwechselungen  des  episcopus  Sedunensis  und  Senonensis 
(vgl.  Oelsner  S.  394  Anm.  4)  nichts  Seltenes  sind.  — Uebrigens  lag  Sens 
wohl  noch  in  Burgund,  das  jedenfalls  zu  Karlmanns  Reichstheil  gehörte 
(Abel  I S.  24),  vielleicht  aber  in  Neustrien,  über  dessen  Vertbeilung  unter 
die  Brüder  Karl  und  Karlmann  sich  nichts  Sichert s ermitteln  lässt  (Abel 
I 8.  28). 

*)  Ueber  die  Betheiligung  des  Bonifaz,  der  ja  auch  sowohl  Primas  wie 
Vikar  gewesen  ist,  an  der  Salbung  Pippins  v.  J.  751  vgl.  oben  § 3 8.  30 
Anm.  3. 

7* 
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Vikar,  Bonifatius,  kurz  vorher,  im  Jahre  754  oder  755,  gestorben 
war,’)  der  Ort,  weil  Sens  im  Herzen  des  Reiches  lag. 

Während  die  Ausdrücke  , archiepiscopus  Galliarum  ‘ und 
,archiepiscopus  provinciae  Galliarum'  als  direkte  Quellenbeweise 
für  den  Primat  des  Wilchar  gelten  können,  sind  direkte  Quellen- 
beweise für  seinen  Vikariat  die  Wendungen:  nostra  vice 
episcopum  consecrare 4)  und  almo  archiepiscopo  in  praedi- 
catione  orthodoxae  fiel  ei  directo  sanctae  Romanae  ecclesiae*) 
sowie  die  Bemerkung,  dass  Hadrian  dem  Wilchar  die  .Ermäch- 
tigung zur  Ordination  des  Egila  .consuete'  ertheilt  habe,4)  was 
wiederholte  üebertragung  der  Ordinationsbefugnis  auf  Wilchar 
ergiebt.5)  Uebrigens  finden  wir  von  denjenigen  Funktionen,  welche 
wir  im  nächsten  Paragraphen  für  Bonifaz  als  Aufgaben  seiner 
Statthalterschaft  kennen  lernen  werden,  nämlich  Missionsthätig- 
keit,  Ordination  von  Bischöfen  und  Konzilsberufung,  wenigstens 
die  beiden  ersten  auch  für  Wilchar  bezeugt. 

Wilchar  ist  nach  dem  Jahre  774  und  vor  dem  Jahre  780 
gestorben.  Es  lässt  sich  dies  folgendermassen  beweisen:  Dass 
Wilchar  nicht  vor  774  gestorben  sein  kann,*)  ergiebt  das  erste 
der  mehrerwähnten  beiden  Schreiben  Hadrians  und  dessen  Da- 


')  Auch  lässt  sich  geltend  machen,  dass  der  abermalige  Verfall  der 
unter  Bonifaz  wiederhergestellten  Metropolitanverfassung  (vgl.  unten  § 14 
und  das  Protokoll  des  Conc.  Vernense  unten  § 15)  die  Einrichtung  eines 
Primates  angebracht  erscheinen  liess.  Vgl.  Duchesne  p.46l  No.  63, 482  No. 29. 

*)  In  No.  25  S.  102,  oben  S.  97  Anm.  5. 

*)  In  No.  78  8.  242,  oben  S.  95  Anm.  3. 

*)  In  No.  99  S.  294,  oben  S.  95  Anm.  3. 

6)  Wenn  im  Vergleich  zu  diesen  wenigen  Quellenargumenten  das  Be- 

weismaterial für  den  Vikariat  des  Bonifaz,  der  'ungefähr  die  gleiche, 
20 — 25 jährige  Zeit  gedauert  hat,  weitaus  reichlicher  fliesst,  so  folgt  daraus 
nichts  gegen  die  Statthalterschaft  des  Wilchar.  Denn  das  Beweismaterial 
für  den  Vikariat  des  Bonifaz  ist  mit  alleiniger  Ausnahme  des  Protokolls  zum 
Concilium  Qermanicum  und  des  Privilegs  für  Fulda  aus  der  Korrespondenz 
zwischen  Bonifaz  und  den  Päpsten  bezw.  den  Angelsachsen  und  aus  den 
Biographien  des  Bonifaz  zu  schöpfen.  Dass  diese  Korrespondenz  uns  er- 
halten blieb,  verdanken  wir  aber  nur  glücklichem  Zufall,  der  dem  Andenken 
des  Wilchar  nicht  hold  war;  dass  aber  Wilchar  vielleicht  nie  einen  Biographen 
gefunden  hat,  erklärt  sich  aus  seiner  geringeren  geschichtlichen  Bedeutung, 
da  ihm  nur  die  Aufgabe  zufiel,  die  von  Bonifaz  begonnene  Arbeit  fortzu- 
setzen, und  beweist  nicht,  dass  das  Fapstthum  nach  dem  Tode  des  Bonifaz 
die  Einrichtung  einer  ständigen  Statthalterschaft  für  das  Frankenreich  auf- 
gegeben  hat. 

*)  Gams,  Series  episcoporum  eccleeiae  catholicao  (Ratisbonae  1873) 
S.  629  setzt  Beinen  Tod  ums  Jahr  778. 


Digitized  by  Google 


101 


tierung  zwischen  774  und  785; ')  dass  Wilchar  nicht  über  780 
hinaus  gelebt  haben  kann,*)  lehrt  ein  Vergleich  der  Bestätigungs- 
urkunde Hadrians  für  Tilpin  von  Reims8)  mit  den  Bestätigungs- 
urkunden für  Burchard  von  "Würzburg  und  Witta  von  Büraburg. 
Alle  drei  Urkunden  enthalten  nämlich  in  wörtlicher  Ueberein- 
stimmung4)  den  Vermerk,  es  solle  — gemäss  der  Tradition  der 
heiligen  Kanones  — Niemand  wagen,  nach  des  Adressaten  Tode 
in  dessen  Bisthum  einen  Andern  zu  verpflanzen  oder  einzusetzen. 
Die  Urkunden  für  Burchard  und  Witta  enthalten  nun  den  Zusatz: 
höchstens  der  (dürfe  es  wagen),  welcher  in  jenen  Landen  die 
Stellvertretung  des  apostolischen  Sitzes  ausübe ; der  Urkunde  für 
Tilpin,  welche  spätestens  ins  Jahr  780  gehört,5)  fehlt  ein  der- 
artiger Hinweis  auf  den  Statthalter,  es  gab  also  zu  jener  Zeit 
offenbar  keinen  päpstlichen  Vikar.*) 

*)  s.  oben  S.  95  Anm.  2 ; da  die  ep.  78  offenbar  sehr  bald  nach  Egilas 
Ordination  geschrieben  ist  und  da  ep.  79,  welche  zwischen  779  und  785  ab- 
gefaast  ist  (vgl.  oben  S.  95  Anm.  2),  noch  von  nahen  Beziehungen  Egilas  zu 
König  Karl  spricht,  so  möchte  ich  die  Ordination  Egilas  ins  Jahr  778  oder 
779  setzen  und  also  auch  den  Tod  des  Wilchar  nicht  vor  778  oder  779  datieren. 

’)  Das  ergiebt  dann  für  ep.  79  als  äusserste  Grenze  das  Jahr  780,  nicht 
785,  wie  Jaffe  meint. 

*)  Ueber  diese  vgl.  oben  S.  75  Anm.  1 und  unten  8.  107  Anm.  1. 

*)  Brief  Hadrians  an  Tilpin  bei  Flodoard,  hist.  Kern.  eccl.  M.  G.  SS. 
XIII  S.  463:  Et  hoc  interdiceutes,  ut  nullus  audeat  iuxta  sanctorum  canonum 
traditionem  ex  alio  episcopatu  ibidem  translatare  aut  constituere  episcopum 
post  tuam  de  hoc  seculo  evocationem.  — Brief  des  Zacharias  an  Witta  und 
Burchard  (die  Abweichungen  des  letzteren  Briefes  vom  ersteren  sind  in 
Klammern  beigefügt)  bei  Jaffe  III  No.  44  S.  123  f.  und  No.  45  S.  125:  Et 
hoc  interdicentes,  ut  nullus  audeat  — iuxta  sanctorum  canonum  traditionem 
(traditione)  — ex  alio  episcopatu  ibidem  translatari  aut  ordinäre  episcopum 
post  vestram  de  hoc  seculo  evocationem,  nisi  is,  qui  apostolicae  lapostolice) 
nostrae  sedis  in  illis  partibus  praesentaverit  vicem.  — Ueber  die  auffallende 
Aehnlichkeit  der  drei  Urkunden  vgl.  auch  unten  § 11  S.  106  f. ; daselbst 
S.  105  Anm.  7 auf  S.  106  auch  darüber,  dass  in  den  Urkunden  für  Witta 
und  Burchard  ebenso  wie  in  derjenigen  für  Hadrian  statt  , translatari 1 
.translatare'  gelesen  werden  muss. 

*)  Dass  der  Brief  in  die  Jahre  779  oder  780  zu  verweisen  ist,  nicht 
(mit  Jaffö,  Reg.  No.  2411  S.  293,  Boehmer-W  ill,  Reg.  No.  40  S.  39)  ins 
oder  ums  Jahr  776,  dürfte  zweifellos  sein.  Vgl.  Abel  I S.  207  Anm.  1, 
Hahn,  Bonifaz  und  Lull,  S.  276  Anm.  1,  Goepfert  in  der  unten  S.  109 
Anm.  1 citierten  Schrift  S.  30  Anm  2,  Hauck  II  S.  189  Anm.  4.  Ueber 
die  Echtheit  8.  unten  § 15. 

*)  Die  Erwähnung  des  Wilchar  in  ep.  99  S.  293  (oben  S.  95  Anm.  3), 
welche  in  die  Zeit  zwischen  785  und  791  gehört  (oben  S.  95  Anm.  2),  wider- 
spricht nicht,  da  das  Wort  Dudum  die  Weihe  Egilas  durch  Wilchar  als 
etwas  bereits  vor  geraumer  Zeit  Geschehenes  kennzeichnet. 
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Hadrian  hat  also  nicht  einmal  die  Möglichkeit  einer  Erneuerung 
der  Statthalterschaft  ins  Auge  gefasst.  *)  Vielleicht  lässt  sich 
dieser  Umstand  darauf  zurückführen,  dass  die  Urkunde  für  Tilpin 
aus  der  im  § 5 betonten  kritischen  Zeit  stammt,  in  welcher  der 
römische  Bischof  dem  Reichsepiskopate  einverleibt  wurde  und 
dadurch  die  Aussicht  verlor,  besondere  Vorrechte  ausüben  zu 
können,  die  eine  ständige  Vertretung  im  Frankenreiche  erfordert 
hätten.  ’) 

Dem  nächsten  päpstlichen  Legaten  begegnen  wir  erst  beinahe 
ein  halbes  Jahrhundert  nach  dem  Tode  Wilchars,  nämlich  i.  J. 
822  unter  Ludwig  dem  Frommen.  Eis  war  dies  der  Erzbischof 
Ebo  von  Reims,*)  welcher  — wie  genau  ein  Jahrhundert  vorher 
Bonifatius 4)  — zu  Rom  durch  den  Papst  mit  der  Mission  be- 
traut und  zum  päpstlichen  Statthalter  für  das  Missionsgebiet 
ernannt  wurde.  Paschalis  I.  nahm  diese  Ernennung  auf  Wunsch 
des  Kaisers  und  seiner  Grossen  vor  und  ertheilte  dem  Statthalter 
ein  uns  erhaltenes  Patent.  Auch  das  Patent,  mittels  dessen  der 
Nachfolger  des  Paschalis,  Papst  Eugen  II.  (824  — 827),  den 
Vikariat  des  Ebo  bestätigt,  ist  uns  erhalten.*) 

Es  handelte  sich  für  Ebo  um  die  Mission  in  Dänemark  und 
seine  Statthalterschaft  unterscheidet  sich  von  derjenigen  des  Boni- 
fatius und  Wilchar  sowohl  inhaltlich  wie  räumlich : inhaltlich, 
indem  sie  nur  die  äussere  Heidenmission,  nicht  auch  die  innere 
Mission,  die  kirchliche  Reorganisation  zur  Aufgabe  hatte;  räumlich, 
indem  sie  sich  nur  auf  den  Norden  bezog  und  nicht,  wie  die 
Statthalterschaft  des  Bonifatius  und  Wilchar  — allerdings  nur 
zufällig,  weil  die  Reichsgrenzen  noch  nicht  weiter  ausgedehnt 
waren  — neben  den  neu  zu  unterwerfenden  Ländern  das  ganze, 
den  Frankenfürsten  bereits  unterworfene  Reich  umfasste. 

Ebenso  bezog  sich  das  etwa  10  Jahre  später  durch  Papst 
Gregor  IV.  dem  Anskar  — gleichfalls  zu  Rom  — ertheilte 
Legatenamt  nur  auf  den  Norden , ®)  nicht  auch  auf  die  bereits 
dem  Frankenreiche  einverleibten  Gebiete. 


')  Die  auf  einen  künftigen  Vikar  bezüglichen  Bemerkungen  de«  Bonifaz 
und  des  Zacharias  sind  oben  S.  90  Anm.  1 und  2 zusammengestellt. 

’)  Vgl.  ferner  unten  S.  117  f. 

*)  Vgl.  im  Allgemeinen  Simeon  I S.  210  f.,  Hauck  II  S.  615, 
Dümmler  I S.  271,  Jaff6,  lieg.  No.  2563  S.  319. 

‘)  Oben  § 9 S.  82  Anm.  3 und  4. 

»)  Jafffe,  Keg.  No.  2564  S.  322. 

•)  Auf  die  schwedischen , dänischen  und  Blavischen  Gebiete  sowie  auf 
diejenigen  Länder,  die  Anskar  dem  Christentbume  zuführen  würde.  Vgl  im 
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Für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Frankenreiche 
und  zum  fränkischen  Kirchenrecht  interessieren  also  diese  beiden 
Männer,  so  bedeutend  ihre  Wirksamkeit  für  die  christliche  Missions- 
geschichte gewesen  ist,  nur  insofern,  als  die  Quellen,  welche  über 
sie  berichten,  uns  zugleich  Aufschluss  über  die  Beziehungen  des 
Papstthums  zum  fränkischen  Missionswesen  (unten  § 12)  geben 
werden. 


§ 11. 

Die  Befugnisse  des  Statthalters. 

Fs  soll  nunmehr  untersucht  werden,  welche  Vorrechte  die 
päpstlichen  Vikare  und  durch  sie  das  Papstthum  selbst  nach  der 
Anschauung  des  apostolischen  Stuhles  im  Frankenreiche  ausüben 
sollten  und  inwiefern  diese  Rechte  staatliche  Anerkennung  ge- 
funden haben. 

Zunächst  war  es  die  Missionsthätigkeit  und  zwar  sowohl  die 
Neueinführung  des  Christenthums  bei  den  Heiden  als  die  Wieder- 
einführung der  reinen  römischen  Lehre  bei  den  in  Unglauben 
und  Ketzerei  verfallenen  Christen,  was  für  Bonifaz1)  und  für 
seinen  Nachfolger  Wilchar*)  mit  der  Statthalterschaft  in  Ver- 
bindung gebracht  wurde.  Dass  für  diese  Missionsthätigkeit  staat- 
liche Genehmigung  und  zugleich  staatlicher  Schutz  in  Anspruch 
genommen  und  gewährt  wurde,  haben  wir  bereits  an  anderer 
Stelle  erfahren.  *) 

Sodann  waren  die  Statthalter  ausersehen,  das  päpstliche  Organ  bei 
N eueinrich  tu ng  und  Neubesetzungbischö fl  ic  her  Stühle 
zu  bilden.4)  Allein  ebenso  wie  der  Papst  Paul  I.  die  Ordination 
des  Italieners  Marinus  durch  den  Statthalter  Wilchar  vollständig 

Allgemeinen  Simson  11  S.  282  f.,  Hauck  II  S.  621,  Dümmlerl  S.  276  f., 
Jaffe,  Reg.  No.  2574  S.  324  und  über  die  Echtheit  der  Urkunde  Koppmann, 
Die  ältesten  Urkunden  des  Erzbisthums  Hamburg-Bremen,  Inaugural-Disser- 
tation,  Hamburg  1866,  No.  2 8.  12  ff.,  üehio,  Geschichte  des  Erzbisthums 
Hamburg-Bremen  bis  zum  Ausgang  der  Mission,  Bd.  I,  Berlin  1877,  S.  24  f., 
jetzt  auch  Oümmler  S.  277  Anm.  1. 

>)  Jaffe  III  No.  49  8.  136  (oben  S.  82  Anm.  4),  No.  27  8.  91,  No.  52 
S.  158  (cf.  No.  37  8.  103,  No.  38  8.  105). 

*)  Jaffe  IV  No.  78  S.  242,  cf.  ibid.  S.  235  (oben  8.  95  Anm.  3).  Ueber 
Ebo  und  Anskar  oben  § 10  8.  102. 

*)  Oben  § 2 S.  8 f.  Vgl.  auch  Hauck  I S.  541;  unten  g 12  8.  120  f. 

4)  Brief  Gregors  HL  v.  J.  732  an  Bonifaz  bei  Jaffe  UI  No.  28  8.  92: 
precipimus:  ut  iuxta  sanotorum  canonum  statuta,  ubi  raultitudo  exerevit 
fidelium,  ex  vigore  apostolicae  sedis  debeas  ordinäre  episcopos.  Vgl. 
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von  der  Anordnung  und  Erlaubnis  Pippins  abhängig  machen 
musste,1)  hat  auch  Bonifaz  die  Neueinrichtung  und  Besetzung 
von  Bisthümern  nicht  ohne  Weiteres  auf  Grund  seines  Vikariates, 
sondern  nur  auf  Grund  der  in  jedem  Einzelfalle  speziell  ertheilten 
Ermächtigung  der  Frankenfürsten  vornehmen  können.  Das  ergiebt 
sich  aus  Nachstehendem: 

Gemäss  der  Aufforderung  des  Papstes  Gregor  II , im  ganzen 
Missionsgebiete,  mithin  auch  im  fränkischen  Reiche,  Bischöfe  zu 
bestellen,  wo  immer  es  ihm  nothwendig  erscheinen  würde,“)  richtete 
Bonifaz  in  dem  neubekehrten  Thüringen  ums  Jahr  743  die  drei 3) 

Brief  desselben  an  denselben  v.  J.  T39  bei  Jaffe  111  No.  38  S.  105:  Qnia 
cum  assensa  Otile,  dncis  . . . Baioariorum,  seu  optimatum  provinciae  illius  tres 
..  . ordinasses  episcopos;  ibid.  3.  106:  Kt  ubi  locum  inveneris  necessarium, 
secnudum  canonicam  regulam  episcopos  ordina  ex  nostra  vice;  ferner  Brief 
desselben  an  die  Thüringer  und  Hessen  ebenda  No.  36  3.  109  (aus  der  Zeit 
zwischen  737  und  739):  Episcopos  presbiteros,  quos  ipse  ordinavorit  per 
apostolicam  sibi  datam  auotoritatem  , in  aecclesiae  ministerio  recipiatis. 
Von  Neubesetzung  erledigter  Bisthiimer  durch  den  Statthalter  sprechen 
die  Bestätigungsurkunden  für  Witta  von  Büraburg  und  Burchard  von  Würz- 
burg (Jaffö  III  No.  44  und  45  S.  123  ff.,  oben  § 10  S.  90  Anm.  2). 

*)  Jaffe  IV  No.  25  S.  102,  oben  § 10  S.  97  Anm.  5.  Der  Wunsch 
Pauls,  den  Presbyter  Marinus  zum  Bischof  zu  machen,  ist  von  Pippin 
allerdings  nicht  erfüllt  worden,  Pippin  hat  ihm  vielmehr  nur  eine  einfache 
Predigerstelle  gegeben.  Denn  nach  ep.  29  S.  110  (v.  J.  764)  hat  der  Papst 
vom  Könige  de  Marino  presbitero  erfahren,  dass  derselbe  demum  in 
pristino  esset  constitutus  honore , secundum  qualiter  vobis  postulantes 
direximus,  und  noch  in  ep.  45  S.  154  v.  J.  767  wird  Marinus  nur  presbiter 
genannt.  — Der  Hervorhebung  bedarf  es,  dass  Marinus  — ebenso  wie  Wilcbar, 
vgl.  oben  § 10  S.  98  Anm.  1 — vor  seiner  Ucbcrnahme  in  den  fränkischen 
Dienst  vom  Papste  in  ep.  24  3. 101  als  dilectissimus  et  fidelissimus  nobis 
und  in  ep.  25  S.  102  als  presbiter  noster,  dagegen  in  ep.  29  S.  110,  111  einfach 
als  presbiter  und  in  ep.  45  S.  154  ebenso,  wie  auch  Bonst  fränkische  Personen, 
z.  B.  die  Könige  selbst,  als  filius  noster  bezeichnet  wird.  Was  daraus  für 
die  Persönlichkeit  des  .Statthalters  Wilchar  folgte,  ist  oben  § 10  S.  98 
bemerkt  worden.  Völlig  missverstanden  sind  die  Aeusscrungen  der  Päpste 
betreffs  des  Marinus  von  Hauck  I 8.  30,  welcher  annimmt,  Marinus  sei  von 
Pippin  gefangen  genommen  und  trotz  der  wiederholten  und  dringenden 
Bitte  „um  Entlassung“  nicht  „freigegeben“  worden.  Das  Wort  ,absolvere‘ 
in  No.  29  S.  110  und  No.  45  S 154  bedeutet  jedenfalls  nicht  Entlassung  au3 
der  Gefangenschaft,  sondern  Entlassung,  Hücksendung  eines  in  amtlicher  Eigen- 
schaft im  Frankenreiche  befindlichen  päpstlichen  Unterthans  und  begegnet  sehr 
oft  (vgl.  z.  B.  oben  S.  97  Anm.  1 uud  3)  mit  Beziehung  auf  päpstliche  Gesandte. 

a)  Vgl.  dio  oben  S.  103  Anm.  4 citierten  Briefe  bei  Jaffe  III  No.  38 
S.  105,  No.  28  S.  92. 

*)  Ueber  ein  viertes  Bisthum  Eichstädt  vgL  Seiters  S.  336  ff.,  Bett- 
berg I S.  351  f.,  II  3.  347  ff.,  Hefele  III  S.  495  f.,  Werner  S.  191, 
Philipps,  Kirchenrecht  Bd.  VIII  (fortgesetzt  von  V e hr ing)  S.  270  Anm.  103. 
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Biethümer  Würzburg,  Erfurt1)  und  Büraburg  ein*)  und  übergab 
dieselben  seinen  angelsächsischen  Gehilfen  Burchard,  Witta  und 
Adalar.*)  Zugleich  erbat  er  für  die  neuen  ßisthümer  die  Be- 
stätigung des  Papstes  Zacharias ; 4)  der  Papst  gewährte  dieselbe 
unter  dem  1.  April  743  bereitwilligst,  indem  er  zugleich  erklärte, 
annehmen  zu  können,  dass  die  drei  Ortschaften  gross  genug  seien, 
um  sich  für  Bischofssitze  zu  eignen;*)  der  Papst  ging  zugleich 
einen  Schritt  weiter,  indem  er  bei  Androhung  des  Bannes*)  die 
Versetzung  anderer  Männer  in  die  drei  Städte  oder  die  Ordination 
von  Nachfolgern  nach  dem  Ableben  der  augenblicklichen  Inhaber 
nur  denjenigen  Männern  gestatten  wollte,  welche  das  Vikariat  im 
fränkischen  Reiche  bekleiden  würden.7)  Damit  wären  die  drei 


’)  Baxmannl  S.  222  sagt  unter  Berufung  auf  Rettberg  II  S.  347  ff., 
363  ff.,  He  feie  111  (1.  Aufl.,  Freiburg  i.  Br.  1868)  S.  462,  Erfurt  sei  „wahr- 
scheinlich für  Bonifaz  selbst“  als  Bischofssitz  ausersehen  gewesen,  doch  finde 
ich  weder  bei  Rettberg  a.  a.  U.  noch  bei  Hefele  a.  a.  O.,  wohl  aber  bei 
Leo  S.  473  a.  E.  eine  diesbezügliche  Vermuthung  ausgesprochen. 

*)  Vgl.  auch  Rettberg  II  S.  314  ff.,  363  ff.,  I S.  388  f. 

•)  Bezüglich  des  Adalar  vgl.  Seiters  S.  316  ff.,  Hefele  HI  S.  496. 

*)  Jaffe  Ql  No.  42  S.  112:  Haec  tria  loca  propria  carta  auctoritate 
apostolatus  vestri  roborare  et  confirmarediligenterpoatnlamus:  ut,  si  Dominus 
voluerit,  per  auctoritatem  et  praeceptum  sancti  Petri,  iussionibus  apostolicis, 
fundatae  et  stabilite  eint  tres  in  Germania  episcopales  sedes;  et  ut  praesentes 
vel  futurae  generationes  non  praesumant,  vel  parrochias  corrumpere  vel 
violare  praeceptum  apostolicae  sedis. 

s)  Jaffe  Hl  No.  43  S.  117:  Ubi  et  tres  episcopos  . . . te  ordinaase 
oognovimus  ...  Et  petisti,  ut  per  auctoritatem  nostrae  sedis  episcopales 
ibidem  sedes  firmentur  . . . Sed  nos  . . .,  quae  poposcisti,  absque  mora 
concedi  patimur.  Et  statuimus  per  apostolicam  auctoritatem:  episcopales 
illic  esse  sedes,  qui  per  successionem  episcopos  mereantur,  et  populiB  praesint 
atque  verbum  praedicationis  subiectis  insinuent;  . . . ita  ut  nulli  post  haec 
liceat  cuiquam,  haec  — quae  a nobis  sancita  sunt  — aliquo  modo  violare. 
Quae  auctoritate  beati  Petri  apostoli  firma  esse  decrevimus. 

•)  Jaffe  HI  No.  44  S.  124,  No.  45  S.  125,  oben  § 8 S.  73. 

’)  Jaffe  III  No.  44  S.  123  f.,  No.  46  S.  125,  oben  § 10  S.  90  Anm.  2 und 
S.  101  Anm.  4.  Der  Relativsatz : nisi  is  qui  apostolicae  nostrae  sedis  in  illis 
partibus  praesentaverit  vicem  erklärt,  wer  allein  nach  des  Papstes  Wunsche  be- 
rechtigt sein  solle:  ex  alio  episcopatu  ibidem  trauslatari  aut  ordinäre  episcopum 
post  vestram  de  hoc  seculo  evocationem,  d.  b.  aus  einem  andern  Bisthum  nach 
Würzburg  und  Büraburg  überzutreten  oder  dort  nach  dem  Tode  des 
Burchard  und  Witta  andere  Hänner  einzusetzen.  Man  würde  auf  den  ersten 
Blick  geneigt  sein,  den  Relativsatz  auf  Bonifaz  selbst  zu  beziehen,  der  ja  schon 
lange  päpstlicher  Statthalter  war.  Doch  sprechen  folgende  Umstände  da- 
gegen: In  einer  Urkunde,  der  er  selbst  grösste  Wichtigkeit  beigemessen 
bat,  würde  Zacharias  nicht  unterlassen  haben,  den  Namen  des  Bonifaz  an- 
zugeben (vgl.  Jaffe  UI  No.  67  S.  194).  Ferner  hatte  Bonifaz  bis  znm  Jahre 
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Episkopate  dem  römischen  Stuhle  direkt  unterworfen  und  ihre 
jedesmalige  Besetzung  lediglich  vom  Willen  des  Papstes  abhängig 
gemacht  worden , wenngleich  Zacharias , um  diese  Konsequenz 
nicht  mit  unumwundener  Deutlichkeit  auszusprechen,  die  Ver- 
sicherung gab,  er  würde  einem  Strenggläubigen  die  Zustimmung 
nicht  versagen. 

Der  Papst  kleidete  seine  Bestätigung  der  drei  thüringischen 
Bisthümer  in  die  Form  ein,  dass  er  Bonifaz  selber  davon  Nach- 
richt ertheilte  und  ihm  zugleich  die  drei  Bestätigungsurkunden 
für  die  neuen  Bischöfe  zur  Aushändigung  an  dieselben  zuschickte.1) 
Von  diesen  Urkunden  sind  uns  die  für  Witta1)  und  Burchard*) 
erhalten;  sie  stimmen  mit  einander  wörtlich  überein4)  und  sind 
im  Allgemeinen  nur  die  Ausfüllung  eines  Formulars,  wie  solche 
in  der  päpstlichen  Kanzlei  für  die  verschiedensten  Angelegenheiten 
in  Gebrauch  waren  und  z.  B.  auch  für  den  Eid  der  Born  unter- 
worfenen Bischöfe,4)  für  Klosterprivilegien  ®)  und  für  die  Pallien- 
verleihung ’)  existiert  haben.8)  Von  dem  gewöhnlichen  Formular, 
welches  z.  B.  auch  in  der  Bestätigung  für  Erzbischof  Tilpin  von 


747  noch  keinen  Bischofssitz,  von  einem  translatari  konnte  also  nicht  die 
Rede  sein.  Ich  nehme  daher  an,  dass  der  Relativsatz  diejenige  Person  be- 
zeichnen soll,  welche  berechtigt  sei,  nach  dem  Ableben  der  augenblicklichen 
Inhaber  einen  Nachfolger  zu  ordi  n ieren  und  bei  deren  Lebzeiten  einen  andern 
Bischof  in  den  drei  Städten  einzusetzen.  Dann  muss  man  allerdings  einen  Kon- 
str  u k t ionsfehler  in  ep.  44  und  4ü  annehmen  und  das  Passivum  .translatari' 
in  das  Aktivum  .translatare'  verwandeln.  Da  ein  zweimaliger  Schreibfehler 
nicht  gut  denkbar  ist,  so  bleibt  nur  die  Möglichkeit,  dass  bereite  dasjenige 
Originalformular,  von  welchem  ep.  44  und  45  gedankenlos  (vgl.  unten  Bei- 
lage II)  abgeschricben  wurde,  den  besagten  Fehler  enthielt.  Die  Urkunde 
für  Tilpin  (vgl.  oben  § 10  S.  101  Anm.  4)  ist  dann  — vielleicht  nach  Neu- 
redaktion des  Formulars  — von  diesem  Fehler  freigoblieben. 

')  J a ffe  III  No.  43  S.  121 : Secundum  tuae  namque  sanctitatis  Petitionen) 
et  tribus  episcopis  tuis  singulas  confirmationis  epistolas  misimus.  Quas  per 
tuae  sanctitatis  manus  eis  largiri  volumus. 

*)  Jaffe  No.  44  S.  123,  vgl.  oben  S.  105  Anm.  7. 

s)  J a ffe  No.  45  S.  126,  vgl.  ebenda. 

*)  Die  Abweichungen  — meistens  sogar  nur  Abschreibefehlor  — sind 
ganz  unbedeutend;  vgl.  oben  S.  101  Anm.  4. 

*)  Indiculum  episcopi  bei  de  ltoziere,  Liber  diurnus  ou  recueil  des 
formules  usitees  par  la  chancelleric  pontificale  du  Ve  au  Xis  siede,  Paris 
1869,  S.  69,  auch  bei  Jaffe  III  S.  76  Anm.  1,  Fischer  S.  270. 

•)  de  Roziere  S.  118;  eine  Anwendung  dieses  Formulars  ist  auch  das 
päpstliche  Privileg  für  Fulda.  Vgl.  Jaffe  S.  228  f. 

’)  Vgl.  unten  § 19. 

’)  Zumeist  nach  demselben  Schema  sind  auch  die  Datums-Angaben  der 
päpstlichen  Briefe  bei  Jaffe  III  und  IV  abgefasst. 
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Reims  verwerthet  worden  ist,1)  weichen  die  Urkunden  für  Burchard 
und  Witta  insbesondere  ab  durch  den  bereits  erwähnten’)  Vermerk 
über  die  Berechtigung  des  päpstlichen  Vikars,  die  Neubesetzung 
der  Bisthümer  vorzunehmen. 

Staatlicherseits  d.  h.  seitens  des  damaligen  Bausmeiers  Karl- 
mann wurde  indessen  auf  die  päpstliche  Bestätigung  der  drei 
Bisthümer  und  der  drei  neuen  Bischöfe  kein  Gewicht  gelegt:  das 
Protokoll  des  sog.  Concilium  Germanicum,  dessen  bereits  Er- 
wähnung geschah,3)  zählt  unter  den  anwesenden  Geistlichen  auch 
die  Bischöfe  Burchard  und  Witta  auf4)  und  berichtet  in  seinem 
ersten  Kapitel:  „Nach  dem  Rathe  unserer  Priester  und  Grossen 
haben  wir  in  den  Bezirken  Bischöfe  ordiniert  und  über  sie  den 
Erzbischof  Bonifaz  gesetzt,  der  Abgesandter  des  hl.  Petrus  ist.“  5) 
Der  päpstlichen  Bestätigung  und  der  Einsetzung  durch  den  päpst- 
lichen Statthalter  geschieht  also  gar  nicht  Erwähnuug.*) 

Gleichviel  nun,  ob  das  Konzil  der  päpstlichen  Bestätigung 
voranging  oder  nachfolgte,  was  bei  seiner  zweifelhaften  Datierung7) 
— 21.  April  742  oder  21.  April  743  — lebhaft  bestritten  ist, 
so  liegt  hierin  ein  Beweis  für  die  Unabhängigkeit  des  frän- 
kischen Staates  von  einem  durch  den  päpstlichen  Statthalter 
ausgeübten  päpstlichen  Mitwirkungsrecht  bei  Besetzung  bischöf- 
licher Stühle  und  Einrichtung  neuer  Bisthümer.  Denn  ist  das 
Konzil  auf  den  21.  April  742  zu  setzen,  also  um  fast  ein  Jahr 
älter  wie  die  päpstlichen  Urkunden  vom  1.  April  743,*)  so  hat 

*)  Vgl.  oben  S.  101  Anm.  8 und  4. 

*)  Oben  S.  105  Anm.  7. 

*)  Oben  § 9 S.  83  Anm.  3. 

*)  Karlmanni  principis  capitulare  bei  Boretius  S.  24:  Ego 
Karlmannus  . . . episcopos  qui  in  regno  meo  aunt  cum  presbiteris  et  con- 
cilium et  synodum  pro  timore  Christi  congregavi,  id  est  Bonifatium  archi- 
epiacopum  et  Burghardum  et  Kegenfridum  et  Wintanem  et  Wilbaldum  et 
Dadanum  et  Eddanum  cum  presbiteris  eorum. 

s)  Karlmanni  principis  c apitulare  c.  1,  oben  § 9 S.  83  Anm.  3. 

c)  Dass  Earlmann  oder  Pippin  den  päpatlicben  Anordnungen  nicht 
direkt  entgegengetreten  sei,  ist  nach  Vehr ing  in  Philipps  Kirchenrecht 
Bd.  VIII  S.  271  Anm.  103  zuzugeben ; zu  bestreiten  ist  aber  nach  dem  weiter 
unten  im  Texte  Bemerkten,  dass  sie  auch  nicht  indirekt  den  päpstlichen 
Anordnungen  entgegengetreten  sind  oder  dieselben  als  einen  Eingriff  in  das 
damalige  Staatsrecht  zurückgewiesen  haben. 

’)  Vgl.  oben  S.  83  Anm.  4. 

")  In  dem  Streite  um  das  gegenseitige  Zeitverhältnis  des  Konzils  und 
der  Bestätigungsurkunden  ist  auch  die  Ansicht  aufgestellt  worden  (vgl. 
Philipps  Kirchenrecht  Bd.  VIII  S.  271  Anm.  103),  letztere  seien  vom  1.  April 
742  zu  datieren.  In  diesem  Falle  läge  eine  dreiwöchentliche  Zwischenzeit 
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Karlmann  eine  päpstliche  Bestätigung  seiner  Massnahme  nicht 
abgewartet;  ist  das  Konzil  dagegen  auf  den  21.  April  743  zu 
setzen,  ist  es  mithin  jünger  wie  die  päpstlichen  Urkunden,  so 
liegt  in  deren  Nichterwähnung  eine  — vielleicht  absichtlich  durch 
diese  Nichterwähnung  zum  Ausdruck  gebrachte  — Ignorierung 
der  Bestätigung;  auch  konnten  die  päpstlichen  Urkunden  in  der 
kurzen  Zeit  von  drei  Wochen  schwerlich  im  Frankenreiche  ein- 
getroffen *)  und  zu  Karlmanns  Kenntnis  gelangt  sein. ') 

Bezeichnend  im  Sinne  der  Unabhängigkeit  des  Staates  von 
einem  durch  den  Vikar  ausgeübten  Mitwirkungsrecht  des  Papstes 
bei  Neubesetzung  von  Bisthümern  ist  es  auch,  wenn  Bonifaz  i.  J. 
755  berichtet,  der  Frankenfürst  Karlmann  habe  ihm  Utrecht 
zur  Einsetzung  und  Ordination  eines  Bischofs  anvertraut  und  er, 
Bonifaz,  habe  diese  Einsetzung  vorgenommen.  *)  Dieser  Bericht 
ist  an  Papst  Stephan  II.  abgestattet,  man  kann  also  annehmen,  dass 
der  Statthalter  es  nicht  unerw  ähnt  gelassen  hätte,  wenn  er  zu  jener 
Ordination,  die  in  die  Zeit  zwischen  741  und  747  fällt,4)  zugleich 
die  Genehmigung  von  Stephans  Vorgänger  Zacharias  gehabt  hätte.*) 

(1.  April  bis  21.  April  742)  vor  und  bleiben  die  im  Texte  gezogenen  Konse- 
quenzen aufrecht. 

')  Vgl.  Oelsner  S.  121  Anm.  3 und  Loofs,  Zur  Chronologie,  S.  15. 

*)  Wenn  ßinterim,  Pragm.  Geschichte,  ßd.  I S.  97,  98  meint: 
„Carlmann  und  Pippin  legten  keine  neuen  ßistbümer  an,  ohne  zuvor  die 
Zustimmung  der  Papste  Gregor  und  Zacharias  eingeholt  oder  die  Bestätigung 
erbeten  zu  haben“,  so  ist  diese  Behauptung  gleich  vielen  anderen  Binterims 
durchaus  willkürlich  und  unbegründet;  sie  ist  übrigens  hinsichtlich  des 
Papstes  Gregor  auch  darum  falsch,  weil  die  Reorganisation  der  fränkischen 
Episkopate  erst  unter  Zacharias  (741—752),  nicht  bereits  unter  Gregor  IIL 
(731 — 741)  begonnen  hat  Vgl  über  Utrecht  unten  Anm.  4. 

*)  Schreiben  des  Bonifaz  an  Stephan  II.  v.  J.  755  bei  Jaffe  III  No.  107 
S.  260:  Princeps  autem  Francorum  Carlmannus  commendavit  mihi  sedem 
illam  ad  constituendum  et  ordiuandum  episcopum.  Quod  et  feoi. 

*)  Denn  dies  sind  die  KegierungBjahrc  Karlmanns.  Karl  Marteil  starb 
am  15.  oder  21.  üctober  741,  Karlmann  trat  Ende  des  Jahres  747  von  der 
Regierung  zurück  (Rahn  S.  15,  89).  — Somit  fällt  die  Besetzung  Utrechts 
allerdings  vielleicht  noch  ins  Jahr  741,  es  ist  aber  (gegen  Binterim  I 
S.  97  f.,  oben  Anm.  2)  undenkbar,  dass  Karlmann  sich  noch  von  dem  bereits 
am  29.  November  741  verstorbenen  Papst  Gregor  III.  (auf  welchen  Zacharias, 
741 — 752,  folgte)  die  Zustimmung  oder  Bestätigung  verschafft  habe. 

*)  Der  Auftrag  Karlmanns  erklärt  sich  aus  der  in  § 9 S.  84  besprochenen 
Metropolitangewalt  des  Bonifatius  im  Reicbstheile  Karlmanna;  selbst  wenn 
die  Ordination  des  Utrechter  Bischofs  erst  im  Jahre  747  stattgefunden  hat, 
lässt  sie  sich  aus  der  (gleichfalls  in  $ 9 auf  S.  85  besprochenen)  Primatialgewalt 
des  Bonifaz  im  ganzen  Frankenreiche  nicht  erklären,  da  (wie  dort  fcstgestellt 
wurde)  diese  Stellung  dem  Bonifaz  erst  nach  dem  Mai  748  gegeben  worden  ist 
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Lehrreich  ist  ferner  das  Verhalten  des  Bouifatius  bei  der  Be- 
stellung eines  Nachfolgers  für  das  Bisthum  Mainz.  Als  Bonifatius 
sein  Lebensende  herannahen  fühlte,  setzte  er1)  einen  seiner  eifrigsten 
und  pflichttreuesten  Schüler,  den  Lullus,  zu  seinem  Coadiutor  cum 
spe  succedendi  ’)  im  Biethum  Mainz  ein.  Diesen  Schritt  aber 
musste  Bonifaz  vollständig  von  der  Erlaubnis  des  Königs  Pippin  *) 
und  der  geistlichen  Gross  Würdenträger  4)  abhängig  machen;  freilich 
hatte  er  in  derselben  Angelegenheit  die  päpstliche  Genehmigung 
erwirkt,8)  dieselbe  hatte  aber,  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle  *) 

')  Ex  Othloni  Yita  8.  Bonif.  lib.  II  bei  J affe  III  S.  502  f.:  Sanctum 
Lullutn,  qui  fideliseimus  praedicationis  et  laboris  sui  coraea  extitit  . . . cum 
conseDsu  . . . regia  Pippini  nee  non  episcopornm  et  abbatum  atque  canonicorum 
omniumque  procerum,  ad  suam  diocesim  pertinentium,  pro  se  episcopnm  elegit 
et  ordinavit.  Nam  ab  apostolico  praesule  iarn  antea  eundem  pro  se  ordinäre 
impetravit.  — Ferner  Wil li baldi  Vita  S.  Bonif.  bei  Jaff£  III  S.  461  f. : 
Quia  aanctus  vir,  infinnitate  corporis  pergravatus.  synodalia  conciliorum 
conventicula  per  omnia  adire  non  poterat,  iarn  consultu  atque  consilio  gloriosi 
regia  idoneum  praeponere  ministrum  supra  dicto  gregi  definivit.  Ed  Lul, 
snum  ingeniosae  indolis  discipulum  ad  erudiendum  tante  plebis  numerosi- 
tatem  constituit  et  in  episcopatus  gradum  provehit  atque  ordinavit  eique 
hereditatem,  quam  in  Christo  instanti  labore  adquesierat,  inplicavit.  — Passio 
8.  Bonif.  bei  Jaffe  III  8.477:  Synodali  auctoritate  et  consensu  principis 
Pippini  Lullum  Uagontie  ordinavit.  Angesichts  dieser  Quellenberichte, 
welche  in  erster  Linie  Pippins  Genehmigung  (bezw.  zugleich  die  seiner 
Grossen)  und  erst  in  zweiter  Linie  oder  gar  nicht  die  päpstliche  Genehmigung 
hervorheben,  komme  ich  zu  dem  umgekehrten  Resultate  wie  Goepfert, 
Lullus.  der  Nachfolger  des  Bonifatius,  Leipzig  1880,  8.  11. 

*)  Dass  Lullus  thatsächlich  bereits  zu  Lebzeiten  des  Bonifaz  die  bischöf- 
liche Amtsführung  ausgeübt  habe  und  dass  Bonifaz  selbst  zurückgetreten 
sei,  folgt  aus  den  Quellenberichten  nicht  Vgl.  Oelsner  8.  39,  Fischer 
8.  214,  Ebrard  II  8.  211. 

*)  Vgl.  die  drei  Quellenstellen  oben  Anm.  1.  Nioht  hierauf,  sondern 
anf  die  Nachfolge  des  Lullus  in  der  M i ssio  nsthätigkeit  des  Bonifatius 
bezieht  sich  das  Schreiben  des  Letzteren  an  Pippin  bei  Jaffe  III  No.  85 
8.  232;  vgl.  oben  § 10  S.  91  Anm.  1 und  unten  § 12  8.  121. 

*)  Passio  1.  c.  und  Othlo  1.  o.j  bei  Letzterem  handelt  es  sich  aber 
nicht,  wie  Goepfert  S.  12  Anm.  2 meint,  um  eine  Diözesan-,  sondern  um 
eine  Provinzialsynode  in  der  Erzdiözese  Mainz,  da  mehrere  episcopi  theil- 
genommen  haben.  Ueber  dioecesis  — Metropolitanbezirk  vgl.  auch  den  Brief 
Hadrians  an  Tilpin  oben  § 10  S.  94  Anm.  6. 

‘)  Othlo  l.o.;  ferner  Jaff£  III  ep.  66  S.  192,  oben  § 7 8.  70  Anm.  3. 
Nicht  hierauf,  sondern  auf  den  Vikariat  bezieht  sich  die  oben  § 10  S.  92 
Anm.  2 besprochene  ep.  43  8.  119.  Das  in  der  Passio  1.  c.  im  Anschluss 
an  das  obige  Citat  erwähnte  preceptum  Romani  pontiiicis  bezieht  sich  eben- 
falls nicht  auf  Lulls  Ordination,  es  bezieht  sich  vielmehr  auf  die  letzte 
Missionsreise  des  Bonifatius;  vgl.  unten  § 12  S.  121  Anm.  3. 

•)  Oben  § 7 8.  71. 
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sahen,  nur  den  Charakter  eines  autoritativen  Gutachtens  über  die 
Möglichkeit  des  Dispenses  von  dem  kirchengesetzlichen  Verbote 
der  Ordination  eines  neuen  Bischofs  bei  Lebzeiten  des  alten.1) 

Die  generelle  Anweisung  für  Bonifaz,  wo  es  ihm  erforderlich 
scheine,  an  des  Papstes  Statt  Bisthümer  einzurichten  und  Bischöfe 
einzusetzen,  wird  sich  wie  auf  Bisthümer  im  engeren  Sinne  so 
auch  auf  Erzbisthümer  bezogen  haben.  Aber  ebensowenig  wie 
bezüglich  der  Bisthümer  gelang  es  Bonifaz  und  dem  Papstthum 
bezüglich  der  Erzbisthümer,  ein  durch  Bonifaz  als  päpstlichen 
Statthalter  ausgeübtes  Stellenerrichtungs-  und  Stellenbesetzungs- 
recht der  Päpste  zur  Geltung  zu  bringen. 

Das  lehrt  uns  die  Geschichte  der  drei  Erzbisthümer  Reims, 
Sens  und  Rouen  und  ihrer  drei  Erzbischöfe  Abel,  Hartbert  und 
Grimo.  Bonifaz  hat  dem  Papste  Zacharias  von  der  Erhebung 
der  genannten  Städte  zu  Metropolen  Mittheilung  gemacht*)  und 
der  Papst  hat  die  Bestätigung  der  drei  Metropoliten  ausdrücklich 
ausgesprochen,*)  indem  er  freilich  diesmal,  wie  es  scheint,  die 
Bestätigungsurkunden  direkt  und  nicht  durch  Vermittelung  des 
Bonifaz  an  die  Neuernannten  sendete.4)  Pippin  war  aber  ebenso- 
wenig geneigt,  auf  die  päpstliche  Ermächtigung  für  den  Statt- 
halter und  auf  die  päpstliche  Bestätigung  Gewicht  zu  legen-,  wie 
kurz  vorher  bezüglich  der  Bisthümer  Würzburg  und  Büraburg 
sein  Bruder  Karlmann.  Es  ergiebt  sich  dies,  wie  dort,  aus  einem 
Vergleiche  des  päpstlichen  Briefes  mit  dem  ersten  für  den  betreffen- 
den Reichstheil  überlieferten  Konzilsprotokolle.  Das  Kapitulare  der 
Versammlung  von  Soissons  vom  2.  März  744  sagt  nämlich,  ohne  der 
Thätigkeit  des  Bonifaz  und  ohne  der  Genehmigung  des  Zacharias 
Erwähnung  zu  thun,  in  seinem  dritten  Kapitel:  „Darum  haben 
wir  nach  dem  Rathschlage  der  Priester  und  Grossen  in  den  Be- 
zirken gesetzmässige  Bischöfe  eingesetzt  und  ordiniert;  darum 
wollen  wir  über  sie  die  Erzbischöfe  Abel  und  Ardobert  (=  Hartbert) 


')  Das  übersieht  Goepfert  S.  11  vollständig. 

*)  Sehreiben  des  Zacharias  an  Bonifnz  bei  Jaffe  III  No.  48  S.  132: 
De  episcopis  vero  metropolitanis,  id  est  Grimone,  quem  nos  iam  conpertum 
habemus,  Abel  sive  flartbercto,  quos  per  unamquamque  metropolim  per 
provincias  constituisti,  hos  per  tuum  testimonium  confirmamus. 

•)  Vgl.  vorige  Anmerkung. 

4)  Einmal  enthält,  im  Gegensätze  zu  ep.  43  S.  121  (oben  S.  106  Anm.  1), 
die  ep.  48  keinen  diesbezüglichen  Vermerk.  Sodann  lehrt  ep.  48,  dass  der 
Papst  sich  mit  den  drei  Bischöfen  in  unmittelbare  Verbindung  gesetzt  hat, 
indem  er  ihnen  Pallien  nebst  Information  über  deren  Bedeutung  schickte. 
Vgl.  unten  § 20. 
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einsetzen,  damit  sowohl  die  Bischöfe  wie  das  andere  Volk  an  sie 
selbst  und  ihre  Gerichte  sich  wegen  aller  kirchlichen  Bedürfnisse 
wenden.“  l) 

Der  eben  erwähnte  Vorgang  im  Beichstheile  Pippins  und  der 
oben  geschilderte  Vorgang  im  Beichstheile  Karlmanns  liegen  auch 
darin  ähnlich,  dass,  wie  für  Burchard  und  Witta,  so  für  Abel, 
Hartbert  und  Grimo  zweifelhaft  bleibt,  ob  die  Mittheilung  des 
Papstes  an  Bonifaz  über  die  Bestätigung  der  Bischöfe  dem  Konzile 
voranging  oder  nicht.’)  Wichtige,  zum  Theil  von  den  Forschern 


’)  Pippini  principis  capitulare  Suessionense  o.  3,  Boretius 
S.  29:  Idcirco  constituimus  per  consilio  sacerdotum  et  optimatum  meorum  et 
ordinavimus  per  civitatea  legitimos  episcopos ; idcirco  conatituemuB  auper  eoa 
arcbiepiacopaa  Abel  et  Ardobertum,  ut  ad  ipaoa  vel  iudicia  eortim  de  omne 
neceasitate  eccleaiastica  recurrant  tarn  epiacopi  quam  alias  populus.  — Auf- 
fallend ist  ea,  dass  — und  zwar  nach  sämmtlichen  drei  Codices,  welche  das 
Kapitulare  überliefern  — im  ersten  Satze  das  Perfektum  constituimus,  im 
zweiten  Satze  dagegen  das  Futurum  constitu  e mus  stebt.  Das  kann  als  eine 
der  vielen  in  den  Kapitularien  begegnenden  grammatikalischen  Ungenauig- 
keiten aufgefasat  werden.  Aber  auch  wenn  man  damit  zum  Ausdruck  bringen 
wollte,  dass  die  Erneuerung  des  Metropolitanverbandes  Zukunftsplan  sei, 
wird  sich  nicht  annehmen  lassen,  dass  die  Verwirklichung  dieses  Planes 
von  dem  Einverständnis  des  Zacharias  abhängig  gemacht  werden  sollte; 
denn  dann  wäre  dieses  Motiv  wahrscheinlich  angedeutet  worden.  Vgl.  auch 
unten  S.  112  Anm.  2. 

*)  Da  die  eigene  Datierung  der  ep.  48  und  der  mit  ihr  in  engstem 
Zusammenhänge  stehenden  ep.  49  sehr  unzuverlässig  ist,  besteht  eine  leb- 
hafte Kontroverse  über  das  richtige  Datum  der  beiden  Briefe.  Dünzelmann, 
Zur  Anordnung  der  bonifazischen  Briefe  und  der  fränkischen  Synoden  (For- 
schungen zur  deutschen  Geschichte  XIII,  Göttingen  1873,  8.  1 ff.)  S.  17  ff. 
verlegt  sie  in  die  zweite  Hälfte  des  Jahres  743,  ebenso  nehmen  Loofs,  Zur 
Chronologie,  S.  21  ff.  und  Nürnberger,  Studien  (in  der  Theol.  Quartals- 
schrift Jahrg.  61,  Tübingen  1879,  S.  402  ff.)  S.  426  ff.  an,  dass  sie  im  Jahre 
743  geschrieben  seien  (dies  Jahr  hatten  auch  Rettberg  I S.  361  und 
Hefele  III,  1.  Auf!.,  S.  479  f.  angenommen)  und  zwar  nach  Loofs  ep.  48 
am  22.  October  (so  auch  Rettberg  a.  a.  0.  und  Hefele  a.  a.  0.,  ferner 
Fischer  S.  282  f.,  Langen  S.  636),  ep.  49  am  5.  November.  Dies  war 
auch  die  ursprüngliche  Ansicht  Hahns,  Jahrb.  S.  163;  später  hat  er  die- 
selbe aufgegeben  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  XV,  Noch 
einmal  die  Briefe  und  Synoden  des  Bonifaz,  üöttingen  1875,  S.  58)  und  sich 
mit  Jaffe,  Zur  Chronologie  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  Bd.  X, 
Göttingen  1870,  S.  397  ff.)  S.  404  f.  für  den  22.  Juni  und  5.  November  744 
entschieden.  Auch  Werner,  dessen  Werk  Bonifazius  im  Jahre  1875  er- 
schienen ist,  nimmt  das  Jahr  744  an;  seine  Auffassung  ist,  wie  die  Anm. 
S.  274  ergiebt,  von  der  im  gleichen  Jahre  in  die  Oeffentlichkeit  getretenen 
Hahnschen  Untersuchung  unabhängig.  Hefele,  2.  Aufl.,  Bd.  III  S.  363 
schliesst  sich  der  Annahme  Hahns  und  J aff e s an. 


Digitized  by  Google 


112 


noch  nicht  geltend  gemachte  Gründe,  die  jedoch  erst  in  ander- 
weitigem Zusammenhänge  (unten  § 19)  besprochen  werden  können, 
zwingen  zu  der  Annahme,  dass  das  Konzil  alter  ist,  als  das 
Schreiben  des  Papstes,  und  demnach,  da  das  Konzil  am  2.  März 
744  abgehalten,  der  Brief  des  Zacharias  aber  erst  am  22.  Juni 
744  geschrieben  worden  ist,  vielleicht  auch  älter  als  die  Mit- 
theilung des  Bonifatius  an  den  Papst.  Daraus  ersehen  wir,  dass 
Pippin  die  päpstliche  Bestätigung  nicht  abwarten  zu  brauchen 
glaubte  und  dass  er  vielleicht  zur  Zeit  des  Konzils  gar  nicht 
von  dem  Plane  des  Bonifatius , diese  Bestätigung  zu  erwirken, 
gewusst  hat.  Diese  Umstände  rechtfertigen  wieder  den  Schluss, 
dass  Pippin  die  Thätigkeit  des  Bonifaz  bei  Einsetzung  der  Metro- 
politen Abel  und  Hartbert  nicht  als  Ausfluss  seines  Vikariates, 
sondern  als  Ausfluss  staatlichen  Auftrages  betrachtet  hat,  eine 
Auffassung,  die  derjenigen  Karlmanns  bei  Anordnung  der  Neu- 
besetzung des  Utrechter  Bischofsstuhles  gleich  ist. 

Dasselbe  Resultat  ergiebt  sich  im  Speziellen  hinsichtlich  des 
Grimo  von  Rouen  aus  dem  Umstande,  dass  das  Kapitulare  von 
Soissons  zwar  die  Erhebung  des  Abel  und  Hartbert  zu  Metro- 
politen hervorhebt,  den  Grimo  aber  unerwähnt  lässt.  Da,  wie 
angedeutet,  das  Kapitulare  älter  ist  als  der  Brief  des  Zacharias, 
so  lässt  sich  nur  annehmen,  dass  Grimo  bereits  vor  Abhaltung 
des  Konzils  zu  Rouen  als  Metropolit ')  eingesetzt  und  einer  An- 
zahl von  Bischöfen  übergeordnet  worden  war4)  und  dass  Bonifaz 
die  päpstliche  Genehmigung  für  ihn  nachträglich  zugleich  mit 
derjenigen  für  Abel  und  Hartbert  erwirken  wollte.  Diese  An- 
nahme wird  durch  zwei  fernere  Umstände  unterstützt.  Eiumal 
ist  Rouen  nachweislich  seit  734  verwaist  gewesen,*)  Bonifatius 
und  Pippin  werden  also  bei  der  Neubesetzung  vakanter  Bischofs- 
stühle vor  Allem  diejenige  Stadt  berücksichtigt  haben,  in  welcher 


')  Metropolit  ist  er  jedenfalls  gewesen,  da  er  das  Pallium  erhielt.  Vgl. 
unten  § 20. 

*)  Dies  giebt  wohl  auch  eine  Erklärung  für  das  Futurum  constituemus 
im  zweiten  Satze  des  Capitulare  e.  3 (s.  oben  S.  111  Anm.  1).  Man  wusste 
am  2.  März  744  noch  nicht,  wie  man  die  drei  Metropolitanbezirke  gegen 
einander  abgrenzen  solle.  — Die  Stellung  Grimos  bis  zur  Versammlung  von 
Soissons  bezw.  bis  zur  endgültigen  Abgrenzung  der  drei  Erzdiözesen  wird 
die  nämliche  gewesen  sein  wie  für  den  Reichstbeil  Karlmanns  seit  dem 
Concilium  Uermanicum  die  des  Bonifaz,  d.  h.  die  Stellung  als  alleiniger 
Metropolit  (vgl.  oben  § 9 8.  86),  dessen  Amt  aber  nur  als  provisorisches 
gedacht  war.  Vgl.  auch  Hauck  I S.  497. 

*)  In  diesem  Jahre  starb  Bischof  Ratberg;  vgl.  Gams  S.  614. 
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durch  langjährige  Sediavakanz  eine  besonders  starke  Verwahr- 
losung der  Kleriker  eingetreten  sein  wird;  sodann  sagt  Zacharias 
in  der  ep.  48:  Griinone  quem  nos  iam  conpertum  habemus,  Abel 
eive  Hartbercto  . . . eine  Wendung,  die  sich  nur1)  darauf  deuten 
lässt,  dass  Bonifatius  bereits  in  einem  seiner  früheren  Schreiben 
an  den  Papst,  welches  gleich  einer  grossen  Anzahl  der  anderen 
Briefe  des  Bischofs  für  die  Nachwelt  verloren  gegangen  ist,*) 
des  Grimo  und  seiner  Ernennung  gedacht  hat.  *) 

Sollte  übrigens  (entgegen  unserer  Annahme)  der  päpst- 
liche Brief  älter  sein  als  das  Konzil  und  fernerhin  (entgegen 
unserer  Annahme)  die  Nichterwähnung  des  Grimo  im  Capitulare 
sich  daraus  erklären,  dass  zwar  Abel  und  Hartbert,  nicht  aber 
Grimo4)  nach  ihrer  Einsetzung  durch  Bonifatius  die  Bestätigung 
Pippins  erhielten,  so  würde  auch  hieraus  folgen,  dass  der  Staat 
die  päpstliche  Genehmigung  für  unerheblich  erachtete.  Der  Fall 
würde  dann  ebenso  liegen,  wie  hinsichtlich  des  Bisthums  Erfurt, 
das  von  Bonifatius  eingerichtet  und  von  Zacharias  bestätigt  worden 
war,*)  das  aber  — ausweislich  des  Concilium  Gerraanicum*)  — 
trotz  der  Mühewaltung  des  Bonifatius  und  trotz  der  Bestätigungs- 
Urkunde  des  Zacharias  für  den  Schützling  des  Statthalters  niemals 
zum  Bisthume  gemacht  worden  ist. 7) 


')  Darüber  s.  unten  § 20. 

*)  Da  mehrere  päpstliche  Briefe  auf  Anfragen  antworten , welche  in 
den  Briefen  des  Bonifatius  nicht  enthalten  sind,  ist  es  klar,  dass  ein  Theil 
der  Briefe  des  Letzteren  an  die  Päpste  untergegangen  ist. 

s)  Vgl.  unten  § 20. 

4)  Man  hat  in  dieser  Hinsicht  geltend  gemacht,  dass  in  dem  Briefe 
des  Zacharias  bei  Jaffc  III  No.  67  S.  193  vom  1.  Mai  748  ein  Keginfridus 
Rodomagensis  episcopus  (als  Adressat,  nicht  ah  Absender,  wie  Hauck  I 
S.  521  Anm.  2 annimmt)  erwähnt  wird.  Dieser  Umstand  berechtigt  aber 
ebensogut  zu  der  Annahme,  dass  Grimo  i.  J.  748  bereits  verstorben  war. 

‘)  Jaffe  III  No.  42  S.  112,  No.  43  S.  117;  vgl.  auch  Moeller  8.  70. 

“)  Das  Capitulare  Karlmanni  principis  bei  Boretius  S.  24  (oben 
S.  107  Anm.  4)  zählt  als  Theilnehmer  am  Konzil  neben  Bonifatius,  Burchard  und 
Witta  nur  noch  die  Bischöfe  Regenfrid  von  Cöln,  Wilbald  von  Eichstädt, 
Dadanus  (von  Utrecht,  vgl.  Rettberg  I S.  356,  Hahn  S.  34)  und  Edda  von 
Strassburg  auf.  Wenn  also  ein  Bischof  von  Erfurt  fehlt,  so  ist  dies  (gegen 
Hauck  I S.  469  Anm.  1)  ein  Beweis,  dass  ein  solcher  Bischof  nioht  bestellt 
wurde.  Der  Annahme  HaucksIS.  476  Anm.  1 u.  Moel  1er  s S.  71,  Dadanus  sei 
der  Bischof  von  Erfurt  gewesen,  kann  man  schwerlich  boipflichten.  Unl>ewiesen 
ist  die  Annahme  E i c h h o r n s § 132  S.  495,  dass  Bonifaz  die  Bisthümer  Büraburg 
und  Erfurt  zu  der  Diözese  Mainz  gozogen  habe,  als  er  letztere  i.  J.  747  erhielt. 

’)  Vgl.  Rettberg  I S.  351,  II  S.  367  f.,  Hahn  S.  26  f.  gegen  Hauck  I 
8.  467  Anm.  1. 

HVyi,  Papstthum  unter  den  Karolingern.  8 
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Somit  hat  weder  hinsichtlich  der  Bisthiimer  noch  hinsichtlich 
der  Erzbisthümer  die  von  den  Päpsten  dem  Statthalter  ertheilte 
Befugnis  der  Neueinrichtung  und  Neubesetzung  staatliche  An- 
erkennung gefunden.  Ebensowenig  gelang  es,  die  staatliche 
Anerkennung  zu  erlangen  für  die  den  Vikaren  gegebene  Ermäch- 
tigung, bischöfliche  Versammlungen  einzuberufen.1) 

Zahlreich  sind  die  uns  mit  der  Korrespondenz  zwischen 
Bonifaz  und  Rom  erhaltenen  Aufforderungen  der  Päpste  an  ihren 
Vikar,  in  seiner  Eigenschaft  als  Generalstellvertreter  des  römischen 
Stuhles  Versammlungen  der  Geistlichkeit  abzuhalten.*)  Bonifaz 
seinerseits,  der  sich  vor  jedem  wichtigen  Schritte  mit  dem  Papste 
in  Verbindung  setzte,  erbat  sich,  als  ihn  Karlmann  mit  der  Be- 
rufung eines  Konzils  zur  Ordnung  der  kirchlichen  Verhältnisse 
des  Frankenreiches  beauftragt  hatte,  die  spezielle  Ermächtigung 
des  Papstes.*)  Freilich  that  er  dies  nicht  nur  darum,  weil  er, 


*)  Anders  freilich  Binterim  I S.  120;  vgl.  darüber  die  folgende  An- 
merkung. 

*)  Ygl.  Jaffe  III  No.  61  8.  152  (Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz 
v.  J.  746):  Tua  autem  reverentia,  ut  auxitiante  Domino  coepit,  vice  nostra 
volumus  ut  omni  anno  apto  tempore  in  Francorum  provincia  ooncilium  debeat 
celebrare.  — Auf  Baiern  und  Schwaben  beziehen  sich  die  Briefe  Gregors  IIL 
bei  J affe  III  No.  37  S.  104  (v.  J.  737 — 739)  (Et  in  quo  vobis  loco  ad  cele- 
branda  concilia  convenire  mandaverit  . . . parat i esse  inveniamini;  quatenus 
cognoscamus  per  eius  mandatum  de  vestro  conventu)  und  No.  38  S.  106 
v.  J.  739  (De  concilio  vero  ut  iuxta  ripam  Danuvii  debeas  celebrare  nostra 
vice,  praecipimus  fraternitati  tuae,  apostolica  auctoritate  te  ibidem  prae- 
sentari).  — Nicht  hierher  gehört  No.  66  S.  190  vom  1.  Mai  748,  weil  Zacharias 
dort  von  einer  Provinzialsynode  spricht,  zu  deren  Berufung  Bonifaz,  seit  748 
Erzbischof  von  Mainz,  berechtigt  war  (vgl.  oben  § 9 S.  86  Anm.  2).  Falsch  daher 
Binterim  S.  120.  Auch  Hefele  III  S.  557  und  Hahn  S.  118  heben  dies 
nioht  deutlich  genug  hervor  und  scheinen  an  ein  Reichskonzil  zu  denken. 
— Wenn  es  in  ep.  81  8.  227  heisst:  Sed  et  in  provincia  Francorum  nostra 
vice  concilium  habuisti,  so  bleibt  es  immerhin  möglich,  dass  sich  Papst 
Zacharias  geirrt  und  dass  Bonifaz  diese  Versammlung  nicht  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vikar,  sondern  in  der  als  fränkischer  Primas  (oben  § 9 8.  84  f.) 
zusammenberufen  hat 

*)  J affe  HI  No.  42  S.  112:  Notum  similiter  sit  paternitati  vestrae, 
quod  Carlomannus  dux  Francorum  me,  arcessitum  ad  se,  rogavit:  ut  in 
parte  regni  Francorum,  quae  in  sua  est  potestate,  synodum  cepere  congre- 
gare.  Et  promisit,  se  de  aecclesiastica  religione,  quae  iam  longo  tempore,  id 
est  non  minus  quam  per  sexaginta  vel  Septuaginta  annos,  calcata  et  diasipata 
fuit,  aliquid  corrigere  et  emendare  veile.  Quapropter,  si  hoc  Deo  inspirante 
veraciter  implere  voluerit,  Consilium  et  praeceptum  vestrae  auctoritatis , id 
est  apostolicae  sedis , habere  et  sapere  debeo.  Franci  enim , ut  seniores 
dicunt,  plus  quam  per  tempus  octuginta  annorum  synodum  non  fecerunt  nec 
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in  Angelsachsen  aufgewachsen,  die  Idee  der  päpstlichen  Gewalt 
mehr  als  das  fränkische  Volk  im  Sinne  Roms  auffasste,  sondern 
zugleich  aus  Zweckmässigkeitsgründen,  weil  er  nämlich  befürchtete, 
dass  die  fränkische  Geistlichkeit  seiner  Einberufung  nicht  ohne 
Weiteres  Folge  leisten  würde.  Denn,  wie  er  selbst  dem  Papste 
mittheilt,  hatten  die  Franken  schon  seit  länger  als  80  Jahren 
verlernt,  auf  Konzilien  zusammenzukommen.  Deshalb  wollte  er 
eine  höhere  Autorisation  erlangen,  indem  er  dabei  übersah,  dass 
der  fränkische  Klerus  zum  Zusammentritte  eines  Konzils  den 
Befehl  des  Herrschers  als  genügend  — und  zugleich  als  er- 
forderlich — erachten  musste.  In  der  That  wird  der  Einberufung 
des  Konzils  durch  Bonifaz  und  der  päpstlichen  Autorisation  für 
diesen  weder  in  dem  Sitzungsprotokolle  der  Reichsversammlung 
selbst  — des  bereite  mehrfach  erwähnten  Concilium  Germanicum 
vom  21.  April  742  oder  743  — noch  in  den  übrigen  recht  ausführ- 
lichen Quellenberichten')  über  die  Versammlung  gedacht;  Bonifaz 
wird  nur,  gleich  den  Bischöfen  in  Karlmanns  Reichstheile,  als 


archiepi9Copuzn  babuerunt  nee  aecclesiae  canonica  iura  alienbi  fundabant  vel 
renovabant. . . . Nam  si  per  verbum  vestrum  hoc  negotium,  duce  rogante 
supra  dicto,  movere  et  incipere  debeo,  praeceptum  et  iudicium  apostolieae 
aedis  cum  canonibua  aecclesiasticia  praesto  habere  cupio.  Unmöglich  ist  es, 
mit  Ebrard  II  3.  158  f.  anzunehmen,  ep.  42  enthalte  den  Bericht  des 
Bonifaz  über  ein  bereits  abgehaltenes  Konzil  und  Zacharias  habe  es  nur 
auf  ein  künftiges  bezogen,  weil  die  Worte  Namque  bis  emendare  veile  doppel- 
deutig seien.  Eine  solche  Doppeldeutigkeit  liegt  aber  keineswegs  vor  und 
namentlich  wenn  man  den  Schlusssatz  Nam  si  etc.  ins  Auge  fasst,  leuchtet 
das  ein.  Auch  lässt  sich  annehmen,  dass  Bonifaz  gerade  über  das  erste  und 
als  solches  so  hochwichtige  Konzil  in  der  sonst  sehr  ausführlichen  ep.  42 
genauer  berichtet  hätte.  Endliob  sind  der  vorliegende  und  der  vorangehende 
Absatz,  welcher  die  Bitte  um  Bestätigung  der  drei  thüringischen  Bischöfe 
enthält,  durch  ein  similiter  verknüpft. 

*)  So  Ex  Uthloni  Vita  S.  Bonif.  bei  Jaffö  III  S.  495:  Cum  ergo 
Karlomanni  praecepto  sanctique  Bonifacii  consilio  synodalis  conventus 
haberetur;  ferner  Willibaldi  Vita  S.  Bonif,  cap.  VIII  ibid.  S.  459:  Con- 
venientibus  in  unum  episcopis  ac  presbiteris,  diaconis  atque  cleriois  omnique 
gradu  aecclesiastico , quos  ....  Carlomannus  dux  sub  regni  sui  imperio 
adsciecere  fecit,  quatenus  synodale  factum  est  concilium;  ibid.  S.  460  f.: 
Sanctus  . . . antistes  (i.  e.  Bonifatius)  . . . Charlomannum  ducem  ad  congre- 
gandum  supra  dictum  synodorum  conventum  sepisaime  iucitavit.  Ein  chrono- 
logischer Irrthum  Willibalds  ist  es,  dass  er  Bonifatius  auf  S.  469  bei 
Erwähnung  seiner  Betheiligung  an  dem  Konzile  (vgl.  unten  S.  116)  bereits 
als  archiepiscopus  Magontiae  civitati  . . . pontificatu  praesidens  bezeichnet. 
Dass  Willibald  das  sog.  Concilium  Germanicum,  nicht  eine  spätere  Ver- 
sammlung im  Auge  hat,  ergiebt  auch  die  bald  darauf  (S.  461)  erwähnte 
Einsetzung  Burcbards  von  Würzburg. 

8* 
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Theilnehmer  an  dem  Konzile  und  an  den  Beratungen  aufgezählt1) 
(und  daneben  vom  Protokoll,  wie  bereits  an  anderer  Stelle*)  be- 
merkt wurde,  als  der  dem  Episkopate  Karlmanns  übergeordnete 
Metropolit  erwähnt*))  und  die  Biographien  des  Bonifaz1)  heben 
auch  nur  hervor,  dass  auf  seinen  Rath,  seine  wiederholte  Mah- 
nung Karlmann  die  Versammlung  berufen  habe.  Dass  Karlmann 
es  gewesen  ist,  der  die  Versammlung  zusammentreten  liess,  betont 
aber  auch  das  Kapitulare  selbst  mit  Deutlichkeit.*) 

Selbstverständlich  nahm  Bonifaz  in  seiner  Eigenschaft  als 
„Abgesandter  des  hl.  Petrus“  und  weil  man  seine  unermüdliche 
Sorge  für  die  Besserung  der  kirchlichen  Zustände  anerkennen 
musste,  unter  den  anwesenden  Geistlichen  eine  besonders  hervor- 
ragende Stellung  ein.  Der  Auffassung,  welche  Zacharias  von 
der  Statthalterschaft  hatte,  wäre  es  jedoch  entsprechend  gewesen, 
wenn  Bonifaz  den  Vorsitz  geführt  hätte.*)  Es  ergeben  sich  aber 
keine  Anhaltspunkte  dafür,  dass  dies  in  der  That  geschehen  ist. 
Auf  einem  späteren  Konzile  freilich,  welches  Karlmann  und 
Pippin  im  Jahre  745  über  die  Irrlehrer  ClemenB  und  Aldebert 
abhielten 7)  und  zu  dessen  Einberufung  Zacharias  seinen  Statt- 
halter und  die  Fürsten  dringend  ermahnt  hatte,8)  führte  Bonifaz 


*)  Karlmanni  principis  capitulare,  Eingang,  Boretius  S.  24, 
oben  S.  107  Anm.  4. 

*)  Oben  § 9 S.  85. 

*)  Karlmanni  principis  capitulare  c.  1,  Boretius  S.  25,  oben 
§ 9 S.  83  Anm.  3. 

4)  Oben  S.  115  Anm  1. 

*)  Karlmanni  principis  capitulare,  Eingang,  Boretius  S.  24: 
Ego  Karlmannus  ...  et  concilium  et  synodum  . . . congregavi.  Sehr  ungenau 
daher  v.  Buss  S.  248:  „Das  Nationalconcil“  (gemeint  sind  die  National- 
concilien  überhaupt,  nicht  speziell  das  Concilium  Oermanicum)  „berief  der 
Primas  oder  päpstliche  Legat ....  Ausnahmsweise  beriefen  auch  die  L a n d e s- 
fürst  en  Concilien  ....  Zu  den  National- . . . concilien  beriefen  die  deutschen 
Primaten  beziehentlich  die  Legaten  ....  die  Bischöfe“. 

•)  Irrig  v.  Buss  S.  250  No.  V. 

’)  Ueber  dies  Konzil  vgl.  namentlich  Hefele  III  S.  522  ff. 

*)  J affe  III  No.  50  S.  137:  Dum  iuxta  sancti  apostolatus  preceptionem 
. . . Bonifatius  episcopus  ...  in  provincia  Francorum  synodum  aggregasset ; 
et  reperisset  illio  falsos  sacerdotes,  hereticos  et  scismaticos,  id  est  Aldebertum 
et  Clementem  . . . ; ferner  ibid.  S.  138  (s.  nächste  Anmerkung)  und  S.  142 : Motum 
est  cor  sancti  veetri  apostolatus,  ut  . . . Bonifatium  . . . episcopum  quamque 
Francorum  principes  commoneritis : quatenus  in  partibus  illis  . . . concilium 
aggregsretur  sacerdotum.  — lbid.  No.  52  S.  153:  Dum  sinodus  aggregata 
esset  . . . iuxta  nostram  commonitionem , mediantibus  filiis  nostris  Pippino 
et  Carlomanuo  prinoipibus  . . .,  peragente  . . . vioe  nostra  . . . Bonifatio. 
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den  Vorsitz,')  doch  wurde  derselbe  ihm  vielleicht  nur  deshalb 
eingeräumt,  weil  auf  diese  Weise  am  besten  ein  Streit  der  Brüder 
darüber  vermieden  werden  konnte,  wer  von  ihnen  persönlich 
präsidieren  sollte.  *) 

Der  Nachfolger  des  Bonifaz  im  Vikariate,  Erzbischof  Wilchar 
von  Sens,  hat,  sofern  das  Stillschweigen  der  Quellen  über  diesen 
Punkt  als  Beweis  gelten  darf,  niemals  eine  fränkische  Episkopal- 
versammlung einberufen  oder  geleitet. 

Als  Gesammtergebnis  des  vorliegenden  Paragraphen  ist  fest- 
zustellen, dass  zwar  sowohl  das  Papstthum  wie  Bonifaz  mit 
der  Statthalterwürde  die  wichtigen  Befugnisse  der  Missions- 
thätigkeit,  der  Errichtung  und  Besetzung  von  Bis- 
thümern  und  Erzbisthümern  sowie  der  Konzilsberufung 
verbunden  wissen  wollten,  dass  aber  der  Staat  diesen  beiden 
letzteren  Befugnissen  die  Anerkennung  versagte.  Ebenso  wird 
die  Sachlage  unter  Wilchar  gewesen  sein.  Gerade  der  Umstand, 
dass  die  thatsächliche  Machtstellung  der  Vikare  weit  zurück  blieb 
hinter  der  ihnen  zugedachten,  und  die  geringe  Aussicht,  welche 
sich  speziell  unter  dem  straffgespannten  kirchlichen  Regiraente 
Karls  des  Grossen  für  Hebung  der  statthalterlichen  Befugnisse 
bot,  wird  neben  der  schon  an  anderer  Stelle  ®)  betonten  Abnahme 


')  Vgl.  Jaffe  III  No.  50  S.  138:  Poatquam  indigno  mihi  mandaetis, 
in  provincia  Francorum,  sicut  et  ipai  rogaverunt,  aacerdotali  concilio  et 
sinodali  conventui  praeesse,  multaa  iuiurias  et  persecutionea  paaaua  sum. 
maxime  aemper  a falaia  aacerdotibus.  — Auf  dieae  Versammlung  bezieht  sieh 
auch  der  Brief  des  Zacharias  bei  J affe  III  No.  51  S.  149:  De  synodo  autem 
congregata  apud  Francorum  provinciam,  mediantibus  Pippino  et  Carlomanno 
excellentisaimia  filiis  nostria,  iuxta  nostrarum  ayllabarum  commonitionem, 
peragente  noatra  vioe  tua  aanctitate,  qualiter  egiaaea,  cognovimua. 

'•")  Das  Konzil  fand  vielleicht  auf  neustrischem  Boden  statt,  ao  dass 
Pippin  als  Landesherr  den  Anspruch  auf  den  Vorsitz  hatte,  während  Karl- 
mann den  gleichen  Anspruch  als  der  Aeltere  der  Fürsten  erhob.  — Nach 
Hincmar,  op.  II  S.  657,  ep.  37  c.  5 und  nach  den  Capitula  Carli  Calvi  tit.27 
c.  7 bei  Sirmond,  op.  III  S.  99  (s.  unten  § 19)  hat  Bonifaz  und  mit  ihm  zu- 
gleich der  Bischof  Qeorgius  bezw.  auch  der  Sacellar  Johannes  (im  Aufträge 
deB  Papstes  Zacharias,  wie  Hincmar  sagt),  dem  Konzil  von  Leatines  (743) 
präsidiert;  doch  sind  beide  Nachrichten  unzuverlässig,  da  sie  wohl  eine  Ver- 
wechslung mit  der  Versammlung  von  Compiegne  enthalten  (vgl.  hierüber 
unten  § 19),  die  Nachricht  der  Capitula  Carli  Calvi  ausserdem  unrichtig 
Pippin  als  Einberufer  der  Versammlung  von  Lestines  bezeichnet.  — Ob 
Bonifatius  und  mit  ihm  die  beiden  päpstlichen  Gesandten  zu  Compiegne 
den  Vorsitz  geführt  haben,  lässt  sich  durch  andere  Quellenberichte  nicht 
ermitteln. 

*)  Oben  3.  102. 
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des  päpstlichen  Einflusses  auf  das  fränkische  Kirchenrecht  dazu 
beigetragen  haben,  dass  Hadrian  nach  dem  Tode  des  Wilchar 
von  der  Ernennung  eines  neuen  Vikars  Abstand  nahm. 

Nichtsdestoweniger  muss  man  den  grossen  Erfolg,  den  das 
Papstthum  — wenigstens  unter  Karlmann  und  Pippin  sowie  in 
den  ersten  Regierungsjahren  Karls  — im  Frankenreiche  erzielte, 
zum  wesentlichen  Theile  der  Einrichtung  eines  Vikariates  zu- 
schreiben. Denn  so  zweifellos  die  Verdienste  des  Bonifatius  um 
die  Reorganisation  der  fränkischen  Kirche  sind,  so  zweifellos 
seine  Persönlichkeit  den  äusseren  Anlass  für  den  Beginn  und 
die  lebhafte  Entwickelung  der  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
Frankenreiche  gab *)  und  so  zweifellos  Bonifaz  für  die  Anerkennung 
der  dogmatischen  Oberhoheit  Roms  gewirkt  hat,9)  ebenso  zweifellos 
dürfte  es  sein,  dass  die  Energie  des  grossen  Mannes  erlahmt  wäre, 
wenn  er  nicht  gegenüber  den  romfeindlichen  Gegenströmungen 
in  dem  Bewusstsein  seiner  hohen  Würde  und  hohen  Verant- 
wortung als  päpstlicher  Statthalter s)  einen  kräftigen  Rückhalt 
und  in  der  nahen  Verbindung  mit  den  Päpsten,  wie  sie  sein 
Amt  möglich  und  noth wendig  machte,  eine  stete  Zuflucht  ge- 
funden hätte. 

Zu  den  Ehrenvorrechten  der  Statthalter  gehörten  das  Pallium 
und  die  erzbischöfliche  Würde  nicht  unbedingt,  die  Statthalter 
hatten  keinen  Anspruch  auf  diese  Auszeichnungen.  Zwar  sind 
die  vier  nachweisbaren  Statthalter  sämmtlich  Erzbischöfe  gewesen, 
auch  lässt  sich  vermuthen,  dass  nicht  nur  Bonifatius  und  Anskar, 
von  denen  dieses  quellenmässig  bezeugt  ist,4)  sondern  auch  Wilchar 
und  Ebo  das  Pallium  getragen  haben,  indessen  rechtfertigt  die 
Thatsache,  dass  Bonifatius  sowohl  den  erzbischöflichen  Titel  als 
das  Pallium  erst  im  Jahre  732  erhielt,5)  also  ungefähr  10  Jahre 
nach  seiner  Ernennung  zum  Statthalter,  die  Annahme,  Beides 
sei  nicht  nothwendig  mit  dem  Vikariate  verbunden  gewesen.*) 

Dass  die  Statthalterschaft  nur  vom  Papste  übertragen  werden 
konnte,  ist  selbstverständlich;  dass  hierzu  aber  ausser  dem 


>)  Oben  § 2 S.  7 ff. 

*)  Oben  § 6 S.  62  f. 

*)  Vgl.  auch  fiauok  I S.  430  über  die  Auffassung,  welche  Bonifaz 
selbst  von  seiner  Statthalterschaft  hatte. 

*)  Unten  § 20. 

•)  Unten  §§  16,  20. 

•)  Die  Bischofswürde  freilich  war  als  Voraussetzung  der  aktiven 
Ordinationsfähigkeit  nothwendig.  Vgl.  oben  § 10  S.  92  Anm.  2 a.  £. 
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Einverständnis  der  fränkischen  *)  Staatsgewalt  auch  die  Initiative 
derselben  erforderlich  war,  ist  nicht  erweislich,  geht  auch  nicht 
aus  den  Beispielen  des  Ebo  und  Anskar  hervor,*)  da  die  Bitte 
Pippins  hier  vielleicht  nur  auf  Ertheilung  der  Ermächtigung  zur 
Mi  ssion  gerichtet  gewesen  ist. 

Der  künftige  Statthalter  musste  sich  zum  Empfange  seiner 
Würde  persönlich  nach  Rom  begeben.  Von  Bonifatius,  Ebo  und 
Anskar  erfahren  wir  mit  Bestimmtheit,  dass  sie  in  Rom  zu 
Vikaren  ernannt  wurden,  und  auch  von  Wilchar  können  wir  das 
gleiche  mit  gutem  Grunde*)  annehmen.4) 


Abschnitt  VI. 


§ 12. 

Der  Papst  und  die  Mission. 

Im  vorangehenden  Abschnitt  haben  wir  die  Missionsthätigkeit 
als  ausschliessliche  Aufgabe  der  Statthalter  Ebo  und  Anskar 
kennen  gelernt*)  und  auch  festgestellt,  dass  die  nämliche  Thätig- 
keit  zu  den  Funktionen  gehörte,  welche  dem  Bonifatius  und  dem 
Wilchar  auf  Grund  ihres  Vikariates  oblagen.*)  Die  fernere,  den 
Letztgenannten  zugedachte  Befugnis,  Bischöfe  zu  ordinieren  und 
— was  wenigstens  für  Bonifatius  nachweisbar  war  — geistliche 
Versammlungen  abzuhalten,  lässt  sich  gleichfalls  aus  dem  Missions- 
berufe erklären,  insofern  zum  wirksamen  Abschlüsse  der  äusseren 
und  inneren  Mission  die  Organisation  von  Bisthümern  bezw.  die 
Reorganisation  von  Metropolen  gehörte  und  zur  Durchführung 


')  Bass  zur  Merovingerzeit  auch  die  Erlaubnis  des  Kaisers  von  Ostrom 
erforderlich  war,  habe  ich  in  meinem  Staatskirchenrecht  S.  14  f.  nachge- 
wiesen. Bie  Gründe,  weshalb  diese  Erlaubnis  OstromB  unter  den  Karolingern 
nicht  mehr  noth wendig  schien,  sind  dieselben,  welche  in  gleicher  Hinsicht 
bezüglich  des  Palliums  unten  § 20  hervorgehoben  sind. 

»)  Oben  § 10  S.  102. 

*)  Bariiber,  dass  Wilchar  ursprünglich  suburbikanischer  Bischof  zu 
Mentana  war  und  erst  später  in  den  fränkischen  Kirchendienst  übernommen 
wurde,  s.  oben  § 10  8.  98. 

4)  Auch  von  dem  in  Aussicht  genommenen  Nachfolger  des  Bonifatius 
verlangt  Zacharias  in  dem  Briefe  bei  Jaffe  111  No.  43  S.  119  (oben  § 10 
S.  92  Anm.  2):  ut  huc  veniat  ordinandus. 

*)  Oben  g 10  S.  102. 

•)  Oben  § 11  S.  103. 
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der  inneren  Mission  die  Einberufung  von  Reformkonzilien  er- 
forderlich war.  Freilich  ist  bei  beiden  *)  Männern  die  Statt- 
halterschaft auf  eine  General  Stellvertretung  des  Papstes  gerichtet 
gewesen,  es  erklärt  sich  mithin  der  Vikariat  nicht  lediglich 
aus  der  Missionsaufgabe;  dennoch  aber  nahm  die  letztere  auch 
bei  Bonifaz  und  Wilchar  den  grössten  Raum  ein. 

Schon  dieser  Zusammenhang  des  Vikariates  mit  der  Aus- 
breitung der  reinen  christlichen  Lehre  ergiebt,  dass  der  Papst 
als  Spitze  und  Leiter  des  Missionswesens  galt.  Dafür  lassen  sich 
noch  andere  Belege  finden. 

Von  diesen  Belegen  sollen  zunächst  diejenigen  hervorgehoben 
werden,  welche  ersehen  lassen,  dass  auch  seitens  der  fränkischen 
Staatsgewalt  Rom  als  Centrale  des  Missionswesens  anerkannt 
wurde.  Es  folgt  dies  beispielsweise  daraus,  dass  der  friesische 
Heidenapostel  Willibrord  im  Jahre  695  von  dem  Hausmeier 
Pippin  von  Heristal  nach  Rom  gesendet  wurde,2)  um  von  Papst 
Sergius  II.  die  Legitimation  für  seine  Arbeit  zu  erhalten8)  und 
mit  dem  päpstlichen  Aufträge  ausgerüstet  zu  werden;  desgleichen 
erfahren  wir  von  Ebo  und  Anskar,  dass  sie  von  Kaiser  Ludwig 
dem  Frommen  nach  Rom  geschickt  wurden,4)  und  die  Empfehlung, 
welche  Gregor  II.  dem  Bonifatius  mitgegeben  hatte,  veranlasste 
Karl  Marteil  zur  Ausstellung  eines  Schutzbriefes  für  den  Missionär.8) 

Dieser  Schutzbrief  beweist  uns,  dass  sich  mit  der  Leitung 
des  fränkischen  Missionswesens  durch  den  Papst  eine  Betheiligung 
des  Staates  an  der  Missionsthätigkeit  verband;8)  diese  staatliche 


')  Für  Wilchar  ergiebt  sich  dies  aas  der  Ermächtigung,  den  bisher 
italienischen  Presbyter  Marinus  an  Stelle  des  Papstes  für  ein  fränkisches 
Bisthum  zu  ordinieren  (oben  § 10  S.  97  Anm.  5,  § 11  S.  104  Anm.  1);  dass 
Marinas  irgendwie  bei  der  innerfränkischen  Mission  thätig  sein  solle,  erhellt 
aus  den  Quellenberichten  nicht. 

*)  Vita  S.  Willibrordi  üb.  I c.  6 f.,  lib.  II  c.  3 ff.  bei  Jaffö  VI 
S.  46  f.  und  S.  G6  f.;  vgl.  auch  unten  §tj  15,  19  und  Beda,  hist.  eocl.  V,  11 
ed.  Holder,  2.  Ausg,  Freiburg  i.  Br.  1889,  S.  243  f. 

*)  lieber  die  Einsetzung  des  Willibrord  in  Utrecht  und  über  den  muth- 
masslichen  Zusammenhang  zwischen  Missionswesen  und  Inanspruchnahme 
exemter  Bisthümer  und  exemter  Klöster  durch  das  Papstthnm  s.  unten  § 16 
S.  142  Anm.  1 a.  E. 

«)  Oben  § 10  8.  102. 

>)  Oben  § 2 S.  9 f. 

*)  Vgl.  auch  Gregors  II.  Brief  an  Bonifatius  bei  Jaffe  HI  No.  25  S.  86: 
Pro  episcopo  illo,  qui  nunc  usque  desidia  quadam  in  eadem  gente  praedi- 
oationis  verbum  disseminare  neglexerat  ....  Carolo  excellentissimo  fiüo 
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Betheiligung  äusserte  sich  bei  Karl  Marteil  selber  nur  durch  Auf- 
nahme des  Bonifatius  in  den  Königsschutz  und  durch  das  an 
die  Würdenträger  seines  Reiches  gerichtete  Verbot,  die  Unter- 
nehmungen des  Bonifatius  zu  kreuzen;1)  bei  Pippin  von  Heristal 
und  Kaiser  Ludwig  dagegen  äusserte  sie  sich  in  der  Initiative 
zur  Missionsarbeit  des  Willibrord,  Ebo  und  Anskar;  bisweilen 
endlich  — namentlich  unter  Karl  dem  Grossen  gegenüber  den 
Sachsen  — haben  sich  Missionspolitik  und  Eroberungspolitik 
verbunden,  indem  versucht  wurde,  statt  mit  dem  Kreuze  mit 
dem  Schwerte  die  Ausbreitung  des  Christenthums  durchzusetzen. 

Für  die  staatliche  Mitwirkung  in  Missionsangelegenheiten  ist 
es  auch  beweisend,  dass  Bonifatius  die  Nachfolge  des  Lullus  in 
der  Heidenbekehrung  von  der  Genehmigung  König  Pippins  ab- 
hängig machte;*)  für  das  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papst- 
thum lässt  sich  endlich  geltend  machen,  dass  sich  Bonifatius  zu 
seiner  letzten  Missionsreise  sowohl  die  Genehmigung  des  Königs 
wie  die  des  apostolischen  Stuhles  ertheilen  Hess,*)  dass  für 
Willibrord  zu  der  päpstlichen  Weihe  die  ,iussio‘  des  Hausmeiers 
Pippin  von  Heristal  hinzukam  *)  und  dass  auch  der  Eriesen- 
missionar  Gregor  von  Utrecht  neben  der  päpstlichen  die  könig- 
liche ,auctoritas‘  erhielt“) 


nostro  patricio,  ut  cum  conpescat  suadentes,  paternis  litte ris  seripsimus. 
Auch  diesem  Bischof  scheint  Missionsthätigkeit  anvertraut  gewesen  zu  sein. 

')  Oben  § 2 S.  9 Anm.  5 und  6. 

*)  Oben  § 10  S.  91  Anm.  1. 

*)  PassioS.  Bonifatii  bei  J affe III S.477:  Novissime autem  precepto 
Romani  pontificis  et  consilio  venerandi  principis  Pippini  et  synodalis  auc- 
toritatis  liccntia  et  omnium  episcoporum  et  abbatum  nec  non  canonicorum 
et  monachorum  omniumque  christianorum  ad  suam  diocesim  pertinentium, 
profectus  eat.  Vgl.  oben  § 11  S.  109  Anm.  5. 

*)  V ita  S.  Willibrordi  lib.  I c.  8 bei  Jaffe  VI  S.  46:  Accepta  etiam 
apostolicae  auctoritatis  benedictione,  cum  maiore  fidutia  devotus  verbi  Dei 
praedicator  ad  praefatum  Francorum  ducem  regressus  cst.  Qui  eum  cum 
summa  honoris  magnificentia  receptum,  cum  suae  potestatis  iussione  (wohl 
“ ■ Schutzbrief,  wie  bei  Bonifatius)  in  opus  euangelii  direxib 

‘)  Vita  Oregorii  abbatis  Traiectensis  e.  14  bei  Habil  Ion,  Acta  Sanc- 
torum,  saec.  III  pars  2,  Venetiis  1784,  S.  298:  Beatus  Gregorius  a Stephano 
apostolicae  sedis  praesule  et  ab  illustri  et  religioso  rege  Pippino  suscepit 
auctoritatem  seminandi  verbum  Bei  in  Fresonia. 
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Abschnitt  YII. 

§ 13- 

Der  Papst  und  die  Klöster. 

Wiewohl  das  Kloster  wesen  im  Prankenreiche  seit  dem  6.  Jahr- 
hundert zu  bedeutender  Entwickelung  gediehen  war,  finden  wir 
Beziehungen  des  Papst th ums  zu  den  fränkischen  Klöstern  nur 
in  äusserst  wenigen  Fällen  überliefert.  Wenn  wir  absehen  von 
einer  Reihe  gefälschter  ’)  oder  doch  in  höchstem  Maasse  ver- 
dächtiger *)  Urkunden  und  wenn  wir  ferner  absehen  von  den 
Privilegien  der  Päpste  Hadrian  I.  (772—795),  Leo  IH.  (795—816) 
und  Stephan  IV.  (816 — 817)  für  das  Kloster  Reichenau,  deren 
Existenz  aus  einer  Urkunde  des  Papstes  Innocenz  III.  v.  J.  1207 
ersichtlich  ist,*)  über  deren  Inhalt  sich  jedoch  nichts  Näheres 


')  Vgl.  1)  aus  der  Zeit  vor  Bonifaz  die  Urkunden  bei  Jaffe,  Reg. 
No.  2047  f.  S.  228,  2074— 2077JS.  232,  2083-2084  S.  234,  2087  S.  235,  2127  f. 
S.  242  (hierzu  vgl.  oben  § 1 S.  6 Anm.  6);  aus  der  späteren  Zeit:  2)  die 
beiden  Privilegien  für  Hersfeld  (Jaffe  No.  2383  f.  S.  286,  Wenk,  hessische 
Landesgeschichte  mit  einem  Urkundenbuch,  Frankfurt  und  Leipzig  1789, 
Urkunde  2 ;und  3 S.  4 und  5 und  dazu  Rettberg  I S.  677  f.,  Abel  I 
S.  206,  Harttung  S.  140  f.;  3)  das  Privileg  Hadrians  L für  St.  Denys  v.  J. 
786  (Mansi  XII  S.  832,  Jaffe  No.  2454  S.  300  und  darüber  Hinschius  II 
S.  335  f.  Anm.  2 gegen  Abel  I S.  547);  4)  das  Privileg  Hadrians  I.  für 
das  Martinskloster  zu  Tours  v.  J.  786  (Jaffe  No.  2452  S.  300,  Hinschius 
a.  a.  O.).  Abel  I S.  546  Anm.  3,  Harttung  S.  119  ff. 

*)  V erdächtig  sind:  1)  die  bei  Mansi  XI  S.  103  f.  abgedruckte  Urkunde 
des  Papstes  Adeodatus  (672 — 676)  für  das  Martinskloster  zu  Tours.  Vgl. 
darüber  (gegen  Hinschius  II  S.  5 Anm.  3,  Richter-Dove  S.  60  Anm.  1 
und  Blumenstock,  Der  päpstliche  Schutz  im  Mittelalter,  Innsbruck  1890, 
S.  29)  Harttung  S.  120,  JaffS  No.  2105  S.  237,  Dahn  S.  717  und  oben 
§ 1 S.  6 Anm.  9 sub  d;  2)  die  Urkunde  Stephans  II.  für  Fulrad  von  St.  Denys 
v.  J.  757,  Jaffe  No.  2331  S.  276,  welche  in  beiden  bei  Mansi  XII  S.  551 
abgedruckten  Formen  günstigenfalls  als  unzuverlässige  Ueberarbeitung  eines 
verloren  gegangenen  Originals  erscheint.  Vgl.  Hinschius  II  S.  335  Anm.  2, 
Harttung  S.  70  ff.  und  auch  Blumenstock  a.  a.  O.  S.  31;  3)  die  das 
Salvatorkloster  zu  Fulda  betreffenden  Urkunden  Gregors  IV.  v.  J.  828.  Vgl. 
(gegen  Blumenstock  S.  30)  Jaffe  No.  2568  , 2569  S.  323,  Harttung 
S.  370. 

s)  Jaff*  No.  2488  S.  306,  2538  S.316,  2543  S.  317,  Potthast,  Regesta 
pontificum  Romanorum,  vol.  II,  Berolini  1875,  S.  2050  No.  3056a  — 25550. 
Die  Urkunde  ist  abgedruckt  bei  Neugast,  Fpiscopatus  Constantiensis,  p.  I 
tom.  II,  Friburgi  Brisgoviae  1862,  No.  22  S.  608;  ihr  hier  in  Betracht 
kommender  Text  lautet:  Augense  Monasterium,  quod  utique  beati  Petri 
iuna  existit  ...  ad  exemplar  felicis  recordationis  predecessorum  nostrorum 
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feststellen  lässt,1)  so  bleiben  nur  die  folgenden  beiden  Fälle  übrig: 
Bonifatius  erhielt  im  Jahre  757  für  das  von  ihm  gegründete  Kloster 
Fulda  ein  Privileg  des  Papstes  Zacharias,  der  Abt  Angilbert  im 
Jahre  800  ein  solches  des  Papstes  Leo  III.  für  das  Kloster  des 
hl.  Salvator  und  des  hl.  Richar  zu  Centula.  Beide  Urkunden 
bedürfen  der  näheren  Betrachtung. 

Das  Fuldaische  Privileg  des  Papstes  Zacharias,*)  welches 
noch  Rettberg*)  und  Hahn4)  für  eine  Fälschung  hielten, 
dessen  inhaltliche  Echtheit  (wenn  auch  nicht  die  Originalität 
der  überlieferten  Formen)  aber  seit  den  eingehenden  Unter- 
suchungen von  Sickel*)  und  Harttung*)  zweifellos  ist,7) 
schliesst  sich  eng  an  das  für  Klosterprivilegien  übliche  Schema 
der  römischen  Kanzlei  an  *)  und  bestimmt  unter  Androhung  des 
Bannes  gegen  Jedermann,  der  das  Privileg  verletzen  würde,*) 


Romanorum  pontificum,  Adriani,  Leonis,  Stephani,  Johannis  . . . sab  sancte 
Romane  ecclesie  tutela  et  protectione  sascipimus  et  omnem  libertatem,  a 
prefatis  a predeceisoribus  nostris  eidem  collatam,  preaenti  sibi  privilegio 
confirmamus. 

■)  Dass  schon  die  Bullen  dieser  Päpste  „Exemtionsurkunden“  waren, 
wie  Blumenstock  S.  30  meint,  folgt  aus  der  Bulle  des  Papstes  Innooenz in. 
nicht  mit  Nothwendigkeit. 

*)  Jaffe  III  Mo.  SO  S.  222.  Zacharias  schreibt  an  Bonifatius:  Petisti 
ut  monasterium  . . . a te  fundatum  esse  . . . illud  . . . monasterium  nomini 
tuo  privilegio  sedis  apostolice  munire.  Quod,  votis  tuia  acquiescentes,  ordi- 
navimuB  iuxta  desiderium  et  petitionem  tuam.  — Heber  die  Lösung  eines 
scheinbaren  Widerspruches  zwischen  dem  Inhalte  der  von  Bonifatius  aus- 
gesprochenen Bitte  (Jaffe  III  Mo.  79  S.  219  f.)  und  dem  Inhalte  des 
Privilegs  (Rettberg  I S.  614  f.)  vgl.  Oelsner  S.  68  f. 

*)  Rettberg  I S.  616  ff.,  II  S.  677. 

4)  Hahn,  Exkurs  26  8.  227. 

*)  Sickel,  Beiträge  zur  Diplomatik  II,  40,  IV,  49,  Wiener  Sitzungs- 
berichte 39  S.  142,  47  S.  611. 

•)  Harttung,  dipl.  Forschungen,  S.  193—366. 

*)  Auch  Kaufmann  S.  286,  361,  Dahn  S.  864,  Philipps,  Kirchen- 
recht, Bd.  7 Abth.  2 (Regensburg  1872)  S.  936  f. , v.  Buss  S.  318  ff.  und 
v.  Scherer  ebenda  Anm.  1,  Blumenstock  in  der  oben  S.  122  Anm.  2 
oitierten  Schrift  S.  29,  Oelsner  S.  60  ff.,  Hauck  I S.  636  £ und  Moeller 
S.  76  nehmen  die  Echtheit  des  Privilegs  an;  Waitz  III  S.  435  Anm.  4 
äussert  sich  über  diese  Frage  nicht.  Bei  Riohter,  Annalen  II  findet  sich 
ein  Widerspruch  zwischen  S.  1 Anm.  a und  S.  666,  der  sich  jedoch  daraus 
erklärt,  dass  die  erste  Hälfte  der  AbtheUung  Q von  Richter,  die  zweite 
von  Kohl  entworfen  ist. 

*)  Vgl.  Jaffö  III  8.  228  Anm.  1,  Sickel,  über  diuroua  S.  23  f., 
de  Roziere  S.  68  ff. 

•)  Oben  § 8 8.  73  Anm.  6. 
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dass  Fulda  dem  apostolischen  Stuhle  allein  und  unmittelbar 
unterworfen  und  von  jedem  Eingriffe  eines  Geistlichen  befreit 
sein  solle.1) 

Für  fränkische*)  Klöster  enthält  dies  Privileg  eine  Neuerung 
oder  wenigstens  den  ersten  nachweisbaren  Fall;  im  Uebrigen 
bilden  ein  Analogon  die  Bestimmung  des  Papstes  Sergius,  dass 
Utrecht,  und  die  Bestimmung  des  Papstes  Zacharias,  dass  Würz- 
burg, Erfurt  und  Büraburg  sowie  Utrecht  unmittelbar  dem  päpst- 
lichen Stuhle  unterworfen  und  keinem  Metropolitanverbande  zu- 
gehörig sein  sollten.8) 

Während  aber  staatlicherseits  die  unmittelbare  Beziehung 
der  vorgenannten  ßisthümer  zum  Papste  wahrscheinlich  unberück- 
sichtigt geblieben  ist,4)  hat  uns  der  Biograph  des  Bonifatius, 
Othlo,  eine  — ebenfalls  ihrer  Echtheit  nach  früher  lebhaft  ange- 
zweifelte 5)  — Urkunde  König  Pippins  überliefert,  durch  welche 
er  mit  Genehmigung  seiner  Bischöfe  und  der  übrigen  Getreuen 
das  päpstliche  Privileg  unter  wörtlicher  Anlehnung  an  dasselbe  im 
Allgemeinen  (mit  Ausschluss  allein  der  päpstlichen  Jurisdiktion*)) 
bestätigt.  ’) 


’)  Der  hauptsächlichste  Inhalt  des  Privilegs  lautet  nach  dem  Karlsruher 
Codex,  von  welchem  der  Münchener  im  Wesentlichen  nur  durch  andere 
Schreibweise  und  Stellung  einzelner  Worte  abweicht,  folgendennassen:  Quia 
postulasti  a nohis,  quatenus  monasterium  ....  privilegii  sedis  apostolicae 
infulis  decoretur,  ut  sub  iurisdicione  sanctae  nostrae,  cui  Deo  auctore 
deservimus,  eclesiae  constitutum,  nullius  alterius  eclesiae  iurisdicionibns 
submittatur;  pro  qua  re  piis  desideriis  faventes,  hac  nostra  auctoritate  id, 
quod  exposcitur,  effcctui  mancipamus.  Et  ideo  omnem  cuiuslibet  eclesiae 
sacerdotem  in  praefato  monasterio  dicionem  quamlibet  habere  aut  auctori- 
tatem  praeter  sedem  apostolicam  prohibemus:  ita  ut,  nisi  ab  abbate  monasterii 
fuerit  invitatus,  nec  missarum  ibidem  solempnitatem  quispiam  praeaumat 
omnimodo  celebrare,  ut  profecto,  iuxta  id  quod  subiectum  apostolicae  sedi 
firmitate  privilegii  consistit,  inconcusse  dotatum  permaneat  locis  ct  rebus. 
Der  Karlsruher  Codex  enthält  dann  noch  den  Vermerk,  dass  sich  vorstehendes 
Privilegium  auch  auf  den  späteren  Erwerb  des  Klosters  beziehe.  Beide 
Codices  schliessen  endlich  mit  der  Banndrohung  (oben  § 8 S.  73  Asm. 

*)  Für  angelsächsische  Klöster  waren  derartige  Privilegien  schon 
seit  längerer  Zeit  üblich  gewesen;  vgl.  Pfahl  er  S.  255. 

s)  Oben  § 11  S.  105  Anm.  5 und  unten  § 15  S.  142  Anm.  1 a.  E. 

*)  Ebenda. 

4)  Vgl-  gegen  H arttung  S.  220,234,263  die  Bemerkungen  bei  Boehmer- 
Müh  Ibach  er  S.  31  No.  70,  Sickel,  Beiträge  IV  S.  598—609,  O eis n er  S.  65. 

•)  Genaueres  hierüber  unten  § 17. 

1)ExOthloniVitaS.Bonif.  bei  Jaffd  III  S.  500  (Sickel,  Urkunden 
P.  7 S.  2):  Quia  veneranda  paternitas  tua  nostram  excellentiam  postulavit  pro 
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Dieser  Umstand  und  ebenso  eine  spätere  Rechtsprechung 
Karls  und  seiner  Bischöfe,  durch  welche  eine  von  dem  Würz- 
burger Bischof  Bernwolf  vorgeuommene  Ordination  für  unstatthaft 
erklärt  worden  ist,1)  beweisen,  dass  dem  Privilegium  des  Zacharias 
nicht  nur  formelle,  sondern  auch  materielle  Anerkennung  zu 
Theil  wurde. 

Das  Privileg  für  Angilbert  wurde  am  Tage  der  Kaiser- 
krönung Karls  (25.  Dezember  800)  verliehen  und  zwar  auf  Bitte  des 
Angilbert  selbst  sowie  des  Bischofs  Jesse  von  Amiens  und  des 
Kaisers.*)  Sein  Inhalt8)  geht  dahin,  das  Kloster  solle  unabhängig 


monaaterio,  quod  a te  noviter  constructura’est  . . . ut,  aicut  ex  auctoritate 
aancti  Petri  principis  apoatolorum , pro  quo  legatione  fungeris,  privilegio 
aedia  apoatolicae  sublimatum  esse  conatat,  ita  etiam  noatrae  auctoritatia 
praecepto  roboretar,  plaouit  nobia  petitionibus  tuis  aaseuaum  praebere.  Et 
ideo  hane  noatrae  praeceptionia  seriem  . . . conacribi  iuaaimua.  Per  quam 
privilegium  aedia  apoBtoiicae  . . . cum  conaenau  epiacoporum  caeterorumque 
fidelium  noatrorum  per  omnia  roboramus;  praecipientes,  ut  nullua  sacerdotum 
in  regno  noatro  ...  in  praefato  monaaterio  ditionem  aliquam  aibi  vendicet 
praeter  aedem  apostolicam,  ita  ut,  ni8i  ab  abbate  monaaterii  fuerit  invitatua, 
nec  miesarum  aollemnia  ibidem  quiaquam  praeaumat  celebrare,  aed  iuxta  id, 
qnod  aubiectum  conatat  apoatolicae  sedi,  firmitate  privilegii  inconcuaae  robo- 
ratum  permaneat.  Es  folgt  die  Ausdehnung  dea  Privilegs  auf  den  künftigen 
Erwerb  des  Klosters  und  die  Bemerkung,  dass  die  Zuwiderhandelnden  der 
päpstliche  Bann  gemäss  dem  Privileg  treffen  solle  (oben  § 8 S.  76  Anm.  7). 

')  Oelsner  S.  64,  Duemmler,  Ueber  eine  verschollene  Fuldiache 
Briefsammlung  des  9.  Jahrhunderts  (Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  V) 
8.  369,  Boehmer-Will  S.  46  No.  7.  — Unrichtig  daher  Abel  I S.  516, 
indem  er  einen  andern  Vorfall  als  „die  einzige  Massregel  von  Bedeutung, 
die  aus  der  Amtsführung  Bernwelfs  überliefert  ist“,  ansieht. 

*)  Vgl.  in  der  folgenden  Anmerkung  die  Worte:  pro  voto  excellentissimi 
filii  noatri  gloriosi  augusti  Karoli. 

’)  Das  Privileg  ist  überliefert  durch  Mabillon,  Annales  Ordinia  S. 
Benedicti,  tom.  II,  Lutetiae-Parisiorum  1704,  p.  349;  Mabillon  selbst  be- 
merkt dazu:  Eiua  privilegii  fragmentum  Paulus  Petavius  in  syntagmate 
Nithardi  retulit  ex  codice  olim  suo,  nunc  bibliothecae  Ottobonianae.  Die 
wichtigsten  Bestimmungendes  Privilegs  sind  nachstehende:  Leo  episcopus  . . . 
Omnibus  arcbiepiacopia  et  episcopis  per  totam  Gallium  constitutia. . . . Decre- 
vimua  suggestione  fratris  et  coepiscopi  nostri  Jesae  Ambianeuaium  antistitia, 
simulque  Angilberti  abbatis,  quam  in  praesentia  gloriosi  atque  excellentissimi 
filii  nostri  Karoli,  quem  auctore  Deo  in  defensionem  et  proventum  sanctae 
universalia  ecclesiae  in  augustum  hodie  aacravimus,  nobia  intimarunt,  paterna 
pietate  suscipere  atque  banc  pastorali  aollicitudine  confirmare.  Dccernendo 
igitur  atatuimua  et  beati  Petri  apoatolorum  principis  auctoritate  aancimus, 
ut  monasterium  sancti  Salvatoris  sanctique  Richard  confessoria,  situm  in 
pago  Pontivo,  vico  Centula  ....  cui  scilicet  memoratus  abba  Angilbertus 
praeesae  cognoacitur,  immune  ac  quietum,  et  omnimodia  liberum  eit,  ut  nemo 
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und  frei  sein  von  Eingriffen  der  Könige,  der  Bischöfe  und  anderer 
Machthaber,  speziell  auch  des  Bischofs  von  Amiens,  sofern  dieser 
nicht  durch  besondere  Aufforderung  des  Abtes  zur  Vornahme 
kirchlicher  oder  kirchenregimentlicher  Handlungen  ermächtigt 
werden  würde;  der  Besitzstand  des  Klosters  und  die  Anordnungen 
des  Abtes  sollen  vor  jeder  Anfechtung  geschützt  bleiben,  die 
Abtwahl  solle  lediglich  von  dem  Willen  der  Klosterbrüder  und 
der  Zustimmung  des  Frankenkönigs  abhüngen;  ferner  dürfe  den 
Abt  „unter  dem  Vorwände  eines  Konzils  oder  einer  Synode 
Niemand,  ausgenommen  allein  auf  Ermächtigung  des  römischen 
Stuhles,  irgendwohin  kommen  heissen,  berufen  oder  einladen“. *) 
Die  in  letzterer  Bestimmung  zum  Ausdruck  gebrachte  Be- 
fugnis des  Papstes,  das  Kloster  und  seinen  Vorsteher  im  Einzel- 
falle den  Anordnungen  der  Episkopalversammlungen  zu  unter- 
werfen und  so  den  für  Klöster  gültigen  Normalzustand  wieder- 
herzustellen, versteht  sich  insofern  von  selbst,  als  Rom  es  ist, 
welches  das  Privileg  ertheilt,  also  auch  nur  Rom  es  sein  konnte, 
welches  Ausnahmevorschriften  von  dem  Inhalte  des  Privilegs 
treffen  durfte.  Weitergehende  Vorrechte  des  päpstlichen 
Stuhles  sind  in  dem  Privileg  nicht  enthalten  und  es  muss  als 
Irrthum,  mindestens  aber  als  unzulässige  Uebertreibung  bezeichnet 
werden,  wenn  Jaffd-Ewald’)  aus  dem  Privileg  eine  unmittelbare 


regum,  nemo  pontificum,  vel  alterius  cuiuslibet  poteatatis,  nunc  et  per  futura 
tempora  ipaius  loci  abbatem  qualicumque  nomine  commovere  aut  inquietare 
conetur,  nee  in  rebus  ad  eundem  locum  pertineutibus  ullam  dominationem 
aut  ordinationem,  seu  praeoocupationem  vel  diminutionem  usurpare  attentet: 
sed  abbas  loci  ipaius  hoc  praeeenti  apostolicae  auctoritatia  privilegio  fretua, 
omnia  . . . libere  et  quiete  posaideat  atque  inconcusse  ordinet  et  diaponat; 
neque  concilii  aut  aynodi  obtentu  eum  quiaquam,  excepta  dumtaxat  Romanae 
aedia  auctoritate,  quolibet  venire  aut  vocare,  vel  invitare  praesumat : quatenus 
laus  et  honor  Dei  omnipotentis  in  eodem  loco  pro  voto  excellentisBimi  filü 
nostri  glorioai  augusti  Karoli,  quanto  liberius,  tanto  aollicitius  et  accumulatius 
in  perpetuum  celebretur.  . . . Nec  in  aliquo  epiacopua  Ambianicae  aedia  de 
ecclesiis  aut  clericia  eiuadem  loci  se  intromittat,  nisi  forte  voluntaa  abbatis 
illum  rogando  invitaverit,  ut  aliquam  consecrationem  vel  ordinationem,  seu 
preedicationem  aut  inveatituram  exerceat.  . . . Cum  vero  abbaa  loci  de  hac 
vita  migreverit,  nulla  poteataa,  nullaque  nobilitaa  mundi  in  eligendo  abbate, 
aive  loci  procuratione  praevaleat:  sed  in  fratrum  arbitrio  conaiatat,  ut  quem- 
cumque  . . . eligeriut,  bunc,  annuente  rege  Francorum,  qui  tune  fuerit, 
sortiantur  abbatem.  Die  Banndrobung,  welche  den  Schluss  des  Privilegs 
bildet,  ist  oben  § 8 S.  75  Anm.  3 abgedruckt. 

l)  Wegen  dieses  Satzes  vgl.  unten  § 17. 

*)  Bei  J affe,  Reg.  No.  2504  S.  310;  hier  wird  als  Inhalt  dea  Privilegs  an- 
gegeben, dass  der  Papst  Omnibus  arohiepiscopis  et  episcopis  per  totam  Qalliam 
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Unterordnung  des  Klosters  unter  Rom  herauslesen.  Das  Kloster 
sollte  — von  jener  einen  Möglichkeit  abgesehen  — von  Rom  selbst 
ebenso  unabhängig  sein,  wie  von  den  Episkopalversammlungen, 
wie  vom  Diözesanbischof  von  Amiens  und  wie  — ausgenommen 
hinsichtlich  der  Abtwahl  — von  der  weltlichen  Macht. 

Mühlbach  er,1)  dem  sich  J affd-  Ewald  *)  anschliesst,*) 
hält  das  Privileg  für  „unecht  und  daher  geschichtlich  werthlos“, 
ohne  indessen  seine  Ansicht  näher  zu  begründen.  In  Wahrheit 
lassen  sich  diplomatische  Argumente  gegen  die  Urkunde  nicht 
Vorbringen4)  und  auch  ihr  Inhalt  bietet  nichts  Ungewöhnliches 
Bedenkliches,  wenn  man  erwägt,  dass  er  sich  im  Allgemeinen 
mit  dem  Inhalte  des  Privilegs  für  Fulda  deckt  und,  was  im 
Besonderen  die  Stellung  Roms  zu  dem  Kloster  anbetrifft,  hinter 
den  Anordnungen  der  Urkunde  für  Fulda  sogar  zurückbleibt. 

Auf  die  Bestimmungen  der  Letzteren  muss  noch  mit  einigen 
Worten  zurückgegangen  werden. 

Die  unmittelbare  Unterordnung  eines  Klosters  unter  den 
römischen  Stuhl  hätte,  wenn  sie  häufiger  vorgekommen  wäre,  auf 
die  streng -nationale  Basis  des  fränkischen  Staatskirchenrechts  zer- 
störend wirken  können.*)  Die  Nichtexistenz  ähnlicher  Privilegien*) 
in  Verbindung  mit  dem  Umstande,  dass  uns  Klosterprivilegien 
an  sich  aus  jener  Zeit  in  grosser  Anzahl  erhalten  sind,  ergiebt 
aber,  dass  wir  in  dem  Privileg  für  Fulda  einen  ganz  vereinzelten 
Fall  erblicken  müssen,  welcher  ausnahmsweise  zu  Gunsten  des 
Bonifatius,7)  des  bewährten  Reorganisators  der  fränkischen  Kirche, 
zugelassen  wurde.  Zugleich  beweist  das  Privilegium  des  Königs, 


nuntiat,  se  monasterium  Centulense  sub  unius  sedis  Romanae 
potestatem  redegisse.  Aehnlich  meint  'l’hijm,  Karel  S.  439  (vgl.  Karl 
S.  285),  das  Privileg  babe  de  omnidellijke  afhankelijkheid  van  Rome  bestimmt. 

*)  Boehmer-Mühlbacher  No.  362d,  S.  148. 

«)  JaffÄ  a.  a.  O. 

')  Neutral  verbält  sich  zu  dieser  Präge  Simaon  bei  Abel  II  S.  209 
Anm.  2,  für  echt  hält  das  Privileg  Thijm,  Karel  S.  439,  Karl  S.  285. 

4)  Insbesondere  ist  zu  bemerken,  dass  die  historischen  Thatsaohen, 
welche  die  Urkunde  erwähnt  — Karls  Kaiserkrönnng  durch  den  Papst 
sowie  die  Anwesenheit  des  Abtes  Angilbert  und  des  Bischofs  Jesse  zu  Rom; 
vgl.  zu  letzterem  Punkte  Abel  II  8.  187  Anm.  1 — durch  anderweitiges 
Quellenmaterial  genugsam  bestätigt  sind. 

*)  VgL  Kaufmann  S.  286,  861. 

*)  Ungenau  fasst  Richter-Do ve  S.  60  das  Privileg  für  Fulda  nur 
als  ein  Beispiel  für  etwas,  was  häufig  der  Fall  gewesen  sei,  auf. 

*)  Das  hebt  der  Eingang  des  Privilegs  hervor:  Othlo  bei  Jaff6  III 
S.  500  (oben  8.  124  Anm.  7). 
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dass  die  päpstliche  Anordnung  nur  bei  ausdrücklicher  staatlicher 
Genehmigung  Rechtswirksamkeit  gewinnen  konnte;  die  ähnlichen 
Anordnungen  der  Päpste  für  die  Bisthümer  Utrecht,  Würzburg 
und  Büraburg  mussten  schon  darum  ohne  Bedeutung  bleiben, 
weil  ihnen  die  Bestätigung  des  Pürsten  fehlte.  *) 

Während  es  sich  bei  Fulda  um  königliche  Bestätigung  eines 
päpstlichen  Privilegs  handelt,  lässt  sich  der  umgekehrte  — zur 
Merovingerzeit  bisweilen  begegnende s)  — Fall  der  päpstlichen 
Bestätigung  eines  königlichen  Klosterprivilegs  nicht  nachweisen. 


Abschnitt  VIII. 

Der  Papst  und  die  Kirchenämter. 

§ 14- 

Die  Neueinrichtung  und  Abgrenzung  von  Kircheuämtern. 

Bei  der  Neueinrichtung  von  Bisthümern  lässt  sich  eine  Mit- 
wirkung des  Papstes  nur  in  einem  Falle  nachweisen , *)  nämlich 
als  Bonifatius  in  Thüringen  die  drei  Bisthümer  W ürzburg,  Büra- 
burg und  Erfurt  gegründet  hatte.  Doch  wurde,  wie  wir  in  § 11 
gesehen  haben,  der  päpstlichen  Bestätigung  für  die  neuen  Bis- 
thümer von  dem  Hausmeier  Karlmann  keine  Beachtung  geschenkt. 


')  Ueber  die  weitere  Entwickelung  des  päpstlichen  Klosterschutzes  und 
die  päpstlichen  Privilegien  in  der  zweiten  Hälfte  des  neunten  Jahrhunderts 
s.  Blumenstock  8.  30  f. 

*)  Vgl.  meine  Merovingerzeit  8.  12. 

*)  Nach  der  Unterwerfung  Sachsens  hat  Karl  daselbst  Bisthümer  ohne 
jede  päpstliche  Mitwirkung  eingerichtet.  Vgl.  Ann.  Lauresh.  ad  a.  780 
M.  G.  SS.  I S.  31 : Domnus  rez  Carlus  . . . divisit  . . . ipsam  patriam  inter 
episoopos  et  pres byteros  seu  et  abbates.  Ueber  eine  gefälschte  Urkunde,  wonach 
das  Bisthum  Paderborn  von  Karl:  Adriani  papae  praecepto  eingerichtet  sei, 
vgl.  Abel  I S.  362  Anm.  4,  Boehmer-Mühlbacher  No.  841  S.  309.  — 
Ueber  eine  fernere  Fälschung,  wonach  Karl  das  Kocht  der  Bischofsernennung 
nur  einem  Privilegium  Hadrians  v.  J.  774  verdankt,  s.  unten  S.  133  Anm.  2. 
— Zweifellos  gefälscht  (bei  de  Lezardiere  II  S.  304  sub  V als  echt  an- 
genommen) ist  auch  die  Urkunde  Karls  des  Grossen  für  Bremen  v.  J.  788 
(nicht  789,  wie  de  bezardiöre  a.  a.  0.  meint),  in  welcher  der  König  er- 
klärt: in  loco  Bremon  vocato  . . . episcopalem  statuimus  cathedram  . . . 
Papae  Adriani  praecepto.  Vgl.  darüber  die  erschöpfenden  Kritiken  bei 
Kettberg  II  S.  463,  Sickel,  Acta  II,  394,  Boehmer-Mühlbacher 
8.  109  No.  186,  Abel  I S.  686  ff. 
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Dagegen  bieten  uns  die  Quellen  mehrfache  Berichte  über 
eine  Mitwirkung  des  Papstes  bei  Neueinrichtung  von  Erzbis- 
thümern.  *) 

So  ist  es  Papst  Hadrian,  der  in  der  Zeit  zwischen  784  und  791 
die  Diözese  Bourges  für  ein  Erzbisthum  erklärt,*)  nachdem  der 
dortige  Bischof  Ermenbert,  den  König  Karl  zum  Papste  gesendet, 
die  Erklärung  abgegeben  hatte,  dass  er  keinem  Metropoliten 
untergeordnet  sei.*)  Es  ist  nach  der  Fassung  der  diesbezüglichen 
Mittheilung  Hadrians  an  Karl  nicht  bestimmt  ersichtlich,  aber 
wahrscheinlich,  dass  die  durch  Ermenbert  dem  Papste  über- 
brachte Bitte  des  Königs  nicht  nur  auf  Ertheilung  des  Palliums 
für  Ermenbert,  sondern  zugleich  auch  auf  Bestätigung  der  Metro- 
politätsqualität  für  Bourges  gerichtet  war. 

Etwa  ein  Jahrzehnt  später  ordnete  auf  Wunsch  König  Karls  der 
Papst  Leo  HI.  dem  neuernannten  Erzbischof  Arno  von  Salzburg 4) 
die  Bisthümer  Brixen,  Freising,  Regensburg  und  Neuburg  unter, 
indem  er  hiervon  den  augenblicklichen  Inhabern  der  betreffenden 
Diözesen  Nachricht  gab.6) 

Ferner  geht  die  Frankfurter  Reichs  Versammlung  vom  Jahre 
794*)  in  einem  Grenzstreite  zwischen  Vienne  und  Arles  auf  die 
Bestimmungen  früherer  Päpste  zurück,  wonach  Vienne  vier,  Arles 
neun  Suffraganbisthümer  habe,  denen  es  selbst  als  Metropole 
übergeordnet  sei.  Dieselbe  Reichsversammlung  macht  in  dem 

')  Dies  Mitwirkungsrecht  des  Papstes  ist  durchweg  übersehen  wordeD, 
auch  von  Staudenmaier,  Geschichte  der  Bischofswahlen,  Tübingen  1830, 
S.  80  ff.,  108  ff.,  Dove  in  dem  Vortrage  über  die  Geschichte  der  Bisobofs- 
wahlen  (Zeitschrift  für  Kirchenrecht  Bd.  XIX,  Freiburg  i.  Br.  und  Tübingen 
1884,  8. 184  ff.)  S.  186  und  Fustel  de  Coulanges  8.  628.  Auch  Friedberg 
§ 112  8.  281  f.  datiert  es  erst  aus  viel  späterer  Zeit,  nämlich  aus  der  Zeit 
der  deutschen  Könige. 

*)  Jaffe  IV  No.  95  8.  278  f.,  unten  § 15  8.  144  Anm.  2. 

*)  a.  a.  O.  S.  278 : Quatenua  — ignorantes,  si  canonice  provinciae  partibus 
illia  iam  Ordinate  tarn  a predecessoribus  nostris  quamque  a nobis  fuisset  — 
enuoleacius  eum  indagari  curavimus ; nec  usurpationis  locus  aliquid  sacerdotes 
in  alterius  concedatur.  Qui  prefatus  sanotissimus  vir  nobis  confessus  eet: 
nt  sub  nullius  arcbiepisoopi  iurisdicione  esse  videretur. 

*)  Vgl  unten  § 15  8.  144  f. 

‘)  Vgl.  ebenda  8.  144  Anm.  4. 

*)  Synodus  Francono  für tensisc.  8 bei  Boretius,  Capitularia  8.  75: 
altercatione  Ursione  Viennensis  episcopi  et  advocato  Elifanto  Arelatensis 
episeopi  lectae  sunt  epistolae  beati  Gregorii,  Zosimi,  Leonis  et  Simmachi, 
quae  difinierunt  eo  quod  Viennensis  ecclesia  quattuor  suffraganeas  habere 
sedes  deberet,  quibus  illa  quinta  praemineret;  ad  Arelatensis  ecclesia  novetn 
suffraganeas  habere  deberet,  quibus  ipsa  praemineret. 

Weyi,  Papitthum  unter  den  Karolingora.  9 
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Grenzstreite  zwischen  Moustier  en  Tarentaise,  Aix  und  Embrun 
die  Entscheidung  von  den  Erklärungen  des  Papstes  abhängig. l) 
Endlich  nimmt  bei  einem  Grenzstreite  der  Erzbischöfe  von  Salz- 
burg und  Aquileia  in  den  Jahren  811  und  819  die  kaiserliche 
Entscheidung  auf  frühere  päpstliche  Privilegien  Rücksicht.*)  Arno 
von  Salzburg  berief  sich  nämlich  auf  die  Anordnungen  der  Päpste 
Zacharias,  Stephan  II.  und  Paulus,  wonach  der  streitige  Bezirk 
Kärnthen  seiner  Erzdiözese  zugeordnet  sei;  Ursus  von  Aquileia 
berief  sich,  um  die  Zugehörigkeit  Kärnthens  zu  Aquileia  nach- 
zuweisen, auf  Synodalakten  aus  der  Zeit  seiner  Vorgänger.  Karl 

')  Synodue  Franconofurtensis  ibid.:  De  Tarentaaia  vero  et  Eber- 
duno  sive  Aquia  legatio  facta  est  ad  sedem  apostolicam;  et  qnicquid  per 
pontificem  Romanae  eccleaiae  definitum  fuerit,  hoc  teneatur.  Mit  Unrecht 
generalisiert  — wenigstens  anscheinend  — den  Schlusspassus  Zorn  S.  78 
Asm.  3.  Ebenso  wie  vorstehend  verwiesen  i.  J.  827  in  einem  Streite  der 
italienischen  Patriarchen  von  Aquileia  und  Grado,  die  lediglich  den  Ehren- 
titel „Patriarchen“  führten,  in  Wahrheit  aber  nur  Metropoliten  waren  (vgl. 
Uinschius  I S.  667),  die  beiden  Kaiser  Ludwig  der  Fromme  und  Lotbar 
den  Patriarchen  von  Grado  an  den  Papst  und  übertrugen  die  Entscheidung 
später  einer  Synode  zu  Mantua,  an  welcher  sowohl  kaiserliche  wie  päpstliche 
Abgeordnete  theilnahmen.  Vgl.  Simson  I S.  282  ff 

*)  Urkunde  Kaiser  Karls  des  Grossen  vom  14.  Juni  811  bei  Zahn  No.  4 
S.  6 f.  (vgl.  auch  Hübner,  Gerichtsurkunden  der  fränkischen  Zeit,  I.  Abth. 
[Zeitschrift  der  Savigny-  Stiftung  Bd.  XU,  germanistische  Abtheilung,  An- 
hang], Weimar  1891,  S.  31).  Die  beiden  Patriarchen  sind  bei  Karl  erschienen, 
um  entscheiden  zu  lassen,  wessen  ErzbiBthume  die  provincia  Karantana  zuge- 
höre; hier  heisst  es  nun  auf  S.  6:  Nam  Ursus  patriareba antiquam  se  auotoritatem 
habere  aBserebat  et  quod  tempore  antequam  Ytalia  a Langobardis  fuisset  invasa, 
per  synodalia  gesta  que  tune  temporis  ab  antecessoribus  suis  Aquilegensis 
ecolesie  rectoribus  agebantur,  ostendi  posse,  predicte  Karantane  provincie 
oivitates  ad  Aquilegiam  esse  subiectas.  Arno  vero  archiepiscopus  asserebat  se 
auctoritatem  habere  pontificum  sancte  Romane  ecclesie,  Zacharie,  Stephani 
atque  Pauli  quorum  preceptis  et  confirmacionibus  predicta  provincia  tempore 
antecessorum  suorum  ad  luvavensis  ecclesie  dyocesim  fuisset  iniuncta.  Nos 
autem  ....  predictam  provinciam  Karantanorum  ita  inter  (eos)  dividere 
iussimus,  ut  Dravus  fluvius  qui  per  mediam  illam  provinciam  currit,  terminus 
ambarum  dyo(ce)seon  esset ....  Neque  enim  iustior  nobis  super  huiuscemodi 
disceptacione  sentencia  proferenda  videbatur,  quam  ut  divisio  inter  eos  illius 
provincie  ....  quia  nos  earundem  auctoritatum  neutram  falsam,  neutram 
infirmam  facere  voluimus,  quia  una  antiquitate,  altera  Romane  ecclesie 
sublimitate  precellebat.  — Mit  fast  wörtlicher  Uebereinstimmung  referiert 
den  Inhalt  der  vorstehenden  Urkunde  diejenige  Ludwigs  des  Frommen  vom 
27.  Dezember  819  bei  Zahn  No.  5 S.  7 ff.  Da  Arno  gebeten  hat:  ut  auc- 
toritati  paterne  atque  imperiali  nostram  eciam  iungeremus  auctoritatem,  so 
bestätigt  ihm  Ludwig  die  Entscheidung  Karls:  ut  quemadmodum  domnus 
et  genitor  noster  inter  utrasque  dyoceses  oonstituit  atque  confirmavit,  ita 
nostris  futurisque  temponbus  ratum  et  inviolabile  consistat. 
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und  Ludwig  erachteten  beide  Urkunden  für  massgebend,  erklärten, 
keine  von  beiden  (ganz)  kraftlos  machen  zu  wollen,  und  theilten 
Kämthen  so,  dass  der  Fluss  Drau  die  Scheidung  bilden  sollte. 

Aus  dem  letzteren  Falle,  der  die  päpstlichen  Privilegien  und 
die  Konzilsschlüsse  als  gleichwerthig  erscheinen  lässt,  und  aus  der 
zu  Frankfurt  betreffs  Vienne  und  Arles  getroffenen  Entscheidung 
folgt,  dass  die  Mitwirkung  des  Papstthums  bei  Regelung  von 
Grenzstreitigkeiten  nur  den  Charakter  eines  autoritativen  Gut- 
achtens hatte,  nicht  aus  einem  prinzipiellen  Ansprüche  auf  Be- 
theiligung folgte.  Massgebend  für  die  Entscheidung  selbst  war 
lediglich  der  Wille  des  Herrschers,  der  sich  mit  seinen  Gross- 
würdenträgern berieth  und  auf  die  ältere  von  Rom  aus  getroffene 
Abgrenzung  der  Metropolitan  bezirke  zurückging.  *)  *) 

Fehlte  es  dem  Herrscher  an  ausreichendem  Material  zur 
Feststellung  der  früheren  Abgrenzung,  so  wurde  — wie  die 
andere  Entscheidung  der  Frankfurter  Versammlung  lehrt  — der 
augenblickliche  Inhaber  des  apostolischen  Stuhles  befragt,  seine 
Erklärung  wurde  zur  verbindlichen  Entscheidung  erhoben.  Diese 
Anordnung  war  schon  darum  zweckmässig,  weil,  wie  es  scheint, 
die  römischen  Archive  das  Urkundenmaterial  über  die  kirchliche 
Eintheilung  der  christlichen  Länder  sorgfältig  aufbewahrt  haben. 

Diese  Schlussfolgerung,  zu  welcher  uns  die  vorgetragenen 
Quellen  berichte  führen,  wird  aufs  glänzendste  bestätigt  durch 
eine  Urkunde  des  Papstes  Hadrian  an  Bischof  Berther  von  Vienne 
v.  J.  774.  Hier  schreibt  der  Papst  dem  Bischöfe  Folgendes:*) 

*)  Irrig  ist  die  Auffassung  H ergenroethers  Bd.  I 8.  806. 

*)  Bei  Erzbischof  Anskar  von  Hamburg  (vgl.  oben  $ 10  8.  102  Anm.  6) 
handelte  es  sich  nicht  sowohl  um  die  Bestätigung  des  neuen  Erzbisthums 
Hamburg  durch  Papst  Gregor  IV.,  als  um  Bestätigung  der  Missions- 
thätigkeit  des  Anskar  und  um  Verleihung  der  Statthalterschaft  an  ihn.  Hit 
den  anderen  im  Texte  besprochenen  Fällen  lässt  sich  derjenige  des  Anskar 
auch  darum  nicht  gleichstellen,  weil  für  das  neue  Erzbisthum  Hamburg  keine 
feste  Abgrenzung  getroffen  werden  konnte.  Vgl.  über  diesen  Punkt  die  oben 
$ 10  8.  102  Anm.  6 citierten  Schriften  von  Koppmann  8.22  und  Dehio 
8.  66,  sowie  Dümmler  8.  276  und  unten  8.  138. 

‘)HugonisFlaviniacensisChronicon  lib.  I,  M.  G.  88.  VIII  8.344: 
Adrianus  episcopus  . . . Bertherio  Viennensi  episcopo  ....  Filius  noster, 
Carolus  rex  et  patricius  Romanorum,  Romam  venit,  et  pascha  Domini  apud 
Sanctum  Petrum  Dobiscum  cgit,  ubi  inter  alia  monuimus  eum  de  metropoli- 
tanorum  honore,  et  de  oivitatibus,  quae  laicis  hominibus  traditae  erant;  et 
quia  episcopalis  dignitas  fere  per  octoginta  annos  a Francis  esset  con- 
culcata.  Cum  haec  et  his  similia  gloriosus  rex  audisset,  promisit  ante 
corpus  beati  Petri  apostoli  quod  omnia  ad  emendationem  nostram  venirent. 
Unde  placuit  nobis,  ut  omnibus  archiepiacopis  et  episcopis  auctoritatem 

9* 
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König  Karl  sei  nach  Rom  gekommen  und  habe  mit  dem 
Papste  das  Osterfest  in  der  Peterskirche  gefeiert.  Dort  habe  der 
Papst  den  König  „unter  Andern»  wegen  der  Würde  der  Metro- 
politen gemahnt  und  wegen  der  an  Laien  vergebenen  Städte  und 
deswegen,  weil  die  bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  hindurch 
im  Prankenreiche  niedergetreten  sei“.  Karl  habe  versprochen, 
dass  Alles  gebessert  werden  solle.  „Daher  beschlossen  Wir  fd.  h. 
Hadrian),  allen  Erzbischöfen  und  ßischöfen  gewichtige  Briefe  zu 
senden,  damit  die  einzelnen  Metropolitanstädte,  wie  sie  mittels 
alter  Privilegien  begründet  wurden,  ebenso  bleiben  sollten,  so 
dass  jede  Metropole  die  ihr  untergebenen  Städte  habe,  welche 
der  selige  Leo  und  andere  Vorgänger  und  Nachfolger  desselben 
nach  der  Synode  von  Chalcedon  *)  den  einzelnen  Metropolen  be- 
stimmte.“ „Es  solle  keine  Kirche  irgendwelche  Schädigung  ihres 
Ranges  darum  erleiden,  weil  sie  60  oder  70  oder  80  oder  noch  mehr 
Jahre  infolge  Unrechter  Behandlung  seitens  irgendwelches  Kirchen- 
vorstehers oder  infolge  Verwüstung  durch  die  Barbaren  die  alte 
und  durch  die  Bestätigung  der  römischen  Bischöfe  gestärkte 
Würde  verloren  hat,  nachdem  sie  dieselbe  fast  ungezählte  Jahre 
auf  Anordnung  des  Geistes  Gottes  genossen  hatte.“  „Daher  haben 
wir  mit  der  Autorität  des  Apostelfürsten  Petrus  den  einzelnen 
Metropoliten  nach  alter  Sitte  ihre  Gewalt  wiedergegeben  und 
unsern  glorreichen  und  berühmten  Sohn,  den  König  Karl,  an 

litterarum  nostrarum  mitteremus,  ut  aicut  antiquis  privilegiis  singulme 
metropolitanae  urbes  fundatae  sunt,  ita  maneant,  ut  habest  unaquaeque 
metropolis  civitates  tibi  subditas,  quas  beatus  Leo  et  alii  predecessores 
et  successores  ipsius  post  Calchidonensem  sinodum  singulis  metropolitania 
distinxit.  Nee  propterea  ulla  metropolis  praeiudicium  patiatur,  si  alicui 
suffraganeorum  aut  nos  aut  praedecessor  noster  rogantibus  piis  Francorum 
ducibus  paltium  largiti  sumus.  Nec  debet  aecclesia  ullum  dampnum  sui 
ordinis  inde  sustinere,  si  per  60  aut  70  aut  80  et  eo  amplius  aunos  iniuria 
quorumcumque  praesulum  et  vaatatione  barbarorum  dignitatcm  antiqu&m 
et  Komanorum  antistitum  firmitate  roboratam  perdidit  et  amisit,  quando 
innumeris  paene  annis  illa  spiritu  Dei  disponente  usa  fuerit.  Auctoritate 
igitur  beati  Petri  apostolorum  principis  singulis  metropolitanis  antiquo  more 
potestatem  suam  reddidimus,  et  filium  nostrum  gloriosum  et  inclitum  regem 
Karolum  ante  corpus  beati  Petri  inde  rogavimus,  ut  antiquam  dignitatem 
omnes  metropolitani  haberent.  Ideo  banc  epistolam  auctoritatis  nostrae 
Omnibus  misimus,  quam  ut  et  tu  haberes  voluimus,  ut  et  tu  cognosceres 
ecclesiae  tuae  suum  privilegium,  quod  a tempore  beati  papae  Leonis  habuit, 
integre  esse  reformatum. 

')  Gemeint  ist  Papst  Leo  I.  (440 — 461)  und  das  Konzil  zu  Cbalcedon 
v.  J.  451.  lieber  die  die  Metropolen  betreffenden  Beschlüsse  des  Konzils 
vgl.  Hefele,  Conciliengeschichte,  Bd.  II  (Freiburg  i.  Br.  1866)  8.  480,  498. 
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dem  Leichname  des  hl.  Petrus  gebeten,  alle  Metropoliten  sollten 
die  alte  Würde  haben.  Daher  haben  wir  diesen  unsern  gewich- 
tigen Brief  Allen  gesendet  und  gewollt,  dass  auch  Du  ihn  habest, 
damit  auch  Du  erkennst,  dass  das  Vorrecht  Deiner  Kirche,  das 
sie  von  der  Zeit  des  seligen  Papstes  Leo  gehabt  hat,  wieder- 
hergestellt sei.“ 

Aufs  deutlichste  ergiebt  dieser  Brief  Nachstehendes:  Hadrian 
und  Karl  haben  i.  J.  774  ’)  zu  Born  miteinander  über  die  frän- 
kische Metropolitanverfassung  Rücksprache  genommen ; *)  es  wurde 
dabei  beschlossen,  die  ehemaligen  Erzdiözen  wiederherzustellen 
und  bei  Wiederbelebung  der  Metropolitan  Verfassung  diejenige 
Circumskription  zu  Grunde  zu  legen,  welche  die  früheren  Päpste 
vorgenommen  hatten;  von  dieser  Vereinbarung  und  behufs  ihrer 
Durchführung  hat  Hadrian  den  gesammten  fränkischen  Episkopat 
in  Kenntnis  gesetzt. 

Freilich  ist  die  Echtheit  der  Urkunde  bezweifelt  worden*) 
und  zwar*)  weil  derjenige  Passus,  nach  welchem  Hadrian  den 
König  gemahnt  hat  „wegen  der  Würde  der  Metropoliten  und 
wegen  der  an  Laien  vergebenen  Städte  und  deswegen,  weil  die 

’)  Nicht  i.  J.  787,  wie  Eichhorn  § IBS  8.  636  Note  c meint.  Vgl. 
die  Datumsangabe  der  Urkunde  oben  § 3 S.  36  Anm.  7. 

*)  An  diese  Rücksprache,  aber  unter  bewusster  oder  unbewusster  Miss- 
deutung ihres  Inhalts  knüpft  wohl  die  Notiz  in  dem  angeblichen  Privileg 
Hadrians  für  Karl  v.  J.  774  an,  wonach  zu  Gunsten  Karls  vom  Papste  be- 
stimmt wurde:  archiepiscopos , episoopos  per  singulas  provinciaa  ab  eo 
investituram  accipere  bezw.  worin  (nach  einer  falschen  Urkunde  Leos  VIII. 
für  Otto  I.  v.  J.  964)  Hadrian  dem  Könige  ordinationem  . . . episcopatuum 
concessit.  Ueber  dies  Privileg  und  seine  zweifellose  Unechtheit  vgl.  (gegen 
Thijm,  Karel  S.  224.  600  ff.,  Karl  S.  147,  326  ff.  und  Sugenbeim  S.  407) 
namentlich  Hefele  III  S.  621,  Hinschius  I 8.  229  f.,  11  8.  623  Anm.  4, 
Philipps,  Kirchenrecht,  Bd.  VllI  S.  278  f.,  Waitz  HI  S.  182  Anm.  3, 
Abel  I S.  177  ff.,  H ergenroether  I S.  724,  Dopffel  S.  28.  Ueber  die 
Unechtheit  der  Urkunde  Leos  VIII.  für  Otto  1.  vgl.  gegen  Thijm  a.  a.  O. 
z.  B.  Jaffe,  Reg.  No.  3704  S.  468. 

*)  Als  echt  wird  sie  behandelt  von  Eichhorn  § 163  S.  636  Note  c, 
Rettberg  I S.  426,  Hauck  H S.  189,  Thijm,  Karel  S.  507  und  Karl 
S.  330;  als  unecht  ohne  Angabe  von  Gründen  behandelt  die  Urkunde 
Jaffö,  Reg.  No.  2412  S.  293  (vgl.  auch  Waitz  III  8.  180  Anm.  2,  8.  195 
Anm.  2).  Gun  dl  ach,  Der  Streit  der  Bisthümer  Arles  und  Vienne  um  den 
Frimatus  Galliarum  (im  Neuen  Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche 
Geschichtskunde,  Bd.  XIV,  Hannover  1888,  8.  261  und  Bd.  XV,  Hannover 
1889,  8.  9 ff.  und  8.  233  ff),  scheint  Bd.  XI V 8.  266  die  Echtheit  anzunebmen, 
während  er  Bd.  XV  8.  81  eine  Fälschung  annimmt. 

*)  Dieser  Grund  wird  bei  Abel  I 8.  181  und  Gundlach  a.  a.  O. 
Bd.  XV  8.  84  f.  geltend  gemacht. 
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bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  hindurch  im  Frankenreiche 
niedergetreten  sei“,  aufs  lebhafteste  an  einen  Bericht  erinnert, 
den  Bonifaz  i.  J.  742  mit  ganz  ähnlichen,  zum  Theil  gleichen 
Worten  an  Papst  Zacharias  erstattet  hat. 4)  Man  hat  gemeint, 
diese  Uebereinstimmung  der  Schriftstücke  sei  keine  zufällige  und 
aus  der  Benutzung  des  bonifatischen  Briefes  in  der  Urkunde 
Hadrians  folge  die  Unechtheit  der  letzteren. 

Nun  muss  allerdings  zugegeben  werden,  dass  die  Ueberein- 
stimmung zu  auffallend  ist,  um  auf  Rechnung  eines  Zufalls  ge- 
schrieben zu  werden.  Der  Verfasser  der  Urkunde  Hadrians  hat 
zweifellos  den  Brief  des  Bonifaz  gekannt  und  verwerthet.  Aber 
gerade  dieser  Umstand  spricht  eher  für  als  gegen  die  Echtheit 
der  Urkunde.  Denn  so  wahrscheinlich  es  ist,  dass  im  Falle  der 
Fälschung  als  deren  Entstehungsort  Vienne  selbst  angenommen 
werden  muss,  so  unwahrscheinlich  ist  es,  dass  dem  Viennenser 
Fälscher  die  Korrespondenz  zwischen  Bonifaz  und  Rom  zugänglich 
war,  während  in  Rom  selbst  naturgemäss  Bonifaz  und  Alles,  was 
mit  ihm  zusammenhing,  hohe  Achtung  und  Autorität  genoss.  So 
ist  es  sehr  wohl  denkbar,  dass  die  Briefe,  welche  Bonifaz  an  die 
Päpste  geschrieben  hatte,  dem  Verfasser  der  Urkunde,  mag  dies 
nun  Hadrian  selbst  oder  Jemand  aus  seiner  Kanzlei  gewesen  sein, 
bekannt  genug  waren,  um  geeigneten  Falles  verwerthet  zu  werden.*) 

Zwar  muss  auch  hier  wieder  zugegeben  werden,  dass  die  kri- 
tische Bemerkung,  während  sie  in  dem  Briefe  v.  J.  742  der  Wahrheit 
entsprach,  in  der  Urkunde  v.  J.  774  eine  Unrichtigkeit  enthält. 
Laien  haben  freilich  auch  unter  Karl  und  seinen  Vorgängern 
Bisthümer  in  Besitz  genommen,8)  aber  die  Behauptung,  dass  die 
bischöfliche  Würde  fast  80  Jahre  lang  im  Frankenreiche  nieder- 
getreten sei,  stimmt  im  Jahre  774  nicht  mit  den  thatsächlichen 
Verhältnissen  überein,  da  seit  dem  Concilium  G-ermanicum  und 
seit  dem  Konzil  von  Soissons  die  Episkopalverfassung  wenigstens 
einigermassen  wiederhergestellt  war.4)  Doch  der  Widerspruch 
wird  beseitigt,  wenn  man  ins  Auge  fasst,  dass  Hadrians  Brief 
nur  dem  Wortlaute  nach  von  der  Episkopal  Verfassung  spricht, 
in  Wirklichkeit  aber,  wie  der  ganze  Inhalt  des  Briefes  lehrt, 
nicht  die  Episkopal-,  sondern  die  Metropolitanverfassung 


>)  J»ff6  III  No.  42  S.  112  oben  § 11  S.  114  Anm.  3. 

*)  Ueber  die  in  der  päpstlichen  Kurie  beliebte  Verwerthung  älterer 
Urkunden  vgl.  unten  Beilage  II. 

*)  Vgl.  Waitz  III  S.  422  f.,  Hinscbius  II  S.  524. 

*)  Vgl.  oben  §§  9 und  11. 
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meint.1)  Diese  lag  freilich  auch  im  Jahre  774  darnieder.  Denn 
vor  dem  Jahre  774  lassen  sich  an  Erzdiözesen  nur  Mainz  (von 
747  ab),  M etz  (von  754  ab),  Reims,  Sens  und  Rouen  (von  744 
ab)  sowie  Vienne  (von  752  oder  753  ab)  nach  weisen ; *)  hiervon 
waren  aber  im  Jahre  774  bereits  in  Portfall  gekommen:  Mainz, 
das  vom  Tode  des  ßonifaz  (754  oder  765 8))  bis  ums  Jahr  780 
(Ernennung  desLullus  zum  Erzbischof4))  einfaches  Bisthum  war, 
und  Metz,  wo  auf  Chrodegang  Angilramn  folgte,5)  der  aber  erst 
seit  784  den  erzbischöflichen  Titel  fuhrt;*)  möglichenfalls  waren 
sodann  in  Fortfall  gekommen:  Reims,  welches  zwischen  748  und 
795 7)  Tilpin  innehatte,  von  dem  sich  aber  nicht  genau  bestimmen 
lässt,  wann  er  Erzbischof  wurde,*)  vielleicht  auch  Sens,  dessen 
Erzbishof  Wilchar  zwischen  774  und  780  gestorben  ist  *)  und  wo 
also  i.  J.  774  möglichenfalls  Sedisvakanz  bestand,10)  vielleicht 
ferner  Rouen,  das  bis  771  Remigius  (Remidius)  innehatte n)  und 
wo  vielleicht  gleichfalls  noch  kein  neuer  Erzbischof  eingesetzt 
war,1*)  endlich  Vienne  selbst,  dessen  ums  Jahr  766  eingesetzter1*) 
Leiter  Bertherius  nicht  mit  erzbischöflichem  Titel  begegnet.14)  — 
Es  war  also  im  Jahre  774  die  unter  Pippin  begonnene  Reorgani- 
sation der  Metropolitanverfassung  jedenfalls  zum  Theil,  möglichen- 
falls völlig  gescheitert  und  wenn  Hadrian  von  der  nur  episoden- 

*)  Gegen  den  im  Chronicon  des  Hugo  Flaviniacensis  überlieferten  Wort- 
laut giebt  Gundlach  a.  a.  O.  Bd,  XV  8.  84  den  Text  mit  den  Worten: 
arohiepiscopalis  dignitas. 

*)  Vgl  unten  § 16. 

*)  Vgl.  oben  § 10  S.  89  Anm.  4. 

‘)  Unten  § lö  8.  161. 

6)  Im  Jahre  768;  vgl.  Abel  I 8.  38. 

*)  Abel  I 8.  488. 

*)  Vgl.  unten  S.  160  Anm.  4 auf  8.  161. 

■)  Ebenda. 

•)  Oben  § 10  8.  100. 

'•)  Gams  nennt  8.  629  für  das  Jahr  786  oder  787  einen  Bischof  Petrus 
von  Sens. 

■')  Vgl.  Oelsner  8.  366;  Gams  8.  614  setzt  den  Tod  des  Remigius 
int  Jahr  772. 

'*)  Der  Nachfolger  des  Remigius,  Hagnard  (Meginard),  begegnet  zum 
ersten  Male  im  Protokoll  des  Synodus  Franconofurtensis  v.  J.  794  c.  10 
(Boretins  8.  76).  Gams  8.  614  nimmt  an,  dass  Magnard  unmittelbar  auf 
Remigius  folgte. 

“)  Vgl.  Chronioon  Adonis  archiep.  Viennensis,  M.  G.  SS.  II 
p.  319  (König  Pippin:  tnno  Viennensem  episcopatum  . . . Berterico,  cuidam 
ex  familia  ecclesiae,  dedit)  und  dazu  Oelsner  S.  407  Anm.  4. 

'*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung  sowie  die  Adresse  der  Urkunde  .Hadrians 
oben  8.  131  Anm.  3. 


Digitized  by  Google 


136 


haften  Existenz  der  einzelnen  Erzdiözen  absah,  konnte  er  mit 
Hecht  sagen,  die  Metropolitanverfassung  sei  seit  fast  80  Jahren 
niedergetreten.  Aber  auch  sofern  Reims,  Sens,  Rouen  and 
Vienne  Metropolen  geblieben  waren  und  somit  in  der  Aas- 
drucksweise des  Papstes  eine  allzustarke  Uebertreibung  liegt , *) 
so  enthält  diese  Uebertreibung  nichts  die  Urkunde  selbst  Ver- 
dächtigendes, da  dergleichen  in  den  päpstlichen  Briefen  oft  be- 
gegnet. Man  vergegenwärtige  sich  nur,  dass  Papst  Stephan  HI., 
als  er  Karls  Plan,  die  langobardische  Prinzessin  zu  heirathen, 
hintertreiben  wollte,  dem  Könige,  welcher  keine  rechtmässige  Gattin, 
sondern  nur  eine  Buhlerin  hatte,  bigamische  Gelüste  vorwarf.*) 

So  greifen  das  eben  besprochene  Schreiben  Hadrians  an 
Berther  von  Vienne  und  die  übrigen  vorher  erörterten  Quellen- 
berichte aufs  festeste  in  einander  ein,  sie  stützen  sich  gegenseitig 
und  ergeben  für  die  kritisch- historische  Betrachtung  einen  Ge- 
sammtbau  von  unerschütterlicher  Sicherheit. 

Das  Schreiben  Hadrians  lässt  deutlich  erkennen,  dass  sich 
die  Abrede  v.  J.  774*)  nur  auf  die  Wiederherstellung  der  Metro- 
politanverfassung — nicht  aber  auf  deren  weitere  Ausgestaltung  — 
und  nur  auf  diejenigen  Fälle  bezog,  in  welchen  eine  ehemalige 
Erzdiözese  den  früheren  Rang  wiedererhalten  sollte:  hierfür  war 
Berücksichtigung  der  alten,  aus  dem  päpstlichen  Archiv  ersicht- 
lichen Circumscription  und  daher  ein  Mitwirkungsrecht  des  Papst- 
thums festgesetzt  worden. 

Wenn  nun,  wie  bei  Errichtung  des  Erzbisthums  Bourges,*) 
die  ehemalige  Metropolitanqualität  aus  den  römischen  Urkunden 
nicht  nachweisbar  war,  so  ist,  wie  eben  dieses  Beispiel  lehrt,*) 
der  römische  Stuhl  klug  genug  gewesen,  auch  hier  seine  formelle 
Bestätigung  zu  ertheilen  und  somit  über  die  Grenzen  des  ihm 
durch  jene  Abrede  gewährten  Rechtes  hinauszugehen,  um  sich 
durch  stete  Uebung  auch  für  solche  Fälle  die  Mitwirkung  zu 
sichern,  in  welchen  es  sich  nicht  um  Erneuerung  der  verloren- 

')  Auch  lediglich  aus  Gedankenlosigkeit,  mit  welcher  der  Brief  des 
Bonifatius  verwerthet  wurde,  lässt  sich  die  fragliche  Wendung  erklären. 
Vgl.  über  derartige  Gedankenlosigkeiten  unten  Beilage  IL 

»)  Oben  § 8 S.  80. 

‘)  (Jeher  andere  Angelegenheiten,  welche  bei  dieser  Gelegenheit  zur 
Spraohe  kamen,  vgl.  Venediger,  Versuch  einer  Darlegung  der  Beziehungen 
Karls  des  Grossen  zum  byzantinischen  Reiche,  Inaugural-Dissertation,  Balle 
1872,  S.  3 f.,  6 f.;  über  andere  kirchenpolitische  Abreden  bei  Karls  Rom- 
reise vom  Winter  780  — 781  vgl.  oben  § ö S.  53  Anm.  6 und  unten  § 15. 

*)  Oben  S.  129. 

*)  Unten  § 16. 
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gegangenen  Metropolitanqualität,  sondern  um  deren  erstmalige 
Begründung  handelte.  Wiewohl  ein  solcher  Anspruch  an  sich  mehr 
enthielt,  als  die  Abrede  des  Jahres  774  besagte,  so  lag  es  nahe, 
dass  der  Staat  auch  diesem  Ansprüche  Folge  gab,  um  das 
Papstthum  in  der  Kontrolle  der  Metropolitanbegrenzung  und  in 
steter  Evidenthaltung  der  Metropolitanverfassung  für  die  ganze 
christliche  Erde  zu  unterstützen,  und  sodann,  um  für  den  neuen 
Erzbischof  zugleich  mit  der  Bestätigung  der  Metropole  das  Recht 
des  Pallienschmuckes  zu  gewinnen,  der,  wie  wir  in  § 19  sehen 
werden,  nur  von  Rom  ertheilt  werden  konnte.  Höflichkeit  und 
Berechnung  mussten  daher  auch  dann  eine  Benachrichtigung  des 
Papstes  gebieten,  wenn  die  Metropole  an  einem  Orte  eingerichtet 
wurde,  der  bisher  überhaupt  nicht  oder  doch  nur  als  einfaches 
Bisthum  der  fränkischen  Kirchenverfassung  eingegliedert  war.1) 

')  Sehr  dunkel  und  daher  für  unsere  Untersuchung  nicht  verwerthbar 
ist  ein  Bericht,  welcher  das  Erzbisthum  Köln  betrifft.  In  einer  bei 
Binterim,  Die  jüngste  öffentliche  Vorlesung  des  Herrn  Braun,  Köln  1862, 
8.  96  und  bei  Enner  und  Eckertz,  Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Köln, 
Bd.  1,  Köln  1860,  S.  467  abgedruckten  Urkunde  des  Papstes  Stephan  V.  vom 
Mai  891  (vgl.  Jaffö,  Keg.  No.  3469  S.  434)  bestätigt  der  Papst  dem  Erz- 
bischof Hermann  von  Köln  die  Besitzungen  und  Gerechtsame  der  Erzdiözese: 
quemadmodum  in  confirmationis  privilegio  super  bis  Omnibus  ab  antecessore 
nostro  pie  memorie  Leone,  sanctissimo  huius  alme  sedis  presule,  facto 
nobisque  presentato  legimus  contineri.  Zunächst  fragt  es  sich,  ob  man  mit 
Jaffe,  Keg.  No.  2637  S.  316  und  Blumenstock,  Der  päpstliche  Schutz  im 
Mittelalter,  Innsbruck  1890,  S.  30  an  Papst  Leo  HI.  (795 — 816)  oder  an  den 
unmittelbareren  Vorgänger  Stephans  V.  (885 — 891),  den  Papst  Leo  IV.  (847 
bis  8&ö)  zu  denken  hat.  Für  Enteren  könnte  es  sprechen,  dass  die  Urkunde 
Stephans  fortfährt:  Nec  non  et  omnes  decimas  in  eadem  sepe  dicta  sancto 
coloniensi  ecclesia  iuste  et  canonice  ooncedi  decernimus,  que  per  solitariam 
consnetudinem  a singulis  quibusque  hominibus  a tempore  Karoli  magni 
quondam  imperatoris  rationabiliter  dari  canoniceque  posci  penolvique  sollte 
sunt.  Doch  ist  es  nicht  unbedingt  nothwendig,  dass  Stephan  unter  dem  Papste 
Leo  den  Zeitgenossen  Karls  des  Grossen  ventanden  hat.  Was  sodann  den 
Inhalt  des  Leonischen  „Privilegs“  betrifft,  so  lässt  uns  die  Bulle  Stephans 
darüber  im  Unklaren.  Soviel  ist  freilich  sicher,  dass  es  sich  nicht  (wie 
Blumenstock  a.  a.  0.  meint)  um  eine  „Exemtionsurkunde“  nach  Art  der 
in  § 13  besprochenen  Exemtionsurkunde  für  das  Kloster  Fulda  gehandelt 
hat.  Man  wird  vielmehr  aus  der  Wendung:  confirmationis  privilegio 
schliessen  dürfen,  dass  es  sich  entweder  um  eine  Bestätigung  der  Metropolitan- 
qualität Kölns  nach  Art  der  im  Texte  besprochenen  Bestätigungen  gehandelt 
hat  — Köln  begegnet  im  Testamente  Karls  als  metropolis,  vgl.  Einh.  Vita 
Caroli  c.  33  bei  J a f f e IV  S.  539  — oder  um  die  Bestätigung  eines  neuemannten 
Erzbischofs  im  Sinne  der  unten  § 15  zu  besprechenden  Bestätigungen.  Ersteres 
und  eine  gleichzeitige  Erklärung  über  die  Abgrenzung  des  Kölner  Bezirkes, 
auf  die  Stephan  zurückgehen  konnte,  halte  ich  für  das  Wahrscheinlichere. 
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Für  den  letzteren  Fall  bietet  Salzburg  ein  Beispiel,  für  den 
ersteren  Fall  lässt  sich  Hamburg  anführen.  Denn  es  steht  fest, 
dass  von  der  im  Jahre  831  durch  Ludwig  den  Frommen  vor- 
genommenen Erhebung  Hamburgs  zur  Erzdiözese  *)  der  römische 
Stuhl  in  Kenntnis  gesetzt  wurde;  ’)  allerdings  würde  sieb  hier 
die  Mitwirkung  des  Papstes  Gregor  IV.  auch  schon  daraus  zur 
Genüge  erklären,  dass  der  erste  Erzbischof  von  Hamburg,  Anskar, 
gleichzeitig  zum  Vikar  des  Nordens  ernannt  worden  ist.*) 

Wir  haben  gesehen,  dass  der  innere  Grund  für  die  Mit- 
wirkung des  Papstthums  bei  Errichtung  von  Metropolen  in  dem 
Wunsche  nach  Erneuerung  der  Metropolitanverfassung  lag,  die 
vor  Bonifaz  gänzlich  aufgelöst  und  in  der  Folgezeit  trotz  mehr- 
facher Bemühungen  nicht  völlig  wiederhergestellt  worden  war. 
Hiermit  wird  uns  zugleich  eine  Antwort  auf  die  Frage  ertheilt, 
weshalb  für  einfache  Bisthümer  das  Verfahren  ein  anderes  war, 
indem  bei  ihnen  nur  die  staatliche,  nicht  gleichzeitig  die  päpst- 
liche Anordnung  als  massgebend  erachtet  wurde:  die  Episkopal- 
verfassung hatte  sich  im  Gegensätze  zur  Metropolitanverfassung 
im  Frankenreiche  trotz  des  im  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  ein- 
getretenen  Verfalles  der  kirchlichen  Organisation  aufrecht  erhalten; 
hier  war  also  kein  Grund  vorhanden,  der  eine  Mitwirkung  des 
römischen  Stuhles  veranlassen  konnte. 

’)  Vita  8.  Anaoarii  c.  12,  M.  G.  SS.  II  S.  698  und  bei  Bouquet, 
Bequeil  des  hiatoriens  de  la  France,  tome  VI,  Paris  1749,  8.  306:  Partem 
illam  provinciae,  quae  ultra  Albiam  erat,  in  duo  divisit,  et  duobus  vicinis 

epiacopis  interim  commendavit Facta  occasione  . . . nna  cum  consensu 

episcoporum  ac  plurimo  synodi  conventu  in  praefata  ultima  Saxoniae 
regione  trans  Albiam  in  civitate  Bammaburg  sedem  constituit  archiepisco- 
palem,  cui  subiaceret  universa  Nordalbingorum  ecclesia,  et  ad  quam  pertineret 

omnium  regionum  aquilonalium  potestaa Ad  banc  ergo  sedem  .... 

Anskarium  praedictus  imperator  sollemniter  conaecrari  fecit  archiepiscopum. 
Vgl.  auch  de  Lezardiere  II  S.  304  sub  V und  Richter,  Annalen  II 
8.  271  Anm.  d. 

*)  Ibid.  c.  13:  Et  ut  haec  omnia  perpetuum  auae  stabilitatis  retinerent 
vigorem,  eum  honorabiliter  ad  sedem  direxit  Apoatolicam  et  per  misaos 
suoa  . . . omnem  hanc  rationem  sanctissimo  papae  Gregorio  intimari  fecit 
confirmandam.  Qui  etiam  ipse  tarn  decreti  sui  auctoritate,  quam  et  pallii 
datione,  more  praedecessorum  suorum  roboravit,  atque  ipsum  in  prae- 
sentia  constitutum  legatum  in  Omnibus  circumquaque  gentibus  Sueonum  sive 
Danorum  . . . delegavit  et  ante  corpus  et  confessionem  sancti  Petri  apostoli 
publicam  evangelizandi  tribuit  auctoritatem.  Et  ne  horum  quiequam  in 
futurum  irritum  fieret,  omnem  resistentem  et  contradicentem  vel  quolibet 
modo  his  sanctis  studiis  piissimi  imperatoris  insidiantem  anathematis  mucrone 
percuasit  atque  perpetua  ultione  reum  diabolica  Sorte  damnavit. 

*)  Vgl.  die  vorige  Anmerkung  u.  oben  § 10  S.  102  sowie  oben  S.  131  Anm.  2. 
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Was  im  Besonderen  die  Abgrenzung  der  Erzdiözesen 
anbetrifft,  so  lehrt  uns  ein  Streit  des  Bischofs  von  Rom  mit  dem 
Bischöfe  von  Ravenna,  dass  hier  der  staatliche  Wille  den  Aus- 
schlag gab.  Denn  der  Erzbischof  Leo  von  Ravenna  beruft  sich 
selbst  gegenüber  Hadrian  I.  auf  königliche  Verleihung,  als  es 
(i.  J.  774  oder  775)  zwischen  Beiden  zur  Frage  kam,  wem  die 
Bezirke  Imola  und  Bologna  zugehörten.1)  Einen  ebenso  deut- 
lichen Beweis  — freilich  aus  der  Zeit  vor  der  Abrede  zwischen 
Hadrian  und  Karl,  also  bevor  nach  unserer  Behauptung  über- 
haupt von  Anerkennung  eines  päpstlichen  Mitwirkungsrechtes 
die  Rede  sein  konnte*)  — bietet  die  Stellungnahme  des  Staates 
zu  der  päpstlichen  Anordnung  über  den  Umfang  der  dem  Erz- 
bischöfe Bonifatius  im  Jahre  747  zugewiesenen  Metropole  Mainz. 
Zugleich  mit  der  Bestätigung  dieser  Metropole  *)  verband  Zacharias 
die  Bestimmung,  dass  Mainz  ausser  den  von  Bonifatius  neube- 
kehrten Gebieten  die  Suffraganbisthümer  Tongern,  Köln,  Worms, 
Speier  und  Utrecht  umfassen  solle. 4) 5)  Doch  lässt  sich  nach- 

*)  Jaffe  IV  No.  56  S.  184.  Hadrian  schreibt  an  Karl:  De  civitatibua 
Imnlense  sea  Hononiense  ita  profanizat  (seil.  Leo)  dicena:  quod  veatra  ex- 
cellentia  ipsas  civitatea  minime  beato  Petro  et  nobis  concessit;  sed  sibi  ipse 
archiepiscopus  a vobis  fuisse  concessas  ac  traditas  asserit,  sub  sua  potestate 
permanendas.  Vgl.  ibid.  No.  61  S.  171  ff,  No.  56  S.  187  f.,  Abel  I S.  238, 
Martens  S.  172  ff.  Es  handelte  sich  für  die  Streitenden  allerdings  nicht 
nur  am  das  Recht  der  kirchlichen  Verwaltung,  sondern  zugleich  um  die 
politische  Verwaltung  und  die  Ausübung  der  Territorialhoheit,  welche 
Hadrian  für  den  Kirchenstaat,  Leo  für  den  Exarchat  in  Anspruch  nahm. 

•)  In  die  Zeit  vor  774  fällt  auch  die  geplante  und  trotz  päpstlicher 
Bestätigung  nicht  ausgefdhrte  Einrichtung  einer  Metropole  Köln  unter 
Bonifaz.  Vgl.  darüber  unten  § 15  S.  146  ff. 

*)  Unten  § 15  S.  147  Anm.  3. 

4)  Ebenda. 

s)  Echtheit  und  Datum  der  ep.  81  sind  bestritten.  Was  die  Bedenken 
von  Loofs  S.  6 gegen  die  Echtheit  des  Briefes  betrifft  (über  v.  Scherer 
bei  ▼.  Buss  S.  346  Anm.  1 s.  unten  S.  140  Anm.  2),  so  fallen  dieselben  (oder 
doch  jedenfalls  Loofs  Argumente  2,  3a— c)  fort,  wenn  man  ins  Ange  fasst, 
welches  die  Stellung  des  Bonifaz  nach  der  Auffassung  Roms  sein  sollte  und 
welches  seine  thatsächliche  Stellung  im  Frankenreiche  war  (oben  § 11).  Was 
aber  das  Datum  des  Briefes  betrifft,  so  muss  man  ihn  seiner  eigenen  An- 
gabe entgegen  und  gegen  Oelsner  S.  32  und  S.  61  Anm.  2,  Übrig  S.  20  f., 
Breysig  S.  50  Anm.,  Fischer  S.  189,  289,  Pfahler  S.  272  mit  Seiters 
S.  502,  Hefele  III  S.  559,  Dünzelmann  (Forschungen  zur  deutschen 
Geschichte  XIII)  S.  25,  Hahn  (ebenda  XV)  S.  84  ff.,  Loofs  S.  51  sub  1 
und  Brom,  Bullarium  Trajectense,  faso.  I,  Haga-Comitis  1891,  S.  1 Anm.  1 
aus  dem  Jahre  751  in  eine  frühere  Zeit  setzen.  Hierfür  sprechen  von  den 
bereits  durch  ältere  Forscher  hervorgehobenen  Argumenten  namentlich  der 
Umstand,  dass  ep.  81  der  petitio  filiorum  Francorum  gedenkt,  d.  h.  der 
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weisen,  dass  staatlicherseits  der  Metropole  Mainz  eine  andere 
Abgrenzung  gegeben  worden  ist,  indem  das  Bisthum  Utrecht 
nicht  zu  Mainz  gehören  sollte.  Das  ergiebt  der  Streit  des 
Bonifatius  mit  dem  damaligen  Kölner  Bischof.  Letzterer  wollte 
das  Bisthum  der  Parochie  Köln  zurechnen,  Bonifaz  aber  bittet 
in  einem  Briefe  vom  Jahre  755  den  Papst  Zacharias,  ihm  aus 
dem  römischen  Archive  eine  Abschrift  derjenigen  Urkunde  zu  über- 
senden, mittels  welcher  Papst  Sergius  dem  Missionar  Willibrord 
Utrecht  als  exemtes,  unmittelbar  vom  Papste  abhängiges  Bisthum 
zugewiesen  hatte,  damit  der  Kölner  Bischof  durch  diese  Urkunde 
überführt  werden  könne.1)  Diese  Bitte  wäre  unmöglich  gewesen, 
wenn  die  oben  erwähnte  Anordnung  des  Zacharias  staatliche 
Anerkennung  gefunden  hätte,  denn  alsdann  durfte  Bonifaz  nie 
daran  denken,  auf  eigene  Hand  das  Suffraganbisthum  Utrecht 
von  der  Zugehörigkeit  zur  Erzdiözese  Mainz  loszulösen  und  zum 
völlig  exemten  Bisthume  zu  machen.®)®) 

Bitte  Pippin»  und  Karlmanns,  welcher  Letztere  »ich  i.  J.  747  in»  Kloster 
Monte  Casino  zurückzog,  und  der  Umstand,  da*£  Zacharias  in  ep.  81  erwähnt, 
es  sei  gerade  25  Jahre  her,  dass  Bonifatius  die  Bischofsweihe  empfangen 
habe,  ein  Vorgang,  welcher  wahrscheinlich  (s.  oben  § 2 S.  8 Anro.  3 und 
§ 9 8.  82  Anm.  3)  im  Jahre  722  stattfand.  Dazu  kommen  folgende,  bisher 
noch  nirgends  hervorgehobene  Argumente:  Bereits  in  ep.  66  S.  190  (oben 
§ 9 S.  86  Anm.  2)  fordert  Zacharias  den  Bonifatius  zur  Abhaltung  von 
Provinzialkonzilien  (irrig  Binterim  S.  120,  Loofs  S.  39)  auf,  Mo.  66 
gehört  aber  dem  1.  Mai  748  an;  ferner  lässt  der  Brief  des  Zacharias  an 
Erzbischof  Cudbert  von  Oanterbury  bei  Jaffe  III  No.  70  S.  203,  i.  J.  748 
geschrieben , deutlich  erkennen , dass  Bonifatius  damals  bereits  ebenso  wie 
Cudbert  Metropolit  und  Leiter  einer  Kirchenprovinz  war. 

')  Jaffe  III  No.  107  S.  260:  Nunc  autem  Colonensis  episcopus  illam 
sedem  praefati  episcopi  Clementis,  a Sergio  papa  ordinati,  sibi  usurpat  et 
ad  se  pertinere  dicit  . . . ibid.  S.  261 : Sed  modo  paternitatis  vestrae  iudicio 
mihi  intimare  dignemini.  Et  si  hoc  iustum  sit  responsum  et  vobis  placeat, 
quod  illi  Colonensi  episcopo  reddidi,  vestra  auctoritate  roborate:  ut  prae- 
ceptum  Sergii  papae  et  sedis  illa  stabilis  permaneat.  Sic  enim  potestis  nos  si 
vobis  placet  adiuvare,  si  de  scrinio  aecclesiae  vestrae  exemplare  iubetis  et  mihi 
transmittere,  quidquid  praefato  episcopo  Wilbrordo  ordinato  sanctns  Sergius 
praeciperet  et  conscriberet;  ut  ex  auctoritate  sanctitatis  vestrae  contradicentes 
eonvincere  et  superare  valeam.  Verdeutschungen  dieses  Briefes  geben  Arndt 
als  Beilage  II  (S.  134  f.)  seiner  Uebersetzung  von  Willibalds  Vita  Bonifatii 
(Geschichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit,  2.  Gesammtausg.,  8.  Jahrh.  Bd.  II, 
2.  AufL,  Leipzig  1888)  und  Thijm,  Karl  S.  106. 

*)  Es  ist  daher  durchaus  irrig,  wenn  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  346 
Anm.  1 aus  dem  Umstande,  dass  Bonifaz  sich  nicht  auf  die  Konfirmations- 
bulle beruft,  ein  Argument  gegen  die  Echtheit  der  ep.  81  entnimmt. 

*)  Keiner  der  Streitenden  wollte  Utrecht  als  Suffraganbisthum  in  An- 
spruch nehmen,  weder  der  Kölner  Bischof  (vgl.  Rettberg  II  S.  Ö30,  Oelsner 
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Uebrigens  ist  es  für  die  damalige  Bedeutungslosigkeit  des 
Papstthums  in  Sachen  der  kirchlichen  Eintheilung  des  Franken- 
reiches bezeichnend,  dass  Bonifatius  nicht  einfach  dem  Papste 
die  Entscheidung  der  Angelegenheit  anheimstellen  und 
von  ihm  den  Erlass  eines  Machtspruches  an  den  Kölner  Bischof 
erwirken  durfte,  dass  er  vielmehr  nur  beabsichtigt,  durch  Vor- 
legung jener  von  Sergius  ausgestellten  Verleihung  seinen  Gegner 
zur  besseren  Einsicht  zu  bringen. 


§ 15- 

Die  Besetzung  von  KlrchenSmtern. 

Eine  Mitwirkung  bei  Besetzung  von  Bisthümern  hat  das 
Papstthum  im  Allgemeinen  nicht  beansprucht.  Versuche,  sich  ein 
Stellenbesetzungsrecht  zu  verschaffen,  finden  wir  nur  bezüglich 
der  Bisthümer  Würzburg,  Büraburg  und  Erfurt  und  vielleicht 
bezüglich  des  Bisthums  Utrecht  bezeugt.1) 

Mit  der  Bestätigung  der  im  thüringer  Missionsgebiete  von 
Bonifatius  neugegründeten  Bisthümer  Würzburg,  Büraburg  und 
Erfurt  verband  Papst  Zacharias  die  Anordnung,  dass  die  der* 
einstige  Neubesetzung  dieser  Bisthümer  nur  dem  jeweiligen  Vikare 
zustehen  solle,*)  also  mittelbar  dem  römischen  Stuhle  selbst, 


S.  56,  Abel  I 8.  279  Anm.  1)  noch  Bonifaz.  Das  übersehen  hinsichtlich  des 
Enteren  Ffahler  8.  296  und  Hergenroether  1 S.  685,  hinsichtlich  des 
Letzteren  Thijm,  Karel  S.  164  und  Karl  8. 108,  Oelsner  8.  33  und  Fischer 
8.  190,  214,  der  die  ep.  107  überhaupt  in  mehrfacher  Hinsicht  missversteht. 
Auch  Ebrard  missventeht  die  ep.  107,  wenn  er  II  8.  211  in  dem  Verhalten 
des  Kölner  Bischofs  einen  Widenpruch  gegen  den  römischen  Primat  über- 
haupt und  gegen  die  Unterwerfung  Kölns  unter  denselben  sieht.  Ebenso- 
wenig ist  es  nothwendig,  mit  Ebrard  II  8.  212  anzunehmen,  der  von 
'Willibrord  in  Utrecht  eingesetzte  corepiscopua  sei  durch  den  auf  Karlmanns 
Befehl  von  Bonifatius  eingesetzten  Bischof  verdrängt  worden;  es  ist  sehr 
möglich,  dass  durch  den  Tod  des  corepiscopus  eine  Sedisvakanz  von  längerer 
Dauer  herbeigeführt  wurde. 

’)  Ueber  die  Betheiligung  des  Papstes  Zacharias  an  der  Einsetzung  des 
Lullus  zum  Bischof  von  Mainz  und  über  die  besonderen  Umstände,  welche 
hierbei  massgebend  waren  sowie  über  die  Bedeutung  der  Antheilnahme  des 
Papstes  vgl.  oben  §§  7,  10,  11.  Ueber  ein  gefälschtes  Privileg  Hadrians  für 
König  Karl  v.  J.  774,  wonach  Ersterer  zu  Gunsten  des  Letzteren  angeordnet 
hatte:  archiepiscopos , episcopos  per  singulas  provincias  ab  eo  investituram 
accipere,  s.  oben  § 14  8.  183  Anm.  2 und  unten  8.  160  Anm.  2. 

*)  Oben  § 11  8.  106  Anm.  7. 
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auf  dessen  Wünsche  der  Statthalter  im  Einzelfalle  Rücksicht 
genommen  haben  würde. 

ln  derselben  Art,  nur  mit  dem  Unterschiede,  dass  er  ein 
unmittelbares  Ordinationsrecht  des  Papstes  konstruieren  wollte, 
hatte  sich  wohl  Sergius  II.  die  Stellung  des  Bisthums  Utrecht 
gedacht,  welches  gleichfalls  ein  Ergebnis  der  Missionsarbeit  war 
und  welches  er  im  Jahre  695  dem  Friesenapostel  Willibrord  mit 
der  Massgabe  übertrug,  dass  es  ein  nur  „dem  römischen  Pontifex 
unterworfenes  Bisthum“  bilden  solle.  ’) 

Jedenfalls  wurde  eine  derartige  unmittelbare  Ernennungs- 
befugnis  des  Papstes  für  Utrecht  ebensowenig  von  der  fränkischen 
Staatsgewalt  anerkannt,  wie  die  mittelbare,  durch  den  Statthalter 
auszuübende  Ernennungsbefugnis  für  Würzburg,  Büraburg  und 
Erfurt*)  zur  Geltung  gelangt  ist.8) 

Ganz  anders  war  die  rechtliche  Stellung,  welche  die  Fürsten 
dem  Papstthume  hinsichtlich  der  Erz  bi  st  hüm  er  eingeräumt  haben. 

Hochinteressant  ist  die  Frage,  inwieweit  sich  das  Papstthum 
bei  Ernennung  fränkischer  Erzbischöfe  betheiligt  hat.  Es  ist  dies 
ein  Punkt,  der  merkwürdigerweise  von  der  geschichtlichen  und 

')  Ueber  den  Brief  de«  Bonifatius  an  Zacharias  (Jaffe  III  No.  107 
S.  269  ff.)  vgl.  im  Allgemeinen  oben  § 14  S.  140  Anm.  1 ; hier  interessieren 
folgende  Stellen  des  Briefes  auf  S.  261 : Modo  vult  Colonensis  episcopua 
sedem  supra  dioti  praedicatoris  Wilbrordi  sibi  contrahere,  ut  non  sit  episco- 
palis  sedis,  subiecta  Romano  pontifici,  predicans  genti  Fresorum.  . . . Maius 
et  fortius  fieri  debeat  praeceptum  apostolicae  sedis  et  ordinatio  Sergii  papae 
et  legatio  venerandi  praedicatoris  Wilbrordi,  ut  et  fiat  sedis  episcopalis, 
subiecta  Romano  pontifici,  praedicans  gentem  Fresorum.  Dass  Utrecht  ein 
ezemtes  Bisthum  sein  sollte,  ist  mit  Oelsner  S.  65  gegen  Hauck  I S.  542 
Anm.  1 anzunehmen;  die  Worte  .subiecta  Romano  pontifici1  (nicht  ,episcopo‘, 
wie  Hauck  a.  a.  0.  oitiert)  besagen  dies  entschieden,  wie  schon  ein  Vergleich 
mit  der  ähnlichen  Wendung  des  Privilegs  für  Fulda  (Ja  ffe  III  No.  82  S.  229, 
oben  § 13  S.  124  Anm.  1):  .subiectum  apostolicae  sedi1  lehrt  Ueber  die 
analoge  Stellung  des  Klosters  Fulda  vgl.  oben  § 13  S.  134.  Da  auch  Fulda 
das  Ergebnis  der  Missionsarbeit  war,  so  liegt  die  Annahme  nahe,  dass  das 
Papstthum  exemte  Bisthümer  und  exemte  Klöster  nur  dann  zu  begründen 
versucht  bezw.  begründet  hat,  wenn  es  diesen  Anspruch  darauf  stützen 
konnte,  dass  die  betreffende  Stiftung  der  von  Rom  geleiteten  (oben  § 12 
S.  120)  Mission  ihre  Entstehung  verdanke. 

»)  Oben  § 11  S.  104  ff. 

*)  Es  ergiebt  sich  die  Nichtanerkennung  eines  päpstlichen  Ordinations- 
rechtes für  Utrecht  aus  der  Thatsache,  dass  der  Hausmeier  Karlmann  den 
Bonifatius  mit  der  Einsetzung  eines  Bischofs  in  dem  dortigen  Sitze  beauf- 
tragt hat  (Jaffe  III  No.  107  S.  260,  oben  § 11  S.  108  Anm.  3),  ein  Ereignis, 
welches  vielleicht  oder  sogar  wahrscheinlich  in  die  Zeit  fällt,  als  Bonifatius 
der  einzige  Metropolit  im  Reichstbeile  Karlmanns  war  (oben  § 9). 
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rechtageschichtlichen  Forschung  noch  nie  ins  Auge  gefasst  ist,1) 
wiewohl  er  die  grösste  Beachtung  verdient.  Das  Quellenmaterial 
ist  sehr  reichlich,  aber  auch  sehr  widerspruchsvoll;  um  auf  eine 
Lösung  der  Widersprüche  hoffen  zu  können,  bedarf  es  daher 
zunächst  der  eingehendsten  und  sorgfältigsten  Betrachtung  aller 
einzelnen  Berichte.’) 

Letztere  lassen  sich  in  vier  Gruppen  sondern. 

Ein  Theil  der  Fälle  liegt  so,  dass  wir  von  einem  beiderseits 
gewollten  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum 
erfahren,  ein  zweiter  Theil  so,  dass  sich  ein  Konflikt  zwischen 
Staat  und  Papstthum  feststellen  lässt,  ein  dritter  Theil  so, 
dass  nur  die  Ernennung  durch  den  Papst,  ein  vierter 
Theil  so,  dass  nur  die  Ernennung  durch  den  Staat  mit- 
getheiit  wird. 

Die  erste  Gruppe  — Zusammenwirken  von  Staat  und 
Papstthum  — betrifft  die  Erzbischöfe  Willibrord,  Ermenbert  von 
Bourges,  Arno  von  Salzburg  und  Anskar  von  Hamburg. 

Der  friesische  Heidenmissionar  Willibrord,  welcher  später’) 
Utrecht,  aber  nur  als  Bischofssitz,’)  nicht  als  Erzbisthum  erhielt, 
wurde  im  Jahre  695  durch  Papst  Sergius  (687 — 701)  unter  gleich- 
zeitiger Verleihung  des  Palliums  zum  Erzbischof  geweiht,  nach- 
dem ihn  der  Hausmeier  Pippin  von  Heristal  zu*diesem  Zwecke 
nach  Born  gesendet8)  und  nachdem  Papst  Sergius  in  öffentlicher 

’)  Hinschiue  III  § 144  S.  113  ff.,  inabea.  S.  114  Anm.  1 nimmt  an, 
daa*  ein  päpstliches  Stellenbesetzungarecht  eich  erst  im  12.  nnd  13.  Jahr- 
hundert aasgebildet  habe.  Daa  ist,  insofern  unten  eine  Betheiligung  der 
Päpste  an  der  Einsetzung  von  Metropoliten  nachgewiesen  werden  wird, 
unrichtig.  Unrichtig  ferner  de  Lezardiere  II  S.  32  f.,  242  ff. 

*)  Nioht  verwerthbar,  weil  gefälscht,  ist  Hadrians  Privileg  für  Karl 
▼.  J.  774,  s.  oben  S.  141  Anm.  1 a.  E. 

*)  Mach  Beda,  hiatoria  ecclesiaatica  gentia  Anglorum,  ed.  Holder, 
2.  Aasgabe,  Freiburg  i.  Br.  1889,  lib.  V c.  11  S.  243  f.  (Hauck  I S.  401, 
Bettberg  II  S.  529)  bereits  unter  Pippin  von  Heriatal,  nach  der  Vita 
8.  Willibrordi  c.  13  (Jaffe  VI  S.  49)  erst  unter  Karl  Martell  (vgl.  auch 
Vita  S.  Willibr.  c.  ö 8.  44);  diese  Beriohte  sind  dahin  zu  vereinigen,  dass 
Willibrord  von  dem  Frieaenkönig  Kadbod  vertrieben  und  erat  nach  Badbods 
Tode  (719)  wieder  durch  Karl  Martell  zu  Utrecht  eingesetzt  worden  ist  (vgl. 
Bettberg  a.  a.  O.,  Hauck  I 8.  395,  402,  405  f.). 

4)  Bettberg  II  8.  519,  Hauck  I 8.  406  gegen  Hergenroether  I 
8.  678. 

*)  Vita  8.  Willibr.  c.  6 bei  Jaffd  VI  8.  45:  Francorum  dux  . . . 
cogitabat  consilio,  eum  Romam  mittere,  ut  a domno  apoatolico  Sergio  . . . 
in  summi  saoerdotii  honorem  ordinaretur;  quatenus  apostolica  benedictione 
et  iussione  acoepta,  maiori  ab  eo  misaus  fiducia  reboratus,  in  opus  euangelü 
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Versammlung  den  Glaubenseifer  und  die  Würdigkeit  Willibrords 
festgestellti  hatte. ') 

Etwa  ein  Jahrhundert  später,  zwischen  784  und  791,  er  t heilte 
Papst  Hadrian  I.  dem  Bischof  Ermenbert  von  Bourges,  der 
mit  diesbezüglicher  Bitte  König  Karle  des  Grossen  in  Rom  er- 
schienen war,  die  erzbischöfliche  Würde  und  zugleich  das  Pallium.*) 

Arno  von  Salzburg  wurde,  ebenfalls  unter  gleichzeitiger 
Verleihung  des  Palliums,  im  Jahre  798  durch  Leo  III.  als  Erz- 
bischof bestätigt  und  zwar,  wie  uns  aus  einer  an  Arno  selbst,*)  aus 
einer  an  fünf  bairische  Bischöfe4)  und  aus  einer  an  König  Karl  den 


reverteretur.  . . . Q,uod  cum  viro  Dei  persuadere  temptaret,  rennuit  primum 
. . Tandem  . . . consentit ...  Kt  sic  cum  honorifica  legatioue,  et  muneribua 
apostolicae  auctoritatis  condignis,  Romani  directus  est.  Ibid.  o.  7 S.  45  f. : 
Apostolicus  (Papst  Sergius)  cum  magno  gaudio  . . . eum  suscepit . . . et . . . 
puplice  . . . more  apostolico  eum  ordinavit  archiepiscopum  . . . vestimentisque 
suis  sacerdotalibus  induit  eum  et  sancto,  quasi  superhumerali  Aaron,  pallio 
dignitatis  et  indumenti  confirmavit  gloria. 

*)  Vita  S.  Will  ihr.  c.  7 S.  45  f.:  Apostolicus  . . . ut  in  eo  fidei  agnovit 
fervorem,  relegionis  devotionem,  sapientiae  plenitudinem,  die  conpetenti 
populo  adveniente,  advocatis  venerabilibus  ad  societatem  ministerii  saoer- 
dotibus,  puplice  in  ecclesia  beatissimi  Petri  principis  apostolorum,  cum  magna 
dignitate  more  apostolico  eum  ordinavit  archiepiscopum. 

*)  Brief  Hadrians  an  Karl  bei  Jaffe  IV  No.  95  S.  278  {.:  Directus 
a regali  potentia  vestra  . . . Brminbertus  episoopus,  nostrisque  adpreaentatus 
apostolicis  aspectibus,  obtulit  nobis  precelsae  excellentiae  vestrae  sagacissimos 

atque  bonorabiles  regales  affatos Repperimus  quippe  in  ipsis  regales 

affatibus  vestris  : ut  prelato  Ermenberto  episcopo  palleo  sacerdotalibus  infulis 
decorato  ex  apostolice  auctoritatis  concederemus ; quia  oivitas  metropolis  in 
Aquitania  videtur  esse  patria,  que  Bituricas  nuncupatur,  ubi  nunc  prefatus 
venerabilis  vir  preesse  dinoscitur.  . . . Quapropter  pro  nimio  vestro  regali 
ex  intimo  cordis  amore  predicto  Ermenberto  a nostra  apostolica  sacratissima 
sede  atque  auctoritate  archiepiscopus  constitutus  in  metropolitanam  civitatem, 
quae  Bituricas  cognominatur,  sicut  dudum  mos  extitit,  sub  iure  sanctae  recor- 
dationis  ecolesiae  degente  usu  pallii  coucessimus  fruendi.  Missverstanden 
wird  dieser  Brief  tbeilweise  von  de  Lezardiere  II  S.  307  No.  4.  Ueber 
die  Angelegenheit  des  Ermenbert  und  deren  eigentlichen  Kernpunkt  vgl. 
auch  oben  § 14  S.  136  f.  und  unten  S.  161  Anm.  1. 

•)  Vgl.  unten  § 19. 

*)  Urkunde  Leos  an  die  Bischöfe  Alim  von  Brixen,  Otto  von  Preising, 
Adalwin  von  Regensburg,  Waltrieh  von  Passau  und  Sintpert  von  Neuburg 
bei  Zahn,  Urkundenbuch  No.  2 S.  3 ff.  (vgl.  auch  Abel  II  S.  138  Anm.  1): 
Quas  nobis  petitoriaB  emisistis  syllabus,  libenti  suscepimus  animo,  in  quibus 
ferebatur,  ut  in  provincia  vestra  Baiovuariornm  archiepiscopum  ordinaremus. 
Quoniam  provincia  ipsa  mirifice  a filio  nostro  domno  Carolo  excellentissimo 
rege  . . . penitus  ex  omni  parte  sicut  decuit,  ordinata  est,  idciroo  convenit 
nos  (ut)  ipso,  nempe  ecclesiaatico  moderamiue  in  sacro  ordine  fideliter  atque 
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Grossen1)  gerichteten  Urkunde  ersichtlich  ist,  auf  Wunsch  Karls 
und  nachdem  dessen  Abgesandte  dem  Bischof  ein  gutes  Leumunds- 
zeugnis ausgestellt  hatten. 

Bei  Anskar  von  Hamburg,*)  den  Kaiser  Ludwig  der 
Fromme  i.  J.  831  nach  Rom  sendete,  dürfte  die  von  Papst  Gregor  IV. 
ertheilte  Bestätigung  sich  nicht  nur  auf  die  Errichtung  der  Metro- 
pole Hamburg  und  auf  den  nordischen  Vikariat  Anskars,  sondern 
zugleich  auf  dessen  erzbischöfliche  Würde  bezogen  haben.  Auch 
Anskar  erhielt  gleichzeitig  das  Pallium. 

Die  zweite  Gruppe  — der  Konflikt  zwischen  Staat  und 
Papstthum  — knüpft  sich  an  die  Persönlichkeiten  der  Erzbischöfe 
Grimo  von  Rouen,  Abel  von  Reims  und  Hartbert  von  Sens  sowie 
der  Erzbischöfe  Bonifatius  von  Mainz,  Tilpin  von  Reims  und 
Lullus  von  Mainz. 

Bezüglich  des  Grimo,  Abel  und  Hartbert  sahen  wir 
bereits  an  anderer  Stelle,8)  dass  im  Jahre  744  Papst  Zacharias 
ihre  Erhebung  zu  Erzbischöfen  durch  Zusendung  von  Bestätigungs- 
urkunden genehmigt  hat,  dass  aber  staatlicherseits  diese  Bestätigung 

spiraliter  aecundum  canonicum  eenauram  ipsam  ordinaremua  Baiovuariorum 
provinciam,  et  quia  a deo  auspice  repperientes  virum  almificum  et  in  acripturis 
divinis  peritisaimum  et  in  Omnibus  misericordissimis  spiritalibua  moribus 
comprobatum,  una  cum  consenau  et  vnluntate  predicti  . . . regia  vobia  ordi- 
navimus  eecundum  aanctiones  patrum  archiepiacopum,  videlicet  Arnonem 
eccleaiae  Iuvavensium  que  et  Petena  nuncupatur  . . . Qui  dudum  veater  fuit 
coepiacopua  nunc  autem  frater  et  coepiacopus  noster  (vgl.  oben  § & 8.  65 
Anm.  3),  veater  autem  archiepiscopus  et  venerabilem  aedem  eiua  metropoli- 
tanam  babentea  ad  quam  eancto  Arnoni  archieapiacopo  veatro  uaum  pallii 
tribuentea  dedimus  in  mandatis,  ut  eecundum  canonicas  inatitutionea  omnea 
ecclesiaa  superiua  nominatas  veatraa  in  diocesibua  illi  aubiectaa  canonice 
valeat  adminiculum  impertire. 

*)  Urkunde  Leos  an  Karl  bei  Zahn  No.  3 S.  4 f.  (vgl.  auch  Abel  II 
3.  138  Anm.  2):  Venientes  ad  nos  per  veatram  regalem  aanctioDem  pruden- 
tiaaimi  atque  fideliaaimi  miasi  veatri,  unua  ex  ipaia  eximiia,  missus  videlicet 
praecellentiisimus  Fardulfua  religioaus  abbaa  fideliaaimua  veater  familiariter 
vi va  voce  intonuit  nobia,  quod  veatra  a deo  protecta  regalis  excellentia  mandaaaet 
nobis  per  ipsum,  quod  Arnoni  episcopo  pallium  tribueremua  et  in  provincia 
Baiovuariorum  archiepiacopum  constitueremua,  et  dum  multum  ipsoa  praefatoa 
precipuosque  viroa  aine  reprehensione  cognoviaaemus  eos  viro  esse  fidelea, 
libenti  aecundum  veatram  regalem  demand&tionem  accommodavimua  animo 
et  praefato  reverentiBaimo  et  ssnetiasimo  Arnoni  epiaeopo  uaum  pallii  con- 
cesaimus  utendi  et  in  provincia  Baiovuariorum  eum  canonice  ordinavimue 
archiepiacopum  et  eidem  provincia  Baiovuariorum  episcopia  nostrum  apoato- 
licum  canonicumque  miaimus  aigillum. 

*)  Oben  § 14  8.  138  Anm.  2. 

*)  Oben  § 11  8.  110  ff. 

Wtyl,  Pepetthum  unter  den  Karolingern.  10 
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nicht  abgewartet  und  nicht  für  erforderlich  erachtet  wurde.  Hier 
ist  noch  zu  bemerken,  dass  Zacharias  hervorhebt,  er  habe  die 
Bestätigung  auf  das  Zeugnis  des  Bonifatius  hin  vorgenomineo.*) 

Was  Bonifatius  selber  anbetrifft,  so  ergeben  die  Quellen 
Folgendes:  Als  er  nach  dem  Ableben  Ragenfreds  von  Köln  dem 
Papste  Zacharias  mitgetheilt  hatte,  sein  Wunsch  gehe  dahin,  das 
erledigte  Bisthum  zu  bekleiden,  und  die  Franken  hätten  ihm  das- 
selbe als  Metropole  zugesichert,  sandte  ihm  Zacharias  sofort 
(unter  dem  31.  October  745)  ein  Schreiben,'1)  in  welchem  er  ihn 
als  Kölner  Erzbischof  bestätigte.  Da  geschah  etwas,  w’as  weder 
Bonifatius  noch  Zacharias  erwartet  hatte:  Pippin  ignorierte  den 
Wunsch  des  Bonifatius  und  die  päpstliche  Bestätigung  und  be- 
stimmte — wohl  erst  im  Jahre  747  g)  — , vermuthlich  auf  Antrieb 
der  Gegner  des  Bonifatius,  welchen  es  gelang,  dessen  Pläne  zu  durch- 
kreuzen,4) dass  Bonifatius  nicht,  wie  ursprünglich  festgesetzt  war, 
Köln,  sondern  Mainz  als  Erzbisthum  erhalten  sollte,5)  während 
in  Köln  Agilolf  eingesetzt  wurde.  Ebenso  wie  diese  Anordnung 
eine  Nichtachtung  der  persönlichen  Wünsche  des  Bonifatius  ent- 

')  J affe  III  No.  48  S.  132:  hos  per  tuum  testimonium  eonfirmamu«. 

’)  Jaffe  III  No.  51  S.  149:  De  eo  namque  quod  snggessisti,  quod 
elegerunt  unam  civitatem  omnes  Francorum  principes,  coniangentem  usque 
ad  pagaoorum  fines  et  in  partes  Germanicarum  gentium,  ubi  antea  praedi- 
caati:  quatenus  ibi  sedem  metropolitanam  perpetuo  tempore  babere  debeas 
et  inde  ceteros  episcopos  ad  viam  instrueres  rectitudinia  et  post  tui  successores 
perpetuo  iure  possideant;  hoc,  quod  decreverunt,  nos  laeto  susoepimus  animo. 
Ferner  ibid.  8. 152:  De  civitate  namque  illa,  quae  nuper  Agrippina  vocabatur 
nunc  vero  Colonia,  iuzta  petitionem  Francorum  per  nostrae  auctoritatis 
praeceptum  nomini  tuo  metropolim  oonfirmavimus;  et  tuae  sanotitati  direximus 
pro  futuris  temporibus  eiusdem  metropolitanae  aecclesiae  atabilitatem. 

*)  Den  Brief  No.  81  vom  4.  November  747  (über  das  Datum  a.  oben 
§ 14  S.  139  Anm.  5)  wird  Zacharias  wohl  sofort  geschrieben  haben,  nach- 
dem er  von  Bonifatius  die  Mittheilung  erhielt,  dass  derselbe  in  Mainz  ein- 
gesetzt sei,  Bonifatius  seinerseits  wird  diese  Mittheilung  gleich  nach  der 
Einsetzung  gemacht  haben. 

4)  Vgl.  Rettberg  I S.  366,  Hefele  HI  S.  544,  Seiters  8 . 492,  496, 
Werner  8.  301. 

4)  Jaffö  III  No.  66  S.  192.  Zacharias  schreibt  am  1.  Mai  748  an 
Bonifaz:  Alia  denique  scripta  tuae  fraternitatis  continebant:  quod  iam  olim 
de  Agrippina  civitate  scripsisti,  quod  Franoi  non  perseveraverunt  in  verbo, 
quod  promiserunt;  et  nunc  moratur  tua  fraternitas  in  civitate  Magontia. 
Vieles  Falsche  enthält  der  Bericht  der  Passio  8.  Bonifatii  bei  Jaffö  III 
8.  473,  welche  die  Einsetzung  des  Bonifatius  in  Mainz  i.  J.  747  mit  seiner 
Bischofsweihe  i.  J.  722  verwechselt,  indem  sie  erstere  unter  Papst  Gregor 
statt  unter  Zacharias  erfolgen  und  Bonifatius  persönlich  in  Rom  anwesend 
sein  lässt. 
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hielt,*)  enthielt  eie  eine  Nichtachtung  der  vorangegangenen  päpst- 
lichen Bestätigung  für  die  Kölner  Erzbischofswürde  des  Bonifatius. 

Freilich  hat  Zacharias,  als  er  aus  einem  Schreiben  des 
Bonifatius  die  Sinnesänderung  Pippins  erfahren  hatte,  seinem 
Statthalter  — vielleicht  ohne  dass  eine  Bitte  desselben  voran- 
ging s)  — die  Bestätigung*)  für  Mainz  als  Erzbisthum4)  ertheilt. 
Aber  das  geschah,  als  Bonifatius  bereits  längere  Zeit  im  Amte  war. 

Sowohl  bei  der  Bestätigung  von  Köln  wie  bei  der  von  Mainz 
spricht  es  Zacharias  aus,  dass  er  dieselbe  iuxta  petitionem  Fran- 
corum, iuxta  eorundem  filiorum  Francorum  petitionem  ertheile.*) 
Er  meint  damit  die  omnes  Francorum  prineipes,*)  d.  h.  die  Brüder 
Karlmann  und  Pippin,  vielleicht  auch  ausserdem  den  mero- 
vingischen  Schattenkönig.  Doch  ist  es  nicht  ganz  klar,  ob 

')  Mainz  konnte  dem  Bonifatius  wegen  der  grösseren  Entfernung  von 
Friesland  zur  Fortsetzung  der  dortigen  Heidenmission  nicht  so  erwünscht 
sein,  wie  Köln.  Vgl.  Seiters  S.  498  f.,  Kaufmann  S.  224,  227,  Hauck 
I S.  516. 

*)  Es  ist  auffallend,  da99  das  Schreiben  des  Zacharias  No.  8t  8.  227 
nicht,  wie  das  Schreiben  No.  51  8.  149  (oben  8.  146  Anm.  2)  eine  Bitte  des 
Bonifatius  erwähnt. 

*)  .1  af f e LU  No.  81  S.  227  (dieser  Brief  ist  neuerdings  auch  abge- 
druckt im  Bullarium  Trajectense  ed.  Gisbertus  Brom,  fase.  I, 
Haga-Comitis  1891,  8.  1 No.  1):  Tua  sancta  fraternitas  nunc  usque  cathe- 
dralem  sedem  sibi  minime  vindicavit.  At  ubi  vero  Deus  praedicationem 
tuam  auxit,  obtinere  tibi  cathedralem  eclesiam  vel  successoribus  tuis  confir- 
mare  debemus  iuxta  eorundem  filiorum  Francorum  petitionem.  Et  idcirco 
auctoritate  beati  Petri  apostoli  sancimus:  ut  aupra  dicta  eclesia  Mogontina 
nunc  atque  etiam  perpetuis  temporibus  tibi  et  successoribus  tuis  metropolis 
sit  confirmata;  habens  etiam  sub  se  has  5 civitates  — id  est  Tungris,  Coloniaxn, 
Wormaciam,  Spiratiam  et  Trectis  — et  omnes  Germaniae  gentes,  quas  tua 
fraternitas  per  suam  prcdicationem  Christi  lumen  cognoscere  fecit.  His  a 
nobis  definitis,  huius  nostrae  confirmationis  pagiuam  in  tua  eclesia  perpetuis 
temporibus  pro  sui  confirmatione  conservandam  esse  mandamus. 

4)  Die  Annahme  von  Hauck  I 8.  520  Anm.  1,  Mainz  sei  unter  Bonifaz 
nicht  Metropole  gewesen,  muss  entschieden  bekämpft  werdeu.  Einmal  lautet 
die  Bestätigung  des  Zacharias  (s.  vorige  Anm.)  dahin,  Mainz  solle  Metropole 
sein,  sodann  fordert  er  den  Zacharias  in  ep.  66  8. 190  (oben  § 9 8. 86  Anm.  2) 
zur  Einberufung  von  Provinzialsynoden  auf,  endlich  war  auch  schon  Köln  für 
Bonifaz  als  Metropole  gedacht  laut  ep.  51  8.  149,  152  (oben  8.  146  Anm.  2), 
auch  konnte  man  den  päpstlichen  Statthalter,  der  bereits  Beit  lange  Titular- 
erzbischof  war  und  bald  auch  Primas  wurde  (oben  § 9),  nicht  wohl  zum  einfachen 
Bischof  machen  und  einem  anderen  Metropoliten  unterordnen.  — Lullus  wurde 
in  der  That  erst  780  Erzbischof,  aber  ebenso  wurde  sein  i.  J.  786  geweihter 
Nachfolger  Biculf  erst  i.  J.  800  zum  Metropoliten  gemacht  (vgl.  unten  S.  153  f.) 

*)  J aff 6 HI  No. 51  8.152  u.No.81  8.227  oben  S.  146  Anm. 2 u.oben  Anm. 6. 

•)  Jaffe  HI  No.  61  8.  149  oben  8.  146  Anm.  2. 

10* 
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Zacharias  die  an  i h n gerichtete  Bitte  des  Fürsten  um  Bestätigung 
oder  die  an  Bonifaz  gerichtete  Bitte,  das  Erzbisthum  zu  über- 
nehmen,1) im  Auge  hat  und  in  Gemässheit  der  letzteren  oder  der 
ersteren  die  Bestätigung  giebt.  Aber  auch  wenn  die  Fürsten  an 
Zacharias  geschrieben  haben,  so  ist  darin  wohl  nur  eine  Anzeige 
zu  sehen,  die  bei  Anstellung  des  päpstlichen  Statthalters  im 
fränkischen  Kirchendienste  selbstverständliche  Pflicht  der  Höflich- 
keit war,  die  sich  aber  in  den  Augen  des  Papstes  leicht  in  eine 
„Bitte“  verwandeln  konnte.  Jedenfalls  hinderte  die  vorangegangene 
„Bitte“  und  die  ihr  nachfolgende  Gewährung  die  Fürsten  nicht, 
in  dem  ersten  Falle  ihren  ursprünglichen  Plan  aufzugeben. 

Oer  Konflikt  zwischen  Staat  und  Papstthum  bei  Ernennung 
des  Tilpin  von  Reims  und  des  Lullus  von  Mainz  ergiebt 
sich  aus  der  bereits  mehrfach  erwähnten  Urkunde  des  Papstes 
Hadrian  1.  für  Tilpin  von  Reims  vom  Jahre  779  oder  780.  *) 

Bevor  wir  jedoch  das  Ergebnis  dieser  Urkunde  prüfen 
können,  müssen  wir  ihre  Echtheit  feststellen.  Allerdings  be- 
gegnen wir  in  der  Karolingerzeit  zahlreichen  Fälschungen,3)  die 
Gründe  jedoch,  welche  Hinschius4)  zu  der  Annahme  einer 
Fälschung  aus  der  Zeit  der  Entstehung  der  pseudoisidorischen 
Oekretalen  fuhren,  können  nicht  als  stichhaltig  gelten.6)  Richtig 
ist  allerdings,  dass  das  dem  Tilpin  „verliehene  Privilegium,  nicht 
ohne  Konsens  des  Papstes  gerichtet  zu  werden,6)  mit  dem  Kirchen- 
staatsrecht der  Zeit  Karls  d.  Gr , in  welcher  die  Bischöfe  den 
Reichssynoden  unterworfen  waren,  in  Widerspruch“  steht,  in- 
dessen begegnen  wir  im  8.  Jahrhundert  mehrfachen  Versuchen 
der  Päpste,  bei  passender  Gelegenheit  ihre  Machtfülle  auszu- 
dehnen,7)  insbesondere  auch  anderen  Versuchen,  eine  juris- 

')  Vgl.  in  diesem  Sinne  die  Conjunctive  debeas,  instrueres  und  possideant 
in  ep.  51  S.  149  oben  S.  146  Anm.  2. 

*)  Vgl.  oben  § 8 S.  75  Anm.  1,  § 10  S.  94  Anm.  5,  S.  101  Anm.  3 und 
§ 11  S.  107  Anm.  1. 

•)  Vgl.  insbes.  oben  §§  11  S.  93  Anm.  1,  13  S.  122,  14  S.  133  Anm.  2 
und  unten  § 19. 

4)  Hinschius  I S 603  f.,  II  S.  10  Anm.  6.  Ebenso  die  Acta  Sanc- 
torura  des  Boiland,  16. October,  tom.  VII, 2,  Bruxelles  1845,  No.  73  ff.  S.  1072; 
dagegen,  jedoch  nicht  eingehend,  Abel  1 S.  208  Anm.  7,  Jaffe,  Keg.  II 
Addenda  S.  701  No.  2411,  Langen,  Qeschichte  der  römischen  Kirche  II 
S.  715,  Hahn,  Bonifaz  und  Lul,  S.  276  Anm.  1,  Hauck  II  S.  189  Aum.  4. 

6)  „Beachtens werth  ist  die  Austührung  von  Hinschius  allerdings“ 
(Abel  a.  a.  O.). 

•)  Unten  § 17. 

’)  Vgl.  oben  S§  11  S.  105  ff.,  13  S.  127  f , 14  S.  140  bezüglich  des  Ver- 
suches, Würzburg,  Büraburg  und  Utrecht  zu  exemten  Bisthümern  zu  machen. 


Digitized  by  Googl 


149 


diktionelle  Gewalt  über  fränkische  Kleriker  zu  begründen.1)  Um 
eine  Anfechtung  der  Bischofsweibe  des  Lullus  handelt  es 
sich,  wie  wir  später  sehen  werden,  überhaupt  nicht:  das  Glaubens- 
bekenntnis des  Lullus  erklärt  sich  aus  der  Pallienverleihung  und 
ebenso  aus  der  Bestätigung  seiner  erzbischöflichen  Würde  zur 
Genüge.2)  Auch  kann  man  in  dieser  Hinsicht  Hinschi us  nicht 
beipflichten , dass  das  Pallium  „damals  noch  nicht  regelmässig 
gleich  nach  Erwerbung  der  Metropolitanwürde  erbeten  und  ver- 
liehen wurde“.’)  Die  zweimal  in  dem  Schreiben  erfolgte  Be- 
zeichnung Karls  als  spiritalis  filius  des  Papstes  erklärt  sich 
durch  dieselben  Gründe,  aus  welchen  es  sich  erklärt,  dass  die 
Kinder  Pippins  in  den  Briefen  der  Päpste  Paul  I.  und  Constantin  II. 
als  spiritales  filii  und  Karls  Gemahlin  Fastrada  in  den  Briefen 
Hadrians  als  spiritalis  filia  der  betreffenden  Päpste  bezeichnet 
werden.4)  Endlich  enthält,  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle6) 
festgestellt  haben,  der  Brief  des  Papstes  keine  Andeutung  über 
eine  Primatialstellung  des  Erzbisthums  Reims.  In  welchen  Um- 
ständen Hinschius*)  eine  „sinnlose  Herübernahme  der  Stelle 
von  den  Bischöfen  und  königlichen  Missi,  welchen  letzteren  im 
Diplom  (für  Tilpin)  die  Untersuchung  über  die  Ordination  des 
Lullus  mit  aufgetragen  wird“,  aus  dem  — unten  zu  besprechenden 
— Glaubensbekenntnis  des  Lullus  in  das  Diplom  erblickt,  ist  mir 
nicht  klar  geworden,’)  im  Gegentheil  spricht  meines  Erachtens 
die  Thatsache,  dass  das  Diplom  und  das  Glaubensbekenntnis, 

■)  Vgl.  unten  § 17  S.  174  f. 

’)  Unten  S.  151  f.  and  § 19. 

*)  Unten  § 19. 

4)  Vgl.  unten  Beilage  I.  Vgl.  auch  den  Brief  des  römischen  Senates 
and  Volkes  an  Pippin  bei  Jaffe  IV  No.  13  S.  70  and  das  Pactum  Hludovici 
Pii  cum  Paachali  pontifice  bei  BoretiuB  I No.  172  S.  351,  worin  der  Papst 
als  spiritalis  pater  Pippins  bezw.  Ludwigs  bezeichnet  wird. 

s)  Oben  § 10  S.  94. 

6)  Hinsohius  I S.  fi03  Anm.  6. 

’)  Vielleicht  nimmt  Hinschius  an,  es  sei  auffallend,  dass  die  Missi 
als  weltliche  Amtsträger  mit  der  Prüfung  der  geistlichen  Tüchtigkeit 
des  Lullus  beauftragt  werden.  Jedoch  wurden  unter  Karl  'Weltliche  sehr 
oft  mit  Kontrolle  der  Geistlichen  beauftragt  (Waitz  IQ  S.  428),  auch  ge- 
hörten geistliche  Angelegenheiten  noch  sonst  vielfaoh  zu  den  Obliegenheiten 
der  Missi  (Waitz  a.  a.  O.  S.  445,  452,  455  f.),  endlich  wurden  mit  Vorliebe 
gerade  Geistliche  zu  Missi  ausersehen  (Waitz  a.  a.  0.  S.  447,  450  f.)  und 
Hadrian,  dem  dieser  Brauch  bekannt  gewesen  sein  wird,  konnte  wohl  mit 
Sicherheit  darauf  rechnen,  dass,  wie  er  die  Geistlichen  Wiomad  und  Possessor 
mit  der  Prüfung  Tilpins  beauftragte,  auch  Karl  seinerseits  auf  geistliche 
Personen  die  Wahl  lenken  würde. 
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deasen  Echtheit  unbestreitbar  ist,  an  dieselben  faktischen  Vor- 
gänge anknüpfen,  für  die  Echtheit  des  Diploms.  Für  dieselbe 
spricht  endlich,  dass  es  in  seinem  Wortlaut  eine  grosse  Aehnlich- 
keit  mit  den  Bestätigungsurkunden  für  Burchard  von  Würzburg 
und  Witta  von  Büraburg  aufweist,  also,  wie  ich  glaube,  nach 
einem  in  der  päpstlichen  Kanzlei  vorhandenen  Formular  abgefasst 
worden  ist.  *) 

Nachdem  wir  somit  die  Echtheit  der  Urkunde  festgestellt 
haben,  kommen  wir  zur  Betrachtung  ihres  Inhaltes,  soweit  der- 
selbe für  unsere  Frage  interessiert. 

Hadrian  schreibt  dem  Tilpin:*)  Auf  Bitten  des  Königs  Karl 
sende  er  ihm,  nachdem  der  Abt  Fulrad  ein  gutes  Zeugnis  über 
die  Heiligkeit  und  Lehre  ausgestellt,  das  Pallium  nebst  einem 
Privileg,  dass  die  Metropolitankirche  Reims  in  dieser  Stellung 
bleibe;  Tilpin  habe  diese  Dinge  zum  grossen  Theil  schon 
bei  Karl  und  vorher  bei  dessen  Bruder  Karl  mann  erlangt; 
Tilpin  habe  gebeten,  ihm  und  seiner  Kirche  ein  Privileg  zu  er- 
theilen,  damit  er,  was  er  noch  nicht  in  Vollendung  besässe, 
durch  päpstliche  Autorität  zur  Vollendung  führen  könne;  er, 
Hadrian,  ertheile  ihm  dies  Privileg  bereitwilligst  und  bestätige, 
dass  Reime,  wie  es  von  altersher  gewesen  sei,  Metropole 
bleiben  solle,  diese  Metropolitanqualität  des  Sitzes  Reims  sei 
Tilpin  und  seinen  Nachfolgern  etwas  Bestätigtes.*) 

Aus  diesen  Wendungen  muss  man  den  Eindruck  gewinnen, 
dass  Reims  bereits  lange  vor  Abfassung  des  Schreibens,  wahr- 
scheinlich schon  vor  dem  Tode  des  jungen  Karlmann  (771), 4) 

*)  Ueber  die  Aehnlichkeit  und  die  Unterschiede  in  den  Urkunden  vgl. 
oben  § 10  S.  101  Anm  4 und  § 11  S.  106  f. 

»)  Flodoard  lib.  II  c.  17  (AI.  <J.  SS.  XIII  S.  463  f.):  Quia  ad  peti- 
tionem  Bpiritalia  filii  nostri  et  glorioai  regia  Francorum  Karoli , prebente 
tibi  bonum  testimonium  de  sanctitate  et  doctrina  Fulrado  amabilisaimo  abbate, 
Franciae  archipresbitero,  pallium  aecundum  conauetudinem  tibi  transmisisse 
nos  cum  privilegio,  ut  metropolia  ecclesia  Remensia  in  auo  atatu  maneret, 

bene  memoramua Et  tua  . . . fraternitaa  iam  ex  magna  parte  ipaas 

res  apud  glorioaum  tilium  nostrum  Karolum  et  ante  ad  Karlomannum,  fratrem 
eins,  impetrataa  habea  ...;  propterea  petisti  a nobia,  tibi  et  ecclesiae  tuae 
fieri  privilegium  ex  auctoritate  ....  sauetae  aedia  Romanae  ac  noatra,  ut . . . 
quod  adhuc  perfect  um  non  babes,  per  noatram  auctoritatem  poasis,  auxiliante 
Deo  et  beato  Petro  apostolo,  ad  perfectionem  perducere. 

*)  Pro  quo  ....  confirmamua  atque  solidamua,  Remensem  ecclesiam, 
sicut  et  antiquitus  fuit,  metropolim  permansuram  ....  atque  etiam 
perpetuia  tcmporibus  tibi  et  aucccaaoribus  tuis  sit  eonfirmatu m. 

4)  Damit  stimmt  cs  überein,  daea  Hincmar,  de  villa  Novilliaco  (Hinc- 
mari  archiepiscopi  Remensia  operum  tom.  II,  cd.  Jacobus  Sirmondua, 
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dem  Tilpin  als  Erzbisthum  verliehen  worden  war,  dass  Hadrian 
dies  aber  erst  erfahren  hat,  als  Karl  und  Tilpin  ihn  um  Ver- 
leihung des  Palliums  baten,  und  dass  zwar  Tilpin,  nicht  aber 
auch  Karl  gleichzeitig  um  Bestätigung  des  erzbischöflichen  Hanges 
der  Stadt  Reims  gebeten  hat.  Dem  Erzbischof  konnte  eine  solche 
Bestätigung,  für  deren  Erreichung  gerade  eine  günstige  Gelegen- 
heit vorlag,  den  andern  Kirchen  gegenüber  wichtig  erscheinen, 
um  neben  der  staatlichen  Anordnung  auch  die  päpstliche  und 
damit  in  den  Augen  der  Kleriker  eine  höhere  Weihe  zu  besitzen; 
Karl  hielt  die  päpstliche  Bestätigung  für  überflüssig,  die  staatliche 
Anordnung  für  ausreichend. 

Ebenso  lag  der  Fall  hinsichtlich  des  Lullus.  Dieser  ist 
zwischen  dem  8.  März  780  und  dem  4.  Juli  782  *)  zum  Erzbischof 
erhoben  worden,  da  er  in  einer  Urkunde  König  Karls  von  ersterem 
Datum  noch  als  Bischof,  in  einer  Urkunde  desselben  Herrschers 
von  letzterem  Datum  bereits  als  Erzbischof  bezeichnet  wird.  *) 
Hadrian  schreibt  nun  an  Tilpin  in  dem  nämlichen  Briefe,  mittels 
dessen  er  die  Metropolitanqualität  von  Heims  bestätigt:  er  trage 
ihm  auf,  da  ihm  wegen  der  Ordinaton*)  eines  Bischofs  Namens 

Lntetiae-Parisiorum  1645)  S.  832  erzählt,  dass  Karlmann : ante  obitom  suum 
per  praeceptum  regiae  Buae  auctoritatis,  quod  habemus,  tempore  Tilpini 
archiepiscopi,  tradidit  villam  Novilhacum  ...  ad  ecclesiam  Kemensem.  Vgl. 
Abel  I S.  99  Anm.  6.  Ueber  die  Zeit,  wann  Tilpin  Erzbischof  geworden, 
ergiebt  sich  sonst  nirgends  ein  Anhalt.  Er  hat  den  Sitz  Heims  zwischen 
748  and  795  innegehabt,  vgl.  die  Anm.  1 S.  465  der  Herausgeber  von 
Elodoards  historia  Hem.  ecclesiae  (Heller  nnd  Waitz,  il,  G.  SS.  XIII). 

')  N icht  bereits  bei  seiner  Ernennung  zum  coadiutor  cum  spe  succedendi 
des  Bonifatius,  wie  HergenroetherlS.  686  annimmt.  Vgl.  oben  § 10  S.  90  f. 

*)  Boehmer-Will  No.  46  S.  40  und  No.  56  S.  42,  Abel  I S.  346, 
der  darauf  aufmerksam  macht,  dass  Lullus  im  Jahre  781  nirgends  erwähnt 
wird,  Goepfert  S.  49  Anm.,  Hahn,  Bonifaz  und  Lu],  S.  282,  Hauck  II 
S.  190  Anm.  1.  — Unrichtig  daher  Leo  S.  484,  486,  Ebrard  S.  450.  In 
die  Zeit  nach  780  ist  daher  wohl  der  Brief  des  Lullus  an  Erzbischof  Coena 
von  York  bei  Jaffi  HI  No.  122  S.  288  zu  setzen,  in  welchem  er  den 
Adressaten  als  frater  et  consacerdos  bezeichnet.  Jaffe  a.  a.  O.  Anm.  1 
datiert  den  Brief  zwischen  767  und  781,  Hahn,  Bonifaz  und  Lul,  8.  300 
spricht  sich  über  die  Zeit  nicht  aus. 

')  Um  die  Ordination  des  Lullus  zum  Bischof  kann  es  sioh  nicht 
handeln,  wie  auch  der  Schlusssatz  des  Briefes  ergiebt.  Staudenmaier, 
Geschichte  der  Bischofswahlen,  Tübingen  1830,  S.  111,  missversteht  den 
Bericht  gänzlich,  wenn  er  von  einem  dem  Pippin  ertheilten  „königlichen 
Auftrag“  redet.  — Gegen  die  Vermuthung  Rettberge  I S.  676,  Hadrian 
habe  die  Ordination  des  Lullus  angefochten,  weil  er  in  Missachtung  der 
Bestimmung  der  ep.  43  bei  Jaffe  IH  S.  120  nicht  zur  bischöflichen  Ordi- 
nation in  Rom  erschienen  sei,  und  gegen  die  Berichtigung  dieser  Vermuthung 
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Lullus  Einiges  zu  Ohren  gekommen  sei,  in  Gemeinschaft  mit  den 
Bischöfen  Viomagus  und  Possessor  und  königlichen  Missi  alles 
hinsichtlich  der  Ordination  des  Lullus  zu  prüfen  und  dessen 
Glauben,  Lehre,  Wandel  und  Sitten  festzustellen;  dann,  wenn 
Lull  geeignet  und  würdig  sei , einen  Bischofssitz  zu  leiten , und 
wenn  er  ein  eigenhändig  unterschriebenes  Glaubensbekenntnis 
nebst  Zeugnis  der  Prüfungskommission  eingeschickt  haben  würde, 
wolle  Hadrian  ihm  der  Gewohnheit  gemäss  das  Pallium  senden 
und  seine  Ordination  als  gültig  erachten  und  bewirken,  dass  er 
in  der  Mainzer  Kirche  als  Erzbischof  eingesetzt  sei.1) 

Auch  hier  gewinnen  wir  den  Eindruck , dass  Lullus  bereits 
von  Karl  zum  Mainzer  Erzbischof  ernannt  worden  war,  dass 
Hadrian  dies  nur  zufällig  erfahren  hat  — vermuthlich,  weil  Karl 
auch  für  Lullus  das  Pallium  erbat  und  diese  Bitte  durch  die 
neue  erzbischöfliche  Würde  desselben  begründete2)  — und  dass 
Hadrian  sich  beeilte,  eine  nachträgliche  Bestätigung  der  Rang- 
erhöhung in  Aussicht  zu  stellen,  falls  die  Prüfung,  deren  Noth- 
wendigkeit  sich  schon  aus  der  gewünschten  Verleihung  des  Palliums 
erklärt,8)  ein  günstiges  Ergebnis  haben  würde. 

Wir  kommen  nun  zu  der  dritten  im  Ausgange  unserer 
Untersuchung  erwähnten  Gruppe  (Verleihung  der  erzbischöflichen 
Würde  durch  den  Papst,  ohne  dass  wir  von  staatlicher  Betheiligung 
erfahren).  Hier  werden  uns  folgende  Männer  beschäftigen : der 
heilige  Bonifatius,  der  Erzbischof  Wilchar  von  Vienne,  die  Erz- 

durch  Abel  I S.  208  ist  geltend  za  machen,  dass  ep.  43  sich  nicht  anf  das 
Bisohofsamt,  sondern  auf  die  Statthalterschaft  des  Bonifatius  beziehen 
kann  (s.  oben  $ 10  S.  92  Anm.  2).  Die  Zweifel,  die  Bolland,  Acta  Sanctorum, 
16.  October,  tom.  VII,  2 No.  73  ff.  S.  1072  gegen  die  Echtheit  der  Urkunde 
für  Tilpin  ausspricht,  erledigen  sich,  wenn  man,  wie  wir,  das  päpstliche 
Erstaunen  aus  der  Rangerhöhung  des  Lullus  erklärt. 

■)  Elodoard  a.  a.  O.  S.  464:  Iniungimus  etiam  fraternitati  tuae,  ut,  quia 
de  ordinatione  episcopi  nomine  Lulli  sanctae  Mogontinae  ecclesiae 
ad  nos  quaedam  pervenerunt,  assumptis  tecum  Viomago  et  Possessore 
episcopis  et  missis  gloriosi  ac  spiritalis  filii  nostri  Karoli  Francorum  regis, 
diligenter  omnia  de  illius  ordinatione  inquiras  et  fidem  ac  doctrinam  illius 
atque  conversationem  et  mores  ac  vitam  investiges;  ut  si  aptus  fuerit  et 
dignus  ad  episcopalem  cathedram  gubernandam,  expositam  et  oonscriptam 
et  manu  sua  propria  subscriptam  catholicam  et  orthodoxam  fidem  per  missos 
suoe  cum  litteris  ac  testimonio  tuo  seu  aliorum  epi-coporum,  quos  tecum  esse 
mandavimus,  ad  nos  dirigat,  ut  pallium  illi  secundum  consuetudinem  trans- 
mittamus  et  Ordination em  illius  firmam  iudicemus  et  in  eadem  sancta 
ecclesia  Mogontina  archiepiscopum  constitutum  esse  faciamus. 

J)  Unten  § 19. 

*)  Ebenda. 
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bischöfe  Chrodegang  von  Metz,  Theodulf  von  Orleans  und  Riculf 
von  Mainz. 

Der  heilige  Bonifatius  erhielt  im  Jahre  732,  also  zu  einer 
Zeit,  als  er  noch  keinen  fränkischen  Bischofssitz  innehatte,  durch 
Papst  Gregor  IH.’)  den  erzbischöflichen  Titel  und  zugleich  das 
Pallium,1)  ohne  dass  aus  den  Quellen  ersichtlich  ist,  ob  die  Franken- 
flirsten  darum  gebeten  oder  davon  Nachricht  erhalten  haben. 

Derselbe  Papst  hat  den  Wilchar  — oder,  wie  ihn  der 
Biograph  Gregors  nennt,  Vulcar  — von  Vienne  zum  Erzbischof 
gemacht  und  mit  dem  Pallium  beschenkt.8) 

Beide  Auszeichnungen  erhielt  auch  Chrodegang  von  Metz 
durch  Papst  Stephan  II.,  als  dieser  im  Jahre  754  sich  im  Franken- 
reiche  befand.4) 

Bezüglich  des  Theodulf  von  Orleans6)  und  des  Riculf 
von  Mainz*)  erfahren  wir  aus  Alcuins  Briefen  bestimmt,  dass 
sie  tun  die  Zeit,  als  in  Rom  die  Untersuchung  über  Leo  III. 
stattfand,  also  in  den  Jahren  800  oder  801,  vom  Papste  das 
Pallium  empfingen.  Einige  Aeusserungen  der  betreffenden  Briefe 
Alcuins  machen  es  aber  ferner  wahrscheinlich,  dass  Leo  dem 
Theodulf  und  Riculf  damals  zugleich  die  erzbischöfliche  Würde 

')  Nicht  durch  Gregor  II.  Vgl.  J afft;  III  8.  91  Anm.  1. 

*)  Der  Papst  schreibt  in  ep.  28  bei  J a ffe  III  S 92  an  Bonifatins: 
Hinc  iure  tibi  eacri  pallei  direximus  munus,  quod  beati  Petri  apostoli 
auctoritate  sascipiens  induaris;  atque  inter  archiepiscopos  unus,  Deo  anctore 
praecipimus,  ut  censearis.  Vgl.  Willib.  Vita  S.  Bonif.  o 6 bei  Jaff£IIl 
S.  454. 

*)  Liber  Pontificalis,  Vita  Gregorii  III  c.  18,  bei  Muratorius  III 
S.  161,  Dnchesne  S.  421:  JBic  . . . venerabilem  Vulcarinm  partibus  Franciae 
in  Vienna  dato  pallio  archiepiscopum  constituit.  Ueber  diesen  Wilchar  von 
Vienne  vgl.  oben  § 10  S.  96. 

4)  Liber  pontificalis,  Vita  Stephani  II  bei  Muratorius  S.  172 
Anm.  6 und  Duchesne  S.  456:  Et  dum  in  Francia  esset  (seil.  Gregorius) 
Rotdigango  . . . episcopo  pallium  tribuit  et  archiepiscopum  ordinavit. 

5)  Jaffü  VI  No.  166  8.  606:  Teodulfo  archiepisoopo  ....  Alchuinua 

sa lutem Gaudens  gaudebo  de  augmento  honoris  vestri  et  de 

sigillo  sacerdotalis  dignitatis,  quod  apostolica  vobis  superaddidit  dignitas. 
Sed  sciens  scito  quod  huius  honoris  claritas  praedicationis  posoit  instantiam. 
Pallenm  sacerdotale  diadema  est;  sicut  regium  diadema  fulgor  gemmarum 
ornat,  ita  fiducia  praedicationis  pallei  ornare  debet  honorem. 

*)  Jaff6  VI  No.  157  8.  686:  Magnifico  Damoete  (Beiname  Aiculfs) 
archisacerdoti  ....  Albinos  (Beiname  Alcuins)  salutem  ....  ibid.  8.  587: 
Ammoneo,  ut  altissimae  dignitatis  nomini  opera  rectissima  conveniant, 
et  mores  in  omni  aequitate  sanctissimi  sacerdotalis  superhumerale  honoris 
exoment,  ut  quod  oculis  multorum  videtur  in  humero,  omnium  ore  praedicetur 
atque  ametur  in  moribus. 
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ertheilt  hat,  denn  Alcuin  hebt  in  dem  Gratulationsbriefe  an 
Thcodulf  hervor,  dass  der  Papst  ihm  zu  der  Vermehrung 
seiner  Ehre  das  Sinnbild  der  Sacerdotal würde  zugegeben 
hat,  und  in  dem  Gratulationsbriefe  an  Riculf,  dass  dieser  den 
Namen  der  höchsten  Würde  empfangen  hat. 

Bezüglich  des  Theodulf,  der  nach  der  herrschenden  Ansicht 
niemals  Metropolit  gewesen  ist,1)  wird  die  Annahme,  dass  er 
durch  Leo  zu  einem  solchen  erhoben  worden,’)  dadurch  bestärkt, 
dass  er  von  Alcuin  sowohl  in  dem  Gratulationsschreiben  selbst 
als  auch  in  einem  anderen  Briefe,8)  der  iu  die  Jahre  801  oder 
802  fällt,  als  ,archiepiscopus‘  bezeichnet  wird,  und  dass  ihn  Alcuin 
in  anderen  Briefen,  welche  derselben  Zeit  angehören,  , Pontifex*  *) 
und  , pontifex  magnus*8)  benennt,  Ausdrücke,  die  er  in  sonstigen 
Briefen  nur  für  Metropoliten  verwerthet.  •) 

Was  Riculf  betrifft,  so  geht  die  allgemeine  Annahme  dahin, 
er  sei  sofort  bei  seiner  Ordination  (im  Jahre  786  bezw.  787) 
Erzbischof  von  Mainz  geworden,7)  doch  geben  die  Quellenberichte 
hierüber  keine  positive  Auskunft,8)  und  für  unsere  Annahme, 
dass  er  erst  bei  seiner  Anwesenheit  in  Rom  zum  Erzbischof 
erhoben  wird,  spricht  es,  dass  wenigstens  eine  Nachricht  ihn 


')  Vgl.  unten  8 19. 

*)  So  auch  Dümmler,  der  Herausgeber  der  Monumenta  Alcuiniana 
(Jaffe  tom.  VI)  auf  S.  606  Anm.  7,  ferner  Hauck  II  S.  190. 

')  J affe  VI  No.  181  S.  640. 

♦)  Jaffe  VI  No.  180  S.  636. 

5)  Jaffä  VI  No.  153  S.  572;  Dümmler  datiert  dieaen  Brief  ohne  An- 
gabe von  Gründen  zwischen  796  und  800. 

“)  Ibid.  No.  184  8.  649  (Joseph  von  Tour»),  No.  190  S.  669  f.  (of.  No.  248 
S.  796)  (Aethelhard  von  Canterbury),  No.  133  R 521,  No.  147  S.  557,  No.  180 
S.  666,  No.  192  S.  674,  No.  233  S.  742  (Arno  von  Salzburg;  der  Ausdruck 
der  No.  202  S.  691:  archipontificatus  bonore  sublimatus  könnte  dazu  ver- 
anlassen, diesen  Brief  gegen  Dümmlers  Annahme  in  die  Zeit  unmittelbar 
nach  Arnos  Rangerhöhung.  798,  zn  setzen , der  Ausdruck  Aquilae  pontifici 
in  No.  90  S.  377  zwingt  unB,  diesen  Brief  gegen  Dümmler  ins  Jahr  798 
oder  später  zu  weisen).  — Unbestimmt  sind  die  Adressaten  der  No.  210 
S.  704  und  218  S.  718.  — In  No.  154  S.  574  wird  der  hl.  Martin  von  Tour* 
,summus  pontifex*  genannt. 

’)  Vgl  Abel  I S.  537,  Hauck  I S.  144,  191  und  Nicolaus  Serariua, 
rerum  Hoguntinensium  libri  quinque,  lib.  IV  bei  Joannes,  rerum  Mogun- 
tiacarum  vol.  I,  Francofurti  ad  Moenum  1722,  S.  379  und  daselbst  Anm,  4. 

*)  Eher  für  als  gegen  unsere  Ansicht  lassen  sich  folgende  Vermerke 
verwerthen:  Ann.  Wirziburg,  a.  786  (M.  G.  SS.  II  S.  240):  Lull  Mogontia- 
cenais  archiepiscopus  obiit,  cui  Richolfus  successit.  Ann.  Quedlinb.  a- 
786  M.  G.  SS.  LH  S.  38:  Lull  archiepiscopus  obiit,  cui  Richolfus  successit. 
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ausdrücklich  im  Jahre  786  als  zum  einfachen  Bischof  ordiniert 
erscheinen  lässt. ') 

Theodulf  von  Orleans  wird  freilich  in  zwei  ferneren  Briefen 
Alcuins  *)  und  in  einem  Briefe  Karls  des  Grossen,8)  die  durchweg 
in  die  Jahre  801 — 802  gehören,  nur  ,episcopus‘  genannt,  auch  zählt 
das  Testament  Karls  des  Grosen 4)  Orleans  nicht  unter  den  im 
Jahre  811  vorhandenen  Metropolen  des  Reiches  auf;  aber  einmal 
werden  Erzbischöfe,  zumal  in  solchen  Briefen,  welche,  wie  die 
in  Rede  stehenden,  nicht  an  sie  selbst  adressiert  sind,  auch  sonst 
oft  nur  als  Bischöfe  bezeichnet;8)  sodann  ist  die  Vollständigkeit 
des  Testamentes  Karls  äusserst  fraglich;*)  endlich  bleibt  die 
Möglichkeit,  dass  das  neue  Erzbisthum  Orleans  bald  wieder  zu 
einem  einfachen  Bisthume  degradiert  wurde,  etwa  weil  sich  heraus- 


')  Mariauus  Scottus,  Chronicon,  in  M.  G.  SS.  V S.  548:  Richolfus 
ordinatur  in  episcopum  Mogontiac;  vgl.  Abel  I S.  538  Anm.  6.  Auch 
die  Ann.  Wirzib.  erzählen,  freilich  zum  Jahre  798:  Richolfus  ordinatur  in 
episcopum.  — Dass  Mainz  unter  Lull  Erzbisthum  war,  zwingt  uns  nicht 
dazu,  anzunehmen,  dassRiculf  sofort  Erzbischof  wurde,  denn  auch  Lull  ist 
erst  um  780  Erzbischof  geworden,  wiewohl  sein  Vorgänger  Bonifatius  als 
Metropolit  von  Mainz  starb.  Vgl.  oben  j;  14  S.  135. 

»)  Jaffe  VI  No.  180  S.  632,  No.  183  S.  645  f. 

»)  Jaffe  VI  No.  182  S.  643. 

4)  Einb.  Vita  Caroli  Magni  c.  33  bei  Jaffe  IV  S.  539. 

8)  So  von  Alcuin  selbst  der  nämliche  Theodulf  in  dem  Briefe  an 
Candidus  und  Nathanael  bei  Jaffe  VI  No.  180  S.  632,  obwohl  er  ibid. 
S.  636  pontifex  heisst. 

*)  Vgl.  Leibnitz,  Annales  imperii  I (Gesammelte  Werke  1.  Folge, 
Hannover  1843)  S.  275,  Abel  II  S.  455  Anm.  4.  — Die  Unterschriften  der 
,episcopi‘  unter  dem  Testamente  (Jaffe  IV  S.  541)  können  weder  für  noch 
gegen  Theodulfs  Metropolitanwürde  angeführt  werden,  denn  sein  Name  steht 
hinter  denen  von  7 Männern,  deren  Sitze  das  Testament  selbst  als  Metro- 
polen aufzählt,  und  vor  denen  dreier  Männer,  deren  Sitze  nicht  ab  Metro- 
polen aufgezählt  werden.  Gerade  diese  Reihenfolge  unterstützt  übrigens 
die  Vermuthung,  dass  Orleans  eine  Zeitlang  Metropole  gewesen  und  dann 
wieder  einfaches  Bisthum  geworden  ist,  und  dass  Theodulf  eine  Rangstellung 
zwischen  den  Metropoliten  und  den  Bischöfen  behielt,  zumal  ihm  das  Pallium 
(unten  § 19)  nicht  genommen  wurde.  Für  eine  hohe  Rangstellung  des 
Theodulf  spricht  es  ferner,  dass  der  Astronomus  c.  26  M.  G.  SS.  II  S.  620 
unter  denjenigen  Geistlichen,  welche  Kaiser  Pippin  im  Jahre  816  dem  Papste 
Stephan  IV.  entgegenschickte,  neben  dem  Erzkaplau  Hildebald  und  dem 
Bischof  Johannes  von  Arles  gerade  unsern  Theodulf  nennt  (Cui  etiam 
obviam  Hildebaldum  arcbicapellanum  sacri  palatii,  Theodulfum  episcopum 
Aurelianensem , Johannem  Arelateusem,  aliorumque  copiam  ministrorum 
ecclesiae).  Zwar  wird  Theodulf  auch  hier  als  episcopus  bezeichnet,  indessen 
gilt  das  Gleiche  von  Johannes  von  Arles  und  Arles  wird  im  Testamente 
Karls  des  Grossen  als  Metropole  aufgeführt. 
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«teilte,  dass  kein  Bedürfnis  für  eine  dortige  Erzdiözese  vorlag. 
Aber  auch  wenn  man  annimmt,  dasg  Orleans  niemals  Erzbisthum 
gewesen,  mithin  Alcuin  sich  geirrt  und  in  seinen  späteren  Briefen 
wieder  den  richtigen  Titel  auf  Theodulf  angewendet  hat,  so  bleibt 
auch  dann  sein  Gratulationsbrief  für  unsere  Untersuchung  ver- 
werthbar,  weil  Alcuin  eben  den  Papst  als  den  Verleiher  der 
erzbischöflichen  Würde  darstellt. 

Was  nun  die  vierte  Gruppe  von  Quellenberichten  — lediglich 
staatliche  Ernennung,  nicht  zugleich  päpstliche  — betrifft,  so  sind 
dieselben  in  dem  Protokoll  des  sog.  Concilium  Vernense, 
der  Reichsversammlung  von  Verneuil  (11.  Juli  755)  enthalten. 
Es  werden  uns  nämlich  folgende  Punkte  als  Beschlüsse,  die 
Pippin  nach  Anhörung  des  fränkischen  Episkopates ')  gefasst 
hat,  mitgetheilt  bezw.  gelegentlich  der  Beschlüsse  hervorgehoben: 
Pippin  habe  interimistisch  Bischöfe  an  Stelle  von  Metropoliten 
eingesetzt;*)  eine  der  beiden  jährlich  im  Reiche  abzuhaltenden 
Versammlungen  müsse  besucht  werden  von  den  Bischöfen,  die 
er  soeben  als  interimistische  Metropoliten  eingesetzt  habe;8)  jeder 
Bischof  solle  bezüglich  dei;  von  ihm  nicht  zu  bessernden  Miss- 
stände in  den  Klöstern  seiner  Diözese  Bericht  erstatten  an  den, 
welchen  der  König  als  Metropolit  eingesetzt  habe;4)  schlimmsten- 
falls solle  dieser  hierüber  an  die  Reichsversammlung  berichten 
und  wenn  er  deren  Anordnungen  missachte,  so  solle  er  entweder 
abgesetzt  oder  von  allen  Bischöfen  exkommuniziert  werden,  und 
es  solle  an  seiner  Stelle  ein  geeigneterer  Mann  in  der  Versamm- 
lung selbst  durch  das  Wort  und  den  Willen  des  Königs  und 


*)  Concilium  Vernense,  Eingang,  bei  Boretius  S.  33:  Rex  Pippinus 
universos  paene  Galliarum  episcopos  adgregari  fecit  ad  concilium  Vernus 
palatio  publico,  recuperare  aliquantisper  cupiens  instituta  canonica. 

*)  Conc.  Vern.  c.  2 S 33:  Episcopos  quos  in  vicem  metropolitanorum 
constituimus , ut  ceteri  episcopi  ipsis  in  omnibus  oboediant  secundum 
canonicam  institutionem,  interim  quod  secundum  canonicam  constitutionem 
hoc  plenius  emendamus. 

3)  Ibid.  c.  4 S.  34:  Ut  bis  in  anno  sinodus  fiat  . . . Secunda  sinodut 
Ealendas  Octubris  ...  et  illi  episcopi  ibidem  conveniant,  quos  modo  vicem 
metropolitanorum  constituimus,  et  alii  episcopi  vel  abbates  seu  presbiteri, 
quos  ipBi  metropolitani  aput  se  venire  iusserint,  ibidem  in  ipsa  secunda 
sinodo  convenire  faciant. 

4)  Ibid.  c.  5 S.  34:  Episcopus  in  cuius  parrochia  esse  videntor  hoc 
emendare  debeat.  Quod  si  non  potuerit,  hoc  quem  metropolitanum  consti- 
tuimus innotescat,  et  ipBe  hoc  emendare  faciat. 
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den  übereinstimmenden  Beschluss  der  Diener  Gottes  eingesetzt 
werden. ') 

Hier  ist  also  vier  Mal  die  Rede  von  der  Einsetzung  der 
Metropoliten  durch  den  König  (bezw.  die  Versammlung),  die 
Möglichkeit  einer  päpstlichen  Mitwirkung  wird  ganz  ausser  Auge 
gelassen.  Zwar  handelte  es  sich  nur  um  eine  provisorische  Mase- 
regel, indessen  lässt  sich  annehmen,  dass  der  Wortlaut  der  Be- 
schlüsse der  nämliche  wäre,  wenn  an  Stelle  von  „Vicemetropoliten“ 
Erzbischöfe  unter  endgültiger  Feststellung  der  Metropolitan  Ver- 
fassung eingesetzt  worden  wären. 

Mit  hoher  Wahrscheinlichkeit  kann  man  in  diese  Gruppe1) 
auch  Bert  her  rechnen,  der  ums  Jahr  766  von  König  Pippin  zu 
Vienne  eingesetzt  wurde,8)  ohne  dass  wir  von  einer  Mitwirkung 
des  damaligen  Papstes  Paul  I.  erfahren.  Zwar  hat  nach  dem 
Wortlaute  des  betreffenden  Quellenberichtes  Berther  nur  den 
episcopatus,  nicht  den  archiepiscopatus  Viennensis  erhalten,  in- 
dessen lässt  sich  annehmen,  dass  Vienne,  weil  es  unter  Wilchar1) 
und  später  im  Testamente  Karls  des  Grossen8)  als  Metropole 
begegnet,  diese  Qualität  nie  verloren  hat. 

Nachdem  wir  nun  die  vier  verschiedenen  Gruppen  der 
Quellenberichte  festgestellt  haben,  und  bevor  wir  untersuchen 
können,  wie  sich  die  angedeutete  Verschiedenartigkeit  der  Fälle 
erklären  lässt,  sind  noch  folgende  Bemerkungen  nothwendig: 

Zwei  Fälle  scheiden  für  die  Betrachtung  überhaupt  aus : der 
des  Willibrord  und  der  des  Bonifatius,  was  die  bei  letzterem  im 
Jahre  732  zugleich  mit  der  Pallienverleihung  erfolgte  Ernennung 
zum  Erzbischof  — im  Gegensätze  zu  der  747  erfolgten  Einweisung 
in  die  Metropole  Mainz  — betrifft.  Diese  Fälle  scheiden  darum 


’)  Ibid.  c.  6 S.  '14:  Quod  si  boc  nec  ipse  emendare  potuerit,  ad  sinodum 
publicum  exinde  vcuiant,  et  ibidem  canouicam  senteutiam  accipiat.  Et  ai 
publicum  sinodum  contempserit,  aut  honorem  suum  perdat  aut  excommunicetur 
ab  omnibus  episcopis,  et  talis  in  eins  louum  in  ipso  siuodo  constituatur  per 
verbum  et  voluntatem  domno  rege  vel  consensu  servorum  Dei,  qui  secundum 
ordinem  sanctam  ipsam  gregem  regat. 

*)  In  diese  Gruppe  gehört  auch  Tilpin  von  Keims,  insofern  er,  wie 
oben  festgestellt  ist,  wahrscheinlich  schon  unter  der  gemeinsamen  Regierung 
Karls  und  Karlmanns,  also  vor  771,  vom  Staate  zum  Erzbischof  ernannt, 
aber  erst  um  780  vom  Papste  bestätigt  worden  ist. 

*)  Oben  § 14S.  135  Anm.  13  ist  die  diesbezügliche  Notiz  des  Chronicon 
Adonis  wiedergegeben. 

*)  Oben  S.  153. 

5)  Einh.  Vita  Caroli  Uagui  c.  33  bei  Jaffe  IV  S.  533. 
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aus,  weil  Willibrord  und  Bonifaz  nur  Titularerzbiachöfe  wurden 
und  in  dem  fränkischen  Landesepiskopat  erst  später,  Willibrord 
überdies  nur  als  einfacher  Bischof,  Aufnahme  fanden.  Ihr  erz- 
bischöflicher  Titel  sollte  nur  eine  Belohnung  für  die  Missions- 
thätigkeit  bilden  und  konnte  füglich  nur  vom  Papste  verliehen 
werden. 

Zwei  Gruppen  sind  miteinander  zu  kombinieren  und  gehen 
in  eine  auf:  nämlich  Gruppe  I (Zusammenwirken  von  Staat 
und  Papstthum)  und  Gruppe  III  (Erwähnung  nur  der  päpst- 
lichen Verleihung);  denn  wenn  auch  bei  Wilchar,  Chrodegang, 
Theodulf  und  Riculf  die  staatliche  Mitwirkung  nicht  ausdrücklich 
hervorgehoben  ist,  so  kann  dieselbe  unmöglich  jemals  gefehlt 
haben,  selbst  nicht  bevor  Bonifatius  das  Interesse  des  Staates  für 
die  Angelegenheiten  der  fränkischen  Kirche  neu  angeregt  hatte. 
Für  Chrodegang  lässt  sich  übrigens  die  Ausübung  erzbischöflicher 
Funktionen  und  somit  die  staatliche  Anerkennung  seiner  Metro- 
politangewalt nach  weisen.1)  Umgekehrt  sind  wir  hinsichtlich  des 
Wilchar  von  Vienne  genöthigt,  entweder  eineu  Konflikt  zwischen 
Papstthum  und  Staat  — also  einen  Fall  der  Gruppe  II  — oder 
aber  einen  Irrthum  des  Liber  Pontificalis  anzunehmen  und  den 
Vorfall  in  spätere  Jahre  zu  verlegen.  Denn  das  Pontifikat 
Gregors  III.,  den  das  Papstbuch  als  Verleiher  der  erzbischöf- 
lichen Würde  an  Wilchar  bezeichnet,  dauerte  von  731  bis  741,’) 
andererseits  schreibt  Bonifatius  im  Jahre  742  oder  gar  743*)  an 
Papst  Zacharias : die  Franken  hätten  seit  80  Jahren  keinen  Erz- 
bischof gehabt,4)  und  wie  wir  bereits  an  anderer  Stelle5)  sahen, 
sind  Bonifatius  selbst,  Abel,  Hartbert  und  Grimo  die  ersten  Erz- 
bischöfe gewesen  und  von  den  Frankenfürsten  um  die  Jahre  742 
und  743  eingesetzt  worden.  Erwägt  man  andererseits,  dass  Wilchar 

‘)  Paulus  Diaconus  de  episc.  Mettens.  U.  G.  SS. II  S.268:  fiic  conse- 
cravit  episcopos  quam  plurimos  per  divcrsas  civitates.  Vgl.  auch  Oelsner 
S.  154  f.,  Eauck  II  S.  51  und  gegen  die  Annahme  Hahns  (Bonifaz  und 
Lul  S.  251),  dass  Chrodegang  päpstlicher  Legat  gewesen  sei,  oben  § 10 
S.  93  Anm.  3.  Chrodegang  starb  im  Jahre  766;  vgl.  Oelsner  S.  364  und 
über  Chrodegang  überhaupt  Hahn  in  der  Allg.  deutschen  Biographie  Bd.  IV 
(Leipzig  1876)  S.  250  ff, 

')  Jaff6,  Keg.  S.  267;  irrthümlicher  Weise  denkt  Hahn,  Jahrbücher, 
8.  187  an  Gregor  den  Grossen. 

•)  Vgl.  darüber  oben  Sj  11  8.  107  Anm.  8. 

4)  J affe  III  No.  42  8.  112:  Franci  enim  ut  seniores  dicunt,  plus  quam 
per  tempus  octuginta  annorum  synodum  non  fecerunt  neu  archiepiscopum 
habuerunt. 

•)  Oben  §§  9 8.  86  und  11  8.  110  f. 
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zum  ersten  Male  unter  dem  Pontifikate  des  Stephan  II.  (752 — 757) 
im  Jahre  752  oder  753  in  Rom  gewesen  ist1)  und  ferner,  dass 
der  Regel  nach  das  Pallium  persönlich  abgeholt  werden  musste,*) 
so  rechtfertigt  sich  die  Annahme,  dass  die  Notiz  von  der  Ver- 
leihung des  Palliums  und  der  erzbischöflichen  Würde  irrthümlich 
in  die  Biographie  Gregors  III.  gerathen  ist  und  thatsächlich 
der  Pontifikatszeit  Stephans  II.  angehört.*)  Dann  würde  der 
Vorfall  gerade  in  die  im  Jahre  742  beginnende  Periode  der  Er- 
neuerung des  Metropolitanverbandes  fallen  und  es  würde  die 
Annahme  eines  Konfliktes  zwischen  dem  Papste  und  der  frän- 
kischen Staatsgewalt  nicht  erforderlich  sein. 

Wie  lassen  sich  nun  die  drei  Gruppen,  auf  welche  wir  die 
sämmtlichen  Quellenberichte  somit  reduziert  haben,  in  Einklang 
bringen?  Wie  erklärt  es  sich,  dass  die  Ernennung  der  Metro- 
politen theil weise  nur  vom  Staate  ausging,  theil weise  dagegen 
unter  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum  und  theilweise 
unter  Konflikt  beider  Mächte  stattfand? 

Ich  glaube,  man  wird  zu  richtiger  Beantwortung  dieser  Frage 
gelangen,  wenn  man  die  Jahreszahl  der  einzelnen  Fälle  und  ihr 
chronologisches  Verhältnis  zu  einander  ins  Auge  fasst.  Dabei  ist 
Wilchar  von  Vienne  doppelt  zu  berücksichtigen  angesichts  der 
oben  erörterten  doppelten  Möglichkeit  der  Beurtheilung  und  des 
Zeitpunktes  seiner  Ernennung. 

Es  fand  statt: 

I.  Das  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum : 

1.  bei  Wilchar  im  Jahre  752  oder  753; 

2.  bei  Chrodegang  im  Jahre  754; 

3.  bei  Ermenbert  in  der  Zeit  zwischen  784  und  791 ; 

4.  bei  Arno  im  Jahre  798; 

5.  bei  Riculf  im  Jahre  800  oder  801; 

6.  bei  Theodulf  im  Jahre  800  oder  801 ; 

7.  bei  Anskar  im  Jahre  831; 

II.  die  staatliche  Verleihung  allein: 

1.  laut  Concil.  Vernense  im  Jahre  755; 

2.  bei  Berther  ums  Jahr  766; 

3.  bei  Tilpin  vor  dem  Jahre  771; 


*)  Ex  Adonis  Chronico  M.  G.  SS.  II  S.  319:  Wilioariua,  relicta 
Viennenai  aede,  Romani  primum  abiit,  ibique  papae  Stephano  notna  efticitur. 
Vgl.  Oelaner  S.  106. 

*)  Unten  § 19. 

*)  Vgl.  anch  Duchesne  S.  425  Anm.  35. 
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111.  der  Konflikt : 

1.  bei  Wilchar  zwischen  731  und  741; 

2.  bei  Grimo,  Abel  und  Hartbert  um  743; 

3.  bei  Bonifaz  im  Jahre  745  und  747; 

4.  bei  Lullus  zwischen  780  und  782; 

5.  bei  Tilpin  ums  Jahr  780. 

In  Gemässheit  dieser  Daten  nehme  ich  an,  dass  staatlicher- 
seits ')  in  den  Jahren  752  bis  754  und  dann  vom  Jahre  784  ab 
das  päpstliche  Mitwirkungsrecht  bei  Besetzung  der  erzbischöf- 
lichen Stühle  anerkannt,  in  den  Jahren  731  bis  747  und  ums 
Jahr  780  dagegen  bestritten  und  vom  Papstthum  vergeblich  in 
Anspruch  genommen  worden  ist. 

Diese  verschiedenartige  Stellungsnnhmc  der  Fürsten  zu  dem 
päpstlichen  Mitwirkungsrechte  erklärt  sich  meines  Erachtens 
aus  politischen  Umständen : die  Arnulfinger  waren  zwischen 

751  (Absetzung  des  Childerich  III.)  und  754  (Salbung  der 
Königsfamilie  zu  St.  Denys)  wegen  Erlangung  und  Befestigung 
der  Königsherrschaft  zu  denkbar  bester  Harmonie  mit  den 
Päpsten  und  daher  zu  weitgehenden  Konzessionen  an  dieselben 
genöthigt , *)  während  sie  nach  der  Salbung  zu  St.  Denys, 

’)  Aber  im  Jahre  754  noch  nicht  seitens  der  fränkischen  (Geistlichkeit, 
sofern  man  der  Erzählung  der  Passio  S.  Bonifatii  bei  Jaffe  111  S.  478 
Glauben  schenken  kann,  wonach  sich  Bonifatius  der  durch  Stephan  i.  J.  754 
vorgenommenen  Ordination  des  Chrodegang  (zum  Erzbischof  s.  oben ; die 
Passio  sagt:  zum  episcopus,  doch  bezeichnet  sie  auch  den  Bonifatius  nur  als 
epiacopus)  widersetzt  hat:  dicens,  ei  (d.  h.  dem  Papste)  non  licere  suam 
sedem  derelinquere  et  terminos  patrum  transgredi,  et  sine  consensu  episcopi 
ad  cuius  dyocesim  pertineret  locus , quilibet  ille  est,  episcopum  ordinäre; 
quod  nec  decessores  eius  fecissent  nec  ecclesiastica  regula  docet.  Vgl.  gegen 
die  Glaubwürdigkeit  des  Berichte«  Oelsner  S.  493,  Hauck  I S.  539,  für 
seine  Glaubwürdigkeit  Rettberg  I S.  418,  494,  Hahn,  Bonifaz  und  JLul, 
8.  261  Anm.  4 auf  S.  252,  auch  Dahn,  Urgeschichte,  S.  880,  Hahn,  die 
Continuatio  Bedae,  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte  XX  S.  559  ff. 
Vielleicht  liegt  der  Erzählung  ein  historischer  Kern  zu  Grunde  und  vielleicht 
ist  derselbe  darin  zu  finden,  dass  Bonifatius  in  der  Handlungsweise  Stephans 
einen  Eingriff  in  seine  eigenen  Primatialrechte  (oben  § 9)  erblickte. 

’)  Auf  Unterhandlungen,  welche  zwischen  König  Pippin  (751  bis  768) 
und  Papst  Zacharias  (741  bis  752),  also  im  Jahre  751  oder  762  betreffs  der 
Besetzung  der  Erzdiözesen  stattgefunden  haben , weist  ein  Brief  des  Abtes 
Servatius  Lupus  von  Ferrara  aus  der  Mitte  des  9.  Jahrhunderts,  worin  er 
einem  Bischof  Amalus  mittheilt,  dass  der  König  das  Bisthum  Autun  mit 
seinem  Schützlinge  Bernus  besetzt  wissen  wollte,  und  alsdann  fortfährt  (Beati 
Ser  vati  Lupi  presbyteri  Ferrariensis  Opera,  ed.  Stephanus  Baluzius,  editio 
II,  Antwerpiae  1710,  p.  123):  Idque  vestrae  prudentiae  dominus  noster  jussit 
suggerere  non  esse  novicium  aut  temerarium  quod  ex  palatio  honorabili- 
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nach  der  Rückreise  Stephans  II.  und  nachdem  die  Päpste  aus- 
schliesslich von  der  italienischen  Politik  in  Anspruch  genommen 
waren,  sich  in  der  Lage  befanden,  diese  Konzessionen  zu  ver- 
gessen. Letzteres  findet  seinen  Ausdruck  im  Conciliutn  Vernense, 
bei  der  Erhebung  des  Tilpin  und  bei  der  Erhebung  des  Lullus. 
Als  aber  nunmehr  gelegentlich  der  Bitten  um  Pallien  für  Tilpin 
und  Lullus  der  Bruch  des  Versprechens  in  Rom  bekannt  wurde, 
hat  sich  Hadrian  I.  beeilt,  beiden  Männern  wenigstens  nachträglich 
seine  Bestätigung  zu  übersenden.  Dieser  Umstand,  vielleicht  in 
Verbindung  mit  einem  Mahnbriefe  Hadrians  oder  mit  einer  münd- 
lichen Rüge  gelegentlich  Karls  Romreise  vom  Winter  780 — 781  *) 
hat  alsdann  den  König  Karl  veranlasst,  fortab  das  päpstliche 
Mitwirkungsrecht  wieder  anzuerkennen  *)  und  diejenigen  Männer, 


oribus  maxime  ecclesiis  procurat  antistites.  Nam  Pippinus,  a quo  per 
maximnm  Karolum  et  religiosiasimum  Hludoguicum  imperatores  ducit  rex 
nostcr  originem,  expoeita  necessitate  huiua  regni  Zachariae  Romano  Papae, 
in  synodo  cui  martyr  Bonifacius  interfuit  eiua  accepit  consenaum  ut  acerbitati 
temporia  indnatria  sibi  probatissimorum  decedentibua  epiacopia  mederetur. 
Aua  dieser  Notiz  liest  V eh  ring  in  Philipps  Kirchenrecht  Bd.  VIII  S.  276  f. 
(vgl.  auch  üinachiuB  Bd.  II  S.  623  Anm.  4)  heraus:  „Papst  Zacharias  habe 
an  Pippin  ausdrücklich  das  Recht  der  Verleihung  der  Bischofssitze  über- 
tragen“ und  meint,  die  Nachricht  sei  „wohl  nur  ein  Hissverständnis  dea  . . . 
can.  3 des  Concila  von  Soissons“  (vgl.  über  diesen  Beschluss  oben  § 11  8.  111 
Anm.  1),  die  Existenz  eines  derartigen  Privilegs  sei  also  aus  dem  Berichte  nicht 
zu  folgern.  Heines  Erachtens  weist  aber  die  'Wendung  exposita  necessitate 
huius  regni  auf  die  Zeit  der  Königsherrschaft  Pippins  und  ferner  der 
Ausdruck  assensus  lediglich  auf  die  bejahende  Beantwortung  der  (im 
Sinne  des  § 6 zu  erklärenden)  Anfrage  Pippins,  ob  es  „in  der  Noth  des 
Reiches“  und  „um  die  Hissstände  der  Zeit  durch  den  Eifer  der  ihm  er- 
gebensten Hänner  bei  dem  Ableben  von  Bischöfen  zu  heilen“  erlaubt  sei, 
„für  die  angeseheneren  Kirchen“  (honorabilioribus  maxime  ecclesiis)  d.  h.  für 
Hetropolen  „aus  dem  Palaste  Vorsteher  zu  besorgen“,  m.  a.  W.  ob  es 
erlaubt  sei,  wegen  ihrer  besonderen  Zuverlässigkeit  Hofbeamte  zu  Erz- 
bischöfen zu  ernennen,  selbst  wenn  dieselben  bisher  Laien  gewesen  waren 
und  daher  in  beschleunigter  Weise  die  unteren  geistlichen  Orade  erhalten 
mussten.  (Ueber  derartige  Vorgänge  aus  der  Herovingerzeit  vgl.  mein 
Staatskirchenrecht  S.  59.)  Alsdann  sagt  der  Brief  nichts  von  einer  durch 
den  Papst  dem  Könige  gewährten  Ermächtigung  zur  Ernennung  von  Bischöfen 
überhaupt  und  es  wäre  somit  eine  Parallelisierung  des  Briefes  mit  dem 
Privileg  Hadrians  für  König  Karl  (oben  S.  141  Anm.  1)  gegen  Vehring 
nnd  Hinschius  a.  a.  0.  für  unstatthaft  zu  erkläreu. 

*)  Vgl.  Abel  I S.  368-  386,  insbes.  von  376  ab  über  diese  Romreise 
und  einige  dabei  zwischen  Karl  und  Hadrian  geregelte  Angelegenheiten. 
VgL  hierüber  auch  oben  5 S.  63  Anm.  6 und  § 14  8.  136  Anm.  3. 

*)  Andererseits  aber  hat  Karl  selbst  in  Italien  Dach  dessen  Unter- 
werfung stets  die  staatliche  Mitwirkung  bei  Besetzung  erzbischöflicher  Stühle 
Weyl,  Fapstthuui  unter  den  Karolingern,  XI 
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denen  er  eine  Metropole  geben  wollte,  entweder  nach  Rom  zu 
senden  oder  brieflich  dem  Papste  zu  empfehlen.  Dazu  kam, 
dass  aus  Gründen,  die  an  anderer  Stelle  erörtert  worden  sind, 
seit  dem  Jahre  774  bei  Neueinrichtung  von  Erzdiözesen  die 
päpstliche  Mitwirkung  gestattet  war;1)  auch  bei  Neubesetzung 
bereits  fest  abgegrenzter  Metropolen,  z.  6.  der  Metropole  Mainz, 
die  nach  dem  Tode  des  Lullus  (786)  für  14  Jahre  zum  einfachen 
Bisthum  herabgesunken  zu  sein  scheint,1)  dem  Riculf  bei  dessen 
Ernennung  zum  Erzbischöfe  (800  oder  801)  aber  wohl  wieder  in 
der  ehemaligen  Ausdehnung  verliehen  worden  ist,  mochte  dann 
die  gleiche  Bestätigung  des  Papstes  sowohl  dem  Herrscher  wie 
dem  neuen  Erzbischöfe  erwünscht  scheinen. 

Es  bleibt  nunmehr  nur  festzustellen,  in  welcher  Weise  die 
päpstliche  Betheiligung  bei  Besetzung  erzbischöflicher  Stühle 
stattgefunden  hat.  Die  Form  war  dieselbe,  wie  wir  sie  bei  der 
— oft  damit  gleichzeitig  verbundenen*)  — Pallienverleihung 
kennen  lernen  werden,*)  nämlich  Ausstellung  einer  Urkunde*) 
nach  stattgehabtem  Informativprozesse*)  über  die  Würdigkeit  des 
Kandidaten,  die  er  durch  persönliche  Erklärungen,  insbesondere 
aber  auch  durch  Einreichung  eines  Glaubensbekenntnisses  7)  und 


in  Anspruch  genommen.  Vgl.  J affe  IV  No.  88  8.  266  (nicht  206,  wie 
Waitz  m S.  421  Anm.  2 citiert). 

')  Oben  g U S.  129  ff. 

*)  Oben  8.  154  f. 

»)  Unten  § 19  8.  186  f.,  191  f. 

4)  Ebenda  S.  193. 

*)  In  der  Urkunde  Papst  Leos  an  Kaiser  Karl  über  Arno  von  Salzburg 
heisst  es  (bei  Zahn  No.  3 8.  5)  im  Anschluss  an  die  oben  S.  145  Anm.  1 
citierten  Worte:  misimus  sigillum,  qualiter  in  eorum  diocesibus  archiepiaco- 
patus  iura  in  praelata  provincia  Baiovuariorum  habere  videtur,  secundum 
instituta  sanctorum  patrum  docere  ac  praedicare,  quibus  dedimus  in  mandatis, 
ut  sicuti  in  proprium  illi  eum  concessimus  sacerdotale  caput,  penitus  canonice 
obaudire  et  subiectos  esse  ecclesiastico  more  festinent.  Ferner  die  Urkunde 
Hadrians  für  Tilpin  (oben  8.  160  Anm.  2):  Haec  a nobis  diffinita  per  huius 
nostrae  confirmationis  paginam  in  tua  ecclesia  perpetuis  temporibus  pro  sui 
confirmatione  conserranda  esse  mandamus. 

•)  Ueber  Vita  Willibr.  o.  7 bei  Jaff£  VI  8.  46  s.  oben  § 15  8.144 
Anm.  1. 

')  Vgl.  betreffs  des  Lullus  oben  § 15  8.  152  Anm.  1.  Hieraus  ergiebt 
sich,  dass  nicht  nur,  wie  Hinsohius  111  S.  218  (vgl.  ebenda  8.200)  meint, 
im  achten,  sondern  auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  nennten  Jahrhunderts 
an  der  Ableistung  des  Glaubensbekenntnisses  festgehalten  wurde. 
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durch  Attest  (testimoniuiu  ’))  angesehener  Geistlicher  nachweisen 
musste.  *) 

Die  Beispiele  des  Ermenbert  von  Bourges  und  des  Arno  von 
Salzburg1)  ergeben,  dass  für  die  Anwendbarkeit  des  päpstlichen 
Bestätigungsrechtes  die  Initiative  des  Königs  Voraussetzung  war. 

Ein  gleiches  Zusammenwirken  von  Staat  und  Papstthum 
finden  wir  zwischen  806  und  810  für  den  Fall  der  Einweisung 
eines  Metropoliten  in  einen  anderen  Sitz  durch  das  Beispiel  des 
Fortunatus  von  Grado  bezeugt.4) 

Die  provisorischen  Massregeln,  welche  Papst  Gregor  IV.  bei 
Bestätigung  des  Erzbisthums  Hamburg5)  für  die  Zeit  bis  zur 
Durchführung  der  Episkopal  Verfassung  in  jenen  Gebieten  traf*) 
— Konsekration  der  Hamburger  Erzbischöfe  am  Hofe  statt  in 
der  Metropole  durch  die  Suffraganbischöfe  — , erklärt  sich  wohl 
nicht  aus  dem  päpstlichen  Mitwirkungsrechte  bei  Besetzung  von 
erzbischöflichen  Stühlen  und  aus  einem  damit  in  Zusammenhang 


*)  Ueber  Jaffö  III  No.  48  S.  132  vgl.  oben  § 15  S.  146  Anm.  1;  ferner 
die  Urkunde  für  Tilpin  sowohl  betreffs  des  Tilpin  als  betreffs  des  Lullus 
oben  S.  150  Anm.  2 und  S.  152  Anm.  1. 

*)  Vgl.  auch  die  Urkunde  Leos  an  die  fünf  bairischen  Bischöfe  über 
Arno  von  Salzburg,  oben  S.  144  Anm.  4. 

*)  Vgl.  auch  bezüglich  des  Willibrord,  der  aber  nur  Titularerzbischof 
wurde,  und  bezüglich  des  Bonifatius  oben  § 15  S.  143  Anm.  5 und  S.  147 
Anm.  5.  Bei  Tilpin  und  Lullus  hat  sich  Karls  Bitte  nur  auf  das  Pallium 
bezogen.  Vgl.  oben  8.  150  ff. 

‘)  Jaffe  IV  No.  5 8.  320  f.:  Dum  vestrae  imperiales  syllabae  ...  ad  nos 
pervenissent,  . . . repperimus  in  eis:  quatenus  a Qradense  insula,  ubi  Fortu- 
natus archiepiscopus  suam  propriam  sedem  habere  videbatur,  ....  exsul 
esse  dinoscitur;  et,  si  congrue  nobis  apparuisset,  pro  causa  necessitatis  in 
Pola  ....  suam  sedem  haberet ; et  qualiter  vestra  a Deo  protecta  imperialis 
potentia  sine  consultu  apostolatus  nostri  nequaquara  eum  aliubi  oonlocare 
voluit.  Nos  vero  de  bac  re  pertractantes  praevidimus:  ut,  secundum  qualiter 
vestrae  imperiali  clementiae  oomplacuit,  ut  in  Folana  eclesia  persisteret, 
ita  maneat. 

>)  Oben  § 14  8.  138. 

*)  Vita  8.  Kimberti  c.  11,  M.  G.  88.  II  8.  770:  Nach  dem  Tode  des 
Anskar  wird  Rimbert  vor  König  Ludwig  geführt  und : cum  pontificalis  baculi 
iuxta  morem  commendatione  episcopatus  est  sortitus  dominium.  In  cartis 
autem  apoetolicorum  Komanae  sedis  pontifioum,  a quibus  privilegium  arohi- 
episcopale  sanccitur  sedi  quam  tune  ipse  susoepit,  etiam  hoc  oontinetur,  ut 
quia  propter  novellam  eiusdem  sedis  instituoionem,  et  needum  oonversos  ad 
fidem  populos  suffraganei  non  habentur  episcopi,  a quibus  deoedente  uno 
alter  archiepiscopus  consecretur ; palatinae  interim  providentiae  succedentium 
per  tempora  pontificum  consecratio  sit  commissa,  donec  numeros  suffraganeorum 
episuoporum  canonice  eum  consecrare  debentium  ex  gentibus  suppleatur. 

11* 
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stehenden  Rechte,  Ausnahmebestimmungen  anzuordnen,  sondern 
aus  dem  im  § 12  besprochenen  Rechte  des  Papstthums,  sich  an 
der  vom  fränkischen  Staate  ausgehenden  Missionsthätigkeit  zu 
betheiligen. 


Abschnitt  IX. 

Der  Papst  und  der  fränkische  Klerus. 

§ 16. 

Allgemeines. 

Was  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen  Klerus 
anbetrifft,  so  haben  wir  bereits  an  anderer  Stelle ’)  gesehen,  dass 
der  Papst  in  dogmatischer  Hinsicht  durch  seine  Autorität  in 
Glaubenssachen  und  in  disziplinärer  Hinsicht  durch  sein  Bann- 
recht weitgehende  Befugnisse  ausübte,  doch  waren  dies  Rechte, 
welche  ihm  auch  gegenüber  Laien  zustanden.  Dieselben  kommen 
daher  an  dieser  Stelle,  wo  es  sich  nur  um  die  Beziehungen  des 
Papstthums  zu  den  Klerikern  handelt,  nicht  in  Betracht 

Hinsichtlich  des  letzteren  Punktes  war  es  der  päpstliche 
Statthalter  Bonifaz,  dem  das  Papstthum  grossen,  wenn  auch  nur 
vorübergehenden  Erfolg  verdankte.  Den  eifrigen  Bemühungen 
des  Bonifaz  *)  war  es  gelungen,  auf  einer  fränkischen  Synode  des 
Jahres  748  *)  eine  Ergebenheitsadresse1)  des  fränkischen  Klerus1) 

')  Oben  6 und  8. 

*)  Ueber  die  Ziele,  welche  Bonifatius  verfolgte,  vgl.  auch  Moeller 
8.  69,  Warnkoenig  et  Gerard  1 S.  216,  Richter,  Annalen  I S.  189, 
Sugenheim  8.  317  f. 

*)  Rieht  742,  wie  Dahn,  I).  G.  8.  746,  Warnkoenig  et  Gerard  I 
8.  216,  Gerard  II  8.  68  uud  Thijm,  Karel  S.  98  f.,  Karl  8.  65  meinen. 

4)  Jaffe  HI  No.  70  8.  201.  Bonifaz  berichtet  an  KrzbiBchof  Cudbert 
von  Canterbury:  Decrevimus  autem  in  nostro  ainodali  conventu  et  confessi 
Burnus : fidem  catholicam  et  unitatem  et  aubiectionem  Romanae  eccleeiae  fine 
tenus  vitae  nostrae  veile  servare;  eancto  Petro  et  vicario  eins  veile  aubici; 
ainodum  per  omnea  anooa  congregare;  metropolitanoa  pallia  ab  illa  aede 
querere;  et  per  omnia  praecepta  saucti  Petri  canonice  aequi  deaiderare,  ut 
inter  oves  aibi  commendataa  numeremur.  Et  iati  confeaaioni  univerai  oou- 
aenaimua  et  aubacripaimua ; et  ad  corpua  aancti  Petri  prinoipia  apoatolorum 
direzimua.  Quod  gratulando  clerua  Romanua  et  pontifez  autoepit. 

s)  Zwar  aprecheu  die  Briefe  bei  Jaffe  QI  Ro.  79  8.  219  und  Ro.  80 
8.  222  (unten  8.  165  Amn.  4 und  S.  166  Anm.  1)  nur  von  den  archiepiaoopi 
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an  Papst  Zacharias  ins  Werk  zu  setzen.1)  Freilich  ist  in  dieser 
Adresse  in  erster  Linie  die  Einheit  der  fränkischen  Geistlichkeit 
mit  der  vom  Papste  vertretenen  Glaubenslehre  betont  worden, 
aber  auch  „Unterwerfung  unter  die  römische  Kirche  bis  ans 
Lebensende“  und  „Unterwerfung  unter  St.  Petrus  und  seinen 
Vikar“  (d.  h.  den  Papst,  nicht  etwa  dessen  Statthalter)  wurde 
versprochen.  Freilich  haben  die  Gegner,  welche  die  Reformpläne 
des  ßonifaz  zu  hintertreiben  suchten,  sehr  bald  einen  Umschlag 
der  Stimmung  hervorzurufen  gewusst  und  die  Erfüllung  dieses 
Versprechens*)  ebenso  vereitelt,  wie  die  Erfüllung  des  gleich- 
zeitig dem  Papste  gegebenen  Versprechens,  dass  sämmtliche 
Metropolitan bischöfe  sich  von  Rom  das  Pallium  holen  sollten.') 
Schon  im  Jahre  751  entschuldigt  sich  Bonifaz  *)  und  beklagt 


und  episcopi,  doch  ergiebt  die  Adresse  des  Briefes  No.  67  S.  193  (nächste 
Anmerkung),  dass  nicht  nnr  der  Episkopat,  sondern  auch  Presbyter  and 
Diakonen  und  sonstige  Kleriker  die  Adresse  abgesendet  haben. 

*)  Vgl.  ferner  Jaffe  III  No.  67  8. 193  ff.  (Cirkularschreiben  des  Papstes 
an  den  gesammten  Klerus  vom  1.  Hai  718) , worin  sich  der  Papst  für  die 
Glaubenstreue  und  deren  offenes  Bekenntnis  bedankt,  und  No.  66  S.  190, 
worin  er  Bonifaz  mittheilt:  Suscepimus  vero  et  chartam  conscriptam  vere 
atque  orthodox»«  professionis  et  catholicae  unitatis,  quam  cum  dilectissimis 
nobis  episcopis  partis  Francorum  tua  direxit  reverenda  fraternitas. 

*)  Die  allgemeine  Annahme  (vgl.  z.  B.  Dahn,  D.  G.  S.  746,  Zorn 
S.  78,  Richter-Dove  8. 61  Anm.3,  Maassen  8. 113,  Mej er,  Institutionen, 
2.  Auß-,  Göttingen  1856,  § 33  8.  63,  v.  Giesebrecht  S.  104,  wohl  auch 
Eichhorn  § 132  8.  479;  aber  anders,  wie  es  scheint,  Hatch,  Die  Grund- 
legung der  Kirchenverfassung  Westeuropas,  übersetzt  von  flarnack,  Giessen 
1888,  8.  73  f.;  vgl.  auch  Richter,  Annalen  II  S.  12  Anm.),  dass  das  auf 
der  Versammlung  aufgestellte  Programm  eingehalten  worden  sei,  erscheint 
mir  nach  dem  Wortlaute  der  ep.  79  und  80  (folgende  Anmerkungen)  irrig. 
Hauck  8.  527  f.  betont,  dass  der  Beschluss  darum  keine  bindende  Kraft 
hatte,  weil  ihn  die  Fürsten  nicht  genehmigt  haben.  Doch  glaube  ich,  dass 
die  Geistlichkeit  sich  überhaupt  nicht  rechtlich,  sondern  nur  moralisch 
binden  wollte.  Sofern  eine  rechtliche  VerpHichtung  beabsichtigt  war, 
musste  dieselbe  allerdings  vom  Standpunkte  des  damaligen  fränkischen 
Staatskirchenrechts  mangels  Genehmigung  der  Fürsten  null  und  nichtig  sein. 

*)  Vgl.  unten  § 19  8.  190. 

4)  Schreiben  des  Bonifaz  an  Zacharias  bei  Jaffö  III  No.  79  S.  219: 
De  eo  autem,  qnod  iam  praeterito  tempore  de  arcbiepiscopis  et  de 
palleis  a Romana  aecolesia  petendis  iuxta  promissa  Francorum  sanctitati 
vestrae  notum  feci,  indulgentiam  apostolicae  sedis  flagito.  Quia,  quod  pro- 
miserunt,  tardantes  non  impleverunt;  et  adhuc  differtur  et  ventilatur  et, 
quid  inde  perfioere  voluerint,  ignoratur.  Sed  mea  voluntate  impleta  esset 
promissio. 


Digitized  by  Google 


166 


eich  der  Papst,1)  dass  die  Franken  in  beiden  Angelegenheiten 
säumig  seien,  das  zu  halten,  was  sie  gelobt.  *) 

Die  Aufnahme  des  Papstes  in  den  fränkischen  Episkopal- 
verband (oben  § 5)  hat  alsdann  auch  auf  seine  Stellung  zum 
Klerus  nachtheilig  gewirkt  und  des  Letzteren  Unabhängigkeit 
von  hierarchischem  Regimente  des  Papstes,  die  man  durch  das 
erwähnte  Gesammtschreiben  aufzugeben  gedachte,  wieder  zu  voller 
Geltung  gebracht.  Aus  einem  Briefe  Hadrians  vom  Jahre  77 5 
erfahren  wir,  dass  der  Papst  zwei  Gesandte  König  Karle,  den 
Bischof  Possessor  und  den  Abt  Rabigaudus,  deren  Erscheinen 
in  Rom  ihm  angekündigt  war,  dringend  aufgefordert  hat,  dem 
Aufträge  des  Königs  gemäss  nach  Rom  zu  eilen,  bevor  sie  nach 
Benevent  reisen  würden.*)  Die  beiden  Geistlichen  aber  haben 
diese  Aufforderung  vollständig  missachtet  und  sich  sofort  nach 
Benevent  begehen,  ohne  Rom  überhaupt  aufzusuchen.4)  Aus  dem 

')  Schreiben  des  Zacharias  an  Bonifaz  bei  Ja  ff  6 Ul  No.  SO  S.  223: 
Oe  episcopis  autem  Francorum  et  palleis  scripsisti,  quod  iuxta  pro- 
miasionem  suam  nondum  impleverunt.  Qui,  si  impleverint  iuxta  verbum 
suum,  habebunt  ex  eo  laudem ; sin  vero  aliter  egerint,  ipsi  videbunt.  Noi 
enim,  divina  gratia  largiente,  quod  gratis  accepimus,  gratis  damus.  Tua 
quidem  propter  hoc  benigna  voluntas  a nobis  suscepta  est.  Man  siebt,  was 
übrigens  auch  durch  einen  Vergleich  des  sonstigen  Inhaltes  der  No.  79  und 
90  bestätigt  wird,  dass  No.  90  die  Antwort  auf  No.  79  enthält.  Dass  beide 
Briefe,  oder  doch  jedenfalls  der  des  Zacharias  und  nach  dessen  Auffassung 
auch  der  des  Bonifaz  (worin  de  archiepiscopis  berichtet  wird),  sich  auf  den 
Konzilsbeschluss  vom  Jahre  748  beziehen,  ergiebt  wiederum  der  Vergleich 
mit  ep.  70  S.  201  (oben  S.  164  Anm.  3).  Vgl.  auch  unten  § 19  S.  190  darüber, 
dass  die  Briefe  No.  79  und  80  nicht  etwa  auf  die  Pallien  des  Abel  und 
Uartbert  zu  beziehen  sind. 

'■')  In  dem  ,Capitulum  de  honoranda  sede  apostolica1  (Baluze 
Capitularia  regum  Francorum  tom.  I,  Parisiis  1677,  p.  3Ö7)  wird  freilich 
hierarchische  Unterordnung  unter  den  Papst  zu  deutlichstem  Ausdrucke 
gebracht.  Es  heisst  daselbst:  In  memoriam  beati  Petri  Apostoli  honoremus 
sanctam  Romanam  et  apostolicam  sedem:  ut  quae  nobis  sacerdotalis  mater  est 
dignitatis,  esse  debeat  magistra  ecclesiasticae  rationis.  Quare  servanda  est  cum 
mansuetudine  humilitas;  ut  licet  vix  ferendum  ab  illa  sancta  sede  imponatur 
iugum,  feramus  et  pia  devotione  toleremus.  Indessen  ist  dieses  Kapitulare 
gegen  Baluze  a.  a.  O.,  Oerard  II  S.  314,  Ellendorf  I S.  237  Anm.  10, 
Philipps,  Kirchenrecht,  Bd.  III  S.  57  Anm.  53  und  S.  93  aus  der  Zeit  Karls 
des  Grossen  in  das  Jahr  895  zu  verweisen.  Vgl.  oben  § 6 S.  65  Anm.  6. 

*)  Jaffä  IV  No. 57  S.  190.  Hadrian  berichtet  dem  König  Karl:  Nostris 
apostolicia  eis  adiurantes  direximus  syllabas:  . . . ut  directi  estis,  apud  nos 
coniungere  satagite  ...  Et  tune  per  dispositum  . . . apud  Beneventum  vos 
proficiscere  disponimus. 

4)  Ibid. : Sed  illi,  nescimus  quid  pertractautes , statim  a Spoletio  in 
Beneventum  perrexerunt,  nos  in  magnum  derelinquentes  ignominium.  — Sehr 
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Jahre  833  erfahren  wir  sodann  folgende  Episode:  Papst  Gregor  IV. 
war  nach  dem  Frankenreiche  gekommen,  um  mit  den  ältesten 
Söhnen  Kaiser  Ludwigs  des  Frommen  gegen  die  von  Letzterem 
geplante  Abänderung  der  Aachener  Reichstheilung  anzukämpfen ;’) 
Gregor  beschied  den  fränkischen  Episkopat  zu  sich ; die  Bischöfe 
leisteten  dem  Befehle  nicht  Folge  und  zwar,  weil  sie  sich  der 
Parteinahme  des  Papstes  gegen  den  Kaiser  nicht  anschliessen 
wollten;  als  Vorwand  diente  ihnen,  dass  der  Befehl  des  Kaisers, 
am  Hoflager  zu  erscheinen,  früher  eingetroffen  sei,  als  der  päpst- 
liche Befehl;  doch  hat  der  Papst  selbst  an  der  Glaubwürdigkeit 
dieses  Vorwandes  gezweifelt. ') 

Damals  erachtete  sich  der  fränkische  Episkopat  dem  Papste 
nicht  nur  nicht  untergeordnet,  sondern  in  seiner  Gesammtheit 
sogar  übergeordnet.  Das  ergiebt  die  gelegentlich  desselben 
Vorfalles  von  den  Bischöfen  gegen  den  Papst  geschleuderte 
Drohung,  ihn  absetzen  *)  und  aus  der  Kirchengemeinschaft 


ähnlich  liegt  der  Fall  in  Hadrians  Brief  an  Karl  v.  J.  788  No.  85  8.  266  f. 
Er  schreibt  dem  Könige,  wiewohl  er  dessen  Gesandten,  dem  Diakon  Atto 
and  dem  Ostiarins  Goteramn,  den  Rath  gegeben,  sich  nicht  von  den  andern 
drei  Gesandten  Karls,  Abt  Maginar,  Diakon  Joseph  und  Graf  Liuderich,  zu 
trennen:  Nullo  modo  nostris  accommodaverunt  consUiis;  sed,  relinqnentes 
penitus  Maginarium  seu  Joseph  et  Liudericom,  abiernnt  singulariter  Bene- 
vento.  — Während  ep.  67  S.  190  (vorige  Anm.)  noch  von  einer  „Disposition“ 
des  Papstes  spricht,  bat  sich  letzterer  nach  der  um  12  Jahre  jüngeren  ep.  86 
nur  noch  erlaubt,  einen  „Rath“  zu  ertheilen. 

<)  Vgl.  oben  § 8 8.  77  ff. 

*)  Schreiben  Gregors  IV.  an  die  Bischöfe  des  Frankenreiches  bei 
Mansi  XIV  8.  619  f.:  Vos  dicitis  . . . optasse  occursum  vestrum  nobis  non 
faciendnm,  nisi  sacra  iussio  imperialis  praeveniret.  Quae  verba  reprehensibilia 
snnt:  nno  quidem  modo,  quia  iussio  apostolieae  sedis  non  minus  vobis  sacra 
videri  debuerat,  quam  illa  quam  dicitis  imperialem,  deinde,  quia  veritate 
caret,  quod  dicitis  illam  praevenisse.  Non  enim  illa  praevenit,  sed  nostra, 
id  est  pontificalis.  Neque  ignorare  debueratis,  maius  esse  regnum  animarum, 
quod  est  pontificale;  quam  imperiale,  quod  est  temporate. 

*)  Vita  Walae  lib.  II  c.  16,  H.  G.  SS.  II  S.  662:  Terrebatur  aut  cm 
(quod  valde  dolendum  est)  ab  Augusto  et  ab  omnibns  suis,  etiam  ab  epi- 
scopis,  qui  sibi  pridie  quam  venisBemus  dextras  dederant,  quod  unanimes 
essent  ad  resistendum  his  qui  ex  adverso  erant,  regibus  filiis,  prinoipibus,  et 
populo ; insuper  consiliabaotur  firmantes,  pro  dolor!  quod  eumdem  apostolicum, 
quia  non  vocatus  venerat,  deponere  deberent.  Hierauf  beziehen  sich  auch 
folgende  Stellen  des  päpstlichen  Briefes  bei  Mansi  XIV  S.  522  f. : Die 
Bischöfe  haben  geschrieben:  Et  quod  potius  tacere  quam  diccre  maluimus, 
si  autem  non  egeritis,  assensum  consilio  nostro  non  praebueritis,  honoris 
vestri  periculo  subiaoebitis.  Der  Papst  meint:  Dlud  vero,  quod  minari 
vos  cognoscimus  pericnlum  gradns,  qnis  explicare  poterit  quantum  sit 
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8to8aen  *)  zu  wollen.  Es  lag  darin  die  Erklärung,  dass  der  Papst 
sowohl  in  jurisdiktioneller  wie  in  disziplinärer  Hinsicht,  gleich 
jedem  andern  Bischöfe  oder  Erzbischöfe,  dem  Ausspruche  einer 
Episkopal  Versammlung  unterworfen  sei.*) 

Etwa  ein  Menschenalter  vorher  war  allerdings  — wenigstens 
hinsichtlich  der  jurisdiktionellen  Befugnisse  des  Episkopates 
— im  Frankenreiche  die  Rechtsanschauung  die  entgegengesetzte 
gewesen.  Papst  Leo  Hl.,  der  i.  J.  795  als  Nachfolger  Hadrians 
den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen  hatte,  war  von  einer  Gegen- 
partei bei  König  Karl  verschiedener  Verbrechen  beschuldigt 
worden.  Karl  war  i.  J.  800  nach  Rom  gekommen,  um  diese 
Anschuldigungen  in  Gemeinschaft  mit  den  römischen  und  frän- 
kischen Grosswürdenträgern  — geistlichen  und  weltlichen  — zu 
untersuchen.  Die  Geistlichkeit  erklärte  jedoch  nach  dem  Be- 
richte der  Vita  Leonis:  „Wir  wagen  es  nicht,  den  apostolischen 
Stuhl,  der  das  Haupt  aller  Kirchen  Gottes  ist,  zu  richten.  Denn 
wir  alle  werden  von  ihm  und  seinem  Statthalter  gerichtet,  er 
selbst  aber  wird  von  Niemand  gerichtet,  wie  es  von  Alters  her 
Sitte  ist.“  *) 

Man  hat  diesem  Bericht  der  Vita  Leonis  den  Vorwurf  ge- 
macht, dass  er  wahrheits widrig  und  im  Sinne  der  späteren 


absurdum,  quantumque  inconveniens  et  stuitum  ? . . . Cui  rei  in  argumento 
adiungitis  iuramentum : et  non  recordamini  erubescentes,  quia  periuri  peieratum 
degradare  non  posaunt,  etiamai  essem?  . . . Quod  vestrae  minae  continent, 
numquam  adhuc  ab  iDitio  ecclesiae  factum  est.  — Ueber  die  gleichzeitige 
Drohung  gänzlicher  Lossagung  von  Rom  vgl.  oben  § 8 S.  78. 

*)  Vi  ta  Hlu  do  w.  imper.  o.  48,  11.  G.  SS.  II  S.  685:  Si  excommunicans 
adveniret,  excommunicalus  abiret  (oben  § 8 S.  78  Anm.  1). 

*)  Mit  Recht  betont  v.  S asm  und  in  seiner  Verdeutsohung  der  Annalen 
von  St.  Bertin  und  St.  Vaast  (Geschichtsschreiber  der  deutschen  Vorzeit, 
zweite  Gesammtausgabe,  Bd.  XXIV,  Leipzig  1890)  S.  11  Anm.  1,  dass  der 
Papst  selber  seine  Unabsetzbarkeit  nicht  unbedingt  behauptet  hat. 

s)  V ita  Leonis  III  c.  21  bei  Muratoriu  s III  S.  199,  Ducheane  II 
S.  7 : Qui  post  modicum  tempus  ipse  magnus  rex,  dum  in  basilica  beati  Petri 
apostoli  coniunzisset  et  cum  magno  honore  susceptus  fuisset,  fecit  in  eadem 
aeoclesia  congregare  arohiepiscopos  seu  episcopos,  abbates  et  omni  uobilitate 
Francorum  atque  synclitu  Romanorum.  Et  sedentes  pariter  tarn  magnus  rex 
quam  beatissimus  pontifex,  fecerunt  resedere  et  sanctissimos  arohiepiscopos 
seu  episcopos  et  abbates,  stantes  reliqui  sacerdotes  seu  optimatcs  Francorum 
et  Romanorum,  ut  crimina,  quae  ad  versus  almum  pontificera  dicta  fuorant 
delimarent.  Qui  universi  archiepiscopi  seu  episcopi  et  abbates  unanimiter 
audientes  dizerunt:  Nos  sedem  apostolicam,  quae  est  caput  omnium  Dei 
eclesiarum  iudicare  non  audemus.  Nam  ab  ipsa  nos  omnes  et  vicario  suo 
iudicamur;  ipsaautem  a nemine  iudicatur,  quemadmodum  et  antiquitus  mos  fuit. 
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hierarchischen  Auffassung  verfertigt  sei.  *)  Wir  werden  weiter 
unten  sehen,  dass  dieeer  Vorwurf  berechtigt  ist,  insofern  die 
Geistlichkeit  dem  Papste  ein  Richteramt  über  sich  zuspricht, 
der  Vorwurf  ist  aber  unbegründet,  insofern  die  Geistlichkeit 
sagt,  dass  sie  sich  selber  ein  Richteramt  über  den  Papst 
nicht  zutraue.  Das  ergiebt  sich  zunächst  aus  einem  Briefe 
Alcuins  an  Erzbischof  Arno  von  Salzburg  vom  August  799, 
worin  Alcuin  unter  Bezugnahme  auf  einige  ihm  aus  früherer 
Lektüre  erinnerliche  Aussprüche  die  Ansicht  entwickelt,  der 
apostolische  Stuhl  könne  zwar  selbst  richten,  aber  nicht  gerichtet 
werden.  *)  Ein  zweites  Argument  ist  die  Thatsache , dass  der 
Papst  „freiwillig  und  von  Niemand  dazu  verurtheilt  oder  ge- 
zwungen**  einen  Reinigungseid  geleistet  hat.*)  Damit  wollte  Leo 

')  So  Hin8chiu8  1 S.  SOI  Anm.,  Dahn  S.  1072,  v.  Doellinger 
S.  332  f,  Abel  II  S.  229  Anm.  öaxmann  S.  814  f.,  Hauok  II  S.  100 
Anm.  3,  Richter,  Annalen  II  S.  14t».  Dagegen  auch  Niehues  I 8.  Ö63 
Anm.  3.  Ohne  Zweifel  an  seiner  Glaubwürdigkeit  besprechen  den  Bericht: 
Waitz  III  S.  186,  v.  Ranke  II  S.  182,  Thijm,  Karel  8.433,  Karl  S.  281, 
Hefele  III  8.  738  f.,  Ebner  im  Hist.  Jahrb.  der  Goerres- Gesellschaft 
Bd.  XII  8.  560.  Vgl.  auch  die  kurzen,  aber  zutreffenden  Bemerkungen  bei 
Härtens  S.  209.  Auch  ioh  kann  einen  Widerspruch  zwischen  dem  Papst- 
buche und  den  fränkischen  Quellen  nicht  zugeben.  Es  ist  auffallend,  dass 
nach  der  Vita  Leonis  die  Inkompetenzerklärung  nur  von  den  anwesenden 
Geistlichen,  nicht  auch  von  den  anwesenden  weltlichen  Grosswürden- 
trägern abgegeben  ist.  Letztere  konnten  aber  wohl  überhaupt  nicht  in 
Zweifel  sein,  dass  sie  über  das  Oberhaupt  der  Kirche  nicht  richten  dürften, 
und  es  leuchtet  auch  ein,  dass  gerade  die  mit  den  Nonnen  des  Kirchen- 
rechts vertrautere  Geistlichkeit  es  sein  musste,  welche  auf  die  „von 
Alters  her“  anerkannte  Unmöglichkeit  einer  Jurisdiktion  über  den  Papst 
aufmerksam  machte. 

’)  Jaffe  VI  No.  120  8.  489:  Insuper  et  in  aliis  legebam  canonibus: 
apostolicam  sedem  iudiciarum  esse,  non  iudicandam.  Wenn  Alcuin  kurz 
vorher  ibid.  sagt:  Hemini,  me  legisse  quondam,  si  rite  recordor,  in  canonibus 
beati  Silvestri : non  minus  Septuaginta  duobis  testibus  pontificnm  accnsandum 
esse  et  iudicio  praesentari;  et  ut  illorum  talis  vita  esset,  ut  potuissent  contra 
talem  auctoritatem  stare,  so  soll  auch  hier  mit  der  faktischen  Unmöglich- 
keit, derartige  72  Zeugen  zu  finden,  die  rechtliche  Unmöglichkeit  einer 
Jurisdiktion  über  den  Papst  ansgedrückt  werden. 

*)  Sacramentum  quod  Leo  papa  iuravit  bei  Jaffe  IV  S.  378  f.: 
Auditum . . . est . . . qualiter  homines  mali . . . miserunt  super  me  gravia  crimina. 
Propter  quam  causam  audiendam  iste  clementissimus  ac  Serenissimus  domnus 
rex  Carolus  una  cum  sacerdotibus  et  optimatibus  suis  istam  pervenit  ad 
urbem.  Quam  ob  rem  ego  Leo  pontifex  sanctae  Romanae  ecclesiae,  a nemine 
iudicatus  nequc  coactus,  sed  spontanes  mea  voluntate  purifico  et  purgo  me 
in  conspectu  vestro  ooram  Deo  . . . quia  istas  criminosas  et  sceleratas  res, 
quas  illi  mihi  obiciunt,  nec  perpetravi  nec  perpetrare  iussi  ...  Et  hoc  propter 
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offenbar  erklären,  dass  er  die  Möglichkeit  einer  jurisdiktioneilen 
Entscheidung  über  sich  bestreite;  in  extremster  Form,  durch 
die  Weigerung,  sich  der  Gerichts  Versammlung  zu  stellen,  konnte 
er  diese  Ansicht  der  Unverantwortlichkeit  nicht  zum  Ausdrucke 
bringen,  da  er  dann  zugleich  die  Wahrheit  der  ihm  gemachten 
Vorwürfe  dahingestellt  Hess,  wenn  nicht  sogar  zuzugeben  schien. 

Freilich  hat  sich,  wie  die  oben  besprochene  Erklärung  des 
Episkopates  an  Papst  Gregor  IV.  v.  J.  833  und  die  daraus  er- 
sichtliche Aenderung  der  Rechtsanschauung  lehrt,  Leo  III.  in 
der  Tragweite  seiner  Handlungsweise  geirrt:  wie  er  ausdrücklich 
versicherte,  hatte  er  durch  Ableistung  des  Reinigungseides  keinen 
Präcedenzfall  für  die  Inanspruchnahme  einer  Justizhoheit  des 
Episkopates  über  den  Papst  konstruieren  wollen.  *) 

Gegen  die  Anschauung,  dass  der  Papst  unverantwortlich 
sei,  hätte  man  sich  i.  J.  800  auf  ein  anderes  Ereignis  berufen 
können,  welches  zeitlich  von  der  Untersuchung  über  Leo  um  die 
gleiche  Spanne  getrennt  ist,  wie  von  letzterer  das  Schreiben  der 
fränkischen  Geistlichkeit  an  Gregor  IV.  Im  Jahre  769  nämlich 
wurde  im  Lateran  eine  grosse  Episkopalversammlung  abgehalten 
zur  Rechtsprechung  über  Constantin  II.,  welcher  sich  nach  dem 
Tode  des  Papstes  Paul  I.  (767)  in  aller  Eile  die  Weihe  zum  Kleriker 
und  die  unteren  kirchlichen  Grade  ertheilen  liess  und  sich  sodann 
auf  den  apostolischen  Stuhl  schwang.1)  Freilich  die  fränkischen 
Geistlichen  — und  darauf  kommt  es  für  unsere  Untersuchung 

suspitiones  tollendas  raoa  spontanes  volnntate  facio;  non  quasi  in  canonibus 
inventum  sit,  aut  quasi  ego  hanc  consuctudinem  aut  decretum  in  sancta 
ecclesia  succeasoribus  meis  nec  non  et  fratribus  et  coepiscopis  nostris 
imponam. 

*)  Dennoch  half  sich  bereits  i.  J.  823  der  Papst  Paschaiis  I.  durch 
einen  Reinigungseid,  da  ihm  die  Ermordung  zweier  hochgestellter  römischer 
Geistlichen  zur  Last  gelegt  und  dieserhalb  von  Kaiser  Ludwig  dem  Frommen 
eine  Untersuchung  eingeleitet  worden  war.  Vgl.  Näheres  bei  Simeon  I 
8.  202 — 206.  Der  Fall  bedarf  an  dieser  Stelle  nicht  der  Erörterung,  da  von 
fränkischen  Geistlichen  nur  der  Abt  Adalung  von  8t.  Vaast  und  dieser 
in  seiner  Eigenschaft  als  kaiserlicher  Missus  bei  der  Angelegenheit  betheiligt 
war.  — Auch  im  Jahre  833  wurde  die  Auffassung,  dass  der  Papst  verant- 
wortlich sei,  nicht  von  allen  Franken  getheilt,  wie  die  unten  § 17  8.  172 
Anm.  4 citierte  Erklärung  Walas  ergiebt,  die  sich  freilich  nach  Walas 
eigenen  Worten  (ei  dedimus  nonnulla  sanctorum  patrum  auctoritate  firmata, 
praedecessorumque  suorum  conscripta  . . . qnod  u.  s.  w.)  als  alte  — und 
daher  vielleicht  bereits  veraltete  — Kechtsanscbauung  kennzeichnet. 

*)  Vgl.  Oelsner  8.  409,  414  f.,  Abel  I 8.  63  f.,  W attenbach,  Gesch. 
8.45,  Baxmann  8.  262  f.,  264—267,  Hefele  HI  8.  434  ff.,  Gregorovius 
H 8.  363  ff.,  Hauck  II  8.  69-74. 
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allein  an  — durften  hieraus  kein  Juriediktionsrecht  über  einen 
Papst  herleiten ; zwar  hatten  bei  der  Absetzung  Constantins  12 
fränkische  Bischöfe1)  mitgewirkt,  da  aber  im  Jahre  769  Italien 
noch  nicht  zum  fränkischen  Staatsverbande  gehörte,  so  kann  die 
Legitimation  für  ihre  jurisdiktionelle  Thätigkeit  nur  darin  erblickt 
werden,  dass  der  Gegenpapst  Stephan  III.  die  Frankenfürsten  — 
König  Pippin  und  dessen  Söhne,  die  Könige  Karl  und  Karlmann 
— gebeten  hatte,  einige  Bischöfe  zur  Theilnahme  au  dem  Lateran- 
konzile  abzusenden.  *) 


§ 17. 

Die  Jurisdiktion  des  Papstes. 

Während  mittels  des  bis  zum  Jahre  833  ihnen  eingeräumten 
Bannrechtes8)  die  Päpste  wie  über  Laien  so  über  Kleriker  die 
Kirchendisziplin  auszuüben  vermochten,  hat  Rom  juris- 
diktionelle Befugnisse  über  Kleriker  zwar  beansprucht,  aber 
nicht  durchsetzen  können. 

Freilich  gab  die  aus  Franken  und  Römern  zusammengesetzte 
Versammlung,  welcher  im  Jahre  800  die  Entscheidung  der  gegen 
Papst  Leo  III.  erhobenen  Beschuldigungen  übertragen  war,  die 
bereits  im  vorigen  Paragraphen  erwähnte  Erklärung  ab,  sie  könne 
über  den  apostolischen  Stuhl  nicht  zu  Gericht  sitzen,  denn  sie 
alle  würden  von  jenem  und  seinem  Statthalter  gerichtet,  er  selbst 
aber  werde  von  Niemandem  gerichtet.  4)  Während  wir  nun  die 
Zweifel,  ob  der  Biograph  Leos  in  der  That  die  damalige  Rechts- 
anschauung wiedergiebt,  nicht  theilen  konnten,  soweit  die  Geist- 
lichen sich  als  unfähig  zur  Aburtheilung  des  Papstes  bezeichnen, 
müssen  wir  diese  Zweifel  für  begründet  halten,  soweit  die 


')  Darunter  Wilchar  von  Sen«,  «.  oben  § 10  S.  96  Anm  7. 

*)  Vit.  8tepb.  III  c.  16  bei  Muratorins  III  S.  176  und  Duchesne 
S.  478:  Sanctiaaimus  presul  . . . direxit  Franciae  partea  ad  . . . Pippinum, 
Carulum  et  Carulomannum  reges  . . . Sergium  . . . secundicerium  et  nomen- 
culatorem  . . . deprecaus  . . . per  sua«  apostolicas  litteraa  nt  aliquantoa  epi- 
acopos  gnaroa  et  in  Omnibus  divinis  acripturis  atque  sanctorum  canonum  insti- 
tutionibus  eruditos  ac  peritisaimos  dirigerent  ad  faciendutn  in  hanc  Romanam 
urbem  concilium  pro  eadem  impia  novi  erroria  ac  temeritatia  praeaumptione, 
quam  antefatus  Constantinus  apostolicae  aedia  pervaaor  auaus  eat  perpetrare. 
Vgl.  ferner  die  Konzilsakten  selbst  (bei  Manai  XII  S.  713  ff.). 

*)  Oben  g 8. 

*)  Oben  § 16  S.  168  Anm.  3. 
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fränkischen  Geistlichen  gesagt  haben,  dass  der  Papst  über 
Alle  zu  richten  befugt  sei. 

Wir  finden  nämlich  keine  sonstigen  Quellenzeugnisse,  welche 
die  Anerkennung  eines  päpstlichen  Jurisdiktionsrechtes  über 
fränkische1)  Kleriker*)  bestätigen.*) 

Die  Auffassung  der  Päpste  ging  freilich  auch  schon  zur 
Zeit  der  Karolinger  dahin,  dass  der  apostolische  Stuhl  durch 
göttlichen  Willen  zum  Bichter  der  ganzen  Welt  berufen  sei. 
Hadrian  spricht  dies  in  einem  Briefe  an  König  Karl  mit  Deut- 
lichkeit aus.4)  Auch  sind  uns  mehrere  Versuche  der  Päpste 

')  In  einem  Briefe  an  den  König  Offa  von  Mercia  bei  Jaffe  VI  No.  57 
S.  288  theilt  Karl  mit,  dass  er  einen  Presbyter  Odbert  . . . cum  ceteris 
exulibus,  qui  timore  mortis  sub  nostrae  protectionis  confugerunt.  Romam 
diregimus;  ut  sub  praesentia  domini  apostolici  et  ill.  arohiepisoopi  vestri 
(Aethilhard  von  Canterbury,  vgl.  Jaffe  a.  a.  0.  Anm.  2)  . . . audita  causa 
illomm  iudicaretur;  ut,  quid  pietatis  intercessio  non  profuit,  aequitatis 
iudicatio  proficiat.  Quid  nobis  cautius  esse  poterit,  quam  ut  apostolicae 
auctoritatis  censura  causam  discernat,  in  qua  aliquornm  dissonat  sententia. 
(Vgl.  auch  Alcuins  Brief  an  Offa  ibid.  No.  58  8.  290.)  Hiermit  erkennt 
Karl  zwar  ein  oberin stanzlicbes  (oberschiedsrichterliches  ?)  Jurisdiktionsrecht 
des  Papstes  an,  doch  nicht  über  fränkische,  sondern  über  englische  Unterthanen, 
die  Karl  der  fränkischen  Rechtssprechung  wohl  nicht  unterwerfen  mochte. 

’)  Ueber  fränkische  Laien  bat  der  Papst  überhaupt  keine  Jurisdiktion 
in  Anspruch  genommen,  es  hätte  ihm  hierzu  wohl  auch  jeder  Rechtstitel 
gefehlt.  Auch  die  im  Texte  besprochene  Erklärung  wird  nur  von  den  über 
Leo  III.  zusammenberufenen  universi  archiepiscopi  et  episcopi  et  abbates, 
nicht  aber  von  den  gleichfalls  versammelten  optimates  Francorum  et 
Romanorum  abgegeben. 

*)  Auch  Alcuin  sprioht  bei  Jaffä  VI  No.  120  8.  489  (oben  § 16  8. 169 
Anm.  2)  zwar  aus,  dass  der  Papst  von  Niemand  gerichtet  werden  kann,  aber 
nicht,  dass  er  über  Alle  richten  dürfe,  eine  Wendung,  die  sieb  sonst  der- 
jenigen von  der  päpstlichen  Unverantwortlichkeit  anzuscbliessen  pflegt.  — 
Ueber  Theodulf  unten  § 19.  ln  durchaus  richtiger  Weise  leugnet  ein  päpst- 
liches Jurisdiktionsrecht  Ellendorf  I S.  295  f.,  II  S.  186,  der  aber  (I  8.  137 
Anm.  10)  irriger  Weise  das  Capitulum  de  honoranda  sede  apostolica 
(oben  § 16  S.  166  Anm.  2)  berücksichtigen  zu  müssen  glaubt. 

‘)  Jaitc  IV  No.  98  8.  289  (aus  der  Zeit  zwischen  784  und  791):  Quanta 
enim  auctoritate  beato  Petro  apostolorum  principi  eiusque  sacratissimae  sedi 
concessa  est,  cuiquam  non  ambigimus  ignorari;  utpotae  quae  de  Omnibus 
eclesia  fas  habest  iudicandi,  neque  cuiquam  liceat  de  eins  iudicari  iudicio. 
Der  Schlusssatz  von  dem  Worte  neque  an  enthält  einen  vollständigen  Wider- 
spruch mit  den  vorangehenden  Worten,  er  soll  vielleicht  in  tautologischer 
Wendung  die  Theorie  von  der  universellen  Jurisdiktionsgewalt  des  Papstthums 
wiederholen,  so  dass  man  entweder  zwischen  ouiquam  und  liceat  eine  zweite 
Negation  einschieben  oder  annehmen  muss,  der  Papst  habe  schreiben  wollen : 
et  ut  unusquisque  debeat  de  eius  iudicari  iudioio.  Wahrscheinlicher  ist  es 
jedoch,  dass  nioht  eine  Tautologie,  sondern  eine  Antithese  der  universellen 
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überliefert,  diese  theoretische  Anschauung  zu  praktischer  Geltung 
zu  bringen,  indem  sie  die  Ladung  fränkischer  Kleriker  vor  das 
päpstliche  Gericht  in  Aussicht  nehmen  und  indem  sie  auch  für 
die  fränkische  Geistlichkeit  beim  römischen  Stuhle  eine  Appel- 
lationsinstanz ins  Leben  rufen  wollen. 

So  schreibt  Zacharias  im  Jahre  747  an  Bonifaz  betreffs  der 
Irrlehrer  Aldebert,  Clemens  und  Godalsacius,  deren  Sekten 
viele  Anhänger  zählten:  Wenn  das  damals  geplante  fränkische 
Konzil,  welches  über  die  drei  Männer  richten  solle,  dieselben 
besserungswillig  finde,  so  solle  gemäss  der  Bestimmungen  der 
Kanones  entschieden  werden;  wenn  sie  aber  voller  Trotz  bei 
ihrer  Ansicht  verharren  würden,  so  solle  Bonifaz  sie  mit  zwei 
oder  drei  bewährten  und  klugen  Priestern  nach  Rom  senden, 
damit  ihre  Sache  in  sorgfältiger  Untersuchung  vor  dem  aposto- 
lischen Stuhle  erforscht  werde  und  sie  nach  Gebühr  endgültige 
Entscheidung  erführen.1)  — Ferner  trifft  Papst  Hadrian  I.  in  der 
Beetätigungsurkunde  für  Erzbischof  Tilpin  von  Reims  folgende 
Anordnung:  Niemand  solle  wagen,  Tilpin  jemals  des  Bisthums 
zu  berauben  ohne  kanonische  Entscheidung  und  auch  bei  solcher 
Entscheidung  nicht  ohne  die  Zustimmung  des  römischen  Bischofs, 
wenn  er  (Tilpin)  bei  der  Entscheidung  selbst  an  den  heiligen 
Stuhl  zu  Rom,  das  Haupt  des  Erdkreises,  appellieren  würde.*) 


päpstlichen  Jurisdiktionsgewalt  and  der  päpstlichen  Unverantwortlichkeit 
beabsichtigt  worden,  wie  sie  sich  z.  B.  auch  in  dem  Berichte  des  Wala  an 
Papst  Gregor  IV.,  Vit.  Walae  c.  16,  M.  G.  SS.  II  S.  Ö62  findet:  et  in  eo 
(d.  h.  im  Papste)  esset  omnis  auctoritas  beati  Petri  excellens  et  potestas  viva, 
a quo  oporteret  uui verso«  iudicari,  ita  ut  ipse  a nemine  iudicandus  esset. 

')  Jaffe  HI  No.  63  S.  182  f.:  Sin  autem  in  superbia  perotiterint, 
contnmaciter  proclamantes,  reos  se  non  eBse,  tune  oum  probatissimis  atque 
prudentissimis  sacerdotibus , duobus  vel  tribos,  praedictos  ad  nos  dirigitis 
viros,  nt  profunda  inquiaitione  coram  sede  apostolioa  eorum  inquiratnr  causa 
et,  iuxta  quod  meruerint,  finem  suscipiant.  — Vgl.  für  Baiern  aus  der  Zeit 
vor  der  Einverleibung  ins  fränkische  Keich  das  Schreiben  des  Zacharias 
an  Bonifaz  No.  66  S.  191  vom  1.  Mai  748:  Nos,  scribentes  praedicto  duci 
(Otilo  von  Baiern),  evocatorias  praenominato  Virgilio  (Erzbischof  von  Salz- 
barg, Widersacher  des  Bonifaz;  vgl.  No.  68  S.  167,  Hahn  S.  62)  mittimus 
litteras:  nt,  nobis  praesentatus  et  subtili  indagatione  requisitus,  si  erroneus 
fuerit  inventus,  canonici«  sanctionibus  oondempnetar.  Hahn  S.  112  bezieht 
die  durch  Otilo  zu  übermittelnde  Ladung  irrig  auf  den  in  ep.  66  S.  191  er- 
wähnten Presbyter  Sidonius;  eine  direkte  Mahnung  des  Papstes  erging 
allerdings  an  beide  Geistliche. 

*)  Brief  Hadrians  an  Erzbischof  Tilpin  von  Reims  bei  Flodoard,  hist. 
Rem.  eccl.,  M.  G.  SS.  XHI  S,  463,  lib.  H c.  17:  Et  te  . . . non  presumat 
neqae  valeat  um  quam  aliquis  de  episcopatu  deicere  sine  canonioo  iudicio, 
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Mit  dieser  Auffassung  sind  die  römischen  Bischöfe  entschieden 
nicht  durchgedrungen  und  die  Versuche,  Jurisdiktionsgewalt  zu 
erwerben,  blieben  erfolglos.  Denn  wir  erfahren  aus  den  Quellen 
nirgends,  dass  Uebeithäier  thatsächlich  in  Rom  vorgefiihrt  worden 
sind  *)  oder  dass  eine  Appellation  beim  Papste  — wie  sie  sich 
zur  Merovingerzeit  wenigstens  für  einen  vereinzelten  Vorfall 
nachweisen  lässt  *)  — in  der  von  uns  besprochenen  Periode  statt- 
gefunden hat.*) 

Im  Gegentheil  ergiebt  sich  aus  einem  Einzelfalle  positiv, 
dass  der  Staat  das  auf  Erwerbung  eines  Jurisdiktionsrechtes 
gerichtete  päpstliche  Bestreben  abgelehnt  hat:  das  Privi- 

legium, welches  Papst  Zacharias  auf  Bitte  des  Bonifatius  im 
Jahre  7öl  für  das  Kloster  Fulda  gewährte,  besagt  nämlich 
u.  A.,  Fulda  solle  „unter  die  Jurisdiktion  des  heiligen  Stuhles 

et  neque  in  ullo  iudicio  sine  consensu  Romani  pontificis,  Bi  ad  hanc  sauctam 
sedem  Romanam,  quae  eaput  eBse  dinoscitur  orbis  terrae,  appellarerit  in 
ipso  indicio.  De  Lezardiere  II  S.  310  No.  2 scheint  den  Inhalt  dieses 
Briefes  misszuverstehen,  indem  sie  annimmt,  dass  der  Papst  auch  die  Möglich- 
keit einer  Appellation  seitens  eines  Anderen  als  des  Tilpin  selbst  ins  Auge 
gefasst  habe  („si  quelq’un  a appele  de  ce  jugement  au  saint  siege“).  Ein 
Irrthum  scheint  es  mir  ferner  zu  sein,  wenn  de  Lezardiere  das  Appel- 
lationsrecht als  AusAusb  der  Pallienverleihung  auffasst.  Vgl.  unten  § 19. 

')  Nach  der  Aufschrift  der  Capitula  Angilramni  sind  dieselben 
dem  Angilramn  von  Papst  Hadrian  übergeben  worden,  quando  pro  aui 
negotii  causa  agebatur.  Das  lässt  sich  am  besten  auf  Anwesenheit  Angil- 
ramns  in  Rom  behufs  Vertheidigung  gegen  eine  Anklage  deuten,  doch  ist 
die  Fälschung  der  Aufschrift  zweifellos.  Vgl.  Rettberg  I 8.  508,  505  ff, 
Abel  I 8.  489  f.,  Hinschius,  Decretalee  Pseudo -Isidorianae  et  capitula 
Angilramni  (Leipzig  1863)  8.  165  ff. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  11. 

’)  Unterm  31.  October  745  schreibt  Zacharias  an  Bonifaz  bei  Jaffe  III 
No.  51  8. 151:  Intimaati  nobis  de  alio  seductore  nomine  Geoleobo,  qui  antea 
false  episcopi  honore  fungebatur,  et  quia  sine  cuiusquam  consultu  apud  nos 
properat.  Et  dum  advenerit,  ut  Domino  placuerit,  fiet.  Danach  hat  Gewelieb, 
der  ehemalige  Bischof  von  Mainz  (vgl.  über  ihn  Rettberg  I 8.307,  366  f„ 
372),  nach  seiner  Absetzung  sich  mit  dem  Gedanken  getragen,  eine  Appel- 
lation beim  Papste  zu  versuchen  (aber  nicht,  wie  Arnold  II,  1 8.  223 
meint,  „Bonifaz  in  Rom  zu  verklagen“;  daiür,  dass  Aldebert  und  Clemens 
das  Gleiche  versucht  haben,  wie  Arnold  a.  a.  O.  behauptet,  fehlt  jeder 
Quellenbeweis).  Doch  hat  Gewelieb  diesen  Plan  nicht  ausgeführt,  wenigstens 
enthalten  die  eingehenden  Berichte  der  Passio  8.  Bonif.  bei  Jaffö  III 
8.  471—478  und  in  Othlos  Vita  S.  Bonif.  ibid.  8.  495  f.  darüber  nichts, 
sie  besagen  vielmehr,  dass  sich  Gewelieb  bei  der  Absetzung  beruhigt  habe. 
Irrig  daher  Hauck  I 8.  516.  — v.  Buss  8.  287  scheint' anzunehmen,  dass 
Aldebert  und  Clemens  wirklich  dem  römischen  Stuhle  vorgeführt  worden 
sind.  Dagegen  mit  Recht  v.  Soherer  ebenda  Asm.  1. 
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gestellt  und  der  Jurisdiktion  keiner  anderen  Kirche  unterworfen 
sein“.1)  Dagegen  enthält  das  Privilegium  König  Pippins,’)  wie- 
wohl es  sich  sonst  im  Inhalt  und  Worlaut  dem  päpstlichen 
Privilegium  anschliesst,  den  vorerwähnten  Passus  nicht,  ein 
Beweis,  dass  derselbe  als  zu  weitgehend  der  staatlichen  Aner- 
kennung nicht  theilhaftig  werden  sollte. 

Das  andere  uns  überlieferte  päpstliche  Klosterprivileg,  das- 
jenige ftir  den  Abt  Angilbert,5)  enthält  wohl  überhaupt  nichts 
von  päpstlicher  Jurisdiktion.  In  Betracht  kommen  höchstens  die 
sehr  vieldeutigen  und  dunklen  Worte:  neque  concilii  aut  synodi 
obtentu  eum  quisquam,  excepta  dumtaxat  Ronianae  sedis  auc- 
toritate,  quolibet  venire  aut  vocare,  vel  invitare  praesumat.  Viel- 
leicht beziehen  sich  diese  Worte  auf  eine  Vorladung  vor  ein 
geistliches  Gericht.  Man  kann  alsdann  diesen  Satz  wegen  der 
unbestimmten  Ausdrucksweise  des  Ablativus  absolutus  entweder 
dahin  auffassen,  dass  die  Vorladung  des  Abtes  vor  ein  fränkisches 
Konzil  „nur  ausnahmsweise  mit  Ermächtigung  des  römischen 
Stuhles“  geschehen  dürfe,4)  oder  dahin,  dass  den  Abt  „Niemand, 
ausgenommen  die  Autorität  des  römischen  Stuhles“,  vorladen  dürfe. 
Ersterenfalls  könnte  man  dann  zur  Noth  in  dem  Ermächtigungs- 
recht des  Papstes  den  Ausfluss  einer  prinzipiellen  Jurisdiktions- 
befugnis sehen,  letzterenfalls  an  eine  Vorladung  nach  Rom 
denken,  wobei  aber  der  Ausdruck  , concilii  aut  synodi  obtentu*, 
„unter  dem  Vorwände  eines  Konzils  oder  einer  Synode“,  sehr 
auffallend  wäre.  Aber  gleichviel  wie  man  den  in  Rede  stehenden 
Satz  deutet,  so  ist  es,  selbst  wenn  in  demselben  von  einer  päpst- 
lichen Jurisdiktion  über  den  Abt  gesprochen  wird,  sehr  wohl 
möglich,  ja  nach  dem  Beispiel  der  Fuldaer  Privilegien  sogar 
wahrscheinlich,  dass  Papst  Leo  LII.  über  die  Befugnisse  hinaus- 
ging, welche  ihm  Karl  der  Grosse,  als  er  in  die  Ertheilung  des 
Privilegs  einwilligte,  zu  gewähren  gedachte. 

Der  obigen  Behauptung,  dass  der  Papst  keine  Jurisdiktions- 
gewalt über  fränkische  Kleriker  ausgeübt  habe,6)  widerspricht 

')  Ja  ff  6 III  No.  82  8.  228:  Ut  nab  iurisdictione  sanctae  nostrae,  cui 
Deo  auctore  deservimus,  eccleaiae  constitutum,  nullius  alterius  eocleaiae 
iurisdictionibus  submittatur. 

»)  Oben  § 13  S.  124  Anm.  7. 

»)  Oben  § 13  8.  126  ff. 

4)  Diese  Deutung  ist  meiner  Ansicht  nach  vorzuziehen;  vgl.  oben  § 13 
8.  125  ff. 

s)  Das  Qegentheil,  eine  päpstliche  Jurisdiktion  zur  Zeit  der  Karolinger, 
nimmt  Zorn  8.  66  sub  b an. 
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anscheinend  das  uns  vollständig  erhaltene  Protokoll  eines  im 
Jahre  745  in  Sachen  der  schon  genannten  Irrlehrer  Aldebert  und 
Clemens  abgehaltenen  Laterankonzils.1)  Der  Beschluss  dieses 
Konzils  lautet  nämlich  dahin:1)  „Dem  Aldebert  solle  jede  priester- 
liche  Funktion  entzogen  werden,  er  solle  sich  der  Reue  widmen 
und  die  Menge  nicht  weiter  verführen.  Wenn  er  aber  in  seinem 
Irrthum  verharren  und  das  Volk  weiter  verführen  würde,  so  solle 
er  mit  dem  Kirchenbanne  und  dem  ewigen  Drtheile  Gottes  be- 
straft werden  und  ebenso  Jeder,  der  ihm  zustimmen  und  seiner 
Lehre  sich  anschliessen  würde.  Ebenso  solle  auch  Clemens  aller 
priesterlichen  Funktion  beraubt  und  in  das  Band  des  Anathems 
verstrickt  und  gleichfalls  durch  Gottes  Urtheil  bestraft  werden, 
desgleichen  Jeder,  der  seinen  gottlosen  Verkündigungen  zu- 
stimmen würde.“ 

Das  klingt  allerdings  so,  als  habe  das  Konzil  ein  endgültiges 
Strafurtheil  gefällt,  gegen  beide  Männer  auf  Amtsverlust  erkannt  und 
sie  nebst  ihren  Anhängern  unter  den  Bann  gestellt  (den  Clemens 
persönlich  sofort,*)  den  Aldebert  erst  für  den  Fall  reueloser  Hals- 
starrigkeit). So  fassen  in  der  That  Bettberg,4)  Hahn,6)  Gustav- 
Bich  ter,*)  Boehmer-  Will,7)  Hauck,8)  Thijni,*)  Pfa  hier,10) 


«)  Jaffa  UI  No.  50  S.  136-148,  vgl.  No.  61  S.  151,  No.  52  8.  155. 

*)  Jaffe  UI  No.  50  S.  146  f.  (diejenigen  Zwischensätze,  welche  eine 
kurze  Uebersicht  der  Irrlehren  selbst  enthalten,  werden  ausgelassen  werden): 
Universum  concilium  dizit:  Aldebertus  . . . sit  ab  omni  officio  sacerdotali 
alienus,  agens  poenitentiam  pro  commissis,  et  amplius  iam  populum  minime 
aeducat.  Sin  autem  in  bis  erroribus  perseveraverit  et  populum  amplius 
seduxerit,  sit  ei  anathema  et  aeterno  Dei  iudicio  condempnetur,  vel  omnis, 
qui  ei  consenserit  aut  eius  secutus  fuerit  doctrinam  aut  adiunctus  fuerit  illi. 
Similiter  autem  et  Clemens  ...  ab  omni  sit  sacerdotali  officio  nudatus  et 
anathematis  vinculo  obligatus  pariterque  Dei  iudicio  condempnatus,  vel  omnis, 
qui  eius  Bacrilegis  consenserit  predicationibus. 

*)  Vgl.  Hahn,  Jahrbücher,  8.  81,  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  284 
Anm.  1;  die  Worte  , similiter'  und  .pariterque'  gestatten  aber  auch  die  An- 
nahme, dass  bezüglich  der  Exkommunikation  des  Clemens  ebenso  wie  für 
Aldebert  erst  abgewartet  werden  solle,  ob  er  sich  bessern  würde.  Der 
Amtsverlust  war  fiir  beide  Männer  sofort  noth wendig,  um  einem  Missbrauch 
ihres  Predigtamtes  zur  Verführung  der  Menge  vorzubeugen. 

*)  Rettberg  I S.  368. 

•)  Hahn  S.  100. 

*)  Riohter,  Annalen  1 S.  112  Anm.  b. 

')  Boehmer-Will  8.  13  No.  58. 

■)  Hauck  I S.  517. 

•)  Thijm,  Karel  8.  117,  Karl  8.  77. 

>•)  Pfahler  8.  175  ff. 
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v.  Scherer,')  v.  Buss*)  und  Moeller3)  diesen  Beschluss  auf; 
meines  Erachtens  jedoch  mit  Unrecht.  Ich  nehme  vielmehr  an,  dass 
die  Versammlung  nicht  einen  endgültigen  Spruch,  sondern  nur  einen 
Vorschlag,  ein  dogmatisches  Gutachten  nach  Art  der  im  § 6 
erwähnten  abgeben  wollte.  Denn  das  Konzil,  welches  auf  Ver- 
anlassung des  Bonifaz  zusammenberufen  wurde,  wird  nicht  mehr 
gethan  haben , als  Bonifaz  erbeten  hatte ; seine  Bitte , die  sich 
aus  einem  im  Konzile  verlesenen  Schreiben  an  Zacharias  ergiebt, 
ging  aber  nur  dahin:  Zacharias  möge  brieflich  dem  Hausmeier 
Karlmann  aufgeben,  Clemens  und  Aldebert  ins  Gefängnis  zu 
werfen.4)  Auch  einer  der  beisitzenden  Bischöfe,  Candidus,  hat 
sein  in  das  Konzilsprotokoll  aufgenommenes  Gutachten  nur  dahin 
formuliert:  der  Papst  möge  den  Bonifaz  und  die  Prankenfürsten 
auffordern,  behufs  Vernichtung  der  Irrlehren  eine  Versammlung 
zu  berufen.")  Ferner  ist  geltend  zu  machen,  dass  der  Bannstrahl 
wenigstens,  selbst  nach  dem  Wortlaute  des  Beschlusses,  über 
Aldebert  und  Clemens  nicht  sofort  verhängt,  sondern  nur  in 
Aussicht  gestellt  sein  kann,  da  er  auch  auf  die  Anhänger  der 
Irrlehrer  ausgedehnt  wird,  deren  Namen  und  Personen  im  Lateran 
jedenfalls  unbekannt  waren.  Unsere  Ansicht,  dass  das  Konzil 
nur  einen  Vorschlag  machen  wollte,  wie  die  Frankenfürsten 
und  Bonifaz  verfahren  sollten,  wird  auch  durch  einen  Brief  des 
Zacharias  an  Bonifaz  bestätigt,  worin  er  (im  Jahre  747)  seinem 
Statthalter  empfiehlt,  in  einer  fränkischen  Versammlung,  die  er 
zur  Verlesung  der  27  Kapitel*)  berufen  solle,  auch  die  Ange- 
legenheit des  Aldebert  und  des  Clemens  zur  Entscheidung  zu 


’)  v.  Scherer  bei  v.  Buss  S.  284  Anm.  I. 

’)  v.  Buss  S.  284,  286. 

*)  Moeller  S.  74. 

4)  J affe  III  fio.  50  S.  138:  Contra  istos,  obsecro  apostolicam  auctori- 
tatem  vestram , quod  meam  mediocritatcm  defendere  et  adiuvare , et  per 
scripta  vestra  populum  Francorum  et  Gallorum  corrigere  studeatis:  ut 
hereticorum  fabulas  . . . non  sectantur  ...  Et  ut  per  verbum  vestrum  isti 
heretici  duo  mittantor  in  carcerem,  si  vobis  iustum  esse  videatur  ...  Et 
nullus  cum  eis  loquatur  aut  communionem  habest  . . . sed  segregati  vivant 
. . . donec  discant  non  blaspbemare  nec  sciudere  tonicam  Christi;  ibid.  S.  140: 
Quapropter  de  hoc  quoque  beretico  (Clemens)  precor:  ut  per  litteras  vestras 
mandare  curetis  duci  Carlomaouo,  ut  mittatur  in  custodiam. 

*)  Ibid.  S.  142:  Ut  praedictum  Bonifatium  . . . episcopum  quamque 
Francorum  principes  commoneritis : quatenuB  in  partibus  illis  . . . concilium 
aggregaretur  sacerdotum.  ut  haec  scismata  quamque  blasphemiae  usque 
quaque  sancto  vestro  apostolatui  minime  celarentur. 

«)  Oben  § 6 8.  63. 


Wtyl,  Papitthum  unter  den  Karolingern. 


12 
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bringen.  *)  Sodann  spricht  das  Konzil  selbst  zwar  von  einem 
iudicium  Dei,  bezeichnet  aber  seinen  eigenen  Spruch  nicht  als 
„Urtheil“,  sondern  nur  als  ,sententia‘,’)  als  „Ansicht“,  „Vorschlag“. 
Das  Gleiche  thut  Zacharias  in  dem  Briefe  an  Bonifaz,  welchem 
er  die  Konzilsakten  abschriftlich  beifügt.  *)  Bezeichnend  ist  es 
auch,  dass  der  Papst  in  demselben  Briefe  als  Zweck  und  Ziel 
der  Entscheidung  nur  mittheilt,  ihre  Verlesung  im  Frankenreiche 
— d.  h.  wohl  in  dem  geplanten  Konzile  — solle  alle  Schismatiker, 
mithin  auch  Clemens  und  Aldebert  selbst,  von  der  Verkehrtheit 
ihrer  Ideen  zur  Vernunft  zurückführen;  eine  bereits  endgültig 
festgesetzte,  durch  Umkehr  nicht  mehr  abwendbare  Strafe  wird 
also  nicht  erwähnt.  Endlich  ist  hervorzuheben,  dass  Willibald 
und  Othlo  zwar  erzählen , die  beiden  Häretiker  seien  durch 
Bonifaz  mit  Genehmigung  der  Frankenfürsten  bezw.  auf  einer 
durch  Karlmann  und  Bonifaz  einberufenen  Synode  exkommuniziert 
worden,")  dass  beide  Biographen  dagegen  einer  von  Rom  aus 
verhängten  Exkommunikation  nicht  gedenken. 

Gesetzt  aber , das  Laterankonzil  hat  — unserer  Auffassung 
entgegen  — wirklich  ein  endgültiges  Urtheil  erlassen,  so  ist  das- 
selbe von  den  Frankenfürsten  nicht  als  rechtswirksam  betrachtet 


’)  Jaffö  III  No.  63  S.  182  f.,  oben  S.  173  Anm.  1.  Der  Umstand, 
dass  Zacharias  eine  eventuelle  Vorführung  der  Irrlehrer  in  Rom  anordnet, 
beweist  ebenfalls,  dass  er  dem  ersten  Spruche  nicht  die  Bedeutung  eines 
endgültigen  Urtheils  beigelegt  hat.  Vgl.  Hauck  S.  518. 

*)  Jaffe  III  No.  50  S.  145,  141,  143.  Auf  den  Brief  des  Diakons 
Gemmulus  an  Bonifaz  bei  Jaffe  III  No.  53  S.  155  kann  kein  Gewicht  ge- 
legt werden,  da  er  ganz  ungenau  ist,  indem  er  zwar  des  Anathema,  aber 
nicht  der  Amtsentsetzung  gedenkt  und.  wie  es  scheint,  nicht  eine  Abschrift 
der  Konzilsakten,  sondern  nur  eine  solche  der  sententia  anathematis  als 
durch  Zacharias  an  Bonifaz  übersendet  erwähnt. 

*)  J affä  III  No.  51  S.  151:  Suscipientes  ipsi  dignam  sententiam.  Cuius 
instar  actionis  ad  tuam  direximus  fraternam  sanctitatem;  ut,  relecta  in  pro- 
vincia  Francorum,  omnis  sciamaticus,  audiens  taliter  a sancta  Dei  catholica 
et  apostolica  aecclesia  iudicatum,  a sensus  sui  pravitate  resipisoat. 

4)  Willibaldi  V ita  S.  Bonif.  c.  7 bei  Jaffä  III  S.  458:  Eldebercht 
et  Clemens  . . . a sancto  Bonifatio  archiepiscopo,  consentientibus  Charlomanno 
et  Pippino  gloriosis  ducibus,  ab  aecclesiae  unitate  expulsi,  iuxta  apostolum 
traditi  sunt  satanae.  — Ex  Othloni  Vita  S.Bonif.  bei  Jaffe  III  S.  495: 
Gum  ergo  Karlomanni  praecepto  sanctique  Bonifacii  consilio  synodalis  con- 
veutus  haberetur,  multi  ibi  . . . clerici  quilibet  heretica  pravitate  decepti  ab 
aecclesiae  communione  expellebantur.  . . . Erroris  autem  totius,  qui  tune  in 
Germania  exereverat,  maximi  fuerunt  auctores  duo  heretici,  quorum  unus 
Clemens,  alter  vero  Aldebertus  dicebatur. 
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•worden,  wie  die  im  Jahre  747  durch  Zacharias  an  Bonifaz  er- 
gangene Aufforderung  zur  Abhaltung  eines  fränkischen  Konzils 
Uber  Clemens  und  Aldebert  beweist.1) 


§ 18. 

Der  Papst  und  die  geistlichen  Versammlungen. 

Die  Frage,  welche  Rechte  der  Papst  hinsichtlich  der  im 
Frankenreiche  zusammengetretenen  geistlichen  Versammlungen 
ausgeübt  hat,  ist  zum  Theil  schon  in  § 11  erledigt  worden;  wir 
sahen  dort  nämlich,  dass  das  Papstthum  den  Bonifaz  in  seiner  Eigen- 
schaft als  Vikar  für  berechtigt  hielt,  die  fränkische  Geistlichkeit 
zusammenzuberufen,  dass  aber  die  Frankenfürsten  diese  Befugnis 
des  Statthalters  nicht  anerkannten,  vielmehr  an  ihrem  eigenen 
Rechte  der  Einberufung  festhielten ; hieraus  ergiebt  sich  zugleich, 
dass  zwar  nach  päpstlicher,  nicht  jedoch  nach  staatlicher  Auf- 
fassung den  Päpsten  selbst  ein  Recht  der  Konzilsberufung  zu- 
stand,  aus  welchem  sich  jenes  des  Statthalters  ableiten  sollte. 

Ein  direktes,  persönlich  und  ohne  Vermittelung  des  Vikars 
auszuübendes  Berufungsrecht  hat  der  römische  Stuhl  bis  zum 
Ende  der  von  uns  behandelten  Periode  *)  nie  geltend  zu  machen 
versucht.*)  Die  einzige  Quellenstelle,  welche  hierauf  hinweisen 
könnte,  wäre  das  Protokoll  der  Frankfurter  Versammlung  vom 
Juni  794,  welches  mittheilt,  dass  dieselbe  mit  apostolischer 
,auctoritas‘  zusammengetreten  sei.*)  Doch  lehrt  die  gleichzeitige 

')  Vgl.  Hauck  S.  218. 

*)  Ueber  die  spätere  Zeit  vgl.  Hinschius  III  S.  6S6  f.  Bezüglich  der 
Pariser  Versammlung  vom  1.  November  826  (Simson  I S.  248,  Hauck  II 
S.  447)  schreibt  zwar  der  Kaiser  Ludwig  in  dem  von  der  Versammlung  für 
ihn  ausgearbeiteten  Entwürfe  eines  Berichtes  an  Papst  Eugen  II.  (Mansi 
XIV  S.  468),  quemadmodum  a vobis  postulavimus  licentiamque  agendi 
percepimus  sei  die  Geistlichkeit  zusammengetreten,  doch  sagt  derselbe  Ent- 
wurf deutlich,  dass  es  sich  nicht  um  eine  Synode  im  technischen  Sinne, 
sondern  nur  um  eine  berathende  Besprechung  der  Bilderfrage  gehandelt  hat. 

*)  Völlig  aus  der  Luft  gegriffen  ist  die  Behauptung  Binterims,  pragm. 
Gesch.  I S.  113:  „die  unter  Karl  dem  Grossen  gehaltenen  Concilien  sind 
(meistens  auf  Befehl  des  Königs)  zusammenberufen  worden  (jedoch)  nicht 
ohne  vorherige  Rücksprache  mit  dem  römischen  Stuhle  oder  mit  den  päpst- 
lichen Legaten,  die  ihn  gewöhnlich  begleiteten“.  Ueber  die  von  Binterim  als 
Beleg  herangezogene  Versammlung  von  "Worms  s.  weiter  unten  S.  182  Anm.  6. 

*)  Synodus  Franconofurtensis  bei  Boretins  S.  73:  Couiun- 
gentibus,  Deo  favente,  apostolica  auctoritate  atque  piissimi  domni  nustri 

12* 
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Hervorhebung  der  ,jussio‘  König  Karls,1)  dass  unter  der  päpst- 
lichen auctoritas  nur  die  von  Hadrian  ausgegangene  „Anregung“ 
zu  verstehen  ist,  eine  Anregung,  welche  sich  schon  daraus  erklärlich 
macht,  dass  auf  dem  Programm  der  Frankfurter  Versammlung 
in  erster  Linie  die  Entscheidung  über  die  weltbewegende  Lehre 
vom  Adoptianismus  stand,  welche  gerade  Hadrian  zum  Gegenstand 
eingehender  Untersuchungen  gemacht  hatte. 

Derartige  Anregung  zu  geistlichen  Versammlungen  ist,  wie 
in  der  Merovingerzeit,*;  so  auch  unter  den  Karolingern  von  Rom 
wiederholt  gegeben  worden.  Wir  finden  dies  beispielsweise  auch 
bezeugt,  als  es  die  Vernichtung  der  Irrlehren  des  Clemens  und 
Aldebert  galt,  von  welchen  Zacharias  durch  Bonifaz  Nachricht 
erhalten.  *) 

Während  nach  dem  Obigen  ein  päpstliches  Berufungs- 
recht, und  zwar  ein  indirektes,  durch  den  Statthalter  geltend 
zu  machendes  wenigstens  in  Anspruch  genommen  wurde,  ist  ein 
päpstliches  Bestätigungsrecht  hinsichtlich  der  Synodalschlüsse 
nicht  einmal  in  Anspruch  genommen  worden.1)  Gesetzgebender 
Faktor  unter  den  Karolingern  war  sowohl  für  kirchliche  wie  für 
weltliche  Angelegenheiten  allein  und  ausschliesslich  der  Fürst 
selbst,  der  freilich  vorher  in  wichtigeren  Fällen  den  Rath  der 
versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Amtsträger  einholte.  “) 


Karoli  regis  iussione  . . . cunctis  regni  Francorum  seu  Italiae,  Aquitaniae 
Provintiae  episcopis  ac  sacenlotibus  synodali  concilio,  inter  quoa  ipse 
mitiaaimua  aancto  interfuit  oonveDtui.  Vgl.  ferner  Jonas  Aurelian.  De 
cultu  imaginum  lib.  I (in  Bibliothecae  patrum  et  veterum  auctorum  tom.  IV 
edit.  III,  Paria.  1590)  S.  637:  Eiuadem  narnque  principis  iusau  in  unum 
coacti,  adbibita  etiam  aanctae  Komanae  eccleaiae  auotoritate;  ferner  — nach 
Abel  II  S.  64  Anm.  3 — ebenso  Max.  Bibi.  Patr.  Lugdun.  XIV  S.  168, 
eine  Stelle,  die  ich  nicht  habe  auffinden  können. 

')  Vgl.  ferner  das  unten  S.  183  Anm.  2 erwähnte  Schreiben  der  Ver- 
sammlung zu  Kiersy  und  die  bei  Abel  II  S.  63  Anm.  6 citierten  Quellen.  — 
Gerade  umgekehrt,  wie  das  Protokoll,  welches  selbstverständlich  den  Vorzug 
verdient,  spricht  Hincmarus  Iie  me  na  is  ad  Hincmarum  Laudunensem  c.  20 
(Hinein.  Rem.  opp.  ed.  Sirmond,  tom.  II,  Lutetiae  Parisiorum  1645) 
p.  457:  Unde  tempore  Karoli  magni  imperatoria,  iussione  apostolicae  sedis, 
generalis  est  synodua  in  Francia,  convocante  praefato  iniperatore,  celebrata. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  9. 

*)  üben  § 17  S.  177  Anm.  4 und  5 sowie  tj  11  S.  116  Anm.  8;  vgl. 
ferner  Karoli  Magni  Capitulare  Primum  bei  Boretius  S.  44. 

*)  Vgl.  Hinachius  III  S.  551.  Unbegründet  und  durchaus  willkürlich 
ist,  was  v.  Buss  S.  252  No.  VIII  behauptet. 

5)  Vgl.  Hinschi us  III  S.  549  ff. 
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Von  einem  päpstlichen  Präsidialrechte ')  auf  fränkischen 
Versammlungen  ist  gleichfalls  nie  die  Rede.  Persönliche  Aus- 
übung desselben  durch  den  römischen  Bischof  selbst  war  schon 
darum  ausgeschlossen,  weil  in  den  Fällen,  in  welchen  wir  einen 
Papst  ausserhalb  Italiens  auf  fränkischem  oder  deutschem  Boden 
antreffen , a)  nach  den  vorhandenen  Ueberlicferungen  ein  gleich- 
zeitiger, am  Aufenthaltsort  des  Papstes  erfolgter  Zusammentritt 
grösserer  Versammlungen  mit  kirchlichem  Programm  nicht  statt- 
gefunden hat.’)  Eine  Ausübung  des  Vorsitzes  durch  einen  Ver- 
treter des  Papstes  könnte  nur 4)  hinsichtlich  der  oben  erwähnten 
Berathung  über  die  Irrlehren  des  Aldebert  und  Clemens  in  Frage 
kommen,  doch  haben,  wie  bereits  in  § 11®)  bemerkt  wurde, 
Karlmann  und  Pippin  dem  Bonifaz  das  Präsidium  nicht  in  An- 
erkennung der  aus  seiner  Statthalterschaft  fliessenden  Rechte, 
sondern  aus  Zweckmässigkeitsgründen  überlassen. 

Mehrfach  finden  wir  die  Anwesenheit  italienischer  Geist- 
licher, insbesondere  auch  päpstlicher  Abgeordneter  auf 
fränkischen  Versammlungen  bezeugt,  von  einem  Vorsitze 

')  Ueber  den  Vorsitz  des  Königs  und  den  nur  ausnahmsweise  einge- 
tretenen  Vorsitz  von  Erzbischöfen  vgl.  Hinschius  III  S.  549  f.,  AVaitzIII 
S.  588  f.,  570  Asm  1 sowie  Fustel  de  Coulanges  S.  524. 

*)  Oben  § 4 S.  38  Anm.  4. 

*)  Die  Versammlung  zu  Kiersy  I J.  754  hatte  die  Abgrenzung  des 
Kirchenstaates  zum  Gegenstände.  Hefele  HI  S.  578  f. 

*)  Binterim  I S.  158  sagt:  „Die  Geschichte  aller  Jahrhunderte  be- 
weiset, dass  das  Directorium  und  Präsidium  bei  den  deutschen  Nationai- 
concilien  allezeit  von  einem  päpstlichen  Legat,  oder,  wenn  kein  Legat 
gegenwärtig  oder  besonders  dafür  bestimmt  war,  von  dem  Erzbischof,  in 
dessen  Provinz  das  Concilium  gehalten  wurde,  geführt  wurde.  Als  Hof- 
kapellan und  päpstlicher  Legat  dirigierte  der  Bischof  Drogo  von  Hetz  die 
zu  Diedenhofen  ...  in  den  Jahren  835  und  844  gehaltenen  Nationalconcilien. 
In  gleicher  Eigenschaft  stand  Erzbischof  Hildebald  von  Köln  den  National- 
concilien zu  Mainz  vom  Jahre  813  und  dem  zu  Aachen  vom  Jahre  816  vor.“ 
Diese  Behauptungen  sind  Satz  für  Satz  unrichtig  und  willkürlich  (vgl.  über 
die  Versammlungen  selbst  Simson  II  S.  126  ff.,  Dümmler  I S.  255  f.,  Abel  II 
S.  503,  Simson  I S.  82  ff.),  da  zum  Theil  die  Quellenberichte  über  den 
Vorsitz  der  von  Binterim  genannten  Männer  überhaupt  nichts  berichten 
und  da  ferner  Hildebald  nie,  Drogo  erst  nach  843  päpstlicher  Statthalter 
gewesen  ist  (vgl.  oben  § 10  S.  92  Anm.  3).  — Ueber  den  Vorsitz  des 
Bonifatiua  bezw.  zugleich  der  päpstlichen  Gesandten  Georgius  und  Johannes 
auf  der  Versammlung  zu  Lestines(bezw.Compiegne)  vgl.  oben  § 11  S.117  Anm.2 
und  unten  S.  183  Anm.  1.  — Die  Annahme  de  Lezardieres  II  S.  304  No.  4, 
dass  zu  Frankfurt  die  beiden  päpstlichen  Gesandten  „presiderent  en  son  com“, 
ist  irrig.  Durchaus  unbegründet  ist  ferner  die  Behauptung  von  v.  Buss  S.  250: 
„Bei  den  deutschen  Nationalconcilien  präsidierte  der  päpstliche  Legat“. 

*)  Oben  § 11  S.  117  Anm.  2. 
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derselben  jedoch  Dichte  überliefert.  Aber  auch  eine  solche  Theil- 
nahme  der  päpstlichen  Abgesandten  erscheint  nicht  als  Aner- 
kennung eines  päpstlichen  Rechtsanspruches,  vertreten  zu  sein, 
sondern  erklärt  sich  aus  selbstverständlicher  Höflichkeit  und  zu- 
gleich aus  dem  Bedürfnisse,  die  Kenntnis  der  italienischen  Geist- 
lichen über  das  reine,  vom  römischen  Stuhle  vertretene  Dogma, 
welches  jenen  Männern  geläufiger  sein  musste,  als  den  Franken, 
zu  verwerthen,  sobald  sich  hierzu  eine  günstige  Gelegenheit  bot.1) 
Bezeugt  ist  eine  solche  Betheiligung  päpstlicher  Gesandter4)  für 
die  Reichsversammlung  zu  Compiögne  vom  Jahre  767,  für  die 
bereite  erwähnte  Frankfurter  Versammlung  vom  Jahre  794  und 
für  die  Versammlung  zu  Worms  vom  Jahre  829:  zu  Compiegne®) 
waren  anwesend  Bischof  Georg  von  Ostia  und  Sacellarius  (d.  i. 
Säckelmeister)  Johannes,!)  zu  Frankfurt  die  Bischöfe  Theophylactus 
und  Stephanus,®)  zu  Worms  ein  ungenannter  Legat.®)  Die  Notiz  bei 

’)  Vgl.  auch  Ellendorf  I S.  241.  Lase  die  unten  erwähnten  Theilnehmer 
der  Reiohsversammlung  von  Compiegne,  Bischof  Georg  u.  Sacellarius  Johannes, 
nicht  etwa  zur  Theilnahme  an  der  Versammlung  vom  Papst  abgesendet  worden 
sind,  sondern  zn  anderem  Zwecke,  ergiebt  der  Brief  Stephans  H.  an  Pippin 
bei  Jaff£  IV  No.  11  S.  66.  — Bezüglich  der  zu  Frankfurt  anwesenden  päpst- 
lichen Gesandten  vgl.  auch  Abel  II  S.  57  Anm.  8.  Dass  Karl  den  Papst 
„bewogen“  habe,  „diese  Männer  als  seine  Vertreter  nach  Frankfurt  zu  senden“, 
wie  Hauck  II  S.  267  meint,  lassen  die  Quellen  durchaus  nicht  ersehen. 

*)  Ein  Beispiel  dafür  aus  der  Zeit  Gregore  des  Grossen  (590—604)  s.  in 
meinem  Staatskirchenrecht  S.  9 Anm.  *2. 

*)  Unten  S.  183  Anm.  5 ff.  Vgl.  auch  Befele  HI  S.  598,  Oelsner 
S.  293,  Nürnberger  in  der  Theol.  Quartalsschrift  Jahrg.  61,  Tübingen 

1879,  S.  421  f.,  Goepfert,  Lullus,  der  Nachfolger  des  Bonifatius,  Leipzig 

1880,  S.  29,  der  aber  die  vorübergehende  Gesandtschaft  dieser  Männer  mit 
dem  dauernden  Legatenamte  des  Bonifatius  nicht  hätte  vergleichen  dürfen. 
Hinschius  Bd.  1 S.  505  setzt  die  Versammlung  irrthümlich  ins  Jahr  756, 
richtig  dagegen  ins  Jahr  757  ßd.  Hl  S.  548  Anm.  12. 

4)  Oelsner  a.  a.  O.,  Boretius  S.  37,  Jaffe  IV  S.  66  Anm.  2. 

®)  Vgl.  ausser  den  bei  Abel  II  8.  64  Anm.  3 abgedruckten  Quellen- 
stellen Poeta  Saxo  lib.  III  von  199  —204  (Jaffe  IV  S.  580),  oben  § 10 
8.  93  Anm.  6.  Ueber  die  muthmasslichen  Sitze  beider  Männer  vgl.  ßoehmer- 
Mühlbacher  No.  315a  S.  125,  Abel  a.  a.  O.;  Theophylactus  hat  zusammen 
mit  einem  Bischof  Georgius,  der  vielleicht  mit  dem  zu  Compiegne  anwesenden 
identisch  ist,  an  einer  englischen  Reichsversammlung  v.  J.  786  thtilgenommen. 
Vgl.  Jaffe  VI  No.  84  S.  365,  Pauli  in  den  Forschungen  zur  deutschen 
Geschichte  Bd.  XU  8.  152, 160,  Wilkins,  Concilia  Magnae  ßritanniae  tom.  I 
(London  1787)  S.  145  Anm. 

e)  Hincroari  opera  I (ed.  Sirmond,  Lutetiae  Parisiorum  1645)8.590 
(in  synodo  ac  placito  generali  apud  Wormatiam,  apostolicae  sedis  et  papae 
Gregorii  commeante  legato);  vgl.  auch  S i m s o u IS.  322  Anm.  5,  H e f e le  IV 
8.  69.  Au  diese  Versammlung  soheint  Binterim  I 8.  113  zu  denken,  doch 
fand  sic  nicht  unter  Karl  dem  Grossen  statt. 


Digitized  by  Google 


183 


H i n c m a r ')  und  in  dem  Schreiben  eines  Konzils  zu  Kiersy  vom 
Jahre  858,*)  dass  auf  der  Versammlung  zu  Lestines  (743)  zwei 
italienische  Geistliche  zugegen  gewesen  seien,  beruht  wohl  auf  einer 
Verwechselung  dieser  Versammlung  mit  der  von  Compiögne.*) 4) 
Dass  die  beiden  päpstlichen  Gesandten,  welche  der  Frank- 
furter Versammlung  beiwohnten,  sowohl  berathende  wie  be- 
schliessende  Stimme  gehabt  haben,  ist  selbstverständlich,  da 
Italien  im  Jahre  794  bereits  der  Botmäsaigkeit  Karls  unterlag 
und  da  auch  andere  italienische  Geistliche  ausweislich  des  Proto- 
kolls theilnahmen.  Zweifelhaft  kann  es  aber  sein,  ob  zu  Compi&gne 
dem  Bischof  Georgius  und  dem  Sacellar  Johannes  ein  Stimm- 
recht gewährt  wurde.  Zu  zwei  von  den  21  Kapiteln  der  Be- 
schlüsse ist  ausdrücklich  bemerkt,  dass  Georg  und  Johannes  ,sic 
8enserunt‘ 6)  bezw.  ,consenserunt‘,  ®)  zu  vier  weiteren  Kapiteln, 7) 
dass  Georg  ,consensit‘.s)  Diese  Vermerke*)  scheinen  mir  indessen 
nicht  nur  darauf  hinzudeuten,  „dass  man  sich  ihres  sachver- 
ständigen Rathes,  namentlich  in  Betreff  der  römischen  Auffassung 
über  bestimmte  Fragen,  bedient  und  daraufhin  in  Ueberein- 
stimmung  mit  diesem  Beschlüsse  gefasst  hat-,10)  ich  glaube  viel- 

')  Hincmari  opera  11  S.  657  (ep.  37  c.  5):  Et  in  synodo  apud  Lip- 
tinas  habita,  cui  sub  Karlomanno  principe  Georgius  episcopus,  et  Johannes 
sacellarius,  ac  sanetns  Bonifacius,  ex  praecepto  Zachariae  papae  praesederunt. 

’)  Gapitula  Carli  Calvi  tit.  27  c.  9 bei  Sirmond,  opera  varia 
tom.  III  (Venetiis  1728)  S.  99:  Pippinas  synodum  apud  Liptinas  congregari 
fecit,  cui  praefuit  cum  S.  Bonifacio,  legatus  apostolicae  sedis  Georgius  nomine. 

*)  Vgl.  Rettberg  I S.  358,  Boretius  S.27,  Boehmer-HUblbacher 
8.  13  No.  67,  Hefele  III  S.  502,  Hahn,  Exkurs  XIV  8.  119,  Pfahler 
8.  150  und  oben  § 11  8.  117  Anm.  2. 

*)  lieber  die  Unzuverlässigkeit  eines  ferneren  Berichtes  Hincmars 
(Do  divortio  Lotb&rii,  opp.  ed.  Sirm  ond  I S.  594),  wonach  der  Versammlung 
zu  Attigny  v.  J.  822  päpstliche  Gesandte  beigewohnt  haben,  vgl.  sehr  zu- 
treffend Richter,  Annalen  II  8.  237  Anm. 

s)  c.  12:  Georgius  episcopus  Romanus  et  Johannes  sacellarius  sic  sen- 
serunt  nach  Hon.  Germ.  III  Leg.  I ed.  Pertz  (Hannover  1835)  S.  28. 

')  c.  14:  Gonsenserunt  Georgius  episcopus  Komanus,  Johannes  sacellarius, 
Pertz  a.  a.  O.  8.  28,  Boretius  8.  38. 

*)  Also  im  Ganzen  zu  6 Kapiteln,  sicherlich  nicht  „zu  den  meisten 
Punkten“,  wie  Rettberg  I S.  421  irrig  meint 

*)  Georgius  consensit:  c.  16  und  20  bei  Pertz  S.  28  und  Boretius 
8.  38  und  39,  o.  15  und  21  nur  bei  Pertz  8.  28  und  29. 

*)  Die  Vermerke  zu  c.  12  (oben  Anm.  5)  und  o.  15  und  21  (oben  Anm.  8) 
finden  sich  nicht  in  allen  Handschriften;  vgl.  Pertz  a.  a.  O.  8.  28  Anm.  c 
und  Anm.  h,  8.  29  Anm.  a. 

*•)  Hinschius  III  S.  548  Anm.  12  (vgl.  ebenda  S.  704  Anm.  7)  unter 
Bezugnahme  auf  Oelsner  S.  295. 
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mehr,  dass  man  die  beiden  Gesandten  an  der  Besprechung  und 
Entscheidung  theilnehmen  Hess,  m.  a.  W.  ich  sehe  in  der  Aus- 
drucksweiee  des  Protokolls  die  Bewilligung  nicht  nur  eines  be- 
ratenden, sondern  auch  eines  beschliessenden  Stimmrechts,  das 
bei  den  15  Kapiteln,  bezüglich  deren  beide  Gesandte  überstimmt 
wurden,  nicht  hervorgehoben  werden  brauchte,  indessen  bei  den 
6 Kapiteln,  bezüglich  deren  die  Stimme  eines  oder  beider  Männer 
dem  Beschlüsse  zum  Siege  verhalt,  der  ausdrücklichen  Erwähnung 
bedurfte,  weil  Italien  im  Jahre  757  noch  nicht  zum  Reiche  Pippins 
gehörte,  mithin  italienische  Geistliche  an  sich  noch  nicht  berechtigt 
waren,  an  der  Abstimmung  theilzunehmen.  — Die  diesbezügliche 
Aenderung  der  Verhältnisse  in  der  Zeit  zwischen  757  und  794 
wird  der  Grund  sein,  weshalb  das  Protokoll  der  Frankfurter 
Versammlung  eine  derartige  Hervorhebung,  dass  die  päpstlichen 
Gesandten  den  einzelnen  Kapiteln  beigestimmt  hätten,  nicht  ent- 
halten brauchte , und  weshalb  es  ferner  in  seinem  Eingänge  *) 
nur  allgemein  die  Betheiligung  italienischer  Geistlicher,  nicht 
noch  besonders  diejenige  der  päpstlichen  Gesandten  vermerkt. 

Uebrigens  ist  uns  umgekehrt,  wie  bei  der  Versammlung  zu 
Compiegne,  aus  der  Zeit  vor  der  Unterwerfung  Italiens  die  An- 
wesenheit fränkischer  Geistlicher  auf  einer  italienischen 
Versammlung,  dem  Laterankonzil  v.  J.  769,  überliefert. 3) 


§ 19. 

Die  Verleihung  des  Palliums  an  Erzbischöfe. 

Seit  Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts3)  war  es  üblich,  dass 
die  Päpste  hochgestellten  fränkischen  Geistlichen  als  ehrendes 


•)  Vgl.  oben  S.  179  Anm.  4 auf  S.  IH).  Zum  sog.  Decretum  Compendiense 
(Boretius  S.  37)  ist  uns  ein  besonderer  Eingang  nicht  überliefert. 

*)  Vgl.  oben  § 16  S.  170  f.  Der  Priester  Deneard,  welcher  nach  .1  affi  III 
No.  50  8.  137  ff.  (vgl.  No.  53  S.  155)  auf  dem  in  Sachen  des  Aldebert  und 
Clemens  abgehaltenen  Laterankonzile  v.  J.  745  (oben  § 17  S.  176  ff.)  zugegen 
war,  ist  nur  Berichterstatter  des  Bonifaz  über  die  beiden  Irrlebrer  und  die 
bisherigen  Massnahmen  gegen  dieselben  gewesen.  Er  begegnet  auch  sonst 
noch  als  Bote  des  Bonifatius  an  Zacharias  bei  Jaffe  111  No.  43  S.  116. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  11  ff  und  ausser  den  dort  Citierten 
neuerdings  Orisar,  Rom  und  die  fränkische  Kircho  vornehmlich  im  sechsten 
Jahrhundert  (in  der  Zeitschrift  für  katholische  Theologie,  14.  Jahrg.,  Innsbruck 
1890,  8.  447  ff),  8.  487  ff 
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Abzeichen  das  Pallium  verliehen,  einen  dem  superhumerale ') 
des  jüdischen  Hohenpriesters  nachgebildeten  weissen  wollenen 
Schulterumhang,  welcher  mit  sechs  rothen  Kreuzen  durch  wirkt 
war.*)  Die  Quellen  ergeben,  dass  diese  Sitte  auch  in  der  späteren 
Merovingerzeit , als  die  arnulfingischen  Hausmeier  die  wahre 
Regierungsgewalt  in  Händen  hatten,  und  ebenso  unter  den  Karo- 
lingern zu  Gunsten  der  fränkischen*)  Geistlichkeit  in  Gebrauch 
blieb.  Zahlreiche  Beispiele,  die  aber  mit  Vorsicht  aus  einer 
grossen  Anzahl  von  Fälschungen  *)  auszusondern  sind,  beweisen 

')  Der  Ausdruck  .superhumerale'  begegnet  auch  in  Alcuins  Brief  an 
Arno  von  Salzburg  bei  Jaffe  VI  Mo.  113  S.  461  uud  in  der  Vita  S. 
Willibrordi  c.  7 bei  Jaffe  VI  S.  46  (oben  § 15  S.  143  Anm.  ö auf  S.  144). 

’)  Vgl.  Zorn  S.  297,  Friedberg  S.  149,  Wattenbaoh,  Geschichte 
des  Papstthums,  S.  53;  ferner  Vita  S.  Willibr.  c.  7 bei  Jaffe  VI  S.  46  und 
die  Briefe  Alcuins  bei  Jaffe  VI  No.  113  S.  461,  157  8.  587.  In  anderer 
Bedeutung  begegnet  das  Wort  Pallium  in  Einh.  ep.  No.  3 bei  Jaffä  IV 
S.  442,  Monach.  Sangal.  I c.  18  ibid.  S.  647,  o.  28  8.  659  (serica  pallia), 
II  c.  9 S.  677,  ep.  Carol.  No.  11  bei  Jaffe  IV  S.  357  (cf.  Jaffe  VI  No.  57 
S.  288  und  289),  ferner  bei  J affö  VI  No.  69  S.  294,  No.  186  S.  658.  Vgl. .palla' 
in  ep.  Lnlli  bei  Jaffe  III  No.  123  S.  289  (palla  oloaerica)  nnd  in  ep.  Alo. 
bei  Jaffe  VI  No.  190  S.  671.  Naoh  Monach.  Sangal.  I c.  31’  und  34 
(Ja ff 6 IV  S.  662  und  665)  bediente  sich  auch  Karl  der  Grosse:  ad  noctumas 
laudea  pendnlo  et  profundissimo  pallio  bezw.  trug,  nach  altfränkischer  Sitte, 
ein  pallium  canum  vel  saphirinum,  quadrangulum  duplex,  sic  formatum,  ut, 
cum  imponeretur  humeris,  ante  vel  retro  pedes  tangeret,  de  lateribus  vero 
vix  genua  contegeret.  Man  ersieht  also,  dass  dem  Worte  damals  technische 
Bedeutung  für  ein  geistliches,  erzbischöfliches  Kleidungsstück  nioht  zukam. 
— Ueber  das  Aussehen  des  Palliums  findet  sich  eine  Andeutung  auch  in 
Alcuins  Brief  an  Arno  bei  J aff 6 VI  No.  113  S.  461  f.:  Cogita  semper,  dum 
pallio  sanctitatis  vestieris  et  videas  sanctae  crucis  signum  sive  ante,  sive 
retro  in  eo  fixum,  te  sequi  debere  illum,  qui  crucem  suam  portavit,  in  qua 
redemptionis  nostrae  tropheum  paravit. 

*)  Auf  England  beziehen  sich  folgende  Briefe  Alcuins:  Jaff£  VI 
No.  72  S.  334  und  No.  82  S.  358  f.  (welche  meines  Erachtens  den  Platz 
tauschen  müssen,  weil  die  nach  ep.  72  bereits  gewährte  Bitte  um  das  Pallium 
für  Eanbald  IL  von  York  in  ep.  82  noch  durch  einen  den  englischen  Ge- 
sandten mitgegebenen  Brief  unterstützt  wird)  in  No.  84  S.  364,  No.  85  S.  369, 
No.  248  S.  795;  vgl.  auch  V ita  Beati  Alchuini  abbatis  c.  6 bei  Jaffö 
VI  S.  17,  Versus  de  Sanct.  Eborac.  eccl.  v.  209  bei  Jaffö  VI  S.  88, 
Jaffö,  Reg.  S.  259  No.  2243,  S.  291  No.  2403. 

4)  Nachweisbare  Fälschungen  sind:  1)  Urkunde  des  Papstes  Eugen  IL 
für  Vrolfus  von  Lorch  (oben  § 10  S.  93  Anm.  1);  2)  Urkunde  des  Papstes 
Eugen  II.  für  Adalramn  von  Salzburg  (Kleimayrn,  Nachrichten  von 
Iuvavia,  Anhang  S.  80,  Dungel  im  Archiv  für  österreichische  Geschichte 
Bd.  46,  S.  253  ff.,  Jaffe,  Reg.  S.  321  No.  2558);  3)  Urkunde  des  Papstes 
Johann  VII.  für  Edald  von  Vienne  (Mansi  IX  S.  760,  Jaffe,  Reg.  No.  2146 
S.  247,  Dahn,  Urgesch.  S.  718);  4)  Urkunde  Gregors  IV.  für  Aldrich  von 
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die«.  Die  meisten  der  Pallieninhaber  sind  uns  bereits  gelegentlich 
ihrer  Ernennung  zu  Erzbischöfen  begegnet.  *)  So  erhielten  das 
Pallium  neben  Willibrord  und  Bonifatius,  *)  die  zu  jener 
Zeit  (695  bezw.  732)  noch  nicht  dein  fränkischen  Landesepiskopat 
angehörten:  Wilchar  von  Vienne  (entweder  durch  Gregor  111. 
zwischen  731  und  741  oder  durch  Stephan  II.  751  bezw.  752), 
Chrodegang  von  Metz3)  (durch  Stephan  III.  im  Jahre  754), 
Tilpin  von  Reims  und  Lullus  von  Mainz  (durch  Hadrian  I. 
um  780),  Ermenbert  von  Bourges  (durch  Hadrian  zwischen 
784  und  791),  Arno  von  Salzburg,4)  Riculf  von  Mainz  und 
Theodulf  von  Orleans  (durch  Leo  III.  in  den  Jahren  798  -801),*) 

Le  Man«  (Jaffe  No.  2582  S.  326),  Hinschius,  Decretales  Pseudo-lsidorianae 
et  Capitula  Angilramni  (Leipzig  1863)  p.  CXCI V f.,  Simson  11  S.  34 
Anm.  3.  — Rettberg  I S.  502,  Abel  I S.  481)  und  Hinschius  11  S.  35 
Anm.  5,  Letzterer  unter  Bezugnahme  auf  die  in  ihrer  Beweiskraft  sehr 
zweifelhafte  Ausrede  des  Wala  in  den  erat  aus  dem  zwölften  Jahrhundert 
stammenden  Gesta  Trever.  c.  27  11.  G.  SS.  VIH  S.  165,  nehmen  an,  das« 
auch  Angilramn  von  Metz  das  Pallium  gehabt  habe.  Seihst  wenn  Metz 
nie  Metropole  gewesen  ist,  so  erklärt  sich  Angilramns  erzbischöflicher  Titel 
zur  Genüge  aus  seiner  Würde  als  Erzkaplan. 

')  Oben  § 16  8.  143—155. 

J)  Auf  das  Pallium  des  Bonifatius  beziehen  sich  ausser  dem  Citate  oben 
in  § 15  S.  153  Anm.  2 noch  Willib.  Vita  S.  Bonif.  c.  6 bei  Jaffe  111 
S.  444  f.:  ([Gregorius  papa]  sumpto  . . . arcbiepiscopatus  pallio,  eum  muneribus 
diversisque  sanctorum  reliquiis  legatoa  [seil.  Bonifatii]  honorifice  remisit  ad 
patriam)  und  folgende  Ausdrücke  in  Briefen  an  ihn:  summi  pontificatus 
infula  praeditus  (Jaffe  111  No.  99  S.  247)  und:  pontificali  infula  merito 
decoratus  (No.  103  S.  254);  vgl.  dazu  ibid.  No.  100  S.  249. 

3)  Vgl.  ausser  dem  Citat  in  § 15  S.  153  Anm.  4:  Vita  Chrodegangi 
ep.  Mett.  c.  26,  M.  G.  SS.  X S.  568:  Chrodegangum , sanctae  Mettenaium 
sedis  pontifieera,  . . . pallio  arcbiepiscopi  decoravit,  data  ei  licentia  per  totam 
Galliam  episcopos  benedicere,  cum  stola  ubivis  irc,  crucem  ante  se  ferro 
Domini  ...  et  sanctus  Chrodegangus  pallio  est  auctus  arcbiepiscopatus.  . . . 
Ab  ipso  die  coepit  episcopos  benedicere,  et  quiequid  archipontißces  agere 
consuerunt  apostolica  auctoritate  agere. 

*)  An  Arno  selbst  ist  die  Urkunde  Leos  bei  Zahn  No.  1 S.  1 ff.  ge- 
richtet. Er  schreibt  darin  (a.  a.  O.  S.  2):  Pallium  praeterea  iuxta  antiquam 
consuetudincm  fratemitati  tuae  dedimus  quidem  ita  uti  memiucris,  sicuti 
praedecessores  nostri  tuis  concessere,  privilegiorum  scilicet  tuorum  integritatc 
servata,  ut  a sacrario  usque  ad  sacrum  altare  et  ab  altare  usque  ad  sacrarium 
ipsum  pallium  uti  debeas,  ödem  autem  fraternitatis  tue  quam  breviter  nobis 
edixisses,  tarnen  subtiliter  debuisses  exponere.  Verumtamen  laetamur  in 
domino  qui  tarn  rcctam  esse  ex  solemnibus  symbolis  confossionem  didicimus. 

»)  Bezüglich  des  Theodulf  vgl.  auch  noch  dessen  Gedicht  in  Poetae 
Latini  aevi  Carolini  I (Mon.  Germ.  Berolini  1881)  S.  565: 

....  Romani  praesulis 

Cuius  ego  accepi  pallia  sancta  manu. 
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Ansknr  von  Hamburg  (durch Gregor IV.im  Jahre 831).  Ausser 
den  Genannten  begegnen  als  Pallienempfänger : der  Patriarch  (Erz- 
bischof1)) Fortunatus  von  Grado  (dem  heutigen  Gradisca), 
welcher  durch  Papst  Leo  III.  im  Jahre  803  mittels  einer  uns  er- 
haltenen Verleihungsurkunde*)  den  Ehrenschmuck  empfing;*)  ferner 
sein  Nachfolger  Ve  n eri  us,  auf  dessen  Verlangen  Kaiser  Ludwig  und 
sein  Sohn  Lothar  im  Jahre  826  an  Papst  Greger  IV.  geschrieben*) 
und  von  diesem  die  Zusendung  des  Palliums  erwirkt  hatten;6) 
endlich  Erzbischof  Bernar  von  Vienne,  welcher  im  Jahre  817 
von  Papst  Paschalis  I.  mit  dem  Pallium  ausgezeichnet  wurde.*) 

>)  lieber  die  inhaltliche  Identität  der  Begriffe  Patriarch  und  Metropolit 
vgl.  oben  § 14  S.  130  Anm.  1.  Leo  UI.  bezeichnet  den  Fortunatas  bei 
Jaffe  IV  No.  5 S.  321  als  archiepiscopus. 

*)  Ugh  elli,  Italia  sacra  sive  de  episcopis  Italiae  (Romae  1653)  tom.  V 
S.  1180  ff.  (nicht  S.  1094,  wie  Jaffd,  Reg.  No.  2512  citiert)  und  Andreae 
Danduli  chronicon  bei  Muratorius,  Rerum  Italic.  Script.  XII  S.  152  ff. 
(die  Abweichungen  bei  Muratorius  sind  in  Klammer  beigefügt):  Pallium 
praeterea  iuxta  antiquam  consuetudinem  fraternitati  tuae  dedimus,  quo  ita 
uti  memineris,  sicuti  praedecessores  nostri  tuis  praedecessoribus  concessere, 
privilegiorum  suorum  (tuorum)  scilicet  integritate  servata.  Fidem  autem 
fraternitati  (fraternitatis)  tue,  quamvis  in  epistola  tua,  quam  direxisti,  subti- 
liter  debuisses  exponere,  verumtamen  laetamur  in  Domino,  qui  eam  rectam 
esse  et  solemni  aynodali  (ex  solemni  symboli)  confessione  didicimus. 

')  Vgl.  auch  Chron.  patriarch.  Oradens.  (M.  G.  SS.  rer.  Langob. 
8.  396)  und  Johannis  Chronic.  Gradense  (M.  ü.  SS.  VJI  S.  47)  über- 
einstimmend: Fortunatus  patriarcha,  qui  a Leone  papa  privilegium  cum 
benedictione  pallei  iuxta  suorum  decessorum  exemplar  consecutus  est.  Die 
bei  Abel  II  S.  294  Anm.  5 citierte  Stelle  aus  dem  Chronicon  Altinate 
habe  ich  im  Arohivo  storico  Italiano,  Appendice  VIII  8.  227  nicht 
auizufinden  vermocht. 

*)  Sickel,  Acta  regum  et  imperatorum  Th.  II  (Crkundenlebre)  S.  158 
L.  248:  L.  et  Lotharius  ad  litteras  Venerii  patriarchae  Gradensis  .... 
respondent,  se  . . . ob  eius  petitionem  epistolas  oonscribi  iussisse  ...  ad 
domnum  apostolioum  de  usu  pallii.  Vgl.  ibicL  333. 

&)  Andreae  Danduli  Chronic,  bei  Muratorius,  Rer.  Ital.  Script. 
XII  S.  170  (nicht  S.  169,  wie  Abel  II  S.  295  Anm  4 citiert):  Gradensem 
sedem  approbando,  Venerio  Patriarchae  palliura  concessit,  utendum  in  diebus 
Resurrectionis,  Natalitatis  apostolorum,  Sancti  Johannis  Baptistae,  Assump- 
tionis  beatae  Virginia,  et  Nativitatis  Domini  et  solemnitatibus  eccleciae  suae, 
et  anniversariis  ordinationis  eins.  Vgl.  Abel  II  S.  295  Anm.  4,  Simson  I 
S.  282,  Boehmer-Mühlbacher  No.  812  S.  297. 

6)  Jaffe  No.  2549  S.  318,  Mansi  XIV  S.  375;  Schreiben  des  Papstes 
an  Bernar:  Quia  sanctitatem  tuam  in  ecclesia  Viennensi  gubernationem 
suscepisse  cognovimus,  in  Domino  Deo  nostro  plurimum  inde  gaudemus  . . . 
Pallii  usum,  quem  ad  sacerdotalis  officii  honorem,  et  ad  ostendendam  unanimi- 
tatem  cum  beato  Petro  apostolo  ...  ab  apostolica,  sicut  deeuit,  sede  poposcisti. 
Ipsum  igitur  tibi,  Viennensique  tuae  ecclesiae  . . . benique  designamus.  . . . 


Digitized  by  Google 


188 


Der  besonderen  und  genaueren  Betrachtung  bedarf  sodann 
die  Verleihung  des  Palliums  an  die  Erzbischöfe  Grimo  von  Rouen,1) 
Abel  von  Reims  und  Hartbert  von  Sens. 

Aus  einem  Briefe  des  Papstes  Zacharias  an  Bonifatius  vom 
22.  Juni  743  oder  744  geht  hervor,  dass  der  Papst  den  genannten 
Männern  zugleich  mit  der  Bestätigung  ihrer  erzbischöflichen 
Würde  die  Pallien  sendete,  indem  er,  eine  Anweisung  über  die 
bei  der  Pallien  Verleihung  übliche  Feststellung  ihres  Glaubenseifers 
ertheilt  hat.*)  ln  einem  vom  5.  November  744  stammenden  Briefe 
spricht  Zacharias  gegenüber  Bonifatius  sein  Erstaunen  aus,  dass 
ein  neueres  Schreiben  desselben  gänzlich  abweiche  von  einem 
anderen,  im  verflossenen  August  bei  dem  Papste  durch  Hartbert 
abgegebenen  Schreiben.  Denn  in  letzterem  habe  er  zusammen  mit 
Karlmann  und  Pippin  drei  Pallien  für  die  drei  genannten  Metro- 
politen erbeten,  jetzt  aber  nur  ein  Pallium  für  Griiuo;*)  Bonifatius 
solle  den  Papst  über  die  Gründe  der  Sinnesänderung  aufklären.4) 
Welches  in  Wirklichkeit  diese  Gründe  gewesen  sind,  bleibt  räthsel- 
haft,  wir  sind  lediglich  auf  Vermuthungen  beschränkt,  deren 


Omnia  etiam  privilegia  quae  tuae  pridem  coneessae  sunt  a praedecessoribus 
nostris  ecclesiae,  volumus  inconversa  tibi  et  succeaaoribus  tuis  permanere. 

*)  Rettberg  I S.  362  lässt  ihn  irrthümüch  als  für  Reims  präsentiert 
erscheinen.  Richtig  I S.  361. 

*)  Jaffe  IU  No.  48  8. 182:  Episcopis  . . metropolitanis,  id  est  örimone, 
quem  nos  iam  conpertum  habemus,  Abel  sive  Hartbercto  . . . pallia  dirigimus 
ad  eorum  firmissimam  stabilitatem  et  aecclesiae  Dei  augmentum,  ut  in  meliori 
proficiant  statn.  Qualiter  eniin  mos  pallii  sit,  vel  quomodo  tidem  suam 
exponere  debeant  hi,  qui  pallium  uti  licentia  conceduntnr,  eis  direximus; 
informantes  eos : ut  sciant,  quid  sit  pallii  usus,  et  Bubiectis  viam  praedicare 
salutis,  et  aecclesiaatica  disciplina  eorum  in  aecclesiis  immutilate  servetur 
et  maneat  inconcussu,  et  Bacerdotium,  quod  in  eis  fuerit,  non  pollotum. 

a)  Jaffe  111  No.  49  S.  134:  Suscipientes  sanctiasime  fraternitatis  tuae 
litteras  ...  et  relegentes,  quae  in  eis  continebantur,  in  extasi  quadam  incidimus 
et  admiratione  magna,  eo  quod  nimis  reperte  sint  dissonare  ab  eis  syllabis, 

qnae  a tua  directe  sunt  fraternitate  per  elapsum  Augustum  mensem 

Qui  (Hartbert  von  Sens)  et  apud  nos  fuit  et  tua  nobis  pariter  et  Carlomanni 
atque  Pipini  detulit  scripta,  per  quae  suggessistis . ut  tria  pallea  hisdem 
tribus  praenominatis  metropolitanis  dirigere  deberemus;  quod  et  largiti  sumus 
pro  adunatione  et  reformatione  aecclesiarum  Christi.  Nunc  autem  denuo 
tuae  suscipientes  syllabas,  valde  sumus  nt  diximus  mirati  eo,  quod  antea 
nobis  una  cum  memoratis  principibus  (ialliarum  pro  tribus  palliis  suggessisti 
et  postea  pro  solo  Grimone. 

*)  lbid.:  Sed  volumus,  ut  nobis  tua  indicet  fraternitas,  cur  nobis  ita 
direxisti  antea  pro  tribus  et  postmodum  pro  uno,  ut,  et  nos  certi  redditi. 
ex  hoc  nulla  in  nobis  sit  ambiguitas. 
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mehrere  aufgestellt  worden  sind:1)  das  Gerücht,  man  treibe  in 
Rom  mit  Verleihung  der  Pallien  Schacher;*)  der  Umstand,  dass 
Abel  und  Hartbert  erst  seit  kurzer  Zeit  aus  ihrem  Heiraathlande 
England  nach  Frankreich  herübergekommen  waren;*)  der  Ein- 
fluss einer  romfeindlichen  Partei,4)  die  bei  Hofe  gegen  Bonifatius 
operierte  und  Abel  und  Hartbert  zum  Verzichte  auf  das  Pallium 
bewogen  haben  mag ; *)  endlich  der  Entschluss  Pippins,  statt  der 
ursprünglich  geplanten  drei  Metropolen  für  Reustrien  nur  eine 
Metropole  — Rouen  — einzurichten , wie  ja  auch  in  Austrasien 
nur  ein  Erzbischof,  Bonifatius,*)  über  den  Bischöfen  stand.7)  — 


>)  Vgl.  Rettberg  I S.  36t  ff.,  Hefele  111  S.  514,  Hahn,  Jahrb. 
S.  61  f.,  Nürnberger  S.  430  ff.,  Werner  S.  276  ff.,  Fischer  S.  144, 
Langen  S.  636,  Hauok  I S.  497,  v.  Buss  S.  198  und  v.  Scherer  ebenda 
Asm.  1,  Müller  1 S.  310  ff. 

*)  (legen  diesen  Vorwurf  wehrt  sich  Zacharias  in  derselben  ep.  49 
S 135.  Vgl.  auch  ep.  80  S.  222,  die  eich  aber  (s.  unten  S.  190  Asm.  2)  auf 
eine  andere  Fallienangelegenheit  bezieht. 

*)  Darüber,  dass  Hartbert  und  Abel  Angelsachsen  waren,  vgl.  Hahn, 
Jahrb.  S.  50  Anm.  9. 

*)  Als  extremste  Vertreter  dieser  Partei  kann  man  vielleicht  die  Irr- 
lehrer Clemens  und  Aldebert  (vgl.  über  sie  oben  § 17  S.  176  ff.)  auffassen. 
Vgl.  Werner  S.  290  ff. 

6)  Das  Dankesschreiben  des  Zacharias  auf  die  Ergebenheitsadresse 
der  fränkischen  Geistlichen  (vgl.  über  dieselbe  oben  § 16  S.  164  ff.)  bei 
Jaff£  III  No.  67  8.  193  ergiebt,  dass  dieselbe  weder  von  Abel  noch  von 
Hartbert,  wohl  aber  von  dem  Nachfolger  Grimos,  Ragenfred,  unterzeichnet 
gewesen  ist. 

«)  Oben  § 9 S.  84. 

’l  So  vermuthet  Rettberg  I S.  362,  meiner  Ansioht  nach  mit  Unrecht. 
Zwar  bezüglich  des  Hartbert  lässt  sich  nicht  bestimmt  nach  weisen,  ob  er 
wirklich  als  Erzbischof  zu  Sens  eingesetzt  worden  ist  und  ob  der  dies- 
bezüglich auf  dem  Konzil  von  Soissons  gefasste  Plan  (vgl.  oben  § 1 1 S.  1 10  ff., 
insbesondere  S.  111  Anm.  1 und  S.  112  Anm.  2 darüber,  dass  das  Protokoll 
das  tempus  futurum:  constituemus  enthält)  verwirklicht  wurde-  Dass  aber 
Abel  noch  zur  Zeit  Papst  Stephans  II.  (752 — 767)  Erzbischof  von  Reims 
gewesen  ist,  ergiebt  mit  Deutlichkeit  Hadrians  Urkunde  für  Tilpin  bei 
Flodoard  lib.  II  c.  17  M.  G.  SS.  XIII  S.  462  f.:  Sanctae  memoriae  Bonifacius 
archiepiscopus  et  . . . Fulradus  . . . archipresbiter  tempore  antecessorum 
nostrorum  Zachariae  et  Stephani  successoris  illius  multum  laboraverunt , ut 
bonae  memoriae  predecessor  noster  domnus  Zacharias  pallium  archiepiscopo 
Remensi  Abel  nomine  per  deprecationem  suprascripti  ßonifacii  transmitteret, 
quod  ab  illo  constitutus  fuit,  sed  ibi  permanere  permissus  non  fuit;  sed 
magis  contra  Deum  eiectus  est,  et  Remensis  ecclesia  per  multa  tempora  et 
per  multos  annos  sine  episcopo  fuit. 
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Ebensowenig  erfahren  wir,  was  aus  den  an  Abel  und  Hartbert 
thatsächlich  bereits  abgesendeten  Pallien1)  geworden  ist. 

Zwei  fernere  Briefe  des  Bonifatius  und  des  Zacharias  aus 
dem  Jahre  751,  in  denen  ersterer  sich  entschuldigt,  letzterer  sich 
beklagt,  dass  die  Pranken  ihr  Versprechen  betreffs  der  Erzbischöfe 
und  der  von  Rom  zu  erbittenden  Pallien  nicht  erfüllten,*)  beziehen 
sich  nicht  auf  die  Angelegenheit  des  Abel  und  Hartbert,*)  sondern 
auf  die  in  § 16  erwähnte  Ergebenheitsadresse  der  fränkischen 
Geistlichkeit  und  das  hierin  niedergelegte  Versprechen,  dass  alle 
Metropoliten  sich  von  Rom  das  Pallium  erbitten  sollten.4)  Denn 
die  Frage,  ob  Abel  und  Hartbert  das  Pallium  tragen  sollten, 
welche  bezüglich  des  Abel  noch  unter  Papst  Stephan  II.  (752 
bis  757)  ventiliert  wurde,6)  war  in  die  jüngere  (aus  dem  Jahre 
748  stammende),  allgemeinere  und  wichtigere  Frage  aufgegangen, 
ob  jeder  Metropolit  zu  der  Bitte  um  das  Pallium  verpflichtet  sei. 

Das  rechtliche  Ergebnis  der  zusammcngestellten  Fälle  ist 
folgendes : 

Wie  zur  Merovingerzeit  der  Papst  das  Pallium  nur  auf 


*)  Hefele  III,  1.  Aufl.,  S.  481  hält  es  fiir  „zweifelhaft,  ob  die  Pallien 
und  Briefe  (bei  Ankunft  des  zweiten  Briefes  des  Bonifaz)  bereits  abgeschickt 
waren,  oder  ob  sie  nicht  vielmehr  zurückbehalten  wurden“.  Doch  lässt  ep.  49 
einen  derartigen  Zweifel  nicht  aufkommcn,  da  Zacharias  (S.  134)  sagt:  quod 
et  largiti  sumui  und  (S.  135)  tria  pallia,  quae  . . . lumus  largiti  und 
charte,  quae  . . . concessimus.  Ep.  48  freilich  sagt  (S.  132):  pallia  diri- 
gimus  und:  qualiter  . . . mos  pallii  sit,  ...  eis  direximus.  Darnach 
muss  man  annehmen,  dass  der  zweite  Brief  des  Bonifatius  und  die  Pallien 
sich  gekreuzt  haben  und  dass  Zacharias  dieselben  dem  Hartbert,  welcher 
den  ersten  Brief  des  Bonifaz  überbrachte,  mitgegeben  hat,  vor  dessen  Rück- 
kehr aber  auf  die  Pallien  für  Abel  und  Hartbert  verzichtet  wurde.  Die 
Anweisung,  die  in  ep.  48  8.  132  erwähnt  wird,  und  die  charte  der  ep.  49 
S.  135  — beide  dürften  identisch  sein  — hat  Zacharias  wohl  auch  dem 
Hartbert  mitgegeben,  aber  nicht  zur  Aushändigung  an  Bonifaz,  sondern  zur 
direkten  Ablieferung  an  Orimo  und  Abel. 

*)  Jaffä  ID  No.  79  S.  219  und  No.  80  S.  222,  oben  § IG  S.  165  Anm.  4 
und  S.  166  Anm.  1. 

*)  Dass  sich  die  Briefe  No.  79  und  80  auf  die  Angelegenheit  des  Abel 
und  Hartbert  beziehen , ist  freilich  die  allgemeine  Ansicht.  Vgl.  z.  B. 
Hefele  DI  S.  516,  v.  Scherer  bei  v.  Bubs  S.  199  Anm.,  Pfahler  S.  165 
und  auch  Mast,  dogmatisch -historische  Abhandlung  über  die  rechtliche 
Stellung  der  Erzbischöfe  in  der  katholischen  Kirche,  Freibnrg  i.  Br.  1847, 
8.  88  f.,  sowie  de  Marca,  de  concordantia  sacerdotii  et  imperii,  Parisiis 
1663,  lib.  6 c.  7 p.  85. 

*)  J aff 6 III  No.  70  S.  201,  oben  ij  16  S.  164  Anm.  4. 

6)  Urkuude  Hadrians  für  Tilpin  von  Keims,  oben  S.  189  Anm.  7. 
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Verlangen  der  Könige  ertheilt  hat,  so  durfte  er  es  auch  unter  den 
Karolingern  nur  an  die  vom  Herrscher  vorgeschlagenen  Personen 
verleihen:  Bei  Grimo  (Hartbert  und  Abel),  Tilpin,  Ermenbert, 
Lullus,  Arno  und  Venerius  wenigstens  ist  dies  positiv  bezeugt,1) 
bei  Willibrord  *)  und  Bonifatius  wäre  der  Mangel  einer  voran- 
gegangenen Bitte  der  Fürsten  darum  nicht  massgebend,  weil 
beide  zur  Zeit  des  Pnllienempfanges  noch  nicht  der  fränkischen 
Landesgeistlichkeit  zugehörten.  *) 

Aus  dem  Schreiben  der  Kaiser  Ludwig  und  Lothar  an 
Venerius  von  Grndo  ersieht  man,  dass  die  Metropoliten  sich 
nicht  direkt  an  den  Papst  wenden  durften,  sondern  der  Ver- 
mittelung der  Fürsten  bedurften,  aus  dem  zweiten  Briefe  des 
Zacharias  an  Bonifatius,  dass  die  Herrscher  von  der  ursprüng- 
lichen Bitte  um  das  Pallium  jederzeit  Abstand  nehmen  konnten, 
wenn  sich  Gründe  für  eine  Sinnesänderung  ergaben. 

Nur  Erzbischöfe  (Metropoliten4))  oder  solche  Männer,  welche 
gleichzeitig  zu  Metropoliten  ernannt  wurden,  konnten  das  Pallium 
erhalten,  einfache  Bischöfe,  welche  einem  anderen  Metropoliten 


')  Es  lässt  sich  zwar  vermuthen,  aber  nicht,  wie  Dahn  S.  1123  Anm.  1 
anzunebmen  scheint,  quellenmässig  nachweisen,  dass  die  Pallienverleihung 
an  Fortunatus  von  Grado  „auf  Wunsch  Karls“  erfolgt  sei. 

’)  Die  Vita  S.  Willibrordi  c.  6 (oben  § 16  S.  143  Anm.  5)  hebt 
nur  die  königliche  Initiative  zur  Verleihung  der  erzbischöflichen  Würde, 
nicht  zur  Ertheilung  des  Palliums  hervor. 

*)  Die  Initiative  der  Fürsten  ergiebt  sich  auch  aus  der  Urkunde 
Hadrians  an  Bischof  Berther  von  Vienne  v.  J.  774  (oben  § 14  S.  131  Anm.  3), 
worin  es  heisst:  Nec  propterea  ulla  metropolis  praeiudicium  patiatur,  si 
alioui  snffraganeorum  aut  nos  aut  praedecessor  noster  rogantibus  piia 
Francorum  ducibus  pallium  largiti  sumus.  Mit  dem  allgemeineren  Aus- 
drucke ducibus  greift  Hadrian  zugleich  auf  die  vor  761  vorhanden  gewesene 
Möglichkeit  einer  Bitte  der  Hsuimeier  zurück. 

•)  Ich  kann  für  unsere  Periode  der  Behauptung  von  Hinschius  II 
S.  9 und  Richter,  Annalen  II  8.  668  Anm.  4 nicht  beipflichten,  dass  die 
Begriffe  metropolitanus  und  archiepiscopus  sich  nicht  deckten,  indem  zwar 
jeder  Metropolit  Erzbischof,  nicht  aber  umgekehrt  gewesen  sei.  Einen 
direkten  Beweis  für  die  Identität  enthält  die  oben  § 5 8.  66  Anm.  3 und 
§ 16  8.  144  Anm.  4 angeführte  Urkunde  des  Papstes  Leo  III.  an  die  fünf 
Snffraganbischöfe  des  Arno  von  Salzburg.  Dort  heisst  es  (Zahn  8.  4): 
Qui  . . . nunc  . . . vester  ....  archiepiscopus,  et  venerabiiem  sedem 
eius  metropolitanam  habentes.  Kur  bezüglich  der  Heiden -Missonare  und 
Titular-Erzbischöfe  Willibrord  und  Bonifatius  muss  man  Hinschius  un- 
bedingt beistimmen. 
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untergeordnet  waren,  blieben  von  der  Verleihung  des  Ehren- 
kleides ausgeschlossen.  •)  *) 

Doch  war  es  wohl  schwerlich  Rechtssatz,  dass  die  Erzbischöfe 
unbedingt  des  Palliums  bedurften.  Wenigstens  hat  der  bereits 
im  Jahre  774  zum  Erzbischof  von  Mainz  geweihte  Riculf  bis 
zum  Jahre  800  auf  das  Pallium  warten  müssen  und  es  bleiben 
von  den  21  Metropolen,  welche  beim  Tode  Karls  des  Grossen 
oder  doch  im  Jahre  811,  als  er  sein  Testament  abfasste,  bestanden, 
12  übrig,  für  welche  in  der  ganzen  von  uns  behandelten  Periode 
die  Verleihung  des  Palliums  au  einen  der  Inhaber  unuachweisbar 
ist.*)  Auch  ergiebt  die  Korrespondenz  zwischen  Bonifatius  und 
Zacharias,  dass  die  auf  des  Ersteren  Einwirkung  um  die  Mitte 


')  Will  man  annehmen,  dasB  Theodulf  von  Orleans  niemals  Metropolit 
gewesen  ist  (vgl.  darüber  oben  § 15  S.  154  und  auch  de  Lezardiere  II 
S.  306  Anm.  2),  so  beweist  der  Umstand,  dass  ihn  Alcuin  in  dem  Briefe,  in 
welchem  er  ihm  zum  Empfange  des  Palliums  Glück  wünscht,  als  archiepi- 
scopus  bezeichnet,  zur  Genüge,  dass  auch  Alcuin  das  Pallium  mit  der 
bischöflichen  Würde  für  unvereinbar  gehalten  hat  und  dass  bezüglich 
des  Theodulf  ein  ganz  singulärer  Ausnahmefall  eingetreten  ist.  Auch  die 
Urkunde  Hadrians  für  Berther  von  Vienne  (oben  S.  191  Anm.  3)  lässt  erkennen, 
dass  das  Pallium  prinzipiell  nur  Metropoliten  zukam  und  dass  bei  irrthüm- 
licher  Verleihung  an  einen  gewöhnlichen  Bischof  dadurch  dessen  Stellung 
zum  Metropoliten  ebensowenig  eine  Aenderung  erfahren  durfte  wie  umgekehrt 
die  Befugnisse  des  Metropoliten  gegenüber  diesem  Suffraganbischof. 

*)  Dieser  Umstand  zwingt  uns,  die  Briefe,  welche  von  den  Pallien  für 
Grimo,  Abel  und  Hartbert  sprechen,  für  jünger  zu  erklären,  als  das  Konzil 
von  Soissons  (s.  oben  § 11  S.  Hl  f.).  Sowohl  die  Bitte  der  Fürsten,  wie 
die  de«  Bonifatius  ist  nur  denkbar,  wenn  die  Ernennung  zu  Erzbischöfen 
bereits  erfolgt  war,  speziell  Bonifatius  wird  sioh  nach  den  Erfahrungen,  die 
er  über  Nichtanerkennung  päpstlicher  Anordnungen  durch  die  Staatsgewalt 
kurz  vorher  betreffs  der  Bisthümer  Würzburg,  Büraburg  und  Erfurt  gemacht 
hatte  (oben  § 11  S.  104  ff.),  gehütet  haben,  seine  Schützlinge  in  die  unan- 
genehme Lage  zu  bringen,  dass  sie,  obwohl  vom  Papste  des  Palliums  für 
würdig  erklärt,  vom  Staate  der  realen  Grundlage  dieses  Ehrenschmuckes, 
der  Metropolitansitze,  für  unwürdig  erklärt  wurden. 

*)  Es  sind  dies  die  Metropolen : Ravenua,  Mailand,  Cöln,  Trier,  Forum 
Julii,  Besancon,  Lyon,  Arles,  Tarantaise,  Embrun,  Bordeaux  und  Tours, 
während  in  Rom  der  Papst  selbst,  in  Grado  Fortunatus  und  Venerius,  in 
Mainz  Bonifatius,  Lullus  und  Riculf,  in  Salzburg  Arno,  in  Reims  Abel  und 
Tilpin,  in  ßourges  Ermenbert,  in  Rouen  Grimo,  in  Sens  Hartbert,  in  Vienne 
Wilchar  und  Berthar  das  Pallium  trugen  bezw.  für  dasselbe  in  Aussicht  ge- 
nommen wurden.  — Dass  Angilramn  von  Metz  das  Pallium  nicht  erhalten  hat, 
ist  bereits  oben  S.  185  Anm.  4 auf  S.  186  bemerkt  worden;  Orleans,  wo  Theodulf 
und  Metz,  wo  Chrodegang  das  Pallium  erhielten,  werden  in  Karls  Testament 
nicht  als  Metropolen  aufgezählt;  über  Theodulf  s.  jedoch  oben  § 15  S.  154  ff., 
über  die  Ausübung  der  Metropolitangewalt  durch  Chrodegang  ebenda  S.  164. 
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des  achten  Jahrhunderts  von  den  Metropoliten  eingegangene  Ver- 
pflichtung, sich  durchweg  die  Pallien  zu  erbitten,  nicht  eingelöst 
worden  ist.1) 

Die  Ausdrucksweise  der  auf  die  Ergebenheitsadresse  vom 
Jahre  748  bezüglichen  Notizen  lässt  es  zweifelhaft,*)  ob  das 
Pallium  persönlich  aus  Rom  geholt  werden  sollte.  Die  Verwirk- 
lichung eines  derartigen  Versprechens  wäre  von  weittragender 
Bedeutung  für  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Kirchenrecht  gewesen:  das  persönliche  Erscheinen  sämmtlicher 
Metropoliten  in  Rom  hätte  das  Bewusstsein  ihrer  Unterwürfigkeit 
unter  den  Papst  verstärken,  vor  Allem  aber  dem  Letzteren  Ge- 
legenheit bieten  müssen , off  mit  den  fränkischen  Geistlichen  in 
unmittelbare  Berührung  zu  kommen  und  so  für  die  Durchführung 
seiner  Ideen  im  Frankenreiche  nachhaltiger  zu  wirken,  als  es 
bisher  der  lediglich  schriftliche  und  nur  in  Ausnahmefällen  müud- 
liche  Verkehr  ermöglicht  hatte  und  als  es  die  beiden  päpstlichen 
Statthalter  Bonifatius  und  Wilchar  zu  erreichen  vermochten.  Wie 
bereits  erwähnt,  zögerten  die  Metropoliten  mit  der  Erfüllung  ihres 
Versprechens,*)  und  in  der  That  haben  von  den  nachweisbaren 
Pallieninhabern  sich  nur  Willibrord  und  Hartbert  — diese  bereits 
vor  dem  Jahre  748  — , Arno,*)  Theodulf  und  Riculf,  Ermenbert, 
Anskar  und  vielleicht  auch  Wilchar  das  Ehrenkleid  aus  Rom 
geholt,  während  Chrodegang  es  erhielt,  als  der  Papst  seinerseits 
im  Frankenreiche  war  und  während  es  dem  Bonifatius,  Abel  und 
Grimo*)  — diesen  vor  der  Ergebenheitsadresse  — , dem  Tilpin, 


')  Vgl.  oben  S.  188  ff.  Falsch  daher  die  Annahme  von  B interim, 
Die  vorzüglichsten  Denkwürdigkeiten  der  christlich -katholischen  Kirchen, 
Bd.  III,  Mainz  1826,  S.  300,  der  fränkische  Episkopat  habe  sein  Versprechen 
erfüllt  und  zwar  gerne  erfüllt. 

')  Jaffe  ID  No.  70  8.  201:  metropolitanos  pallia  ab  illa  sede  querere 
und  ihid.  No.  79  8.  219:  de  palleis  a Romana  aecclesia  petendis. 

*)  Das  wird  vielfach  übersehen,  z.  B.  von  Hergenroether  I 8.  805. 

4)  Bezüglich  des  Arno  vgl.  Ann.  Iuvav.  maior.  a.  798,  M.  (1.  SS.  I 
8.  87:  domnus  Arn  episcopus  cum  magna  legatione  ad  Romam,  et  ibidem 
a Leone  papa  pallium  accepit  et  archiepiscopus  constituitur  und  ähnlich 
Ann.  Iuvav.  min.  a.  797  ibid.  8.  89  sowie  Convers.  Bagoarior.  et 
Carantanor.  c.  8 M.  G.  88.  XI  8.  9. 

*)  Den  Ausdruck  bei  Jaffe  UI  No.  48  8.  132:  ürimone , quem  nos 
iam  conpertum  habemus,  auf  eine  persönliche  Bekanntsohaft  des  Papstes 
mit  Grimo  zu  deuten  (Hahn  8.  50  f.,  Werner  8.  274,  Hauck  I 8.  496 
Anm.  2),  ist  äusserst  gezwungen;  er  bezieht  sich  darauf,  dass  Zacharias 
bereits  in  einem  früheren  Briefe  des  Bonifatius  von  Orimos  Einsetzung  ge- 
hört hat.  Vgl.  oben  § 11  8.  110  Anm.  2. 

WeyL,  Papgtthuni  unter  den  Karolingern.  13 
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Lullus,  Fortunat,1)  Venerius  und  Bernar  vom  Papste  zugesendet 
worden  ist.*) 

Der  Pallienverleihung  ging,  wie  die  Beispiele  des  Willibrord, 
Grimo  (Abel  und  Hartbert),  Tilpin,  Lullus,  Arno  und  Fortunat 
ergeben,  unter  mündlicher  oder  schriftlicher  Vernehmung  von 
Leumundszeugen*)  eine  Untersuchung  über  die  Würdigkeit  des 
Kandidaten,  insbesondere  über  seine  Glaubensfestigkeit  voraus. 
Zu  diesem  Zwecke  mussten  diejenigen  Erzbischöfe,  welche  sich 
das  Pallium  selber  aus  Rom  holten,  mündlich,*)  die  anderen 
schriftlich5)  — mit  eigenhändiger  Unterschrift*)  — das  Glaubens- 
bekenntnis7) ablegen.  *) 

')  Bezüglich  des  Fortunat  kann  man  dies  aus  der  schriftlichen  Ab- 
legung des  Glaubensbekenntnisses  schliessen. 

’)  Obige  Beispiele  beweisen,  dass  es  irrig  ist,  wenn  Abel  I S.  489  den 
Umstand,  dass  man  nichts  von  einer  Reise  des  Angilramn  von  Uetz  nach 
Rom  erfährt,  als  Beweis  gegen  die  Verleihung  des  Palliums  an  ihn  ver- 
werthet.  Irrig  ist  auch  Abels  Hinweis  auf  Rettberg  II  S.  601,  da  dieser 
von  dem  erzbischöflichen  Titel,  nicht  von  einem  Pallium  des  Angilramn  redet. 

*)  Vgl.  insbes.  die  Urkunden  über  Arno  bei  Zahn  No.  2 und  3,  oben  § 15 
8. 144  Anm.4,  S.  145  Anm.  1,  ferner Willib.  Vit.  S.  Bonif.  bei  Jaffe  III  S.454, 
Hadrians  Brief  an  Tilpin  (zugleich  bezüglich  des  Lullus),  oben  § 1 5 S.  152  Anm.  1 . 

4)  Vgl.  die  Urkunde  für  Arno  bei  Zahn  No.  1 8.  2,  oben  S.  186  Anm.  4: 
Fidem  autem  fraternitatis  tue,  quam  breviter  nobis  edixisses,  tarnen  subtiliter 
debuisses  exponere,  während  es  in  der  ähnlichen  Urkunde  für  Fortunat  (oben 
8.  187  Anm.  2)  heisst:  Fidem  . . . quamvis  in  epistola  tua,  quam  direxisti, 
subtiliter  debuisses  exponere. 

5)  J affe  III  No.  48  S.  132:  Quomodo  fidem  suam  exponere  debeant  hi, 
qui  pallium  uti  licentia  conceduntur,  eis  direximus.  Vgl.  ferner  die  in  der 
vorigen  Anmerkung  erwähnten  Urkunden,  aus  deren  Vergleich  untereinander 
und  mit  dem  Formular  der  päpstlichen  Kanzlei  (vgl.  unten  S.  195  Anm. 2)  hervor- 
geht, dass  es  auch  in  der  Urkunde  für  Fortunat  richtiger  mit  Muratorius 
(statt  mit  Ughelli)  heissen  muss:  ex  solemni  symboli  confeasione  (statt  ex 
solemni  synodali  confessione),  ferner:  privilegiorum  tuorum  (statt  suorum) 
und  fidem  . . . fraternitatis  (statt  fraternitati  i tuae  (vgl.  oben  S.  187  Anm.  2). 

*)  Urkunde  Hadrians  an  Tilpin  über  LuIIub  bei  Flodoard  II  c.  17, 
M.  G.  SS.  XIII  S.  464:  expositam  et  conscriptam  et  manu  sua  propria 
subscriptam  catholicam  et  orthodoxam  fidem  suam  ...  ad  nos  dirigat. 

’l  Uns  ist  das  Glaubensbekenntnis  des  Lullus  in  einem  Fritzlarer  Kopial- 
bucb  des  XV.  Jahrhunderts  erhalten.  Abgedruckt  ist  dasselbe  bei  Falken- 
heim er,  Geschichte  hessischer  Städte  und  Stifter  II  S.  165  ff.,  Boehmer- 
Will,  Regesten  8.  40  f.,  auszugsweise  auch  bei  Abel  I 8.  345  Anm.  2.  Für 
unsere  Untersuchung  interessiert  hier  namentlich  der  Anfang:  Fides  sancti 
Lulli  aei,  fundatoris  Hagne  Aecclesie  hersfeld.  Fidem  mearn  catholicam 
quam  in  ecclesia  Christi  didici  exponere  cupiens  qualiter  a me  creditur  vel 
docetur.  Iuxta  praeceptum  apostolici  pontificis  Adriain  pape  et  Missorum 
eius  Viemadi  Tilpini  possessoris  pontificum  et  missorum  Dni  rcver.  Carli  Regis 
gloriosissimi  Ego  Lullus  servus  servorum  Dei  et  Ecclesie  Magoncicensis  absque 
mortalium  adiumento  antistes,  iuxta  capacitatem  sensus  mei  nunc  edissero. 

*)  Die  Citate  der  vorigen  Anmerkungen  ergeben,  dass  es  ein  Irrthum 
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Alsdann  stellte  der  Papst  dem  PaUienempfänger  eine  Urkunde 
aus  und  zwar  sind  zu  diesem  Zwecke  nachweisbar  einige  Formulare 
in  der  päpstlichen  Kanzlei  vorhanden  gewesen  *)  und  — unter 
Leo  III.  und  Paschalis  wenigstens  — nachweisbar  auch  bei  Ver- 
leihung des  Palliums  an  fränkische  Erzbischöfe  benutzt  worden.1) 

Die  Verleihung  des  Palliums  und  die  Ausstellung  der  Urkunde 
erfolgte  unentgeltlich,  die  später  in  ausgedehntestem  Maasse  er- 
hobenen Palliengelder  waren  zwar  nicht  unbekannt,  aber  ihre 
Entgegennahme  war  als  Simonie  verpönt.*) 

Das  Pallium  durfte  nur  während  der  Messe  und  bei  der 
Ordination  eines  Bischofs4)  und  nur  innerhalb  der  Kirche  — 


von  Will  ist,  wenn  er  p.  XIV  in  der  Erkundigung  des  Papstes  über  Lullns 
und  in  dessen  Verpflichtung  zur  Ablegung  des  Glaubensbekenntnisses  „un- 
gewöhnliche Umstände“  sieht,  aus  denen  „ein  geringes  Haas  der  Gunst“ 
seitens  des  päpstlichen  Stuhles  folge.  Wenn  Will  a.  a.  O.  dieses  geringe 
Maas  päpstlicher  Gunst  auch  aus  der  „später  erfolgten  Verleihung  des 
Palliums“  folgt,  so  genügt  der  Hinweis  auf  Riculf  (oben  § 15  8. 154),  um  auch 
dieses  Argument  zu  erschüttern.  — Ein  „ungewöhnlicher  Umstand“  ist  aber 
der,  dass  die  Untersuchung  über  die  Würdigkeit  des  Lullus  nicht  nur  von 
päpstlichen  Missi  (Tilpin,  Viemad  und  Possessor),  sondern  auch  von  könig- 
lichen Missi  abgehalten  werden  sollte  (vgl.  auch  oben  § 15  S.  152  Anm.  1). 
Das  lässt  sich  in  ähnlicher  Weise  für  keinen  andern  Pallieninhaber  nachweisen. 

')  Vgl.  Sickel,  über  diurnus  No.  45—48  S.  32  ff.  und  de  Rosidre, 
über  diurnus  No.  45—48  S.  75  ff. 

*)  Auf  die  Aehnlichkeiten  bezw.  Unterschiede  zwischen  dem  Formular 
No.  47  des  Liber  diurnus  und  der  Verleihungsurkunde  für  Bernar  von 
Vienne  macht  schon  de  Roziere  S.  87  aufmerksam,  aber  auch  die  beiden 
Urkunden  für  Arno  und  Fortunat  sind  nach  einem  der  Formulare,  nämlich 
nach  No.  46,  abgefasst.  Die  Urkunde  für  Arno  enthält  nur  noch  den  unten 
S.  196  Anm.  1 abgedruckten  Vermerk,  bei  welcher  Gelegenheit  das  Pallium 
getragen  werden  dürfe,  und  der  Urkunde  für  Bernard  fehlt  die  längere  Er- 
mahnung, simonischer  Verleihung  von  Kirchenämtern  entgegenzuarbeiten. 
Dazu  kommen  einzelne  kleinere  Abweichungen,  welche  sich  aus  Ungenauig- 
keit der  Abschriften  erklären.  Vgl,  oben  S.  194  Anm.  6.  Die  Urkunde  für 
Tilpin  geht  mit  wenig  Worten  auf  die  Pallienverleihung  ein,  verweilt  aber 
desto  ausführlicher  bei  der  gleichfalls  formulargemäss  (vgl.  oben  § 10  S.  101 
Anm.  4 und  § 11  S.  106  f.)  erfolgten  Bestätigung  der  Metropolitanrechte  für 
Reims.  — Der  Verleibungsurkunde  gedenkt  auch  Zacharias  bei  Jaffd  111 
No.  49  S.  135:  Insuper  et  charte,  quae  secundum  morem  a nostro  scrinio 
pro  sua  confirmatione  atque  dootrina  tribuuntur,  de  nostro  conoessimus, 
nihil  ab  eis  auferentes.  ,Confirmatio‘  bedeutet  hier  „Glaubenskräftigung“, 
nicht,  wie  in  ep.  48  S.  132  das  Wort  ,confirmare‘,  Bestätigung  der  Ernennung 
zu  Erzbischöfen. 

»)  Jaffe  HI  No.  49  S.  135,  No.  80  S.  222;  vgl.  oben  S.  189  Anm.  2. 

*)  Jaffe  Hl  No.  28  S.  92.  Zacharias  schreibt  an  Bonifatius  betreffs 
des  Palliums:  Qualiter  enim  eura  utaris,  ex  mandato  apostolioo  informatus 

13* 
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vom  Verlassen  der  Sakristei  bis  zur  Rückkehr  in  dieselbe  *)  — 
getragen  werden,  auch  war  sein  Gebrauch  auf  bestimmte  hohe 
Feiertage  beschränkt.’) 

Besondere  Rechte  und  besondere  Pflichten  hatte  das  Pallium  für 
seine  Träger  nicht  zur  Folge.  Wenn  unter  den  Pflichten  Predigt,®) 
Aufrechterhaltung  der  Kirchenzucht,4)  Ermahnung  und  Kontrole 
des  übrigen  Episkopates6)  aufgezählt  werden,  so  sind  dies  Obliegen- 
heiten, welche  schon  an  und  für  sich  im  Priesteramte  oder  doch  in  der 
erzbischöflichen  Stellung  begründet  waren.*)  In  seinem  Berichte  an 
Erzbischof  Cudbert  von  Canterbury  über  die  Beschlüsse  des  fränki- 
schen Episkopates  vom  Jahre  748  hebt  ßonifatius  (neben  der  Pflicht 
aller  Metropoliten,  sich  das  Pallium  von  Rom  zu  verschaffen,  und 
neben  seiner  eigenen  durch  den  Eid 7)  vom  Jahre  722  oder  728  über- 
nommenen Pflicht,  was  er  von  kirchlichen  Schäden  nicht  bessern 
könne,  dem  Papste  zur  Anzeige  zu  bringen)  als  Pflicht  der  Metro- 
politen hervor,  dass  sie  dem  römischen  Pontifex  Mittheilung 
machen  müssten , wenn  ihnen  etwas  betreffs  der  Besserung  des 
Volkes  unmöglich  sei;8)  doch  kennzeichnet  der  Zusatz  „wenn  ich 
nicht  irre“  diese  Wendung  als  subjektive  Auffassung  des  Bonifatius; 
auch  treffen  das  Konzil  von  Verneuil  vom  Jahre  755*)  (dieses 


cognoscas  ita:  ut,  dum  missarum  sollempnia  geris  vel  episcopum  te  contingerit 
cODsecrare,  illo  tantummodo  tempore  eum  utaris. 

')  A sacrario  usque  ad  sacrum  altare  et  ab  altare  usque  ad  9acrarium 
(Urkunde  Leos  für  Arno  bei  Zahn  No.  1 S.  2 oben  S.  186  Anm.  4). 

*)  Urknnde  für  Bernar  von  Vienne  oben  S.  187  Anm.  5. 

*)  Jaffa  III  No.  48  S.  132,  Jaffe  VI  No.  134  S.  526,  No.  166  S.  606  f. 

*)  Jaffe  III  No.  48  S.  182. 

s)  Jaffa  m No.  70  8.  202,  cf.  Jaffa  VI  No.  134  8.  526. 

*)  Auch  der  Brief  des  Bonifatius  an  Erzbischof  Cudbert  von  Canterbury 
bei  Jaffe  III  No.  70  8.  201  (Uaior  enim  nobis  sollicitudo  ecclesiarum  et 
cura  populorum  propter  pallia  credita  et  recepta  quam  ceteris  episcopis,  quia 
proprias  tantum  procurant  parrochias , incumbit)  spricht  zwar  anscheinend 
von  den  höheren  Pflichten  des  Pallienträgers,  identifiziert  dieselben  aber 
durch  den  gegensätzlichen  Hinweis  auf  die  einfachen  Bischöfe,  die  nur  eine 
Diözese  leiten,  mit  den  höheren  Pflichten  des  Metropoliten. 

’)  Oben  § 2 8.  8 Anm.  5. 

*)  Jaffa  III  No.  70  8.  202:  Romana  ecclesia  nos  ordinatos  cum  sacra- 
mento  oonstrinxit,  ut,  si  sacerdotes  vel  plebes  a lege  Dei  deviasse  viderim 
et  corrigere  non  potuerim,  fideliter  semper  sedi  apostolicae  et  vicario  sancti 
Petri  ad  emendandum  indicaverim.  Sic  enim,  nisi  fatlor,  omnes  episcopi 
debent  metropolitano , et  ipse  Romano  pontifici,  si  quid  de  corrigendis 
populis  apud  eos  impossibile  est,  notum  facere. 

•)  Concilium  Vernense  o.  5 bei  Boretius  S.  84,  oben  § 16  S.  157 
Anm.  1. 
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nur  betreffs  des  kanonischen  Lebens  der  Klosterangehörigen) 
und  die  Frankfurter  Synode  vom  Jahre  794')  (diese  betreffs 
sämmtlicher  Kleriker  und  sämmtlicher  Laien  für  sämmtliche  An- 
gelegenheiten) die  Anordnung,  dass  die  Metropoliten,  welche  sich 
uusser  Stande  sähen,  Abhilfe  zu  schaffen,  auf  dem  Märzfelde 
bezw.  beim  Könige  Bericht  zu  erstatten  haben. 

Im  Jahre  818  oder  später  erklärte  Erzbischof  Theodulf  von 
Orleans  es  als  Vorrecht  der  Pallieninhaber,  nur  vom  Papste  ge- 
richtet zu  werden.  *)  Indessen  besass  der  Papst,  wie  wir  an 
anderer  Stelle  gesehen  haben,®)  überhaupt  kein  Jurisdiktionsrecht 
über  fränkische  Geistliche  und  der  Umstand , dass  Theodulf  — 
zur  Strafe  für  seine  Theilnuhme  an  der  Empörung  König  Bernhards 
von  Italien  gegen  seinen  Oheim,  Kaiser  Ludwig  den  Frommen  — 
von  einer  Versammlung  fränkischer  Geistlicher  des  Amtes  entsetzt 
worden  war,®)  beweist  mindestens,  dass  ein  derartiges  Vorrecht 
der  Pallienträger,  wenn  es  überhaupt  begründet  war,  keine  staat- 
liche Anerkennung  fand.®)  Es  lässt  sich  aber  annehmen,  dass 
der  Anspruch  nur  in  der  Phantasie  des  gekränkten  Erzbischofs 
existiert  hat,®) 

Während  unter  den  Merovingern  wie  der  päpstliche  Vikariat 
so  das  Pallium  mit  der  Metropole  Arles  ständig  verbunden  war,7) 
lässt  sich  für  unsere  Periode  nur  in  vereinzelten  Fällen  nach- 
weisen,  dass  Inhaber  desselben  Sitzes  das  Pallium  trugen : so  für 
Vienne  (Wilchar  zwischen  731  und  752  und  Bernar  seit  817), 
für  Mainz  (Bonifatius,  der  das  Pallium  732,  die  Metropole  Mainz 
747  erhielt,  bis  zu  seinem  Tode,  755,  ferner  Lullus  von  780  bis 


')  Synodus  Franconofurtensis  c.  6 bei  Boretius  S.  74  f. 

*)  In  seinem  eigenen  Gedicht  Lib.  IV  c.  5 (Poetae  Latini  aevi 
Carolini  I,  Mon.  Germ.  Berolini  1881)  S.  565  sagt  Theodulf: 

Esto:  forem  iässus,  onius  ceneura  valeret, 

Dedere  iudicii  congrua  frena  mihi? 

Solius  illud  opus  Romani  praesulis  extat, 

Cuius  ego  accepi  pallia  sancta  manu. 

Vgl.  Simeon  I S.  122  Anm.il,  Garnier,  dissertatio  111  (de  usu  pallii)  bei 
de  Rozi&re  S.  351. 

*)  Oben  § 17  8.  171  ff. 

4)  Simson  I S.  121  Anm.  7. 

s)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  14  Anm.  2. 

®)  Darüber,  dass  das  in  der  Urkunde  Hadrians  für  Erzbischof  Tilpin 
statuierte  Appellationsrecht  nicht  mit  der  Pallienverleihung  in  Ver- 
bindung zu  bringen  ist,  wie  de  Lezardiere  11  S.  310  No.  2 meint,  vgl. 
oben  § 17  S.  173  Anm.  2 auf  S.  174. 

*)  Vgl.  mein  Staatskiruhenrecht  S.  12  ff. 
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zu  Beinein  Tode,  786,  und  ßiculf  seit  800),  endlich  für  Grado 
(FortunatuB  seit  803,  sein  Nachfolger  Venerius  seit  826). ') 

Ein  fernerer  prinzipieller  Unterschied  in  der  Behandlung  der 
Pallienfrage  unter  den  Merovingern  und  unter  den  Karolingern 
bestand  darin,  dass  die  dort  nachweisbare*)  Genehmigung  des 
Kaisers  von  Ostrom  hier  nie  für  erforderlich  gehalten  wurde,  ein 
Unterschied,  der  sich  aus  der  abnehmenden  weltgeschichtlichen 
Bedeutung  Ostroms,  dem  zunehmenden  Glanze  des  Frankenreiches 
und  der  zunehmenden  Unabhängigkeit  des  Papstthums  von  Byzanz 
hinlänglich  erklärt. 


Drittes  Kapitel. 


§ 20. 

Gesammtergebnis. 

Wenn  wir  die  Resultate  der  in  den  vorigen  Kapiteln  ge- 
gebenen Einzeluntersuchungen  zusammmenstellen,  so  ergiebt  sich 
folgendes  Gesammtbild  der  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Staats-  und  Kirchenrecht  unter  den  Karolingern. 

Durch  die  Missionsthätigkeit  des  Bonifatius  war  das  Papst- 
thum nach  etw  a hundertjähriger  Pause  wieder  in  nahe  Berührung 
mit  dem  Frankenreiche  getreten,8)  diese  Beziehungen  wurden  von 
Bonifatius  befestigt1)  und  alsdann  durch  Gründe  politischer  Noth- 
wendigkeit  immer  wieder  erneut,  da  sowohl  die  Frankenfürsten 
auf  die  Unterstützung  der  Päpste  bei  Erwerb6)  und  Sicherung*) 
der  Königskrone  und  bei  Erwerb  der  Kaiserkrone7)  angewiesen 
waren,  als  auch  die  Päpste  auf  die  Unterstützung  der  Franken- 
fürsten  gegenüber  äusseren  und  inneren  Feinden.8)  Dazu  kam,*) 


')  Dass  das  Pallium  nicht  notbwendig  den  päpstlichen  Statthaltern 
gebührte,  ist  oben  £ 11  S.  118  ausgefübrt  worden. 

’)  Vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  14  f.  nnd  jetzt  auch  Grisar  in  der 
oben  S.  184  Anm.  3 angeführten  Abhandlung  auf  S.  488  ff. 

*)  § 2 S.  6 ff. 

•)  § 2 8.  10,  § 9 S.  81  f.  und  § 11  S.  118. 

>)  § 2 8.  11  ff. 

«)  § 2 8.  18. 

’)  § 2 8.  21  ff. 

•)  § 2 8.  18  f. 

*)  § 2 8.  24. 
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um  das  Papstthum  in  lebhafte  Verbindung  mit  den  Pranken  zu 
bringen,  die  persönliche  Bekanntschaft  und  Freundschaft  zwischen 
den  Fürsten  und  Päpsten  ’)  und  das  gemeinsame  Interesse  sowohl 
an  der  Entwickelung  der  kirchlichen  Angelegenheiten  im  Franken- 
reiche wie  an  der  Gestaltung  der  politischen  Angelegenheiten  in 
Italien. 

Alles  dies  fand  seinen  Ausdruck  in  lebhaftem  schriftlichen*) 
und  gesandtschaftlichen  *)  Verkehr  zwischen  Rom  und  dem  frän- 
kischen Hofe,  in  lebhaftem  Brief-  und  Boten  Wechsel  zwischen 
den  Päpsten  und  ihren  Statthaltern4)  und,  wenn  auch  seltener, 
zwischen  Rom  und  der  fränkischen  Geistlichkeit.5) 

Dennoch  war  das  Papstthum  nicht  im  Stande,  zum  frän- 
kischen Staatsrechte  einschneidende  Beziehungen  zu  erlangen. 
Die  Betheiligung  der  Päpste  beim  Thronwechsel  des  Jahres  751 
und  bei  der  Kaiserkrönung  des  Jahres  800  sowie  die  sonst 
mehrfach  an  den  Karolingern  vorgenommenen  Krönungen  und 
Salbungen a)  sind  nicht  der  Ausfluss  eines  päpstlichen  Rechtes 
der  Verfügung  über  Kronen  und  der  Mitwirkung  bei  Thronfolge- 
fragen.’)  Die  Betheiligung  der  Päpste  bei  sonstigen  Angelegen- 
heiten der  weltlichen  Politik8)  lässt  sich  gleichfalls  nicht  als  ein 
Rechtsanspruch  des  Papstthums  auffassen. 

Bedeutsamer  waren  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum 
fränkischen  Kirchen  recht.  Sie  zu  erreichen,  musste  dem  Papst- 
thum leicht  werden  durch  seine  Stellung  als  höchste  — wenn 
auch  nicht  unbedingt  anerkannte*)  — Autorität  in  dogmatischen 
Angelegenheiten,10)  eine  Stellung,  die  das  Papstthum  schon  unter 
den  Merovingern  eingenommen,  unter  den  Karolingern  durch 
Vermittelung  des  Bonifatius  bald  wiedergewonnen n)  und  als- 
dann während  der  ganzen  Periode  bis  zur  Mitte  des  neunten 
Jahrhunderts  festgehalten11)  hat,  und  derzufolge  das  materielle 


')  § 4 S.  38  ff. 

*)  § 4 8.  46. 

*)  § 4 8.  46  ff. 

4)  § 6 8.  62  f. 

«)  § 6 8.  63. 

•)  § 3 8.  26  fl. 

*)  § 3 8.  25,  30. 
»)  § 4 8.  60  ff. 

•)  § 6 8.  67  f. 

■•)  § 6 8.  62  ff. 
*‘)  § 6 8.  62  f. 

■*)  § 6 8.  68-67. 
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Kirchenrecht  ’)  sowie  der  Kultus  *)  und  die  Feststellung  der 
massgebenden  Rechtsquellen  *)  mit  der  römischen  Anschauung 
in  Uebereinstiinmung  gebracht  wurde. 

Als  oberster  Wächter  des  Glaubens  wurde  der  Papst  ferner 
um  sein  Gutachten  befragt,  wenn  es  festzustellen  galt,  ob  für  einen 
Einzelfall  die  starre  Durchführung  des  kanonischen  Rechts  unzweck- 
mässig oder  unbillig  sei  und  ob  es  sich  demnach  nicht  empfehlen 
würde,  für  diesmal  von  den  Vorschriften  der  Kirchengesetze  zu 
dispensieren.4)  Ein  selbstständiges  Dispensationsrecht  besass  der 
Papst  indessen  nicht,  die  eigentliche  Dispensationsgewalt  gehörte 
vielmehr  dem  Könige  und  den  Reichsversammlungen. 5) 

Als  oberster  Wächter  des  Glaubens  hatte  der  Papst  dagegen 
das  Recht,  bei  Verletzung  von  Kirchengesetzen  die  kirchliche 
Disziplin,*)  insbesondere  mittels  des  Kirchenbannes,  auszuüben, 
gleichviel,  ob  der  Uebelthäter  dem  geistlichen  oder  weltlichen 
Stande  angehörte  ’)  und  ob  er  eine  geringe  Stellung  einnahm 
oder  gar  auf  dem  Königsthrone  sass.  *) 

Wie  der  Papst  als  oberster  Interpret  und  oberster  Wächter 
des  Glaubens  galt,  so  galt  er  auch  als  erster  und  oberster  Prediger 
der  christlichen  Lehre  und  somit  als  Spitze  des  Missionswesens,*) 
bei  dessen  praktischer  Durchführung  allerdings  auch  der  Staat 
wesentlich  eingriff. ,0) 

Diese  Anerkennung  eines  obersten  Missionsrechtes  der  Päpste 
leitete  herüber11)  zu  der  Anerkennung  des  päpstlichen  Rechtes, 
als  ständigen  Vertreter  seiner  Missionsinteressen  einen  Statthalter 
im  Frankenreiche  zu  bestellen,’9)  dem  die  Päpste  allerdings  zu- 
gleich für  die  Organisation  und  Reorganisation  der  fränkischen 
Kirchenverfassung  das  Recht  der  Neuerrichtung  und  Neubesetzung 
von  Bisthümern 18)  und  Erzbisthümern u)  und  das  Recht  der 

>)  § 6 S.  63  f.,  65. 

*)  § 6 8.  64,  66  f. 

»)  § 6 S.  67. 

*)  § 7 S.  70  ff. 

•)  § 7 S.  71. 

*)  § 8 8.  79  f. 

’)  § 8 S.  76. 

")  § 8 8.  76. 

•)  § 12  8.  120. 

»)  § 12  8.  120  t. 

>»)  § 12  S.  119  f. 

**)  § 9 8.  81  f. 

'*)  8 U S.  103  ff. 

M)  8 U S.  110  ff 
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Berufung  ’)  und  Leitung  *)  geistlicher  Versammlungen  zugebilligt 
wissen  wollten,  Befugnisse,  welche  jedoch  staatlicherseits  nicht  an- 
erkannt wurden.3)  So  zeigte  sich  diese  Einrichtung  nicht  lebens- 
fähig und  wurde,  nachdem  sie  von  722  bis  ca.  780  in  der  Person  des 
Bonifatius  (f  754  oder  755 4))  und  des  von  Italien  nach  dem  Bisthum 
Sens  verpflanzten  5)  Wilchar*)  (f  zwischen  774  und  780  ’))  bestanden 
hatte,  aufgegeben,  wiewohl  die  Reorganisation  der  fränkischen 
Kirche  noch  nicht  durchgeführt  worden  war.  *)  Der  päpstliche 
Vikariat  wurde  dann  erst  wieder  im  Jahre  822,  diesmal  aber 
ausdrücklich  unter  Beschränkung  auf  das  heidnische  Missions- 
gebiet und  mit  Ausschluss  der  innerfränkischen  Mission  ins 
Leben  gerufen.*) 

Ein  anderer  mit  dem  Missionswesen  in  Zusammenhang 
stehender ,#)  Anspruch,  diejenigen  ßisthümer,  welche  Resultate 
der  Missionsarbeit  waren,  dem  Metropolitanverbande  zu  entziehen 
und  in  unmittelbare  Unterordnung  von  Rom  zu  bringen,’1)  fand 
keine  Anerkennung,  wenngleich  der  ähnliche  Anspruch  bezüglich 
eines  Klosters  in  dem  vereinzelten  Falle1*)  Fuldas  genehmigt 
wurde. 13) 

Bei  Neueinrichtung  und  Neubesetzung  von  BisthUm ern 
kam  dem  Papste  kein  Betheiligungsrecht  zu;  wo  er  ein  solches 
versuchte,  stiess  dieser  Versuch  auf  Widerstand.14)  Wohl  aber 
wurde  der  Papst  seit  einer  im  Jahre  774’*)  zwischen  Hadrian  I. 
und  Karl  dem  Grossen  getroffenen  Abrede  um  sein  Gutachten 
angegangen  bei  Streitigkeiten  über  die  Abgrenzung  der  Erz- 
bisthümer1*)  und  in  Kenntnis  gesetzt  bei  Erneuerung  oder 


■)  § 11  S.  114  ff. 

*)  g 11  S.  116  f. 

*)  § 11  S.  104  ff.,  107  ft,  110  ff,  115  f„  117. 
‘)  § 10  S.  89  Anm.  4. 

»)  § 10  8.  98. 

«)  § 10  S.  95  ff. 

’)  § 10  8.  100  f. 

«)  § 14  8.  135. 

*)  § 10  8.  102  f. 

>•)  § 16  8.  142  Anm.  1 a.  E. 

'■)  § 15  8.  141  f. 

“)  § 13  S.  123  f. 

'•)  8 13  8.  124  f. 

»)  8 14  8.  128,  8 15  S.  141. 

“)  8 14  S.  133  ff. 

'•)  8 14  8.  129. 
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Neueinrichtung  von  Metropolen;’)  seine  Anordnungen  über  die 
Abgrenzung  des  Metropolitanbezirks  waren  für  den  Staat  aller- 
dings nicht  bindend.*)  Die  Grundsätze  über  die  Mitwirkung  des 
Papstthums  bei  Ernennung  von  Erzbischöfen*)  klärten  sich 
nach  anfänglichem  Schwanken4)  etwa  seit  dem  Jahre  780  dahin 
ab,*)  dass  der  für  eine  Erzdiözese  in  Aussicht  genommene  Geist- 
liche der  päpstlichen  Bestätigung  bedurfte,  welche  vom  Staate 
für  ihn  nachgesucht  wurde*)  und  von  dem  günstigen  Ausfall 
eines  Informativprozesses  abhing. 7) 

Ausser  diesem  Rechte  und  dem  Rechte,  einzelnen  *)  Metro- 
politen das  Pallium  zu  verleihen,  sofern  der  König  darum  bat*) 
und  sofern  der  vorangehende  Informativprozess  ’°)  erfolgreich  ab- 
gelaufen war,  besass  der  Papst  der  fränkischen  Geistlichkeit 
gegenüber  keine  besonderen  Befugnisse:11)  der  Klerus  war  ins- 
besondere nicht  verpflichtet,  etwaigen  Anordnungen  des  Papstes 
Folge  zu  leisten1*)  und  der  Papst  besass  über  Kleriker  ebensowenig 
ein  Jurisdiktionsrecht,  wie  über  Laien,13)  wenngleich  er  es  nicht 
an  Versuchen  fehlen  Hess,  ein  solches  Recht  einzuführen.14)  Auch 
die  geistlichen  Versammlungen  hielten  sich  unabhängig  vom  Pnpst- 
thume:  weder  dem  Papste  selbst  noch  seinen  Statthaltern  stand 
die  Befugnis  zu,  derartige  Versammlungen  zu  berufen15)  oder  zu 
leiten;1*)  ebensowenig  waren  die  Konzilsschlüsse  von  der  Be- 
stätigung des  Papstes  abhängig17)  und  einen  Anspruch,  auf  den 
Versammlungen  durch  seine  Abgeordneten  vertreten  zu  sein,1*) 


')  § 14  S.  131,  136  f. 

*)  § 14  8.  139  f. 

»)  § 16  S.  142  0. 

•)  § 15  S.  143-162. 
s)  g 15  S.  161  f. 

•)  § 15  S.  163. 

’)  § 16  S.  162. 

■)  8 19  8.  192  f. 

•)  8 19  8.  190  f. 

»>)  8 19  8.  194. 

u)  Völlig  unhaltbar  und  von  ihm  selbst  am  wenigsten  bewiesen  ist  die 
Behauptung  Gerards  II  S.  322:  le  chef  de  l’institution  (seil,  ecclesiastique 
de  la  France)  etait  toujours  4 Rome. 

>*)  8 16  8.  166  f. 

“)  8 17  8.  171  ff. 

»)  § 17  8.  172  ff. 

■•)  8 18  8.  179  f. 

>•)  § 18  8.  181. 

>*)  § 18  8.  180. 

'•)  § 18  8.  182  ff. 
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hatte  der  Papst  als  solcher  nicht,  obwohl  er  nach  der  Einver- 
leibung Italiens  in  den  fränkischen  Reichsverband  als  frän- 
kischer Reichsbischof  zu  diesem  Ansprüche  berechtigt  war.1) 

Diese,  der  Zeit  nach  zwischen  die  Jahre  774  und  780  zu 
zu  setzende1)  Einverleibung  Italiens  in  den  fränkischen  Reichs- 
verband und  die  aus  ihr  folgende  Herabdrückung  des  Papstes  in  die 
Stellung  eines  einfachen  Reichsbischofs  hat  für  die  Beziehungen  des 
Papstthums  zum  fränkischen  Kirchenrecht  die  wichtigsten  Folgen 
gehabt:  der  Papst  war  nunmehr  dem  übrigen  Episkopate  im 
Karolingerreiche  nur  koordiniert*)  und  unterlag  wie  dieser  dem 
staatlichen  Aufsichtsrechte,*)  der  staatlichen  Rechtsprechung,6)  der 
Pflicht  zur  Ableistung  des  Fidelitätseides;*)  ausserdem  unterlag  er 
aber  noch  der  Pflicht  zur  Ableistung  eines  Amtseides.  ’)  Mit  der 
autoritativen  Entscheidung  des  Papstes  in  Glaubenssachen  kon- 
kurrierte fortab  eine  solche  der  Episkopalversammlungen,*)  sein 
Ezkommunikationsrecht  wurde  von  der  Zustimmung  des  zustän- 
digen Diözesanbischofe  abhängig  gemacht;*)  ja,  der  Episkopat 
in  seiner  Gesammtheit  konnte  schliesslich  seinerseits  einen 
herrischen  Ton  gegen  den  Papst  annehmen  und  über  letzteren 
durch  Androhung  des  Kirchenbannes  die  Kirchendisziplin10)  sowie 
bei  strafbaren  Handlungen  des  Papstes  die  Kriminaljustiz  und 
eventuell  ein  Absetzungsrecht  **)  in  Anspruch  nehmen.1*) 

Das  Alles  lehrt  uns,  dass  ein  päpstlicher  Primat,  d.  h.  eine 
hierarchische,  kirchenregimentliche  Machtstellung  über  der  Geist- 
lichkeit, für  den  fränkischen  Staat  ebensowenig  wie  unter  den 

*)  § 18  S.  184. 

*)  § 5 S.  63  f.,  also  in  die  gleichen  Zeitgrenzen  wie  der  Tod  des  Statt- 
halters Wilchar;  vgl.  oben  S.  201  Anm.  7. 

s)  g 6 8.  54  ff.  Richtig  ist  die  Stellung  des  Papstes  zu  der  fränkischen 
Staatsgewalt  neuerdings  auch  angedeutet  bei  Frantz,  Lehrbuch  des  Kirchen- 
rechts, 2.  Aufl.,  Göttingen  1892. 

*)  § 5 8.  54  f. 

»)  § 6 8.  60  fl. 

*)  § 6 8.  66  f. 

*)  § 6 8.  58  f. 

•)  § 6 8.  68  f. 

•)  § 8 8.  80. 

>•)  g 16  8.  167  f. 

”)  § 16  8.  167,  170. 

'*)  Auch  die  Gestattung  einer  unmittelbaren  Ceberordnung  des  römischen 
Stuhles  über  das  Kloster  Fulda  im  Jahre  757  und  die  unterbliebene  Inanspruch- 
nahme des  gleichen  Vorrechtes  über  das  Kloster  des  hl.  Ricbar  zu  Centula  im 
Jahre  800  (oben  § 13  insbes.  S.  124  und  S.  126)  erklärt  sich  vielleicht  aus  der  in- 
zwischen erfolgten  Herabdrückung  des  Papstes  zum  einfachen  Keiohsbischofe. 
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Merovingern  *)  unter  den  Karolingern  Anerkennung  gefunden 
hat;  es  lassen  sich  nur  vereinzelte  Ehrenvorrechte  nachweisen, 
die  man  dem  Papste  zugestand:  das  schon  erwähnte  Recht  der 
Mitwirkung  bei  Besetzung  von  Erzbisthümern  und  das  gleichfalls 
erwähnte  Recht  der  Pallienverleihung  an  Metropoliten,  endlich 
im  Vergleiche  zu  den  anderen  Bischöfen  und  Erzbischöfen  die 
Unabhängigkeit  von  einem  Einsetzungsrechte  des  Staates,*)  der 
neben  dem  Amtseide  nur  die  Anzeige  von  der  Wahl*)  beanspruchte. 

Diese  geringen  Ehrenvorrechte,  welche  dem  Papste  nach  dem 
Jahre  780  blieben,  erscheinen  — mit  Ausnahme  der  Mitwirkung 
bei  Besetzung  der  Erzdiözesen  — so  sehr  an  die  Person  des 
Papstes  selber  gebunden,  dass  eine  Stellvertretung  in  ihrer  Aus- 
übung undenkbar  war.  Es  ist  also  wohl  nicht  nur  Zufall,  dass 
um  die  nämliche  Zeit,  zu  welcher  die  Aufnahme  des  Papstes  in 
den  Landesepiskopat  erfolgte,  von  der  Einrichtung  eines  ständigen 
Vikariates  Abstand  genommen  wurde.4) 

Eine  kurze  Zeit  lang  war  der  fränkische  Klerus  — unter 
dem  Einflüsse  des  Bonifatius  — bereit  gewesen,  weitergehende 
Befugnisse  des  Papstthums  und  eine  direkte  hierarchische  Unter- 
ordnung unter  dasselbe  anzuerkennen.  Doch  ist  ein  diesbezüg- 
liches, im  Jahre  748  erfolgtes  Versprechen  des  Episkopates 
unerfüllt  geblieben6)  und  der  Versuch  des  Bonifatius,  einen  wirk- 
lichen Primat  des  römischen  Bischofs  zu  begründen,  ist  gescheitert. 

Dass  der  Papst  einen  Primat  nicht  ausgeübt  hat  und  dass 
seine  diesbezüglichen  Ansprüche  im  Frankenreiche  nicht  Aner- 
kennung genossen  haben,  ergiebt  in  deutlichster  Weise  folgender 
Umstand: 

Es  ist  uns  ein  Bericht  der  auf  dem  Konzile  zu  Paris  vom 
6.  Juni  829  versammelten  Geistlichkeit  an  Kaiser  Ludwig  den 
Frommen  überliefert.  *)  In  diesem  Berichte  wird  auseinander- 
gesetzt, dass  die  gesammte  Kirche  Gottes  einen  Leib  bilde 7)  und 
dass  dieser  Leib  in  „zwei  Personen“  gegliedert  sei,  die  „priester- 


•)  Vgl.  mein  Staatakirchenreoht  ij  2 S.  7—16. 

*)  § 5 8.  68. 

»)  § 4 S.  40  ff. 

*)  § 10  8.  102,  § 11  S.  117  f.  und  oben  8.  203  Anm.  2. 

»)  § 16  8.  164  ff 

•)  Episcoporum  ad  Hlndowicum  imperatorem  relatio  bei  Boretiu  s et 
Krause  No.  196  S.  26-51;  vgl.  Mansi  XIV  S.  592—604  und  Hefele  IV 
§ 428  8.  54  ff.,  insbes.  8.  62  ff  sowie  Sirnson  I 8.  315  ff. 

’)  a.  a.  O.  c.  2 8.  29 : Quod  universal»  sancta  Dei  ecelesia  unum  oorpus 
eiutque  oaput  Christus  sit. 
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liehe“  und  die  „königliche“ ; *)  der  Bericht  enthält  sodann  eine 
sorgfältige  Erörterung  über  diese  „priesterliche  Person“  *)  und  eine 
minder  ausführliche  über  die  „königliche  Persou“.*)  Als  die 
„priesterliche  Person“  wird  dabei  die  Geistlichkeit,  repräsentiert 
durch  den  Episkopat,  bezeichnet,  als  Grundlage  für  die  Macht- 
stellung der  priesterlichen  Person  die  von  den  Bischöfen  über- 
nommene Stellvertretung  des  hl.  Petrus.4)  Des  Papstes  und 
des  Papstthums  geschieht  keine  Erwähnung,*)  weder  als  einer 
dritten  massgebenden  Person  im  Leibe  der  Kirche  noch  als  eines 
Repräsentanten  oder  eines  Bestandtheils  der  geistlichen  Person.*) 
Im  Gegensätze  zu  der  Anschauung  Alcuins,  welcher  im  Jahre 
799  von  drei  weltbeherrschenden  „Personen“  spricht  und  darunter 
neben  dem  römischen  Kaiserthume  und  dem  fränkischen  König- 
thume  „die  apostolische  Hoheit“  nennt,  „welche  den  Sitz  des 
Apostelfürsten  St.  Petrus  mit  stellvertretender  Amtsgewalt  zu 


')  a.  a.  0.  c.  3:  Quod  eiusdem  aeccleciae  corpus  in  duabus  principaliter 
dividatur  eximiis  personis.  Principaliter  itaqne  totiua  sanctae  Dei  ecclesiae 
corpus  in  duas  eximiaa  personas,  in  sacerdotalem  videlicet  et  regalem,  sicut 
sanctis  patribus  traditum  accepimus,  divisum  esse  novimus;  de  qua  re 
Oelasius  Romanae  sedis  venerabilis  epiacopus  ad  Anastasium  imperatorem 
ita  scribit : ,Duae  sunt  qnippe',  inquit,  .imperator  auguste,  quibus  principaliter 
mnndus  bic  regitur,  auctoritas  sacrata  pontificum  et  regalis  potestas  . . . .* 
Fulgentius  quoque  . . . scribit:  .Quantum  pertinet',  inquit,  ,ad  huius  temporis 
vitam,  in  aecclesia  nemo  pontifice  potior,  et  in  saeclo  ebristiano  nemo  ira- 
peratore  celaior  invenitur  . . .*  Cum  haec  quippe  ita  se  habeant,  primum  de 
sacerdotali,  post  de  regali  persona  dicendum  statuimus. 

*)  De  persona  sacerdotali,  a.  a.  O.  S.  29 — 46. 

*)  De  persona  regali,  a.  a.  O.  S.  46— Ö2. 

*)  Die  Abhandlung  de  persona  sacerdotali  gipfelt  in  einer  ,petitio‘, 
deren  erster  Punkt  folgendermassen  lautet  (a.  a.  O.  S.  36):  Petimus  humi- 
liter  vestram  excellentiam,  ut  per  vos  filii  et  proceres  vestri  nomen,  potestatem, 
vigorem  et  dignitatem  sacerdotalem  cognoscant.  Quod  ex  verbis  Domini 
facile  intellegere  posaunt,  quibus  beato  Petro,  cuius  vicem  indigni  gerimua 
ait:  ,Quodcumque  ligaveris  super  terram,  erunt  ligata  et  in  oaelo,  et  quod- 
cumque  solveris  super  terram,  erunt  soluta  et  in  caelo'. 

5)  Päpste  werden  in  dem  ganzen  Bericht  nur  zweimal  genannt  (o.  3 
S.  20  und  c.  52  S.  42)  und  auch  hier  nur,  indem  auf  gelegentliche  Aussprüche 
derselben  über  dogmatische  Punkte  Bezug  genommen  wird.  VgL  unten 
S.  208  Anm.  10. 

*)  Bin  arges  Missverständnis  ist  Moeller  begegnet,  indem  er  S.  149 
sagt:  „Schon  das  Pariser  Konzil  829  stellte  Fapstthum  und  Kaiserthum  als 
die  zwei  grössten  Mächte  in  Parallele,  um  für  die  Bischöfe  als  Vertreter 
der  kirchlichen  Macht  das  gebührende  Ansehen  zu  gewinnen.“  Doch  bin 
ich  Moeller  für  dieses  Missverständnis  dankbar,  da  es  mich  auf  das  im 
Texte  besprochene  Argument  aufmerksam  gemacht  hat. 
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regieren  pflegt“,1)  ging  im  Jahre  829,  also  ein  Menschenalter 
später  und  nachdem  sich  inzwischen  das  fränkische  Königthum 
mit  dem  römischen  Kaiserthume  in  Karl  dem  Grossen  zu  einer 
„Person“  vereinigt  hatte,  die  Auffassung  des  Pariser  Konzils 
dahin,  dass  als  die  andere  „Person“  der  Episkopat  anzusehen 
sei  und  dass  der  Papst  keinerlei  kirchenregimentliche  Punktionen 
geniesse;  ja,  indem  sie  für  sich  selbst  die  Stellvertretung  des 
hl.  Petrus  in  Anspruch  nehmen,’)  stellen  sich  die  .Bischöfe  in 
direkten  Gegensatz  zu  der  von  Rom  verkündigten  und  daher  im 
Echo  auch  bei  Alcuin  wiederklingenden  Ansicht,  dass  der  römische 
Bischof  der  alleinige  Vikar  8t.  Petri  sei. 

Die  noch  in  neuester  Zeit*)  durch  namhafte  Autoren,  wie 
Hergenroether,4)  Zorn6)  und  Mo  eile  r*)  vertretene  Ansicht, 

*)  Apostolica  sublimitas,  quae  beati  Petri  principis  apostolorum  sedem 
vicario  raunere  regere  solet.  Alcuini  ep.  No.  114  bei  Jaff6  VI  8.464,  vgl. 
auch  oben  § 2 8.  22  Anm.  1. 

*)  Mit  gleicher  Deutlichkeit  geschieht  dies  in  den  Beschlüssen  des  dem 
Berichte  vorangegangenen  Pariser  Konzils.  Vgl.  die  praefatio  bei  Mansi 
XIV  8.  535:  Quibus  et  in  evangelio  a Domino  tanta  confertur  potestas, 
nt  quae  statuerint  in  terra,  statuta  sint  et  in  caelo,  et  quae  solverint  in 
terra,  soluta  sint  et  in  caelis,  et  quorum  remiserint  peccata,  remittantur  eia. 
fios  quippe  constat  vicarios  esse  apostolorum,  et  luminaria  mundi  — Vgl. 
ibid.  c.  XXVII  8.  356:  Episoopos  locum  apostolorum  . . . teuere  et  über 
Actuum  apostolorum,  et  canonica  auctoritas  aperte  demonstrant ....  Q,uod 
autem  solis  apostolis  eorumque  successoribus  proprii  sit  officii  tradere 
Spiritum  saactum,  über  Actuum  apostolorum  docet. 

*)  Von  älteren  Schriftstellern  vgl.  Ellendorf  I S.  81,  85  ff.  (anderer- 
seits aber  II  8.  136)  und  Mejer,  Institutionen  des  gemeinen  deutschen 
Kirchenrechts,  2.  Aufl , Göttingen  1856,  § 33  S.  63  f.,  § 34  8.  64,  Lehrbuch 
des  deutschen  Kirchenrechts,  3.  Aufl.,  Göttingen  1869,  § 23  S.  46  f. 

*)  Hergenroether  I S.  804  f.  Hierbei  geht  Hergenroether  jedoch 
aus  von  irrigen  Prämissen  über  die  Mitwirkung  des  PapBttbums  bei  Ent- 
scheidung von  Grenzstreitigkeiten  zwischen  mehreren  Erzbisthämern  und 
bei  Errichtung  von  Metropolen  (vgl.  oben  § 14  S.  131  Anm.  1)  und  über 
die  Einhaltung  der  Verpflichtung  sämmtlicher  Metropoliten,  das  Pallium 
nachzusuchen  (vgl.  oben  § 19  8.  193  Anm.  3). 

6)  Zorn  meint  S.  95  bei  Besprechung  der  Tendenz,  welche  den  pseudo- 
isidorischen  Dekretalen  zu  Grunde  liegt:  „Andererseits  muss  zugegeben  werden, 
dass  die  von  Pseudoisiodor  über  den  päpstlichen  Primat  vorgetragenen  Sätze 
zu  jener  Zeit  im  Abendlande  und  seit  Bonifatius  speziell  auch  im  Franken- 
reiche wirklich  im  Wesentlichen  bereits  geltendes  Recht  waren.“ 

*)  Moeller  sagt  8.  100:  „Karl  steht  in  lebendigem  Verkehr  mit  den 
römischen  Bischöfen,  erkennt  ihren  Primat  und  ihr  Ansehen  als  Hüter  der 
kirchlichen  Einheit  und  der  (Jeberlieferung  des  wahren  Glaubens  an  und 
richtet  wiederholt  Anfragen  in  Betreff  der  kirchlichen  Gesetzgebung  und 
Disziplin  an  sie.  Aber  doch  gestand  er  ihnen  nur  Rathschläge,  Erinnerungen 
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dass  schon  unter  Karl  dem  Grossen  oder  doch  unter  Ludwig 
dem  frommen  ein  Primat  des  Papstes  von  der  fränkischen  Staats- 
gewalt und  *)  der  fränkischen  Kirche  anerkannt  worden  sei,  muss 
daher  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen  werden. 

Trotz  Nichtanerkennung  des  päpstlichen  Primates  sind  aber, 
wie  wir  bereits  gesehen  haben,  dem  Papstthume  einzelne  Befug- 
nisse gegenüber  der  fränkischen  Kirche  eingeräumt  worden.  Doch 
hat  die  oben  *)  gegebene  Zusammenstellung  erkennen  lassen,  dass 
diese  Befugnisse  weder  zahlreich  noch  besonders  wichtig  waren. 
Dass  die  Beziehungen  des  Papstthums  zum  Frankenreiche  im 
Ganzen  nur  geringe  Bedeutung  gehabt  haben,  ergiebt  aber  auch 
folgendes,  wennschon  sehr  äusserliches,  so  doch  in  hohem  Maasse 
beweiskräftiges  Argument : 

Die  Capitularien  der  karolingischen  Hausmeier  und  Könige 
umfassen  in  der  neuesten  Ausgabe*)  für  diejenige  Periode,  welche 
in  unserer  Darstellung  interessiert,  d.  h.4)  für  die  Zeit  von  720 
bis  850,  und  über  diese  Periode  hinaus  bis  zum  Jahre  875  im 
Ganzen5)  die  hohe  Zahl  von  225  Nummern*)  auf  ungefähr  585 


u.  dergl.  zu.“  Dieser  Satz  ist  richtig-  bis  auf  das  Wort  „Primat“;  letzteres 
ist  jedenfalls  unzutreffend  gewählt;  denn  wenn  Moeller  es  als  tautologische 
Bezeichnung  für  „Ansehen  als  Hüter  der  kirchlichen  Einheit  und  der  Ueber- 
lieferung  des  wahren  Glaubens“  gebraucht  hat,  bo  setzt  er  sich  zwar  nicht 
in  Widerspruch  mit  den  Quellenergebnissen,  wohl  aber  in  Widerspruch  mit 
der  kirchenrechtlichen  und  kirchengeschichtlichen  Terminologie;  wenn 
Moeller  dagegen  das  Wort  „Primat“  im  Sinne  einer  kirchenregimentlichen 
Oberhoheit  verstanden  wissen  will,  so  setzt  er  sich  zwar  nicht  in  Wider- 
spruch mit  der  üblichen  Terminologie,  wohl  aber  durch  seine  Behauptung, 
dass  ein  derartiger  Primat  anerkannt  worden  sei,  in  Widerspruch  mit  den 
Quellenergebnissen. 

*)  Oder  doch  von  letzterer,  wennschon  nicht  von  ersterer.  So  Ellendorf 
I 8 81,  85  einerseits  und  II  S.  136  andererseits. 

*)  S.  199  ff. 

*)  Honumenta  Germanine  historica, Legum  sectio  II,  tom.I  ed.  Boretius, 
Hannoverae  1883,  tom.  II  edd.  Boretius  et  Krause,  Hannoverae  1890; 
vgl-  oben  S.  5 Anm.  3. 

4)  Vgl.  oben  S.  3. 

5)  Da  von  der  Gesammtzahl  mit  250  Nummern  die  ersten  9 in  Ab- 
rechnung kommen  und  sodann  16,  welche  in  die  Zeit  nach  875  gehören;  es 
sind  dies  tom.  II  No.  220—225  S.  98—110  (v.  J.  876-898),  No.  229—231 
S.  123—126  (v.  J.  896-898),  No.  236-241  S.  138-151  (v.  J.  880—927)  und 
No.  246  S.  168—170  (v.  J.  878). 

*)  Unternummern  sind  hierbei  nicht  besonders  gezählt,  selbst  nicht 
bezüglich  der  sehr  umfangreichen  Ansegisi  abbatis  capitularium  collectio  in 
tom.  I S.  397-450. 
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Quartseiten.  *)  Diese  Capitularien  beziehen  sich  nun  inhaltlich 
auf  die  sämmtlichen  Rechtsverhältnisse  im  fränkischen  Reiche 
und  insbesondere  nehmen  die  kirchlichen  und  kirchenrecht- 
lichen Verhältnisse  einen  breiten  Raum  ein.  Dennoch  werden 
das  Papstthum  und  die  Päpste  sowie  Rom  als  Sitz  des  Papstes  *) 
in  diesen  Capitularien  nur  sehr  selten  (im  Ganzen  etwa  80  Mal) 
erwähnt  Yod  denjenigen  Stellen,  in  welchen  dies  geschieht, 
enthält  nun  weitaus  die  Mehrzahl  (ungefähr  55)  lediglich  die 
Bemerkung,  dass  der  römische  Ritus*)  bezw.  gewisse  ausdrück- 
liche Vorschriften  bestimmter  älterer  — grösstentheils 4)  in  das 
vierte  bis  sechste  Jahrhundert  gehöriger  — Päpste  (Silvester  I.,*) 
Siricius,*)  Innocenz  I.,7)  Zosimus,*)  Leo  L,*)  Gelasius,10) 


')  Nämlich  der  ganze  erste  Theil  von  8.  24 — 450  mit  427  Seiten  und 
der  ganze  zweite  Theil  mit  192  Seiten,  von  denen  nur  die  auf  der  vorigen 
Seite  Asm.  5 angegebenen  ungefähr  33  Seiten  in  Abzug  gebracht  werden 
müssen.  Freilich  sind  in  der  Gesamrotzahl  der  Seiten  die  auf  Vorbemerkungen 
und  Anmerkungen  der  Herausgeber  entfallenden  einbegriffen. 

*)  Nicht  als  Sitz  des  Papstes,  sondern  weil  sich  dort  die  Gräber  der 
heiligen  Apostel  befanden,  war  Rom,  wie  schon  unter  den  Herovingern 
(vgl.  mein  Staatskirchenrecht  S.  10  Am».  3)  so  auch  unter  den  Karolingern 
das  Ziel  frommer  Wallfahrer.  In  diesem  für  unsere  Untersuchung  nicht 
interessierenden  Sinne  wird  Rom  z.  B.  in  folgenden  Capitularien  genannt: 
No.  13  c.  4 tom.  I S.  32,  No.  14  c.  10  ibid.  S.  35,  No.  91  o.  10  ibid.  8.  193 
(vgl.  oben  § 4 S.  47  Anm.  2 bis  4),  No.  177  c.  18  ibid.  S.  364  f.,  No.  212  c.  I und 
213  c.  1 tom.  II  S.  84  und  86.  — Ebensowenig  gehören  in  den  Kreis  unserer 
Betrachtung  Stellen  wie  No.  45  o.  4 tom.  I S.  128  und  No.  218  c.  12  tom.  II 
S.  96,  wo  Rom  lediglich  als  einer  der  zum  Gesammtreiche  gehörigen  Be- 
zirke genannt  wird. 

*)  Beispiele  s.  oben  § 6 S.  66  Anm.  5,  6 und  8 sowie  8.  67  Anm.  2. 

4)  Ins  siebente  Jahrhundert  gehört  Papst  Sergius  L (687 — 701),  welcher 
einmal,  nämlich  in  No.  15  c.  12  tom.  I S.  38  erwähnt  wird. 

»)  Silvester  L (814—335)  wird  erwähnt  in  No.  47  a.  E.  tom.  I S.  183 
und  in  No.  183  c.  133  ibid.  S.  411. 

*)  Siricius  (384 — 398)  wird  erwähnt  in  No.  22  c.  51  und  52  tom.  I S.  57. 

’)  Innocenz  L (401 — 417)  in  No.  22  c.  27,  c.  53—55  tom.  I S.  56  f., 

No.  112  c.  8,  ibid.  S.  227  und  No.  183  c.  11  ibid.  S.  398. 

•)  Zosimus  (417 — 418)  in  No.  28  c.  8 tom.  I S.  75  und  No.  112  c.  7 
ibid.  S.  227. 

•)  Leo  L (440—461)  wird  sehr  oft  genannt,  z.  B.  in  No.  22  o.  5,  c.  23, 
c.  56—68  tom.  I S.  54,  55,  57,  No.  28  o.  8 ibid.  8.  75,  No.  112  c,  12  ibid. 
S.  228,  No.  180  c.  6 ibid.  8.  372,  No.  183  c.  5,  c.  22,  c.  54—56  ibid.  8.  398  f., 
401,  No.  248  c.  3 tom.  II  S.  176,  No.  249  o.  12  ibid.  8.  189. 

10)  Gelasius  (492—496)  in  No.  28  c.  8 tom.  I S.  75,  No.  112  c.  7,  9,  10, 
13  ibid.  8.  227  f.,  No.  117  c.  14  ibid.  8.  235,  No.  1%  c.  57  ibid.  8.  401, 

c.  100  ibid.  8.  408,  No.  196  c.  3 und  52  tom.  II  S.  29  und  42  (oben  8.  205 

Anm.  1 und  6. 
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Symtnachus ')  und  Gregor  I.*>)  auch  im  Frankenreiche  Geltung 
haben  sollen.  Derartige  Stücke  sind  natürlich  nur  Beweise  für 
die  unter  den  Karolingern  zweifellos  anerkannte*)  Autorität  der 
Päpste  in  Glaubenssachen,*)  sie  kommen  also  nicht  in  Betracht 
als  Belege  für  die  rechtlichen  Beziehungen  der  gleich- 
zeitigen Päpste  zum  Frankenreiche.  — Sieht  man  aber  von 
diesen  Stellen  ab,  so  verbleiben  aus  den  sämmtlichen  Capitularien 
nur  12  Nummern  mit  24  Einzelstellen,  welche  von  Beziehungen 
des  Papstthums  zum  Frankenreiche  sprechen.  Von  diesen 
scheidet  wiederum  der  grösste  Theil,  nämlich  8 Nummern  mit 
18  Einzelstellen  aus,  weil  er  nicht  von  Machtbefugnissen 
der  Päpste  gegenüber  dem  Staate  oder  der  Kirche  handelt, 
sondern  umgekehrt  von  den  Machtbefugnissen  der  fränkischen 
Staatsgewalt  gegenüber  dem  römischen  Bischöfe5)  und  von 
den  Verpflichtungen  des  letzteren*)  sowie  von  der  Schutz- 
pflicht des  Staates  gegenüber  dem  apostolischen  Stuhle.’)  — 
Bringt  man  also  auch  diese  Capitularienstellen  in  Abzug,  so 
finden  sich  in  den  sämmtlichen  226  Capitularien  aus  der  Zeit 
vom  Jahre  720  bis  zum  Jahre  875  als  Aeusserungen , welche 
von  Machtbefugnissen  des  Papstthums  gegenüber  dem  fränkischen 
Staatskirchenrecht  handeln,  im  Ganzen  nur  4 Nummern  mit  6 
Einzelstellen.  Sie  sind  durchweg  in  der  vorliegenden  Unter- 

*)  Symmachus  (498 — 514)  in  No.  28  o.  8 tom.  I S.  75. 

*)  öregor  I.  (590 — 604)  in  No.  28  o.  8 tom.  1 S.  75,  No.  243  o.  5 und  6 
tom.  II  S.  160  f. 

*)  s.  oben  § 6 S.  62  ff.  und  insbes.  auch  oben  S.  200. 

*)  Dasselbe  gilt  von  der  einmal  (in  No.  243  o.  6 tom.  II  S.  161)  er- 
wähnten, ins  Jahr  862  fallenden  Anfrage  des  Königs  Lothar  IL  bei  Papst 
Nicolaus  I.  bezüglich  seiner  von  ihm  verstossenen  Gemahlin  Theutberga  und 
der  mit  Walrada  geplanten  neuen  Ehe. 

5)  Hierher  gehören  No.  111  tom.  I S.  225  (oben  § 4 8.  46  Anm.  1, 
S.  48  Anm.  1),  No.  203  c.  7 und  12,  tom.  II  8.  66  f.  (oben  § 5 8.  55  Anm.  1) 
und  No.  161  c.  8 tom.  I 8 334. 

*)  Dies  ist  der  Fall  in  No.  161  a.  E.,  tom.  I 8.  324  (oben  § 5 8.  59 
Anm.  2),  ferner  in  der  dem  Jahre  867  angehörigen  No.  245  tom.  II  8.  169, 
wonach  die  Könige  beschliessen:  mundeburdem  autem  et  defensionem  sanctae 
Romanae  ecclesiae  pariter  conservabimus  in  hoc,  ut  Romani  pontifices  nobis 
debitum  honorem  conservent,  sicut  eorum  antecessores  nostris  antecessoribus 
conservaverunt. 

*)  Vgl.  ausser  der  in  der  vorigen  Anm.  citierten  No.  245  tom.  II  S.  168 
ferner  No.  45  c.  15  tom.  I 8.  129,  No.  161  o.  1 — 4,  c.  9 ibid.  8.  323  f.,  No.  172 
S.  352  ff.,  No.  194  c.  11  tom  II  8.  23,  No.  203  o.  2,  7 und  8 ibid.  8.  65  f.  und 
No.  212  c.  9 ibid  8.  85.  Ueber  das  eidliche  Gelübde  des  Schützet  vgl.  oben 
§ 5 8.  59  Anm.  4. 

Weyi,  Papatthum  unter  den  Karolingern.  14 
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suchung  am  gehörigen  Platze  berücksichtigt  worden  und  betreffen 
folgende  Punkte:  Erstens  die  provisorische  Ueberordnung  des 
päpstlichen  Statthalters  Bonifatius  über  die  ncuernannten  Bischöfe 
im  Reiche  des  Hausmeiers  Karlmann  durch  das  sog.  Concilium 
Germanicum  vom  21.  April  742  oder  743; l)  zweitens  die  An- 
wesenheit der  päpstlichen  Gesandten  Georgius  und  Johannes  auf 
der  Versammlung  zu  Compiegne  v.  J.  757;*)  drittens  die  „Er- 
mahnung des  apostolischen  Stuhles“  als  Anstoss  zu  gewissen 
Beschlüssen  einer  Reichsversammlung  unter  König  Karl  dem 
Grossen  v.  J.  769;®)  viertens  das  „Anrathen  der  apostolischen 
Autorität“  als  mitwirkende  Ursache  für  das  Zustandekommen  der 
Frankfurter  Versammlung  v.  J.  794  ;4)  fünftens  die  im  gleichen 
Jahre  erfolgte  Einholung  der  päpstlichen  Entscheidung  in  einem 
Grenzstreite  zwischen  zwei  Metropoliten;6)  sechstens  die  in  den 
Jahren  784  bis  788  ®)  und  794  erfolgte  Ertheilung  päpstlichen 
Dispenses  von  der  Residenzpflicht  zweier  Bischöfe,  welche  Hof- 
kapellane König  Karls  werden  sollten. 7) 

In  der  That  bieten  also  die  Capitularien  vor  875  trotz  ihrer 
Anzahl  und  trotz  ihres  Umfanges  ein  nur  sehr  geringes  Material 
für  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen  Staats-  und 
Kirchenrechte,  und  da  sich  die  Capitularien,  wie  bereits  ange- 
deutet wurde,  in  eingehender  Weise  gerade  mit  kirchenrecht- 
lichen Punkten  beschäftigen,  so  wird  uns  das  geringe  Material 
ein  Beweis  für  die  geringe  Bedeutung  jener  Beziehungen  sein 
können.  Als  Gegenprobe  ist  der  Umstand  interessant,  dass  sich 
von  den  nur  16  in  die  Zeit  nach  875  (bis  927)  fallenden  Capitu- 
larien,®) welche  in  der  neuen  Ausgabe  aufgenommen  sind  und 

')  Karlmanni  principis  capitulare  c.  1 bei  Boretius  Ko.  10 
S.  26,  oben  § 9 S.  83  Anm.  3. 

*)  Decretum  Compendiense  c.  14,  16  und  20  bei  Boretius  No.  15 
8.  38  und  39,  oben  8 18  8.  183  Anm.  6 uud  8. 

*)  Karoli  Magni  capitulare  primum  e.  1 bei  Boretius  No.  19 
S.  44,  vgl.  oben  § 18  S.  180  Anm.  3. 

4)  Synodus  Franconofurtensis  bei  Boretius  No.  28,  Eingangs- 
worte auf  8.  73;  vgl.  oben  § 18  8.  179  Anm.  4. 

5)  Ibid.  o.  8 S.  75;  vgl.  oben  8 14  S.  129  Anm.  6. 

a)  Ueber  die  Zeit  der  Ernennung  Angilramns  zum  Erzkapellan  vgl. 
Abel  I S.  487  f.,  Oelsner  in  der  Allgem.  deutschen  Biographie,  Bd.  I, 
Leipzig  1875,  8.  460  s.  v.  .Augilramnus'. 

’)  Synod.  Franeonof.  o.  55,  a.  a.  O.  8.  78;  vgl.  oben  8 7 8.  71  Anm.  1. 

*)  Die  9 m erovin  gischen  Capitularien  bei  Boretius  No.  1 — 9 S.  1 
bis  24  erwähnen  Roms  oder  Päpste  nirgends.  Das  entspricht  vollkommen 
der  einflusslosen  Stellung  des  Papstthums  zum  mero vingisohen  Staats- 
und Kirchenrecht  (vgl  darüber  unten  S.  211  Anm.  5). 
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daselbst  nur  ungefähr  33  Seiten  umfassen,1)  3 Nummern  mit 
14  Einzelstellen,  also  ein  unverhältnismässig  stärkerer  Prozentsatz, 
in  sehr  eingehender  Weise  mit  den  Beziehungen  des  Papstthums 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchenrechte  beschäftigen;  dieselben 
sprechen  von  der  Betheiligung  des  Papstes  Johannes  VIII.  bei 
der  Krönung  Kaiser  Karls  des  Kahlen,*)  von  der  Ehrerbietung, 
welche  der  Apostelatadt  Rom,  dem  Gehorsame,  welcher  dem 
Papste  und  dem  Schutze,  welcher  dem  Kirchenstaate  geschuldet 
werde*)  und  von  wichtigen  Zusickerungen,  welche  Kaiser  Lambert 
(der  Sohn  des  Guido  von  Brescia  und  italienische  Gegenkönig 
Arnulfs)  dem  Papste  Johannes  IX.  machte.*) 

Sehr  lehrreich  und  interessant  ist  ein  Vergleich  der  oben 
zusammengefassten  Beziehungen  des  Papstthums  zum  fränkischen 
Staats-  und  Kirchenrecht  unter  den  Karolingern  mit  den  Be- 
ziehungen , welche  das  Papstthum  auf  dem  nämlichen  Gebiete 
unter  den  Merovingern  innehatte.5)  Betrachten  wir  diesen  Punkt 
genauer,  so  finden  wir  ausser  dem  wichtigen  und  folgenreichen 
Unterschiede,  dass  der  Papst  unter  den  Karolingern  seit  780 
fränkischer  Landesbischof  geworden,  noch  manche  andere  be- 
deutende Abweichungen. 

Allerdings  lässt  sich  dort  wie  hier  feststellen,  dass  Beziehungen 
zum  fränkischen  Staatsrecht,  jurisdiktionelle  Befugnisse  und  ein 
Einfluss  auf  die  geistlichen  Versammlungen  ausgeschlossen  waren 
und  dass  der  Staat  den  Befugnissen,  welche  der  päpstliche  Vikar 
ausüben  sollte,  keine  Anerkennung  gewährte;  ebenso  lässt  sich 
dort  wie  hier  feststellen,  dass  das  Recht,  einen  Vikar  abzuordnen 
und  Pallien  zu  ertheilen  und  vor  Allem  die  dogmatische  Autorität 
des  Papstes  nicht  bezweifelt  worden  sind;  andererseits  aber  ist 
das  bereits  unter  den  Merovingern  bestandene  Recht  der  päpst- 

’)  «.  oben  S.  207  Anm.  5. 

’)  No.  220  v.  J.  b76  bei  Boretius  et  Krause  S.  90;  vgl.  Jaffi, 
Keg.  No.  3087—3040  S.  387. 

•)  No.  221  v.  J.  876  c.  1,  2 und  3 bei  Boretius  et  Krause  8.  101. 

*)  No.  230  v.  J.  898  o.  1 — 10  bei  Boretius  et  Krause  S.  123 — 126; 
vgl.  Ja  ff  4,  Reg.  S.  442. 

5)  s.  darüber  mein  Staatskirchenrecbt  §2  8.  7 — 16  und  Loening,  Ge- 
schichte des  deutschen  Kirchenrechts  Bd.  II  (Dbb  Kirchenrecht  im  Reiche 
der  Herovinger),  Strassburg  1878,  8.  62  ff.,  dessen  Ausführungen  und  Schluss- 
folgerungen nicht  erschüttert  werden  durch  diejenigen  von  Grisar,  Rom 
und  die  fränkische  Kirche  vornehmlich  im  sechsten  Jahrhundert  (in  der 
Zeitschrift  für  katholische  Theologie,  14.  Jahrgang,  Innsbruck  1890,  8.  447  ff.) 
8.  46ö  ff.  Vgl.  auch  die  kurzgefasste,  aber  richtige  Skizze  bei  Moeller  8. 67. 

14’ 
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ichen  Bestätigung  königlicher  Klosterprivilegien  unter  den  Karo- 
lingern nicht  nachweisbar,1)  und  vor  Allem  kann  man  umgekehrt 
mehrere  neue  rechtliche  Errungenschaften  des  Papstthums  aus 
der  Karolingerzeit  hervorheben,  nämlich  neben  der  nicht  gerade 
sehr  wichtigen  unmittelbaren  Beziehung  des  Papstthums  zum 
Kloster  Fulda:  die  Oberleitung  der  Missionsarbeit,  die  Mitwirkung 
bei  Besetzung  der  Erzbisthümer  und  die  Ausübung  der  Kirchen- 
disziplin über  Geistliche  und  Weltliche. 

So  ergiebt  der  Vergleich  der  merovingischen  und  der  karo- 
lingischen Periode  für  die  Beziehungen  Roms  zum  fränkischen 
Staats-  und  Kirchenrecht  theils  einen  Stillstand  der  Entwickelung.*) 
theils  eine  Abnahme,  theils  endlich  eine  Zunahme  des  römischen 
Einflusses. 

Letzteres,  die  theil weise  Abnahme  und  theil weise  Zunahme 
des  römischen  Einflusses,  lässt  sich  aber  auch  innerhalb  der  karo- 
lingischen Periode  allein  beobachten.*)  Die  sorgfältige  Unter- 
suchung der  Einzelfragen  hat  uns  nämlich  ausreichendes  Material 
geboten,  um  feststellen  zu  können,  dass  sich  während  des  ganzen 
von  uns  geschilderten  Zeitabschnittes  zwei  gegen  einander  strömende 
Richtungen  bemerkbar  machen:  eine  romfreundliche,  welche  der 
Entwickelung  eines  päpstlichen  Primates  Vorschub  leistete,  und  eine 
romfeindliche,  welche  einem  solchen  Primate  entgegenarbeitete. 

Beide  Richtungen  wurden  theils  zielbewusst  geleitet  — 
und  zwar  die  romfreundliche  durch  die  Päpste  selbst  und  durch 
ihre  Statthalter,  die  romfeindliche  durch  die  Gegnerschaft  des 
Bonifatius  — , theils  absichtslos  gefördert  und  zwar  sowohl  die 
romfreundliche  wie  die  romfeindliche  durch  die  Staatsregierung 
und  durch  den  Klerus  des  Frankenreiches. 

Es  ergiebt  sich  die  zielbewusste  Leitung  der  rom- 
freundlichen Strömung  aus  der  Abordnung  von  Vikaren 

')  Oben  § 13  S.  128. 

*)  Dieser  Stillstand  enthält  aber  insofern  einen  Fortschritt,  als  die 
Verbindung  zwischen  Rom  und  dem  Frankenreiche  bis  zum  Auftreten  des 
Bonifatius  lange  Zeit  geruht  hatte  (oben  S.  198  und  daselbst  Anm.  3)  und 
das  Fapstthum  sich  die  ehemaligen  Befugnisse  von  Neuem  erobern  musste. 

’)  Die  gleiche  Beobachtung  hinsichtlich  einzelner  prinzipieller  Fragen 
ergiebt  sich  aus  Beispielen,  in  denen  ein  Schwanken  der  Rechtsauffassuug 
oder  doch  wenigstens  der  praktischen  Gestaltung  der  Dinge  stattfand:  Theil- 
nahme  des  Papstthums  an  den  Krön-  und  Thronfragen  (oben  § 3),  an  der 
Neueinrichtung  von  Metropolen  (tj  14)  und  an  der  Besetzung  von  Erzdiözesen 
(§  16),  Rechtsprechung  der  Päpste  (t?  17),  hierarchische  Unterordnung  des 
Klerus  unter  das  Papstthum  («j  16),  Pflicht  der  Erzbischöfe,  das  Pallium  zu 
erbitten  (§  19). 
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(vom  Jahre  722  bis  ums  Jahr  780)  *)  und  aus  dem  Ansprüche 
auf  Organisationsbefugnisse  der  Vikare  (722  bis  780),*)  auf  un- 
mittelbare Unterordnung  der  von  Bonifatius  errichteten  Bisthümer 
unter  den  römischen  Stuhl  (742)*)  und  auf  ein  Jurisdiktionsrecht 
des  Papstes  (747,  751,  780).*) 

Absichtslose  Förderung  der  romfreundlichen  Strö- 
mung erfolgte  durch  den  freundschaftlichen  und  den  gesandt- 
schaftlichen  Verkehr  zwischen  den  Fürsten  und  den  Päpsten,*) 
durch  die  Anerkennung  der  dogmatischen  Autorität  Roms  (von 
742  ab)*)  sowie  durch  die  staatlicherseits  genehmigte  Theilnahme 
des  Papstthums  an  den  Thronfragen  (751,  754,  781,  800, 816,  823) 7) 
und  sonstigen  Fragen  weltlicher  Politik  (781,  787,  812,  817,  823),*) 
an  dem  Missionswesen  (von  722  ab),*)  an  der  Organisation  (seit 
774)  1#)  und  Besetzung  (seit  781) u)  von  Metropolen  und  an  der 
Xirchendisziplin  (seit  722) ; **)  ferner  durch  die  Sitte,  für  Erz- 
bischöfe das  Pallium  zu  erbitten  (seit  ca.  750)  **)  und  endlich 
durch  die  fast  vollständige  Unabhängigkeit  des  Papstthums  von 
staatlicher  Mitwirkung  bei  Besetzung  des  römischen  Stuhles. 

Die  zielbewusste  Leitung  der  romfeindlichen  Strö- 
mung lässt  sich  in  den  mannigfachen  Intriguen  gegen  die 
organisatorische  Thätigkeit  des  Bonifatius  (722 — 755)  und  wohl 
auch  in  dem  Verzichte  auf  die  Pallien  für  Abel  und  Hartbert 
(i.  J.  744) u)  erkennen,  die  absichtslose  Förderung  der 
romfeindlichen  Strömung  in  dem  Widerstande  der  Fürsten 
gegen  die  Befugnisse  des  Statthalters  (von  742 — 755),  **)  gegen 
die  päpstliche  Betheiligung  bei  Organisation  der  Bisthümer  (742) 18) 


')  §6;  9 und  10. 

')  §11- 
•)  § 11  8.  105. 

‘)  § 17  8.  172  f. 

»)  § 4 S.  46  ff. 

«)  g 6 S.  63  ff. 

’)  § 3 S.  25—29. 
*)  § 4 S.  50-52. 
•)  § 12  S.  119  ff. 
’•)  § 14  S.  183  ff. 
*')  § 15  8.  161  f. 
'*)  § 8 8.  72. 

'•)  § 19  S.  180. 

>*)  § 19  S.  188. 

'»)  § 11  8.  103  ff. 

'*)  g 14  8.  128. 
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und  Abgrenzung  der  Erzbisthümer  (747,  774)*)  und  gegen  die 
direkte  Unterordnung  der  vom  päpstlichen  Statthalter  errichteten 
Bisthümer  unter  den  römischen  Stuhl  (im  Jahre  742);*)  ferner 
in  dem  Widerstande  gegen  die  päpstliche  Jurisdiktion  (im  Jahre 
751), *)  gegen  die  absolute  Geltung  der  dogmatischen  Ent- 
scheidungen Roms  (seit  794)  4)  und  gegen  die  unbedingte  Noth- 
wendigkeit  der  Pallien  für  Erzbischöfe  (seit  ca.  750);®)  sodann 
in  der  Selbstständigkeit,  mit  welcher  die  Karolinger  wiederholt 
(in  den  Jahren  768,  771,  774,  813,  817)*)  in  Krön-  und  Thron- 
fragen vorgingen,  endlich  in  der  Eingliederung  des  römischen 
Bischofs  in  den  Reichsepiskopat  (seit  ca.  780) 7)  und  den  hiermit 
verbundenen  Konsequenzen:  der  Verpflichtung  des  römischen 
Bischofs  zu  einem  von  den  anderen  Bischöfen  nicht  erforderten 
Amtseide,  der  Unterordnung  unter  das  staatliche  Kontrollrecht 
und  der  Gleichstellung  mit  dem  übrigen  Reichsepiskopate. 

Ihren  prägnantesten  Ausdruck  findet  die  rom freundliche 
Strömung  in  der  durch  Bonifaz  erwirkten,  aber  von  nachhaltigem 
Erfolge  nicht  begleiteten  Ergebenheitsadresse  des  fränkischen 
Klerus  vom  Jahre  748,*)  die  romfeindliche  Gegenströmung 
in  dem  schroffen,  selbstbewussten  Briefe,  mittels  dessen  die  frän- 
kische Geistlichkeit  im  Jahre  833  die  Parteinahme  Gregors  IV. 
für  die  Böhne  des  Kaisers  Ludwig  und  die  Banndrohung  des 
Papstes  zurückwies.  *) 

So  wogte  der  Kampf  während  der  ganzen  in  der  vorliegenden 
Abhandlung  besprochenen  Periode  hin  und  her,  sich  bald  zu  Gunsten, 
bald  zu  Ungunsten  des  Papstthums  und  seiner  hierarchischen 
Pläne  entscheidend.  Da  muss  es  denn  fraglich  bleiben,  ob  der 
Idee  des  päpstlichen  Primates  die  Tendenz  des  Wachsthums 
bereits  in  dem  Maasse  innegewohnt  hat,  dass  der  Sieg  überhaupt 
oder  so  bald  im  Sinne  dieses  Primates  ausgefallen  wäre,  sofern 
die  Dinge  normalem  Verlaufe  überlassen  blieben,  sofern  nicht 
dem  Papstthum  die  Schwäche  Ludwigs  des  Frommen,  die  inneren 


•)  § 14  8.  139  f. 

*)  § 11  8.  106  f. 

•)  § 17  8.  174. 

♦)  § 6 8.  68  f. 

*)  g 19  S.  192. 

•)  § 3 S.  HO— 34. 

’)  § 6 8.  53  ff. 

•)  § 16  8.  164  ff. 

•)  § 16  S.  167  ff,  § 8 S.  77  ff. 
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Zwistigkeiten  im  Kaiserhause  und  die  Spaltung  des  Karolinger 
reiches  durch  den  Vertrag  von  Verdun  zu  Hilfe  gekommen  wären 
und  sofern  das  Papstthum  nicht  schliesslich  zu  der  Waffe  der 
pscudoisidorischen  Fälschung  gegriffen  hätte.  *) 


')  Ich  halte  es  nach  dem  Obigen  (gegen  Kichter-Dove  S.  100  ff., 
Maassen  S.  144,  147,  160,  Frantz,  Lehrbuch  des  Kirchenrechts,  2.  Aufl., 
Göttingen  1892,  § 12  Anm.  3 S.  24)  für  wahrscheinlich,  dass  die  Tendenz 
der  pscudoisidorischen  Fälschung  mehr  auf  Erhöhung  der  päpstlichen  Macht 
als  auf  Befreiung  des  Klerus  von  dem  weltlichen  Einflüsse  gerichtet  gewesen 
ist.  Mit  Bestimmtheit  wird  sich  diese  Behauptung  aber  erst  aufstellen 
lassen,  nachdem  die  oben  gewonnenen  Einzelresultate  mit  den  positiven 
Sätzen  Pseudoisidors  über  die  entsprechenden  Punkte  verglichen  worden 
sind  und  nachdem  auf  diese  Weise  ermittelt  worden  ist,  inwieweit  Pseudo- 
isidor über  die  vom  fränkischen  Staate  anerkannten  Befugnisse  des  Papst- 
thums hinausgebt.  Dieser  Nachweis  fällt  jedoch  nicht  in  den  Kähmen  der 
vorliegenden  Untersuchung  und  muss  einer  gesonderten  Darstellung  Vor- 
behalten bleiben. 
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Die  Kompateraltltsbeziehungen  zwischen  den  Plpsten  und 
den  Frankenfiirsten  und  ihre  Bedeutung  für  die  Datierung 
der  Briefe  des  Papstes  Hadrian  1. 

Es  ist  in  § 4 ')  angedeutet  worden,  dass  die  Päpste  mehrfach 
Prinzen  des  karolingischen  Hauses  aus  der  Taufe  gehoben  haben 
und  dadurch  zu  ,spiritales  patres1  ihrer  Täuflinge  und  zu  ,spiri- 
tales  compatres1  der  Eltern  ihrer  Täuflinge  wurden.  Welche 
Bedeutung  dieser  Umstand  für  die  Beziehungen  des  Papstthums 
zum  fränkischen  Staats-  und  Kirchenrecht  gehabt  hat  und  welche 
Bedeutung  ihm  für  die  Frage,  ob  die  hochwichtige“)  Urkunde 
Hadrians  für  Tilpin  von  Reims  als  echt  gelten  kann  und  für  die 
Datierung  der  Briefe  Hadrians  zukomme,  ist  gleichfalls  in  § 4 
angedeutet  worden. 

Schon  Papst  Stephan  II.  nennt  den  König  Pippin  in  seinen 
Briefen  mit  Regelmässigkeit  seinen  ,spiritalis  *)  Computer* 4)  und 
des  Königs  Söhne  Karl  und  Karlmann  seine  ,spiritales  filii‘,&) 
die  Königin  seine  ,spiritalis  commater*.  ®)  Da  diese  Wendungen 
indessen  noch  nicht  in  denjenigen  Briefen  begegnen,  welche  vor 
dem  Jahre  754  geschrieben  sind,  so  bat  man  mit  Recht  die  Ent- 
stehung dieser  geistigen  Verwandtschaft  zwischen  Stephan  und 

*)  Oben  § 4 8.  39  Anm.  3. 

»)  Oben  g 8 S.  75  Am.  2,  § 10  S.  101  Anm.  3 f.,  § 11  S.  105  Anm.  7 
auf  8.  106,  § 15  S.  148— 152,  163  Anm.  1 und  3,  § 17  S.  173,  g 19  8.  189 
Anm.  7,  190  Anm.  5,  194  Anm.  6 und  Anm.  8 (auf  8.  195),  195  Anm.  2. 

*)  Die  Schreibweise  ,spiritalis‘  statt  ,spiritualis‘,  an  welcher  Dahn  8.914 
Anm.  1 Anstoss  nimmt,  findet  sich  auch  in  den  aus  England  stammenden 
Briefen  bei  Jaffe  III  No.  108  S.  263,  266,  No.  110  S.  269,  No.  113  S.  27a 

4)  Vgl.  die  Ueberschriften  zu  Jaffe  IV  No.  6 S.  34  (daselbst  auch  im 
Text  8.  36),  No.  7 S.  37  (daselbst  auch  S.  38),  No.  9 8.  48  (daselbst  auch 
8.  52,  54,  55),  No.  11  8.  61  (daselbst  auch  8.  62,  64,  65). 

•)  Jaffe  IV  No.  11  S.  63. 

*)  J afl'e  IV  No.  9 8.  52,  11  S.  63. 
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den  Arnulfingern  mit  der  Anwesenheit  des  Papstes  im  Franken- 
reiche in  Verbindung  gesetzt.  Oelsner1)  stellt  die  Vermuthung 
auf,  dass  Stephan  damals  persönlich  die  Konfirmation  der 
Jünglinge  vorgenommen  hat,  weil  sich  eine  so  verspätete  Taufe 
der  — bereits  zwischen  742  und  751  geborenen s)  — Prinzen 
nicht  annehmen  lasse;  indessen  kann  man  gegen  Oelsner  geltend 
machen,  dass  auch  später  der  im  Jahre  777  geborene  Sohn  Karls 
des  Grossen  (Karlmann-Pippin*))  erst  Ostern  781*)  durch  Papst 
Hadrian  in  Rom  aus  der  Taufe  gehoben  worden  ist. 

Als  dem  Könige  Pippin  im  Jahre  757  eine  Tochter,  Gisela,*) 
geboren  wurde,  übersandte  er  deren  Tauftüchlein  an  Papst  Paul  I. 
und  erklärte  ihn  dadurch  zum  Pathen  der  Prinzessin.*)  Paul, 
der  sich  in  Danksagungen  für  die  hohe  Ehre  kaum  erschöpfen 
kann,  unterlässt  es  fortab  nicht,  Pippin  in  seinen  Briefen  ’)  — in 
der  Aufschrift,  zumeist  auch  im  Kontexte  — als  seinen  ,spiritalis 
compater1  zu  bezeichnen,  wiederholt  das  Band  der  geistigen  Ge- 
vatterschaft hervorzuheben  *)  und  in  fast  allen  Briefen  sich  nach 

*)  Oelsner  8.  160  Anm.  8. 

*)  Ueber  das  Geburtsjahr  Karls  des  Grossen  wird  lebhaft  gestritten, 
die  Quellen  geben  742,  743  und  747  an.  Vgl.  Hahn  8.  238  ff.,  Oelsner 
S.  486,  Wolff,  Kritische  Beiträge  zur  Geschichte  Karls  des  Grossen,  Hanau 
1872,  8.  1 ff.,  ßoehmer-Mühlbacher  S.  Ö3,  Abel  1 8. 10  ff.  — Karlmann 
ist  nach  den  Ana  Petav.  im  Jahre  751  geboren,  hierüber  vgl.  jedoch 
Oelsner  8.419  Anm.  6,  8.486,  Boehmer-Mühlbacher  S.  50  gegenüber 
Härtens  8.  117,  Baxmann  S.  293,  Dahn  8.  955  Anm.  17. 

’)  Ueber  diesen  vgl.  unten  8.  221  f. 

*)  Nicht  78$,  wie  Dahn  8.  1178  meint. 

e)  Ann.  Petav.  ad  a.  767,  M.  G.  SS.  1 S.  11.  Vgl.  über  Gisela  Abel  II 
8.  317  Anm.  1,  S.  424  Anm.  6,  Oelsner  8.  318,  S.  126  Anm.  2,  Jaffe  IV 
8.  73  Anm.  1 und  über  einen  Anachronismus  der  Ann.  8.  Benign.  Divioa, 
der  Ann.  Angliae  und  der  Ann.  Besuenses  Oelsner  8.  160  Anm.  6. 

•)  J affe  IV  No.  14  8.  72  f. 

’)  Nur  nicht  in  No.  12  8.  67,  der  in  dasselbe  Jahr  wie  Giselas  Geburt 
fallt,  und  in  No.  23  8.  97,  der  zwar  ins  Jahr  761 — 62  gehört,  aber  als 
offizielle  Schenkungsurkunde  (betreffs  des  Klosters  Soracte,  cf.  No.  42 
S.  140  ff.)  zur  .Erwähnung  der  Gevatterschaft  ungeeignet  ist.  Unter  den 
nicht  an  Pippin  gerichteten  Briefen  erwähnt  No.  38  8.  135  die  Compaternität; 
ebenso  der  nicht  von  Paul  selbst  ausgehende  Brief  No.  13  8.  70,  dessen 
Absender  der  römische  Senat  und  das  römische  Volk  sind  (circa  . . . 
spiritalem  patrem  vestrum  . . . Paulum  . . . papam  . . .;  servi  . . . spiritalis 
patris  vestri  domni  nostri  Pauli).  Die  Absender  bezeichnen  Paul  ihnen 
selbst  gegenüber  als  noster  est  pater  et  obtimus  paator.  Daher  kann  .spiri- 
talis pater  vester*  nicht  in  dem  weiter  unten  erörterten  Sinne  gedeutet 
werden,  mithin  muss  No.  13  gegen  Jaffe,  dessen  Argumentation  8 70 
Anm.  1 nicht  zwingend  ist,  hinter  No.  14  gesetzt  werden. 

*)  Jaffe  IV  No.  14  8.  72,  73. 


Digitized  by  Google 


218 


dem  Befinden  «einer  „geistigen  Tochter“  (,filia  spiritalis1),  der 
Gisela,1)  sowie  nach  dem  Befinden  seiner  „geistigen  Mitmutter“ 
(, spiritalis  commater1),  der  Königin  Bertrada,'1)  zu  erkundigen 
oder  ihnen  seine  Segenswünsche  zu  senden.  Ja,  auch  Karl  und 
Karlmann  bezeichnet  er  bisweilen  als  seine  „geistigen  Söhne“ 
(,spiritales  filii‘) , *)  vielleicht  deshalb,  weil  er  der  Pathe  ihrer 
Schwester  Gisela  war,  vielleicht  auch  darum,  weil  Pauls  Vor- 
gänger Stephan  II.,  der  „geistige  Vater“  Karls  und  Karlmanns,4) 
Pauls  eigener  Bruder  6)  gewesen  war,  mithin  analog  der  leiblichen 
Verwandtschaft  eine  geistige  unter  den  Geschwisterpaaren  ver- 
mittelt erscheinen  konnte. 

Es  ist  auffallend,  dass  Paul  in  den  beiden  Briefen  No.  86 
8.  129  und  No.  37  S.  129  zwar  der  Königin  sowie  Karls  und 
Karlmanns,  nicht  aber  Giselas  gedenkt  und  dass  er  ebenso  in 
No.  28  S.  107  nur  .vestris  natis  nostrisque  filiis,  hisdem  eximiis 
regibus  et  patriciis‘,  also  gleichfalls  nur  Karl  und  Karlmann, 
nicht  aber  Gisela  Glückwünsche  sendet.8)  Diese  Thatsache  möchte 
ich  mir  nicht  etwa  aus  wiederholter  Nachlässigkeit  der  päpstlichen 
Kanzlei  oder  aus  wiederholtem  Mangel  an  Höflichkeit  des  Papstes 
erklären,  der  gewiss  in  seinen  Briefen  eher  zu  viel  als  zu  wenig 
Höflichkeitsphrasen  anbringt,  ich  möchte  vielmehr  zur  Erklärung 
die  Bemerkung  Einhards  in  der  Biographie  Karls  des  Grossen 
heranziehen,  dass  sich  Karls  einzige  Schwester  Gisela  klöster- 
lichem Leben  gewidmet  hat.7)  Demnach  scheint  Gisela  zur  Zeit 
der  obenerwähnten  Briefe,  die  J a ffe  in  die  Jahre  763  bis  766  setzt, 
schon  im  Kloster  und  fern  dem  königlichen  Palaste  gewesen  zu 
sein;8)  der  Papst  hat  dies  gewusst  und  Segenswünsche  an  sein 
Pathenkind  nicht  übermitteln  können.  Als  Jahr  des  Eintritts 

■)  Jaffe  IV  No.  29  S.  111,  No.  43  S.  147.  Ohne  Bezeichnung  als 
spiritalis  tilia  wird  Qisela  erwähnt  in  No.  21  S.  95,  24  S.  100  , 29  S.  108, 
32  S.  117,  42  S.  144. 

*)  Jaffe  IV  No.  29  S.  108  und  111,  No.  43  S.  147,  No.  22  8.  97. 

•)  Jaffe  IV  No.  47  S.  111,  No.  29  8.  108,  No.  22  S.  97. 

4)  s.  oben  8.  216. 

f)  Vgl.  Jaffä  IV  No.  12  8.  67. 

e)  Andererseits  muss  man  in  No.  14  8.  74  und  kann  man  in  No.  17 
8.  88,  No.  37  8.  134,  No.  34  S.  121  und  No.  39  S.  137  f.  unter  den  filiis 
bezw.  natis  auch  Qisela  mitverstehen. 

’)  Einh.  Vit.  Karol.  c.  18  bei  Jaffe  IV  S.  526:  Erat  ei  unica  soror 
nomine  Qisla,  a puellaribus  annis  religiosae  conversationi  mancipata. 

*)  ln  Alcuins  Brief  No.  133  (v.  J.  800)  bei  Jaffe  VI  S.  522  begegnet 
sie  als  Acbtissin  des  östlich  von  Paris  gelegenen  Klosters  Gala  (Chelles, 
vgl.  Jaffe  a.  a.  O.  Anm.  7). 
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ins  Kloster  nehme  ich  764  an,  da  No.  29,  welche  (auf  8.  108 
und  S.  111)  Gisela  noch  ausdrücklich  erwähnt,  jedenfalls  aus 
dem  Jahre  764  stammt,1)  während  die  anderen  Briefe,  in  denen 
Gisela  genannt  wird,  nach  Jaffe  in  die  Jahre  761  *)  bezw.  758  bis 
763*)  bezw.  761  bis  766 4)  bezw.  762  bis  767  6)  fallen,  also  durchweg 
— zum  Theil  bestimmt,  zum  Theil  möglicherweise  — vor  764 
geschrieben  sind.  Freilich  wird  Gisela  vom  Papste  noch  in  ep.  43 
S.  147  mit  Segenswünschen  bedacht  und  dieser  Brief  wird  von 
J affe  ins  Jahr  767  gesetzt.  Doch  ist  letztere  Datierung  durchaus 
nicht  zwingend;  denn  Jaffe  kann  sich  hierfür  lediglich  auf  den 
Umstand  stützen,  dass  ep.  43  S.  146  einen  Haribertus  abbas  als 
Gesandten  Pippins  in  Rom  erwähnt  und  dass  auch  die  Ann. 
Nazariani  (Mon.  Germ.  Script.  I S.  31 ; ebenso  fast  wörtlich  über- 
einstimmend die  Ann.  Guelferbytani,  Mon.  Germ.  Script,  ibid.) 
zum  Jahre  767  bemerken:  Paulus  papa  obiit.  Haribertus  abbas 
Roma  transmissus.  Selbst  wenn  man  die  Identität  der  beiden 
Aebte  für  un bezweifelbar  hält,*)  so  ist  man  nicht  gezwungen, 
nur  eine  einzige  Romreise  Hariberts  anzunehmen,  umsoweniger, 
als  dann  der  Bericht  der  Annalen  durchaus  unzuverlässig  und 
ungenau  wäre;  denn  die  Annalen  setzen,  wie  Ja  ff  ö 8. 146  Anm.  1 
selbst  hervorhebt,  Hariberts  Reise  in  die  Zeit  nach  Pauls  Tode, 
während  in  ep.  43  von  Paul  selbst  als  kompetentestem  Zeugen  die 
Anwesenheit  Hariberts  zu  Lebzeiten  des  Papstes  bekundet  wird. 

Als  dem  Papste  Paul  im  Jahre  759  von  der  soeben  erfolgten 
Geburt  eines  dritten  fränkischen  Königssohnes  — wie  sein  Vater 
Pippin  genannt7) — Nachricht  zugegangen  war,  fügte  er  einem 
Briefe,  den  er  bereits  an  den  König  geschrieben  hatte,  die  Bitte 
bei,  auch  diesen  Prinzen  aus  der  Taufe  heben  zu  dürfen;*) 
ob  Pippin  diese  Bitte  erfüllt  hat,  lässt  sich  nicht  entscheiden; 


')  Jaffe  IV  S.  110  Anm.  1. 

*)  Jaffe  IV  No.  21  S.  95. 

*)  Ibid.  No.  24  S.  100. 

*)  Ibid.  No.  32  8.  117. 

*)  Ibid.  No.  42  8.  144. 

•)  So  Dahn  8.  943  f. 

*)  Ann.  LanrisB.  (unten  8 . 220  Anm.  1),  ferner  Ann.  Petav.,  Ann. 
Lau resh am.,  Ann.  Nazar.  z.  J.  759  (M.  G.  SS.  I 8.  11,  28,  29):  Bex 
PippinuB  mutavit  nomen  auum  in  filio  buo  (in  filium  säum). 

*)  Jaff4  IV  No.  18  8.  85:  Obnixe  te  petimus,  ut  a sacratissimo  baptis- 
matia  lavacro  cundem  eximium  vestrum  filium  auscipcre  mcrcamur;  quatenua 
duplex  Spiritus  sancti  gratis  fiat  in  medio  nostrum  et  gemine  fcstivitatia 
nobis  oriatur  laetitia. 
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jedenfalls  würde  Paul  sich  der  neuen  Pathenschaft  nicht  lange 
haben  erfreuen  können,  da  der  Prinz  bereits  in  seinem  dritten 
Lebensjahre  starb.  *) 

Auch  Pauls  Nachfolger,  Papst  Constantin  II.,  nennt  im 
Texte  des  einen  seiner  beiden  Briefe  an  Pippin  dessen  Söhne 
seine  epiritales  filii.*)  Doch  lässt  sich  kein  Grund  erkennen,  der 
ihm  die  geistige  Verwandtschaft  über  Karl  und  Karlmann  über- 
tragen konnte,  insbesondere  vermochte  er  dieselben  nicht,  wie  sein 
Vorgänger  Paul,  durch  die  Pathenschaft  über  ein  anderes  Kind 
Pippins  bezw.  seine  eigene  Verwandtschaft  mit  dem  Taufpathen 
der  beiden  Prinzen  herzuleiten.  Da  Constantin  auch  sonst  nirgends 
als  Pathe  der  Prinzen  oder  als  Gevatter  des  Königs  begegnet, 
so  bleibt  nur  eine  doppelte  Möglichkeit  für  jene  Wendung:  ent- 
weder Nachlässigkeit  der  päpstlichen  Kanzlei,  welche  sich  in  den 
von  ihr  abgefassten  Schriftstücken  oft  mit  grösster  Gedanken- 
losigkeit an  andere,  bereits  vorhandene  Muster  angclehnt  hat*)  — 
auch  die  beiden  uns  erhaltenen  Briefe  Constantins  sind  nur  eine 
Zusammenstellung  derselben  Wendungen,  welche  bereits  in  den 
Briefen  seiner  Vorgänger  in  zahllosen  Wiederholungen  begegnen  *) 
— oder  Constantin  hat  den  Ausdruck  nicht  auf  die  geistige 
Gevatterschaft  bezogen,  sondern  — wie  später  Hadrian  gegen- 
über Karls  Gemahlinnen*)  — auf  die  geistige  Vaterschaft  über 
alle  Gläubigen,  welche  die  Päpste  in  demselben  Sinne  für  sich 


')  Ann.  Lauriss,  maior.  ad  a.  759  (H.  G.  SS.  I S.  142):  Natus  est 
Pippino  regi  filius,  cui  . . . nomen  suum  inposuit,  ut  Pippinus  vocaretur 
sicut  et  pater  eius;  qui  vixit  annos  duot,  et  in  tertio  defunctus  est.  Da  Paul 
in  ep.  21  8.  96  und  ep.  24  8. 100  ausdrücklich  Segengwünsohe  an  die  Königin, 
an  Karl,  Karlmaun  und  Gisela  sendet,  so  muss  ep.  21,  welche  nach  Jaffe 
S.  93  Anm.  2 ins  Jahr  761  fällt,  geschrieben  sein,  nachdem  Paul  bereits 
den  Tod  des  Knaben  erfahren  hatte,  also  gauz  zu  Ausgang  des  Jahres  761, 
und  ep.  34,  welche  nach  Jaffä  zwischen  768  und  763  geschrieben  ist,  nicht 
in  die  Zeit  zwischen  ep.  18  (vorige  Anmerkung)  und  ep.  29,  vielmehr  ent- 
weder in  das  Jahr  768  bezw.  den  Anfang  des  Jahres  759  oder  in  das  Ende 
des  Jahres  761  bezw.  in  die  Jahre  762  oder  763  gesetzt  werden. 

’)  Jaffe  IV  No.  46  S.  162:  Tuosque  amatissimos  natos  ac  meos  spiri- 
tales  filios. 

*)  Vgl.  z.  B.  über  den  Eid  des  Bonifatius  v.  J.  722  oder  723  die  oben 
§ 2 8.  8 Anm.  6 angeführte  Literatur,  ferner  oben  § 14  8.  134. 

4)  Der  stereotype  Schlusssatz  der  Briefe  Pauls  findet  sieh  auch  in  den 
beiden  Briefen  Constantins;  vgl.  ferner  die  zweite  Hälfte  des  ersten  Ab- 
satzes in  ep.  46  8.  164  mit  dem  vorletzten  Absätze  der  ep.  42  8.  144,  mit 
ep.  34  8.  121  und  mit  ep.  33  8.  119. 

‘)  Unten  S.  226  Aum.  1 und  2. 
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in  Anspruch  nahmen,1)  wie  sie  die  römische  Kirche  als  geistige 
Mutter  der  Gläubigen  bezeichnen.*) 

Der  Nachfolger  Constantins,  Stephan  III.,  hat  an  Karlmann 
die  Bitte  gerichtet,  zwischen  Beiden  möge  das  Band  der  Gevatter- 
schaft begründet  werden  und  der  König  möge  ihm  gestatten, 
den  — 770  geborenen  — Prinzen  Pippin  aus  der  Taufe  heben 
zu  dürfen.*)  Ob  dieser  Wunsch  erfüllt  wurde,  lässt  sich  nicht 
feststellen;  von  den  vier  anderen  an  Karlmann  oder  seine  Ver- 
wandten gerichteten  Briefen  Stephans  gedenkt  jedenfalls  keiner 
der  Kompaternitätsbeziehungen  zum  karolingischen  Hause. 

Auch  Hadrian,  der  i.  J.  772  den  päpstlichen  Stuhl  bestiegen 
hat,  zeigte  sich  bemüht,  das  Band  der  cognatio  spiritualis  mit 
der  Königsfamilie  zu  knüpfen.  Karl  der  Grosse  hatte  ihm  ver- 
sprochen, Ostern  778  mit  seiner  Mutter  Bertrada  und  seinem 
eben  geborenen4)  Sohne  Karlmann  in  Rom  das  Osterfest  zu 
feiern  und  Karlmann  *)  vom  Papste  taufen  zu  lassen.  Oer  König 


')  Vgl.  über  No.  13  S.  70  (ipse  noster  est  pater)  oben  S.  217  Anm.  7. 

Ferner  ep.  53  8.  177:  Laetitia  enirn  patria  eat  pcrfectio  filiorum Et 

quia  augmento  et  exaltatione  matrie  tuae  sanctae  Dei  eccleaiae  in  Italiam 
destinatis  properare.  . . . 

’)  Der  Ausdruck  ,aancta  Dei  eccleaia  gpiritalia  mater  vestra“  begegnet 
in  den  päpstlichen  Briefen  an  die  Arnuliinger  sehr  oft.  J?s  sollen  hier  nur 
Beispiele  aus  der  Zeit  gegeben  werden,  zn  welcher  der  Absender  mit  dem 
Adressaten  (nach  der  herrschenden  Meinung  wenigstens;  vgl.  unten  S.  223  ff.) 
in  geistiger  Verwandtschaft  stand  Solche  Beispiele  sind  Hadrians  Briefe 
No.  51  8.  171,  172,  No.  ü6  8.  183,  No.  56  8.  185,  No.  59  8.  194,  No.  60 
8.  196,  No.  61  8.  198,  200.  Derselbe  Ausdruck  begegnet  auch  in  dem  Briefe 
Gregors  III.  an  Karl  Märtel!  bei  J affe  IV  No.  28  16,  obwohl  von  Kompaternität 
zwischen  beiden  nichts  bekannt  ist;  ferner  nicht  nur  in  dem  Briefe  Stephans  II. 
(des  hl.  Petrus)  an  die  Frankenkönige  und  das  fränkische  Volk  (No.  10  8.  68), 
sondern  auch  in  dem  Stephans  an  die  Frauken  allein  (No.  5 8.  33). 

*)  Jaffe  IV  No.  49  8.  167:  Magna  nobis  desiderii  ambicio  insistit  ..  . 
nt  Spiritus  sancti  gratis,  scilioet  compaternitatis  affectio,  inter  nos  eveniat. 
Pro  quo  obnixae  quaesumus  . . . ut  de  praeclaro  ac  regali  vestro  germine  . . . 
in  nostris  ulnis  ex  fonte  sacri  baptismatis  aut  etiam  per  adorandi  chrismatis 
unctionem  spiritalem  suscipere  valeamus  filium;  ut,  eadem  Deo  prosperante 
compaternitatis  gratia  in  medio  nostrum  oorroborata,  magna  laetita  ex 
hoc  . . . exultare  valeamus. 

*)  Nach  dem  8.  Juli  777,  s.  Jaffö  IV  8.  198  Anm.  5 und  Abel  I 
8.  318  Anm.  2. 

5)  Es  kann  sich  nur  um  Karlmann  handeln;  zwar  wurde  Hildegard 
auch  im  Jahre  778  entbunden,  doch  sicher  erst  nach  dem  Osterfeste,  da  die 
Geburt  des  Karlmann,  wie  Anm.  4 bemerkt,  erst  im  Sommer  777  stattgefunden 
batte;  auch  gebar  Hildegard  i.  J.  778  Zwillinge  (Pippin,  der  sehr  jung 
starb,  und  den  späteren  Kaiser  Ludwig;  vgl.  Abel  I 8.  308),  Hadrian 
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war  aber  nicht  erschienen,  worüber  sich  H ad  rinn  sehr  betrübt 
zeigt. ')  Doch  fand  die  Taufe  des  jungen  Prinzen  durch  den 
Papst  im  Jahre  781  gelegentlich  der  zweiten  Romfahrt  Karls 
statt;’)  der  kleine  Karlmann  erhielt  bei  dieser  Gelegenheit  statt 
des  alten  Namens  den  Namen  Pippin.8) 

Wir  erfahren  aber,  dass  Hadrian  schon  über  ein  früheres 
Kind  Karls  die  Taufpathenschaft  geführt  hat,  bevor  ihm  diejenige 
über  Karlmann-Pippin  in  Aussicht  gestellt  war,  ein  merk- 
würdiger Weise  bisher  übersehener,  für  die  Datierung  der 
päpstlichen  Briefe  aber  sehr  bedeutsamer  Umstand. 

In  demselben  Briefe  (ep.  61  S.  199)  nämlich,  in  welchem 
Hadrian  der  geplanten  Romreise  Karls  gedenkt,  bittet  er  den  König, 
ihm  dennoch  gestatten  zu  wollen,  dass  er  den  Knaben  taufe,  und 
begründet  diese  Bitte  mit  dem  Zusatze:  quatenus  duplex  Spiritus 
sancti  gratis  in  medio  nostrum  adcrescat  et  geminae  festivitatis 
laetitia  nobis  caelebretur;  er  erbittet  sich  also,  wie  wir  es  oben  von 
Paul  I.  erfuhren  und  zwar  mit  ganz  ähnlichem  Wortlaute,  noch 
ein  zweites  Pathenamt  im  königlichen  Hause.  Dass  es  eich  bei 
diesem  ersten  Pathenamte  Hadrians  nur  um  Karls  im  Jahre  773 
oder  774  geborene  und  im  Jahre  774  gestorbene  Tochter  Adelheid  *) 
gehandelt  haben  kann,  ergiebt  sich  aus  folgenden  Umständen:  in 
einem  Briefe  aus  der  Zeit  zwischen  781  und  783 s)  thut  Hadrian 
zwar  der  spiritualis  commater  Hildegard  und  seines  proprius  filius 
spiritalis  Lothar  Erwähnung,  bezeichnet  aber  die  übrigen  Kinder 
Pippins  einfach  als  caetera  vestra  nobilissima  proles:  damals  hat 


erzählt  aber  in  ep.  61  nur  von  einem  nach  Kom  zu  bringenden  Täuflinge. 
Ueher  die  anderen  Kinder  Karle,  die  bi»  778  geboren  wurden,  s.  unten 
S.  223  Anzn.  1 und  2. 

')  Jaffe  IY  No.  61  S.  198  f.:  Dignati  eatU  nobis  repromittere:  ut  in 
sanotum  diem  pascae  ad  limina  beati  apostolorura  principis  Petri  una  cum 
spiritale  filia  nostra  regina  Domino  auxiliante  properare  debuissetis,  ut  filium, 
qui  nunc  vobis  pocreatus  est,  a sacro  baptisma  in  ulnis  nostris  suscipere 
debuissemus;  sicut  terra  aitiens  imbrem,  ita  et  nos  exspectabiles  fuimus 
mellifluam  excellentiam  vestram. 

*)  Vgl.  den  Quellennachweis  bei  Abel  1 S.  379  Antn.  1 und  2;  ferner 
ep.  73  S.  226:  Una  cum  excellentissima  filia  nostra  et  spiritale  commatre 
domna  regina  seu  domno  Pippino  excellentissimo  rege  Langobardorum  et 
proprio  spiritali  filio  nostro  caeteraque  vestra  nobilissima  prole. 

*)  Abel  1 S.  379  Anm.  2. 

*)  Ueber  diese  vgl.  die  Grabschrift  des  Paulus  Diaconus  in  den  Gesta 
episcoporum  Mettensium  M.  G.  SS.  II  S.  267  (auch  in  Poetae  Lat. 
aevi  Carol.  tom.  I S.  59  abgedruckt)  und  Abel  I S.  149,  193. 

5)  Jaffe  IV  No.  73  S.  226  oben  Anm.  2. 
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also  das  erste  Patheukind  Hadrians  nicht  mehr  gelebt;  von  den 
älteren  Geschwistern  Karlmann -Pippins  sind  aber  Karl')  und 
Rotrud*)  lange  über  das  Jahr  7S1  hinaus  am  Leben  geblieben 
und  Adelheid  ist  das  einzige  vor  781  verstorbene  Kind,  das 
älter*)  war  als  Karlmann-Pippin.  Für  die  Pathenschaft  Hadrians 
über  Adelheid  spricht  übrigens  der  Umstand,  dass  sie  das  erste 
Kind  gewesen  ist,  welches  dem  Könige  während  des  Pontifikates 
Hadrians  geboren  wurde ; denn  dieses  begann  im  Februar  772, 
Karls  ältester  Sohn  — gleichfalls  Karl  genannt  — ist  aber  bereits 
im  Jahre  771  zur  Welt  gekommen.4) 

Es  ist  schon  angedeutet  worden,  dass  Hadrians  Taufpathenschaft 
über  Adelheid  für  die  Datierung  der  päpstlichen  Briefe  be- 
merkenswerthe  Konsequenzen  zulässt.  Wie  nämlich  die  Forschung 
bereits  seit  langer  Zeit  hervorgehoben  hat,  gedenkt  ein  Theil  der 
Briefe  Hadrians  der  Kompaternitätsbeziehungen  des  Papstes  zum 
fränkischen  Königshause  — indem  der  Papst  den  König  als 
seinen  spiritalis  compater,5)  die  Königin  als  seine  spiritalis 
commater  *)  bezeichnet  — , ein  anderer  Theil  dagegen  nicht.  Dies 
soll  nun  nach  der  übereinstimmenden  Ansicht  von  Jaff^,1) 

*)  Vgl.  über  ihn  Abel  I S.  149. 

*)  Abel  II  S.  423  Anm.  2. 

*)  Der  gleichfalls  sehr  jung  verstorbene  (vgl.  Abel  I S.  308)  Lothar 
ist  jünger  als  Karlmann -Pippin  und  hat  bei  Abfassung  der  ep.  61  zwar 
vielleicht  schon  gelebt,  jedenfalls  aber  kann  er  nicht  so  lange  vor  Ostern 
778  geboren  sein,  dass  seine  Taufe  schon  hätte  vollzogen  sein  können,  bevor 
Pippin  dem  Papste  ein  Pathenamt  über  das  ältere  Kind  Karlmann- Pippin 
in  Aussicht  stellte.  Es  widerspricht  hier  das  ziemlich  sichere  Quellen- 
ergebnis, dass  Karlmann -Pippin  nach  dem  8.  Juli  777  geboren  ist  (s.  oben 
S.  221  Anm.  4).  Aber  selbst  wenn  man  die  Geburt  des  Karlmann -Pippin 
soweit  zurücksetzt , dass  die  Taufe  des  Lothar  ganz  zu  Anfang  des  Jahres 
778  staUfinden  konnte,  ist  es  unwahrscheinlich  und  dem  Ausdrucke:  filium, 
qui  nunc  vobis  procreatus  est  widersprechend,  dass  zuerst  das  jüngere,  dann 
das  ältere  Kind  Karls  des  Grossen  zum  Täufling  des  Papstes  erklärt  wurde. 

4)  Vgl.  darüber  Abel  I,  Exkurs  VI,  S.  671  ff.  Die  Taufe  kann  nur 
(wie  bei  Pippins  Tochter  Gisela,  s.  oben  S.  217  Anm.  6)  symbolisch,  durch 
Zusendung  des  Tauftüchleins  erfolgt  sein,  da  aus  dem  Jahre  774  zwar  eine 
Romfahrt  Karls  von  vielen  Quellen  bestätigt  wird,  nicht  aber  eine  gleich- 
zeitige Romfahrt  seiner  Familie.  Hildegard  befand  sich  bei  der  Geburt 
Adelheids  im  Lager  vor  Pavia  und  scheint  dort  die  Rückkehr  Karls  abge- 
wartet zu  haben.  Vgl.  die  oben  S.  222  Anm.  4 erwähnte  Grabachrift  und 
Abel  I S.  148  f.,  154  ft,  193. 

5)  Vgl.  darüber  unten  S.  224. 

«)  Jaffe  IV  No.  70  S.  220,  No  71  S.  221,  222,  No.  73  S.  226,  No.  74 
S.  228  f.,  No.  75  8.  230,  No.  76  S.  231,  No.  83  S 251. 

’)  J aff6  IV  S.  7. 
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Abel,1)  B oeh me r- M üb  1 h a eher *)  und  Andern*)  den  sicheren 
Schluss  ermöglichen,  dass  jene  Briefe  in  die  Zeit  nach,  diese 
Briefe  in  die  Zeit  vor  der  Taufe  Karlinann- Pippins  (781)  ge- 
hören. Dieser  Schluss  ist  aber,  weil  die  Kompaternität  zwischen 
Hadrian  und  dem  Königspaare  bereits  im  Jahre  774  begründet 
wurde,  unrichtig  und  muss  daher  stutt  des  Jahres  781  als  Fehler- 
grenze hinsichtlich  derjenigen  päpstlichen  Briefe,  welche  die 
Kompaternität  hervorheben  und  keinen  anderen  Anhaltspunkt  für 
ihre  Abfassungszeit  bieten,  das  Jahr  774  angenommen  werden,4) 
es  fällt  also,  da  überhaupt  keiner  der  Briefe  Hadrians  vor  774 
abgefasst  worden  ist,  jenes  angebliche  Merkmal  gänzlich  fort. 

Unrichtig  ist  es  ferner,  dass  die  Nichterwähnung  der  Kom- 
paternität in  einzelnen  Briefen  uns  zwingt,  dieselbe  in  die  Zeit 
vor  Begründung  dieser  Beziehungen  zu  setzen.  Zunächst  lehren 
die  Briefe  No.  61  S.  197  ff.*)  (vom  Mai  778)  und  No.  70  S.  218  ff. 
(vom  Sommer  781),  welche  die  Kompaternität  zwar  im  Kontexte, 
nicht  aber  in  der  Adresse  hervorheben,  dass  es  für  die  Datierung 
kein  sicheres  Merkmal  ist,  ob  (wie  in  No.  68 — 69,  No.  71 — 77, 
No.  80  — 98)  die  Ueberschrift  den  Zusatz:  nostroque  spirita.lt 
compatri*)  enthält  oder  ob  (wrie  in  No.  51 — 61,  63— 67)7)  dieser 
Zusatz  fehlt.  Es  können  also  mangels  anderer  Anhaltspunkte 
auch  diese  letzteren  Briefe  sehr  wohl  erst  nach  Begründung  der 
Kompaternität  geschrieben  sein;  somit  bleibt  auch  dieses  Merkmal 
ausser  Betracht,  da  nachweislich  von  sämmtlichen  Briefen  Hadrians 
keiner  vor  Ende  774  abgefasst  ist.8) 

Endlich  ist  es  unrichtig,  dass  alle  diejenigen  Briefe,  welche 


•)  Abel  I 8.  379  Anm.,  S.  465  Anm. 

s)  Boehmer-Mühlbacher  S.  87. 

*)  Hirsch  in  den  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte,  Bd.  XIII 
8.  48  Anm.  2,  Richter,  Annalen  II  8.  77  Anm.  b,  Ewald  bei  Jaff6, 
Reg.  No.  2431  8.  297. 

*)  Es  gilt  dieB  ausser  für  die  unten  genauer  besprochenen  Briefe  No.  68 
und  69  für  No.  75  8.  229,  No.  79  8 243,  No.  82  8.  249,  No.  89  8.  268. 

*)  s.  oben  S 222  Anm.  1. 

•)  Karl  wird  auch  in  dem  Briefe  Hadrians  an  Bischof  Egila  No.  79 
8.  244  als  ,spiritalis  com  pater*  bezeichnet,  ebenso  in  ep.  Carol.  No  4 bei 
Jaffe  IV  S.  345,  in  dem  Briefe  an  Tilpin  von  Reims  (oben  § 15  8.  149 
Anm.  4)  dagegen  als  ,spiritalis  fiüus*. 

’)  No.  62  8.  201  hat  überhaupt  keine  Aufschrift. 

*)  Daraus  folgt  ferner,  dass  für  No.  63 — 67  als  äusserste  Zeit  ihrer 
Abfassung  nicht  das  Jahr  780,  in  welchem  Karlmann-Pippiu  noch  angetauft 
war,  sondern  das  Jahr  791,  in  welchem  (Jaffe  IV  8.  18)  der  Codex  Caro- 
linus  aufgeschrieben  wurde,  gelten  muss. 
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Hildegard  als  ,spiritalis  filia“  bezeichnen,1)  geschrieben  seien,  bevor 
Hildegard  durch  die  Taufe  Karlmann  - Pippins  zur  „Gevatterin“ 
Hadrians  geworden  ist.  Denn  No.  61,  welche  die  Bitte  Hadriane 
um  Bewilligung  des  zweiten  Pathenamtes  enthält,  nennt  Hildegard 
zweimal*)  .spiritalis  filia“. 

Die  Richtigkeit  obiger  Ausführungen  wird  bestätigt  durch 
den  Brief  No.  68  S.  212  ff.  Hier  erwähnt  Hadrian  einen  Abt 
Autpert  vom  Kloster  des  hl.  Yincentius  (am  Volturno)  als  soeben 
gestorben.8)  Aus  einer  anderen  Quelle,4)  deren  Glaubwürdigkeit 
Jaffe5)  in  Konsequenz  seiner  oben  erörterten  Anschauung,  jeder 
Brief  mit  der  Adresse  .spiritalis  compater*  gehöre  in  die  Zeit 
nach  780,  bestreiten  musste,  erfahren  wir,  dass  der  Tod  des 
Autpert  im  Jahre  778  erfolgt  ist,  eine  zweite  Quelle*)  giebt 
sogar  777  als  Todesjahr  des  Autpert  an;  beide  Quellen  nennen 
also  eine  Zeit,  zu  welcher  Hadrian  zwar  Pathe  der  — inzwischen 
verstorbenen  — Adelheid,  aber  noch  nicht  Pathe  des  Karlmann- 
Pippin  geworden  war.  ’) 


')  Jaffe  IV  No.  61  S.  198,  64  S.  205,  67  8.  212.  ,Filia‘  ohne  Zusatz 
spiritalis'  heizet  Hildegard  in  No.  53 — 56  8.  179,  181,  182,  186,  No.  59  8.  195, 
No.  60  8.  197  und  No.  66  8.  210. 

*)  Jaffe  IV  S.  198. 

*)  JaffelV  S.  212 f.:  Contentionez inter monachoz  venerabilia monazterii 
aancti  Vincentii  et  abbatibus  eiuadem  monaaterii  scilicet  Autbertum  et 
Pothonon  ....  quippe  praefatus  Autbertus  dudum  abba,  calle  itineria 
peragratua,  repentina  morte  oocupatua. 

*)  Chronic.  Vulturnense  bei  Muratorius,  Berum  Italicarum 
Scriptores  tom.  I p.  2 (Mediolani  1725),  8.  365  Sp.  1 a.  E.;  vgl.  dazu 
Habillon,  Acta  Sanctorum  saec.  111  p.  2 (Venetiis  1734)  S.  240  (nicht 
265,  wie  J aff  e IV  S.  213  Anm.  3 oitiert). 

‘)  Jaffe  IV  8.213  Anm.  3,  ebenso  Abel  I 8.465  Anm.  und  Hirsch 
an  dem  oben  8.  224  Anm.  3 genannten  Orte. 

*)  Her  Abtskatalog  des  Klosters  bei  Ughelli,  Italia  aacra,  tom.  VI 
S.  378  nach  Abel  I S.  465  Anm.  Diese  Stelle  habe  ich  nicht  auffinden 
können ; A b e 1 citiert  wahrscheinlich  nach  der  zweiten  Auflage  von  Ughelli, 
welche  mir  nicht  zugänglich  gewesen  ist,  deren  Existenz  aber  aus  Bähr, 
Gesch.  der  röm.  Literatur  im  karolingischen  Zeitalter  (Karlsruhe  1840)  8. 192 
Anm.  16  und  aus  der  Bemerkung  von  Waitz  in  den  M.  G.  Script,  rer. 
Langob.  (Hannoverae  1878)  8.  546  Abs.  3 ersichtlich  ist  in  der  ersten 
Auflage  von  Ughelli  (Romae  1659)  nennt  der  Abtakatalog  das  Jahr  718, 
es  soll  aber  offenbar  (wie  das  Todesjahr  von  Autperts  Vorgänger  ergiebt) 
778  heiBsen. 

’)  Deutet  man  den  Satz:  Ipsi  bis  praesentiam  auf  S.  216  mit  Jaff6 
ebenda  Anm.  1 dahin,  dass  Karl  zu  jener  Zeit  in  Italien  gewesen  sein  muss, 
so  kommt  man  zu  einem  Widerspruch  zwischen  der  Thatsache,  dass  weder 
777  noch  778  eine  Komreise  Karls  oder  Karls  Anwesenheit  in  Italien  statt- 

WVyl,  Pupstthum  unter  den  Karolingern.  15 
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Beit  Hadrian  scheint  kein  Papst  ein  Taufpathenamt  im  karo- 
lingischen Hause  bekleidet  zu  haben. 

Hadrians  Nachfolger,  Leo  HL,  nennt  in  keinem  der  elf  uns 
erhaltenen  Briefe  an  Kaiser  Karl  *)  diesen  seinen  ,spiritalis  Com- 
puter4. In  der  That  wäre  auch  kaum  für  Leo  III.  ein  Anlass 
zur  Uebernahme  des  Taufpathenamtes  über  eines  der  Kinder 
Karls  vorhanden  gewesen.  Denn  als  Leo  (i.  J.  795)  den  päpst- 
lichen Stuhl  bestieg,  war  Karl  mit  Liutgard  *)  verheirathet,  diese 
hat  ihm  aber  keine  Kinder  geboren,*)  und  dass  Karl  dem 
Papste  die  Pathenschaft  über  eines  der  Kinder  aus  seiner 
von  783  bis  794*)  währenden  Ehe  mit  Fastrada  übertragen  hat, 
ist  mindestens  fraglich,  da  diese  Kinder,5)  über  deren  Geburts- 
zeit sich  nichts  feststellen  lässt,  vielleicht  schon  etwa  10  Jahre 
alt  waren. 

Diese  Umstände  machen  es  unmöglich,  sich  Jaffd  anzu- 
schliessen,  welcher  in  Karls  erstem  Briefe  an  Leo  in.  (Jaffe  IV 
S.  356)  liest : Sicut  enim  cum  beatissimo  patre  praedecessore 
vestro  sanctae  compaternitatis  pactum  inii,  sic  cum  beatitudine 
vestra  eiusdem  fidei  et  caritatis  inviolabile  foedus  statuere  desidero. 
Zwar  ist  zu  erwägen,  dass  Karl  mit  Hadrian  durch  die  Taufe 
der  Adelheid  und  des  Karlmann -Pippin  das  Kompaternitätsver- 
hältnis  eingegangen  war,  hätte  er  aber  das  gleiche*)  Verhältnis 


fand.  Doch  lässt  sich  der  in  Rede  stehende  Satz  sehr  wohl  auf  Karls  — 
durch  ep.  61,  oben  S.  222  Anm.  1 verbürgten  — Plan  einer  Romreise  be- 
ziehen. Dann  gewinnt  man  als  Datum  der  ep.  68  die  Zeit  vor  Ostern  778 
und  vor  Eintreffen  der  Absage  Karls.  Es  ist  dann  also  die  No.  68  älter 
als  die  No.  61.  — Mit  No.  68  fällt  auch  für  No.  69  die  Abfassungszeit 
spätestens  in  das  Frühjahr  778.  — Auch  No.  76  dürfte  einen  Beleg  für 
unsere  Ansicht  bieten,  denn  die  dort  erwähnte,  naeh  Jaffes  eigener  Notiz 
S.  231  Anm.  4 in  der  Zeit  vom  October  778—779  stattgehabte  Belagerung 
von  Amorium  durch  den  Kalifen  Mahdi  wird  nicht  lange  vor  Abfassung 
des  Briefes  zurückgelegen  haben. 

*)  Abgedruckt  bei  Jaffe  IV  S.  308  ff.  No.  1—10  als  epistolae  Leonis 
und  ebenda  S.  386  als  No.  23  der  epistolae  Carolinae. 

*)  Liutgard  starb  i.  J.  800.  Vgl.  Abel  II  S.  214. 

*)  Einh.  Vit.  Karol.  Magn.  c.  18  bei  Jaffä  IV  S.  525.  Vgl.  auch 
Abel  II  S.  214  Anm.  7. 

‘)  Vgl.  Abel  I 8.  458,  II  S.  84. 

*)  Theodrada  und  Hiltrud;  Abel  II  S.  85. 

•)  Ich  halte  es  angesichts  der  Worte  , sicut'  und  ,sic‘  für  sehr  unwahr- 
scheinlich, dass,  wie  Lamprecht  S.  18  meint,  Karl  an  den  zwischen  Papst- 
thum und  Kaiserthum  begründeten  Schutz-  und  Liebesbund  (vgl.  über  den- 
selben oben  § 5 S.  69  Anm.  4 und  g 20  S.  209  Anm.  7)  gedacht  und  mit 
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mit  Leo  eiugelien  wollen,  so  musste  er  ihm  doch  mittheilen,  über 
welches  der  Kinder  er  ihm  die  Pathenschaft  zugedacht  habe.  Es 
ist  also  die  Konjektur  Jaffas:  compaternitatis  statt,  wie  in  den 
Codices:  paternitatis  *)  keineswegs  mit  Abel*)  als  „zweifellos 
richtig“  zu  bezeichnen.  Man  wird  vielmehr  die  Lesart  paternitatis 
beibehalten  müssen.  Aber  auch  dieser  Lesart  möchte  ich  nicht 
die  Interpretation  geben,  welche  ihr  Martens*)  giebt,  indem  er 
an  den  allgemeinen  Fr e un d schaf tsbund  zwischen  Papstthum 
und  Königthum  denkt.  Dero  dürfte  das  Wort  paternitas  wider- 
sprechen. Ich  möchte  vielmehr  die  Erklärung  in  dem  Nachsatze 
suchen:  quatenus  me  ubique  apostolica  benedictio  consequatur. 
Der  König  wollte  überall  von  den  Gebeten  des  Papstes  begleitet 
sein,  er  will  somit  selbst  unmittelbar  aus  dem  pactum  paternitatis 
den  Nutzen  ziehen,  nicht  mittelbar  als  com  pater  des  Papstes, 
welcher  spiritalis  pater  eines  Königskindes  werden  sollte;  der 
König  selbst  will  also  den  Papst  zu  seinem  pater  haben,  für 
sich  selbst  die  päpstliche  paternitas  erwerben.  Dann  besagt  der 
in  Rede  stehende  Passus  dasselbe,  wie  der  Wunsch  Karls  in  dem 
nämlichen  Briefe  (S.  355),  dass  Leo  ihn : in  filium  sibi  adoptaret 
dilectionis. 

Wir  finden  nämlich  ähnliche  Aeusserungen , wonach  ein  er- 
wachsener Mensch  sich  von  einem  andern  „adoptieren“  lässt  und 
zu  ihm  infolgedessen  wie  ein  Täufling  in  geistige  Verwandtschaft 
tritt,  auch  sonst  mehrfach.  So  bittet  Alcuin  in  einem  Briefe4) 
an  eine  englische  Frau,  der  er  zum  Tode  des  Sohnes  Trost  zu- 
ruft:  Habeto  me,  obsecro,  mater  dilectissima,  licet  indignum  pro 
carnali  filio  spiritalem  filium.*)  So  bezeichnet  Papst  Stephan  U. 


den  Worten  sic  bis  desidero  dessen  Erneuerung  ins  Werk  zu  setzen  beab- 
sichtigt habe.  Alsdann  hätte  Karl  in  einemSatze  zwei  grundverschiedene 
Dinge  in  höchst  unklarer  Weise  durcheinandergeworfen,  während  die  Worte 
,sicut‘  und  ,sic‘  die  Identität  des  (com-)paternitatis  pactum  und  des  fidei  et 
caritatis  foedus  in  bestimmtester  Weise  ergeben.  Eine  „Verbindung  von 
Pathenschaft  und  Liebesbund“  (Lamprecht  S.  18)  ist  zwar  für  die  Zeit 
von  Stephan  II.  bis  Hadrian  zweifellos,  eine  „Beziehung  der  Pathenschaft 
auf  ein  Pactum“  muss  aber  entschieden  bestritten  werden. 

')  Es  heisst  nicht  ,fraternitatis‘,  wie  Dahn  S.  1059  Anm.  1 meint. 

')  Abel  II  S.  114  Anm.  4.  Ebenso  meint  Lamprecht  8.  17:  „Man 
wird  bei  Jaffes  Emendation  compaternitatis  stehen  bleiben  müssen.“ 

*)  Martens  S.  141,  207. 

‘)  Jaffe  VI  No.  63  S.  300. 

s)  Der  Brief  fährt  fort:  non  minore  fide  te  diligentem,  quam  vis  minore 
dignitate  vigentem:  nec  de  longinquitate  vel  vilitate  faciei  („persönlicher 
Anblick“)  meae  contristeris,  dum  mea  tecum  in  consolatione  sanoti 

16* 
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in  dem  Briefe,  den  er  den  hl.  Petrus  an  Pippin  und  dessen  Söhne 
sowie  an  die  weltlichen  und  geistlichen  Grosswürdenträger  des 
Prankenreiches  schreiben  lässt,  die  Adressaten  zweimal  *)  als  seine 
filii  adoptivi.*) 

Oase  Karl  in  der  That  bereits  mit  Hadrian  ein  solches  auf 
ihn  selbst  bezügliches  Band  geistiger  Verwandtschaft  geschlossen 
hat,  ergiebt  zunächst  der  in  Bede  stehende  Brief  an  Leo.  Hier 
beklagt  sich  der  König  S.  354:  quud  animae  nostrae  dilectissimi 
patris  et  fidelissimi  amici  obitus  inflixit;  ebenda  S.  355  spricht 
er  den  Gedanken  aus,  wenn  er  Hadrian  auch  körperlich  verloren 
habe,  werde  er  ihn  doch  nicht  auch  geistig  verlieren,8)  denn  er 
hoffe,  der  Nachfolger  werde  ihn  mit  väterlicher  Frömmigkeit  als 
Sohn  der  Liebe  annehmen.  In  demselben  Briefe4)  und  ebenso 
in  der  noch  an  Hadrian  selbst  gerichteten  ep.  Carol.  2 S.  341  f. 
bezeichnet  Karl  den  Papst  wiederholt  als  seinen  Vater  bezw.  sich 
als  Sohn  Hadrians  und  umgekehrt  spricht  Hadrian  mehrfach  in 
den  Briefen  an  den  König  von  seiner  paterna  prosperitas,8) 
paternitas, 8)  apostolica  paternitas.  7) 

Während  für  Begründung  der  „geistigen  Vaterschaft“  in  dem 
Sinne,  wie  dieselbe  für  die  Päpste  bis  Hadrian  einschliesslich 
vorkam,  besondere  Formen  bestanden  — der  Taufvater  hob  das 
Kind  persönlich  aus  der  Taufe  oder  Hess  sich  das  Tauftüclilein 
zusenden  8)  — lässt  sich  für  die  „geistige  Adoption“  in  dem  soeben 
erörterten  Sinne  eine  besondere  Form  nicht  ermitteln.  Man 
kündigte  sich  mündlich  oder  schriftlich  an,  dass  man  mit  dem 


Spiritus  caritas  fideliter  manet;  et  quod  in  me  Optimum  est,  id  est, 
fides  non  ficta  et  caritaa  indeficiens,  tecum  semper  habebis. 

•)  J afffi  IV  No.  10  S.  67:  Ego  apostolus  Dei  Petrus,  qui  vos  adoptiros 
habeo  filiosj  8.  58:  Praetestor  vos,  dilectissimi  filii  mei  adoptivi  . . . 

*)  Karl  der  Grosse  nennt  in  ep.  Carol.  16  bei  Jaffe  IV  S.  369  einen 
Erzbischof  .pater“,  Alcuin  bezeichnet  bei  Jaffe  VI  No.  268  8.  833  den  Abt 
einer  Mönchskongregation  als  pater  Bpiritalis  der  letzteren,  ebenso  ibid.  8.  834 
(vgl.  dazu  No.  269  8.  836). 

*)  J afff  IV  No.  10  S.  365:  Si  nos  corporali  praesentia  amisisset,  non 
tarnen  gpiritali  suffragio  illum  nos  amittere  arbitramur. 

*)  8.  355:  Patri  meo  dulcissimo  praedecessori  vestro  . . . lugubri  paternae 
mortis  nuntio  . . . beatissimo  patri  nostro  praedecessori  vestro  . . . pio  patre. 

•)  No.  96  8.  280:  Nostra  apostolica  paterna  prosperitate. 

*)  No.  98  S.  290:  Non  nostrae  patemitati  displicere  rectum  est. 

T)  No.  96  8.  281 : Nostram  apostolicam  patemitatem. 

“)  Vgl.  oben  S.  219  Anm.  8,  8.  221  Anm.  3 einerseits  und  8.  217  Anm.  6 
andererseits. 
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Audern  in  Seelen  Verwandtschaft J)  zu  treten  wünsche.  Der  Inhalt 
dieses  Verhältnisses  ist  nicht  etwa  der  der  Adoption  im  technisch- 
juristischen  Sinne,  auch  nicht  der  einer  Taufpathenschaft’) 
Inhalt  und  Zweck  war  vielmehr  ein  allgemeines  geistiges  Band, 
das  sich  in  wechselseitiger  Unterstützung  äussern  sollte.  Diese 
Unterstützung  musste,  wie  es  auch  Karl  selbst  in  ep.  10*)  zum 
Ausdruck  bringt,  auf  seiner  Seite  im  Schutze  der  Kirche,  auf 
Seiten  des  Papstes  im  Gebete  für  den  König  bestehen.  Der 
Grundgedanke  dieses  Bündnisses,  die  gegenseitige  Unterstützung, 
begegnet  ebenso  in  den  geistigen  Brüderschaften,  welche  von 
den  Geistlichen  unter  einander  abgeschlossen  wurden,4)  und  ähnlich 
auch  in  den  Todtenverbrüderungen  der  Geistlichkeit,5)  welche 
in  jener  Zeit  sehr  verbreitet  waren  und  durch  welche  die  Ueber- 
lebenden  sich  verpflichteten,  für  den  Verstorbenen  eine  gewisse 
Anzahl  Seelenmessen  zu  lesen  oder  Psalmen  zu  singen. 

Auf  ein  Adoptivverhältnis  wie  das  geschilderte,  vielleicht 
auch  auf  die  durch  den  Papst  vertretene  Eigenschaft  der  Kirche 
als  „geistige  Mutter“  der  Gläubigen  *)  ist  es  zurückzuführen,  wenn 
Ludwig  der  Fromme  im  Jahre  817  und  Lothar  im  Jahre  840 
(mit  Beziehung  auf  das  Jahr  823)  den  Papst  Paschalis  als  ihren 
spiritalis  pater,7)  Ludwig  und  Lothar  im  Jahre  824  sich  als  die 
spiritales  filii  Eugens  II.*)  bezeichnen  und  wenn  Sergius  II.  im 
Jahre  844  den  Lothar*)  und  Johannes  IX.  im  Jahre  898  den 

•)  Vgl.  den  Ausdruck:  ,animao  nostrae  . . . patris'  oben  S.  228  im  Texte. 

*)  Die  dem  spiritalis  Computer  obliegende  Pflicht,  die  filios  spiritales 
catholice  instruere,  ergiebt  sich  auch  aus  einigen  Capitularien,  so  No.  78 
c.  18,  164  c.  5,  183  c.  36  und  44  bei  Boretius  S.  174,  312,  422,  423. 

*)  Jaffe  IV  8.  356. 

4)  So  zwischen  Bonifaz  bezw.  Lullus  einerseits  und  englischen  bezw. 
italienischen  Geistlichen  (Mönchen)  andererseits  nach  den  Briefen  bei  Jaffe  111 
No.  100  S.  249,  104  S.  267,  113  8.  278. 

s)  Vgl.  über  diese  Rettberg  II  8.  789  und  Moeller  S.  106. 

*)  Vgl.  oben  S.  221  Anm.  2. 

’)  Pactum  Hludowioi  Pii  cum  Paschali  pontifice  bei  Boretius,  Capitu- 
laria,  S.  364;  Muratorius,  Rer.  Italic.  Scriptores  tom.  II  p.  2,  Mediolani 
1726,  S.  388:  a summo  invitati  pontifice  et  universali  papa,  ac  spirituali 
patre  nostro  Paschali,  quondam  Romam  venimus.  Vgl.  Simson  I 8.  198 
Anm.  4. 

*)  Bickel  L 211,  236,  Kleimayrn,  Iuvavia  8.  78  No.  23,  Simson  I 
8.  192  Anm.  4. 

*)  Schreiben  des  Sergius  II.  an  Drogo  von  Metz  (Mansi  XIV  8.806  ff.) 
S.  807 : Spiritalis  filii  nostri  domni  filotharii  magni  imperatoris.  (Vgl.  zu 
diesem  Briefe  Jaffe  No.  2686  S.  328,  Dümmler,  Ostfr.  Reich  I 8.  262 
Anm.  2.) 
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Lambert ')  »einen  spiritalie  filius  nennt.  *)  An  ein  Pathenamt 
dieser  Päpste  bei  diesen  Fürsten  ist  wegen  des  vorgeschrittenen 
Lebensalters,  das  Letztere  beim  Pontifikatsantritte  der  Ersteren 
erreicht  hatten,  keinenfalis  zu  denken,  ein  Pathenamt  der  Päpste 
bei  den  Kindern  der  Fürsten  ist  nicht  erweislich. 


')  Synodus  Ravennas,  Eingangsworte,  bei  Boretiusot  Krause  No.  230 
S.  124  (vgl.  oben  § 20  S.  211  Anm.  4). 

*)  So  erklärt  es  sich  denn  wohl  auch,  dass  Hadrian  in  seinem  Briefe 
an  Tilpin  von  Reims  den  König  Karl  als  seinen  spiritalis  filius  bezeichnet. 
Vgl.  oben  § 15  S.  149  Anm  4.  In  demselben  Sinne  lässt  sich  vielleicht 
auch  der  oben  § 4 S.  39  Anm  4 citierte  Bericht  der  llon.  Germ.  Script, 
rer.  Langob.  et  Ital.  S.  396  deuten,  dass  Karl  der  Grosse  den  Patriarchen 
Fortunatas  von  Grado  spiritualem  patrum  habere  gewünscht  hat.  — Einen 
eigenartigen  Fall  der  .paternitas1  zwischen  dem  Langobardenfürsten  Liutprand 
und  Pippin,  dem  Sohne  Karl  Martells,  wobei  die  paternitas  durch  Haar- 
abschneiden  begründet  wurde,  berichtet  Paulus  Diaconus,  Historia  Lango- 
bardorum  VI  c.  53,  M.  G.  Script,  rerum  Langob.  ed.  Waitz,  Hannoverae 
1878,  8.  183;  vgl.  Thijm,  Karl  S.  60  f.,  Karel  S.  77. 
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Fhrlgs  „Bedenken  gegen  die  Echtheit  der  mittelalterlichen 
Sage  von  der  Entthronung  des  merovingischen  Königshauses 
durch  den  Papst  Zacharias“  (Leipzig  1875). 

Die  Gründe,  weshalb  ich  den  „Bedenken“  Uhrige  eine 
kurze  Erörterung  widmen  zu  müssen  glaube,  sind  oben  § 2 8. 16 
Anm.  1 hervorgehoben  worden;  dort  sind  auch  die  Vorgänger 
der  Uhrig’schen  Theorie  (Le  Cointe1)  und  Eckhart'))  und 
der  Nachfolger  dieser  Theorie  (A.  Crampnon8))  erwähnt  worden. 

Die  Auffassung  Uhrigs')  über  die  Glaubwürdigkeit  der- 
jenigen Quellen,  welche  die  Anfrage  des  Hausmeiers  Pippin  bei 
Papst  Zacharias  und  die  Antwort  des  Papstes  ausdrücklich  er- 
wähnen, insbesondere  auch  die  Auffassung  Uhrigs  über  die 
sog.  Clausula  Pippini  6)  basiert  im  Allgemeinen  ebenso  wie  das 
Urtheil  Rettbergs*)  über  diejenigen  Quellen,  welche  der  Be- 
theiligung des  Bonifatius  an  Pippins  Salbung7)  gedenken,  auf 
dem  ungerechtfertigten  Verdachte  tendenziöser  Absichten  der 
Berichterstatter. 

Was  das  positive  Quellenmatorial  anbetrifft,  welches  für 
Uhrigs  Annahme  — die  Anfrage  Pippins  und  die  Antwort  des 


•)  Le  Cointe,  Annales  eccleaiaatici  Francorum,  Parisiis  1668,  tom.IV 
z.  J.  752,  No.  62. 

*)  Eckhart,  Commentariu«  de  rebus  Franciae  orientalis,  Wirceburgi 
1729,  tom.  I,  pag.  ölt — 614. 

')  A.  Cratnpnon,  le  pape  Zacbarie  et  la  consultation  de  Pepin  le 
Bref  (Academie  de  scienceB  d'Amiena),  Amiens  1878. 

‘)  Uhrig  S.  42  ff.,  49;  ähnlich  schon  Eckhardt  a.  a.  O.  S.  514. 
s)  Oben  § 2 S.  14  Anm.  2. 

*)  Eettberg  I S.  380  ff. 

’)  Oben  § 3 S.  30  Anm.  3. 
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Papstes  seien  unhistorisch  — Zeugnis  ablegen  soll,  nämlich  die- 
jenigen Quellen,  welche  über  die  Anfrage  und  über  die  Antwort 
schweigen,  so  ist  zunächst  zu  erwägen,  ob  diese  Anfrage  sämmt- 
lichen  Berichterstattern  in  demselben  Maassc  bedeutend  erscheinen 
musste,  wie  der  späteren  historischen  Forschung.  Man  wird 
zwar  übrig1)  unbedingt  Recht  geben,  dass  das,  „was  man  von 
Zacharias  erzählt,  unendlich  mehr“  ist,  „als  was  Stephan  III.  (II.*)) 
that,  welcher  einfach  die  glücklich  vollendete  Thatsache  uner- 
kannte“ — über  diesen  Punkt  s.  weiter  unten  — , „während  Jenem 
alle  und  jede  Verantwortlichkeit  für  die  gewagte  That“  zur  Last 
fällt.  Indessen  ist  cs  doch  andererseits  sehr  wohl  denkbar,  dass 
den  zeitgenössischen  und  besonders  den  späteren  Quellen  die 
Antwort  des  Zacharias  unwesentlicher  Vorkommen  musste  und 
daher  leichter  in  der  Erinnerung  verblassen  konnte,  als  die 
Salbung  Pippins  und  seiner  Familie  durch  Stephan,  bei  welcher 
doch  die  Mitwirkung  des  Papstthums  in  weit  sichtbarerer,  auf- 
fallenderer Weise  in  Scene  gesetzt  wurde,  als  dort.“) 

Die  meisten  der  Argumente  Uhrigs  lassen  sich  schon  durch 
vorstehende  Erwägung  entkräften,  bei  einzelnen  derselben  kann 
man  noch  besondere  Elinwendungen  geltend  machen: 

Der  Brief  des  Zacharias  an  Bonifatius  bei  Jaffe  III  No.  81 
S.  226,  auf  welchen  übrig*)  Bezug  nimmt,  braucht  nicht  der 
einzige  zu  sein,  den  Zacharias  im  Jahre  7&1  an  Bonifatius  ab- 
sendete, auch  ist  es  nicht  nachweisbar,  dass  die  Boten  Pippins 
vor  dem  4.  November  751  in  Rom  eintrafen,  vor  Allem  aber 
muss  dieser  Brief,  wie  bereits  an  anderer  Stelle  hervorgehoben 
ist,*)  nicht  ins  Jahr  751,  sondern  ins  Jahr  747  gesetzt  werden. 
Bezüglich  des  Schreibens  des  Zacharias  an  den  fränkischen 


«)  Uhrig  S.  31  f. 

*)  Uhrig  zählt  auch  den  im  Jahre  752  gewählten,  aber  sofort  ermordeten 
Stephan  (vgl.  über  diesen  J af  i'e . Heg.  S.  270)  mit  und  bezeichnet  daher 
denjenigen  Papst,  welcher  von  75 2 bis  757  den  Pontificat  innehattc  und 
welcher  in  meiner  Abhandlung  durchweg  Stephan  11.  genannt  worden  ist, 
als  Stephan  111. 

')  Vgl.  auch  Pfahler  S.  227  und  derselbe  in  dem  Aufsatz:  St.  Bonifatius 
und  die  Erhebung  Pippins  auf  den  fränkischen  Königsthron  (Theologische 
Quartalsschrift  Jahrg.  61,  Tübingen  1873)  S.  100. 

4)  Uhrig  S.  19  f.  Auch  Eckhart  S.  518  wundert  sich  schon,  dass 
in  dem  Briefwechsel  zwischen  Bonifatius  und  Zacharias  des  in  Hede  stehenden 
Ereignisses  nicht  gedacht  wird. 

•)  Oben  § 14  S.  139  Asm.  5. 
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Klerus1)  hat  Ulirig*)  die  Bedenken,  welche  sich  gegen  die 
Echtheit  geltend  machen  lassen,  völlig  ignoriert,  wiewohl  die 
Kettung  durch  Hahn*)  jüngeren  Datums  ist  als  das  Uhrigsche 
Buch.  Jedenfalls  ist  die  Echtheit  des  Briefes  — trotz  Haha  — 
sehr  zweifelhaft,  da  er  Kcliquien  des  Klosters  zu  Monte  Casino 
betrifft  und  sich  mithin  der  Verdacht  der  Fälschung,  welcher  für 
andere  auf  diese  Reliquien  bezügliche  Urkunden  nachweisbar  ist,4) 
auch  auf  dieses  Schreiben  erstrecken  wird.  Vor  Allem  aber  ist 
der  Brief,  wenn  überhaupt  echt,  in  die  Zeit  vor  Pippins  Krönung 
zu  setzen“)  und  somit  die  Uhrigsche  Beweisführung  zweifellos 
hinfällig.  •) 

Was  den  Brief  Stephans  II.  an  König  Pippin  bei  Jaffe  IV 
No.  7 S.  41  betrifft,  so  halte  ich  es  für  ein  nothwendiges  Gebot 
der  Schlauheit,  dass  der  Papst,  um  Pippins  Hülfe  gegen  die 
Langobarden  zu  gewinnen,  das  Licht  seines  eigenen  Verdienstes 
um  die  Arnuliinger  nicht  unter  den  Scheffel  stellte,  indem  er 
zugleich  das  Verdienst  seines  Vorgängers  bei  Pippins  Thron- 
besteigung hervorhob. 

Auch  die  Briefe  der  Päpste  Paul  I.  und  Constantin  H.  an 
Pippin  (Ja ff <5  IV  No.  14  S.  73,  No.  34  S.  120,  No.  45  S.  152, 
No.  44  S.  148),  auf  welche  sich  Uhrig’)  beruft,  können  nicht 
als  beweiskräftig  gelten,  denn  sie  knüpfen  gleich  vielen  anderen 
Briefen,  welche  Uhrig  ausser  Betracht  lässt,*)  nicht  sowohl 


')  Hansi  XII  S.  350. 

*)  Uhrig  S.  20  ff. 

*)  Haha,  Bin  übersehener  Brief  des  Papstes  Zacharias,  im  Neuen  Archiv 
der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde,  Bd.  I,  Hannover  1876, 
8.  580 — 583.  Vgl.  auch  Boehmer-MUhlbacber  S.  25  No.  nd,  J affe,  Keg., 
2.  Aull.,  No.  2200  8.  268  gegen  S.  942  No.  OCCII  der  1.  Auflage,  Borolini 
1851,  Loewenfeld  im  Neuen  Archiv,  Bd.  IV,  Hannover  1879,  8.  173—175. 

*)  Vgl.  mein  Staatskirebenrecht  8.  11  Anm.  7. 

*)  Hahn  a.  a.  O. 

*)  Uhrig  8.  27. 

o Übrig  8.  28  ff. 

•)  Jaffe  IV  No.  19  S.  88,  No.  21  8.  91-92,  No.  22  S.  96,  No.  24 
S.  101,  No.  29  8-  109,  No.  36  8.  126,  No.  37  S.  131,  No.  42  S.  142,  No.  43 
8.  146,  No.  47  S.  160 — 161.  Ebenso  greift  Hadrian  I.  in  No.  56  S.  186  (gleich 
der  Vit  Hadr.  bei  M uratorius,  Her.  Ital.  Script,  tont.  EU,  Mediolani  1723, 
S.  186,  und  Huches  ne  c.  41  S.  498)  auf  das  Versprechen  Pippins  zurück, 
obgleich  er  im  Allgemeinen  (vgl.  die  Zusammenstellung  bei  Härtens 
8.  137  ff.  und  ferner  Jaffä  IV  No.  98  S.  290)  das  von  Karl  dem  Grossen 
im  Jahre  774  gegebene  Versprechen  seinen  Forderungen  zu  Grunde  legt. 
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an  den  Dynastieweehsel  wie  an  das  eidliche  Schutzgelöbnis  an, 
welches  Pippin  dem  Papste  Stephan  II.  im  .Jahre  754  leistete 
und  welches  in  den  päpstlichen  Schreiben  als  die  Grundlage  für 
Pippins  Interventionspflicht  gegen  die  Langobarden  dargestellt 
wird.  *) 

Sodann  überträgt  Uhrig*)  llechtsanschauungen , die  sich 
erst  in  einer  späteren  Zeit  entwickelt  haben,  auf  das  achte  Jahr- 
hundert, wenn  er  sagt,  das  Hausmeieramt  sei  als  Kronamt, 
Lehen  des  Reiches  und  dominium  utile  aufgefasst  worden. 

W enn  Uhrig8)  ferner  meint,  die  Salbung  zu  St.  Denys  im 
Jahre  754  beweise  gegen  die  Möglichkeit  einer  früheren  Salbung, 
welche  Ronifatius  als  päpstlicher  Legat  und  Beauftragter  vor- 
genommen habe,8)  so  wird  dies  Bedenken  dadurch  beseitigt,  dass 
Bonifatius  sich  an  der  Salbung  wahrscheinlich  nicht  in  seiner 
Eigenschaft  als  päpstlicher  Statthalter,  sondern  — wie  der  Erz- 
bischof Wilchar  von  Sens  im  Jahre  771  bei  der  Salbung  Karls 
des  Grossen  *)  — in  seiner  Eigenschaft  als  Primas  des  fränkischen 
Reiches  betheiligt  hat.*)  Die  Möglichkeit  einer  doppelten  Salbung 
erklärt  sich  aus  dem  Charakter  und  speziellen  Zwecke  der  zweiten: 
Feststellung  der  Erblichkeit  der  neuen  Königswürde  ’)  (darum 
ist  es  unrichtig,  wenn  Uhrig  S.  32  meint,  Stephan  II.  (III.)  habe 
„einfach  die  glücklich  vollendete  Thatsache  anerkannt“),  auch 
finden  wir  eine  derartige  doppelte  Weihe  zuerst  durch  den  Landes- 
episkopat und  einige  Jahre  darauf  durch  den  Papst  in  derselben 
Weise  für  Ludwig  den  Frommen  bezeugt,  der  im  Jahre  813  zu 
Aachen  durch  seinen  Vater  Karl  den  Grossen  gekrönt  wurde 
(bezw.  sich  selbst  krönte)  und  von  der  fränkischen  Geistlichkeit 
gesalbt,8)  aber  ausserdem  auch  von  Papst  Stephan  IV.  im  Jahre 
816  zu  Reims  gesalbt  und  gekrönt  wurde;8)  ähnlich  wurde  Lothar 
im  Jahre  823  zu  Rom  von  Papst  Paschalis  gekrönt  und  wohl 


')  Bat  ergiebt  auch  die  Zusammenstellung  bei  Thijm,  Karl  S.  133 
inm.  3,  Karel  S.  202  Anm.  2. 

*)  Uhrig  S.  36  unter  3. 

*)  Uhrig  S.  41  f. 

*)  Aehnliche  Ausführungen  finden  aich  bei  Fischer  S.  196. 

*)  Vgl.  oben  § 3 8.  31  Anm.  2,  tj  10  S.  99  Anm.  4. 

*)  Oben  § 3 S.  30  Anm.  3 auf  S.  31. 

>)  Oben  $ 2 S.  18  und  §3  8.  26. 

*)  Oben  S 3 S.  32  Anm.  1. 

•)  Oben  g 3 8.  28. 

>•)  Oben  § 3 8.  29. 
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auch  gesalbt,1®)  wiewohl  er  bereits  im  Jahre  817  zu  Aachen  die 
Kaiserkrone  empfangen  hatte,  *) 

Durch  die  Uebersicht,  welche  Uhrig  S.  11  ff.  (vgl.  S.  79) 
über  die  Literatur  zu  der  von  ihm  behandelten  Frage  giebt, 
bringt  der  Verfasser  wieder  einmal,  wie  es  zum  Theil  auch 
Hahn,  Jahrbücher,  Exkurs  25  S.  225  f.  thut,  in  Erinnerung, 
wie  die  nationalen  und  konfessionellen  Verschiedenheiten  die 
Forscher  zu  den  abweichendsten  Auffassungen  über  die  Be 
theiligung  des  Zacharias  an  dem  Dynastiewechsel,  über  die 
staatsrechtliche  Bedeutung  seiner  Antwort  und  über  den  Charakter 
des  Fapstes  geführt  haben. 


')  Oben  § 3 8.  32  Anm.  4. 
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Zu  S.  15  Anm.  3 vgl.  jetzt  auch  Fustel  de  Coulanges  auf  Seite  202 
seines  (erst  von  Bogen  9 ab  benutzbar  gewesenen;  vgl.  Literatur- 
verzeichnis oben  S.  XI)  Werkes:  Histoire  des  institutions  politiques 
de  l'ancienne  France.  Les  transformations  de  la  royaute  pendant 
l'epoque  Carolingienne.  (Ouvrage  revu  et  complete  sur  le  manuscript 
et  d'apräs  les  notes  de  l’auteur  par  Camille  Jullian),  Paris  1892. 
Auch  Fustel  de  Coulanges  meint  dort  richtig:  Le  maintien  ou 
l’exclusion  des  Uerovingiens  paraissait  une  question  d’ordre  purement 
moral,  et,  d’apres  les  conceptions  d'esprit  de  l’epoque,  il  paraissait 
ä tous  que  l’autorite  religieuse  devait  resoudre  cette  question.  La 
grande  habilite  de  Pepin  fut  de  se  servir  de  ces  idees  qui  regnaieut 
dans  l’esprit  des  homroes. 

Zn  S.  15  Anm.  2 vgl.  auch  Fustel  de  Coulanges  a.  a.  O.  S.  200 
Anm.  2. 

Zu  S.  20  Anm.  1.  Ueber  die  Worte  ,ad  rogum’  vgl.  auch  Fustel  de 
Coulanges  a.  a.  O.  S.  298  Anm.  1 auf  S.  299,  der  aber  andererseits 
die  ,claves  ex  confessione  beati  Petri  apostoli’  wohl  mit  Unrecht 
(statt  für  ein  Symbol  der  Unterwerfung  Roms  unter  den  Schutz  des 
Hausmeiers  Karl  Martell)  für  ,une  Sorte  de  decoration'  erklärt 

Zu  S.  27  f.  Dass  Karls  des  Grossen  Kaiserwürde  erblich  gedacht  war, 
ergiebt  auch  Alcuins  Brief  an  den  jüngeren  Karl  (v.  J.  801 — 804)  bei 
Jaffe  VI  No.  245  S.  789:  Tu  vero,  fili  mi,  fili  carissime,  faciens 
facito  Dei  omnipotentis  semper,  quantum  valeas,  honorem  in  omni 
bonitate  et  pietate;  sequens  excellentissimi  patris  tui  exempla  in  omni 
honestate  et  sobrietate,  quatenus  divina  Christi  dei  clementia  illius 
benedictionem  te  hereditariojure  possidere  concedat. 

Zu  S.  30  Anm.  3.  Auch  Fustel  de  Coulanges  a.  a.  O.  S.  206  f.,  S.  229 
nimmt  an,  dass  die  Salbung  Pippins  durch  Bonifatius  vollzogen 
worden  ist. 

Zu  S.  32  Anm.  5 vgl.  auch  die  Episcoporum  ad  Hludowicum  imperatorem 
relatio  vom  August  829  bei  Boretius  et  Krause  S.  27:  imperium 
vobis  divinitus  commissum. 

Zu  8.  37  Anm.  6.  Ueber  die  Bedeutung  der  Worte  ,Qratia  Dei‘  vgl.  die 
sehr  eingehende  Untersuchung  bei  Fustel  de  Coulanges  S.  220  ff. 

Zu  S.  48  Anm.  6 vgl.  auch  die  Capitula  comitibus  Papiae  ab  Hludowico  II 
proposita  v.  J.  850  c.  9 bei  Boretius  et  Krause  S.  85. 

Zu  S.  55  Anm.  1 a.  E.  vgl.  ferner  das  unten  § 20  S.  209  Anm.  6 citierte 
Capitulare  v.  J.  867  bei  Boretiua  et  Krause  No.  245  S.  168. 
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Zu  S.  98  Amu.  1 und  7.  Hinsichtlich  des  Begriffes  der  ,fideles‘  des 
Königs  und  der  ,fideles‘  des  Papstes  vgl.  auch  No.  4 der  In- 
struktion Karls  für  seine  Gesandten  an  Hadrian,  oben  S.  46  Anm.  1. 

Zu  S.  129  Anm.  1 und  8.  143  Anm.  1.  Die  Verweisungen  auf  Stauden- 
maier, Dove  und  Fustel  de  Gou  langes  gehören  nicht  zu  § 14 
S.  129  Anm.  1,  sondern  zu  § lö  S.  143  Anm.  1.  Eine  in  der 
deutschen  Zeitschrift  für  Kirchenrecht,  dritte  Folge  (herausg.  von 
Friedberg  und  Sehling)  Bd.  I Heft  3 (Freiburg  i.  B.  1892)  S.  414 
No.  102  von  Friedberg  besprochene  und  in  der  deutschen  Rundschau 
Jahrg.  18  Heft  4 (Januar  1892)  S.  153  angezeigte  Schrift  von  Irabart 
de  la  Tour:  Les  elections  £piscopales  dans  l’eglises  de  France  du  IX. 
au  XII  siäcle  (814 — 1150),  Paris  1891,  ist  mir  nicht  zugänglich  gewesen. 

Zu  S.  224  Anm.  3:  Auch  Gundlach  in  der  Besprechung  seiner  neueu,  mir 
noch  nicht  zugänglich  gewesenen  Ausgabe  des  Codex  Carolinus  (Neues 
Archiv  der  Gesellschaft  für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  Bd.  XVII 
Heft  3,  Hannover  1892,  S.  525—566)  schliesst  sich  S.  565  der  Ansicht 
an,  dass  diejenigen  Briefe,  welche  von  Hadrians  Kompaternitäts- 
beziehuugen  zum  fränkischen  Königshausc  sprechen,  frühestens  ins 
Jahr  781  gehören. 
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Druckfehler. 


Auf  S.  60  Ann>.  6 Zeile  3 von  oben  lies:  haec  statt  haee. 

S.  61  Asm.  7 der  S.  50  Zeile  2 von  unten  fehlt  die  Schlussparenthese 
hinter  29. 

S.  51  Asm.  1 letzte  Zeile  fehlt  der  Punkt  hinter  Hildesheim. 

S.  55  Anm.  2 Zeile  1 von  oben  lies:  metropoleorum  statt  metropolcorum. 
S 73  die  letzte  Anmerkung  hat  die  Nummer  7 statt  4. 

S.  76  Anm.  7 Zeile  1 von  oben  lies:  autem  statt  autun. 

S.  79  Anm.  1 Zeile  3 von  oben  lies:  Anm.  3 statt  Anm.  1. 

S.  86  Anm.  1 Zeile  4 von  oben  lies:  prefieitur  statt  prefeoitur. 

S.  98  Anm.  4 Zeile  1 von  oben  lies:  No.  67  statt  No.  77. 

S.  114  Anm.  2 Zeile  2 von  oben  lies:  auxiliante  statt  auxitiante. 

S.  144  Anm.  2 a.  E.  lies:  und  unten  S.  162  statt  und  unten  S.  161 
Anm.  1. 

S.  162  Anm.  4 lies:  S.  194  statt  S.  193. 
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Vorbemerkung. 


Die  Notwendigkeit  einer  neuen  quellengemässen  Darstellung 
, der  ältesten  Verhältnisse  in  den  Karolingischen  Marken  wurde 
^bereits  von  Max  Büdinger  (Oesterreich.  Gesell.  I,  1858,  S.  1 59, 2) 

- und  von  Leopold  von  Ranke  (Weltgeschichte,  1.  bis  3.  Aufl. 
1884,  V,  2,  S.  224,  3)  anerkannt,  und  der  erstgenannte  Gelehrte 

Sc 

beabsichtigte,  durch  eine  eigene  Untersuchung  dem  Mangel  ab- 

- zuhelfen.  Da  er  sein  Vorhaben,  soviel  mir  bekannt,  leider  nicht 
ausgefuhrt  hat,  und  da  auch  von  anderer  Seite  für  die  Behand- 
lung der  von  ihm  angeregten  und  in  mancher  Hinsicht  interessanten 
Frage  wenig  gethan  wurde,  so  versuchte  ich  derselben  in  vor- 
liegender Schrift  näherzutreten  und  das  durchweg  nur  spärliche, 
oft  genug  zu  Kombinationen  verleitende  Quellenmaterial  unter 
Benutzung  der  mir  zugänglich  gewesenen  Hilfsmittel  zu  einer 
möglichst  zusammenhängenden  Darstellung  zu  verarbeiten. 

Für  einige  Punkte  habe  ich  des  Zusammenhanges  wegen 
einzelne  Stellen  aus  meiner  Inauguraldissertation  (Die  Marken 
des  Frankenreiches  unter  Karl  dem  Gr.  Teil  I.  Kbg.  92)  nicht 
gut  entbehren  können  und  sie  deshalb  hier  wieder  gegeben.  Auf 
die  historische  Entwickelung  bin  ich  natürlich  nur  soweit  ein- 
gegangen, als  dies  zum  Verständnis  der  Zustände  in  den  einzelnen 
Marken  eben  nötig  war. 
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Auch  an  dieser  Stelle  fühle  ich  mich  verpflichtet,  Herrn 
Professor  Dr.  Hans  Prutz  zu  Königsberg  i.  Pr.  für  den 
freundlichen  Hinweis  auf  den  von  mir  behandelten  Stoff  meinen 
besten  Dank  auszusprechen. 

M.  Lipp. 
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Capilel  I. 

Die  Grenzgrafschafte»  und  die  eigentlichen  Marken. 


Das  Wort  „Mark“  bedeutet  zunächst  ganz  allgemein  eine 
örtliche  Abgrenzung  (lat.  marca  oder  limes). l)  Somit  dient  es 
auch  häufig  zur  Bezeichnung  der  Grenzen  des  Reiches.9)  Es 
wird  darunter  aber  auch  ein  beliebiges  Stück  Landes  als  Teil 
eines  Gaues  verstanden,  sowohl  im  Innern  des  Keiches  als  auch 
an  der  Mark,  dem  limes,  also  an  der  Grenze  desselben.  In 
letzterem  Sinne  bezeichnet  Mark  daher  ein  „Grenzgebiet“. 
Weiterhin  benennen  wir  mit  marca  oder  limes  ein  ausserhalb 
der  Reichsgrenzen  gelegenes,  zwar  erobertes,  aber  noch 
nicht  sicher  in  den  Besitz  des  Keiches  gelangtes  Gebiet®) 
Für  das  Verständnis  der  Entwickelung  des  Frankenreiches 
nach  aussen  hin  werden  wir  demnach  zwei  Arten  von  Grenz- 
marken unterscheiden  müssen: 

1.  solche,  deren  Existenz  nicht  bedingt  ist  durch  die  Er- 
oberung feindlichen  Landes.  Diese  Art  der  Grenzmarken  liegt 
innerhalb  des  eigentlichen  Keichsverbandes.  Sie  gehören  an 
und  für  sich  bereits  fest  zum  Reiche.  Lässt  sich  hier  trotzdem 
eine  gewisse  militärische  Organisation  erkennen,  so  liegt  der 
Grund  hierfür  darin,  dass  das  Hinterland,  das  Reich,  gegen 
feindliche  Angriffe  geschützt  werden  soll.  Wie  sie  kein  eben 
erst  erobertes,  sondern  ein  schon  längere  Zeit  in  fränkischem 
Besitze  befindliches  Gebiet  umfassen,  so  sind  auch  ihre  Bewohner 


*)  Orimiu,  deutsche  Rechtsalterthihner,  2.  Ausg.  Uütt.  54,  S.  496;  er 
bringt  es  in  Verbindung  mit  margo. 

’)  Wnitz.  deutsche  Verfassnugsgeschiclito,  Bd.  UL,  2.  Aufl.,  S.  370,1. 
*)  Wnitz,  n.  a O. 

Llpp,  Dan  fränkische  i]r«Diij<tem.  1 
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bereits  in  jeder  Beziehung  Angehörige  des  Reiches.  Das  sind 
die  im  Frankenreiche  selbst  gelegenen,  gegen  ein  feindliches 
Nachbarvolk  gerichteten  Marken,  die  man  in  Berücksichtigung 
der  Einteilung  in  Grafschaften  schlechthin  als  „Grenzgraf- 
schaften“ bezeichnen  kann.  Sie  werden  ebenso  wie  die  Grenzen 
selbst  in  den  Quellen  bezeichnet  als  fines,1)  confinium  oder 
terminus  (auch  plur),*)  limes,3)  marca.4)  — Zur  Grenz- 
verteidigung organisiert  wurden  unter  Karl  nachweislich  die 
Grenzgebiete  Aquitaniens  gegen  Spanien  und  das  Land  der 
Waskonen,5)  ferner  diejenigen  Sachsens  und  Thüringens  gegen 
wendische  und  sorbische  Slaven,  Bayerns  gegen  Czechen  und 
Avaren.*)  Die  Grenzen  gegen  die  Bretonen  und  die  Sachsen 
— so  lange  diese  noch  nicht  unterworfen  waren  — werden  bereits 
vor  Karl  dauernd  zur  Abwehr  von  feindlichen  Einfällen  ein- 
gerichtet gewesen  sein,  weil  die  Not  dazu  treiben  musste.  Freilich 
lässt  sich  diese  Ansicht  nicht  direkt  durch  ein  Quellenzeugnis 
begründen;  aber  konnte  jenes  den  Zeitgenossen  nicht  als  selbst- 
verständlich erscheinen?  Sollte  man  sich  z.  B.  denken,  dass  die 
langwierigen  Kämpfe  mit  den  Bretonen.  welche  später  zur  An- 
lage einer  Bretouenmark  führten,  unternommen  wurden,  ohne  dass 
von  seiten  der  Franken  durch  Verhaue,  Befestigungen  und  sonstige 
Mittel  die  am  meisten  exponierten  Grenzgebiete  gegen  die  häufig 
wiederholten  Angriffe  und  Plünderungszüge  der  Kelten  gesichert 
wurden?  Kaum;  ebenso  wird  man  im  Nordosten  bereits  vor 
Karl  bestrebt  gewesen  sein,  in  den  Grenzgrafschaften  den  an- 


')  vitii  Hluitoviei  de*  sogen.  Astronomen  cap.  3.  (Mon.  Germ. 
Hist.  Se.riptt.  Tom.  II.)  finium  tutainen.  Cap.  1 fines  regni  tuentes. 

*)  z.  B.  Monachus  San  gal  len  sis  (MUH.  SS.  II.)  1.13  in  confinio 
vel  termino  barbarorum ; termini  Kinh.  Ann.  (MUH.  SS.  I.)  788. 

J)  So  Septimanicn  Einli.  Ann.  703:  enstodes  atque  cotuites  illins 
limitis. 

*)  Einh.  Ann.  Ann.  Lanr.  Mai.  (MUH.  SS.  I.)  788  fines  vel  mareas 
Baioariorum.  Einh.  Ann.  788  marcain  Eoroiuliensem. 

4)  778,  vgl.  vita  Hlud.  cap.  3. 

*)  Wahrscheinlich,  was  Bayern  anbelangt.  788,  als  Karl  sieh  in  Regens- 
bnrg  anfhielt..  Keinen  zeitlichen,  sondern  nur  einen  sachlichen  Anhalt  fiir 
die  übrigen  Grenzgebiete  Imbun  wir  im  Cap.  Miss,  in  Tbeodonis  villa  FT. 
generale  (8<l!>)  .MUH  beginn  Seit  II.  ed.  A I IV.  Borelins)  S.  123,  cap.  7. 


Digitized  by  Google 


3 


dringenden  Sachsen  einen  Damm  entgegenzusetzen,  wie  dies  aus 
der  ersten  Zeit  Karls  selbst  berichtet  wird.1) 

Ein  wichtiger  Unterschied  in  der  Verteilung  der  inneren 
Grafschaften  gegenüber  derjenigen  der  an  den  Grenzen  belegenen 
waltete  insofern  ob,  als  Karl  von  ersteren  stets  nur  je  eine,  von 
den  letzteren  mitunter  mehr  als  eine  unter  die  Obhut  eines  Grafen 
stellte.5)  Das  war  jedenfalls  durch  die  infolge  der  Nachbarschaft 
eines  unruhigen  feindlichen  Volkes  besonders  notwendig  werdende 
Centralisatiou  der  Landesveit eidigung  und  der  Wehrkräfte  ge- 
nügend begründet. 

Mit  dem  Schutze  dieser  Grenzgebiete  wurden  Grafen,  Aebte 
und  andere  Leute  betraut,  welche  durch  ihr  Vasallilütsverhältnis 
vom  Könige  abhängig  waren.®)  Welcher  Art  die  Schutzmass- 
regeln  im  Einzelnen  waren,  ist  nirgends  angegeben;  wahrschein- 
lich werden  sie  sich  wenig  von  den  auf  kürzlich  erobertem  Gebiet 
üblichen  unterschieden  haben. 

Die  obersten  Beamten  der  Greuzgrafschafteu  führten  ge- 
wöhnlich den  Titel  comes,4)  daneben  kommt  die  Bezeichnung 
nrissi®)  vor;  hier  und  da  werden  sie  auch  marchiones  genannt.®) 


’)  Ann.  Laar.  Mai.  774:  dimissa  marea  contra  Saxones;  in.  wird  hier 
gewöhnlich  (auch  von  Waitz)  mit  „Grenzhut“  übersetzt.  Uebrigens  wird 
a.  a.  O.  auch  ein  castellum  (Buriaburg)  erwähnt,  eiu  Argument  mehr  für 
die  Annahme  einer  regelrechten  Verteidigung  der  Grenzlande  schon  in 
dieser  Zeit. 

*)  Mon.  8 angall.  1,13:  Providentisaiuius  Karolus  nulli  coinitum  nisihis, 
qui  in  eonfinio  vel  termino  barbarorum  constituti  erant,  plus  quam  unnm 
comitatum  aliqnando  commisit.  vgl.  Waitz,  111,301).  Zwei  Beispiele  Legg. 
123,  cap.  7:  Mudalgand  hatte  die  Grenzaufsicht  zu  Scheessei,  Erfurt  und 
Hallstadt,  Audulf  zu  Forehheim,  Pfreimt  und  Regensbnrg. 

*)  vita  Hlud.  eap.  3,  vgl.  Giesobrecht.  Kaiserzeit  1,144  (4.  Aufl.). 

4)  vita  Hlud.  cap.  8. 

*)  Legg.  a.  a 0. 

•)  So  vita  Hlud.  cap.  4:  relictis  taut  um  marchiouibus,  qui  fines  regni 
tuentes,  ornnes  si  forte  ingruerent  hostium  arcerent  incursus.  Ann.  Quedlin- 
burg (MGH.  SS.  IU.)  799:  Gerold us,  Baioariac  nmrchio  clarus.  Vgl.  auch 
v.  Daniels,  deutsche  Reichs-  und  Stoatenrechtageschichte,  TUbgen.  59. 1.  540. 
Doch  wurden  die  Bezeichnungen  praefectus,  custos,  dux  limitis 
von  einfachen  Grenzgrafen  in  der  Zeit  Karls  wohl  nicht  ge- 
braucht, was  zwar  Stenzei,  de  marchionum  etc.  origine,  Breslau  1824, 
S.  9 schon  richtig  bemerkte,  Eichhorn,  deutsche  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
I,  515  aber  nicht  berücksichtigte. 

X* 
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Die  Grenzgrafen  hatten  ihren  Amtssitz  gewöhnlich  in  den  dem 
feindlichen  Nachbarlande  am  nächsten  gelegenen  festen  Plätzen,  *) 
so  z.  B.  die  Grenzgrafen  Aquitaniens  in  Toulouse,4)  an  der  Ost- 
grenze des  Reiches  in  Bardowik,  Scheessei,  Erfurt,  Hallstadt, 
Forchheim,  Pfreimt,  Regensburg  und  Lorch.  3)  — Von  den  Grenz- 
grafschaften sind  wohl  zn  unterscheiden: 

2.  diejenigen  ausserhalb  der  eigentlichen  Reichsgrenzen 
befindlichen  Gebiete,  welche  erst  durch  Waffengewalt  den  Feinden 
entrissen  werden  mussten,4)  und  die,  weil  eben  unsichere  Er- 
oberungen, in  den  engeren  Verband  des  Reiches  vorläufig  noch 
nicht  eingefügt  wurden.  Diese  Komplexe,  Marken  im  weiteren 
Sinne,  von  Waitz  „eigentliche  Marken“  genannt,  liegen  also 
gewissermassen  noch  in  feindlichem  Lande  und  sind  zugleich 
gerichtet  gegen  den  Feind.  Sie  können  umfassen:  a)  einen  Teil 
des  bezwungenen  Nachbarreiches  (bretonische,  spanische  Mark, 
die  Slavenmarken  an  Elbe  und  Saale,  friaulsche  Mark),  b)  das 
ganze  eroberte  Nachbarland  (transalbingische,  pannonische  oder 
avarische  Mark). 

Die  naturgeniäss  auch  in  den  eigentlichen  Marken  durch- 
geführten militärischen  Einrichtungen  bezweckten  — im  Gegen- 
sätze zu  den  Marken  der  ersteren  Art  — als  nächstes  Ziel  nicht 
den  Schutz  des  Reiches  im  engeren  Sinne,  sondern  die  Sicherung 
des  eben  erst  eroberten  Landes,  d.  h.  der  Mark  selbst. 

Diese  wird  in  den  Quellen  lirnes3)  oder  marca°)*genannt. 


')  vgl.  Eichhorn  I,  514  (5.  Aufl.),  welcher  dies  jedoch  auch  auf  die 
Grafen  der  eigentlichen  Marken  zu  beziehen  scheint. 

*)  vgl.  Villanuevn,  Viage  litterario  a las  iglesiaa  de  Espada.  Valencia 
1821,  Bd.  X,  Apdndice  de  docomontoa  III:  Ego  Kaimnndna,  Tolosaniensis  etc 
coines  et  marchio. 

a)  Legg.  a.  a.  O. 

*)  Nachdrücklich  betont  besonders  von  \V  a i t z,  Jahrbücher  der  deutschen 
Gosch,  nnter  Heinrich  1.,  2.  Bearbtg.  1803.  lCxcurs  XV,  8.  207. 

’-)  Einh.  vita  Car.  cap.  9 (MGH.  SS.  II.)  Einh.  Ann.  810  Hispanici 
limitia  custodes.  Einh.  Ann.  «21.  Einh.  Ann.  799  Britannici  limitis  prae- 
fectus.  Einh.  Ann.  «20  Avaricns  linios,  Pannonicus  limes.  Einh.  Ann.  819 
Saxonieus  limea.  ibid.  Danicus  limeo. 

®)  Einh.  Ann.  «21  marea  Hispana.  Ann.  Latir.  Mai.  799  niarca 
Biitannine;  Clironicon  Moissiaconse  (MGH.  SS.  I.)  «09.  810,  «12. 
Cap.  Miss.  Ital.  Legg.  200,3.  Caroli  Cnpit.  Ital.  Legg.  208,3. 
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doch  kommen  auch  andere  Ausdrücke  vor,  wie  confinium1)  und 
liier  und  da  provincia.  Der  gewöhnlichste  Titel  der  Markgrafen 
ist  schlechtweg  comes,*)  daneben  linden  sich  die  Bezeichnungen 
comes,  qui ....  praesidet,8)  praefectus  limitis,4)  comes 
ac  praefectus,9)  ferner  marchio,®)  marchensis,7)  custodes 
limitis,8)  womit  nicht  selten  auch  die  kriegerische  Besatzung 
der  Mark  gemeint  sein  kann,  confinii  comes,9)  endlich  dux."’) 
Was  die  eigentlichen  Marken  von  den  Grenzgrafschaften 
besonders  unterscheidet,  ist  das  Vorhandensein  eines  vor  nicht 
allzu  entlegener  Zeit  unter  die  Botmässigkeit  des  Frankenkönigs 
gekommenen  Volkes,  die  Existenz  eines  noch  nicht  nach  fränkischer 
Weise  und  von  Reichsangehürigen  oder  Verbündeten  des  Reiches 
besiedelten  Bodens.  Soll  dieser  aber  dem  neuen  Gebieter  fest 
gewonnen  werden,  so  ergiebt  sich  aus  jenen  Verhältnissen  von 
selbst  die  allmähliche  Verdrängung  der  alten  Landesein- 
wohner und  die  Kolonisierung  der  Mark  durch  die  Er- 
oberer oder  durch  Angehörige  befreundeter  Nachbar- 
stämme. 


')  z.  B.  in  der  Conversio  Bagoarioriun  et  Carantanorum,  gcschr. 
s71  (MGH.  SS.  XI.)  Vgl.  auch  Villauueva  X.228  in  conflnio  Ceritauiae; 
hierhin  könnte  auch  cominertium  gehören,  vgl.  Einh.  Ann.  SOU. 

*)  So  bei  de  Courson,  Cartulaire  de  l'ablmje  de  Redon  en  Bretagne, 
Paris  63,  No.  188,  155,  190.  255  Widone  couiite.  Ann.  Lobienses  (MGH. 
SS.  II.)  709  per  Widonem  comitem.  Keginoni«  Chron.  (MGH.  SS.  I.> 
799  Wido  comes.  Conversio  etc.  S.  9.  Aericum  comitem.  vita  Hlud. 
cap.  8,  Burrello  comiti.  ibid.  cap.  IS.  Hrotstagrms  comes  Gerundae.  ibid. 
Bera  comite  rclicto.  Einh.  Ann.  820  Bera  comes  Ilarcinonae.  Praeceptum 
pro  Hiapania  812  (April  2.)  Logg.  S.  109:  Berane,  Gauscellino,  Gisclafredo. 
Odilone,  Ermengario,  Ademari,  Eaibulfo  et  Erlino  comitibus.  Einh.  Ann. 
809  Aureolus  comes.  ibid.  810  Haimrienm  comitem. 

*)  Ann.  I.au r.  Mai.  799  (Wido). 

4)  So  Wido  Einh.  Ann.  799  Praefectus  Britnnnici  limitis.  vita  Car. 
cap.  9 Hruodlnml,  Britanici  limitis  praefectus. 
s)  Einh.  Ann.  818  (Cadolaus). 

*)  vgl.  Villanueva  a.  a.  O.  Capit.  Ingelheim.  (789 — 810).  Legg 
S.  206  de  illis  hominibus  non  recipiendis  a marchionibns  nostris. 

7)  Adonis  Chron.  (MGH.  SS.  II.)  799  (Wido). 

’)  Einh.  Ann.  810  custodes  Hispanici  limitis. 

*)  vgl.  Waitz  III,  871,1. 

w)  Ann.  Laur.  Mai.  796.  Heirichus,  dux  Foroiulensis.  Einh.  Ann 
790.  Einh.  vita  Car.  cap.  18. 
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Gewöhnlich  wird  Karl  der  Grosse  als  der  eigentliche  Schöpfer 
der  Marken  des  Frankenreiclies  angesehen.  Dahn1)  bezeichnet 
sie  als  ein  „grossartiges  und  weise  durchdachtes  System“  dieses 
Herrschers.  Doch  gehen  die  eigentlichen  Reichsmarken  vielleicht 
nicht  alle  auf  Kaiser  Karl  zurück;  wenigstens  muss  ich  es  für 
nicht  unwahrscheinlich  erklären,  dass  wir  in  der  Bretonenmark 
bereits  eine  Gründung  des  Königs  Pippin  zu  erblicken  haben. 
Soviel  darf  man  freilich  dem  Verdienste  Karls  zuschreiben,  dass 
er  — wenn  es  richtig  ist,  dass  der  Gedanke  der  Marken- 
schaffung  bei  ihm  nicht  zuerst  auftauchte  — denselben  von  seinem 
Vorgänger  übernahm  und  fast  im  ganzen  Umkreise  seines  grossen 
Herrschergebietes  zur  Anwendung  brachte.  Die  spanische  Mark, 
sowie  die  Reichsmarken  im  Kordosten,  Osten  und  Siidoslcn  sind 
ohne  Zweifel  sämtlich  seine  Schöpfungen,  die  vielleicht  nach  dem 
Vorbilde  der  ältesten,  der  bretonischen,  entstanden  sein  mögen. 

In  der  Regel  ist  die  zuerst  bestehende  Form  der  Mark  die 
Grenzgrafschaft;  diese  muss  ihre  defensive  Bedeutung  da  ver- 
lieren, wo  ein  angrenzendes  feindliches  Gebiet  erobert  und  zur 
eigentlichen  Mark  eingerichtet  worden  ist.  Zu  der  reichssicheren 
(s.  v.)  Grenzgrafschaft  kommt  also  hier  die  noch  zu  sichernde 
Mark  hinzu.  Diese  Entwickelung  lässt  sich  oft  recht  deutlich 
verfolgen,  z.  B.  wie  weiter  unten  auszuführen  sein  wird,  bei  der 
spanischen  Mark.  Aehnliche  Vorgänge  sind  au  den  meisten 
übrigen  Grenzen  des  Frankenreiches  erkenntlich,  wo  dieses  durch 
feindliche  Einfälle  beunruhigt  und  gefährdet  wurde.  So  be- 
schränkte man  sich  im  Nordosten,  Osten  und  Südosten  anfangs 
auf  die  blosse  Verteidigung  der  äussersten  Reichsteile, 
also  der  Landschaften  auf  dem  linken  Ufer  der  Elbe  und  der 
Saale  und  an  den  Grenzen  Bayerns  und  Friauls.  Dann  wurde 
fast  überall  der  Feind  zurückgedrängt,  und  in  den  von  den 
Franken  nun  occupierten  Gebieten  wurden  hierauf  Massnahmen 
ergriffen,  welche  die  Einrichtung  zu  eigentlichen  Marken 
erkennen  lassen.  Das  geschah  so  in  Transalbingien,  und  zwar 
durch  Massendeportation  der  widerspenstigen  Einwohner,  durch 
Zuteilung  der  frei  gewordenen  Wohnsitze  an  die  treuen  Abodriten 


*)  Deutsche  Geschichte  (Hecrcn-Vkert-Giosebrecht),  Gotha  188S,  Iid.  II, 
S.  379. 
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und  durch  Anlegung  von  Kastellen  z.  B.  Itzehoe.  Auf  dem 
rechten  Elbufer  diente  in  einem  nicht  besonders  umfangreichen, 
früher  den  Wilzen  gehörigen  Landstreifen  die  Feste  Hohbuoki 
einem  gleichen  Zwecke.  Weiter  stromaufwärts,  ebenfalls  auf 
dem  rechten  Ufer,  legte  man  bei  Magdeburg  und  rechts  an  der 
Saale  bei  Halle  Bollwerke  an,  beide  auf  einem  wahrscheinlich 
lang  ausgedehnten  bisher  den  Sorben  gehörigen  Terrain.  Nur 
die  gegen  die  Czechen  errichtete  Mark,  welche  später  diejenige 
am  Nordgau  genannt  wurde,  erhielt  unter  Karl  keiue  Erweiterung, 
was  seinen  Grund  wohl  in  geographischen  Schwierigkeiten 
haben  dürfte;  sie  blieb  unter  ihm  lediglich  ein  mit  kriegerischer 
Organisation  versehenes  Grenzgebiet.  Dagegen  änderten  sich 
im  Südosten  die  Grenzverhältnisse  infolge  der  Niederwerfung 
und  Eroberung  des  Avarenreiches  ganz  gewaltig.  Die  ausser- 
halb des  Reiches  entstandene  avarische  und  die  friaulsche  Mark 
drängten  naturgemäss  die  Bedeutung  der  alten  Grenzgebiete, 
also  des  Traungaus  und  des  Herzogtums  Friaul,  als  der  äussersten 
Vorposten  des  Fraukenreidies  nach  dieser  Seite  hin,  immer  mehr 
zurück. 

Die  eigentliche  Mark  kann  aber  auch  nach  und  nach  selbst 
in  eine  Grenzgrafschaft,  selbst  in  ein  vom  Reiche  untrennbares 
Glied  übergehen,  dann  nämlich,  wenn  das  Werk  der  Verteidigung 
und  Besiedelung  des  eroberten  Landes  den  Erfolg  gehabt  hat, 
dass  ans  einem  Gebiete,  welches  als  ein  vorher  beständig  be- 
drohtes ängstlich  bewacht  werden  musste,  im  Laufe  der  Jahre 
ein  Territorium  mit  treu  zum  Frankenkünige  haltenden  Be- 
wohnern hervorgegangen  ist,  dessen  innere  Einrichtung  von  der- 
jenigen der  ältesten  fränkischen  Grafschaften  nicht  mehr  ab- 
weicht, und  welches  auch  nicht  mehr  wie  bisher  beständige  Ein- 
falle und  Raubzüge  der  Grenznachbam  zu  befürchten  hat. 

Die  beiden  Formen  der  fränkischeu  Grenzprovinzen  stehen 
also  in  engster  Wechselbeziehung  zu  einander,  und  es  ist  dem- 
nach klar,  dass  beide  Begriffe  nicht  dauernd,  sondern  nur  zeit- 
weilig Geltung  haben  können. 
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Capltel  II. 

Die  Gründung  der  einzelnen  Karolingischen  Marken.  - 

Da  wir  in  unseren  Quellen  keine  genauen  und  absolut  zu- 
verlässigen Angaben  über  die  Grttndungszeit  der  einzelnen  Marken 
Karls  d.  Gr.  vorfinden,  so  müssen  wir  uns  darüber  mit  Hilfe  von 
Kombinationen  klar  zu  werden  suchen.  Es  wird  dem  Forscher 
vor  allem  darauf  ankommen,  zu  untersuchen,  welche  Zeit  Ver- 
hältnisse eine  Markengründung  innerlich  bedingten,  und  in 
dieser  Erwägung  wird  er  oft  gezwungen  sein,  dasjenige  Jahr, 
in  welchem  in  den  Quellen  eine  Mark  zum  ersten  male  erwähnt 
wird,  nicht  für  ihr  Entstehungsjahr  überhaupt  zu  halten.  Be- 
ginnen wir  unsere  Betrachtung  mit 

1.  Der  bretonischen  Mark. 

Unter  den  im  Jahre  778  auf  dem  Rückzuge  von  der 
spanischen  Expedition  Karls  gefallenen  Grossen  wird  bei  Ein- 
hard1) jener  durch  die  Sage  bekannte  Hruodl and  mit  der  Be- 
zeichnung „Britannici  limitis  praefectus“  erwähnt.  Wollte 
man  mit  Simson*)  unter  Berufung  auf  diese  Stelle  annehmen, 
die  bretonische  Mark  müsste  bereits  um  778  existiert  haben, 
so  könnte  man  dagegen  einwenden,  dass  viele  und  gute  Hand- 
schriften der  vita  Caroli  den  Hruodlaud  gar  nicht  nennen*): 
w'enn  man  jedoch  auf  die  früheren  Beziehungen  der  Bretonen 
zu  den  Franken  zurückgreift,  wird  man  wohl  zugeben  müssen, 
dass  die  Wahrscheinlichkeit  entschieden  mehr  für  die  Richtigkeit 
der  Simson'schen  Annahme  ist. 

Seit  der  Mitte  des  5.  Jahrhunderts,  als  die  Einwanderung 
germanischer  Stämme  in  Britannien  begann,  fing  bekanntlich 

■)  vita  Caroli  cap.  9.  lieber  die  Person  des  Hr.  vgl.  Abel-Simson, 
Karl  der  Grosse  (.Jahrbücher  der  deutschen  Geschichte,  I.pzg.  83.)  Hd.  I, 
2.  Aufl.,  S.  306,3. 

*)  a.  a.  O. 

*)  Abel-Simson  I.  30G.1  vermnten,  der  Name  sei  von  Kinliard  seihst 
nachgetragen. 
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auch  die  Besiedelung  der  Nord  westspitze  Galliens  durch  die 
ans  ihren  bisherigen  Wohnsitzen  weichenden  britischen  Kelten 
an.1)  Besonders  stark  war  der  Andrang  derselben  beim  Beginn 
des  6.  Jahrhunderts.2)  Damals  occupierten  sie  die  Gebiete  der 
Coriosoliten  und  Veneter,  und  seitdem  führte  das  bretonische 
Land  im  Gegensätze  zu  dem  merovingischen  Gallien,  der  Romania, 
den  Namen  Britannia  Minor,  Bretagne.  Die  von  den  Bretonen 
verdrängten  früheren  Bewohner  der  occupierten  Striche  wuraen 
von  den  Franken  unterworfen  und  vermischten  sich  mit  den- 
selben.3) Dagegen  suchten  die  Bretonen  ihre  Unabhängigkeit 
sowie  die  aus  der  Heimat  lierübergenomuienen  Eigentümliclikeitcn 
in  Sprache,  Sitte  und  staatlichen  Einrichtungen  zu  bewahren, 
und  wenn  es  den  Franken  in  den  nach  Chlodovechs  Tode  ent- 
brennenden Kämpfen  auch  mitunter  gelang,  Vorteile  zu  erringen, 
so  waren  diese  doch  nie  von  nachhaltiger  Dauer,  und  die  stets 
sich  wiederholenden  Raubzüge  der  Bretonen  in  die  Territorien 
von  Rennes  und  Nantes4)  verursachten  immer  von  neuem  blutigen 
Zwist  zwischen  den  beiden  Völkern. 

Durch  die  eigentümliche  physische  Beschaffenheit  des  Lan- 
des, aus  welcher  den  Bretonen  mancher  Vorteil,  den  Franken 
hingegen  grosse  Schwierigkeiten  erwuchsen,  wurden  die  ersteren 
noch  ganz  besonders  in  ihrem  feindseligen  Verhalten  bestärkt. 
Heute  noch  gehören  die  sogenannten  Landes  in  der  Bretagne 
zu  den  unwirtlichsten  Partieen  Frankreichs.  Weder  gegen  den 
Brand  der  Sonne,  noch  gegen  Regen  bieten  sie  Schutz,  und  auf 
meilenlangen,  nur  mit  Ginster  und  Haidekräutern  bewachsenen 
Strecken  findet  sich  nicht  die  geringste  Wasserader.  „Nur  die 
unaufhörlich  vom  Meere  lteranziehenden  Nebel  bringen  Wasser 
her,  das  aber  auf  dem  undurchdringlichen  Granitboden  in  Form 
von  rostroten  Lachen  und  traurigen  Sümpfen  liegen  bleibt,  an 
welchen  kein  Baum  wächst,  keine  Blume  blüht.  Menschliche 
Wohnungen  bleiben  von  dieser  unheimlichen  Einöde  fern.“3) 

’)  Einli.  Ann.  780. 

*)  de  Courson,  Cartulaire  etc.,  Prolegomänes  S.  IX. 

*)  de  Courson,  Prol.  S.  XV,  § S. 

4)  de  Courson,  Prol.  S.  XVI — XVII.  lieber  die  Kämpfe  um  Rennes 
und  Nantes  Tgl.  Gregor.  Tnron.  Hist.  eccl.  Franc.  (MGH.  SS.  Merov.  1,1) 
V,29;  IX, 18;  1X,54;  X,9. 

*)  vgl.  die  fesselnde  Schilderung  bei  L.  Rtttimeyer,  die  Bretagne, 
Basel  1888,  S.  11  ff. 
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Eine  andere  Eigentümlichkeit  der  Bretagne  sind  die  nt  a r a i s 
salants,  Salzsiiinpfe,  nichts  weiter  als  eliemalige  Morbihans 
d.  b.  gewesene  Binnenmeere.  In  einförmigen,  grauen  oder 
weissen  Streifen  ziehen  sich  diese  vegetationsarmen,  oft  stunden- 
breiten Sumpfflächen  wie  Schlamm-  oder  Schneefeldcr  zwischen 
dem  Littoral  und  den  Binnenhaiden  hin.1)  — In  einem  solchen 
Terrain  lagen  die  Kastelle  der  Bretonen  und  ihre  Verhaue, 
welche  das  Vordringen  der  Franken  zu  einem  nur  langsamen 
und  mühevollen  machten. 

In  den  Grenzkriegen  zwischen  Franken  und  Bretonen  han- 
delte es  sich  besonders  häutig  um  die  feste  Stadt  Van n es,  den 
alten  Hauptort  der  Veneter,  welche  dem  Siegesläufe  Casars 
einst  so  energischen  Widerstand  entgegengesetzt  hatte.  Un- 
endlich schwierig  war  die  Bekämpfung  des  bretonischen  Fürsten 
von  Vannes,  Waroch,  der  nach  dem  Tode  Chlotachars  I.  (561) 
gegen  dessen  Sohn  Chilperich  die  Waffen  ergriffen  hatte.  Ein- 
mal waren  die  Franken  nahe  daran,  den  Sieg  davonzutragen, 
und  Waroch  musste  sich  zu  einem  Uebereinkommen  herbeilassen, 
dessen  Inhalt  uns  Gregor  von  Tours’)  mitteilt:  W.  sacramento 
se  constrinxit  quod  fidelis  regi  Chilperico  esse  deberet  Venitus 
quoque  civitatem  refudit,  sub  ea  condicione,  nt  se  mereretur, 
eam  per  iussionem  regis  regere,  tributa  vel  omnia,  quae  exinde 
debebantur,  annis  singulis,  nullo  admonente,  dissolverit.  Hinter- 
her jedoch  fanden  die  Bretonen  diese  Bedingungen  zu  hart,  und 
wiederum  begannen  die  Brandschatzungen  auf  fränkischem  Bo- 
den. Den  Ereignissen  bis  in's  Einzelne  nachzugehen,  würde  zu 
weit  führen.  Nur  das  möge  hervorgehoben  werden,  dass  bald 
die  Bretonen  bei  ihren  Einfällen  siegten,  wobei  sie  in  der  Regel 
die  Weinernte  vollständig  vernichteten®),  bald  die  Franken. 
Diese  errangen  einen  recht  bedeutenden  Erfolg  gelegentlich 
eines  Feldzuges,  dessen  Leitung  König  Guntchrainn  den  Grafen 
Ebrachar  und  Beppolen  übertragen  hatte.  Nach  dem  Berichte 
Gregors  ging  letzterer,  in  die  Sümpfe  des  Oust  gelockt,  elend 


’)  Riitimeyer  a.  a.  0.  S.  83  ff. 

*)  Gregor.  Turon.  V,26.  (Text  nach  Arndt  und  K rusch  in  der 
Ausgabe  der  UGH.)  vgl.  auch  Dahn,  deutsche  Geschichte  11,114 

*)  vgl.  Gregor.  Turon.  IX,  18.  Die  Weinerte  wurde  nach  Vaunes 
gebracht. 
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zu  gründe,  Ebraohar  jedoch  eroberte  Vannes,  welches  freilich 
vielleicht  bald  darauf  w ieder  in  die  Hände  der  Bretonen  gefallen 
sein  mag.')  Zweifellos  werden  die  Franken  schon  früh  für  die 
Sicherung  ihrer  Grenzdistrikte  gegen  die  unruhigen  Kelten  ge- 
sorgt haben,  und  ebenso  wahrscheinlich  ist  der  Zusammenhang 
der  Gründung  der  bretonischen  Mark  mit  den  Kämpfen,  welche 
zwischen  beiden  Völkern  au  der  Grenze  geführt  wurden. 

Wenn  es  nun  eine  unleugbare  Thatsache  ist,  dass  um  den 
Besitz  von  Vannes  zwischen  Bretonen  und  Franken  länger  als 
200  Jahre  gestritten  wurde,  und  wenn  wir  zu  einer  Zeit,  in 
welcher  die  Mark  bereits  als  vorhanden  erwähnt  wird,  in  Van- 
nes den  Hauptort  derselben,  den  Sitz  des  obersten  Grafen  er- 
blicken, so  liegt  der  Gedanke  nahe,  die  Existenz  der  bre- 
tonischen Mark  frühestens  von  jenem  Zeitpunkte 
au  zu  datieren,  in  welchem  Vannes  zum  letzten 
male  von  den  Franken  genommen  wurde.  Wir  hören 
nun  aber  nicht,  dass  erst  unter  Karl  diese  Stadt  endgültig  in  die 
Hände  der  Franken  fiel;  die  Mark  jedoch  wird  während  seiner 
Regierung  schon  erwähnt.  Weil  nun  aus  einer,  wohl  ohne  jeden 
Grund  angefochtenen  Bemerkung  der  Annales  Mettenses 
hervorgeht,  dass  Vannes  zuletzt  im  Jahre  753  von  Pippin  er- 
obert wurde,  was  ja  den  Gewinn  eines  ausserhalb  der  eigent- 
lichen Reichsgrenzen  liegenden  und  beständig  bedrohten  Gebietes 
bedeutete,  und  weil  ferner  Vannes  seit,  jener  Zeit  bei  den  Fran- 
ken geblieben  zu  sein  scheint,  halte  ich  es  für  durchaus  nicht 
unwahrscheinlich,  dass  die  Anfänge  der  bretonischen 
Mark  bereits  auf  König  Pippin  zurückzuführen 
seien. 

Betrachten  wir  nämlich  die  Stelle  der  Annales  Mettenses 
753  etwTas  genauer:  „Inde  (aus  Sachsen)  rex  Pippinns  revertens 
audivit,  quod  Grippo  occisus  fuisset.  exercitumque  in  Brittaniam 
duxit  et  Venedis  castrum  eonquisivit  totamque  Brittanniam  sub- 
iugavit  partibus  Francorum.“ 

Zunächst  ist  gegen  Oelsner-)  zu  bemerken,  dass  Pippin 
hiernach  nicht  nur  bis  Vannes  vordrang,  wenn  freilich  auch 


■)  vgl.  Dalin  a.  a.  0.  11,100  f. 

*)  Oelsner,  König  l’ippin  (Jahrbücher  etc.  1871)  S.  79. 
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andererseits  mit  Bonnell1)  der  Angabe  von  der  Eroberung  der 
ganzen  Bretagne  nur  wenig  Vertrauen  entgegenzubringen  ist.2) 

Angefochten  wurde  der  citierte  Passus  vornehmlich  von  Bon- 
neil,3) welcher  in  ihm  „eine  willkürliche  Vorausnahme  später 
(d.  h.  799  resp.  818)  eingetretener  Ereignisse“  finden  wollte. 
Er  meint,  „Karl  habe,  aus  dem  Sachsenlande,  also  gerade  wie 
753  Pippin,  heinikehrend“,  zwar  nicht  selbst  noch  einen  Heeres- 
zug gegen  die  Bretonen  gerüstet,  wohl  aber  die  Zeichen  der 
Unterwerfung  derselben  unter  seine  Botmässigkeit  entgegen  ge- 
nommen, welche  inzwischen  Wido,  der  Graf  der  bretonischen 
Mark,  zu  stände  gebracht  hätte.  „Von  der  bretonischen  Festung 
Vannes,“  sagt  B.,  „deren  Eroberung  die  Anu.  Mett,  erzählen, 
ist  freilich  dort  (i.  e.  799)  nicht  die  Rede,  doch  finden  wir  ihren 
Namen,  als  Kaiser  Ludwig  im  Jahre  818  ebenfalls  die  Bretagne 
heimsucht,  um  den  gegen  ihn  empörten  Morman  zu  Paaren  zu 
treiben.“ 

Die  Argumente,  durch  welche  B.  die  Richtigkeit  seiner  Be- 
hauptungen erweisen  will,  muss  ich,  nachdem  schon  Oelsner4) 
und  auch  Waitz5)  die  Glaubwürdigkeit  der  betreffenden  Stelle 
nicht  ganz  aufgeben  wollten,  für  unzutreffend  erklären. 

Wenn  man  nämlich  die  einzelnen  Punkte,  auf  die  es  hier 
ankommt,  nebeneinanderstellt,  so  ergiebt  sich  folgendes: 

Ann.  Mett.  Ann.  Einh. 


1)  753.  Pippin  kehrt  vor  dem 

brit.  Feldzüge  aus 
Sachsen  zurück. 

2)  753.  Pippin  zieht  selbst  ge- 

gen die  Bretonen. 


1)  799.  Karl  kehrt  vor  Wi- 

do's  Expedition  gegen 
die  Bretonen  ausSach- 
sen  zurück. 

2)  799.  Nicht  Karl,  sondern 

Wido  und  verbündete 
Grafen  unternehmen 
den  Heereszug. 


’)  Bonnell.  Anfänge  des  Karolingischen  Hauses  (Jahrbücher  etc.  1S63), 
S.  165. 

*)  vgl.  auch  de  Conrson,  Prol.  S.  XX  und  Abel-Simson  11,202. 
Letzterer  hebt  hervor,  dass  dieselbe  (Quelle  auch  zu  799  erzählt:  tota  itaque 
Britannia,  quod  numquum  antea  fnit,  Francis  subiugnta  est. 
s)  a.  a.  O.  S.  163 — 165. 

4)  a.  a.  O.  S.  79. 

*)  Deutsche  Veri'assungsgesch.  Bd.  111.  2.  Aull..  S.  92,  Anm.  6. 
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Ann.  Mett.  Ann.  Einli. 

3)  753.  Pippin  nimmtVaunes.  3)  79t»  ist  nichts  Aehnliches 

erwähnt. 

4)  753.  Pippin  erobert  Van-  4)  818  wird  nur  von  einer 

nes.  Reichs-Versamm- 

lung in  V.  gespro- 
chen.1) 

5)  753.  Pippin  unterwirft  die  5)  799.  Wido  unterwirft  die 

ganze  Bretagne.  ganze  Bretagne. 

Uebereinstimmungen  finden  sich  also  in  keinem,  Anklänge 
in  zwei  Punkten  (1  und  5).  Bei  2,  3 und  4 zeigen  sich  jedoch 
solche  Abweichungen,  dass  man  von  einer  Vorausnahme  späterer 
Ereignisse  nicht  sprechen  darf.  Deshalb  halte  ich  die  Angaben 
des  Metzer  Annalisten  für  glaubwürdig  und  korrekt,  um  so  mehr, 
als  sich  damit  die  Bemerkung  der  Ann.  Einli.  z.  J.  78ß  wohl 
verbinden  lässt:  „Is  populus  a regilms  Francorum  subactus  ac 

trilmtarius  f actus“  etc. : ich  glaube  nicht,  dass  die  Franken  ihre 
keltischen  Nachbarn  tributpflichtig  haben  machen  können,  ohne 
die  Stadt  Vannes  zu  besitzen.  Denn  gerade  nördlich  von  Van- 
nes  dehnen  sich  die  unwirtlichen  Landes  von  Lanvaux  aus, 
und  noch  nördlicher  waren  jene  Sümpfe  des  Dust,  in  denen 
einst  Beppolen  umkam.*) 

Aus  mehreren  Urkunden  ist  ersichtlich,  dass  Vannes  tliat- 
sächlich  die  Hauptstadt  der  Mark  unter  Karl  und  in  der  ersten 
Zeit  Kaiser  Ludwigs  war:  denn  nach  denselben  hat  Wido,  wel- 
cher Einh.  Ann.  799  praefectus  limitis  britannici  genannt  wird, 
seinen  Sitz  in  V.*)  Und  dass  Vannes  die  Hauptstadt  wurde, 

’)  Die  Eroberung  der  Bretagne,  von  der  zu  dems.  J.  gesprochen 
wird,  kann  «ich  wohl  nur  auf  den  westlich  von  Vannes  gelegenen  Teil  der 
Uretngne  bezogen  haben,  wenn  die  Nachricht  überhaupt  in  ihrem  I'mfange 
als  glaubwürdig  gelten  darf. 

a)  Vgl  die  Karte  der  Bretagne  in  Stielors  Handatlas.  Die  zu  78C 
erwähnten  loci  palustres  sind  wohl  hier  zu  suchen.  Dieselben  spielen  auch 
im  Kampfe  Ludwigs  des  Frommen  gegen  Mormnn  sin  eine  Rolle,  vgl. 
Simson,  Ludwig  der  Fromme  (Jahrbücher  etc.  Lpzg.  74)  1,  134  u.  135. 

*)  de  Courson  S.  100,  No.  131  Widone  comite  in  Venedia. 


ibicl. 

. 101  „ 

13» 

„ . pago  Venediae. 

» 

, 120  , 

1 55  , 

„ „ Venedia. 

« 

„ 153  „ 

1 IM» 

,.  Venedic. 

j» 

* 206  . 

255  * 

in  Venedi  civitate. 
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war  die  Folge  von  geographischen  Vorzügen : es  lag  unweit  des 
Meeres,  und  zu  Schiffe  konnte  von  den  Franken  eine  bequeme 
und  schnelle  Verbindung  mit  der  Loiremündung  und  der  aqnita- 
nischen  Küste  hergestellt  werden:  ferner  kreuzten  sich  schon 
zur  Römerzeit  in  Vaimes  mehrere  Strassen:’)  diese  Stadt  war 
also  ein  ähnliches  Strassencentrum  wie  in  der  spanischen  Mark 
Barcelona. 

Als  Hauptort  der  bretonischen  Mark  übernahm  Yanues 
eigentlich  keine  neue  Stellung  hinsichtlich  seiner  Bedeutung: 
spielte  es  doch  schon  zu  Cäsars  Zeit  als  Dariorigum  eine  be- 
deutende Rolle,  und  tritt  doch  auch  in  den  Kämpfen  der  Mero- 
vingerzeit  seine  Wichtigkeit  klar  hervor.  — 

2.  Die  spanische  Mark. 

Wir  haben  die  spanische  Expedition  Karls  von  778*)  als 
eine  für  die  Gewinnung  neuer  Gebiete  vollkommen  resultatlose 
zu  betrachten.  Aschbach  behauptet  freilich,8)  dass  fast  das 
ganze  Land  zwischen  Pyrenäen  und  Ebro  von  Karl  unterworfen 
„und  als  ein  Teil  des  fränkischen  Reiches  von  nun  an  spanische 
Mark  genannt  wurde“.  Ebenso  spricht  Hegewisch4)  von  der 
Gründung  der  Marca  Hispanica  im  Jahre  778:  er  meint  sogar, 
dass  schon  damals  Barcelona  der  Sitz  des  obersten  Grafen  der 
Mark  war.  Simson8)  weist  mit  vollem  Rechte  diese  Ansichten 
zurück,  da  sich  in  den  Quellen  nichts  findet,  was  für  dieselben 
sprechen  könnte. 

Um  die  schwierige  Frage  nach  der  Gründungszeit  der 
spanischen  Mark  zu  erledigen,  erscheint  es  zweckmässig,  die 
Angaben,  in  denen  mau  irgend  etwas  auf  die  ersten  Anfänge 


')  vgl.  Rütimeyer,  S.  6.  Einige  Gelehrte  meinen,  dass  7 römische 
Strassen  in  V.  mündeten,  vgl.  de  Courson,  Prol.  S CXXXVIf,  Note  1. 
Absolut  sicher  ist  nach  de  Courson  die  Verbindung  mit  Nantes  (Coudevincural, 
Rennes  (.Conds te),  Coreenet  (Ooriosolitum),  Carhaix  (Vorgenitnn)  und  Loemaria 
de  Quimpcr  (civitas  Aquilonia)  zur  Römerzcit. 

*)  Einh.  Ann.  778,  vgl.  Abel-Simson  I,  274,  282. 

J)  Uesch.  der  Onimajjndeii  I,  173—174. 

4)  Gesch.  der  Regierung  Kaiser  Karls  d.  Gr.  S.  128. 

4)  Abel-Simson  I,  302,1. 
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der  Mark  Bezügliches  vermuten  könnte,  der  Reihe  nach  einer 
kurzen  Prüfung  zu  unterwerfen. 

In  der  vita  Hludovici  des  sogenannten  Astronomen  cap.  3 
heisst  es  von  Karl:  „Ordinavit  auteui  per  tot  am  Aquitnniam 
comites,  abbates  nec  non  alios  plurimos,  quos  vassos  vulgo  vocant, 
ex  gente  Francorum  eisque  commisit  curam  regni  prout  utile 
iudicavit,  finium  tutamenu  u.  s.  w.  Danu  wird  von  der  Ein- 
setzung von  Grafen  in  Bourges,  Poitiers,  Perigueux,  Clermont- 
Ferrand,  Puy-en-Velai,  Toulouse,  Bordeaux,  Albi  und  Limoges 
gesprochen.  Das  geschah  noch  778.  Simson1)  scheint  anzu- 
nehmen, dass  in  dieser  Verfügung  besondere  die  Rücksicht  auf 
Spanien  mit  wirkte.  Dorr2)  thut  dies  in  noch  höherem  Grade. 
Es  grenzt  aber  von  den  genannten  Grenzgrafschaften  nur  die 
von  Toulouse  an  die  Pyrenäen,  und  zwar,  wie  ein  Blick  auf  die 
Karte  zeigt,3)  in  ziemlich  spitzem  Winkel  an  einer  Stelle,  wo 
das  Gebirge  recht  unwegsam  ist,  wo  also  die  Natur  selbst  bereits 
eine  gute  Grenz  wehr  gegen  feindliche  Invasioneu  geschaffen  hat.4) 
Wenngleich  man  nun  mit  Hinblick  auf  „totam*  zugeben  wird, 
dass  auch  hier  Sicherheitsvorkehrungen  gegen  etwaige  arabische 
Uebertalle  getroffen  wurden,  so  weist  andererseits  die  ganze  da- 
malige Sachlage  im  Süden  Aquitaniens  darauf  hin,  dass  das  tinium 
tutamen  sich  nicht  allein  auf  Spanien,  sondern  vielmehr  noch  auf 
Waskonien  bezog.  Denn  kurz  vorher  war  Karl  durch  die  iu 
seinem  Rücken  erfolgte  Erhebung  der  Waskouen  in  eine  beträcht- 
liche Gefahr  geraten,  und  überhaupt  waren  diese  Basken,  eben- 
so ihre  spanischen  Stammverwandten,  ein  äussert  unruhiges  Volk 
von  unbändiger  Freiheitsliebe.  Waskonien  war  damals  nur  dem 
Namen  nach  unterworfen  und  gehörte  vorläufig  reiu  äusserlich 
zum  fränkischen  Reiche.  Wir  haben  also  in  der  Organisation 
der  Grenzgrafschaften  Aquitaniens  weiter  nichts  wie  die  Ein- 
richtung einer  Mark  erster  Ordnung,  einer  zum  Schutze  der 
Reichsgreuzen  gegen  Waskonien  und  auch  gegen  Spanien  ge- 

')  Abel-Sitnson  II,  103,8:  .Allerdings  hatte  auch  schon  früher  Karl 
den  Grafen  die  Bewachung  der  Grenzen  anvertrant.“ 

- *)  Dorr,  de  bcllis  Eraucorum  cum  Arabibu»  gestis  etc.  diss.  inaug. 

Regiin.  1SG1  S.  21. 

’)  Spruncr-Menke,  Ilist.  Handatlas,  Karte  15  n.  30. 

4)  Die  Araber  wählten  für  ihre  Einfälle  in  Gallien  mit  Vorliebe  iz.  B. 
auch  793)  den  Weg  über  Gcrona,  also  östlicher. 
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richteten  Mark  zu  erblicken.1)  Jedenfalls  ergiebt  sich  aus  der 
besprochenen  Stelle  nichts,  was  für  die  Kenntnis  der  Gründungs- 
zeit der  eigentlichen  spanischen  Mark  von  Wert  sein  könnte. 

In  cap.  4 desselben  Autors  lesen  wir:  „K.  misit  et  aocersivit 
filium  iam  bene  equitantem  cum  populo  omni  militari,  relictis 
tantum  marchionibus,  qni  fines  regni  tnentes,  omnes  si  forte 
ingruerent,  hostium  arcerent  incursus,“  Das  gehört  nach  der 
richtigen  Bestimmung  von  Pertz  ins  Jahr  785.  Die  marchiones 
sind  ohne  Zweifel  jene  Grafen,  welche  778  eingesetzt  wurden, 
um  finium  tutamen  auszuüben.  Da  sie  kein  eigentliches  Mark- 
gebiet unter  sich  haben,  sind  sie  nichts  weiter,  als  „Greuz- 
g raten“,  was  Simson  richtig  erkannte. 2)  Marchio  bezeichnet 
hier  in  seiner  wohl  ursprünglichen  Bedeutung  eben  nur  einen 
Grafen,  dessen  Bezirk  an  der  marca,  der  Reichsgreuze  lag,  lin- 
deren Sicherheit  er  zu  sorgen  hatte.  Zwar  spricht  Lembke*) 
von  der  südlichen  Grenze  Aquitaniens  als  von  einer  »gegen 
Spanien  gerichteten  Mark“,  von  der  „Aquitaniens  Süden  be- 
zeichnenden spanischen  Mark“,  jedoch  könnte  dies,  ebenso  wie 
seine  Auffassung  von  marchiones  gleich  Markgrafen,4)  leicht  irre- 
führen. Foss5)  spricht  bald  von  Mark-,  bald  von  Grenzgrafen; 
er  ist  darin  gleichfalls  nicht  klar  genug,  dass  er  auf  S.  4 bereits 
von  Markgrafen  spricht  und  dennoch  die  Gründung  der  spanischen 
Mark  in  eine  spätere  Zeit  legt.  Er  nennt  Gerona  die  erste 
Stadt  der  „späteren“  spanischen  Mark.®) 

Gerona  muss  noch  785  in  den  Besitz  der  Franken  gekommen 
sein.1)  Die  Uebergabc  dieser  Stadt  stand  sicher  im  Zusammen- 
hänge mit  den  damaligen  Wirren  im  Innern  Spaniens;®)  gerade 


')  Fauriel,  Hist,  de  la  Gaule  m^ridionale  III,  354, 350  etc.  u.  Vaissette, 
Hist.  Generale  de  Languedoc  I,  430  spreeheu  in  diesem  Sinne  geradezu  von 
einer  „waskouischen  Mark". 

*)  Abcl-Simsou  I,  434. 

a)  Lemlike,  Gesell,  v.  Spanien  Gotha  31,  I,  3S5  (Heereu-Ukert).  Die 
liier  aus  Amt.  Einli.  citierten  Stellen  sind  f iir  die  Entscheidung  der  Griindungs- 
frage  wertlos. 

l)  a.  a.  O.  1,  374. 

5)  F o s 8 , Ludwig  der  Fromme  vor  seiner  Thronbesteigung.  Anfänge 
der  «panischen  Mark.  Programm,  Berlin  1858. 

*)  a.  a.  ().  S.  5. 

')  Chron.  Moiss.  Aun.  Barciuon.  (MUH.  88.  XXIH;. 

*)  Abel-Simson  I,  510. 
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die  Zeiten  innerer  Kämpfe  im  Emirate  von  Cordova  waren  fiir 
das  Vordringen  der  fränkischen  Macht  sehr  günstig. 

Die  Franken  fassten  also  durch  den  Gewinn  von  Gerona  in 
Spanien  festen  Fuss;  man  darf  jedoch  kaum  die  in  der  vita 
Hlud.  a.  a.  0.  erwähnten  marchiones  identifizieren  mit  den 
fränkischen  Grossen,  welche  nach  der  Uebergabe  der  Stadt  in 
dieselbe  mit  einer  Besatzung  hineingelegt  sein  werden,  um  sie 
gegen  zu  befürchtende  arabische  Angriffe  zu  schützen.  Denn 
jene  m.  gelten  a.  a.  O.  als  schon  vor  der  Abreise  Ludwigs  nach 
Paderborn  vorhanden.  Wenn  die  Beichsversammlung  dortselbst 
im  Juni  stattfand,1)  so  wird  Ludwig  zu  Beginn  des  Frülyahrs 
aufgebrochen  sein.  Gesetzt  auch,  Gerona  wäre  damals  schon 
fränkisch  gewesen,  — was  ich  bezweifle,  — so  erscheint  es  doch 
kaum  rätlich,  anzunehmen,  dass  hier  die  Dinge  sofort  so  umge- 
staltet worden  seien,  dass  man  von  einer  „Mark-  sprechen  könnte. 

Von  Gerona  aus  gewannen  die  Franken  weitere  Gebiete  in 
Spanien;  bald  waren  Urgel  und  Ausona  in  ihrem  Besitze:  sie 
versuchten  also,  durch  Ausdehnung  ihrer  Macht  nach  Westen 
hin  am  Südabhange  der  Pyrenäen  eine  breitere  Basis  für  ihr 
ferneres  Vordringen  gegen  die  Araber  zu  erlangen.  Es  giebt 
zwar  keine  direkte  Nachricht,  wann  Urgel  und  Ausoua  fränkisch 
wurden,  wir  können  aber  das  Jahr  792  für  den  spätesten  Zeit- 
punkt anseheu,  weil  in  demselben  bereits  von  der  Unterdrückung 
der  Häresie  des  Bischofs  Felix  von  Urgel  durch  den  fränkischen 
Klerus  und  Hadrian  die  ltede  ist.  Damals  drangen  die  Franken 
in  Spanien  auch  nach  Osten  vor.  Wenngleich  die  Hauptquellen 
nichts  davon  erzählen,  so  haben  wir  doch  keinen  Grund,  die 
Angabe  in  Alkuins  Briefen2)  zu  bezweifeln,  dass  um  790  ein 
Landstrich  am  Meere  den  Sarazenen  entrissen  wurde. 

Die  in  den  Jahren  785 — 790  von  den  Franken  gemachten 
Fortschritte  und  Eroberungen  auf  spanischem  Boden  wurden 
bald  durch  einen  heftigen  Vorstoss  der  Araber  in  Frage  gestellt. 
791  wurde  in  allen  Moscheeen  der  heilige  Krieg  gepredigt,  und 
ein  starkes  arabisches  Heer  rückte  noch  in  demselben  Jahre  auf 
zwei  verschiedenen  Wegen  gegen  das  Gebiet  der  Christen  vor, 
auf  einem  nordwestlichen  gegen  Asturien  und  Galicien  und  auf 

')  Abel-Simsou  I,  404. 

*)  Alcnini  epi-4.  14.  bei  Ja  fff,  Bibi.  Rer.  Germ.  VI,  S.  167. 

L t p p , Das  fränkische  Qrenzsystem.  2 
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einem  nordöstlichen  gegen  die  Franken.  792  wurde  der  Krieg 
fortgesetzt;  793  nahmen  die  Araber  Gerona  mit  Sturm,’)  und 
damit  war  der  Weg  über  die  Ostpyrenäen  nach  Septimanien  frei 
geworden.  Ohne  Widerstand  zu  finden,  drangen  die  Araber  bis 
nach  Narbonne  vor.  Wenn  sie  nun  nach  Westen  abschwenkten 
und  gegen  Carcassonne  zogen,  so  können  sie  dabei  vielleicht  be- 
absichtigt haben,  die  Hauptstadt  Toulouse  selbst  anzugreifeu , 
oder  sie  hegten  die  Besorgnis,  dass  sie  bei  weiterem  Vorrücken 
nach  Norden  in  die  Gefahr  gerieten,  von  einem  Frankenheere 
im  Rücken  gefasst  zu  werden.  Am  Flusse  Orbieu  stellten  sich 
ihnen  endlich  die  Aquitanier  und  Septimanier  unter  dem  Grafen 
Wilhelm  von  Toulouse  entgegen.*)  Sie  wurden  zwar  geschlagen, 
aber  dass  auch  die  Verluste  der  Araber  keine  unbedeutenden 
waren,  geht  mit  ziemlicher  Wahrscheinlichkeit  daraus  hervor, 
dass  die  Araber  nun  den  Rückzug  antraten,3) 

Septimanien  und  das  eigentliche  Aquitanien  waren  somit 
im  Jahre  793  in  die  unmittelbarste  Nachbarschaft  der  Muham- 
medaner gerückt,  und  wenn  die  Ann.  Einli.  z.  J.  793  mit  bezug 
auf  das  erstere  Land  von  „custodes  atque  comites  illius  limitis“ 
sprechen,  so  kann  dies  sicher  nur  für  die  damaligen  Verhältnisse 
gelten.  Wir  dürfen  an  dieser  Stelle  Ihnes  wohl  mit  „Mark“ 
interpretieren,  aber  nur  in  dem  Sinne  von  „Grenzgebiet“,  „Grenz- 
grafschaften“.  Denn  hier  fehlte  ja  die  Hauptbedingung,  welche 
eine  eigentliche  Mark  zu  erfüllen  hatte.  Septimanien  war  kein 
eben  erst  oder  vor  einiger  Zeit  erobertes  Land,  das,  um  dem 
Reiche  bewahrt  zu  werden,  mit  besonderen  Sicherheitsinassregeln 
gehütet  werden  musste.4) 

Die  eigentliche  Gründung  der  spanischen  Mark  setzt 


')  Cardonne,  Hist,  de  l’Afrique  ct  de  l’Espagne  sous  la  domination 
des  Arabes.  Deutsch  von  v.  Murr  17C8  I,  147;  Conde,  Geschichte  de;  Mauren 
in  Spanien,  deutsch  v.  Rutschmaun,  Karlsruhe  1824  I,  226.  Vgl.  Fuuck, 
Ludwig  der  Fromme  S.  14.  Fauriet  III,  37(5  spricht  von  Gerona  „in  der 
aquitanischen  Mark“,  was  ich  für  inkorrekt  halte. 

*)  Chron.  Moiss.  a.  a.  O. 

*)  Lembke  I,  3G0;  vgl.  Cardonne  I,  147  u.  148. 

*)  Abel-Simson  1.401  u.  11,57  reden  von  einer  .Mark  Septimanien“, 
was  zu  Irrtiimern  Anlass  bieten  kann.  Daher  heisst  es  im  Nachträge  zu 
II,  57 : „D.  Ausdruck  Mark  wäre  hier  besser  vermieden  worden.“  Vorsichtig 
verfährt  Lembke  I,  3C0,  3. 
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Simson ')  ins  Jahr  793.  Er  sucht  diese  Ansicht  durch  den 
Hinweis  auf  die  Nachricht  zu  begründen,  dass  Ludwig  „in  illo 
tempore“  einige  seit  einer  gewissen  Zeit  öde  daliegende 
Ortschaften  befestigen  Hess.*)  Ludwig  sorgte  auch  für  die 
nötige  Besatzung  in  denselben  und  übertrug  den  Oberbefehl 
dem  Grafen  Bnrrellus.  Ausona,  Cardoua,  Castaserra  am  Ter 
und  andere  Städte  wurden  auf  diese  Weise  zu  starken  Grenz- 
kastellen gegen  die  Araber  eingerichtet.  Aus  dem  Grunde 
hält  Siuison  offenbar  795  für  das  erste  Jahr  der  spanischen  Mark, 
weil  hier  zum  ersten  male  von  der  Anlage  von  Grenz- 
festungen und  von  der  Unterstellung  derselben  unter  einen 
mit  Namen  angeführten  Grafen  gesprochen  wird.  An  einer 
anderen  Stelle8)  erklärt  er  für  das  Haupterfordernis  einer  Mark 
die  selbständige  Verwaltung  unter  einem  Markgrafen.  Ebenda 
bemängelt  er  die  Ansicht  Funcks,4)  dass  man  es  bereits  seit  785 
mit  der  spanischen  Mark  zu  thun  habe,  damit,  dass  die  betreffenden 
Gebiete  — Geroua,  Ansona,  Urgel  — „zunächst  wohl  unmittel- 
bar mit  dem  Königreich  Aquitanien  vereinigt  wurden;“  das  lässt 
sich  jedoch  nicht  genügend  beweisen.  Wenn  es  zudem  in  der 
vita  Hlud.  cap.  8 von  der  Lage  der  gen.  Städte  heisst:  „in 
finibus  Aquitanorura“,  so  werden  diese  hier  ebenfalls,  also  noch 
795  zu  Aquitanien  gerechnet.  '*)  Ferner  besagt  die  Stelle  „oppida 
....  Burrello  couiiti  tuenda  commisit“  mit  Sicherheit  nur,  dass 
dem  Burrellus  der  Schutz  der  Städte  übertragen  wurde,  — die 
innere  Verwaltung  konnte  trotzdem,  und  so  war  es  wohl  auch, 
unter  aquitanischer  Oberleitung  stehen.  Es  ist  schliesslich  nicht 
unumstösslich  gewiss,  dass  die  fraglichen  Einrichtungen  gerade  795 
getroffen  wurden,  denn  es  heisst  a.  a.  0.  ziemlich  unsicher  „in 
illo  tempore“,  und  die  chronologischen  Angaben  des  sog.  Astro- 
nomen verdienen  von  vornherein  kein  übermässiges  Vertrauen. 

Nach  diesen  Erwägungen  kommen  wir  zu  dem  Ergebnis, 
dass  Simson  seine  Hypothese,  die  Mark  sei  795  entstanden,  nicht 


*)  Abel-Simson  II,  105. 

*)  Vita  Hlud.  cap.  8,  — oppida  olim  deserta  — . 
a)  Abel-Simson  1,511. 

4)  a.  a.  O.  S.  8 — 9. 

*)  vgl.  dazu  Vaissette  I,  457;  L’historien  ....  ajoute,  que  ces  places 
(taient  situäes  sur  les  froutiCres  d'Aquitaine;  oe  qui  pronve  que  la  Marche 
d'Espagne  ain3i  que  la  Scptiiuanie  faisoient  alors  partie  de  ce  roinume. 

O • 
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genügend  begründet  hat.  Dorr  entschied  sich  vor  ihm  gleich- 
falls für  795. ')  Er  behauptet,  dass  damals  Gerona  von  den 
Franken  zurückerobert  wurde.  Gingen  denn  aber  über- 
haupt die  fränkischen  Eroberungen  in  Spanien  infolge 
des  arabischen  Einfalles  von  79.3  verloren?  Wohl  kaum. 
Vaissette  *)  meint  sogar,  dass  die  Franken  nicht  einen  Fuss  breit 
Landes  einbüssten.  Nur  soviel  können  wir  aus  den  armseligen 
arabischen  und  fränkischen  Berichten  als  verbürgte  Thatsache 
anerkennen,  dass  verschiedene  Städte  der  Franken  in  Spanien 
zerstört  wurden.8)  Dass  sich  aber  die  Araber  infolge  ihres 
siegreichen  Feldzuges  in  ihnen,  so  auch  in  Gerona,  festsetzten, 
ist  mehr  als  zweifelhaft.  Dem  widerspricht  entschieden  der  Um- 
stand der  Schleifung  der  Stadtmauern.4)  Es  scheint  mir  also 
nicht  statthaft,  einen  fränkischen  Feldzug  behufs  Zurückgewinnung 
des  von  den  Arabern  angeblich  Eroberten  zu  combinieren. r>) 
Sicher  ist,  dass  um  795  Gerona  in  fränkischen  Händen  gewesen 
sein  muss,  denn  G.  liegt  dem  Frankenreiche  näher,  als  die  in 
der  vita  Hlud.  cap.  8 namhaft  gemachten  Städte,  und  der  Besitz 
der  letzteren  dürfte  für  die  Franken  kaum  von  Wert  gewiesen 
sein,  wenn  sie  nicht  zugleich  auch  Gerona  ihr  eigen  nennen 
konnten,  welches  doch  die  Verbindung  jener  Städte  mit  Septimanien 
und  Aquitanien  decken  musste. 

Wollen  wir  nun  positiv  zu  bestimmen  suchen,  seit  welcher 
Zeit  es  eine  eigentliche  spanische  Mark  gegeben  haben  kann,  so 
werden  wir  dabei  nicht  so  sehr  den  Wortlaut  der  Berichte 
berücksichtigen  müssen,  als  vielmehr  die  obwaltendeu 
Verhältnisse.  Waren  diese  schon  vor  795  so  beschaffen,  dass 
das  Vorhandensein  der  Mark  bereits  vor  dem  gen.  Jahre  für  wahr- 
scheinlich gelten  kann,  so  verliert  die  Nachricht,  dass  795 
mehrere  Städte  zu  Grenzfestungen  mit  starken  Besatzungen  unter 
der  Obhut  eines  mit  Namen  angeführten  Grafen  eingerichtet 
wurden,  für  unsere  Untersuchung  erheblich  an  Wert. 

Wir  sahen  oben,  dass  785  Gerona  fränkisch  wurde;  bald 


>)  S.  20. 

*)  a.  a.  O.  I,  454. 

’J  v(fl.  Kunck  S.  13. 

*)  Kunck  8.  2«2;  14;  Cardoline  I,  147;  Coude  S.  226, 
■')  wie  Kunck  S.  ls. 
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darauf,  spätestens  792,  wahrscheinlich  aber  früher,  müssen  auch 
Ursel  und  Ausona  in  den  Besitz  der  Franken  übergegangen  sein, 
und  790  gewannen  diese  östlich  von  Gerona  einen  Küstenstrich. 
Dass  es  bereits  seit  dem  Gewinn  von  Gerona  eine  besondere 
spanische  Mark  gegeben  haben  soll,  halte  ich  deswegen  für  wenig 
glaublich,  weil  das  betreffende  Gebiet  einen  zu  geringen  Umfang 
hatte.  Könnte  man  beweisen,  dass  Ausona,  Cardona  und  Urgel 
schon  785  nicht  mehr  arabisch  waren,  so  verdiente  die  Hypothese 
Funcks1)  entschieden  Beachtung,  nach  welcher  die  Mark  in  den 
genannten  Jahren  schon  existierte.  Ein  solcher  Beweis  lässt  sich 
an  der  Hand  des  jetzt  vorliegenden  Materials  nicht  beibringen. 
Nur  das  erkennen  wir  mit  Sicherheit  aus  der  letzten  Betrach- 
tung, dass  zwischen  785  und  790  die  Franken  in  Spanien  bereits 
einen  gewissen  Besitzstand  hatten:  also  fränkischer  Besitz  auf 
ursprünglich  feindlichem  Boden,  eine  wesentliche  Vorbedingung 
für  das  Vorhandensein  eigentlicher  Marken,  ist  damit  unleugbar 
erwiesen. 

Als  eine  zweite  müssen  wir  die  Sicherheitsverhältnisse 
dieses  Besitzes  in  Erwägung  ziehen,  und  hierbei  werden  wir  uns 
der  Beobachtung  nicht  verschliessen,  dass  die  stets  Gefahr  drohende 
Nähe  der  Araber  die  Franken  doch  wohl  schon  sehr  früh  darauf 
hingewiesen  haben  muss,  durch  Befestigung  der  gewonnenen 
Städte  für  die  Abwehr  feindlicher  Angriffe  Sorge  zu  tragen. 
Die  Not  einfach  musste  dazu  treiben,  wovon  die  Quellen  erst 
in  späterer  Zeit  Kunde  geben.  Nun  wird  unter  den  betreffenden 
Städten  Cardona  ein  castrum  genannt,  sie  muss  daher  schon  vor 
795  zu  Verteidigungszwecken  gedient  haben.  Vor  diesem  Jahre 
gehörte  das  gleichfalls  genannte  Ausona  den  Franken.  Sollten 
diese  und  die  übrigen  Orte,  die  wahrscheinlich  sämtlich  schon 
in  dem  Besitze  der  Franken  waren,  schutzlos  arabischen  An- 
griffen preisgegeben  worden  sein?  Undenkbar!  Waren  die 
Städte  bereits  vor  793  fränkisch,  welcher  Annahme  nichts  ent- 
gegen zu  stehen  scheint,  so  müssen  sie  auch  noch  vor  dem 
Arabereinfalle  dieses  Jahres  förmliche  Festungen  gewesen  sein. 
Also  haben  wir  die  Worte  des  sog.  Astronomen:  „oppida  olim 
deserta  munivit“  u.  s.  w.  wohl  so  zu  versteheu,  dass  die  Städte 
auch  nach  ihrer  Einnahme  durch  die  arabischen  Schaaren  i.  J. 

')  S.  8—9. 
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793  verödet  waren  und  erst  zwei  Jahre  später,  795,  ihrer  früheren 
Bestimmung  gemäss  wiederum  zu  Bollwerken  gegen  den  Feind 
eingerichtet  wurden. 

Mit  einiger  Sicherheit  lässt  sich  endlich  drittens  aus  den 
Angaben  einer  Urkunde  darthun,  dass  ein  Teil  des  jenseits  der 
Pyrenäen  gelegenen  Gebietes  als  Mark  bereits  um  792  voll- 
kommen organisiert  war.  Sie  wird  uns  von  Villanueva1)  mit- 
geteilt und  behandelt  eine  Schenkung,  deren  Urheber  mit  seiueui 
vollen  Titel  heisst:  „Raimundus,  Anaviensis,  Paliarensis  et 
Ripacnrcensis  divina  gratia  comes  et  marchio.“  Schwierig- 
keiten bereitet  das  chronologische  Moment:  Facta  haec  carta 
donacionis  Indicione  XV.,  anno  XXVI  imperante  Karolo  impe- 
ratore  et  augusto.  — Die  Indiction  XV  trifft  auf  das  Jahr  792;'2) 
damit  stimmt  jedoch  nicht  der  zweite  Teil  des  Datums,  denn 
damals  war  Karl  noch  nicht  Kaiser.  Ueberhaupt  ist  ein  26.  Kaiser- 
jahr Karls  undenkbar.  Es  wird  sich  also  um  Königsjahre 
handeln,  was  um  so  wahrscheinlicher  ist,  als  Villanueva3)  die 
abgedruckte  Urkunde  nicht  in  ihrem  Originale,  sondern  in  einer 
Copie  aus  dem  12.  Jahrhundert  vorfand,  wobei  natürlich  die 
Möglichkeit  zu  berücksichtigen  ist,  dass  der  Abschreiber  aus 
eigener  Machtvollkommenheit  Karl  zum  Kaiser  machte.4) 

Aber  damit  sind  die  Schwierigkeiten  noch  nicht  erledigt; 
denn,  wenn  das  erste  Königsjahr  Karls  vom  9.  Oktober  768  bis 
zum  8.  Oktober  769  lief,  so  war  das  26.  vom  9.  Oktober  794 
bis  8.  Oktober  795;  hierzu  passt  abermals  nicht  die  Indiction  XV. 
Auch  wenn  man  die  Jahre  von  Karlmanns  Tode  an  zählen 
würde,  käme  man  zu  keinem  brauchbaren  Resultate.  Wohl 
aber  Hesse  sich  ein  solches  zu  wege  bringen,  wenn  man  an- 
nimmt, dass  in  dem  Originaltext  des  Diploms  anno  XXIV  und 
nicht  anno  XXVI  stand ; ein  solcher  Lesefehler  des  Abschreibers 
ist  wohl  bedeutend  wahrscheinlicher,  als  irgend  ein  Fehler  in 
der  Angabe  der  Indiction.  Man  würde  mithin  das  Jahr  vom 
9.  Okt.  792  bis  8.  Okt.  793  erhalten. 


’)  Villanueva  a.  a.  0.  T.  X,  S.  221  (Apindice  do  documentos  No.  III) 
’)  Weidenbach,  Calendarium  etc.  S.  SS 
»)  a.  a.  O.  Bd,  X,  S.  33. 

*)  vgl.  Bresslau,  Handbuch  der  Urkundcnlehre,  Bd.  I,  Leipzig  18S9, 
S.  864. 
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Nach  der  Untersuchung  von  Villanueva1)  erscheint  eine 
Fälschung  der  Urkunde  als  ausgeschlossen ; auch  er  kommt  zu 
dem  Ergebnis,  dass  sie  wahrscheinlich  aus  dem  Jahr  792  stammt.5) 

Somit  lässt  sich  unsere  Ansicht,  dass  ein  Teil  der  spanischen 
Mark  vor  795  schon  vorhanden  war,  wenn  auch  nicht  durch  ganz 
sichere  Argumente,  so  doch  wenigstens  durch  solche  von  einiger 
innerer  Wahrscheinlichkeit  begründen;  freilich  war  die  Mark  792 
noch  in  engster  Verbindung  mit  der  aquitanischen  Grenzgrafschaft 
von  Toulouse. 

Die  Verfügungen  Ludwigs  von  795  bezeichnen  also  nicht 
die  Gründung,  sondern  höchstens  die  infolge  der  arabi- 
schen Invasion  von  793  nötig  gewordene  Reorganisation 
der  thatsächlich  wahrscheinlich  zwischen  785  und  792 
entstandenen  spanischen  Mark. 

3.  Die  Marken  an  der  Elbe. 

Jenseits  der  Elbe,  im  heutigen  Holstein,  sass  einer  der  4 
Hanptstämme  der  Sachsen,  die  Nordliudi,  Nordalbinger 
oder  Transalbinger;  der  übrige  Teil  des  rechten  Elbeufers 
war  im  Besitz  von  Slavenstämmen.  zu  deren  gefürchtetsten  die 
Abodriten  und  die  Wilzen  gehörten.  Die  ersteren  waren 
Verbündete  der  Franken,  wohl  weniger  aus  aufrichtiger  Sym- 
pathie, als  um  einen  Rückhalt  gegen  die  ihnen  feindlich  ge- 
sinnten Dänen  und  Wilzen  zu  haben.  Mit  den  Transalbingern 
hingegen  und  den  Wilzenstämmen  hatten  die  Franken  manchen 
blutigen  Kampf  zu  führen. 

Die  Transalbinger  hatten  sich  in  den  Sachsenkriegen  als 
tapfere  Genossen  ihrer  bedrängten  Stammesbrüder  erwiesen. 
782  nahmen  sie  an  deren  Aufstande  teil,®)  von  783—785  fand 
Widukind  bei  ihnen  eine  sichere  Zufluchtsstätte,4)  und  10  Jahre 
später  ermordeten  sie  meuchlings  den  abodritischen  Bundesge- 
nossen Karls,  Witzin.®)  Auch  sonst  mögen  sie  durch  Einfälle 


*)  a.  a O.  Bd.  X,  S.  H4  ff. 

*)  Villanueva,  Bd.  X,  S.  3ß. 
a)  Abel-Simson  I,  4-21)  u.  4U6. 

4)  Einh.  Ann.  785.  Abel-Simson  I,  457. 
*)  vgl.  Abel-Simson  II,  95. 
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in  fränkisches  Gebiet  manche  Unruhen  hervorgerufen  haben. 
Das  war  ein  haltloser  Zustand,  und  Karl  zeigte  sich  bestrebt, 
ihn  möglichst  schnell  und  gründlich  zu  beseitigen.  Unterhandlungen 
schlugen  fehl:  Hessen  sich  die  Nordlente  doch  sogar  soweit  hin- 
reissen,  die  mit  denselben  beauftragten  missi1)  teils  zu  töten 
teils  behufs  Erpressung  eines  reichlichen  Lüsegeldes  in  Ge- 
fangenschaft zurückzubehalten. 

Wenn  nun  belichtet  wird,  dass  Karl,  wohl  um  den  Tod 
seiner  missi  zu  rächen,  das  Land  zwischen  Elbe  und  Weser  ver- 
wüstete, nicht  aber  das  Gebiet  der  eigentHchen  Uebelthäter  -), 
dass  er  also  deren  Stammesverwandte  für  ihren  Frevel  Wissen 
Hess,  so  erkennt  man,  wie  gering  damals  die  Macht  des  Königs 
im  Nordosten  der  Elbe  war.  Voll  Uebermut8)  konnten  sich  die 
Nordleute  gegen  ihre  Nachbarn,  die  Abodriten  wenden,  die  seit 
780  den  Franken  treu  ergeben  waren4).  Allein  die  Abodriten 
hatten  den  Angriff  bereits  vorhergesehen,  und  unterstützt  von 
dem  fränkischen  Köuigsboten  Eburis  besiegte  ihr  Fürst  Drosuk 
an  einem  Swentana  genannten  Orte  die  Nordalbinger  vollständig. Ä) 
Nach  einer  Nachricht“)  wurden  hierauf  1600  der  angesehensten 
Nordalbinger  weggeführt  und  zerstreut  im  Frankenreiche  an- 
gesiedelt.7) Aehuliches  geschah  799;  als  nämlich  der  König  in 
diesem  Jahre  seinen  Sohn  Karl,  um  mit  den  Willen  und  den 
Abodriten  zu  unterhandeln,  nach  dem  Bardengau  entsandte,  nahm 
der  letztere  eine  Anzahl  von  wahrscheinlich  durch  die  Slaven 
ausgelieferten  Nordleuten8)  in  Empfang  und  führte  sie  mit  sich 


’)  Einh.  Ami.  798  ob  iustitias  faciendas.  vgl.  Abel-Simson  II, 
ns  ff. 

*)  Einh.  Ann.  798. 

*)  Einh.  Ann.  a.  a.  0.  Tr auperbia  elati  eo  quod  rcgis  legatos 

impuno  occidere  potuerunt  etc. 

*)  vgl.  L.  Giesebrecht,  Wendische  Geschichten  I,  97, 

5)  Einh.  Anu.  a.  a.  O.  Der  Ort  ist  mit  v.  Ledebur,  Kri- 
tische Beleuchtung  einiger  Punkte  aus  den  Feldzügen  Karls  d.  Gr.  etc.  Ber- 
lin 29.  S.  121  ff.,  Dahlmann,  Gesch.  v.  Dännemark  (Hceren-Ukert)  Gotha 
40.1,  20,  2 und  Abel-Simson  II,  147,10  andern  späteren  Schlachtorte  von 
BornhSvede  zu  suchen,  also  an  der  Schwentine. 

•)  Ann.  S.  Am  an  di  (SIÜH.  SS.  I.)  798. 

?)  vgl.  Beyer,  Der  Limes  Saxoniae  Karls  d.  ür.  Schwerin  77,  S.  3. 
Abel-Simson  II,  150,  l. 

*)  a.  a.  0.  S.  3. 
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hinweg.1)  Aber  schon  802  wurde  eine  neue  Züchtigung  der 
Transalbinger  nötig.*)  Wohl  gälirte  es  auch  da  noch  in  Trans- 
albingien:  deshalb  wandte  der  Kaiser  endlich  ein  Radikalmittel 
an,  durch  welches  nicht  allein  der  von  den  Transalbiugern 
drohenden  Gefahr  ein  Ende  bereitet,  sondern  auch  der  Umfang 
des  Reiches  erweitert  wurde. 

Er  liess  nämlich  804  den  grössten  Teil8)  der  sächsischen 
Bevölkeiung  von  beiden  Ufern  der  unteren  Elbe  aus  ihren  bis- 
herigen Wohnsitzen  wegfiihren  und  au  verschiedenen  Orten  seines 
Reiches  ansiedeln.  Das  freigewordene  Land  erhielten  die  Abodriten. 
über  die  nun  Drosuk  als  oberster  Fürst  eingesetzt  wurde,  jedoch 
wohl  nur  änsserlich;  in  Wirklichkeit  ward  Transalbingien  jetzt 
fränkisch.  Zugleich  aber  traten  an  die  Stelle  der  unschädlich 
gemachten  Nordleute  nicht  unbedeutendere  Gegner,  das  waren  die 
Dänen. 

Wahrscheinlich  herrschte  in  den  nächsten  Jahren  ein  Zustand 
äusserlicher  Ruhe  zwischen  den  Nachbar  reichen.  Dieser  erlitt 
jedoch  808  durch  einen  Angriff  des  Dänenkönigs  Göttrik,  vereint 
mit  den  Feindseligkeiten  der  Wilzen  und  der  von  den  Abodriten 
abgefallenen  Linonen  und  Smeldingen  gegen  die  Abodriten4)  eine 
ernste  Gefährdung.  Auf  die  Kunde  von  den  Gewalttaten  der 
Angreifer  wurde  der  jüngere  Karl  mit  einem  fränkischen  und 
sächsischen  Heere  an  die  Elite  geschickt*),  da  man  die  Besorgnis 
hegte,  Göttrik  könnte  vielleicht  auch  einen  Angriff  auf  Sachsen 
wagen.  Karl  überschritt  seinen  Auftrag  insofern,  als  er  eine 
Brücke  über  die  Elbe  schlug,  um  eiligst  das  Gebiet  der  Smel- 

’)  Einh.  Ann.  Ann.  Laur.  Mai.  799.  L.  (iiesebrecht  I,  100. 
Abel-Simson  II,  179. 

*)  Einh.  Ann.  802.  vgl.  Abcl-Siuison  II,  284,7. 

*)  Einh.  Arm.  804  sagen  zwar:  • • • oinnes  ....  Saiones,  qm  Irans 
Albiam  et  in  Wihnmodi  habitabant;  das  ist  aber  wenig  glaublich.  Einh. 
vita  Car.  cap.  7:  deccm  inilia  homiunm  ex  bis,  qui  utrasque  ripas  Albis  flu- 
minis  incolebant,  was  der  Wahrheit  näher  kommen  dürfte.  Nach  den  Ann. 
S.  Amandi  804  wurde  ein  Teil  getötet;  vgl.  L.  Oiesebrccbt  I,  100  und 
Beyer  S.  3. 

4)  Einh.  Ann.  808. 

5)  Einh.  Ann.  SOS.  v.  Ledebur  S.  120  ist  im  Irrtum,  wenn  er  sagt, 
dass  Karl  irn  östlichen  Sachsenlnnde  zur  Verteidigung  desselben  gegen  die 
Einfälle  der  angrenzenden  überelbischcu  Slavenvölker  zurückgelassen 
wurde. 
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dingen  und  Linonen  zu  verwüsten  und  die  Slaven  sowohl  wie 
vor  allem  Göttrik  zu  schrecken.  Er  wollte  ihnen  also  zeigen,  dass 
er  mit  seinen  Kriegern  einer  feindlichen  Wendung  gegen  das 
linke  Elbeufer  thatkräftigen  Widerstand  entgegenzusetzen  bereit 
war. ')  Freilich  wehrten  die  Slaven  sich  tapfer,  und  das  Franken- 
heer  erlitt  nicht  geringe  Verluste.9)  In  engem  Zusammenhänge 
mit  der  Zurechtweisung  der  Linonen  und  Smeldingen  stand  die 
Anlage  zweier  Kastelle  an  der  Elbe.8) 

Als  Göttrik  siegreich  und  beutebeladen  sein  Reich  wiederum 
betreten  hatte,  verweilte  er  nach  der  Angabe  der  Ann.  Einh. 
einige  Tage  in  Schleswig.  Er  fasste  damals  den  Entschluss,  die 
Grenze  seines  Landes  nach  Süden  hin  stark  zu  befestigen;4) 
offenbar  tliat  er  dies  in  der  Befürchtung,  Karl  würde  ihn  als 
Rächer  der  den  Abodriten  zugefügten  Unbill  mit  Krieg  über- 
ziehen. Um  diese  Möglichkeit  hinauszuschieben  und  um  Zeit  zu 
gewinnen,  begann  Göttrik  mit  Karl  zu  unterhandeln.  Seine 
Abgesandten  und  kaiserliche  Grafen  kamen  809  zu  Badenfliot 
(Beienfleth  a.  d.  Stör)  zusammen  und  berieten  über  mehrere  zu 
Meinungsverschiedenheiten  Anlass  bietende  Punkte,  ohne  jedoch 
zu  einem  befriedigenden  Abschluss  zu  gelangen.5)  Den  einen 
Erfolg  aber  hatte  diese  Zusammenkunft,  dass  Göttrik  gegen  die 
Rückkehr  des  von  ihm  vertriebenen  Abodritenfürsten  Drosuk 
nichts  einwandte. 

Gar  bald  zeigte  sich,  dass  man  keinen  Grund  hatte,  über 
diese  anscheinend  friedliche  Stimmung  des  Dänenkünigs  erfreut 
zu  sein.  Sein  übermütiges  Benehmen  forderte  die  Franken 


')  Die  Darstellung  L.  Giesebrechts  I,  104  vermag  ich  nicht  so  we- 
nig quellengemäss  zu  finden,  wie  Abel-Simson  II,  387,2, 

’)  vgl.  Cliron.  Moiss.  808.  Ann.  Laur.  Min.  berichten  sogar,  dass 
die  Verluste  sehr  bedeutend  waren.  Jedenfalls  darf  man  mit  Abel-Sim- 
son II,  388  auf  Einh.  Ann.  808:  cum  incolomi  exercitu  ....  se  recepit 
nichts  geben. 

s)  Darüber  weiter  unten. 

4)  Einh.  Ann.  808.  Dahlmann  I,  22  legt  dar,  dass  das  Danewirk 
von  G.  nur  begonnen  wurde.  Der  heutige  Lauf  der  Eider  ist  anders,  vgl. 
Abel-Simson  II,  390. 

5)  Einh.  Ann.  809.  Offenbar  fanden  die  Verhandlungen  auf  dem 
rechten  Elbufer,  auf  fränkischer  Seite,  statt,  donn  cs  heisst  von  Göttrik; 
„. . . Petebat  . . . ut  conventus  iuxta  tenninos  regni  sui  trans  Albim  fierct.* 
vgl.  L.  Giescbrecht  I,  105. 
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geradezu  heraus,1)  und  der  Ausbruch  eines  Krieges  schien  nicht 
mehr  fern  zu  sein.  Zudem  wurde  damals  Drosuk  von  Dienst- 
leuten Göttriks  meuchlings  getötet.  Da  fasste  denn  Karl,  um 
für  alle  Fälle  vorbereitet  zu  sein,  den  Entschluss,  jenseits  der 
Elbe  an  einem  geeigneten  Orte  eine  starke  Festung  anzulegen, 
die  nicht  allein  Transalbingien,*)  sondern  auch  einen  Teil  des 
linkselbischen  Sachsens  schützen  sollte.3)  Der  Graf  Egbert') 
und  dessen  Genossen  wurden  mit  der  Wahl  des  Platzes  und  dem 
Bau  des  Bollwerks  betraut;  es  erhielt  den  Namen  Esesfeld 
oder  Esseveldoburg")  und  bildete  den  Anfang  zum  späteren 
Itzehoe  an  der  Stör.  Bezüglich  der  Gründungszeit  von  I.  ist 
folgendes  zu  bemerken:  Das  Ohron.  Moiss.  berichtet  von  der 
Aussendung  der  Schaaren  u.  s.  w.  zum  J.  810,  Einli.  Ann.  vom 
Entschlüsse  des  Kaisers,  den  unnihigen  Zuständen  im  Nordosten 
durch  die  erwähnte  Massregel  ein  Ende  zu  bereiten,  von  der 
Sammlung  der  Kolonisten  in  Gallien  und  Germanien,  von  dem 
an  Egbert  ergangenen  Befehl,  den  Ort  zu  besetzen,  zu  800. 
Diese  beiden  Nachrichten  können  wohl  miteinander  kombiniert 
werden,  und  man  wird  Simson  beipflichten  müssen,  welcher  meint,") 
die  eigentliche  Besetzung  des  Ortes  könne  erst  im  März  810 
vor  sich  gegangen  sein. 

Diese  Festung  hatte  also  zunächst  eine  defensive  Bestimmung, 
zugleich  aber  konnte  sie  fiir  die  Franken  sehr  wichtig  werden 
in  einem  vielleicht  nahe  bevorstehenden  Kriegszuge  gegen  die 
Dänen.’)  Bald  bot  sich  auch  ein  besonderer  Anlass  dar,  gegen 
die  Dänen  die  Waffen  zu  ergreifen,  denn  Göttrik  brandschatzte 
mit  unerhörter  Verwegenheit  die  friesische  Küste.8)  Karl  rüstete 


’)  Ein li.  Auu.  809.  Näheres  enthält  Einh.  vita  Car.  cap.  14:  Iacta- 
bat  enim  se  brevi  Aqnasgrani  . . . cum  muxirais  copiis  adventurum.  Einh. 
Ann.  810:  r. x ille  vanissimii  spe  vietoriae  elatus,  ucie  se  cum  iinperatore 
congredi  Teile  iactabnt. 

*)  nur  Transalbingien  meinen  Abel-Simson  II,  411. 

•)  Einh.  Ann.  809.  Chrom  Moiss.  810.  Der  Passus  ubi  nocesse  fuit 
deutet  ganz  besonders  auf  die  dänische  Grenze  hin. 

4)  über  ihn  vgl.  Abel-Simson  II,  412,2. 

*)  über  die  Endung  —bürg  vgl.  Abel-Simson  II,  827,3. 

°)  Abel-Simson  II,  412,2. 

*)  Einh.  Ann.  810. 

*1  Einh.  Ann.  a.  a.  0. 
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eilig;  damals  baute  man  auch  eine  Flotte.  Mitten  in  dieser  Auf- 
regung konnte  die  Nachricht,  dass  Göttrik  durch  einen  Vasallen 
getütet  worden  war,  den  Franken  nur  angenehm  sein.1)  Sein 
Nachfolger  wurde  ein  Neffe,  namens  Hemming,  welcher,  wahr- 
scheinlich um  zunächst  im  Innern  sein  Königtum  zn  befestigen 
und  zu  sichern,  eine  friedliche  Gesinnung  an  den  Tag  legte.  In 
der  That  kam  auch  bald,  vermutlich  im  April  811,  ein  Friede 
zwischen  Dänen  und  Franken  zustande,2)  der  durch  12  kaiser- 
liche Grafen3)  und  die  dänischen  Bevollmächtigten  an  der  Eider 
beschworen  wurde.  Als  Hemming  schon  812  starb,4)  folgte  in 
seinem  Reiche  eine  Zeit  blutiger  Wirren.  Zwei  Parteien  standen 
sich  feindlich  gegenüber,  eine  nämlich,  welche  das  Anrecht  eines 
Neffen  Güttriks,  Siegfried,  und  eine  andere,  welche  die  Nach- 
folge eines  Neffen  des  früheren  Königs  Harald,  namens  Ring 
oder  Anulo,  vertrat.  Beide  Thronkandidaten  blieben  in  einer 
Schlacht.  Die  Haraldspartei  gewann  jedoch  die  Oberhand  und 
setzte  Anulos  Brüder,  Harald  und  Reganfrid,  zu  Regenten 
ein.*)  Es  liegt  der  Gedanke  nahe,  dass  Karl  sich  in  diese 
dänischen  Angelegenheiten  mischte.  Denn  Einh.  Ann.  z.  J.  812 
sagen:  Harioldus  et  Reginfridus,  reges  Danornm,  missa  ad  im- 
peratorem  legatione,  pacem  petunt,  et  fratrem  snum  Hemmingum 
sibi  remitti  rogant.  Wie  Hemming  in  die  Gewalt  Karls  gelangt 
war,  ist  unklar.  Vermutlich  geschah  es  infolge  irgend  einer 
Machination  der  Göttrik'schen  Partei,  von  welcher  wir,  da  wir 
Grund  zur  Annahme  haben,  dass  sie  sich  in  dieser  Zeit  an  die 
frankenfreundlichen  Abodriten  anzulehnen  suchte,*)  auch  wohl 
denken  können,  dass  sie  ein  gutes  Einvernehmen  mit  Karl  zu 
erlangen  bestrebt  war,  um  durch  dessen  Unterstützung  in  ihrer 
Heimat  der  gegnerischen  Sache  die  Aussicht  auf  Erfolg  zu  be- 
nehmen. Und  dem  Frankenkönige  wird  der  Besitz  Hemmings 
eine  willkommene  Handhabe  geboten  haben,  um  etwaige  Unter- 


*1  Einh.  Ann. 

*)  Einh.  Ann.  811.  Ahel-Simson  XL  465,3. 

’)  Deren  Namen  Einh.  Ann.  811. 

4)  Einh.  Ann.  812. 

*)  Einh.  Ann.  812. 

*)  Göttrikiancr  flohen  z.  B.  auch  nach  der  813  geschlagenen,  für  sie 
unglücklichen  Schlacht  zu  den  Abodriten,  vgl.  Chron.  Jloisa.  813:  et  ill 
fugeruut  uequc  ad  Abdriti. 
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uehmungen  Haralds  und  Regaufrids  gegen  das  Frankenreich  zu 
vereiteln. 

Nachdem  aber  die  Partei  des  Harald  die  Oberhand  gewonnen 
hatte,  war  es  für  Karl  das  Klügste,  den  dänischen  Prinzen  aus- 
zuliefern, wenn  er  nicht  wollte,  dass  die  Dänen  gegen  sein 
Reich  den  Krieg  eröffneten.  Deshalb  zeigte  sich  Karl  damals 
(813)  zu  Unterhandlungen  bereit,  welche  jenseits  der  Elbe 
zwischen  je  Iß  fränkischen  und  dänischen  Grossen  stattfanden. 
Ihr  Ergebnis  war  nicht  allein  die  Auslieferung  Hemmings,  sondern 
ausserdem  auch  eine  Verständigung  in  anderen  Fragen,  durch 
die  ein  freundschaftliches  Verhältnis  zwischen  beiden  Mächten 
angebahnt  werden  sollte.') 

War  es  nun  zwar  nach  den  Berichten  der  Quellen  zu  keinem 
ernsten  Zusammenstosse  zwischen  Franken  und  Dänen  unter  der 
Regierung  Karls  gekommen,  so  darf  man  doch  den  wahren 
Charakter  der  damaligen  politischen  Situation  nicht  verkennen, 
welcher  sich  in  einer  steten  Gefährdung  der  äusserlich  zwischen 
Dänemark  und  dem  Fraukenreiche  herrschenden  friedlichen  Be- 
ziehungen aussprach.  Natürlich  mussten  solche  Zustäude  dazu 
veranhissen,  auch  nach  dieser  Seite  hin  die  Reichsgrenzen  zu 
sichern.  Das  geschah  hier  gleichfalls  durch  die  Anlegung  einer 
Mark.  Sie  dürfte  jedoch  kaum  vor  804  gegründet  worden  sein, 
denn  erst  mit  diesem  Jahre,  seit  jener  Massendeportatiou  der 
Transalbinger,  darf  man  den  Einfluss  der  Franken  in  Trans- 
albingien  als  so  mächtig  anerkennen,  dass  man  daselbst  mit  der 
Errichtung  einer  Mark  Vorgehen  konnte.  Das  810  angelegte 
Kastell  Esesfeld  ist  recht  eigentlich  eine  Gründung 
auf  Markgebiet:  nicht  Einwohner  des  Landes  selbst  erbauten 
es,  nicht  Einheimische  besiedelten  und  verteidigten  es,  sondern 
vielmehr  Leute,  welche  aus  den  verschiedensten  Reichsteilen 
herbeigeeilt  waren,  und  denen  die  Verteidigung  eines  so  ver- 
antwortungsvollen Postens  mit  ungleich  grösserem  Vertrauen 
übertragen  werden  konnte,  als  den  erst  nur  dem  Namen  nach 
unterworfenen  Transalbingeru  oder  selbst  den  Abodriten.2)  Trotz- 

')  vgl.  Einh.  Ann.  813. 

*)  L.  Giosobrccht  I,  106  sagt:  .Die  früher  beabsichtigte  Abodri- 

tische  Kolonisation  Nurdsnchsens  wurde  demgemäss  aufgegeben.“  Das  geht 
doch  allein  aus  der  Anlage  eines  fränkischen  Kastells  in  diesen  üegeuden 
nicht  hervor. 
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dem  uns  sonst  nichts  aus  der  Zeit  Karls  des  Grossen  bekannt 
ist,  was  die  Einrichtung  des  Landes  zwischen  der  Elbe  und  der 
Dänengrenze  zu  einer  Mark  kennzeichnen  könnte,  genügt,  um 
thatsäehlich  eine  echte  Mark  in  diesem  Gebiete  zu  erkennen, 
schon  der  Gedanke  an  den  bei  der  Gründung  von  Esesfeld  zur 
Anwendung  gekommenen  Modus,  auf  welchen  bereits  Büdingen 
ganz  besonders  hinwies. ’)  Dazu  beachte  man  ferner  die  politische 
Situation  zur  Zeit  der  Gründung:  diese  geschah  unter  unmittel- 
barer Einwirkung  der  Dänengefahr.  Die  nächste  Bestimmung 
des  Kastells  war,  den  kurz  zuvor  den  Nordalbingern  entrissenen 
Landstreifen  gegen  eine  dänische  Invasion  und  Occupation  zu 
schützen.  Einen  solchen  defensiven  Zweck  aber  hatten  Kastelle 
in  den  Marken  überhaupt. 

Freilich  bemerkt  Waitz*):  „Wir  finden  nirgend  ein  aus- 
drückliches und  bestimmtes  Zeugnis  über  die  Gründung  und  Ein- 
richtung der  dänischen  Mark  ....  Ob  die  Mark  des  Chron. 
Moiss.  z.  J.  810  (Pertz  I,  p.  309  u.  II,  238)  Karolus  iinp.  misit 
scaras  suas  ad  marchas,  ubi  necesse  fuit  et  mandavit  civitatem 
aedificare  ultra  Albiam  in  loco  qni  dicitur  Esseveldoburg  et 
mandavit  illis  hominibus,  qui  custodirent  civitatem,  hierhin  ge- 
hört, lässt  sich  mit  Sicherheit  kaum  entscheiden,  ist  jedoch  nicht 
wahrscheinlich.“  Ich  kann  dem  jedoch  nicht  beistimmen  und 
halte  die  angeführten  Momente  für  zu  frappant,  als  dass  ich  W. 
recht  geben  könnte.  Viel  zu  spät  setzt  er  die  eiste  Spur  der 
Mark  ins  Jahr  828,*)  zu  welchem  marchiones  zuerst  erwähnt 
werden.  — Erst  in  späterer  Zeit  wird  die  dänische  Mark  das 
Gebiet  zwischen  Schlei  und  Eider  umfasst  haben,4)  während  aus 
der  Lage  von  Itzehoe  hervorgeht,  dass  die  unter  Kai  l dem  Grossen 
gegen  die  Dänen  eingerichtete  Mark  erheblich  südlicher  lag. 

Die  nordsächsische  Mark  war  zunächst  wohl  nur  gegen  die 
Dänengefahr  errichtet  worden.  Sie  ist  dieselbe,  welche  zu  den 


■)  Oesterreich.  Geschichte  I,  164,  4. 

5)  Jahrbücher  des  deutschen  Reichs  unter  der  Herrschaft  Heinrichs  I., 
Berlin  1837,  Excnrs  II,  S.  131.  Ebenso  die  2.  Ausgabe  dieses  Werkes  in 
den  „Jahrbüchern  der  deutschen  Gosch.“  Berlin  C3,  Excnrs  XV,  8.  264  ff. 
Allerdings  kann  das  Griindungsjnhr  mit  Sicherheit  nicht  ermittelt  werden. 

8)  a.  a.  0.  S.  132. 

4)  Waitz,  a.  a.  O.  2.  Ausgabe  S.  266. 
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Jahren  828 l)  und  852*)  erwähnt  wird.  Jedenfalls  diente  sie 
jedoch  später,  als  das  Verhältnis  der  Franken  zu  den  Abodriten 
kein  so  gutes  mehr  war  wie  unter  Karl,  zugleich  auch  gegen 
die  Uebergriffe  dieser  Slaven.8)  Ein  schmaler  militärisch  organi- 
sierter Landstrich  längs  der  Abodritengrenze  wird  den  wohl  gegen 
dieses  Volk  gerichteten  limes  Saxonicus  gebildet  haben.  Ich 
halte  es  jedoch  für  wenig  wahrscheinlich,  dass  der 
von  Adam  von  Bremen*)  erwähnte  und  beschriebene 
limes  Saxoniae  mit  dem  ebengenannten  identisch  ist. 
Adam  spricht  nämlich  in  seinem  Werke  II,  cap.  14  von  den 
Suffraganbistflmern  des  Magdeburger  Erzbistums,  welches  be- 
kanntlich für  die  Slavenländer  an  der  Elbe  eingerichtet  wurde. 
Im  nächsten  Kapitel  (15)  behandelt  er  die  jenseits  der  Elbe  zur 
Hamburger  Diöcese  gehörigen  Gebiete  und  nennt  die  3 Teile 
der  überelbischen  Sachsen:  Tedmarsgoer,  Holceten  und  Sturmaren; 
dann  fährt  er  mit  cap.  15b  8o  fort:  „ luven  im  us  quoque 
limitem  Saxoniae,  quae  trans  Albiam  est,  praescriptum 
a Carolo  et  imperatoribus  caeteris,  ita  se  continentem. 
Hoc  est  ab  Albiae  ripa  orientali  usque  ad  rivnlum,  quem  Sclavi 
Mescenreiza  vocant,  a quo  sursum  limes  currit  per  silvam  Del- 
vunder  us<|ue  in  fluvium  Delvundam  sicque  pervenit  in  Horchen- 
bici  et  Bilenispring;  inde  ad  Liudwinestein  et  Wispircon  et 
Birznig  progreditur.  Tune  in  Horbinstenon  vadit  usque  in  Tra- 
vena  silvam,  sursumque  per  ipsam  in  Bulilunkin,  mox  in  Agri- 
meshov  et  recto  ad  vadum,  quod  dicitur  Agrimeswidil  ascendit. 

(Ubi  et  Burwido ) Ab  eadem  igitur  aqua  sursum  procur- 

rens  terminus  in  stagnum  G’olce  vadit,  sicque  ad  orientalem  cam- 
pum  venit  Zuentifeld  usque  in  ipsuui  Humen  Zuentinam,  per  quam 


Einh.  Ann.  828. 

*)  Ann.  Fuldenaea  852. 

*)  Einh.  Ann.  «Ui : Sclnnmir,  Abodritornm  rox,  ob  cuius  perfidiam 

ulciaccndam  cxercitus  Salon  um  et  orientalinm  Francorum  eodem  anno  trans 
Albiam  missim  fuerat,  per  praefectos  Saxonici  limitis  etc.  Aquasgrani 
adductus  est. 

4)  Gesta  Hammaburg.  eccles.  Pontiff.  II,  cap.  1 5 h-  (MGH.  SS.  VII.) 
Lappenberg,  Hamburg.  Urknndenbnch,  S.  8 betrachtet  die  Stelle  als  Frag- 
ment einer  Urkunde  aus  unbestimmter  Zeit,  ebenso  Lisch,  Mecklenburg. 
Urkandonbuch  I,  S.  2.  Mit  Recht  findet  dieser  die  Ansetzung  auf  sil, 
welche  lfey er  a.  a.  0.  mit  positiver  Sicherheit  zu  vertreten  scheint,  fraglich. 
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limes  Saxoniae  usque  in  pelagus  Scythorum  et  wäre,  quod  vocant 
orientale,  delabitur.“  Hiernach  erscheint  doch  nur  das  Eine 
klar,  dass  Adam  die  geographische  Ausdehnung  des  traus- 
albingischen  Sachsens  und  die  Grenzlinie1)  meint,  welche 
ihr  Gebiet  von  demjenigen  der  anwohnenden  Klaren  schied  (vgl. 
limes  currit  — pervenit  — progreditur  — vadit  — 
asceiulit  — procurrens  terminus  vadit  u.  s.  w.).*)  Warum 
Waitz  es  hier  mit  einer  „ähnlichen  Mark“  zu  thun  zu  haben 
glaubt,  wie  z.  B.  mit  der  spanischen,  bretonischen  u.  s.  w.,  also 
mit  einer  militärischen  Einrichtung  zur  Sicherung  und  V erteidigung 
eines  eroberten  Grenzgebietes,3)  ist  mir  nicht  verständlich.  Das 
lässt  sich  aus  Adams  Notiz,  so  viel  ich  sehen  kann,  nicht  lierans- 
lesen?  sie  bietet  nur  ein  geographisches  Interesse,  sie  be- 
richtet, wie  mir  scheint,  nur  von  der  Regelung  der  Grenzver- 
hältnisse durch  Festsetzung  einer  sicheren  Grenzlinie, 
um  den  zwischen  den  Nachbarn  gewiss  nicht  zu  selten  vor- 
gekommeuen  Grenzstreitigkeiten  ein  Ende  zu  bereiten.  Für  das 
Vorhandensein  von  Befestigungen,  von  welchen  Beyer  spricht, 
vermag  ich  in  der  besprochenen  Stelle  keinen  Anhalt  zu  finden. 

Meine  Ansicht,  um  sie  hier  kurz  zu  wiederholen,  ist  diese: 
Die  anfangs  gegen  die  Dänen,  dann  gleichmässig  gegen  diese 
und  die  Abodriten  gerichtete  Mark  entstand  nicht  erst  811, 
sondern  früher,  frühestens  um  804.  Einen  sichern  Anhalt  für 
ihre  Existenz  und  ihre  Lage  besitzen  wir  in  der  im  Frühjahr 
810  erfolgten  Gründung  des  Kastells  Esesfeld  an  der  Stör.  — 


')  limes  bedeutet  a.  a.  O.  einfach  Grenze,  Grenzlinie,  wie  z.  B. 
Einb.  Ann.  808  von  der  dänischen  Grenze  gesagt  wird:  limitem  regni  sui, 
<1  ui  Saxoniam  respicit. 

*)  Ganz  ähnliche  Ausdrücke  finde  ich  in  einer  Greuzbeschreibung  hei 
Villanueva  X,  Ap£ndice  etc.  V,  S.  22t>:  asccudit  — desccnditque  . . . con- 
jungitque  — ascenditquc  — usque  in  cacumine  montis  — pervaditque  per 
suinitntes  ipsius  montis  — pervenitque  u.  s.  w. 

5)  Deutsche  Verfassungsgeschichte  III,  H72  (2.  Aufl.)  «Von  einem 
späteren  Schriftsteller  wird  auf  Karl  ausdrücklich  die  Errichtung  einer  Mark 
zuriickgc führt , welche  das  nordalbingisclic  Sachsen  von  dem  Gebiete  der 
slavischen  Wagrier,  eines  Teiles  der  Abodriten  trennte  Diese  bestand,  wie 
angegeben  wird,  iu  einem  schmalen  .Strich  Isoldes,  der  sich  von  der  Elbe  bis 
zum  Kieler  Husen  hinzog.*  Von  einem  «schmalen  .Strich  Landes*  spricht 
aber  Adam  gar  nicht.  Derselben  Ansicht  wie  Wuilz  ist  Beyer,  a.  a.  U. 
S.  4 («Diesen  Augenblick  — Wenden*). 
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Auch  gegen  die  Stamme  der  Wilzen,  welche  Einhard  die 
bei  weitem  bedeutendsten  Slaven  nennt,  und  die  jenseits  der 
Elbe,  südlich  vom  Gestade  der  Ostsee  wohnten,1)  erwies  sich 
eine  defensive  Organisation  der  Reichsgrenze  als  notwendig. 

Der  erste  ernstere  Zusammenstoss  zwischen  ihnen  und  den 
Franken,  von  welchem  wir  wissen,  erfolgte  789.  Anlass  dazu 
boten  Reibereien  zwischen  den  Wilzen  und  den  mit  Karl  ver- 
bündeten Abodriten. s)  Vermutlich  suchte  der  König  vorher  auf 
friedlichem  Wege  die  Zwistigkeiten  zwischen  den  beiden  Nachbar- 
völkern zu  beseitigen,  jedoch  vergeblich.“)  Daher  kamen  denn 
Franken  und  Sachsen  überein,  die  Wilzen  mit  den  Waffen  zu 
züchtigen,  und  zur  Sommerszeit  brach  das  Heer  gegen  sie  auf. 
Bei  Köln  überschritt  Karl  den  Rhein;  die  Elbe  wurde  doppelt 
überbrückt,  und  die  eine  der  Brücken,  um  den  Rückweg  offen 
zu  erhalten,4)  mit  starken  Befestigungen  versehen,  in  denen  eine 
Besatzung  zurückgelassen  wurde.  Dann  drang  man,  das  feind- 
liche Gebiet  schonungslos  verwüstend,  bis  zur  Peene  vor.*)  Der 
Widerstand  der  Slaven  scheint  kein  besonders  nachhaltiger  ge- 
wesen zu  sein,  und  mit  der  Unterwerfung  des  bei  seinen  Stammes- 
genossen hochangesehenen  Fürsten  Dragowit  und  der  Stellung 
der  von  den  Franken  verlangten  Geiseln  erreichte  dieser  Feld- 
zug sein  Ende.®)  Wahrscheinlich  wurden  die  Wilzen  damals 
nicht  tributpflichtig,’)  und  nicht  lange  danach,  792,  stellte  es 
sich  heraus,  dass  die  vor  3 Jahren  erfolgte  Unterwerfung  nur 
eine  scheinbare  gewesen  war;  wenigstens  sieht  es  so  aus,  als  ob 
die  Wilzen  792  an  dem  Versuche  der  Sachsen,  sich  frei  zu 
machen,  thätigen  Anteil  nahmen.") 

Für  mehrere  Jahre  erfahren  wir  über  die  Beziehungen  der 
Wilzen  zu  den  Franken  gar  nichts.  Gegen  die  Annahme,  dass 
jene  sich  in  dieser  Zeit  überhaupt  ruhig  verhielten,  spricht  der 


>)  Einh.  vita  Car.  cap.  12,  vita  Car.  cap.  15.  Einh.  Ann.  789. 

*)  Einh.  Ann.  789.  Einh.  vita  Car.  cap.  12. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  12. 

4)  vgl.  PoSta  Saxo  bei  Jafffc,  Bibi.  Rer.  (lerm.  IV,  572,  v.  449  ff. 
•)  Ann.  Lauresham.  789. 

•)  Abel-Simson  II,  5,5. 

*)  wenn  es  auch  von  Einhard  vita  Car.  cap.  15  berichtet  wird;  vgl. 
Abel-Simson  II,  (5. 

•)  Ann.  Lanresham.  792. 

L i p p , Da«  fränkisch»  Qranzajstcin.  3 
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Umstand,  dass  sie  sieh  808  mit  Göttrik  gegen  die  Äbodriten  ver- 
banden. Die  antiquae  inimicitiae  der  Wilzeu  gegen  die  letzteren  *) 
lassen  kaum  den  Gedanken  zu,  dass  sie  789—808  in  Frieden 
mit  den  Franken  lebten,  da  diese  im  Interesse  des  Gegendrucks 
gegen  die  gefährlichen  Wilzenstämme  geflissentlich  ihre  Freunde, 
die  Äbodriten,  unterstützt  haben  werden.  Aus  den  geringfügigen 
Bemerkungen  der  Quellen  ergiebt  sich  mit  einiger  Sicherheit 
nur  soviel,  dass  um  808  die  Franken  sich  noch  nicht  auf  der 
rechten  Elbseite  niedergelassen  hatten,  dass  also  damals  noch 
keine  Befestigungen  dort  errichtet  waren,  um  die  stets  unruhigen 
Slaven  zu  zügeln.  Auch  jene  beiden  Brücken,  welche  Karl  vor 
Jaliren  über  die  Elbe  geschlagen  hatte,  scheinen  nicht  mehr  vor- 
handen gewesen  zu  sein,  denn  es  ist  nicht  recht  denkbar,  dass 
der  jüngere  Karl  808,  als  er  gegen  die  Linonen  und  Smeklingen 
zu  Felde  zog,  eine  neue  Brücke  erbaut  haben  sollte,2)  wenn  die 
alten  oder  wenigstens  die  befestigte  Brücke  noch  vorhanden 
waren.  Und  hatten  die  Franken  wirklich  schon  damals  auf  dem 
rechten  Ufer  des  Stromes  Kastelle,  so  mussten  sie  selbstverständ- 
lich für  eine  genügende  Verbindung  — durch  eine  feste  Brücke 
— dieses  vorgeschobenen  Postens  mit  dem  jenseitigen  Ufer  sorgen. 
Erst  808,  unzweifelhaft  angeregt  durch  die  eben  vorhergegangeuen 
kriegerischen  Ereignisse,  legten  kaiserliche  Legaten  auf  dem 
östlichen  Ufer  der  Elbe,  in  früher  wahrscheinlich  slavischem 
Terrain,  2 Festungen  an,*)  deren  Hauptzweck  zunächst  die  Ab- 
wehr von  Raubzügen  in  das  westelbische  Land  sein  sollte.  Zwar 
werden  die  Namen  nicht  genannt,  es  ist  jedoch  recht  wahr- 
scheinlich, dass  die  eine  von  ihnen  das  später  von  den  Linonen 
eroberte  und  zerstörte  Hohbuoki  war.  Dies  geht  aus  Einli. 
Ann.  810  hervor:  „Castelluin  vocabulo  Hohbuoki  Albiae  fluniini 
adpositum,  in  quo  Odo  legatus  imperatoris4)  et  orientalium Saxonum 
erat  praesidium  a Wiltzis  captum.“  Mau  vergleiche  damit  Einli. 
Ann.  811:  „(Imperator)  . . . unum  (sc.  exercitum)  misit  trans 


*)  Einh.  An  n.  80«. 

•)  ibid. 

*)  ibid. 

4)  Abel-Simson  II,  S91  vermuten,  dass  dieser  Odo  s.  Zt.  von  Karl 
mit  der  Erbauung  der  Feste  beauftragt,  und  dass  die  ostaächsische  Besatzung 
schon  damals  in  dieselbe  hiueingelegt  worden  war- 
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Albiam  in  Linones  qui  et  ipsos  vastavit  et  castellum  Hohbuoki 
superiore  anno  a AViltzis  (lestructnm  in  ripa  Albiae  fluminis 
restauravit.“  Vgl.  auch  Chron.  Moiss.  811:  „K.  imp.  misit 
exercitum  Francoruin  et  Saxonum  ultra  Albiam  ad  illos  Sclavos, 
qui  nominantur  Lanai  et  Betheuzr.  Et  vastaverunt  regiones  illas 
et  aedificaverunt  [Herum]  castellum,  in  loco  qui  dicitur  Aboclii.“ 

Bezüglich  der  Lage  von  Hohbuoki  ergiebt  sich  hieraus 
folgendes: 

1.  Es  lag  an  der  Elbe  (Albiae  flumini  adpositum;  in  ripa 
Albiae  fluminis). 

2.  Es  lag  nicht  auf  dem  linken,  sondern  auf  dem  rechten 
Ufer  (Einh.  Ann.  811  wird  das  Heer  trans  Albiam,  Chron. 
Moiss.  811  ultra  Albiam  geschickt). 

3.  Nach  dem  Berichte  des  Chron.  Moiss.  811  lag  es  im 
Gebiete  der  Linonen  und  der  Bethenici,  und  wohl  nicht 
zu  weit  von  der  eigentlichen  fränkischen  Reichsgrenze  entfernt. 
Es  verursacht  nun  aber  grosse  Schwierigkeiten,  den  Platz  des 
alten  Hohbuoki  näher  zu  bestimmen.  Lange  identifizierte  man 
es  mit  Hamburg.1)  Offenbar  liegt  in  dieser  Meinung  insofern 
schon  ein  Irrtum,  als  an  der  Stelle  des  späteren  Hamburg 
Linonen-  resp.  Wilzengebiet  nicht  zu  suchen  sein  dürfte.*) 
v.  Ledebur  wendet  sich  gegen  die  Behauptung  anderer,  dass 
Hohbuoki  im  eigentlichen  Linoneulaude  gelegen  habe;*) 
er  selbst  sucht  es  in  der  Altenburg  bei  Buchberg  (jetzt 
Boberg)  an  der  unteren  Bille  im  Kirchspiel  Steinbeck.4) 
Gegen  diese  Bestimmungen  lässt  sich  aber  einwenden,  dass 
Hohbuoki  nach  der  entscheidenden  Untersuchung  über  den  Ver- 
lauf der  Sachsengrenze  nicht  auf  slavischem  Gebiete  oder 
auf  der  Grenze  desselben  liegen  würde,  woselbst  man  es 
doch  nach  den  dürftigen  Quellenangaben  sicher  suchen  muss, 


*)  vgl.  v.  Ledobur  S.  12«  ff. 

*)  v.  Ledebnr  S.  181.  Nach  Zeuss,  Die  Deutschen  uud  die  Xachbar- 
stämme,  8.  (>52  f.  hätte  man  den  Wohnsitz  der  Linonen  vom  Elbufer  unter 
der  Havelmtindung  nach  Osten  zu  bis  etwa  in  die  Gegend  des  Mtirizsees 
zu  suchen. 

*)  v.  Ledebur  S.  132. 

4)  v.  LedeburS.  181  ff.  Derselben  Meinung  Dahlmann  I,  24.  v.  L. 
S.  171  meint  ohne  Begründung,  dass  alle  Feldzüge  gegen  die  Linonen  vom 
Bardengau  aus  unternommen  wurden. 

3* 
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sondern  vielmehr  auf  nordsächsischem.  Denn  Schmidt1) 
weist  nach,  dass  jene  Grenze  nicht  vor  der  Mündung  der 
Bille,  sondern  weiter  östlich,  von  dem  jetzigen  Steck- 
nitzkanal ausging. *)  Demnach  würde  Hohbuoki  innerhalb 
des  transalbingischen  Sachsens  gelegen  haben,  was  mit  der  An- 
gabe des  Chron.  Moiss.  811  in  Widerspruch  steht.  So  wünschens- 
wert auch  eine  befriedigende  Beantwortung  der  Frage  nach  der 
Situation  Hohbuokis  sein  mag,  die  ungenügende  Beschaffenheit 
des  Materials  macht  sie  geradezu  zu  einer  Unmöglichkeit.  Jeden- 
falls muss  aber  die  Angabe  Hohbuokis  bei  Menke,  auf  der 
linken  Elbseite,  als  falsch  bezeichnet  werden.*) 

812  fand  Karls  letzter  Feldzug  gegen  die  Wilzen  statt. 
Von  den  3 Heeresabteilungen,  welche  daran  teilnahmeu,  wird 
eine  wahrscheinlich  durch  das  Abodritenland  marschiert  sein 
und  die  Wilzen  von  dieser  Seite  angegriffen  haben,  während  die 
beiden  anderen  von  Sachsen  aus  über  die  Slaven  herfielen.  Dann 
vereinigten  sich  die  3 Heere  und  traten  gemeinsam  den  Rück- 
weg an.4) 

Die  fast  ununterbrochen  feindlichen  Beziehungen  der  Wilzen 
zu  den  Franken  unter  Karl  erklären  vollkommen  die  Thatsache, 


')  bei  Beyer  S.  10. 

*)  vgl.  die  Karte  de»  Lime»  Saiouiae,  Sectio  I bei  Beyer. 

*)  vgl.  Abel-Simson  II,  »90,8. 

*)  Eine  sofortige  Vereinigung  der  3 Abteilungen  an  der  sächsisch  - 
wilzischen  Grenze,  welche  Abel-Simson  II.  49»  anzunehmen  scheinen, 
widerspricht  wohl  dem  Zwecke  der  Dreiteilung,  die  Kraft  der  Feinde  zu 
zersplittern.  Eber  dürfte  die  Vereinigung  erfolgt  »ein,  nachdem  die  erste 
Abteilung  quer  durchs  Wilzenland  gezogen  war.  Abel-Simson  II,  493,3 
bemängeln  das  Verfahren  von  Pertz  (MGH.  SS.  I,  309, 65),  welcher  die  Stelle: 
venit  cum  ei»  super  Abodriti  interpretiert : venit  ad  eos  per  Abodritorum 
regionem.  Mit  dem  letzten  Teile  dieser  Interpretation  kann  man  wohl  ein- 
verstanden »ein ; c u m = a d zu  nehmen,  trage  auch  ich  Bedenken.  Vi e 1 1 e i c h t 
könnte  der  Sinn  der  schwierigen  Stelle  sein,  dass  die  Abodriten  — waren 
sie  doch  Todfeinde  der  Wilzen  — an  der  Expedition  »elbst  beteiligt  waren; 
man  hätte  dann  also  zu  übersetzen:  „eine  Abteilung  kam  durch  das  Land 
der  Abodriten  mit  ihnen  selbst  (cum  ei»).“  Es  ist  auch  an  und  für 
sich  wahrscheinlich,  dass  beim  Durchmarsch  durch  das  Abodritenland  »ich 
Einwohner  desselben  den  Franken  nnschlossen.  Bei  dem  mehr  als  barbarischen 
Latein  des  Chron.  Moiss.  möchte  ich  viel  lieber  zu  einer  solcheu  der  Gram- 
matik eigentlich  hohnsprechenden  Erklärung  greifen,  als  zu  dem  Gedanken 
au  eine  vorliegende  Korruptel,  welchem  Simson  a.  a.  O.  nachgiebt. 
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dass  Karl  sich  auch  gegen  sie  durch  eine  Markengründung  zu 
sichern  suchte.  Die  Feindschaft  und  die  Rivalität  der  einzelnen 
Slavenstämme  unter  einander  beschäftigten  die  Wilzen  doch  nicht 
so  sehr,  dass  dadurch  ihre  Nachbarschaft  dem  Frankenreiche 
eine  minder  beunruhigende  wurde. 

Bis  808  scheinen  die  Franken  sich  lediglich  auf  die  Ver- 
teidigung des  linken  Ufers  der  Elbe  beschränkt  zu  haben.  Erst 
seit  diesem  Jahre  wurde  durch  die  Anlegung  der  beiden  festen 
Plätze,  von  denen  einer  Hohbuoki  war,  die  Vorhut  des  Reiches 
auf  das  rechte  Ufer  hinübergerückt.  Beyer’)  behauptet  zwar, 
dass  die  um  809  und  810  erwähnten  Marken  gegen  die  Wenden 
und  Sachsen  am  linken  Elbufer  lagen,  und  dass  Karl  von  hier 
aus  seine  „fliegenden  Scharen“  über  den  Strom  entsandte,  jedoch 
die  Thatsachen  der  Gründung  von  Esesfeld  und  der  beiden  letzt- 
erwähnten Kastelle  sprechen  gegen  diese  Ansicht.  Jedenfalls 
lag  die  Chron.  Moiss.  812  erwähnte  marchia  auf  der  rechten 
Elbseite. 

4.  Die  Marken  gegen  die  Sorben  und  die  Czechen. 

Die  Sorben  waren  den  Thüringern  und  Czechen  benachbart 
und  sassen  zwischen  Saale  und  Elbe,2)  im  Osten  vielleicht  noch 
jenseits  der  letzteren.  Der  Grenzfluss  zwischen  ihrem  Gebiete 
und  dem  Thüringerlande  war  die  Saale.3)  Bereits  zum  J.  782 
wird  uns  von  einem  Sorbeneinfalle  in  das  angrenzende  thüringische 
und  sächsische  Land  berichtet.3)  Karl  unterschätzte  die  Gefahr 
dieser  Invasion  nicht,  *)  vernimmt  man  doch,  dass  auf  die  Kunde 
davon  3 missi®)  an  der  Spitze  einer  starken  ostfränkischen  und 


’)  a.  a.  0.  S.  4. 

*)  Ein h.  Ann.  782. 

*)  Einli.  vita  Car.  cap.  15.  Knochenhaucr,  Geschieht«  Thüringens 
in  der  Karolingischen  und  sächsischen  Zeit.  I)iaa.  Gotha  tiS.  S.  12,  Anin.  1. 

*)  Das  Kloster  Milz  an  der  Werra  war  ein  häufiges  Ziel  sorbischer 
Angriffe,  vgl.  Knochenhaucr  S.  12. 

s)  Ann.  Laur.  Mai.  782.  Einh.  Ann.  782.  Abel-Simson  I,  427,7 
halten  den  Einfall  für  unbedeutend. 

®)  Knochenhauer  S.  17  erklärt  die  Absendung  der  8 missi  etwas 
eigentümlich:  „Es  fehlte  an  bestimmter  scharfer  Abgrenzung  der  gobietenden 
Gewalten  im  Lande;  wo  dann  eine  Vereinigung  aller  Kräfte  notwendig  war, 
fehlte  die  allen  gebietende,  von  allen  geachtete  Spitze.  Darum  entsandte 
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sächsischen  Streitmacht  den  Feind  zurücktreiben  sollten.  Diese 
musste  „quanta  potuissent  celeritate“  vormarschieren:  mitten  auf 
dem  Wege  aber  erhielten  die  Franken  die  Kunde  von  der 
sächsischen  Erhebung.  In  richtiger  Erkenntnis  der  Gefährlich- 
keit derselben,1)  und  sicherlich  auch,  weil  das  erwartete  sächsische 
Truppenkontingent  ausblieb,  oder  weil  durch  die  Aufständischen 
der  Weg  nach  dem  Sorbenlande  versperrt  war,  gaben  die  3 Grafen 
ihre  ursprüngliche  Absicht  auf  und  vereinigten  sich,  ohne  dem 
Könige  vorher  Mitteilung  gemacht  zu  haben,*)  mit  dem  eiligst 
erschienenen  Grafen  Theoderich  zur  Bewältigung  der  sächsischen 
Unruhen. 

789  beteiligten  sich  die  Sorben  an  dem  Feldzuge  gegen  die 
Wilzen;*)  daraus  dürfen  wir  jedoch  nicht  folgern,  dass  sie  damals 
den  Franken  unterworfen  waren ; vielmehr  dienten  sie  den  letzteren 
nur  als  Verbündete,  weil  ihnen,  wie  anderen  Slaven  die  Gelegenheit 
zu  günstig  erschien,  um  die  Uebermacht  der  ihnen  selbst  un- 
bequemen Wilzen  zu  brechen. 

Die  Franken  zogen  806  unter  der  Anführung  des  jüngeren 
Karl  wieder  gegen  die  Sorben.  Karl  rückte  nach  dem  Wortlaute 
der  Hauptquelle*)  „super  Duringa  ad  locum,  qui  vocatur  Waladala 
ibique  habuit  conventum  magnum.  Et  inde  misit  scaras  suas 
ultra  Albiam,  ipse  vero  movit  exercitum  suum  ultra  Sala  super 
Hwerenafeldo.“'1)  Eine  Kriegerschaar  zog  in  den  Teil  des  Sorben- 


782  Karl  !l  seiner  Hofbeamten ; sie  sollten  die  Führerschaft  der  angegriffenen 
Thüringer  übernehmen.“  — Die  Absendung  der  missi  mit  ihren  Hilfstruppen 
wird  doch  einfach  aus  dem  Grundo  erfolgt  sein,  weil  die  Thüringer  allein 
zu  schwach  waren. 

*)  vgl.  Abel  Simson  I,  430. 

s)  Ann.  Lauf.  Mai.  782.  Die  ganze  Sachlage  lässt  die  Handlungs- 
weise der  missi  als  zweckmässig  erscheinen. 

*)  Ann.  Lanr.  Mai.  789. 

4)  Chron.  Moiss.  806. 

5)  Zweifelhaft  ist  hier  zunächst  dor  Sinn  der  Worte  super  Duringa. 
Nach  Simsou  (Ab  e 1 -Simsen  H,  356,  dazu  Anm.  l)  sollen  sie  bed outen ; 
durch  Thüringen.  Schwierig  ist  aber  auch  die  Bestimmung  der  Lage  von 
Waladala.  l’ertz,  der  die  Lesart  Walada  vorzieht  (MGH.  SS.  I,  368,  Note  57), 
vermutet  Waldau  bei  Schleusingen.  Leibniz  und  Knochenhaner  meinen  Wall- 
hausen im  Kreise  Sangerhausen,  Stechele  u.  a.  Waldau  bei  Bemburg.  Simson 
hält  diese  Bestimmungen  für  höchst  unsicher  schon  wegen  der  schlechteren 
Lesart  Walada  statt  Waladala,  auch  gehe  Fertz  mit  Waldau  bei  Schleusingen 
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landes,  welcher  jenseits  der  Elbe  lag1):  Karl  selbst  aber  drang 
in  das  Gebiet  rechts  von  der  Saale,  in  das  Werinofeld  ein.  *)  Einer 
der  Sorbenfürsten,  Miliduoch,  wurde  getötet,  und  das  Sorbenland 
furchtbar  verwüstet.  Aeusserlich  hatte  dieser  Kriegszug  den 
Erfolg,  dass  die  Sorbenfürsten  sich  unterwarfen,  dem  Kaiser 
Gehorsam  versprachen  und  die  verlangten  Geiseln  stellten.3) 

Um  die  thüringischen  Grenzgebiete  gegen  sorbische  Angriffe 
möglichst  zu  schützen,  wurden  nun  zwei  Kastelle  angelegt,  eines 
gegenüber  Magdeburg  auf  dem  rechten  Elbufer,  ein  anderes  bei 
Halle  auf  dem  rechten  Ufer  der  Saale.4)  "Wenngleich  die  Be- 
richte aus  Karls  des  Grossen  Zeit  über  die  Gründung  einer 
Mark  gegen  die  Sorben  nichts  Bestimmtes  verlauten  lassen,  so 
dürfen  wir  doch  auf  dieses  Schweigen  nicht  zu  viel  geben  und 
nicht  erst  von  demjenigen  Zeitpunkte  das  Vorhandensein  von 
thüringischen  Markeinrichtungen  annehmen,  in  welchem  ihrer  in 
der  Ueberlieferung  zuerst  gedacht  wird.  Knochenhauer  nimmt 
für  die  Entstehung  einer  thüringischen  Mark  das  Jahr  839  oder 
849  an,  jedenfalls  einen  zu  späten  Zeitpunkt,  und  wendet  sich 
gegen  die  sonst  geltende  Ansicht,  dass  bereits  unter  Karl  Mark- 
einrichtungen an  der  thüringisch-sorbischen  Grenze  existierten.*) 


zu  weit  nach  Süden.  Der  letzteren  Bemerkung  glaube  ich  um  so  eher  bei- 
Htiiumen  zu  können,  als  es,  wenn  man  dio  Lage  der  beiden  später  gegen  die 
Sorben  erbauten  Kastelle  berücksichtigt,  kaum  denkbar  erscheint,  dass  das 
Heer  einen  so  grossen  Umweg  gemacht  haben  soll,  um  in  das  Gebiet  der 
Sorben  einzufallcn,  während  man  doch  auf  einem  nördlicheren  Wege  bequemer 
und  schneller  dorthin  gelangen  konnte.  Stechele  legt  wohl  den  betreff.  Ort 
etwas  zu  weit  nach  Norden;  die  Bestimmnng  von  Lcibtiiz  und  Knochonhauer 
ist  die  relativ  wahrscheinlichste:  vermutlich  zogen  die  Franken  durch  den 
ganz  nördlichsten  Teil  von  Thüringen.  Als  ziemlich  sicher  muss  man  mit 
Simson  annehmen,  dass  der  fragliche  Ort  westlich  von  der  Saale  und  Elbe  lag. 

*)  Cbron.  Moiss  806. 

*)  Ueber  dieses  vgl.  Abel-Simson  II,  324,3  Pertz  in  den  MGH. 
SS.  I,  307  Note  50  und  L.  üiesebrecht  I,  100,3. 

*)  Chron.  Moiss.  a.  a.  0. 

‘J  Einh.  Ann.  806:  duoque  castella  ab  cxercitu  aedificata  etc.  Chron. 
Aloiss.  a.  a.  O.:  et  mandavit  eis  rex  K,  aedifieare  civitates  duas.  Nach 
der  letzteren  Darstellung  scheint  cs,  als  ob  die  Besiegten  die  beiden  Kastelle 
erbauten;  mit  Abel-Simson  II,  867  muss  man- der  Ansicht  sein,  dass 
Franken  die  Erbauer  waren;  vgl.  analoge  Vorgänge  (Esesfeld!). 

“)  Knochenhauer  a.  a.  O.  S.  21. 

*)  Knochenhauer  S.  16,2. 


Digitized  by  Google 


40 


Auch  will  er  nichts  davon  wissen,  dass  in  Thüringen  ein  vom 
Könige  mit  grösserer  Macht  bekleideter  Grenzgraf  oder  eine 
höhere  einheimische  Gewalt  die  Leitung  der  Grenzverteidigung 
übernommen  hätte.1)  „Von  Massregeln  zur  Sicherung  des  Er- 
worbenen hört  man  nichts.“5)  „Thüringische  Marken  gab  es“, 
so  heisst  es  weiter,  „in  dieser  Zeit,  nach  allem,  was  wir  wissen, 
noch  nicht.“  '1)  „Ganz  mit  Unrecht  wird  von  der  Errichtung  von 
thüringischen  Marken  auch  in  neuester  Zeit  noch  gesprochen.“*) 
„Ständige  Beamte  zum  Zwecke  der  Grenzverteidigung  fehlten 
noch  längere  Zeit.“5)  Die  Bedeutung  des  Madelgaud,  welcher 
in  Erfurt  den  Grenzschutz  und  speciell  die  Verhinderung  der 
Waffenausfuhr  ins  Ausland  zu  besorgen  hatte,®)  betrachtet 
Knochenhauer  nicht  von  ihrer  militärischen  Seite,  welche  doch 
allein  in  Frage  zu  kommen  scheint,  sondern  er  meint,  jener  wie 
die  andern  an  derselben  Stelle  erwähnten  missi  seien  lediglich 
der  Handelsinteressen  wegen  eingesetzt  worden.7)  Das  halte 
ich  für  ganz  irrig.  Knocheuliauer  scheint  das  Wesen  der  Mark 
überhaupt  nicht  scharf  genug  zu  präcisieren;  sagt  er  doch:*)  „es 
ist  bestimmt  anzunehmen,  dass  die  Marken  schon  damals  (830—39) 
nicht  ohne  Verteidiger  waren.“  Aber  eine  Mark  ohne  Verteidiger 
dürfte  eben  keine  Mark  sein. 

Die  Darlegungen  Knochenhauers  haben,  wie  gesagt,  den 
Grundfehler,  dass  sie  zu  sehr  an  dem  Buchstaben  haften.  Um 
zu  der  Wahrheit  zu  gelangen,  hat  man  vor  allem  die  Beziehungen 
der  Sorben  zu  den  Franken  zu  untersuchen : waren  dieselben  nun 
solche,  dass  gewisse  Verteidigungs-  und  Sicherheitsmassregeln 
in  den  fränkischen  Gebieten  geraten  schienen?  Jedenfalls,  denn 
das  zeigen  die  Feldzüge  von  782  und  806.  Lassen  sich  auch 
hier  Sicherheitsmassregeln,  wie  sie  sonst  in  den  fränkischen 
Marken  üblich  waren,  nachweisen?  Ohne  Frage  gehört  die  An- 


')  Knochenhauer  S.  19,  Auw. 
*)  Knochenhaucr  S.  20. 

*)  ibid. 

♦)  ibid. 

*)  Kuochouhauer  S.  17. 

*)  Legg.  123,  7. 

*)  Kuochenhauer  S.  18. 

•)  Knochenhauer  S.  21,1. 
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läge  der  Kastelle  bei  Magdeburg  und  Halle  zu  solchen.  Sie 
lagen  ebenso  wie  die  Wilzenkastelle  nicht  auf  eigentlichem 
Reicbsterrain,  auf  der  rechten  Seite  der  Elbe  bezw.  der  Saale. 
In  diesen  beiden  Festungen  geben  sich  die  wirklichen  Anfänge 
der  später  erst  als  bestehend  erwähnten  Marken  Thüringens 
kund.1)  — 

Die  Grenzmark  gegen  die  Czechen  entstand  im  Zu- 
sammenhänge mit  den  beiden  Feldzügen  der  Franken  von  805 
und  806  gegen  Böhmen.  Ihre  specielle  Veranlassung  ist  nicht 
recht  klar.’)  Die  ganze  Kriegführung  der  Franken  im  J.  805 
scheint  sich  im  wesentlichen  auf  eine  Verheerung  Böhmens  be- 
schränkt zu  haben,3)  und  es  kam  um  so  weniger  zu  einem  ernst- 
hafteren Kampfe  als  die  Czechen  einem  solchen  geflissentlich 
auswichen,  eine  Praktik,  welche  die  Franken  gar  bald  zum 
Rückmarsch  nötigte.  Aber  auch  die  Expedition  von  806  verlief 
ohne  den  gewünschten  Erfolg;  in  den  Worten  der  Ann.  Einh. 
806 : absque  ullo  gravi  incommodo  regressa  liegt  sogar  geradezu 
das  Geständnis  einer  Niederlage.*)  Der  Bemerkung  Einhards 
an  einer  anderen  Stelle,')  Böhmen  sei  Karl  dem  Grossen  zins- 
pflichtiggewesen, wird  man  also  kaum  Glauben  schenken  können.*) 

Die  gegen  die  Czechen  gerichtete  Grenzmark  lag  im  Nord- 
osten Bayerns  am  sogenannten  Nordgau ;7)  sie  war  keine  eigent- 
liche Reichsmark  und  behielt  diesen  Charakter  während  der 
ganzen  Regierung  Karls.  Wahrscheinlich  wurde  sie  bereits  788 


')  vgl.  Giesebrecht,  Gesell.  der  deutschen Kaiserxeit,  4.  Aufl.  I,  S.  141. 
*)  Vielleicht  entsprechen  die  Worte  des  Poet«  Saxo:  Natio  Sclavorum  etc. 
(zu  805  Anfang)  dem  wahren  Sachverhalte,  und  es  liegt  au  und  für  sich 
nahe,  dass  Grenzverletzungen  durch  die  seit  Tassilos  Vertreibung  zu  Nach- 
barn des  Reiches  gewordenen  Czechen  den  Kaiser  zu  energischer  Abwehr 
veranlaasten.  Palacky,  Gesch.  Böhmens  Prag,  36  I,  99,  51  freilich  und  nach 
ihm  Simson  (Abel-Simson  II,  324)  messen  den  Versen  keine  Bedeutung 
bei;  jedoch  dürfte  man  es  kaum  für  sehr  wahrscheinlich  halten,  dass  Karl 
die  Czechen  nur  aus  Eroberungsgelüsten  bekriegte. 

*)  Einh.  Ann.  805.  Ann.  Mett.  805. 

‘)  vgl.  Palacky,  I,  102,69. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  15. 

*)  vgl.  Palacky,  I,  103,61. 

*)  vgl.  Giesebrecht,  Kaiserzcit  I,  141  undWaitz  .Ueber  die  angeb- 
liche Mark  in  Ostfranken“  in  den  Forsch,  zur  deutschen  Gesch.  III,  8.  160. 
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eingerichtet,1)  als  Karl  sich  in  Regensburg  behufs  Ordnung  der 
Grenzverhältnisse  aufhielt. 


5.  Die  Marken  im  Südosten. 

Die  Entstehung  der  südöstlichen  Marken  des  Frankenreiches 
hängt  enge  zusammen  mit  der  Niederwerfung  des  Avarenvolkos 
und  der  Eroberung  des  Reiches  der  Langobarden.  In  der  nächsten 
westlichen  Nachbarschaft  der  Avalen  lag  Bayern,  das  zu  Beginn 
der  Regierung  Karls  unter  dem  letzten  Agilolfingerherzog  Tassilo 
stand.  Dieser  verfolgte  in  der  auswärtigen  Politik  seines  Landes 
seinen  eigenen  Weg,  und  die  Beziehungen  Bayerns  zu  den 
Avaren  und  Langobarden  wurden  ohne  Zuthun  des  Reichsober- 
hauptes lediglich  nach  dem  Ermessen  des  Herzogs  geregelt.  Im 
allgemeinen  zog  Tassilo  sein  eigenes  Interesse  demjenigen  des 
Gesamtreiches  vor,  doch  hatte  auch  das  Reich  von  seiner  Politik 
später  einen  gewissen  Nutzen:  war  er  es  doch,  welcher,  einen 
Krieg  zwischen  den  Karantanen  im  Südosten  Bayerns  und  deu 
Avaren  benutzend,  die  ersteren  von  sich  abhängig  machte,  die 
dann  nach  seinem  Sturze  auch  den  Franken  unterworfen  blieben.2) 
Ebenso  verstand  es  Tassilo,  die  Avaren,  welche  schon  damals 
die  bayrische  Ostgrenze  beunruhigten.8)  zu  zügeln.  Sie,  die 
später  für  den  Herzog  eintraten,  waren,  als  dieser  noch  an  der 
Spitze  Bayerns  stand,  nicht  minder  gefährliche  Feinde  dieses 
Landes,  als  in  der  späteren  Zeit. 

Dem  Schicksal  der  übrigen  selbständigen  Gewalten  im  Reiche 
fiel  auch  das  bayrische  Stammesherzogtum  zum  Opfer;1)  788 
wurde  es  beseitigt,  und  das  Band  der  Zugehörigkeit  zu  dem 
Frankenreiche  wiederum  etwas  fester  geknüpft.  Nun  galt  es 
aber,  der  von  Osten  her  drohenden  Gefahr  schlagfertig  entgegen- 
zutreten. Deshalb  traf  Karl  in  Regensburg  noch  in  demselben 
Jahre  einige  für  den  Grenzschutz  nötigen  Vorkehrungen.  Die 


')  Biidinger,  I,  130  und  Riezler,  Geschichte  Bayerns  (Heeren-Ukert- 
Giescbrecht,  Gotlm  78.)  I,  186. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  57  ff. 

’)  An».  S.  Emmerami  Ratispon.  Mai.  783.  vgl.  Abel-Simson 
I,  426,  4. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  628. 
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Ann.  Laur.  Mai.  sagen:  „Fines  vel  marcas  Baioariorum  . . . 
disposuit“,  Einh.  Ann.:  „provinci&m  cum  suis  terminis.“  Darin 
erkennen  wir  die  Anfänge  der  Grenzmark  gegen  die  Avaren,1) 
lind  es  ist  leicht  möglich,  dass  der  nach  dem  Capitul.  Theod. 
von  805  in  Regensburg  tlmtige  missus  Audulf  bereits  damals, 
788,  eingesetzt  wurde,  was  durch  die  Worte  des  Poeta  Saxo’) 
vielleicht  bestätigt  wird: 

Tum  Baioariam  se  contulit  in  regionem 

Rex  Carolus;  cunctisque  suis  cum  finibus  ipsam 

Dispcjnens,  commendavit  rectoribus  aptis.3) 

Simson  ist  der  Meinung,  dass  an  die  Errichtung  von  Marken, 
wovon  Büchner4)  rede,  nicht  zu  denken  sei.*)  Thatsächlich 
liegen  doch  aber  die  Dinge  so:  Bayern  war  dem  Reiche  eben  neu- 
gewonnen; der  Gewinn  war  ein  zweifelhafter,  weil  von  Osten 
her  die  Avaren  gefährlich  werden  konnten;  daher  mussten  die 
fines  vel  marcae  d.  h.  Grenzgebiete  Bayerns  zur  Abwehr 
organisiert  werden.  Wir  haben  es  hier  also  bestimmt  mit  Mark- 
einrichtungen zu  thun,  wohlgemerkt  jedoch  nach  unserer  Klassi- 
fikation mit  solchen  der  ersteren  Ordnung,  also  innerhalb  der 
eigentlichen  Reichsgrenzen. 

Wahrscheinlich  wurde  bereits  damals  Gerold,  ein  schwä- 
bischer Graf,  der  Schwager  König  Karls,  mit  der  Verwaltung 
dieser  Grenzgebiete  betraut.*)  Simson  selbst  sagt,  dass  G.  in 
Bayern  in  eine  Stellung  kam,  mit  welcher  grössere  Befugnisse, 
als  die  eines  gewöhnlichen  Grafen  verbunden  waren,  und  Waitz 
vermutet,7)  dass  er  zunächst  die  Grenzverteidignng  im  Osten 


*)  Büchner,  Gesch.  Bayern«  II,  4.  Büdinger  I,  125  u.  130.  (.Karl 
ordnete  die  bayrischen  Marken  während  seines  Regensburger  Aufenthaltes“). 
Riezler  I,  177.  Inkorrekt  spricht  v.  Ankershofen,  Handbuch  zur  Gesch. 
d.  Herzogtums  Kärnthen,  Klagenf.  42.  II,  117  von  788  zu  Regensburg  zum 
Schutze  der  .bayerischen  Ostmark“  getroffenen  Einrichtungen,  vgl. 
ebenda  S.  128. 

bei  Jaff£,  Bibi.  Rer.  Germ.  IV,  427  ff. 

*)  vgl.  auch  Chron.  Moiss.  788. 

*)  vgl.  Aura.  1. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  642,6. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  643,2. 

0 Verfgesch.  III,  366—367. 
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zn  leiten  und  dazu  vielleicht  die  Verfügung  über  Bayerns  Wehr- 
kraft überhaupt  hatte.  *) 

Als  Tassilo  durch  Karls  energisches  Vorgehen  in  die  äusserste 
Bedrängnis  geriet,  verband  er  sich  mit  den  Avaren  und  veran- 
lasste  sie,  mit  einem  Heere  ihm  zu  Hilfe  zu  kommen.  Sie  er- 
schienen aber  nicht  zur  rechten  Zeit,  um  den  Herzog  retten  zu 
können.  Als  sie  gegen  Bayern  vordrangen,  hatten  sie  vielleicht 
noch  keine  Kenntnis  von  dem  Schicksal  Tassilos;*)  ihr  Doppel- 
angriff auf  Bayern  und  Friaul  misslang  vollständig,  und  an  der 
Mündung  der  Ips  in  die  Donau3)  sowie  in  dem  friaulschen  Grenz- 
gebiete geschlagen,  mussten  sie  vor  den  siegreichen  Franken 
zurückweichen.  In  der  ersteren  Schlacht  hatten  zwei  Sendboten 
Karls  mitgekämpft.  — Bald  drangen  die  Avaren  von  neuem 
gegen  Bayern  vor,1)  in  noch  grösseren  Massen,  als  vorhin.  Aber 
auch  hierbei  war  ihnen  das  Kriegsglück  nicht  günstig;  in  zügel- 
loser Flucht,  bei  der  viele  von  ihnen  in  der  Donau  umkamen, 
mussten  sie  ihr  Heil  suchen. 

Die  nun  folgenden  Verhandlungen  zwischen  Franken  und 
Avaren  betreffs  der  Festsetzung  einer  Grenzlinie  enthielten  den 
Keim  eines  neuen  und  für  die  letzteren  verhängnisvollen  Kampfes8), 
welcher  die  Zertrümmerung  der  Avarenmacht  und  die  Einrichtung 
des  eroberten  Landes  zur  eigentlichen  avarischen  Mark 
nach  sich  zog.  Nach  einer  vereinzelten  Nachricht*)  scheint 
dessen  Ausbruch  schon  790  gelegentlich  jener  Erörterungen  nahe 
gewesen  zu  sein,  sodass  der  König  sich  genötigt  sah,  für  alle 


*)  Auffällig  und  auch  gegen  jene  Annahme  Simsons  sprechend  erscheint 
mir  die  Bezeichnung  Gerolds  als  eines  pracfectus  Baioariae  (Ann. 
Laur.  Mai.  Einh.  Ann.  Ann.  Enh.  Fuld.  Regin.  Chron.  799.  Einh. 
vita  Car.  cap.  IS)  neben  com  es,  worin  sich  vielleicht  eine  Analogie  mit 
Titeln  wie  comcs,  praefectus  limitis  erblicken  lässt.  Die  freilich 
späteren  Ann.  Quedlinburg.  (MGH.  SS.  HL)  nennen  den  Ger.  geradezu: 
Baioariae  raarchio  clarus. 

*)  vgl.  Abel-Simson  I,  639. 

*)  vgl.  Ann.  Laur.  Mai.  7S8. 
l)  Einh.  Ann.  788. 

*)  Einh.  Ann.  790.  Abel-Simson  II,  11,6  im  Anschi,  an  andere 
meinen,  dass  es  sich  besonders  um  Karautanien  handelte.  Vgl.  Riezler  I, 
179,  Büdinger  I,  139. 

*)  Aun.  Lauresham.  790, 
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Fälle  Bayern  durch  eine  grössere  Heeresabteilung  zu  schützen.1) 
Specielle  Anlässe  des  Vernichtnngskampfes  waren  Grausamkeiten 
der  Avalen  gegen  die  Christen,  Weigerung,  dafür  Genugthuung 
zu  geben,  ferner  Raubzüge  ins  angrenzende  Reichsgebiet.*)  Be- 
reits 791  begannen  die  Franken  mit  den  Feindseligkeiten;  die 
Gesamtdauer  des  Avarenkrieges  wird  bei  Einhard  zwar  auf 
8 Jahre  angegeben/)  sodass  dann  der  letzte  Feldzug  799  ge- 
wesen sein  würde,  jedoch  die  auch  nach  799  noch  fortgesetzten 
Feindseligkeiten  bezeugen  deutlich,  dass  das  trotzige  Volk  damals 
noch  nicht  ganz  überwunden  war;  erlagen  ihm  doch  noch  3 Jahre 
später,  802,  in  einem  bei  Giins  in  Pannonien  gelieferten  Treffen4) 
zwei  bayrische  Grafen,  Kadaloh  und  Gotram.*)  Heute  über- 
wiegt die  Ansicht,  dass  die  Niederwerfung  der  Avaren  im  all- 
gemeinen um  803  vollendet  war,®)  was  in  Berücksichtigung  des 
Umstandes,  dass  wir  bald  darauf  die  Franken  in  dem  Streite 
der  Avaren  mit  den  Slaven  vermitteln  sehen,  ziemlich  wahr- 
scheinlich ist.  In  diesem  Jahre  vollzog  Karl  zu  Regensburg 
die  Neuordnung  der  pannonisehen  Angelegenheiten,7)  d.  h.  die 
endgiltige  Konstituierung  der  avarischen  Mark,  und 
vielleicht  wurden  dabei  zugleich  die  Verhältnisse  in  den  bayrischen 
Grenzgebieten  einer  Revision  und  Neueinrichtung  unterzogen.*) 
Nachdem  Karl  774  das  Langobardenreich  erobert  hatte, 
ginger,  um  dasselbe  ganz  allmählich  an  die  Zusammengehörigkeit 
mit  dem  Frankenreiche  zu  gewöhnen,  äusserst  inassvoll  und 
vorsichtig  zu  Werke.  Die  langobardische  Verfassung  blieb  vor- 


•)  So  ist  die  cit.  Stelle  anfzufassen,  ans  welcher  noch  nicht  hervorgeht, 
dass  die  Feindseligkeiten  wirklich  schon  damals  ausbrachen.  Simsons  Be- 
merkung, (II,  11,6),  dass  diese  Nachricht  sich  schlecht  mit  den  Angaben 
der  übrigen  Quellen  von  der  ISO  herrschenden  Waffenruhe  vertrage,  halte 
ich  daher  für  unzutreffend. 

*)  Ann.  Enh.  Fuld.  791.  Adonis  Chron.  791. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  13.  vgl.  DUmmler,  Die  südöstlichen  Marken  etc. 
(Beiträge  zur  Kunde  österr.  Geschichtsquellen,  Bd.  X)  S.  7 — 8. 

*)  Ann.  S.  Emraerami  Ratispon.  802. 

*)  vgl  Dümmler,  8.  8.  Nach  D.  war  Gotram  der  Nachfolger  Gerolds. 

*)  Ann.  Laur.  Min.  HO.'t.  Vgl.  Dümmler,  S.  8,  Büdinger  I,  136, 
Riezler  I,  183,  Kümmel,  Anfänge  des  deutschen  Bebens  in  Oesterreich, 
I.pzg.  79,  S.  202. 

®)  Ann.  Mett  803. 

9)  Vgl.  Dümmler  S.  17. 
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läufig  fast  vollständig  in  Kraft,  und  man  schonte  das  National- 
gefiihl  des  besiegten  Volkes  insofern,  als  den  einheimischen 
Herzogen  ihre  Stellung  in  der  Regel  belassen  wurde.  Die  Ge- 
staltung der  flämischen  Angelegenheiten  musste  für  Karl  von 
besonderer  Wichtigkeit  sein;  denn  es  galt,  bei  Zeiten  zu  ver- 
hindern, dass  Tassilo  von  Bayern  hier  eine  Stütze  fand.  Wie 
im  ganzen  Langobardenreiche,  so  ging  der  König  auch  in  Friaul 
mit  kluger  Mässigung  vor.  Er  setzte  hier  nicht  sogleich  nach 
der  Eroberung  Grafen  ein,  wie  dies  an  einzelnen  Stellen  vor- 
kam,1) sondern  er  ernannte  einen  einheimischen  Grossen  Hruod- 
gaus  zum  Herzog  des  Gebietes  von  Friaul.*)  Dieser  wurde 
jedoch  nach  seinem  missglückten  Aufstande  von  775 — 7fi  mit 
dem  Tode  bestraft.8)  Von  nun  an  verfolgte  Karl  eine  neue 
politische  Richtung,  indem  er  auch  in  Friaul  das  Herzogtum 
beseitigte  und  — namentlich  in  den  zu  Hruodgaus  abgefallenen 
Städten,  Treviso  und  Friaul  selbst  — fränkische  Grafen  einsetzte 
und  für  fränkische  Besatzungen  sorgte.4)  Wie  Friaul  sonst 
von  den  Siegern  behandelt  wurde,  bleibt  dunkel;  kontrovers  er- 
scheint vor  allem  auch  die  Frage,  ob  das  Land  gleich  damals 
oder  erst  in  späterer  Zeit  als  Mark  organisiert  wurde. 

Der  Ausdruck  Marca  Foroiuliensis  kommt  zum  ersten- 
male  788  in  den  Ann.  Einli.  vor;  „Huni  vero,  sicut  Tassiloni 
promiserunt,  duobus  exercitibus  comparatis,  uno  marcam  Foroiu- 
liensem,  altero  Baioariam  adgressi  sunt,  sed  frustra“  etc.  Hat 
man  darunter  die  friaulsche  Mark  im  späteren  Sinne  zu 
verstehen?  Simson6)  erklärt  sich  dagegen;  er  meint,  nur  die 
Grenze  dieses  Landes  könne  darunter  verstanden  sein,  wie  in 
den  Ann.  Enh.  Fuld.  und  den  Ann.  Sithienses.“)  Damals 
sei  die  Mark  Friaul  noch  nicht  errichtet  gewesen.  An  einem 
anderen  Orte7)  sagt  S.,  wann  es  förmlich  als  Mark  eingerichtet 

•)  Vgl.  Abel-. Simson  I,  191,0. 

’)  Einh.  Ann.  776.  Nach  Abel-Simson  I,  245,  l könnte  er  früher 
von  Desitlerius  abgefallen  sein. 

3)  Ann.  Lanr.  Mai.  775.  Einh.  vita  Car.  cap.  0. 

4)  Einh.  Ann.  776.  Vgl.  auch  Abel-Simson  I,  250,4  u.  6. 

4)  vgl.  Abel-Simson  I,  639,2. 

*)  Ann.  Sitli.  (MQH.  SS.  XIII):  Similiter  et  Avari  in  marrlia 

Baioariae  atque  Italiae  victi  atqne  fngati  sunt. 

*)  vgl.  Abel-Simston  I,  254,5. 


Digitized  by  Google 


47 


sei,  dass  könne  inan  nicht  erkennen,  wiewohl  wenigstens  Erichs 
Stellung  als  eine  markgräfliche  betrachtet  werden  dürfe.1) 
Eine  endgültige  Anordnung  und  Abgrenzung  der  südöstlichen 
Marken  des  Reiches  scheine  sogar  erst  803  erfolgt  zu  sein. 

Waitz5)  versteht  unter  Marca  For.  bereits  die  Mark  Friaul. 
Es  könnte  Irrtum  hervorrufen,  wenn  man  mit  Sirnson  hier 
Marca  nur  durch  „Grenze“  ausdrücken  wollte;  es  ist  unter 
allen  Umständen  deutlicher,  „Grenzgebiet“  zu  übersetzen. 
Das  ergiebt  sich,  wenn  wir  die  Quellenangaben  vergleichen. 
So  sagen  Aun.  Max.  (MGH.  SS.  XIII.):  „et  alium  bellum 
commissum  est  in  campestribus  Foroiuli  contra  Avaros“  etc. 
Ann.  S.  Emm.  Ratisp.  Mai.  (MGH.  SS.  I).  ad  Furgali. 
"Wichtig  ist  auch  — und  das  muss  gegen  Sirnson  betont  werden 
— der  Wortlaut  der  betreffenden  Stelle  beim  Poeta  Saxo, 
788,  V.  42  f.: 

„Quaque  Foro  nomen  dederas,  clarissime  Juli, 

Urbis  ad  eiusdem  confinia  venerat  hostis. 

Diese  Bemerkung  deckt  sich  mit  den  Angaben  der  beiden 
zuerst  angeführten  Quellen.  Sirnson  selbst  giebt  ferner  zu,  dass 
die  in  den  Ann.  Laur.  Mai.  ausgelassene  Ortsbestimmung 
etwa  so  gelautet  haben  werde,  wie  in  den  Ann.  Max.  d.  h.  also 
in  campestribus  Foroiuli  oder  ähnlich.  Wenn  Ann.  Sitli.  und 
Enh.  Fuld.  sagen:  in  marcha  Baioariae  et  Italiae,  so  wer- 
den wir  mit  Rücksicht  auf  die  cit.  Stellen,  in  denen  vom  Gebiet 
in  der  Nähe  der  Stadt  Friaul,  dem  Grenzgebiet  von  Friaul,  ge- 
sprochen wird,  marca  wiederum  gegen  Sirnson  nicht  mit  „Grenze“ 
zu  interpretieren  haben. 

Ich  kann  mich  aber  auch  nicht  direkt  für  die  Auuahme  von 
Waitz  aussprechen.  Mit  einer  Mark  Friaul,  wie  sie  in  der 
letzten  Zeit  Karls  und  später  erscheint,  haben  wir  es  hier  offen- 
bar noch  nicht  zu  thun;  erst  von  jenem  Zeitpunkte  ab  kann 
eine  solche  für  uns  vorhanden  sein,  von  welchem  an  die  ausser- 
halb der  eigentlichen  friaulschen  Grenze  gelegenen  Gebiete,  die 
aus  Teilen  des  früheren  Avarenreiches  und  anderen  Eroberungen 
zusammengesetzt  waren,  zuerst  von  dem  ehemaligen  Herzogtum 


‘)  Sirnson  begründet  dies  nicht. 

*)  Deutsche  Verfgescli.  III,  370,  2. 
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Friaul  aus  verwaltet  wurden.1)  Das  aber  konnte  788,  zur  Zeit 
des  Avarenangriffes,  natürlich  noch  nicht  der  Fall  sein.  Die 
eigentliche  friaulsche  Mark  wird  wie  die  avarische  kaum 
vor  803  endgiltig  konstituiert  worden  sein.  Will  man  das  „Marca 
For.“  von  788  durchaus  mit  „fr.  M.“  übersetzen,  so  kann  „Mark“ 
nur  in  dem  Sinne  des  alten  Grenzgebietes  zh  verstehen  sein. 


Capitel  III. 

Der  Umfang  der  Marken. 

Die  Nachrichten  über  die  Äussere  Entwickelung  und  den 
Umfang  der  fränkischen  Reichsmarken  unter  Karl  dem  Gr.  sind 
zwar  nichts  weniger,  als  reichlich  vorhanden,  bieten  auch  im 
Einzelnen  zu  mannigfachen  Zweifeln  Anlass,  doch  gelingt  es 
immerhin,  selbst  an  der  Hand  der  trümmerhaften  Ueberlieferung 
einige  zuverlässigen  Daten  zu  gewinnen. 

Von  der  bretonischen  Mark,  um  mit  dieser  zu  beginnen, 
hatte  man  bisher  die  Anschauung,  dass  sie  vornehmlich  aus  de1* 
Gebieten  von  Nantes  und  Rennes,  dagegen  nicht  mehr  aus  den- 
jenigen von  Vannes  bestand.’)  Gerade  im  Gegensätze  dazu  lässt 
sich  jedoch  nachweisen,  dass  der  Kern  der  bretonischen 
Mark  unter  Karl  durch  einen  Teil  des  alten  Bistums 
Vannes  gebildet  wurde.  Hierzu  bestimmen  mich  folgende 
Erwägungen : 

1.  Die  Territorien  von  Rennes  und  Nantes,  zur  Merovinger- 
zeit  ein  Schauplatz  heftiger  und  häufiger  Grenzkriege,  waren, 
seitdem  Vannes  sich  in  fränkischem  Besitze  befand,  bereits  völlig 
gesicherte  Bestandteile  des  Frankenreiches;  die  Bevölkerung  war 
schon  eine  ganz  fränkische.*)  Als  Grenzgrafschaften  vor  der 
eigentlichen  Mark  bildeten  sie  nach  unserer  Gliederung  eine 
Mark  erster  Ordnung.  Dagegen  war  als  Mittelstück  zwischen 
dieser  und  dem  bretonischen  Gebiete  der  Gau  von  Vannes  eine 


•)  vgl,  Waiti,  d.  Verfg.  III,  373. 

•)  Auf  dieser  Ansicht  beruht  die  Zeichnung  der  marca  Britannica  bei 
Th.  Menke  (Spruner-Menke,  Hist.  Handatlas,  Karte  30). 

»)  de  Courson,  Prnl.  S.  XVIII,  XIX  und  XC,  § fl. 
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den  Pranken  während  der  Regierung  Karls  von  den  Bretonen 
strittig  gemachte  Eroberung,  denn  die  letzteren  mochten  nicht 
gern  den  Verlust  der  Vorteile  verschmerzen,  welche  die  Stadt 
ihnen  bot,  bevor  sie  von  den  Gegnern  genommen  wurde.  Es 
ist  aber  an  sich  auch  weniger  wahrscheinlich,  dass  die  Mark  da 
lag,  wo  eine  rein  fränkische  Bevölkerung  sich  vorfand,  als  viel- 
mehr dort,  wo  keine  einheitliche  Bevölkerung  vorhanden  war, 
d.  h.  in  dem  von  den  Franken  eroberten  und  durch  sie  zum  Teile 
besiedelten  Stücke  der  Bretagne.1)  Und  dass  die  Bewohner  des 
ehemaligen  Bistums  Vannes  einen  starken  bretonischen  Prozent- 
satz aufwiesen,  ist  nach  der  Form  der  in  den  einschlägigen  Ur- 
kunden vorkommenden  Kamen  ganz  unleugbar.2 *) 

Wido,  welcher  Ann.  Laur.  Mai.  799  comes,  qui  in 
marca  Britanniae  praesidebat,  Einh.  Ann.  799  comes  ac  prae- 
fectus  Britannici  limitis  genannt  wird,  heisst  in  mehreren  Ur- 
kunden „Gräfin“  oder  „von  Vannes“  oder  „im  Gau  von  Vannes“ 
oder  „in  der  Stadt  Vannes“.®) 

IL  Die  in  den  Diplomen,  in  denen  Wido  genannt  wird,4 5) 
vorkommenden  Oertliclikeiten  und  Flüsse  lassen  sich  teilweise 
nach  ihrer  jetzigen  Lage  näher  bestimmen.  Es  liegen  nämlich 
im  heutigen  Departement  Morbihan  die  Orte:  Carentoer 
(heute  Carantoir),*)  Gebreiac6)  am  Oust,  Loenion,7)  Rufiac8) 


•)  Das  Vorhandensein  einer  Misehbevölkerung  charakterisiert  auch  die 
spanische  nnd  die  südöstlichen  Marken. 

*)  vgl.  die  Karte  hei  de  Courson,  auf  welcher  Vannes  innerhalb  des 
breton.  Sprachgebietes  liegt. 

s)  Die  Belegstellen  sind  oben  S.  IS,  Aum.  3 mitgeteilt. 

*)  1.  de  Courson  No.  131,  nach  de  C.  vom  1,  IV.  821,  nach  de  la 
Borderie,  Examen  chronologique  des  chartcs  du  cartulaire  de  Redon,  an- 
t£rienres  au  XI°  siAcie  (Bibi,  de  l'ücole  des  chartes  V.  Serie,  T.  V.  1804) 

5.  261  vom  L IV.  827  oder  832.  2.  No. . 133  (Juli  820).  3.  No.  135,  nach 
de  la  B.  wahrscheinlich  vom  31L  XII.  813.  4,  No.  140  vom  3.  n.  821. 

6,  No.  Läl  vom  6.  IV.  820.  IL  No  1 32  (828  od.  829).  L No.  155  vom  IG- 
L 830.  ä.  No.  166.  nach  de  la  B.  vielleicht  von  April  801 — 813.  9,  No.  255 
vom.  3 Juli  826. 

s)  Bestimmung  nach  dem  Index  gbograph.  bei  de  Courson.  de  Courson 
No.  13L  133,  lüfi. 

*)  de  Courson  No.  212. 

7)  tt  „ n 212. 

»)  „ „ , 146,  152,  155,  196. 

L l p p , Da«  fränkische  ürenzsystem.  4. 
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(heute  Ruffiac  im  cant.  Malestroit),  Trebetwal,1)  Conocli  oder 
Cnoch,*)  Lisnowid*)  (eant.  la  Gacilly),  die  plebs  Cadoc1)  ist 
erkenntlicli  in  Pleucadeuc  bei  Qnestembert  im  Morbihan.  In 
demselben  Departement  sind  zu  suchen  Renhoiarn,5)  Trebdo- 
brogen,®)  Lerniacum,7)  Abeduu  oder  ßeduu,®)  Botmachlon  :*) 
Brouneroch ,0)  ist  der  alte  Gau  Browerech,  identisch  mit  dem 
westlichen  Teile  des  Bistums  Vannes:  Loutinoc")  endlich  ist 
das  heutige  Leudineu  im  Morbihan.  Der  in  No.  212  und  255 
genannte  Fluss  Ult  resp.  Ultra  kann  nur-  der  Onst  sein,  welcher 
einen  Teil  des  Morbihan  dnrchströmt  und  bei  Rieux  an  der  Scheide 
des  Dep.  Loire  Interieure  gegen  das  Dep.  Morbihan  in  die  Vilaine 
mündet.  In  No.  255  kommt  auch  ein  Fluss  Cles  vor;  das  ist 
die  Claye,  ein  bei  Saint-Congard  einmündender  Nebenfluss  des 
Oust. 

Die  erwähnten  Namen  kommen  sämtlich,  wie  sich  aus  einem 
Vergleiche  mit  der  Karte  bei  de  Courson  ergiebt,  im  Bereiche 
des  alten  Bistums  Vannes  vor,  sodass  also  damit  wohl  ein  er- 
heblicher Teil  der  bretonischen  Mark  — freilich  nicht  in  scharfer 
Umgrenzung  — bestimmt  ist. 

In  der  spanischen  Mark  bildete  das  785  in  die  Hände 
der  Franken  gefallene  Gerona  den  ersten  Stützpunkt  der  fränki 
sehen  Macht.  Dass  gerade  Gerona  zuerst  in  die  Gewalt  der 
Franken  kam,  ist  wohl  kaum  auffällig.  Lag  diese  Stadt  doch 
an  dem  bequem  zu  überschreitenden  Ostende  der  Pyrenäen,  und 
führte  doch,  worauf  Foss  aufmerksam  macht, '*)  von  Gerona  ein 
Hauptweg  nach  Perpignan  in  Aquitanien.  Ebenso  natürlich  war 
es,  dass  die  Franken  für  ihre  Mark  das  Land  am  Südostfusse 


')  de  Courson  No. 

152. 

*)  * 

152. 

’)  . 

183, 

*)  . 

255. 

*)  . 

133. 

®)  » 

196. 

J » W » 

155. 

/ » n n 

196. 

•)  » 

196. 

,0)  . 

155. 

io 

J n w » 

155. 

'*)  Foss  a.  a.  0.  S. 

46. 

Digitized  by  Google 


51 


der  Pyrenäen  wählten.  Der  Westen,  auf  welchen  sie  doch 
eigentlich  durch  die  früheren  Ereignisse  hätten  hinge  wiesen  sein 
sollen,  musste  Bedenken  erregen,  hauptsächlich  wegen  des  un- 
ruhigen Charakters  der  dort  wohnenden  Basken,  auf  deren  Treue 
man  sich  nie  verlassen  konnte.  Auch  waren  die  Pyrenäen  bei 
Pampelona  schwieriger  zu  überschreiten,  als  am  Ostende,  und 
das  rauhe,  zerrissene  und  zerklüftete  Gebirgsland  im  Nordwesten 
würde  der  Kriegführung  ganz  erhebliche  Schwierigkeiten  ent- 
gegengesetzt haben.  Da  das  Gebirge  in  seiner  Mitte  einer 
Uebersteigung  ausserordentliche  Hemmnisse  bereitete,  war  die 
Wahl  des  jenseits  dieses  Teiles  gelegenen  Landstriches  für  die 
ersten  Anfänge  der  Mark  ausgeschlossen;  die  direkte  Verbindung 
mit  dem  aquitanischen  Reiche  wäre  ohne  den  Besitz  von  Gerona 
ziemlich  unbequem  gewesen.  Also  blieb  nur  die  Ostseite  übrig, 
an  welcher  das  Innere  Spaniens  den  Franken  weit  offener  vor 
Angen  lag,  als  irgend  wo  anders. 

Bald  nach  Gerona  wurden  Urgel  und  Ausona  fränkisch, 
was  Foss1)  auch  geographisch  zu  erklären  sucht,  durch  den 
Hinweis  darauf,  dass  eine  Strasse  von  Perpignan  über  Urgel 
ins  Segrethal  existierte.  Bis  792  wird  man  in  dem  neugewonnenen 
Gebiete  diejenigen  Massregelu  getroffen  haben,  welche  zur 
Sicherung  derartiger  stets  bedrohter  Eroberungen  notwendig 
waren.  Es  werden  Kastelle  angelegt  und  mit  Besatzungen  ver- 
sehen sein,  an  deren  Spitze  zuverlässige  Grafen  gestellt  wurden. 
Bis  dahin  hatten  die  Franken  auch  schon  ein  Stück  der  Meeres- 
küste besetzt.  Der  Hauptplatz  der  spanischen  Mark  war  um 
diese  Zeit  zweifellos  Gerona.  Zwei  Jahre  nach  dem  verheerenden 
grossen  Einfalle  der  Araber,  795,  wurde  die  Mark  reorganisiert 
und  erfuhr  nun  bald  iu  ihrer  äusseren  Entwickelung  einen  be- 
deutenden Aufschwung.  Die  im  J.  797  zu  Aachen  erfolgte  for- 
melle Uebergabe  Barcelonas3)  durch  den  Wali  Zeid  musste  die 
Franken  dahin  fühlen,  diese  Stadt,  welche  für  sie  von  hervor- 
ragender Wichtigkeit  werden  konnte,  auch  thatsächlich  in  ihre 
Gewalt  zn  bringen.  Nach  mehreren  ergebnislosen  Zügen  wurde 


*)  a.  a.  0.  S.  40. 

*)  Einh.  Ann.  Ann.  Laur.  Hai.  Chron.  Moiss.  797.  vgl.  aber 
vita  Hlud.  cap.  10. 
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sie  801  eingenommen.1)  Fortan  hatte  sie  unter  den  fränkischen 
Städten  in  Spanien  den  ersten  Platz  inne,  was  durch  geographische 
Momente  mit  erklärt  werden  kann.5)  Barcelona  war  nämlich 
der  Knotenpunkt  von  mehreren  für  die  Mark  wichtigen  Strassen, 
welche  sich  zum  Teil  ins  Innere  Spaniens  weiter  fortsetzten:  Drei 
führten  vom  Flusse  Ter  ans  nach  Barcelona,  und  zwar  eine, 
längs  der  Küste,  die  andere  von  Gerona  und  die  dritte  und  be- 
quemste von  Ausona  ans.  Dazu  stand  Barcelona  auch  mit  Urgel 
über  Cardona  und  Manresa  in  natürlicher  Kommunikation,  es 
beherrschte  also  die  spanische  Mark  nach  allen  Richtungen  hin. 

Nachdem  806  durch  den  Gewinn  von  Pampelona  den  Franken 
die  Möglichkeit  geboten  war,  sich  des  Ebrothaies  zu  bemächtigen,*) 
dessen  ersten  Teil  jene  Stadt  beherrscht,  wurde  in  den  nächsten 
Jahren  das  Hauptziel  der  Franken  das  Thal  des  unteren  Ebro, 
und  ihre  Feldzüge  richteten  sich  nun  vor  allem  gegen  Tortosa,4) 
welches  den  Unterlauf  des  Stromes  deckte.  Tortosa  zu  nehmen, 
gelang  selbst  beim  letzten,  dem  erfolgreichsten  Zuge  nicht  ganz. 
Nur  eine  formelle  Huldigung  wurde  erreicht.  So  hatte  mit  der 
Einverleibung  von  Barcelona  in  das  System  der  spanischen  Mark 
die  äussere  Entwickelung  der  letzteren  unter  Karl  eigentlich 
ihren  Abschluss  erreicht. 

Der  Umfang  der  zuerst  gegen  die  Dänen,  dann  auch  zu- 
gleich gegen  die  Abodriten  gerichteten  Mark,  zu  deren  Schutz 
das  Kastell  Esesfeld  angelegt  wurde,  wird  im  allgemeinen  das 
von  den  Franken  den  Transalbingem  entrissene  Gebiet  umfasst 
haben,  und  von  ähnlich  geringer  Ausdehnung  waren  wohl  auch 
die  Marken  auf  dem  rechten  Ufer  der  Elbe  und  der  Saale, 
welche  man  sich  als  schmale  Uferstriche  vorstellen  muss. 

Für  die  Abgrenzung  der  zur  Abwehr  von  Czechenein- 
fällen  bestimmten  Grenzmark,  die,  wie  bereits  hervorgehoben, 
keine  Reichsmark  im  eigentlichen  Sinne  war,  besitzen  wir  nur 
einen  sehr  schwachen  Anhalt  in  einem  Capitulare,')  aus  dem  wir 

•)  vgl.  darüber  Abel-Simson  II,  25s  ff.  u.  Lipp,  Die  Marken  des 
Frankeureiches  unter  Karl  dem  Gr.  Teil  I.  Dias.  Künigsbg.  92.  S.  49  ff. 

*)  vgl.  F o 8 8 S.  40. 

*)  vgl.  Foas  S 45. 

*)  lieber  di«  Feldzüge  gegen  Tortosa  siebe  Abol-Siuison  II,  390  ff. 
II,  472  ff.  Lipp  a.  a.  G.  S.  65  f.  u.  59  ff. 

5)  Logg.  12S,  7,  vgl.  Abel-Simson  II,  825. 
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erfahren,  dass  Graf  Audulf  — der  einzige  sicher  nachweisbare 
oberste  Graf  dieser  Grenzmark  unter  Karl  — die  Grenzaufsicht 
in  Forchheim,  Pfreimt  und  Regensburg  hatte. 

Besser  sind  wir  über  das  Gebiet  der  südöstlichen  Marken 
orientiert.  Das  westlich  von  der  Enns,  dem  alten  Grenzflüsse 
Bayerns1)  gelegene  bayrische  Grenzgebiet,  welches,  wie  wir 
sahen,  788  als  Grenzmark  organisiert  wurde,5)  war  das  Vorland 
der  avarischen  Mark.  Pannonien  hatte  in  Karolingischer  Zeit 
fast  dieselbe  Begrenzung  und  denselben  Umfang,  wie  die  römische 
Provinz:1)  es  enthielt  also  im  wesentlichen  das  Gebiet  zwischen 
Wiener  Wald,  Theiss,  Sau  und  Donau.  Derjenige  Teil  dieses 
grossen  Komplexes,  welcher  zwischen  Enns  und  Raab  lag,  war 
das  eigentliche  Avarien  oder  Hunien.4). 

Die  Eroberungen  der  Franken  werden  bezeichnet  mit  Avari- 
cns  limes5)  oder  Pannoniens  limes;8)  als  ein  Teil  dieser 
Marken  erscheint  später  die  Ostmark.7) 

Der  älteste  Bestandteil  der  östlichen  Marken,  der  Traun- 
gau, gehörte  während  der  ganzen  Periode  der  Karolingerherr- 
schaft zum  Gebiete  der  Markgrafen  der  Ostmark,  welches  im 
9.  Jahrhundert  noch  unter  sehr  verschiedenen  Benennungen  vor- 


’)  Einh.  Ann.  791. 

’)  Das,  was  Ann.  Enli.  Fnld.  788  mit  marnha  Baioariae  bezeichnet  wird. 

*)  Einh.  vita  Car.  cap.  15  ntramque  Pannoniam  ct  adpositam  in  altera 
Damibii  ripa  Datiaiu  perdomuit.  vgl.  Diimmler  a.  a.  O.  S.  11. 

*)  vgl.  Diimmlor  S.  12. 

*)  Einh.  Ann  S26.  Bertricum  palatii  comitem  et  Balilricom  et  Gc- 
roldum  comites  et  Avarici  limitis  custodes  in  Oarantanorum  proviuciain  uisit. 

*)  ebenda  weiter  unten:  Baldricus  vero  et  Geroldus,  comites  ac 
Pannonici  limitis  praefeeti.  Schafafik,  Slavische  Altertümer,  dtsch.  von 
Aehrenfeld  etc.  Lpzg.  43.  II,  32>;  teilt  die  fränkischen  Eroberungen  so  ein: 
1.  Die  östliche  oder  avarischc  II.  (eigentl.  bunische  Ostmark).  2.  Das  Herzog- 
tum Kärnthen.  3.  Die  windische  M.,  „welche  aus  dem  heutigen  Krain,  einem 
Teile  Kärntheus  und  Steiermark  bestand.“  Das  ist  im  wes.  das  nach  D Ummle  r 
S.  14  gleichfalls  als  Grenzland  behandelte  Karautanicn.  Die  Gründung  der 
sogen,  windischen  Mark  vermutet  Schafafik  II,  320  bereits  um  788,  ohne 
jedoch  diese  Ansicht  begründen  zu  können. 

*)  Diimmler  S.  12 — 13.  Vgl.  auch  Biidinger  I,  107  ff.  über  die  Ab- 
grenzung der  Harken.  Die  Ostmark  wird  erwähnt  in  der  Conversio  etc. 
(.MGH.  SS.  XI.)  cap.  10  (orientalem  plagatn'. 
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kommt;  der  Amtssitz  derselben  befand  sich  in  Lorch.1)  Die 
beiden  Pannonien  und  die  Ostmark  waren  zunächst  Nebenländer 
Bayerns-)  und  hatten  vorläufig  noch  nicht  je  einen  besonderen 
obersten  Grafen. *) 

Die  eigentliche  Markgrafschaft  Friaul  umfasste  unter 
Karl  Kämthen,  Istrien,  Liburnien,  Dalmatien,  das  Land  zwischen 
Drau  und  Sau.4) 


Capitel  IV. 

Innere  Verhältnisse  in  den  Marken. 

1.  Die  Verwaltungsdistrikte  und  deren  Obrigkeiten. 

Man  kann  gut  unterscheiden  zwischen  solchen  Marken,  welche 
in  Gaue  oder  Grafschaftsbezirke  eingeteilt  waren,  und  anderen, 
bei  denen  dies  nicht  erkenntlich  ist.*)  Grafschaften  finden  wir 
zunächst  in  der  bretonischen  und  in  der  spanischen  Mark  vor. 
In  den  nordöstlichen,  östlichen  und  südöstlichen  Marken  jedoch 
ist  eiue  Einteilung  in  Grafschaften  in  der  Zeit  Karls  des  Gr. 
nicht  nachweisbar.  Das  mag  bei  den  beiden  zuerst  genannten 
Gruppen  gemäss  ihrer  geringen  Ausdehnung  nur  natürlich  er- 
scheinen; unklar  sind  aber  die  Gründe,  welche  deu  Kaiser  be- 
wogen, nicht  auch  die  avarische  und  die  Manische  Mark  in  be- 
sondere kleinere  Verwaltungsdistrikte  zu  zerlegen. 

Für  die  von  uns  gewählte  Periode  kennen  wir  als  das 
Oberhaupt  der  bretonischen  Mark  jenen  bereits  öfter  er- 
wähnten Grafen  Wido.  Er  begegnet  uns  bereits  im  J.  799,  in 
welchem  er  mit  anderen  Grafen  die  Bretagne  durchzog,  an- 
geblich allenthalben,  wohin  er  kam,  die  Anerkennung  der  fränki- 
schen Oberhoheit  durchsetzte  und  als  Symbole  der  Huldigung 


■)  vgl.  Capitul.  Thood.  von  80ö  in  den  Legg.  a.  a.  O.  Dttdiugnr 
I,  170.  Kärnmol  S.  207. 

*)  Kümmel  S.  214. 

*)  vgl.  Riezler  I,  186.  Später,  als  die»  bereit»  der  Fall  war,  hatten 
die  pannonischen  Grafen  den  Vorrang  vor  denen  der  westlicheren  Ostmark. 

4)  vgl.  Diimmler  S.  10. 

5)  vgl.  Dahn  II,  422;  doch  darf  man  Avarien  nicht  geradezu  als 
Proviuz  betrachten. 
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die  Schwerter  einzelner  Häuptlinge  mit  deren  Namensinschriften 
entgegennahm.1)  Simson  vermutet,2)  dass  Markgraf  Wido8) 
vielleicht  der  unmittelbare  Nachfolger  jenes  nicht  sicher  be- 
glaubigten Hruodlaud  gewesen  sei.  Ist  diese  Annahme  zwar 
nicht  mit  absoluter  Sicherheit  zu  widerlegen,  so  spricht  doch  ein 
Umstand  sehr  gegen  sie.  Zuletzt  nämlich  ist  in  den  Urkunden 
Wido  als  Graf  von  Vannes  um  831  oder  832  genannt.1)  Wenn 
W.  778  auf  Hruodland  gefolgt  sein  sollte,  so  würde  die  Dauer 
seiner  Amtstätigkeit  sich  auf  etwa  54  Jahre  belaufen,  was, 
wenn  auch  nicht  für  unmöglich,  doch  für  sehr  wenig  wahr- 
scheinlich zu  halten  ist.  Lassen  wir  also  die  Person  Hruodlands 
als  historisch  gelten,  so  wird  sein  Nachfolger  ein  anderer,  uns 
nicht  näher  bekannter  Graf  gewesen  sein.5). 

Jedoch  scheint  unter  Karl  und  in  der  ersten  Zeit  Ludwigs 
Wido  nur  der  oberste,  nicht  aber  auch  der  einzige  Graf  der 
Mark  gewesen  zu  sein.  Wenigstens  wird  in  einer  aus  dem  J. 
819  oder  820  stammenden  Urkunde,  die  über  den  Verkauf  eines 
Anwesens  in  der  Plebs  Lanoes  (L.  ist  das  heutige  Lanouee 
nw.  von  Josselin  im  Dep.  Morbihan)  handelt,  ein  Graf  Rorigon 
erwähnt.8)  Aus  einem  anderen  Diplome  erfahren  wir,  dass  2 
missi  eines  Grafen  Frodald,  namens  Gautro  und  Hermandro, 
den  Ort  Landegon  besuchten,  um  sich  darüber  zu  informieren, 
mit  welchem  Rechte  ein  gewisser  Anau  „teneret  ipsum  vicum 
Landegon  cum  suis  colouis  etsua  terra“,  worauf  derselbe  schwor: 
„qnod  Landegon  vicus  cum  suis  colonis  et  sua  terra  sua  propria 
hereditas  esset.“7)  Man  dürfte  vielleicht  richtig  gehen,  wenn 
man  in  Frodald  und  Rorigon,  von  denen  also  der  eine  etwas 
nordöstlich,  der  andere  ziemlich  nördlich  von  Widos  Bezirk  sass, 
Amtsgenossen  des  letzteren  erblickt.  Möglich  ist  auch,  dass  sie 


')  vgl.  Einh.  Ann.  799.  Lipp  a.  a.  0.  S.  19  f. 

*)  Abel-Simson  II,  201,  1. 

’)  Ueber  Widos  Person  vgl  Abel -Simson  II,  200,7. 

4)  s.  o.  S.  13,  Anm.  3 und  S.  49,  Antn.  4. 

Einige  Bemerkungen  über  Widoa  Stellung  bei  Lipp  a.  a.  0.  S.  27  u.  28. 
8)  de  Courson  No.  104. 

7)  de  Couraon  No.  191.  (vgl.  dazu  Lipp  S.  26, 1.)  In  dem  genannten 
Orte  finden  wir  daa  heutige  Langon  wieder,  nordüatl.  von  Redon  im  Dep. 
Ille-et-Vilaine;  es  gehurte,  wie  aua  dem  Schlüsse  des  Diploms  ersichtlich, 
noch  zum  Bistum  Vannes. 
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sogar  zu  den  socii  comites  gehörten,  von  welchen  Einh.  Ann. 
799  reden. 

Als  die  frühesten  Grafschaften  der  spanischen  Mark  lassen 
sich  zu  792  diejenigen  von  Pallars  und  Ripagortja  unter  Rai- 
mund nach  weisen.1)  Denselben  Bezirk  verwaltete  später  "viel- 
leicht ein  Markgraf  Aureolus.2)  795  finden  wir  unter  dem  Grafen 
Burrellus3)  die  Grafschaft  Ausona  erwähnt;  zu  derselben  ge- 
hörten die  Städte  Ausona,  Cardona,  Castaserra.  Zu  den  ältesten 
Grafschaften  wird  auch  das  Gebiet  von  Gerona  zu  rechnen  sein, 
welches  zur  Zeit,  der  Einnahme  von  Barcelona  unter  dem  Grafen 
Rotstagnus  stand.4)  Der  erste  Graf  von  Barcelona,  Bera, 
wird  gleich  nach  der  Eroberung  der  Stadt  genannt.*)  Die  letzte 
unter  Karl  dem  Namen  nach  bekannt  gewordene  Grafschaft  ist 
die  von  Ampurias,  an  der  Küste,  an  deren  Spitze  kurz  vor 
dem  Tode  des  Kaisers  Irmingar  stand.")  Erst  unter  Ludwig 
dem  Frommen  lernen  wir  Namen  von  Grafen  von  Urgel  und 
Cerdagna  kennen,7)  was  selbstverständlich  nicht  ausschliesst, 
dass  schon  früher,  noch  unter  Kaiser  Karl,  auch  hier  Grafen 
eingesetzt  waren. 

Bezüglich  der  obersten  Beamten  in  den  nordöstlichen,  sowie 
in  den  östlichen  Marken  des  Frankenreiches  können  wir  uns  nur 
unsicheren  Vermutungen  liingebeu,  und  auch  nicht  gerade  viel 
lässt  sich  über  die  Obrigkeit  in  den  südöstlichen  Marken 


■)  vgl.  Vi Hanne va  X.  Apdndice  No.  III. 

*)  Uber  ihn  vgl  Lipp,  S.  57  n.  5H. 

*)  vita  Hlud.  cap.  8. 

*)  vita  Hlud.  cap.  13. 

5)  vita  Hltiil.  cap.  13. 

*)  Wohl  derselbe  ist  der  im  Praeceptum  pro  Hispanis  (MG H. 
Legg.  Sect.  II.  S.  ICH)  vom  2.  IV.  SI2  genannte  Graf  Ermeugariua.  Von 
den  anderen  hier  anfgezählten  Grafen  der  spanischen  Mark:  Bera,  Gans- 
cellinus, Giselafredua,  Odilo,  Ademarins,  Laibulfns  und  Erlinus  kennen  w ir 
nur  einige  niiher.  — Die  Grafen  batten  übrigens  auch  Stellvertretei ; 
wenigstens  kennen  wir  ans  Villanueva  X,  Apend.  III,  S.  224  (J.  792) 
einen  Mauritius  vices  eoines,  der  wohl  mit  der  Vertretung  des  Grafen 
Knimund  betraut  war. 

’J  Comitntus  Cerdaniensis  erwähnt  bei  Villanueva  TX,  289 — 2PO. 
lbid.  X,  Ap^nd.  V.  S.  228  wird  Über  eine  Schenkung  des  Grafen  Fredolus 

(Fredelaus)  gesprochen : hedifienri  cellulam  in  confinio  Ceritaniae Der 

Sitz  des  Grafen  war  die  Stadt  Li  via  vgl.  ibid.  S.  230  unten.  Villanueva 
IX,  Ap4nd.  XXVII,  S.  2sft  oben  (J.  819)  kommt  ein  Graf  Suniefried  vor. 
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sagen.  Anfangs  war  das  Amt  des  praefectus  Baioariae  mit  dem 
der  östlichen  Markgrafen  verbunden,1)  und  zwar  erscheint  als 
solcher  zuerst  Karls  Schwager  Gerold,  auf  welchen  799  wahr- 
scheinlich Audulf  folgte.3)  Die  Amtsbefugnis  desselben  reichte 
jedoch  wohl  nicht  mehr  über  das  eigentliche  Bayern  hinaus, 
und  vielleicht  folgte  auf  Gerold  in  der  Leitung  der  Marken 
jenseits  der  Enns  der  802  bei  Güns  gefallene  Gotram”)  und 
auf  diesen  der  zu  805  erwähnte  Wernher,  welcher  in  Lorch 
residierte.4)  Freilich  ist  das  nur  unsicher,  denn  die  Stelle  der 
conversio  etc:  .tune  (sc.  796)  primus  ab  imperatore  constitutus 
est  confinii  comes  Goteramnus,  secundus  Werinharins,  tertius 
Albricus,  qnartus  Gotafridns.  quintus  Geroldus“  bereitet  Schwierig- 
keiten. Nach  Dümmler®)  ist  es  nicht  unwahrscheinlich,  dass  unter 
diesen  angeblich  pannonischen  Markgrafen  auch  einige  der  west- 
licher gelegenen  bayrischen  Ostmark  gemeint  seien,  wenigstens 
erscheint  in  Freisinger  Urkunden8)  Wernher  neben  Gotram  und 
Wernher  neben  Gotfried. 

Wer  der  älteste  oberste  Graf  der  friaulschen  Mark  wart 
ist  ebenso  ungewiss.7)  Der  hervorragendste  aus  der  Zeit  Karls 
war  ohne  Frage  jener  Strassburger  Erich,  welcher  799  bei 
Tharsatika  am  adriatischen  Meere  in  der  Nähe  von  Fiume  fiel.*) 
Er  hatte  an  den  Avarenkriegen  teilgenommen;  eine  grössere 
Zeit  seiner  Amtstätigkeit  hatte  er  der  Besiegung  der  unter 
byzantinischer  Oberhoheit  stehenden  slavischen  Bevölkerung  Dal- 
matiens und  Libumiens,  der  Kroaten,  gewidmet  uud  über  die- 


•)  vgl.  Dümmler  S.  10. 

*)  Dümmler  S.  16.  Riezler  I,  177  hält  Gerolds  Stellung  für  etwa 
dieselbe  wie  die  der  alten  fränkischen  Amtsherzoge.  Er  betont,  dass  es  vor 
allem  der  Avarengefahr  zuzuachreiben  sei,  dass  Bayern  in  einer  einheitlichen 
Gewalt  blieb,  nnd  dass  die  Bedeutung  des  Amtes  wesentlich  eine  militärische 
war.  I,  S.  177,3  erblickt  Riezler  in  den  'Worten  der  Urkunde:  acccpit 
hanc  provinciam  providere,  regere  et  gnbernare  eine  von  seiner  „missatischeu“ 
Stellung  unabhängige,  dauernd  richterliche  Befugnis. 

*)  vgl.  v.  Ankershofen  II,  128  Note  c und  Dümmler  S.  8. 

*)  Legg.  a.  a.  O. 

5)  vgl.  Dümmler  S.  20. 

*)  eitiert  bei  Dümmler  a.  a.  O. 

7)  Man  muss  Simsou  beistimmen,  der  I,  254,  1 und  4 den  bei  Jafff 
Bibi.  Rer.  Germ.  IV,  207  erwähnten  duz  Marcarius  nicht  als  Markgrafen 
betrachtet. 

*)  Uber  Erich  vgl.  Abel-Simsou  II,  194  ff. 
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selben  manchen  Triumph  davongetragen. ')  Er  fiel  diesen.Käinpfen 
zum  Opfer,  und  der  Verlust  dieses  in  jeder  Hinsicht  hervor- 
ragenden Mannes  wurde  von  den  Zeitgenossen  tief  betrauert.*) 
Sein  Nachfolger  war  bis  819  vermutlich  Kadaloh.3)  Dieser 
setzte  die  Unterwerfung  der  Nachbarvölker  fort  und  erhielt  803, 
als  der  Kaiser  die  Verwaltung  der  südöstlichen  Marken  regelte, 
die  Obergewalt  über  die  Kroaten.4) 

Wollen  wir  hier  noch  eine  kurze  Uebersicht  über  die 
Verwaltungsgebiete  der  Grafen  an  den  Reichsgrenzen 
überhaupt  geben,  so  bieten  sich  uns  dafür  drei  Gesichtspunkte: 

1.  Der  Graf  hatte  kein  Markgebiet,  sondern  nur  die 
Grenzgrafschaft  oder,  was  ja,  wie  früher  erwähnt,  vorkam, 
deren  mehrere  unter  sich.  So  verhielt  es  sich  mit  den  Amts- 
bezirken der  Grafen,  welche  im  Süden  Aquitaniens  sassen,  so 
lange  die  Franken  in  Spanien  noch  keine  Eroberungen  gemacht 
hatten.  Ebenso  war  dies  wohl  der  Fall  überall  da  an  den  eigent- 
lichen Reichsgienzen,  wo  wegen  häufiger  Gefährdung  derselben 
durch  die  Nachbarn  eine  feste  kriegerische  Organisation  der 
Grenzdistrikte  notwendig  wurde.  Während  der  ganzen  Regiernngs- 
zeit  Karls  hatten  die  zum  Schutze  des  Reiches  gegen  die  Czechen 
eingesetzten  Grenzgrafen  *)  kein  eigentliches  Markgebiet  unter 
sich;  sonst  drangen  jedoch  die  Franken  überall  über  die  eigent- 
lichen Reichsgrenzen  hinaus  in  Feindesland  vor,  von  dem  sie 
einen  Teil  an  sich  rissen;  dann  hatte 

2.  der  Graf  zugleich  Grenz-  und  Markgebiet.  Das 
ist  nachzuweisen  in  den  nördlicheren  Grafschaften  der  spanischen 
Mark,  welche  mit  der  von  Toulouse  sich  in  einer  Hand  befanden; 
vermutlich  ebenso  verhielt  es  sich  mit  den  Marken  auf  dem 
rechten  Ufer  der  Elbe  und  Saale,  welche  schon  ihrer  geringen 
Ausdehnung  wegen  mit  den  auf  der  anderen  Seite  liegenden 
Grenzgrafschaften  verbunden  werden  mussten.  Die  Amtssitze 
der  Grafen  befanden  sich  teils  links,  teils  rechts  von  Elbe  uud 


■)  vgl.  Büdinger  I,  138,  welcher  den  ersten  dieser  Feldzüge  auf  797 
an  setzt.  Einh.  vita  Car.  cap.  IS.  DUmmler  S.  7. 

*)  vgl.  z.  B.  das  Klagegedieht  des  Paulinus,  sowie  Alcuins  Brief  au 
Arno  von  Salzburg  bei  Abel-Simson  a.  a.  O. 

*)  Diimuiler  S.  19  Abel-Simson  II,  338. 

4)  vgl.  Büdinger  I,  138. 

5)  Waitz  IIL,  37t,  2.  Legg.  a.  a.  O. 
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Saalein  Bardowik,  Scheessei,  Magdeburg,  Erfurt  und  Hallstadt.1) 
Grenzgaue  und  Markterrilorium  wurden  gleichfalls  von  demselben 
Grafen  in  der  avarischen  Mark  (Amtssitz  Lorch) s)  und  iu  der 
l'riaolschen  verwaltet. 

3.  Nur  Markgebiet  war  unter  einzelne  Markgrafen  ver- 
teilt;8) so  in  den  südlicheren  Grafschaften  der  südwestlichen 
Mark  (Amtssitze  in  verschiedenen  Städten,  z.  B.  Gerona,  Am- 
purias,  Barcelona)  und  wahrscheinlich  auch  in  der  bretonischen 
Mark  (bedeutendster  Amtssitz  Vannes).4) 

In  der  spanischen  Mark  gelangte  der  Graf  von  Barcelona 
allmählich  zu  einer  grösseren  Gewalt,  als  die  übrigen  Mark- 
grafen,5) welche  ihm  in  gewisser  Beziehung  untergeordnet 
wurden.*)  Wenn  Waitz  seine  Vermutung,  dass  auch  sonst  mit- 
unter, z.  B.  in  der  bretonischen  Mark,  andere  Grafen  dem  Mark- 
grafen untergeordnet  waren,7)  durch  Ann.  Laur.  Mai.  799  zu 
begründen  sucht, 8)  so  ist  dies  freilich  schief,  weil  aus  dem  gen. 
Citate  sich  nur  soviel  entnehmen  lässt,  dass  Wido  mit  socii 
comites  gegen  die  Bretonen  zog,  nicht  aber,  dass  die  socii 
comites  ihm  zugleich  untergeordnet  waren.  Es  ist  sehr  wohl 
möglich,  dass  die  comites  nur  für  jenen  besonderen  Fall  Widos 
Genossen  waren,  sonst  aber  nicht  in  Abhängigkeit  von  ihm  sich 
befanden.  Sollten  mit  den  socii  die  beiden  Grafen  Rorigon  und 


’)  Legg.  a.  a.  0. 

«)  ibid. 

*)  Dio  Ansicht  Erhards,  Kriegsgesch.  von  Bayern,  Manschen  1870, 
Bd.  I,  542,  Anm.,  dass  die  Bezeichnungen  „Grenzgraf“  und  „Markgraf“ 
nicht  bloss  dem  Namen  sondern  auch  der  Sache  nach  dasselbe  bedeuten 
sollen,  kann  ich  durchaus  nicht  teilen. 

4)  Waitz,  III,  374  führt  diesen  Fall  nicht  an.  Peruice  s.  v.  „Graf“ 
in  Ersch  u.  Grubers  Encyclopiidie,  I Sect.  Bd.  78.  S.  141  hält  es  für 
äusserst  unwahrscheinlich,  dass  jemals  Mark  und  Grenzgrafschaft  in  ver- 
schiedenen Händen  gewesen  seien,  ohne  seine  Ansicht  zu  begründen.  Ebenso 
Sohin,  Altdeutsche  Reichs-  und  Gerichtsverfassung  I,  479. 

6)  vgl.  Waitz  U3,  372,4. 

*)  Waitz  betont  mit  Recht,  dass  diese  Erscheinung  nicht  iu  allen 
Marken  erkennbar  und  keineswegs  zum  Wesen  einer  markgräflichen  Stellung 
zu  rechnen  ist. 

’)  III,  374,  H. 

*)  Das  Citat  musste  vollständig  gegeben  werden,  was  auch  für  Sohm 
I,  479,  3 gilt 
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Fiodald  gemeint  sein,  dann  wäre  an  eine  untergeordnete  Stellung 
derselben  unter  Wido,  dem  praefectusliinitis,  allerdings  zu  denken. 

Stenzel ')  ist,  wie  Waitz  betont,  insofern  im  Irrtum,  als  er 
glaubt,  die  Vorsteher  der  Marken  hätten  stets  die  Obergewalt 
auch  über  die  Grenzgrafen  gehabt.  St.  grenzt  die  Bedeutung 
der  Markgrafen  nicht  scharf  genug  ab;  nach  seiner  Meinung 
wurden  marchiones  nur  solche  Grafen  genannt,  die  mehr  als  eine 
Grafschaft  an  der  Grenze  des  Reiches  unter  sich  hatten.  Jeden- 
falls war  das,  wie  aliquando  beim  Mon.  Sangall.  I,  13  andeuten 
soll,4)  nicht  allgemein.  Auch  sind  Stenzeis  Worte:  „in  finibus 
imperii“  nicht  recht  klar,  denn  marchiones  konnten  sowohl  Grafen 
innerhalb  der  alten  Reichsgrenze,  wie  auch  in  den  eigentlichen 
Marken  genannt  werden. 

Die  Befugnisse  der  Grafen  in  den  karolingischen  Marken 
waren  im  allgemeinen  dieselben,  welche  diesen  Beamten  sonst 
zustanden.  Nur  war  ihre  Stellung  äusserlich  eine  ungleich 
höhere,  was  ohne  Zweifel  eine  Folge  der  meistens  grösseren 
Ausdehnung  ihres  Amtsbezirkes  und  der  unbeschränkteren  Ver- 
fügung über  dessen  Wehrkraft  war.  Sie  leiteten,  wie  quellen- 
mässig  beglaubigt  wird,  in  der  spanischen  Mark  die  Kriminal- 
justiz.  In  der  bretonischen  hatten  neben  ihnen  auch  die  ein- 
geborenen Häuptlinge  rechtliche  Befugnisse.  Wie  es  im  einzelnen 
um  die  Rechtspflege  in  den  Marken  bestellt  war,  darüber  haben 
wir  keine  eingehenderen  Nachrichten. 

Verfehlt  und  völlig  mit  Recht  schon  von  Waitz  zurück- 
gewiesen •1)  ist  Stenzeis  Behauptung,4)  dass  die  marchiones  mit 
missatischer  Gewalt  ansgestattet  waren.  Als  missi  wurden 
Erzbischöfe,  Bischöfe,  Aebte  und  Grafen  in  das  gesamte  Reich 
ausgesandt, *)  mit  ausserordentlicher  Vollmacht  versehen.®)  um 


’)  a.  a.  0.  S.  14  u.  20. 

*)  aliquando  hat  hier  etwa  den  Sinn  von  „mitunter“. 

*)  III.  374,  4. 

*)  vgl.  auch  Pcrnice  a.  a.  Ü.  Stenzei  folgerte  aus  seiner  Belegstelle 
(Cap  Baiwnr.  810?)  zu  viel;  die  missi  beziehen  sieh  nur  auf  Bayern.  Un- 
zutreffend i*t  auch  St. 's  Ansicht,  dass  die  mnrehiones  lediglich  deswegen 
eingesetzt  wurden,  weil  die  Grenzgrafen  zur  Aufrechterhaltung  des  Grenz- 
schutzes nicht  genügten. 

')  Logg.  91 — 92.  (Capit.  Miss.  Generale  802.) 

*)  Waitz,  III,  225. 
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darauf  zu  achten,  dass  überall  die  Schranken  der  Gesetze 
respectiert  würden,  um  Missstände  abzustellen  und  zugleich 
königliche  Verordnungen  in  den  einzelnen  Reinhsteilen  bekannt 
zu  machen.  Ihre  Befugnis  war  demnach  eine  zeitlich  durchaus 
beschränkte,  während  die  Markgrafen  ihre  Thätigkeit  in  der 
Regel  bis  an  ihr  Lebensende  ausübten,  wenn  nicht  besondere 
Umstände  zur  Enthebung  von  dem  wichtigen  Posten  führten.1) 

Die  Markgrafen  hatten  als  eine  der  wesentlichsten  Obliegen- 
heiten die  Aufrechterhaltung  des  Grenzschutzes  wahrzunehmen. 
Sie  trafen  Bestimmungen  über  die  zweckgemässe  Ausübung  des 
Wacht-  und  Kundschafterdienstes  an  der  Grenze,  zu 
welchem  sämtliche  Freien  verpflichtet  waren,  um  unverhoffte 
feindliche  Einfälle  zu  verhüten.4)  Zur  Leistung  der  Wacht- 
dienste  sowie  zur  Hilfe  bei  dem  Bau  neuer  Burgen  und  Brücken, 
zur  Anlage  von  Dämmen  in  Sumpfgegenden  waren  vor  allem 
auch  diejenigen  bestimmt,  welche  an  den  Kriegsexpeditionen 
nicht  aktiv  teilnahmen.*)  Mitunter  mögen  durch  Nachlässigkeit 
Unregelmässigkeiten  in  der  Wahrnehmung  dieser  Pflicht  vor- 
gekommen sein,  was  dann  zu  erneuter  Einschärfung  derselben 
Anlass  bot.4)  Es  kam  auch  vor,  dass  einzelne  Striche  an  der 
Grenze  systematisch  verwüstet  wurden,*)  um  den  Feinden  die 
Verproviantierung  zu  erschweren;  doch  geschah  das  wohl  nur 
zeitweise,  denn  wir  wissen,  dass  auch  solche  Einöden  den 
Kolonisten  zur  Besiedelung  überlassen  wurden.') 


')  So  wurde  z.  ß.  dem  Markgrafen  Hera  s20  das  Amt  entzogen,  weil 
er  als  des  Hochverrates  überführt  galt  Gegen  Stenzei  liisst  sich  atn-h  die 
lange  Dauer  der  Amtsthätigkeit  Widos  in  der  bretonischen  Mark  anführeu, 
die  doch  sicher  ca.  40  .Jahre  wahrte. 

*)  vgl.  Legg.  2G2, 1 ; 130,9  u.  159,9.  Erhard  a.  a.  0.  S.  542. 

*)  Waitz,  IV,  3ü, 2;  IV,  <115.  Roth,  ßeneficialwesen  S.  412. 

4)  Legg.  101, 2:  fpiac  causae  efficiunt,  ut  unus  alteri  adiutorium 
praestare  nolit  in  niarcha  sive  in  excrcitu,  ubi  illiquid  utilitatis  dofensione 
patriae  faccre  debet.  Stenzei  S.  14  bezieht  dies  wohl  fälschlich  nur  auf 
Bischöfo  und  Aebte;  für  wahrscheinlicher  halte  ich,  dass  dies  Capit.  auf  die 
Grafen  bezug  uiinmt,  denn  die  ersten  Artikel  der  betreff.  Verfügung  be- 
handeln nur  Angelegenheiten  der  comitcs.  zu  denen  allein  Karl  hier  reden 
will,  die  letzteren  nur  Verhältnisse,  welche  die  Bischilfe  und  die  Aebte  angehen. 

*)  Legg.  2G1  u.  262,  5 (span.  Mark). 

*)  Legg.  a.  a.  0. 


Digitized  by  Google 


r,  2 


Besonders  charakteristisch  für  die  Marken  waren  systema- 
tisch angelegte  kleinere  und  grössere  Kastelle.1)  Sie  gelangten 
zum  Teil  durch  Eroberung  in  den  Besitz  der  Franken,  wie  in 
der  bretonischen  Mark  das  feste,  vielumkämpfte  Vannes,  in  der 
spanischen  Gerona,  Barcelona  u.  a.;  das  mag  auch  von  einzelnen 
Kastellen  in  der  avarischen  Mark  gelten,  wo  zum  .T.  802  ein 
castrum Guntionis(Günz) erwähnt  wird.  Aber  die  Franken  erbauten 
solche  Festungen  auch  selbst.  Dies  ist  nachzuweisen  an  Itzehoe, 
Hohbuoki,  den  Kastellen  bei  Halle  und  Magdeburg.  Der  ge- 
wöhnliche Hergang  bei  der  Gründung  solcher  Burgen  war  der, 
dass  ein  vom  Könige  beauftragter  Graf  aus  dem  Innern  des 
Reiches  diejenigen  Mannschatten  mit  sich  in  die  Mark  führte, 
welche  auf  dem  dazu  ausersehenen  Boden  den  Bau  ausführen, 
und  zugleich  die  ersten  fränkischen  Ansiedler  dortselbst  sein 
sollten.  Besonders  deutlich  tritt  dies  bei  der  Gründung  von 
Itzehoe  hervor,  an  welcher  Franken  und  Ostsachsen  unter  dem 
Grafen  Egbert  teilnahmen,  und  wohl  ähnlich  ging  cs  bei 
der  Anlage  des  vermutlich  von  dem  Legaten  Odo  erbauten 
Hohbuoki  zu,  ebenso  bei  der  Schaffung  der  übrigen  Marken- 
kastelle. *) 

In  den  Kastellen  befanden  sich  ständige  Besatzungen. 
Diese  bestanden  in  der  spanischen  Mark  aus  einheimischen 
Gothen,  in  den  übrigen  werden  vielleicht  ohne  Ausnahme  Frauken 
dazu  verwendet  worden  sein.  Die  Grenzverteidigung  überhaupt 
war  vornehmlich  eine  Obliegenheit  der  königlichen  Vasallen. 

Die  Besatzung  hatte  die  Mark  nicht  nur  gegen  Einfälle  zu 
verteidigen,  sondern  auch  selbst  Streifzüge  in  Feindesland  unter 
der  Anführung  ihres  Markgrafen  zu  machen.  Erschien  ihre 
Stärke  für  einen  grösseren  Kriegszug  nicht  genügend,  oder  war 
sie  zur  Zuriicktreibnug  der  in  die  Mark  eingefallenen  Feinde  zu 
schwach,  so  kamen  Heere  aus  dem  inneren  Reiche  zu  Hilfe.3) 
Jeder  Freie  musste  stets  seiner  Einberufung  zum  Marsche  an 
die  Grenze  gewärtig  sein  und  sich  demgemäss  immer  gerüstet 


‘)  vgl.  Waitz  IV,  628. 

•)  vgl.  Büdinger  I,  164. 

*)  Sicher  sowohl  in  der  Mark  als  auch  in  den  GrenzgrafNChaften,  was 
Pernice  a.  a.  O.  als  zweifelhaft  betrachtet. 


Digitized  by  Google 


63 


halten.1)  Je  weiter  entlegen  die  Mark  war,  zu  welcher  man 
hin  zu  marschieren  hatte,  desto  weniger  Krieger  wurden  aus 
dem  in  Frage  kommenden  Lande  dorthin  abgesandt.  Dies  er- 
kennt man  gut  aus  dem  Capitulare  Legg.  Sect.  II,  136,2, 
welches  sich  auf  Sachsen  bezieht: 

„Si  partibns  Hispaniae  sive  Avariae  solatium  ferre  fuerit 
necesse  praebendi,  tune  de  Saxonibus  quinque  sextum  praeparare 
faciant;  et  si  partibus*Beheim  fuerit  necesse  solatium  ferre,  duo 
tertium  praeparent;  si  vero  circa  Surabis  patria  defendenda 
necessitas  fuerit,  tune  omnes  generaliter  veniant.“ 

Die  Verpflichtung  zur  Ausrüstung  und  zum  aktiven  Feld- 
dienste stand  in  engster  Verbindung  mit  dem  Grundbesitze  oder 
dem  Lehen  eines  jeden.  So  sollte  jeglicher  Freie,  der  4 Hufen 
zu  Eigentum  oder  zu  Lehen  hatte,  sich  selbst  ansrüsten  und 
selbst  oder  mit  seinem  Lehnsherrn  oder  Grafen  in  den  Krieg 
ziehen.  Wer  3 Hufen  hatte,  musste  sich  mit  einem,  der  eine 
Hufe  besass,  zusammenthun,  ebenso  je  zwei  mit  2 und  je  vier 
mit  einer  Hufe-,  von  diesen  letzteren  allen  wurde  immer  je  einer 
ins  Feld  geschickt.’)  In  Westfrankreich  musste  jeder,  der 
5,  4 oder  3 Hufen  hatte,  selbst  mitziehen;  sonst  lagen  diese 
Verhältnisse  auch  hier  ebenso  wie  anderwärts  im  Franken- 
reiche. 8) 

Nach  altem  Brauche  musste  jeder  Krieger  von  einer  be- 
stimmten Grenzlinie  ab,  die  im  einzelnen  eine  verschiedene  Lage 
hatte,  mit  Lebensmitteln  für  3 Monate  und  mit  Waffen  und 
Kleidung  für  die  doppelte  Frist  versehen  sein,  und  zwar  war 
für  die  vom  Rhein  zur  Loire  bestimmten  die  Grenze  an  diesen» 
Flusse,  im  umgekehrten  Falle  am  Rheinstrome;  für  die  jenseits  des 
Rheines  Wohnenden,  welche  durch  Sachsen  zu  ziehen  hatten, 


')  Legg.  97,  34;  Ut  omnes  pleniter  parati  sint,  quandocuuique  iusnio 
nostra  vel  annunciatio  veneiit. 

Legg.  100,  13:  Ut  omnes  bene  parati  siut,  quandocumque  nostra 

iussio  veuerit;  vgl.  104,  62. 

Legg.  139,  1;  I)e  mareba  ad  praevidendum:  unusquisque  paratus 
9it,  illuc  festinanter  venire,  quandocumque  necessitas  fuerit;  vgl.  213,  3.  vgl. 
13C,  1 si  vero  circa  Surabis  etc.  Waitz  IV,  515,  1;  IV,  505  und  IV.  615. 
*)  vgl.  Legg.  137,  1 (808). 

*)  Legg.  134—135. 
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bildeten  die  Elbe,  für  die  Aquitanier,  die  nach  der  spanischen 
Mark  bestimmt  waren,  die  Pyrenäen  die  Grenze.1) 

Jeder  Graf  bestimmte  zum  Sammelpunkte  seines  Aufgebotes 
den  Ort,  an  welchem  das  placitum,  die  Heeresversammlung, 
stattfand.2)  Die  Aufgebotenen  selbst  zogen,  in  scarae  eingeteilt, a) 
zur  Mark.  Wer  seiner  Kriegsdienstpflicht  nicht  nachkam,  hatte 
den  Heerbann  verwirkt,  welcher,  um  jenen  Fall  möglichst  selten 
zu  machen,  ziemlich  hoch  bemessen  uud  meisteus  in  Gold,  Silber,  Ge- 
wändern, Waffen  uud  Vieh  erhoben  wurde.4)  Mit  dem  Tode  wurde 
in  allen  Teilen  des  Reiches  die  Desertion  (frk.  herisliz)  bestraft.  *) 

Ob  die  Markgrafen  auch  befugt  waren,  mit  den  benachbarten 
Völkern  auf  eigene  Hand  Verträge  zu  sckliessen,  wie  Waitz 
vermutet*)  halte  ich  — für  die  Zeit  Karls  wenigstens  — für 
sehr  zweifelhaft.  Höchstens  könnte  dies  bei  Waffenstillständen 
von  geringerer  Bedeutung  der  Fall  gewesen  sein.7)  Allerdings 
wissen  wir,  dass  die  Grafen  der  spanischen  Mark  810  mit  Amruis 
von  Huesca  über  die  Unterwerfung  des  letzteren  unterhandelten. 


')  Logg.  107,  8. 

*)  Logg.  171,  9. 

*)  Legg.  141,2;  vgl.  Cliron.  Moiss.  809.  Ausführliches  über  seara 
bei  Waitz  IV,  CIO — 812. 

4)  Capit.  Bouon.  v.  811  (Oct.)  in  Legg.  ICO,  1.  Vgl.  Legg.  ICC,  4; 
167,  9;  171,9;  137,2  nud  125,19.  Ausnahmebestimmungen  siehe  z.  B.  Legg. 
137,  3 und  4. 

5)  Legg.  153,  13;  154,  14;  ICC,  4;  205,  2 u.  3.  — Nicht  uninteressant 
ist  eine  Betrachtung  der  nationalen  Zusammensetzung  der  einzelnen,  behufs 
Gründung  und  Verteidigung  der  Iteichsmarkeu  ausgesandten  Heere,  ln  den- 
jenigen, welche  für  die  spanische  Mark  kämpften,  sind  naebzuweisen : Franken, 
Gothen.  Basken,  Aquitanier,  Burgunder,  vgl.  Ghron.  Moiss.  803,  £rmoldus 
Nigeiius  1,  278,  vita  Hlud.  cap.  IC.  Sachsen  uud  Franken  kämpften  vor- 
nehmlich im  Nordos  en  und  Osten,  so  802  gegen  die  Trausalbinger,  769  uud 
808  gegen  die  Wilzcn.  Ostfrauken  und  Sachsen  zogen  auch  gegen  die  Sorben 
i.  J.  782;  mau  sieht  also,  dass  für  diese  Gegenden  die  Hilfsheere  aus  den 
Nachbarländern  herbeigezogen  wurden.  Dagegen  waren  die  Krieger,  welche 
gegen  das  Avarenland  zogen,  aucti  in  entfernteren  Gegenden  zu  Hause,  was 
durch  die  Schwierigkeit  und  hervorragende  Bedeutung  der  Avarenkriege  ge- 
nügend begründet  ist.  (VgL  die  spanische  Mark.)  Fliesen,  Sachsen.  Frauken, 
Bayern  und  Langobarden  stritten  791  und  Langobarden  und  Alamannen  796 
mit  den  Avaren. 

•)  III,  369,  3. 

*)  Waitz  III,  637,  2. 
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jedenfalls  werden  sie  aber  nicht  ohne  Instruktionen  von  Karl 
oder  Ludwig  gewesen  sein.  Mit  der  Abschliessung  von  Verträgen 
beauftragte  missi  verhandelten  u.  a.  798  mit  den  Transalbingern, 
Karl  der  Jüngere  799  mit  den  Wilzen,  und  1 2 sächsische  Grafen  — 
unter  ihnen  auch  die  der  nordelbischen  Mark  — 811  mit  den 
Dänen  an  der  Eider.  Dass  alles  dies  ohne  Einverständnis  mit 
Karl  geschah,  erscheint  als  undeukbar. ') 


2.  Die  Bevölkerung«-  und  Besiedelungsverhältnisse. 

In  allen  karolingischen  Marken  hat  man  neben  der  ein- 
heimischen durch  die  Franken  unterworfenen  Bevölkerung  die 
Kolonisten  als  einen  sehr  wesentlichen  Bestandteil  zu  berück- 
sichtigen. So  wohnten  in  der  bretonischen  Mark  ausser  der 
Urbevölkerung  keltischen  Stammes  fränkische  Ansiedler.4)  In 
der  spanischen  Mark  war  die  Hauptmasse  der  Einwohner  gothisch; 
sie  kamen  vor  Jahren  von  Septimanien  her  über  die  Pyrenäen. 3) 
Demgemäss  erscheint  die  Thatsache,  dass  eiu  erheblicher  Teil 
der  Grafen,  wenn  nicht  gar  alle,  dem  gothischen  Volksstamme 
angehörte,  leicht  erklärlich.  Sie  war  ein  Ergebnis  der  weisen 
Berechnung  Karls:  mussten  sie  schon  ihrer  Nationalität  wegen 
bei  der  Bevölkerung  der  Mark  beliebter  sein,  als  z.  B.  rein 
fränkische  Grafen,4)  so  kam  noch  hinzu,  dass  sie  mit  den  Eigen- 
tümlichkeiten von  Land  und  Leuten  besser  vertraut  waren,  als 
dies  bei  anderen  durch  den  Kaiser  hierhin  entsandten  Beamten 
der  Fall  sein  konnte.  — Ein  zweiter  und  durchaus  nicht  gering- 
fügiger Bruchteil  der  Bevölkerung  bestand  aus  Christen  gleich- 
falls meist  gothischer  Abstammung,  welche  allmählich  aus  dem 
Innern  der  Halbinsel,  dem  Emirat  Cordova,  nach  Norden  ge- 
wandert w’aren.  Sie  kamen  selbst  bis  nach  Septimanien  und 
sassen  in  grösserer  Anzahl  in  folgenden  Städten  und  deren  Nach- 
barschaft: Narbonne,  Carcassonne,  Roussillon,  Beziers,  Ampurias, 


*)  vgl.  auch  Sohm  a.  a.  O.  S.  479. 

’)  vgl.  z.  B.  die  Urkunde  191  bei  de  Courson. 

*)  Lembke  a.  a.  O.  I,  390. 

*)  wurde  bereite  von  Lembke  anerkannt  (Bera). 

L i p p , Das  fränkische  Orcnzsystem.  5 
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Barcelona,  Gerona. ')  Simson  sucht  ihre  Einwanderung  mit  den 
Nachwirkungen  von  Karls  Feldzug  von  778  in  dem  arabischen 
Spanien  in  Verbindung  zu  bringen,  er  nimmt  also  dafür  haupt- 
sächlich politische  Beweggründe  an.’)  Als  drittes  Element  mag 
auch  das  heidnisch  - sarazenische  unter  den  Bewohnern  der 
spanischen  Mark  nicht  ohne  Vertretung  gewesen  sein. 

In  der  avarischen  Mark  wählten  deutsche  Ansiedler,  welche 
wohl  meistens  dem  benachbarten  bayrischen  Stamme  angehörten, 
für  ihre  colonisatorische  Thätigkeit  mit  Vorliebe  das  Donauthal, *) 
während  die  Reste  der  Avaren  und  slavische  Kolonisten,  welche 
gegen  einen  Bodenzins4)  das  ihnen  zugewiesene  Land  bebauten, 
sich  mehr  in  die  Nebenthäler  und  das  Hügelland  zurückzogen.  *) 

In  der  Dänenmark  gab  es  neben  den  nur  unbedeutenden 
Resten  sächsischen  Stamme«  vorwiegend  fränkische  und  abodri- 
tische  Elemente.  Das  slavische  Element  war  jedenfalls  sehr 
stark  in  der  Mark  Friaul  vertreten;  bei  den  übrigen  Marken 
ist  in  der  Zusammensetzung  der  Bevölkerung  ein  slavischer  Be- 
standteil auch  anzunehmen;  nirgends  in  diesen  Greuzlanden  des 
Reiches  war  die  Bewohnerschaft  eine  einheitliche. 

Der  Gang  der  Besiedelung  ist  ziemlich  deutlich  nur  in 
der  südwestlichen  und  in  den  südöstlichen  Marken  zu  verfolgen. 
Schon  Büdinger®)  wies  auf  die  grosse  Aehnlichkeit  desselben 
in  beiden  hin.  Nach  den  Anschauungen  der  Franken  galten  die 
eroberten  Gebiete  zunächst  als  ein  Eigentum  der  Krone.7)  Die 


■)  Constitutio  pro  Hispania  prima  (Legg.  202,7):  cuius  consti- 
tutionis  in  unaquaque  civitate,  nbi  praedicti  Hinpani  hnbitare  noscuntur,  tres 
descriptiones  esse  volumus.  In  der  Const.  pro  Hisp.  II.  (Legg.  204)  werden 
die  genannten  Städte  aufgezählt.  Vgl.  Legg.  202:  in  Septimania  . . . 

3)  vgl.  Abel-Simson  I,  SOS. 

3)  vgl.  Riezler  I,  184. 

*)  Converaio  etc.  (MUH.  SS.  XI)  S.  7.  Diimmler  S.  9. 

*)  vgl.  Riezler  I,  185.  L’cber  die  deutschen  Ansiedelungen  siehe  ins- 
besondere Kümmel  S.  245  (Ips),  247  (Mündung  der  Bielach,  cf.  Boczelt, 
Codex  diplom.  Moraviae  I,  8,  XII),  S.  203  (Comagenae=Tnlln),  S.  255  (Wolffs- 
bacli),  S.  250  (Puchenau),  S.  277  f. 

*)  I,  101. 

’)  vgl.  Kämuiel  S.  239.  Seine  nicht  näher  begründete  Ansicht  auf 
S.  203,  Karl  wollte  ursprünglich  das  Avarenreich  als  Vasallenstaat  behandeln, 
„wie  er  es  ja  auch  mit  den  slavischen  Fürstentümern  im  Osten  der  Elbe, 
sowie  mit  Karantaniun  gehalten  luvt“,  ist  an  sich  wenig  wahrscheinlich. 
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Kolonisierung  erfolgte  in  der  Regel  so,  dass  der  König  Teile 
des  Landes  Ansiedlern  überliess, ')  und  zwar  entweder  als  Lehen 
oder  als  freies  Eigentum.4)  Es  kam  aber  auch  vor,  dass  man 
einfach  ohne  höhere  Genehmigung  den  Boden,  welcher  de  facto 
herrenlos  war,  usurpierte  (aprisio  oder  bifanc)  und  sich  hinterher 
die  königliche  Bestätigung  erwirkte.")  Anfangs  wurde  nur  das 
Benutzungsrecht  bestätigt,  doch  ging  es  allmählich  in  Eigentums- 
recht über.  Die  Belehnten  bildeten  die  vassi  dominici,  deren 
Hauptpflicht  in  der  Verteidigung  der  in  der  Mark  angelegten 
Kastelle  bestand.4)  Bfidinger  hält  mit  Recht  das  exceptionelle 
Verhältnis  des  Grundbesitzes  in  den  Marken  für  ein  sehr 
wesentliches  Charakteristikum  derselben. 

Nicht  überall  konnte  die  Bevölkerung  der  Marken  mit  ihrer 
Lage  zufrieden  sein.  So  gerieten  die  spanischen  Kolonisten,  die 
zum  teil  schon  recht  lange  in  der  Mark  ansässig  waren,  in  harte 
Bedrängnis.  Denn  die  Grafen  erlaubten  sich  manche  Willkür, 
vertrieben  Ansiedler  aus  ihrem  Besitze  und  eigneten  ihn  sich 
selbst  zu.  Darauf  wandten  sich  die  Unterdrückten,  von  denen 
wir  etwa  40  mit  Namen  kennen,  an  Karl  mit  der  Bitte  um 
Abhilfe.  Karl  sandte  den  Erzbischof  Johann  von  Arles  zu  König 
Ludwig  von  Aquitanien,  welcher  dem  Wunsche  des  Kaisers  ge- 
mäss mit  den  Grafen  gemeinsam  die  betreffende  Angelegenheit 
regeln  sollte.  Ausdrücklich  verbot  Karl  jede  weitere  Bedrückung 
der  Eingewanderten;'’)  sie  sollten,  so  lange  sie  ihm  die  Treue 
bewahrten,  ohne  Anfechtung  sich  ihrer  Rechte  erfreuen.  Ob 
noch  unter  Karl  die  Rechtsverhältnisse  der  Kolonisten  eine  ein- 
gehendere Regelung  fanden,  davon  wird  nichts  berichtet.  Die 
beiden  unter  seinem  Nachfolger  kurz  nach  dessen  Thronbesteigung 
erlassenen  Constitutiones  de  Hispanis  in  Francorum  regnum 


*)  vgl.  Riezler  L,  184. 

*)  Kämmel  S.  239. 

*)  Kämmel  a.  a.  O.  Bttdiuger  I,  161.  Eia  Diplom  bei  Th.  v.  Sickol, 
Acta  Karolinorum  II,  L.  30  enthält,  die  durch  Ludwig  zwei  Brüdern,  Wimar 
und  Rado,  erteilte  Bestätigung  ihres  durch  aprisio  mit  Genehmigung  dos 
Kaisers  Karl  erworbenen  Gutes  in  Septimanien.  Vgl.  dazu  ebenda  S.  303 

4)  vgl.  Büdinger  I,  160. 

’)  Praec.  pro  Hisp.  812.  (Logg.  169):  praecipimus  atque  demandamus, 
ut  neque  vos  neqne  inniores  vestri  meinoratos  Ispanos  nostros  ....  nullum 
ccnsum  sttperponere  praesumatis  neque  ad  proprium  facere  permittatis. 

5* 
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profugis1)  lassen  uns  eher  zu  der  Ansicht  hinneigen,  dass  dies 
erst  unter  Ludwig  versucht  wurde.  Nochmals  wird  in  den  beiden 
Vertilgungen  betont,  dass  diese  Spanier  zu  keinem  Zins  an  die 
Grafen  oder  deren  Unterbeamte  und  Ministerialen  verpflichtet 
seien,5)  ausser  den  Verpflichtungen,  welchen  jeder  Freie  nach- 
zukommen habe.  Bezüglich  ihrer  rechtlichen  Stellung  wird  be- 
stimmt, dass  sie  nur  in  Kriminalfällen  unter  der  Gerichsbarkeit 
der  Grafen  stehen  sollten;  die  geringfügigeren  Streitfälle  sollten 
sie  „more  suo,  sicnt  hactenus  fecisse  noscuntur“  unter  einander 
zum  Austrage  bringen.")  Das  letztere  galt  auch  für  die  späteren 
Anziigler.4)  Diese  durften,  ungeachtet  der  Einrede  anderer 
(wohl  bes.  der  Grafen),  von  ihnen  zu  freier  Dienstleistung  ge- 
braucht werden.  Auch  konnten  sie,  wenn  es  ihnen  beliebte,  zu 
ihren  Grafen  in  das  Lehensverhältnis  eintreten,5)  wobei  sie 
jedoch  sämtliche  Leistungen  übernahmen,  welche  die  Franken 
im  Lehensverhältnisse  zu  tragen  hatten.“)  Ueberall,  wo  spanische 
Kolonisten  wohnten,  sollten  mehrere  Exemplare  dieser  Verord- 
nung der  Kontrolle  wegen  aufbewahrt  werden.  Schon  im  nächsten 
Jahre  musste  König  Ludwig  hier  abermals  helfend  eingreifen.7) 
Er  sah  sich  dazu  durch  die  Klagen  der  ärmeren  Anziigler  ge- 
nötigt, welche  von  den  reicheren  vielfach  bedrückt  wurden,  die 
früher  allein  die  Bestätigung  ihres  bifancs  erwirkt  hatten.  Oft 
wurden  sie  einfach  geknechtet  und  von  Haus  und  Hof  gejagt. 
Ebenso  erging  es  manchen  der  späteren  Ankömmlinge,  welche 
zu  den  Grafen  in  das  Lehensverhältnis  getreten  waren.  Ludwig 
verfügte  nun,  dass  diese  ärmeren  und  später  eingewanderten 
Spanier,  auch  wenn  sie  noch  nicht  im  Besitze  eines  königlichen 
Privilegs  waren,  samt  ihren  Nachkommen“)  den  reicheren  Ge- 
nossen in  ihrer  rechtlichen  Stellung  nicht  nachstehen  sollten. 

Wesentlich  verschieden  von  der  Stellung  der  spanischen 


•)  Legg.  262  f. 

*)  Legg.  262:  alius  vor«  census  ab  eia  neque  a comite  neque  a iuuioribu» 
et  ininistcriaJibus  eius  exigatur. 

’j  Legg.  202,2. 

*)  ibid.  cap.  3. 

5)  ibid.  cap.  G. 

®)  Simson,  Ludwig  der  Fromme  I,  47  ff. 

*)  Legg.  203. 

*)  Sima  on  a.  a.  O.  I,  52. 
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Ansiedler  war  diejenige  der  Avaren  und  der  slavischen  Kolonisten’ 
denn  waren  jene  ausser  den  gewöhnlichen  Verpflichtungen  der 
Freien  gegen  die  Grafen  von  jeder  anderen  Leistung  befreit,  so 
mussten  diese  für  das  ihnen  überlassene  Land  einen  Zins  ent- 
richten, und,  wenn  ihnen  dies  nicht  möglich  war,  sich  sogar  in 
die  Leibeigenschaft  begeben.1) 

Auch  in  der  bretonischen  Mark  gab  es  Leibeigene,  welche 
für  ihre  Herren  das  Land  bebauten  nnd  mit  diesem  gelegentlich 
durch  Verkauf  in  andere  Hände  übergingen.4) 

Einheimische  Fürsten  sind  nicht  in  allen  Marken  nach- 
zuweisen, vielmehr  nur  in  der  bretonischen  Mark  nnd  in  einem 
Teile  der  avarischen,  in  Unterpannonien.  Die  Bretonenhänptlinge, 
von  welchen  in  der  Zeit  Karls  Jarnhitin*)  und  dessen  Söhne 
Portitoe  und  Wrbili4)  gehören,  waren  im  Besitz  einer  erb- 
lichen Würde.  Sie  werden  keltisch  als  „mactiern“  bezeichnet, 
lat.  princeps,  senior,  tyrannus  (ohne  üblen  Sinn).")  Sie  heissen 
auch  als  Vorsteher  eines  oder  mehrerer  „plebs“8)  genannter 
Distrikte  princeps  plebis.  So  werden  z.  B.  Portitoe  und  Unrbili  II 
mactierni  in  plebe  C'arentoerense  genannt  (Urk.  No.  131).  Die- 
selben heissen  auch  mactiern  in  plebe  Cadoc  (Urk.  No.  255). 
Ueber  die  rechtliche  Stellung  dieser  mactiern  geben  die  Ur- 
kunden einige  interessante  Aufschlüsse.  Gegenüber  den  fränkischen 
Grafen  besassen  die  mactiern  augenscheinlich  einen  nicht  un- 
beträchtlichen Grad  von  Unabhängigkeit.  Das  ergiebt 
sich  u.  a.  aus  dom  Umstande,  dass  sie  unter  ihren  Landsleuten 
ohne  Zuthun  des  Grafen  manche  rechtsgiltigen  Amtshandlungen 


’)  vgl.  Riezler  I,  186. 

*)  vgl.  de  Courson  No.  1S6,  146,  166. 

*)  erwähnt  bei  de  Courson  No.  135  und  168. 

4)  de  Courson  No.  131,  146,  155,  196,  355  etc. 

*)  vgl.  Waitz,  Recension  des  Cartulairc  de  Redon  in  den  Gött 
gel.  Anz.  1864,  S.  1770  ff. 

*)  Plebs,  condita  od.  condita  plebs  nach  de  Courson  Proleg.  LXXXIII. 
un  territoire  cultivfe,  une  pcuplade  organisee,  mie  paroisse,  breton.=plouef. 
Folgende  plebes  kommen  für  unsere  Zeit  in  betracht: 

1.  plebs  Carentoerensis=Carantoir  im  Morbihan.  No.  131,  133.  166. 
3.  coudita  plebs  Rufiaeum  ^Ruffiac  im  Morbihan.  No.  146,  152,  155,  196. 
3.  condita  plebs  Cadoc=Pleucadeuc  im  Morbihan.  No.  255. 
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vollzogen.  So  erhielten  Verpfändungen.')  Verkäufe*)  und  Schen- 
kungen durch  ihre  Vermittelung  und  Verfügung  fast  regelmässig 
rechtliche  Kraft;  aus  keinem  der  uns  erhaltenen  und  in  die  Zeit 
Karls  gehörigen  Diplome  ist  erkenntlich,  dass  der  Graf  der- 
gleichen Akte  vornahm. s) 

Regelmässig  werden  jedoch  bei  der  Angabe  des  Datums 
auch  die  Namen  des  Königs  und  des  fränkischen  Grafen  ge- 
nannt, das  einzige  Moment  eigentlich,  durch  welches  uns  die 
Urkunden  die  Abhängigkeit  dieser  von  Bretonen  bewohnten 
Gebiete  von  den  Franken  erkennen  lassen.  Andererseits  spricht 
der  Umstand,  dass  die  mactiern  selbst  häufig  neben  den  Herr- 
schern und  Grafen  erwähnt  werden,  wiederum  sehr  für  den  relativ 
geringen  Grad  der  Abhängigkeit  des  Bretonenvolkes. 

In  den  Urkunden  fällt  der  Ort  der  Ausfertigung  nicht  immer 
zusammen  mit  demjenigen,  um  welchen  es  sich  in  ihnen  handelt. 
So  berichtet  No.  133  von  der  Verpfändung  eines  Stückes  Land 
in  dem  Orte  Renhoiam  (plebs  Carentoer);  der  Akt  der  Aus- 
fertigung selbst  aber  ging  in  Gegenwart  des  Portitoe  und 
Unrbili  in  einem  anderen  Orte,  Lisnowid,  vor  sich.  In  No.  155 
wird  in  loco  non  ignobili  nuncupante  aecclesia  Rnfiaca  über  den 
Verkauf  einer  villa  Loutinoc  in  einem  Orte  Lerniacuin  beschlossen, 
nnd  zwar  praesente  populo.4)  Man  könnte  hieraus  folgern, 
dass  dergleichen  Amtsgeschäfte  der  mactiern  wahrscheinlich  auf 
deren  Gebot  in  irgend  einem  dazu  vorherbestimmten  Orte  ihres 
Bezirkes  in  Gegenwart  des  Volkes,  also  öffentlich,  vollzogen 
wurden. 


')  z.  B.  de  Courson  No.  133:  ante  venerabilem  viruin  nomine  Uuorvili 
vcl  reliquos  viros,  qui  ibidem  adorant;  Portitoe  ist  unter  den  teste*. 

*)  de  Courson  No.  131  vor  Portitoe  allein.  No.  146  ebenso.  No.  161  vor 
Uuorvili  und  Portitoe.  No.  196  praesentibus  Portitoe  Uuorvili  vassis  dominicis. 
No.  255  vor  Uuorvili  allein. 

*)  Nur  in  No.  212  ein  Verkauf  ohne  Erwähnung  von  mactiern;  er  fand 
statt  ex  verbo  Uuido  comite,  also  wohl  nicht  in  Gegenwart  W.’s,  aber  doch 
auf  dessen  Billigung  hin  vor  Bevollmächtigten  desselben.  Aehnlich  No.  155 
ein  Verkauf  ex  verbo  Portitoe  et  Uurbili  testes  et  filiorum  corum.  Vgl.  auch 
No.  166:  et  fuit  hoc  factum  de  verbo  Jambitin  et  filiolo  suo  Uurbili; 
No.  168:  ex  verbo  Jaruhitin  uiachtiern. 

4)  Achuliche  Beispiele  bei  de  Courson  No.  152..  196,  255  etc. 
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Die  mactiern  sind  wohl  zu  unterscheiden  von  dem  obersten 
Pürsten  des  Landes,  welcher  auch  als  princeps  bezeichnet 
wird.  Diese  Stellung  hatte  unter  Ludwig  dem  Frommen  einige 
Zeit  Nominoe  inne;  doch  dürfen  wir  aus  dem  Titel  princeps 
keineswegs  folgern,  dass  Nominoe  Souveraiu  war.1) 

In  Unterpannonien  gab  es  bald  nach  der  Besiegung  der 
Avaren  noch  einige  slavische  Fürsten:  Ingo.  Priwizlauga.  Cemicas, 
Ztoimar,  Etgar.ä)  Auch  sie  scheinen  — anfangs  wenigstens  — 
sich  einen  gewissen  Grad  politischer  Selbständigkeit  noch  ge- 
sichert zu  haben. 

Die  in  der  spanischen  Mark  vorkommenden  gothischen  Grafen 
darf  man  natürlich  nicht  als  einheimische  Fürsten,  sondern  nur 
als  fränkische  Beamte  ansehen. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  ob  die  Bevölkerung  der  Marken 
unter  Karl  tributpflichtig  war,  scheint  nicht  ganz  leicht  zu 
sein.  v.  Daniels8)  hält  die  Tributpflicht  geradezu  für  ein 
Kennzeichen  der  Mark:  er  versteht  unter  der  eigentlichen 
mar  ca  das  ausserhalb  „der  in  fränkischer  Weise  organisierten 
und  dem  Reiche  beständig  einverleibten  Gaue  gelegene  Gebiet, 
in  welchem  vorgeschobene  Kastelle  mit  fränkischer  Besatzung 
angelegt  waren,  zwischen  denen  tributpflichtige  Völker 
unter  eigenen  Fürsten  und  fränkischer  Oberhoheit  lebten.“ 
Die  bisherige  Untersuchung  des  Markensystems  dürfte  als  zweifel- 
los erscheinen  lassen,  dass  dies  nicht  für  alle  Marken  gelten 
kann,  und  die  Verhältnisse  z.  B.  in  der  spanischen  Mark  machen 
diese  Definition  für  die  allgemeine  Anwendung  unbrauchbar.  Die 
Bemerkung  v.  D’s.  kann  allenfalls  auf  die  pannonische  Mark 
passen.  Sicher  überliefert  ist  uns  nur  die  Tributpflicht  der 
Bretonen,4)  doch  halte  ich  es  für  wahrscheinlicher,  dass  sie  sich 
auf  die  ausserhalb  der  eigentlichen  bretonischen  Mark  unter 


')  lieber  Nominoe's  Stellung  vgl.  ile  la  Borderie  a.  a.  0.  S.  269, 
sowie  Lipp  a.  a.  0.  S.  27 — 28,  32,2. 

*)  Conversio  etc.  a.  a.  O.  S.  11,  cap.  10.  Kümmel  wendet  sich  wohl 
mit  Recht  gegen  DUmmler  S.  18,  nach  welchem  diese  Slavenfilrsten  in 
Knrantanien  zu  suchen  sein  sollten. 
s)  v.  Daniels  a.  a.  O.  I,  545. 

*)  vgl.  Siinsou,  Ludw.  d.  Fr.  I,  130,3.  Lipp,  a.  a.  O.  17,5. 
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eigenen  Häuptlingen  lebenden  Bretonen  bezogen  habe,  als  auf 
die  bretonischen  Bewohner  der  Mark  selbst. 


3.  Kirchliche  Verhältnisse. 

Einige  wenige  Bemerkungen  über  kirchliche  Verhältnisse  in 
den  Marken  mögen  hier  nicht  fehlen.  Die  bretonische  Mark 
gehörte  zum  Bistum  Vannes,  dessen  Ursprung  ein  sehr  früher 
war,  und  welches,  wie  aus  den  Urkunden  zu  entnehmen  ist, 
während  der  Regierung  Karls  von  dem  Bischof  Isaac  verwaltet 
wurde.  Einzelne  Städte  der  spanischen  Mark  waren  anfangs 
selbst  Bischofssitze,  so  Ausona,  eine  alte  Stadt,  die  zur  Römer- 
zeit  den  Namen  Ausa  führte,1)  in  der  westgothischen  Periode 
unter  der  Metropolis  Tarragona.  Bei  der  Invasion  der  Araber 
wurden  beide  Städte  zerstört;  aber  bald  entstand  auf  den 
Trümmern  von  Ausona  ein  neuer  Ort,  Vieh  (vicus)*)  Da  Tarra- 
gona aufgehört  hatte,  Erzbistum  zu  sein,  wandte  sich  die  christ- 
liche Bevölkerung  von  Vieh  an  König  Pippin  mit  der  Bitte, 
fortan  bis  zur  Wiedereinsetzung  eines  Bischofs  der  Metro- 
pole Narbonne  in  Septimanien  unterstellt  sein  zu  dürfen,3)  was 
gewährt  und  792  auf  dem  Narbonenser  Concile  bestätigt  wurde. 
Urgel,  welches  bei  der  Occupation  der  iberischen  Halbinsel  durch 
die  Araber  schwer  zu  leiden  gehabt  hatte,  vermochte  im  Gegen- 
satz zu  Ausona  es  durchzusetzen,  dass  trotz  aller  Drangsale  die 
Reihe  der  Bischöfe  nicht  unterbrochen  w urde.4)  Ein  besonderes 
Interesse  hat  Urgel  für  uns  dadurch,  dass  es., .der  Sitz  jenes 
Bischofs  Felix  war,  welcher  nebst  Elipandus  von  Toledo  der 
Hauptvertreter  der  später  verdammten  Irrlehre  des  Adoptianismus 
war.5)  Nach  dem  Kataloge  war  Felix  der  12.  Bischof  von 
Urgel,  seine  Nachfolger  unter  Karl  dem  Gr.,  Raudolf  und  Lei- 
derad, sind  uns  nur  dem  Namen  nach  bekannt.8)  Ebenso  wie 


')  Lembke,  I,  »SO. 

*)  erw.  bei  Villanueva  IX.  286,  Ap6n<l.  No.  XXVII. 
*)  Vaiasette  I,  450.  Lembke  I,  SSO — 887. 

4)  vgl.  Villanneva.  X,  Apfind.  I.  Lembke  I,  387,4. 
*)  Siehe  darüber  Abel-Simson  II,  z.  J.  782  ff. 

*)  Lembke  I,  2s9, 3. 
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Ansona  war  Urgel  ein  Snffraganbistum  von  Narbonne.  In  den 
südöstlichen  Marken  waren  für  die  spätere  Ostmark  und  Ober- 
pannonien bis  zur  Raab  Passau,  für  Karantanien  und  seit  79fi 
auch  für  einen  Teil  Unterpannoniens,  nämlich  das  Land  zwischen 
Raab,  Donau  und  Drau,  Salzburg  die  Metropolen,1)  das  Uebrige 
gehörte  zur  Metropole  Aquileja.  Der  erste  Bischof  von  Unter- 
pannonien war  Arno  von  Salzburg,4)  der  sein  Amt  jedoch  erst 
798  antrat.3)  Nach  kurzer  Wirksamkeit  wurde  er  hier  durch 
den  von  ihm  und  dem  Markgrafen  Gerold  eingeführten  Theoderich 
abgelöst.1)  Der  Patriarch  von  Aquileja  beanspruchte  einen  Teil 
des  angrenzenden  Salzburgischen  Sprengels,  was  langwierige 
Streitigkeiten  zwischen  beiden  Erzdiöcesen  hervorrief.  Erst  811 
wurde  von  Karl  eine  Grenzlinie  festgesetzt,3)  die  819  durch 
Ludwig  bestätigt  wurde.  Trotz  der  Warnung  Alcuins  wurde 
zugleich  mit  dem  Beginne  der  Heidenmission  in  den  ehemals 
avarischen  Gebieten  auch  der  Zehnte  eingeführt,*)  eine  Mass- 
regel,  die  wesentlich  dazu  beitrug,  die  Ausbreitung  des  Christen- 
tums in  diesen  Gegenden  zu  verlangsamen. 


4.  Politische  Zugehörigkeit  der  Marken. 

Die  bretonische  Mark  wird  wahrscheinlich  zu J dem  König- 
reiche Aquitanien  gerechnet  worden  sein.  Sicher  sagen  lässt 
sich  dies  von  der  spanischen  Mark.  Denn  eine  ganz  selbständige 
Verwaltung  derselben  lässt  sich  nicht  erkennen,  wenigstens  nicht 
unter  Karl.  Schon  darin  spricht  sich  ihre  Zugehörigkeit  zu 
Aquitanien  aus,  dass  sie  in  kirchlicher  Hinsicht  unter  der  Metro- 
polis Narbonne  stand.  Auch  die  Reichsversammlungen  deuten 


’)  vgl.  Riezler  I,  187. 

*)  Converaio  etc.  cap.  6.  Dümmler  S.  21. 

*)  Vorschriften  für  die  Verwaltung  der  neuen  Kirchenprovinz  in  einem 
Briefe  Leos  III.  vom  20.  IV.  798  au  Arno  bei  Zahn,  Urkundon-Buch  f.  d. 
Herzogt.  Steyermark,  Graz  75,  1,1. 

*)  Conversio  etc.  cap.  8. 

*)  Zahn  a.  a.  0.  S.  5.  (Dümmler  datiert  die  Urk.  irrtümlich  von  810). 
Damals  war  in  Aquileja  Maxentius  • > 

(802 — 810),  vgl.  Kümmel  3.  226. 

*)  Dümmler  3.  23. 
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daraufhin,  welche  für  Aquitanien  in  Toulouse  abgehalten  wurden, 
wo  bei  dieser  Gelegenheit  häufig  auch  die  Angelegenheiten  der 
Mark  zur  Sprache  kamen.  Nicht  selten  erschienen  hier  Gesandte 
der  Araber,  und  wenn  gegen  die  letzteren  ein  Feldzug  unter- 
nommen werden  sollte,  der  von  grösserer  Bedeutung  war,  so 
wurden  hier  vor  dem  Ausrücken  der  Scharen  die  Vorberatungen 
gehalten  und  der  Operationsplan  festgestellt.  Erkennen  können 
wir  jenes  auch  aus  einer  Stelle  des  Praec.  pro  Hisp.  Karls:  „et 
mandamus  illi  (Lodoico),  ut  tempore  opportuno  illuc  (span.  Mark) 
veniens,  et  vos  in  eius  praesentiam  venientes,  hordinare  faciat, 
quomodo  aut  qnaliter  isti  Ispani  vivere  debeant.“  Ferner  wird 
in  der  Urkunde  der  Reichsteilung  vom  6.  IL  801  ’)  die  Mark 
zn  Aquitanien  gerechnet.  Die  gesamte  geographische  Situation 
musste  überhaupt,  wollte  man  die  Mark  dauernd  besitzen,  aul 
ihren  innigsten  Anschluss  an  Aquitanien  hinweisen.  Die  Marken 
jenseits  der  Elbe  waren  naturgemäss  ebenso  auf  den  Anschluss 
an  das  Sachsenland  angewiesen,  wie  die  Sorbenmark  auf  den- 
jenigen an  Thüringen;  zu  Bayern  gehörten  die  Grenzgebiete 
gegen  Böhmen  und  die  Avarenmark,  zu  Italien  die  friaulsche 
Mark.2) 

Wie  wir  oben  sahen,  hatten  die  Markgrafen  in  ihren  Ver- 
waltungsgebieten eine  entschieden  höhere  Stellung,  als  die  Grafen 
im  Innern  des  Reiches,  diese  war  aber  unter  Karl  weit  davon 
entfernt,  eine  unabhängige  zu  sein.  Die  oberste  Autorität  auch 
über  die  Vorhut  des  Reiches  blieb  stets  sein  Beherrscher,  und 
genau  so  wie  alle  Grafen  des  eigentlichen  Frankenreiches  unter- 
standen auch  die  Grenz-  und  Markgrafen  der  Kontrolle  könig- 
licher Sendboten.  Sämtliche  Freien  waren  zu  deren  Beherbergung 
verpflichtet,  und  es  existieren  Vorschriften  über  ihre  schnelle 
Weiterbeförderung  und  ihre  bestmögliche  Aufnahme.  *)  Diese 
missi  bewerkstelligten  zum  teil  die  Verbindung  der  leitenden 
Gewalten  in  den  Reichsmarken  mit  der  Centralgewalt,  was 
freilich  auch  durch  die  Verpflichtung  der  Markgrafen  geschah, 
au  den  Reichsversammluugen  gleich  den  übrigen  Grossen  teil- 


*)  Legg.  127,  l. 

*)  Legg.  123,5. 

*)  vgl.  Legg.  96,28;  104,63. 
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zunehmen. ')  Fraglich  ist,  ob  die  Inspektionsreisen  der  könig- 
lichen Sendboten  nach  den  Grenzdistrikten  ebenso  oft  stattfanden 
wie  in  die  übrigen  Reichsteile:  anscheinend  waren  sie  dort  nicht 
periodisch  wiederkehrend,  sondern  wurden  je  nach  dem  vor- 
liegenden Bedürfnis  unternommen.8)  — 

Die  ungleichmässige  Fülle  und  Beschaffenheit  der  Nach- 
richten über  die  Anfänge  der  Marken  des  Frankenreiches  er- 
schwert uns  ungemein  den  tieferen  Einblick  in  alle  ihre  Ver- 
hältnisse. Deshalb  ist  auch  ein  Beweis  der  hin  und  wieder  uns 
begegnenden  Behauptung,  dass  Karl  bei  seiner  Markenpolitik 
ein  bestimmtes  gleichartiges  System  verfolgte,  so  gut  wie  un- 
möglich. Aehniiehkeiten  in  einzelnen  die  Zustände  der  ver- 
schiedenen Marken  betreffenden  Punkten  sind  wohl  vorhanden: 
ein  gewisses  System  ist  mit  Sicherheit  nur  in  der  Grenzverteidigung 
zu  erkennen.  Dass  auch  sonst,  namentlich  in  den  Kultur-  und 
Besiedelungsverhältnissen,  in  der  Regelung  der  Stellung  der 
Eingeborenen  zu  den  Franken  u.  s.  w.  alles  nach  den  gleichen 
Gesichtspunkten  behandelt  sein  sollte,  erscheint  schon  deswegen 
als  ganz  ausgeschlossen,  weil  rings  um  die  Grenzlinie  des  Reiches 
Völker  mit  so  wesentlich  von  einander  verschiedenem  Charakter 
lebten,  und  hätte  Karl  sich  ohne  Rücksicht  über  alle  ihre  Eigen- 
tümlichkeiten hinweggesetzt , so  würde  er  sich  eines  argen 
politischen  Fehlers  schuldig  gemacht  haben.  Die  Markenpolitik 
Karls  war  keine  einheitliche,  sondern  zeigte  das  Bestreben,  allen 
in  Betracht  kommenden  Verhältnissen  die  gebührende  Berück- 
sichtigung zu  teil  werden  zu  lassen. 

Der  Zweck  der  Markengründung  war  ein  höherer,  als  das 
blosse  Festhalten  eines  gewonnenen  Landstriches,  ein  höherer 
auch,  als  die  einfache  Erweiterung  des  königlichen  Machtbereiches. 
Er  war  vielmehr  ein  Kulturzweck  allerersten  Ranges:  sollte 
doch  die  Markeinrichtung  vor  allem  auch  dazu  dienen,  Barbarei 
und  Heidentum  nicht  nur  von  dem  Kern  des  Reiches  femzuhalten, 


’)  vgl.  Waitz  III,  555,  1.  — Nicht  selten  erschienen  Markgrafen  vor 
Karl  nach  der  Beendigung  von  Feldzügen,  wohl  um  Bericht  zu  erstatten. 
So  brachte  Wido  799  die  Schwerter  der  besiegten  macticm  nach  Worms. 

*)  vgl.  Legg.  262,1  missos,  quo3  pro  rerum  opportunitate  illas  in 
partes  miserimus.  * 
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sondern  auch  in  der  Mark  selbst  zu  verdrängen  und  germanisches 
Wesen  und  Christentum  an  ihre  Stelle  zu  setzen.  Keineswegs 
war  die  Mark  eine  „bereits  germanisierte  Grenzprovinz“,  wie 
Eichhorn  meint,1)  sie  sollte  eine  solche  erst  werden,  und  mit 
wie  gewaltigen  Schwierigkeiten  dieses  Ziel  nur  erreicht  werden 
konnte,  und  wie  es  an  manchen  Stellen  ein  nur  erstrebtes,  un- 
erreichtes bleiben  sollte,  das  liess  die  kampfdurchtobte  Regierung 
des  schwachen  Nachfolgers  Karls  schon  vorausahnen. 


')  Eichhorn  I,  516;  E.  geht  vielleicht  auch  I,  517  in  seiner  Ansicht 
über  dio  Kriegsdienstpflicht  unterworfener  und  verbündeter  Völker  (Anm.  1.) 
etwas  zu  weit. 


Druck  von  Otto  Billiger  in  ▲ltwtMcr. 


Digitized  by  Google 


UNIV.  OF  MICH. 

bindsry 

JAN  25  1939 


Digitized  by  Google 


